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Einleitung, zugleih VBorrede, 





$; ift wohl faum nöthig, daß der Verfaſſer fi mit dem Publiz ' 
fum über Zweck, Inhalt und Form diefes Handbuch weitläufig 
zu verftändigen fuche. Der Nheinfreis hat eigene Snftitutionen - 
und Gefeße, welche auf die frühern franzöfifchen gegründet und 
durch die nachgefolgten Negierungswechfel in vwielfacher Beziehung 
verändert und fortgebildet worden find. Eine durchgreifende Ums 
bildung bat befonders die gefammte Verwaltung und der Gemeins 
dehaushalt, auch die Gerichtsverfaffung und das Kirchliche er: 
fahren; weder Organismen noch Geſetze, weder Grundfäge noch 
Formen find diefelben geblieben. Dabei find. die Quellen fehr 
jerftreut, in den mehrften Gemeinden: gar nicht vorhanden; die 
franzöfifchen, der Sprache wegen, Vielen unzugänglich; Gültigkeit 
und Harmonie zwifchen Altem und Neuem häufig zweifelhaft und 
bem Widerfpruch unterworfen; Feine Ueberſicht des Vorhandenen 
fteht zu Gebot, fo daß das Nachſchlagen unendlich erfchwert und das 
Ergebniß unficher ift, weil man nie die Leberzeugung hat, alle 
über einen Gegenftand beftehenden Verfügungen zu fennen; endlich 
find wichtige Entfcheidungen und Anordnungen nur in Archiven 
und Regiftraturen zu finden, u. ſ. w. 

Daß unter folhen Umftänden die früher erfchienenen Hands 
bücher von Bodmann und Keil nicht mehr genügen fönnen, ift von 
ſelbſt Far. Ueberdies hatten diefe Handbücher einen fehr befchränf: 
ten Plan und Zwed, fo daß wohl die Hälfte der Materien nicht 
behandelt iſt; auch gaben fie meift nur den ungefähren Inhalt, 
ja häufig nur das Datum der Gefege, nicht den Text felbft; die 
Zufäge und DBeränderungen feit 1814 find ihnen fremd. Das 
Büchlein von Herrn Chelius enthält manches Brauchbare für Orts⸗ 
vorfteher und Gemeindefchreiber. 

Sch hatte mir, blos zu eigenem Gebrauche, feit Jahren viele 
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Notizen und Auszüge gemacht, und chen ein Hauptverzeichniß 
aller vorhandenen Gefege und Verordnungen, nah Materien ge: 
ordnet, entworfen, ald Herr Buchhändler Ritter mir den Antrag 
machte, ein zwedimäßiges Handbuch zu fehreiben, da man bei ihm 
Bodmanns Code administratif fehr häufig begehre, dieſes Werk aber 
bereits vergriffen fey. Sch entfchloß mich dazu, minder meine 
Muße und Kraft, ald das dringend gefühlte Beduͤrfniß berech— 
nend, und übernahm damit eine wahrhaft herfulifche Arbeit, eben. 
fo abſchreckend durch ihre Trockenheit an ſich, als muͤhevoll in 
. Abficht auf Sonderung des Gültigen vom Ungültigen. So an⸗ 
ziehbend das Studium der Gefege und Organifationen in ihren 
Fort⸗ und Rüdfchritten, Entwicdelungen und Veränderungen für 
mich war, fo bedurfte es gleichwohl, ich verhehle es nicht, eines 
mehrmals erneuerten Entfchluffes, das Angefangene zu vollenden ; 
worin mich die Ausficht auf Anerkennung von Seiten des Publi- 
fums wie aller Behörden ftärfte und belebte. 

Hieraus und aus der nachfolgenden Inhaltsanzeige wird der 
Lefer abnehmen, daß das Handbuch eine Darftellung aller gel- 
tenden oder wenigftend nicht unzweifelhaft abgefchafften Normen 
in Beziehung aufdie gefammten Zweige der Staatsverwaltung bezielt. 

Hinfichtlic der Form im Allgemeinen geb’ ic) mich im Boraus 
allen Angriffen Preis ; gar Manches Fonnte feinen Pla wo 
anders finden; ich felbft habe oft genug dislozirt: alles was ich 
fordere, ijt die Vorausfegung, daß die Anordnung eben nicht wills 
führlih, und die Logif nirgends ohne wefentliche Ruͤckſichten 
aufgeopfert worden ſey. Materien, welche in verfchiedenen Ab- 
ſchnitten gleich ſchicklich hätten untergebracht werden Können, fuchte 
ich dahin zu ftellen, wohin die überwiegende Bedeutung fie zu 
verweifen ſchien. Indeſſen dirfte durch gegenfeitige Hinweifungen, 
ferner durch die Inhaltsanzeige und das zulegt erfcheinende voll— 
ſtaͤndige Sachregifter für Erleichterung des Gebrauchs genugfam 
geforgt ſeyn. Im Uebrigen bemerfe ich noch folgendes: 

1) Das Bud follte nicht blos für alle Gerichte- und Verwal: 
tungsbeamten, Gemeindevorfteher, Geiftlichfeit ꝛc., fondern 
für jeden Bürger dienfich feyn, der ſich mit den wichtigften 
Inſtitutionen und Gefegen vertraut machen, oder ein Hands 
buch zum Nachſchlagen befigen möchte. Auch für auswaͤr⸗ 
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tige Gelehrte, Beamten u. f. w. wird es erwuͤnſcht ſeyn, 
unsre vornehmften Gefeße und Verordnungen in Beziehung auf 
Staats verwaltung, alfo geordnet, um fo billigen Preis zu befigen. 
Die franzöfifchen Verwaltungsgeſetze enthalten einen reichen 
und eigenthümlichen Schatz, . der wenigftend der Vergleichung 
werth ift, wenn auch das Borurtheil nichts Nachahmungs- 
würdiges darin finnden wollte. 

2) Eine blos räfonnirende Darftellung des Inhalts der Gefege 
und Verfügungen konnte fomit nicht genügen, fondern der 
Tert felbft mußte geliefert werden, und zwar wie er verfün- 
det worden; die blos in franzdfifcher Sprache verfündeten 
in möglichft treuer Mebertragung. Bei den in beiden Sprachen 
verfündeten, rechne man mir die Mängel ber Ueberſetzung 
nicht zu; ich konnte vom gefeglichen Tert nicht abweichen. 

3) Ueberall ift die Quelle, d. h. das amtliche Blatt angezeigt, 
worin die Gefege u. f. w. verfündet worden, Damit man, 
zumal Richter, das Original felbft vergleichen koͤnne. 

4) Aller Stoff wurde nach ſchicklichen Ueberfchriften vertheilt 
und zufammengefaßt, ohne Wiederholung, aber mit beftändi- 
gen Hinweifungen da, wo die Gefege unter verfchiedenen 
Nubrifen angeführt werden mußten. | 

5) Bei dieſer blofen Stoffsanordnung blieb ich jedoch nicht 
ftebn, fondern ich fuchte alle Theile durch Einleitungen, Ue- 
bergänge, gefchichtliche Andeutung der Entftehung, Abän- 
derung und Fortbildung der Verfügungen, worauf oft fehr 
viel anfommt, u. f. w. zu verbinden und das Verſtaͤndniß 
zu erleichtern. 

6) Um die Koften des Druckes moͤglichſt zu vermindern, was 
bei dem großen Umfang unentbehrlich war, und um uͤber 
die Frage, was iſt jetzt geltend, was nicht? wenig Zweifel 
zu laſſſen, babe ich die unzweifelhaft abgeſchafften und ver— 
alteten Beftimmungen ‚- ferner die Eingangs- und Schluß: 
formeln u. f. w. weggelaffen, von manchen, wo die Motive 
oder veranlaffenden Umftände feinen Werth hatten, nur dag Dis- 
pofitive aufgenommen, alle diejenigen aber, wobei auf wörtlichen 
Inhalt nichts ankommt, nur dem Wefentlichen nach angeführt. 
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Soviel im Allgemeinen. Ueber das erſte Buch: Staatsrecht— 
liches insbeſondere, erlaube ich mir folgende Bemerkungen und 
Andentungen. Die Dunfelheit und Verwirrung, welche ſchon 
früher durch die fo oft veränderte Verfaſſung und Gefeßge- 
bung Frankreichs erzeugt worden war, wurde durch die neue baye- 
rifche Berfaffung noch fehr vermehrte. Es ift laͤngſt ein auf 
tiefgefühltes Bebürfniß gegründeter Wunfh, daß fachfundige Mäns 
ner ein rheinkayerifches Staatsrecht zu Stande bringen möchten, 
zumal da ein folches auf gefeglichem Wege faum zu erwarten ift, 
und die Arbeit felbft zunächft nur Sammlung und Ordnung des 
Stoffes beträfe. Allein es mochte die nicht geringe Schwierigkeit 
zurücichreden, welche hauptfächlich in der fung der Frage liegt, 
was ift geltend, was nicht? Könnte man ſich begnügen, die Bes 
fimmungen aufzuftellen, welche durch ſpaͤtere Gefege nicht aus 
drüdlich aufgehoben worden, und die neuen hinzuzufügen; fo 
wäre die Sache nicht fo ſchwer. Dies ift jedoch nur die geringere 
Hälfte der Arbeit; die Hauptfchwierigfeit liegt im Wechfel der 
Syſteme und der dadurch entftandenen Nothwendigfeit, Manches 
als veraltet oder unanwendbar zu betrachten, was nicht ausdruͤck⸗ 
lich aufgehoben worden; dagegen aber auch Anderes als wieder; 
auftebend anzufehen, was ausdrädlich oder ftillfehweigend abge: 
fchafft oder außer Uebung gefommen war. 

Die Aufgabe diefes Buchs ift nicht, ein wiſſenſchaftlich ges 
gliedertes rheinbayerifches Staatsrecht aufzuftellen; wohl aber faß- 
lich geordnet in gefeglichem Tert alle noch geltenden, obwohl viel- 
leicht nicht gültigen, Verfügungen vorzutragen. Der Berfaffer 
darf nicht hoffen, dieſe Aufgabe zu Aller Befriedigung zu Iöfen; 
die Billigen werden einem erften Verfuch, Kicht in dieſes Chaos 
zu. bringen, Gerechtigfeit widerfahren laſſen, und tüchtigere 
Männer, fo wünfcht der Verfaſſer, werben fich angeregt fühlen, 
ber hochwichtigen Sache ihr Nachdenken zu widmen und feine Ar, 
beit recht bald durch eine gründlichere, in wiffenfchaftlicher Form, 
zu verdrängen. Hier in Kürze mein Verfahren und die Gründe, 
welche mich dazu beftimmten, 

In den erften Jahren der Revolution erfchien befanntlich eine 
Reihe von Gefegen, wodurd der ganze Zujtand der Dinge umge 
wandelt ward. Diefe bilden noch immer die Grundlage aller 
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nachgefolgten Conſtitutionen, Geſetze und Einrichtungen. Die „Er⸗ 
klaͤrung der Rechte und Pflichten des Menſchen und Buͤrgers“ 
wurde mit der Conſtitution des Jahrs II in. den vier ſogenannten 
Rheindepartementen verkündet. Im Sahr VIII erfchien eine neue 
Eonftitution, welche die Konfularregierung aufftellte; im Jahr XI 
die, welche das erbliche Kaifertbum errichtete; dazwifchen das Con⸗ 
cordat und das organifche Gefeg vom 18. Germinal X, ſowie das 
Senatsconfult vom 16. Thermid, X; hierauf das Goncordat von 
1813 undim Jahr 1818 die neue bayerifche Verfaſſung nebft Zugehör. 
Die übrigen franzöfifchen Verfaffungs-Veränderungen wurden in 
Rheinbayern nicht publizirt und fönnen alfo bier übergangen werben. 

Der natürliche Gang nun ſcheint auf dem erften Anblick der, daß 
man auf den Grundlagen der Revolutionsgeſetze mit den Materin- 
lien fortbaue, welche die fpätern Verfaſſungen und Geſetze liefer- 
ten. Gleichwohl hab’ ich den umgefehrten Weg eingefchlagen, weil 
jener zu unendlichen Wiederholungen, zu neuen Dunfelheiten und 
Bermwirrungen unausbleiblic führen würde. Entweder mußte man 
nemlich die älteren und neuern Beftimmungen ganz mittheilen und 
dem Lefer überlaffen, das Gültige vom Ungültigen zu fcheiden, 
womit, abgefehen von der Weitldäufigfeit, dem größern Theile des 
Publikums nicht gedient ſeyn würde, felbft wenn man die genaues 
ften Andeutungen zu jener Scheidung beifügen wollte. *) Oder wenn 
man von den Altern Beftimmungen nur das noch Gültige auf- 
führen wollte, würde eine beftändige Hinweifung auf fpätere, die 
der Lefer noch nicht Fennt, nöthig feyn, was abermals nur zu Wies 
derholungen und zur Verwirrung führen müßte. Sn beiden Fällen 
hätte man auf einem fehr ungewiffen, fchwanfenden und vielfach 
zu beftreitenden Grunde gebaut. 

Das umgekehrte Verfahren hingegen, wobei man nemlich vom 
Neueften, Unbeftrittenen, Gültigen ausgeht, und ruͤckwaͤrts das 
anffucht und beifügt, was dadurch nicht umgeftoßen, oder, 
indem in ber Zwiſchenzeit eingefchlichene Befchränfungen wegftelen, 


*) Für das Gefammtftubium der rheinbayeriihen Verfaſſung ift aller» 
dings ein ſolches Verfahren das zweckmaͤßigſte, ja vielleicht allein richtige, weil 
das Spätere meift nur im Frühern feine genauere Bedeutung und Zuſammen— 
bang findet. Wer ein rbeinbayerifces Staatsrecht ausarbeiten wollte, dürfte 
vielleicht Feinen antern Weg einfhhlagen als diefen. 
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neu in's Leben gerufen worden iſt, geſtattet, daß man von allem 
vorhandenen Stoff nur das Guͤltige, Brauchbare auswaͤhle und 
ſchicklich zuſammenſtelle, immer vom Sichern, Bekannten zum Uns 
ſichern, Unbefannten fortſchreitend. 


Bei der Frage nun, was iſt guͤltig, was nicht? bin ic von 


folgenden Grundfägen ausgegangen : 
1) Alles was durch fpätere, unzweifelhaft gültige Verfügungen 


2 


—⸗ 


3) 


ausdruͤcklich oder ſtillſchweigend abgeſchafft worden, bleibt 
weg. Unter ſtillſchweigender Abſchaffung verſtehe ich hier 
nur den Fall, wenn eine neue Verfuͤgung an die Stelle einer 
aͤltern trat, ohne jene ausdruͤcklich aufzuheben. Daß hiebei 
ſchon große Vorſicht noͤthig iſt, ergiebt ſich von ſelbſt. 
Desgleichen muß alles, einer fruͤhern Ordnung oder Syſtem 
Angehoͤrige, welches mit dem ſpaͤtern unvereinbar iſt, als 
weggefallen betrachtet werden, ſofern es 

durch das neueſte Syſtem nicht wieder erweckt worden iſt. 
Dieſe beiden Grundſaͤtze will ich durch Beiſpiele klar machen. 
Mit der Einführung des Kaiſerthums zerfielen, oder empfins 
gen wenigftend einen andern Sinn, die Gefeße, weldhe Haß 
gegen das Königthum, Unantaftbarfeit der republifanifchen 
Derfaffung un. f. w. ausfprachen, obgleich ſolche nicht aus⸗ 
druͤcklich und auch nicht ſtillſchweigend durch entgegengeſetzte 
Verfuͤgungen abgeſchafft wo rden. Dieſe Geſetze ſind auch 
durch die neueſte Ordnung der Dinge nicht wieder aufgelebt. 
Dagegen hatten die Conſtitution des Jahrs VIII und dazu 
gehörige fpätere Gefeße eine gewiffe Wahl in Beziehung auf 
die Departemental- und Gemeinde» Verwaltung vorgefchrieben, 
welche allmählig einſchlief. Mit der neuen bayerifchen Vers 
faffung ward ein Gemeindsedift publizirr, im Rheinfreis 
aber nicht angewendet, fondern die dortige Einrichtung beis 
behalten. Was war nun unter diefer Einrichtung zu verjtehen, 
die gefeßliche, außer Uebung gefommene, oder die ftillfchweis 
gend an ihre Stelle getretene? Die Regierung hat für 
jene entfchieden, und gewiß mit Recht: Die Willführ, welche 
fih verfaffungswidrig eingefchlichen hatte, war mit bem 
neuen conflitutionelen Syſtem offenbar nicht mehr ver- 





zufammenzuftellen: und fo bleibt mir nichts übrig, als bie 
Gefege und Defrete zu geben, wie e8 denn bier 

5) überhaupt Grundſatz bei mir” ift, lieber eine zweifelhafte 
Beſtimmung mitzutheilen, ald wegzulaffen. Sodann aber ergibt 
fih aus dem erften, zweiten und dritten Grundfaß noch der, 


6) daß alle gefeglichen Beftimmungen, welche weder ausdruͤcklich 


Ix 
traͤglich. Allerdings befolgt man dieſen Grundſatz nicht in 
allen Stuͤcken, zumal wo 

4) Dekrete des Kaiſers in Mitte liegen, welche, obgleich ver- 
faffungswidrig, als geltend betrachtet werden. Allerdings 
nehmen die franzöfifchen Gerichte, und auch die rheinbayeri- 
ſchen, jene Defrete als gültig an, weil der franzöfifche Se— 
nat, dem die Erhaltung der Verfafjung oblag, dazu ſchwieg, 
die Minifter nicht zur Berantwortung zug, und die Defrete 
als Gefege gelten Tief. Vom Senat ift died begreiflich; 
nit fo von Seiten der Gerichte. Sch muß mich begnügen, 
dies anzudeuten, denn hier ift der Ort nicht, eine fo ſchwie— 
rige, tiefgehende conftitutionnelle Frage zu erörtern; meine 

| Aufgabe ift, das Geltende, wenn auch nicht immer Gültige, 


| 

1 " noch ftillfchweigend abgefchafft, noch durch das jetzt geltende 
” 5 Syſtem befeitigt find, aufgenommen und als Fräftig betrach- 
te tet werden muͤſſen. Die franzöfifchen Gonftitutionen, felbft 
ch i bie vom Sahr III (die vorangegangene monarchifchconftitutios 
bt. k nelle von 1791 ift bei ung nicht publizirt) betreffen nem: 
zu lich mehr die Geftalt des Staatslebens als den Inhalt, 
uf i mehr die Form der Regierung und Staatsgewalt ald die 
en, Rechte des Bürgers und des Volkes. Befonders gilt dies 
ers von der Gonjtitution ded Jahrs VII und jener des Jahrs 
eis | XII. Die vom Jahr VIII fchweigt von jener des Jahrs II, 
beis | wie die des Jahre XII von diefen beiden. Sind diefe da- 
‚pen, durch ftillfchweigend aufgehoben? Mit nichten, fofern nicht 
wei neuere Beftimmungen an die Stelle der alten getreten find. 
+ für So fagt z. B. die Gonftitution von VII fein Wort von der 
pelche Preßfreiheit; gleichwohl beſtand ſie, gemaͤß der Verfaſſung 
dem | | vom Jahr III gefeglich fort. Die Gonftitution vom Jahr 
ver⸗ Al erneuerte fie: der Kaiſer hob fie Durch Dekrete auf. Hätte 


die bayerifche Verfaſſungs-Urkunde nicht die Preßfreiheit aus- 
gefprohen, und bei und auch nicht ausdrücklich abgefchafft, 
fo würde fie, meiner Anficht nad, jeßt von ſelbſt erwacht 
ſeyn, weil die Defrete des Kaifers die Verfaffung nicht um⸗ 
ſtoßen, hoͤchſtens faktifch außer Uebung fegen Fonnten. Die 
Faiferl. Defrete über Preffe und Buchhandel fallen alfo weg. 
Aus allem diefem folgt nun 

7) In Bezug auf NRangordnung ber Quellen des rheinbayeri- 
fhen Staatsrechts, daß die neue bayerifche Verfaffung ſamt 
Ediften und Beilagen, foweit folche dieſſeits publizirt find, 
obenan fteht und allen früheren derogirt, und daß eben jede 
Altere Beftimmung nur infofern zur Anwendung kommt, ale 
die jüngeren fie in Kraft ließen. 

Dieß die Grundfäge, welche ich befolgt und hier zur belies 
bigen Prüfung voran ftellen zu muͤſſen geglaubt habe, 

Mas fodann das BVerhältnig Bayerns als deutfchen Bundes; 
ftantes betrifft, fo find weder die Friedengfchlüffe, noch die Wies 
ner Gongreßafte, wohl aber die Bundesafte felbft dieſſeits publis 
zirt. Ein volftändiges rheinbayerifches Staatsrecht Fönnte jene 
Akten natürlich nicht umgehn, in diefem Werk aber fann nur eine 
Stelle finden, was in Rheinbayern gefeglich verfündet ift, fomit 
nur die Bundesafte, 

Daß ich die politifchen und Firchlichen Gemeinden und Anz 
ftalten vom ftaatsrechtlichen, nicht vom polizeilichen Gefichtspunft 
dargeftelt, ift eine Neuerung, die mir von großer Wichtig— 
feit fcheint, aber faum einer Nechtfertigung bedürfen wird. Die 
Aufficht des Staates ift Feine polizeiliche, wofür fie bisher zum 
großen Nachtheile jener Gemeinden und Anftalten angefehen und 
geübt wurde. Diefe Gemeinden find, wie alle Staatsbürger, ber 
Polizeigewalt ded Staates unterworfen. Bermöge bdiefer aber 
fönnte fi) der Staat in die innere Angelegenheiten jener Gemeins 
beiten nicht mifchen , fo wenig als in das innere Hauswefen der 
Bürger. Das Berhältniß des Staats zu den Gemeinden in Bes 
ziehung auf das Innereift vielmehrein taatsrechtliches und zwar 
pofitiv ftaatsrechtliches, d. h. es ergibt fich fait lediglich aus der 
wirklichen BVerfaffung eines jeden Staates, indem das allgemeine 
oder Bernunftfiaatsrecht nur wenige Grundzüge liefern kann. Bon 


xI 


diefem Gefichtöpunfte and aber erfcheinen die Beziehungen ber 
Gemeinheiten zum Staate in einem ganz andern Licht ald vom 
polizeilihen, und es ift wohl diefem legtern hauptſächlich beizu: 
meffen, wenn die oberfte Aufficht des Staates in eine willführ- 
lihe Guratel ausgeartet war, wovon die neue bayerifche Berfaf- 
fung wenigftens ihrem Geifte nad; (Wiederbelebung der Genreindes 
förper, und Scheidung defien, was der Kirche und des Staates 
ift) die politifchen und Firchlichen Gemeinden befreit wiffen will. Eine 
von diefem Gefichtspunft ausgehende Gefeßgebung und Berwaltung 
wird daher ganz andere Refultate liefern als die vorliegenden find. 

Was fodann das zweite Bub: Gerihtsorbnung, Rechts— 
pflege und gerichtliche Polizei betrifft, fo ift nur wenig zu 
bemerfen. Nichts würde leichter feyn, als von ber heutigen Ger 
richtöverfaffung Rheinbayerns ein oberflählihes Bild zu 
entwerfen ; allein damit möchte Wenigen gedient feyn. Wer ſich 
genauer mit der Sache befannt machen will, muß die Grundlagen 
wohl ftudiren und den Gang der Entwidelung forgfältig beobach⸗ 
ten: fo wird ein treued Bild nicht nur vor den Augen entftehen, 
fondern das innerfte Leben der Gerichts» Verfaffung flar werden, 
welches unter der Hand eines anatomifchen Mefjerd entweicht. 
Für diefen Zweck war es num eben nicht nothwendig, alle Älteren 
Geſetze, Defrete und Verfügungen wörtlich mitzutheilen; vielmehr 
würde das Studium dadurch fehr erfchwert werden, noch abges 
fehen von ber unnoͤthigen Vertheuerung des Werks. Sch begmügte 
mich daher, die wefentlichen Gefege und Verordnungen der frans 
zöfifchen Periode abdruden zu lafen, und die übrigen nur zu be- 
zeichnen, damit, wer Luft und Bedürfniß hat, fie nachfchlagen fönne, 
Die Gefege und Beltimmungen der neuern Zeit aber find ſaͤmmt⸗ 
lih abgedruct, weil die Amts- und Sntelligenzblätter nicht mehr 
in Jedermanns Händen find. 

Aus den fünf Gefegbüchern felbit hab’ ich hierbei und überall 
uur folche Beftimmungen aufgenommen, welche Gegenftände be> 
treffen, die in den Wirfungsfreis der Lofal-Berwaltungsbeamten 
einschlagen, wie Givilftand, Gefhwornen, Gefängniß u. ſ. w. 

Die fchwierige Frage der Competenz, gegenüber der Verwal— 
tung, ift im erften Buche behandelt. 

Uebrigens will ich gern befennen, daß ich diefes zweite Buch 
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nur mit großer Schichternheit dem Publikum übergebe, weil ich 
mir bei weitem nicht die erforderliche Selbfterfahrung in allen 
Theilen des Zuftizfaches zutraue, um den Gegenftand zu Aller Zus 
friedenheit darzuftellen. Billige werden jedoch, wie, ich hoffe, 
meinen Bemühungen Gerechtigkeit widerfahren laffen, und die 
große Schwierigkeit, die ich zu überwinden hatte, in Anfchlag bringen. 

Ueber die Gegenftände und Eintheilung der nun folgenden 
innern Berwaltung hat man allenthalben noch fehr verwirrte Be- 
griffe und Anfihten. Sch habe gefucht, Klarheit hineinzubringen 
und die Gegenftände nach feften Prinzipien zu feheiden, was be 
fonders in Anfehung jener Gegenftände wichtig fcheint, die im 4. 
Buch ald Volkswirthſchaft vorgetragen find, und von diefem Ge- 
fihtspunft ganz anders erfcheinen, eine ganz andere Behandlung 
in Auſpruch nehmen, als ihnen gewöhnlich zu Theil wird. Wie 
fehr verfchieden z. B. itellen fi) das Miünz und Poftwefen, Zoll: 
und Mauth dar, je nachdem man fie als Landesanftalten zur Be- 
förderung der Bolfswirthfchaft, oder ald Finanzmittel betrachtet! Sch 
fonnte damit allerdings die Gefeße nicht ändern, ich fonnte nicht 
hindern, daß manche derfelben mehr vom finanziellen ald vom volfs- 
wirtbfchaftlichen Intereſſe ausgehen; aber es koͤnnte wenigftend 
aufmerffam machen, zur Berichtigung fehiefer Anfichten beitragen 
und auf eine zwedmäßige Auslegung und Anwendung der gefeg- 
lichen Beftimmungen binwirfen. 

Die während des Drucdes erfcheinenden Gefege und BVerord- 
nungen werden unter den betreffenden Rubriken noch eingereiht, 
oder am Ende. nachgetragen. Die Befiger diefes Handbuchs dir: 
fen dann nur zu jedem Band oder Abfchnitt einen oder mehrere 
Bogen weiſes Papier heften laffen, damit fie fi) die Fünftig er- 
fcheinenden vormerken können. 

Uebrigens ift es jeßt nicht nur möglich, fondern ſehr wahr: 
ſcheinlich, daß mir manche gefegliche Beftimmung oder fonftige 
Verfügung entgangen if. Jede Berichtigung oder Ergänzung 
werde ich nur mit großem Dank empfangen. 

Zweibrüden, im Dezember 1830. 


Siebenpfeiffer 
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Erſter Abſchnitt. 
Verfaſſungsgeſetze. 


* 


Mi Bezug auf die ausführliche Einleitung zu dieſem ganzen 
Werfe, insbefondere auf das, was dort über Anordnung, Rang: 
folge und Auslegung der Berfafjungsgefege gefagt ift, ſchreit' ich 
fofort zur Darftellung diefer Gefeße felbft, wovon alles, was nicht 
ganz unzweifelhaft befeitigt ift, mitgetheilt werden foll. 

Durch die Parifer Friedensfhlüffe von 1814 und 1815 wurde 
das Land, welches den jetigen bayerifchen Nheinfreis bildet, von 
Franfreich an Deutfchland zurücgegeben, und hierauf durch nach» 
ſtehende Urfunde vom 30. April 1816 (Amtsbl. ©. 1), in Folge der 


mit Deftreich gefchloffenen Verträge, von Bayern in Befig genommen. 

„Da in Folge eines zwiihen Uns und Seiner Majeftät dem Kaifer von 
Oeſterreich abgefchlofienen Vertrages folgende Gebietötheile auf dem linfen Rhein: 
ufer: old von dem Departemente des Donnersberg die Kreiſe 
Zweibrüden, Kaiferslautern und Speier, leßterer jedoch mit Ausnahme der 
Gantone Worms und Pfeddersheim, ferner der Canton Kirchheimboland von 
dem Kreife Alzei; — von dem Saar:-Departemente die Cantone Wald: 
mobr, Bliesfaftel und Kuſel, diefer legtere jedoch mit Ausnahme einiger ‚Orte 
auf der Straße von St. Wendel nah Baumbolder, wofür eine Mergütung 
durh eine im Einverfländniffe mit den zu Frankfurt verfammelten Bevollmäds 
tigten der verbündeten Höfe feftzufegende Territorial: Ausgleihung erfolgen 
wird; — von dem Departemente des Niederrheins der Canton, 
die Stadt und die Feftung Landau, diefe legtere ald Bundesfeftung nach den 
Befimmungen vom 3. November 1815, ferner die Cantone Bergzabern, Lans 
genfandel und der ganze Theil des Departements vom Niederrhein, melden 
Frankreich auf dem linken Ufer der Lauter in Gemäsheit des Parifer DBertrages 
vom 20. November 1815 abgetreten hat, mit allen Eigenthums- und Souve⸗ 
ränitäts. Rechten dem Königreihe Bayern und Unjers Hanje überwie— 
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fen worden und demfelben auf ewige Zeiten zugebören follen: fo haben Wir 
nunmehr beihlofen, von diefen Landen, allen deren Orten, Zugebörungen 
und Zuftändigfeiten Befig nehmen zu lafien, und linfere Regierung darin ans 
zutreten, Indem Wir biermit diefed thun, verfeben Wir Uns zu fanmtlidhen 
Einwohnern diefer Lande, insbefondere der Geiftlichfeit, dem Adel, den Eivik, 
und Mititärbedienten, Magiftraten, Einſaſſen, und überhaupt einem Jeden, 
weflen Standes und Würde er ſeyn möge, daß er fi Unferer Regierung un: 
terwerfen, und die ihm nunmehr gegen Uns, als feinen rechtmäßigen König 
und Landesherrn obliegenden Pflichten willig übernehmen , und getreu erfüllen, 
Uns alfo hiernach volltommenen Gehorſam, Unterthanigkeit und Treue erweifen 
werde. Wir werden dagegen fie fammtlih in Unſern Schuß zu nebmen und 
ihrer Wohlfahrt Unfere ganze landesvaterlihe Vorſorge, eben fo wie jener Un— 
ferer übrigen Untertbanen, zu widmen nicht entiteben. 

Die oberfte Leitung der Beſitznahme obengedachter Lande und ihrer Ver— 
waltung übertragen Wir Unferm wirflihen geheimen Rathe, Großfreuz des 
Berdienftordens der Bayeriihen Krone, Franz Zaver von Zwadh, al 
Unferm Hoffommiffar, und erwarten von fammtlidyen Unterthanen, daß fie 
allen von demjelben in Unſerem Namen zu treffenden Anordnungen und Ein: 
richtungen Folge leiften werden. Wir fegen dabei feit: daß fammtlicyhe Staats- 
diener und Beamte vor der Hand fi der thätigen Fortfegung der ihnen zuge— 
wieſenen Berrichtungen nady dem bisherigen Gefchäftsgange proviforifch in der 
Art widmen, daß fie den öffentlichen Dienft in allen Zweigen fihern, das Wohl 
der Lintertbanen ununterbrochen beforgen, und Unſers fernern Vertrauens 
würdig bleiben, j 

Zu Urkunde deffen haben Wir gegenmwärtiges Patent Allerhoͤchſt-Eigenhaͤndig 
vollzogen, und Unſer Pönigliches Inſiegel beidruden laſſen.“ 


Zugleich erfhien von Seite des k. Hoffommiffärs am 1. Mai 
1816 (Amtsbl. ©. 17) folgende Erklärung: 

„Aus Spezialvollmadht Seiner Majeftät des Königs, meines allergnädigften 
Herrn, erkläre ich hiemit, daf in dem an die Krone Bayern gefallenen, heute 
in Befig genommenen Gebiete am linken Rheinufer die früher beftandenen, durch 
die Gefege bereits abgefchafften Zehnten, und Feudalrechte nie mehr zurückge— 
führt werden, fondern für immer und unmiederbriuglis abgefhafft bleiben 
ſollen. 

Aus gleicher Vollmacht erklaͤre ich hiemit, daß es die allerhoͤchſte Abſicht 
Seiner Majeſtaͤt des Königs ſey, das Eigenthum der geſetzmaͤßig erworbenen 
Güter, welch' immer einer Art zu befhügen. 

Indem ich diefe väterlihe Gefinnungen Seiner Majeftät zur allgemeinen 
Kenntnig bringe, made ih hiemit zur Entfernung aler beunrubigenden Ge: 
rüchte befannt, daß die gleiche Befteuerung aller Güter bereit im Sönigreiche 
"Bayern gefeglich eingeführter Grundfag fey.“ 


Der dieffeitd allein publizirte Vertrag zwifchen Bayern und 
Deftreich iſt yom 14, April 1816. (Amtsbl. ©, 146) und Iautet alfo: 
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„Art, 1. Seine Majeftät der König von Bayern für Sich, Ihre Erben 
und Nachfolger, treten wieder ab und überlaffen zu vollem Eigenthume und 
voller Souveränität an Seine Majeftät den Kaifer von Oeſtreich, fo wie an 
Defien Erben und Nachfolger: die Theile des Hausrucviertels und das Inn⸗ 
viertel, wie ſolche im Jahre 1809 von Oeſtreich abgetreten worden; das tiroliſche 
Amt Vils; und das Herzogthum Salzburg, wie ſolches im Jahre 1809 von 
Oeſtreich abgetreten worden; 

Bon gegenwaͤrtiger Rückgabe find ausgenommen, die Landgerichte Waging. 
Tittmanning, Zeifendorf und Laufen, fo weit diefelben auf dem rechten Ufer 
der Salzach und Saal gelegen find. 

Diefe Bezirke mit ihren Zubehörungen und Dependenzien folfen der Krone 
Bayern mit vollem Eigenthume und voller Souveränität verbleiben. 

Art 2. Gegen dieje Abtretung treten Seine Majeftät der Kaifer von Deft- 
reih für Sich, Ihre Erben und Nachfolger an des Königs von Bayern Majeftät, 


an Defien Erben und Nachfolger, zu vollem Eigentyume und voller Souverd: 
nität, ab: 


A. Aufdem linfen Rheinufer 
im Departement des Donnerdberges: 
1) Die Bezirfe von Zweibrüden, Kaiferslautern und Speier; legtern mit 


Ausnahme der Kantone Worms und Pfeddersheim; 
2) den Kanton Kirchheim» Bolanden, im Bezirke von Alzei; 


in dem Saar » Departement: 


3) die Kantone Waldmohr, Blieskaſtel und Kufel, Iegteren mit Ausnahme 
einiger Orte auf der Straße von St. Wendel nad) Baumbolder, welche dur 
eine weitere im Ginverftändniffe mit den zu Frankfurt verfammelten Bevoll: 
maͤchtigten der verbündeten Mächte zu berichtigende Gebiets: Ausgleihung kom— 
penfirt werten follen; 


in dem Departement Niederrhein: 

4) Kanton, Stadt und Zeftung Landau, diefe lettere ald Bundesfeftung in 
Gemaͤßheit der Beftimmungen vom 3. November 1815; 

5) die Kantone Bergzabern » Zangenfandel, und den ganzen Antheil des 
Departements Niederrhein am linfen Lauterufer, welcher in dem Varifer Trac: 
tate vom 20. November 1815 von Frankreich abgetreten worden ift. 

Diefe Lande werden von Seiner Majeftät dem Könige von Bayern obhne 
andere Laften und Hypotheken ald diejenigen, welche während der öftreichifchen 
Verwaltung darauf bafteten, befeffen werden. 


B. Auf dem rechten Rheinufer: 


1) Die vormaligen Fuldifhen Aemter Hammelburg, mit Tulba und Salek, 
Brüdenau mit Motten, Weyhers mit Ausnahme der Dörfer Melters und Hat: 
tenroth, fo wie denjenigen Theil des Amtes Biberftein, welcher die Orte Batten, 
Brand, Dietges, Findlos, Leibhart, Melperz', Oberbernhardt mit Steinbach, 
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Seiferz und Thaiden begreifet; alle benannte Diftricte wie ſolche von — 
kaiſerlich⸗koͤniglichapoſtoliſchen Majeſtaͤt beſeſſen worden. 


2) Das vom bayeriſchen Gebiet umgebene oͤſtreichiſche Amt Redwitz. 


Art. 3. Seine Majeftät der Kaiſer von Oeſtreich verpflichten Sich für Sich, 
und im Ginverftändniffe mit Ihren hohen Verbündeten, Sich unausgefegt und 
mit allen Kräften dahin zu verwenden, um Seiner Majeftät dem Könige von 
Bayern 


von Seiten Seiner Föniglihen Hoheit 
des Großherzogs von Heflen, 
die unbeſchraͤnkte Abtretung der Aemter Alzenau, Miltenberg, Amorbach und 
Heubach, 
von Seiten Seiner koͤniglichen Hoheit 
des Großherzogs von Baden: 
einen Theil des Amtes Wertheim, nah den zu Paris am 3. November 1815 
feftgefesten Beſtimmungen, zu verjhaffen. 

Yrt. 4. Da die Gontiguität (Zufammenbang) der von Bayern im Austaufch 
gegen die obengenannten Wiederabtretungen zu madenden Ermwerbungen im 
Nieder Bertrage ftipulirt ft, fo wird von Seiner Majeftät dem Kaifer von 
Deftreih das Recht Seiner Majeftät ded Königs von Bayern auf eine Ent: 
fhadigung für den Abftand von dem Grundfage der Eontiguität anerkannt. 


Diefe Entfhadigung wird in Frankfurt zu derfelben Zeit und auf diefelbe 
Weiſe beftimmt werden, wie die andern deutſchen Territorial » Ausgleichungen. 


Zu biefem Ende verpflihten Sih Seine Majeftät der Kaifer von Oeſtreich 
gegen Seine Majeftät den König von Bayern zu einem mit beiderfeitiger Ein- 
willigung feftgefesten Schadenerfaß, bis zum Zeitpunkte des in Kraft tretenden 
Kefultates der Frankfurter Unterhandlung, und bi6 Bayern in den Beſitz der 
Entihädigung für das Entfagen auf die Eontiguität wird gefegt werden Fönnen. 


Art. 5. Es foll eine direfte Verbindung zwiihen den Befigungen Geiner 
Majeftät des Königs von Bayern am Main, und denen auf dem linfen Rhein: 
ufer Statt finden, welche im Einverftändniffe mit den betreffenden Regierungen 
feſtgeſetzt werden fol. 


Seine Pöniglihe Hoheit der Großherzog von Baden wird eingeladen wer: 
den, den nöthigen Anordnungen zum Behuf diefer durch feine Staaten gehenden 
Militärftraße beizutreten. 

Art. 6. Seine Majeftät der König von Bayern follen von der zur Berftärs 
fung des Bertheidigungs » Eyftemes von Deutichland beftimmten franzöfiihen 
Kriegs:Eontribution nah der am 3. November 1815 zu Paris gemachten Ber: 
theilung eine Summe von 15 Millionen Franfen erhalten. 

Art. 7. Seine Majeftät der Kaifer von Deftreich verpflichtet Sih für 
Eich, Ihre Erben und Nachfolger, Seiner Majeftät dem Könige von Bayern 
und deſſen Erben und Nachfolgern eine Quantität Sal; , die nicht zweimalhun⸗ 
derttaufend Zentner überfteigen darf, zum Erzeugungspreife zu überlaffen. : Der 
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Preis, mit Inbegriff der Verpadungskoften, fol zwiſchen den beiden hohen con» 
trahirenden Mächten, von zehn zu zehn Jahren, nad dem mittiern Maßſtabe 
des wahren Erjeugungspreifes der zehn lestverfloffenen Jahre feftgefest werden, 
welcher Mittelpreis für die folgenden zehn Jahre zur Nichtfchnur dienen wird. 

Die Ausfuhr von diefem Salze, welches in feinem Falle und auf Feinerlei 
Beife in den Staaten Seiner kaiſerlich-koͤniglich-apoſtoliſchen Majeftät verfauft 
werden kann, foll von jeder Ausgangs-, Tranfit- oder andern Abgabe frei feyn. 


Art. 8. Seine Majeftät der König von Bayern verfprehen und verpflich. 
ten Sich Ibrerſeits für Sih, Ihre Erben und Nachfolger, den abgabefreien 
Tranfit auf der Straße, die aus Tirol durch Ihre Staaten nad Bregenz führt, 
für Sal; und Getreide zu geftatten. _ 


Um zu verbüten, daß die Freiheit diefes Tranfit# dem Handel, oder den 
Territorial » und Souveränitäts-Redhten von Bayern zum Nachtheil gereidhe, 
wird die in Gemäßheit ded Art. 20 des gegenwärtigen Tractatd zu ernennende 
Commiffion die Formalitäten und die zur DBermeidung jedes Unterfchleifs in 
dieſer Hinficht erforderlihen Borfihtsmaßregeln feftfegen. 


Art. 9. In Anfehung der Schiffahrt auf den Klüffen, welche durch die 
Staaten beider Souveräne fließen, oder deren Grenzen ausmachen, werden 
von beiden Seiten die Stipulationen des Tefchner Friedens ‚beibehalten, und 
auf die Salzach und die Saal, in foweit fie die beiden Staaten trennen, aus» 
gedehnt, bis man die von dem Wiener Congreſſe feftgefegten allgemeinen Grund» 
füge hierauf wird anwenden Fönnen. 


Art. 10. In Anfehung der Schulden, weldhe auf den durdy gegenmärtigen 
Tractat gegenfeitig abgetretenen Laͤndern bypothezirt find, fol fomohl die Zeit, 
in der fie contrabirt worden, ald das Datum der Protocolle von Wien und 
Maris, oder an anderer officieller Akte, welche von einer oder von anderer Seite 
die Abtretung ftipulirt haben, zur Richtſchnur dienen, dergeftalt, daß alle vor 
dem Datum folder Urfunden contrabirten Schulden dem neuen, und alle fpäter 
contrahirten dem ehemaligen Beſitzer zur Laſt fallen. 


Um die Anwendung diefer Anordnung nod genauer zu beftimmen, wird 
feftgefegt : 
1) Das Datum des 23. April 1815 für die Theile des Hausruckviertels, des 
Innviertel und den Theil von Salzburg, deren Abtretung an dem nam: 
lien Tage in Wien befchloffen wurde. 


2 Für den Reft von Salzburg, der nicht in der Abtretung vom 23. April 
1815 einbegriffen ift, wird der 24. Januar 1816 feitgefest. 

3) Für die andern Abtretungen endlih auf dem rechten und linfen Rhein— 
ufer, die zu Wien am 23. April, und zu Paris am 3. November 1815 
befhloffen worden, wird man fi nach diefen beiden Daten richten. 

Die Penfionen, Ruheftands » Gehalte und Befoldungen, die von der Adini- 
niftration der gegenfeitig abgetretenen Lande berrühren, bleiben dem neuen 
Befiger zur Laft. 
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Art, 11. Ale Berfäufe und fonftigen Beräußerungen von Staats »Domä- 
nen, welche vor den im vorhergehenden Artikel feftgefegten Zeitpunften in den 
gegenfeitig abgetretenen Landen vorgenommen worden feyn fönnten, werden 
anerPannt. Dagegen werden alle diejenigen, welhe nachher Statt gefunden 
baden, als null und nicht geſchehen betrachtet. Könnte jedoch eine folde Ders 
äuferung nicht zurüdgenommen werden, obne die Anfprühe der Privatperfonen, 
welche fie titulo oneroso gefetlid) erworben haben, zu verlegen, fo verpflich— 
ten fi) die hoben Pontrahirenden Theile, für diefen Fall über den Ertrag der 
Beräußerung fih miteinander zu berechnen. 


Art. 12. Sämmtlihe Ardhive, Karten, Plane und Urkunden, welde den 
beiderfeitig abgetretenen und ausgetaufchten Ländern zugehören, oder auf deren 
Verwaltung Bezug haben, follen zugleih mit den Territorien, oder wenn dies 
im Augenbfide nicht möglich wäre, fpäteftens drei Monate nach der Befignahme 
getreufich überliefert und ausgehändigt werden. 


Art. 13. Die zwiſchen beiden Staaten über die Freizügigkeit beftehenden 
Verträge bleiben in Kraft, und, werden auf ſaͤmmtliche beiderfeitige Befigungen 
ausgedehnt. 

Art. 14, Binnen Jahresfriſt, vom Tage der Ratification am gerechnet, 
follen die Diilitär-Perfonen, welche aus den abgetretenen Ländern gebürtig find, 
oder aus andern, die Kraft gegenwärtigen. Vertrags unter die Herrfchaft einer 
der beiden Mächte kommen, ihren refpectiven Souveränen zur Dispofition über: 
geben werden. Man ift jedoch übereingefommen, daß es den Offizieren und 
Soldaten freiftehen folle, in Dienfte des einen oder ded andern Staates zu bleis 
ben, ohne dag fie Darüber auf irgend eine Weife koͤnnten beunruhiget werden. 


Art. 15. Den Privatperfonen jeglicher Klafie, fo wie allen und jeden oͤf⸗ 
fentliben Anftalten und milden Stiftungen foll der freie Genuß ihres liegenden 
und beweglichen Eigenthums, welche ſich im Gebiete des einen oder andern der 
bohen Eontrahirenden Theile befindet, ohne Ausnahme oder Hinderniß geftattet 
bleiben. 

Den Familien oder Individuen, welhe auszuwandern wünfhen, ſoll diefes 
frei ftehen, und ihnen ein Zeitraum von ſechs Jahren bemilligt werden, um 
ihre Güter verkaufen, und den Werth derfelben mit ſich führen zu koͤnnen, ohne 
dafür eine Abgabe zu entrichten, oder irgend einem Abzuge unterworfen zu ſeyn. 


Art. 16. Am 1. Mai des gegenwärtigen Jahres werden die hohen contra= 
birenden Theile alle Pläge, Feftungen, Städte und Gebiete, die ihnen durd den 
gegenwärtigen Vertrag zufallen, in Befig nehmen laffen, 

Art 17. Es foll der bayerifhen Regierung verftattet feyn, alle Artillerie 
und Wunitions:Gegenftände, womit ſie Salzburg verfehen hatte, binnen drei 
Monaten, vom Tage der Ratification des gegenwärtigen Vertrags an, aus 
diefem Plage herauszuziehen. 

Art. 18. Eben fo wird der bayerifchen Regierung, ein Zeitraum von acht 
Monaten, vom Tage der Ratification des gegenwärtigen Bertragsd an, zugeſtan⸗ 
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ben, um bie Borräthe von Salz, Bergwerköproducten, Erzeugniffen ihrer Hüt⸗ 
tenwerfe, und fonftige Borräthe jeder Art nach vorbergegangener Berifizirung 
durd die im Art. 20. bezeichnete Commiſſion, zu verkaufen, oder frei von allen 
Gebühren, Zöllen oder Abzugs-Geldern auszuführen. 


Art. 19. Da die alten Grenzen, die Salzburg von Berchtolsgaden, welches 
bei der Krone Bayern verbleibt, und vom Landgerichte Reichenhall trennen, 
in mehreren Punkten ftreitig find, fo find die beiden hohen contrahirenden Theile 
übereingefommen, fobald es die Jahreszeit erlauben wird, eine gemifchte Com» 
miſſion dahin abzuſchicken, um ſolche auf eine Weife, welche alle Streitigkeiten 
für immer abfchneide, definitiv feſtzuſetzen. 


Art. 20. Außerdem wird unverzüglih eine von beiden Seiten aus einer 
gleihen Zahl von Mitgliedern zufammengefegte Special-Commiſſion ernannt 
werden, welche den Auftrag erhält, alle Forderungen zu liquidiren und zu 
berichtigen, welche aus der gegenfeitigen Uebergabe etwa entftehen dürften. 


Dieje Commiſſion wird fih in Salzburg verfammeln, und ihre Arbeiten in 
Zeit von ſechs Monaten beendigen. F 


Art. 21. Alles, was die ehemaligen Zugeftändniffe wegen Benutzung der 
Saalforfte betrifft, welche ſeit Jahrhunderten zum Bedarf der Reichenhaller 
Galjwerfe angewiefen waren, foll von der in Gemäßheit des Artifeld 20 des 
gegenwärtigen Vertrags ernannten Commiffton angeordnet werden. Diefe Com- 
miſſion wird die Verträge zwifchen der bayerifhen Regierung und den Fürften 
Erztifhöfen von Saljburg dabei ald Grundlage annehmen, jedoch mit Ruͤckſicht 
auf die gegenfeitigen Bedürfniffe der beiden Staaten. 


Art. 22. Die bayerifhe Regierung foll befugt feyn, fammtliche im verflof 
fenen Jahre im ganzen Thale der Ober: Saai zum Bedarf ihrer Bergwerfe ges 
fällten Holzuorräthe, ohne Erlage von Zöllen oder andern Gebühren, fortſchaffen 
und flößen zu laffen. Die Größe und Befchaffenheit diefer Holzuorräthe fpll von 
der nah dem Artikel 20 zu ernennenden Kommiffion erhoben werden. 

Art. 23. Seine Majeftät der König von Bayern entjagen für Sid), Ihre 
Erben und Nachfolger, allen Rechten und Anſprüchen auf die Staaten, Länder, 
Domänen und Befigungen, welche Kraft gegenwärtigen Bertrags Seiner Ma: 
jetät dem Kaifer von Deftreich zugebören; 


und Seine Majeftät der Kaifer von Deftreich entfagen für Sih, Ihre 
Erben und Nachfolger, allen Rechten und Anfprühen auf die Staaten, Fander, 
Domänen und Befigungen, welche Kraft gegenwärtigen Vertrags Geiner Ma» 
jelät dem Könige von Bayern gehören. 


Art. 24. Die vertragsmäßig ausgetauſchten und garantirten Gebietötheile 
follen mit allen Einfünften und Gefällen vom Tage der Befignahme, an ihre 
neuen Befiger übergehen. | 

Art. 3. Seine Majeftät der Kaifer von Deftreich garantiren Seiner Mas 
jeftät dem Stönige von Bayern den freien und friedlihen Genuß, fo wie die 
volle und uneingefhrantte Souveränität aller Staaten, Städte, Feftungen und 
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Domänen, melde Derfelbe dermal befigt, oder die ihm Kraft gegenwärtigen 
Bertrags zufallen follen. 

Die beiden hohen contrahirenden Theile werden die verbündeten Höfe von 
Petersburg, London und Berlin einladen, die nämliche Garantie zu übernehmen, 
und dem Bertrage vom heutigen Tage beizutreten, 

Art. 236. Gegenmärtiger Tractat fol ratifizirt und die Ratificationen follen 
zu Münden in Zeit von vierzehn Tagen, oder wo ‚möglich früher ausgewechfelt 
werden. 

Zu Urkunde deffen haben ihn die beiderfeitigen Bevollmächtigten unterzeich⸗ 
net, und demfelben ihre Inſiegel beigedrudt ıc. ıc.“ 


Die deutſche Bundesafte vom 18. Juni 1815 wurde im 
Rheinkreis durch k. Erflärung vom 18. Juni 1815 (Amtsbl. 1817, 
©. 329) verfündet, wie folgt: 


Bir Marimilian Sofeph, von Gotted Gnaden König 

von Bayern ıc. 

„Haben von dem durch Unfern und die übrigen Bevollmächtigten der fouives 
ränen Fürften und freien Städte Deutihlands in Gemäßheit des 6. -Artikels 
ded Parifer Friedend vom 30. Mai 1814 auf dem Congrefie in Wien verhans 
deiten und am 8. Juni 1815 allda abgeſchloſſenen und unterzeichneten Bundes: 
vertrage Einfiht genommen, welcher wörtlich lautet, wie folgt: 


m Namen der allerbeiligften und untheilbaren Drei» 
einigkeit! 

Die ſouveraͤnen Fürften und freien Städte Deutſchlands, den gemeinfamen 
Wunſch begend, den 6. Artikel des Parifer Friedens vom 30. Mai 1814 in 
Erfüllung zu feßen, und von den Bortheilen überzeugt, welche aus ihrer feiten 
und dauerhaften Berbindung für die Sicherheit und Unabhängigkeit Deutichlands, 
und die Ruhe und das Gleichgewicht Europa’s hervorgehen würden, find über> 
eingefommen, ſich zu einem beftändigen Bunde zu vereinigen, und baben zu 
diefem Behuf Ihre Gefandten und Abgeordneten am Congrefie in Wien mit 
Vollmachten verfehen, naͤmlich: 

Hier folgen die Namen der Geſandten und Abgeordneten. 

In Gemäßheit dieſes Beſchluſſes haben die vorſtehenden Bevollmaͤchtigten, 
nach geſchehener Auswechslung Ihrer richtig befundenen Vollmachten, folgende 
Artikel verabredet: 


J. 


Allgemeine Beſtimmungen. 


Art. 1. Die ſouveraͤnen Fürſten und freien Städte Deutſchlands, mit Ein⸗ 
fhluß Ihrer Majeftäten des Kaiſers von Defterreih, und der Könige von 
Preußen, von Dänemark und der Niederlande, und — 

der Kaiſer von Oeſterreich, 
der Koͤnig von Preußen, 


Erſter Abſchnitt. — Berfafungsgefehe. 11 


deide für ihre geſammten vormals zum deutſchen Reiche gehörigen Beſitzungen, 
der König von Dänemarf für Holftein, 
der König der Niederlande für das Großherzogthum uremburg, 
sereinigen ſich zu einem beftändigen Bunde, welcher der deutihe Bund heißen foll. 

Art. 2. Der Zweck dedjelben ift Erhaltung der äußern und innern Sicher» 
beit Deutfchlands, und der Unabhängigkeit und Unverlegbarkeit der einzelnen 
teutihen Giaaten. 

Art. 3. Alle Bundesglieder haben als ſolche gleiche Rechte, fie verpflichten 
ih alle gleihmäßig, die Bundesakte unverbrüchlich zu halten. 

Art. A. Die Angelegenheiten des Bundes werden durch die Bundesver- 
jammlung beforgt, in weldher alle Glieder derfelben durd ihre Bevollmaͤch⸗ 
tigte theild einzelne, theild Geſammtſtimmen folgendermaßen, jedoch unbeſchadet 
ures Ranges, führen: 

ı) Deftrrid . . 1 GStimme.|13) Braunſchweig und 


2) Preußen „ Nafau. . + 1 Stimme. 
3) Bayern „ 14) Mecklenburg · Schwerin 
4) Sachſen ”» und? Medlenburg» 


5) Hannwerr .» » Strelitz 1 ma 


pe pa Di oe 
“ 
“ 


6) Würtemberg -. . 15) Holſtein Oldenburg An⸗ 
Baden . . . » balt und Schwarjburg 1 » 
8) Kurheſſen ” 116) Hobenzollern, Lichten⸗ 
9) Broßherzogthum Seffen ”» ftein, Reuß, Schaum; 
10) Dänemark wegen Hol: burg-Lippe, ‚Lippe und 


fein 
11) Niederlande wegen des 

Großherzogthums Lu⸗ 

xemburg A R 1 „ 
12) Die großherjoglich und 

berzoglih fäcf:fchen 

Hauer. ... 141 * Totale 17 Stimmen. 

Art. 5. Deſtreich hat bei der Bundesverſammlung den Vorſitz; jedes 
Bundesglied iſt befugt, Vorſchlaͤge zu machen, und in Vortrag zu bringen, 
und der Vorſitzende iſt verpflichtet, ſolche in einer zu beſtimmenden Zeitfriſt 
der Berathung zu übergeben. 

Art. 6. Wo es auf Abfaſſung und Abänderung von Grundgeſetzen des 
Bundes, auf Beſchlüſſe, welche die Bundesafte felbft betreffen, auf organifche 
Bundeseinrichtungen und auf gemeinnügige Anordnungen fonftiger Art anfommt, 
bildet fi die Verſammlung zu einem Plenum, wobei jedoch mit Rüdfiht auf 
die Verſchiedenheit der Größe der einzelnen Bundesftaaten, folgende Berechnung 
und Bertheilung der Stimmen verabredet ift: 


1) Defterreih erhält 4 Stimmen.| 5) Hannover . . 4 Stimmen 
2 Drußen . . A ” 6) Württemberg s 4 
I») Sachſen.4 7) Baden u 8 — 
O Bayern Fr » 8 Kuchen » 3 » 


— 
I 
7 


Waldeck. 1 ”„ 


17) Die freien Städte Lü- 
bed, Frankfurt, Bres 
men und Hamburg 1 » 





1% Erfted Bud. — Staatsrecht. 


9) Großherzogthum Hefien 3. Stimmen. |25) — 
10) Holſtii. 3 bauen . . Stimme. 


1 
‚11) Luxemburg 3» 9m) Hopengollern-Hehingen 1 
12) Braunfhweg . 2 „ 8) Lichtenftein 1 


13) Medienburg: Schwerin 2 129 Hohenzollern: Sigma- 


14) Naſſau ET " ringen... 


30) Walded ; 
15) Sakfen:Weimar 1 Br 
Hd) » Ga. 1 5 31) Reuß älterer Linie 
1 
1 


“ 


32) „ jüngerer Linie 
Dr Ge U 0 eat 
1) „ Hildburghaufen 1 » Zn: 
20) Medlenturg:Strelig 1 „ 35) Die freie Stadt titet 
231) Holfein-Dldenburg 1 m 386)  »  Brankfurt 

37) 2 ” Bremen 
22) Anhalt:Defau . 1 » Hambur 
23). » Bernburg . 1 2 — > ars DE 
24) „ Eben „ 1 „ Totale 69 Stimmen. 

Db ten mediatifirten vormaligen Reichsſtaͤnden auch einige Kuriatftimmen 
in Pleno zugeftanden werden follen, wird die Bundesverfammlung bei der Bes 
rathung der organiihen Bundesgefege in Erwägung nehmen. 

Art. 7. In wie fern eim Gegenftand nah obiger Beftimmung für das 
Plenum geeignet fey, wird in der engern VBerfammlung durch Stimmenmehrheit 
entſchieden. 

Die der Entſcheidung des Pleni zu unterziehenden Beſchlußentwuͤrfe werden 
in der engern Berfammlung vorbereitet, und bis zur Annahme oder Bermwerfung 
zur Reife gebracht. 

Sowohl in der engern Verfammlung ald in Pleno werden die Beichlüffe 
nach der Mehrheit der Stimmen gefaßt, jedoch in der Art, daß in der erjtern 
die abfolute, in legterer aber nur eine auf zwei Drittheilen der Abftimmung 
berubende Mehrheit entfcheidet. 

Bei Stimmengleichheit in der engern Berfammlung fteht dem Borfigenden 
die Entfcheidung zu. Wo ed aber auf Annahme oder Abänderung: der Grunds 
gefeke, auf organifche Bundeseinrichtungen, auf jura singulorum oder Reli: 
gionsangelegenheiten anfommt, kann weder in der engern Berfammlung, noch 
im Pleno ein Befhluß durch Stimmenmehrheit gefaßt werden. 

Die Bundesverfammlung ift beftandig, bat aber die Befugnig, wenn die 
ihrer Berathung unterzogenen Gegenftände erledigt find, auf eine beftimmte 
Zeit, jedody nicht auf länger als vier Monate, ſich zu vertagen. Alle näheren, 
die Vertagung und die Beforgung der etwa während derfelben vorfommenden 
dringenden Geſchaͤfte betreffenden Beftiimmungen werden der Bundesverfamms 
lung bei Abfaffung der organifhen Geſetze vorbehalten. 

Art. 8. Die Abftimmungs:Ordnung der Bundes:Glieder betreffend, wird 
feftgefegt, daß, fo lange die Bundesverfammlung mit Abfaffung der organifhen 
Geſetze beichäftigt ift, hierüber Peinerlei Beftimmung gelte, und die zufällig ſich 


u je ui jede ie uni fh Feb — 
“ 
“ 
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fügende Ordnung keinem der Mitglieder zum Nachtheil gereichen, noch eine 
Regel begründen fol. Nach Abfaſſung der organiſchen Geſetze wird die Bun—⸗ 
desverfammlung die fünftige, ald beftändige Folge einzuführende Stimmen» 
Drdnung in Beratbung nehmen, und fih darin, ſo wenig ald möglich, von der 
ebemals auf dem Reichſtage, und namentlich in Gemäßheit des Reichd-Depus 
tationsbefchluffes von 1803 beobachteten, entfernen. Auch diefe Ordnung kann 
aber auf den Rang der Bundesglieder überhaupt, und ihren Bortritt außer dem 
Berbältniffen der Bundesverfammiung einen Einfluß ausüben. 

Art. 9. Die Bundesverfammlung bat ihren Sig zu Frankfurt am Main. 
Die Eröffnung derfelben ift auf den 1. September 1815 feſtgeſetzt. 

Art. 10. Das erfte Gefchäft der Bundesverfammlung nad ihrer Eröffnung 
wird die Abfaffung der Grundgeiege des Bundes, und deffen organiſche Einrich: 
tung in Rüdfiht auf feine auswärtigen, militärifhen und innern Berbältnifie ſeyn. 

Art. 11. Alle Mitglieder des Bundes verforechen, ſowohl gan; Deutſchland, 
als jeden einzelnen Bundesftaat gegen jeden Angriff in Schuß zu nehmen, und 
garantiren ſich gegenfeitig ihre fämtlihen unter dem Bunde begriffenen Befigungen. 

Bei einmal erflärtem Bundeskrieg darf Fein Mitglied einfeitige Unter: 
bandlungen mit dem Feinde eingeben, noch einfeitig Waffenftillitand oder Fries 
den fließen. 

Die Bundesglieder behalten zwar das Recht der Bündniffe aller Art, vers 
pflihten fih jedoh in Peine Verbindungen einzugehen, weldhe gegen die Sicher» 
beit des Bundes oder einzelner Bundesitaaten gerichtet wären. 

Die Bundeöglieder machen fich ebenfalld verbindlich einander unter Peinerlei 
Borwand zu befriegen, noch ihre Streitigkeiten mit Gewalt zu verfolgen, ſon⸗ 
dern ſie bei der Bundesverſammlung anzubringen. Dieſer liegt alsdann ob, 
die Vermittlung durch einen Ausſchuß zu verſuchen; falls dieſer Verſuch fehl» 
ſchlagen ſollte, und demnach eine richterliche Entſcheidung nothwendig würde, 
ſolche durch eine wohlgeordnete Austraͤgal-Inſtanz zu bewirken, deren Ausſpruch 
die ſtreitenden Theile ſich ſofort zu unterwerfen haben. 


II. 
Befondere Beſtimmungen. 

Außer den in den vorhergehenden Artikeln beſtimmten, auf die Feſtſtellung 
des Bundes gerichteten Punkten ſind die verbundetca Mitglieder übereingekom— 
men, hiemit über folgende Gegenſtaͤnde die in den nachftebenden Artikeln ent» 
baltenen Beftimmungen zu treffen, welche mit jenen Artikeln gleiche Kraft 
baben follen. 

Art. 12. Diejenigen Bundesglieder, deren Befigungen nicht eine Volkszahl 
von 300,000 Seelen erreichen, werden fidy mit den ibnen verwandten Häufern 
vder andern Bundesgliedern, mit welchen fie wenigftens eine ſolche Volkszahl 
ausmachen, zur Bildung eines gemeinfamen oberften Gerichts vereinigen. 

In den Etaaten von folder Volksmenge, wo fchon jegt dergleihen Gerichte 
dritter Inſtanz vorhanden find, werden jedoch diefe in ihrer bisherigen Gigen» 


ſchaft erhalten, wofern nur die Volkszahl, uber welche fie ſich erſtrecken, nicht 
unter 150,000 Seelen ift. 
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Den vier freien Städten fteht das Recht zu, fich untereinander über die 
Errihtung eines gemeinfamen oberften Gerichts zu vereinigen, 

Bei den folher Geftalt errichteten gemeinfchaftlihen oberften Gerichten foll 
jeder der Parteien geftattet feyn, auf die Verſchickung der Akten auf eine 
deutfche Facultät oder an einen Schöppenftuhl zur Abfaffung des Endurtheils 
anzutragen. a 


Art. 13. In allen Bundesftaaten wird eine landfiändifhe Verfaſſung 
Statt finden. 


Art, 14. Um den im Jahre 1806 und feitdem mittelbar gewordenen ebe» 
maligen Reichöftänden und Reichsangehoͤrigen in Gemäßheit der gegenwärtigen 
Verhältniffe in allen Bundesftaaten einen gleihförmig bleibenden Rechtszuſtand 

zu verſchaffen, fo vereinigen ſich die Bundesſtaaten dahin: 

a) daß dieſe fuͤrſtlichen und graͤflichen Häuſer fortan nichts deſto weniger zu 
dem hohen Adel in Deutſchland gerechnet werden und ihnen das Recht 
der Ebenbürtigkeit in dem bisher damit verbundenen Begriffe verbleibt; 

b) find die Haupter diefer Häufer die erften Standesherrn in dem Staate, zu 
dem fie gehören. Sie und ihre Familie bilden die privilegirtefte Klaffe 
in demfelben, indbefondere in Anfehung der Befteuerung. 

c) Es follen ihnen überhaupt in Rüdficht ihrer Perfonen, Familien und 
Befigungen alle diejenigen Rechte und Vorzüge zugefichert werden oder 

“Bleiben, . welhe aus ihrem Eigenthume und deffen ungeftörteh Genuffe 

berrühren, und nicht zu der Staatdgewalt und den hoͤhern Regierungs- 
rechten gehören. Unter sHorerwähnten Rechten find insbefondere und 
namentlich begriffen : 

1) die unbefchränfte Freiheit, ihren Aufenthalt in jedem zu dem Bunde 

® gebörenden oder mit demfelben im Frieden lebenden Staate zu nehmen; 

2) werden nach den Grundfagen der frühern deutſchen Verfaſſung die noch 
beſtehenden Familienverträge aufrecht erhalten, und ihnen die Bes 
fugniß zugeſichert, über ihre Güter und Familienverhaͤltniſſe verbind— 
lihe Verfügungen zu treffen, welche jedoch dem Gouverän vorgelegt, 
und bei den hoͤchſten Randesftellen zur allgemeinen Kenntniß und 
Nachachtung gebracht werden müflen. Alle bisher dagegen erlaffenen 
Verordnungen follen für Pünftige Fälle nicht weiter anwendbar feyn; 

3) privilegirter Gerichtöftand und Befreiung von aller Militärpflichtigkeit 
für fih und ihre Familien; 

4) die Ausübung der bürgerlihen und peinlihen Gerechtigkeitäpflege in 
erfter, und mo die Befigung groß genug ift, in zweiter Inftanz, der 
Forft:Gerichtsbarfeit, Orts: Polizei und Aufficht in Kirchen- und Schul: 
fahen, auch über milde Stiftungen jedoh nah Borfchrift der Lanz 
deögefege, welchen fie, fo wie ver Militäar-Verfaffung und der Ober: 
Aufſicht der Regierungen über jene Zuftändigkeiten, unterworfen bleiben. 

Bei der nähern Beftimmung der angeführten Befugniffe fowohl, wie über: 
baupt und in allen übrigen Punkten wird zur weitern Begründung und Feft- 
ftellung eines in allen deutfchen Bundesftaaten übereinftimmenden Rechtszuſtan⸗ 


j 
j 
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des der mittelbar gewordenen Fürften, Grafen und Herrn, die in dem Betreffe 
erlaffene Pöniglich bayerifhe Verordnung vom Jahre 1807 als Bafis und Norm 
unterlegt werden. 

Dem ebemaligen Reichsadel werden die sub Mro. 1 und 2 angeführten 
Rechte, Antheil der Begüterten an Landftandihaft, Patrimonial» und Forſt⸗ 
gerichtsbarkeit, Orts-Polizei, Kirchen: Patronat und der privilegirte Gerichtsitand 
zugefihert. Diefe Rechte werden jedoch nur nad der Vorſchrift der Landes 
geiege ausgeübt. 

Sn den durd den Frieden von Lüneville vom 9. Februar 1801 von Deutfchs 
land abgetretenen und jet wieder damit vereinigten Provinzen, werden bei 
Anwendung der obigen Grundfäge auf den ehemaligen unmittelbaren Reichs⸗ 
adel diejenigen Beſchraͤnkungen Statt finden, welche die dort beftehenden befon» 
dern Berbältniffe nothwendig machen. 


Art. 15. Die Fortdauer der auf das Rhein⸗Schiffahrts-Octroi angemwiefenen 
directen und fubfidiarifhen Renten, die dur den Reichs-Deputationsbeſchluß 
vom 25. Februar 1803 getroffenen Berfügungen in Betreff des Schuldenwefens 
und feftgefesten Penfionen an geift- und weltlihe Individuen werden von dem 
Bunde garantirt. 

Die Mitglieder der ehemaligen Dom: und freien Reichäftifter haben die 
Befugniß, ihre durch den erwähnten Reichsdeputations-Schluß feftgefegten Pen- 
fionen, ohne Abzug, in jedem mit dem deutfhen Bunde im Frieden flebenden 
Staate verzehren zu dürfen. 

Die Mitglieder des deutfhen Ordens werden ebenfalls nad den in dem 
Reich6 » Deputationd « Hauptfchluffe von 1803 für die Domftifter feftgefegten 
Grundfägen Penfionen erhalten, in foferne fie ihnen noch nicht binreichend 
bemwilliget worden, und diejenigen Fürften, welche eingezogene Belikungen des 
deutſchen Ordens erhalten haben, werde diefe Penfionen nad Verhaͤltniß ihres 
Antheild an den ehemaligen Beflgungen bezahlen. 

Die Berathung über die Regulirung der Suſtentationskaſſe und der Pens 
fonen für die überrheinifhen Bifhöfe und Geiftlihe, welhe Penfionen auf die 
Befiger des linken Rheinufers übertragen werden, ift der Bundesverfammlung 
rorbehalten. Diefe Regulirung ift binnen Zahresfrift zu beendigen; bis dahin 
wird die Bezahlung der erwähnten Penfionen auf die bisherige Art fortgejegt. 

Art. 16. Die Berfchiedenheit der chriftliden Religionsparteien Bann in 
den Fändern und Gebieten des Deutihen Bundes Peinen Unterfchied in dem 
Genuſſe der bürgerlihen und politifben Rechte begründen. 

Die Bundesverfammlung wird in Berathung ziehen, wie auf eine möglichft über» 
einftimmende Weife die bürgerliche Berbefferung der Bekenner des jüdiihen Glau⸗ 
bens in Deutfchland zu bewirken fey, und wie infonderheit denfelben der Genuß der 
bürgerlihen Rechte, gegen die Uebernahme aller Bürgerpflihten, in den Bun: 
desftaaten verfchafft und gefichert werden Pönne. Jedoch werden den Bekennern 
diefes Glaubens bi dahin die benfelben von dem einzelnen Bundesitaaten 
bereits eingeräumten Rechte erhalten. 

Art. 17. Das fürftlihe Haus Thurn und Taris bleibt in dem dur dem 
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Reichs ⸗Deputations ·Schluß vom 25. Februar 1803 oder fpätere Vertraͤge beſtaͤ— 
tigten Befig und Genuß der Poften in den verfchiedenen Bundesflaaten, fo 
lange als nicht etwa durch freie Uebereinkunft anderwärtige Vertraͤge abgeſchloſ⸗ 
fen werden follen. 

In jedem Falle werden demfelben in Folge des Artikels 13 des erwähnten 
Reichs: Deputations-Hauptfchluffes feine auf Belaffung der Poften oder auf eine 
angemefiene Entihädigung gegründete Rechte und Anfprüche verſichert. 

Diefes foll au Statt finden, wo die Aufhebung der Poften feit 1803 
gegen den Inhalt des Reichd:-Deputationd-Hauptfchluffes bereits gefchehen wäre, 
infoferne diefe Entfhädigung durch Verträge nicht ſchon definitiv feſtgeſetzt ift. 

Art. 18. Die verbündeten Fürften und freien Städte fommen überein, 
den Unterthanen der deutichen Bundesitaaten folgende Rechte zuzuſichern: 


a) Örundeigentbum außerhalb des Staates, den fie bewohnen, zu erwerben 
und zu befisen, ohne defhalb in dem fremden Staate mehreren Abgaben 
und Laften unterworfen zu feyn, als deffen eigene Unterthanen. 

b) Die Befugniß: 

1) des freien Wegziehens aus einem deutfchen Bundesftaate in den anderm, 
der erweislich fie zu Unterthbanen annehmen will; aud) 

2) in Civil: und Militärdienfte defielben zu treten, beides jedoch nur, 
infoferne feine Berbindlichkeit zu Militärdienften gegen das bisherige 
Baterland im Wege fteht. 7 

Und damit wegen der dermalen vormwaltenden Verſchiedenheit der geſetz⸗ 
lichen Vorſchriften über Militaͤrpflichtigkeit hierunter nicht ein ungleich— 
artiges, für einzelne Bundesſtaaten nachtheiliges Verhaͤltniß entftehen 
moͤge, ſo wird bei der Bundesverſammlung die Einführung moͤglich ſt 
gleichfoͤrmiger Grundſaͤtze über dieſen Gegenſtand in Berathung genom⸗ 
men werden. 

c) Die Freiheit von der Nachſteuer (jus detractus, gabella emigrationis) 
infofern dad Vermögen in einen andern deutfchen Bundesftaat übergeht, 
und mit diefem nicht befondere Verhältniffe durch Freizügigfeitäverträge 
beftehen. 

d) Die Bundesverfammlung wird fih bei ihrer erften Zufammenfunft mit 
Abfafung gleihförmiger Verfügungen über die Preffreipeit, und die 
Sicherſtellung der Rechte der Schriftfteller und Verleger gegen den Nach— 
druck befchäftigen. R 

Art. 19. Die Bundesglieder behalten fich vor, bei der erften Zufammen: 

kunft der-Bundesverfammlung in Frankfurt wegen ded Handels und Verkehrs 
zwiſchen den verfchiedenen Bundesftaaten, fo wie wegen der Schiffahrt, nad 
Anleitung der auf dem Congrefie zu Wien angenommenen Grundfäge in Bes 
ratbung zu treten. 

Art. 20. Der gegenwärtige Bertrag wird von allen contrahirenden Theilen 

ratifizirt werden und die Ratificationen follen binnen der Zeit von ſechs Wochen, 
oder wo möglich noch früher, nach Wien an die Paiferliche Sftreichifche Hof: und 
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Staats: Kanzlei eingefandt, und bei Eröffnung des Bundes in das Archiv deſſel⸗ 
den niedergelegt werden. 


Zur Urkunde defien haben fämmtlihe Bevollmädtigte den gegenwärtigen 
Vertrag unterzeichnet, und mit ihren Wappen befiegelt. 


So geſchehen Wien den achten Juni im Jahre —— Achthundert 
und Funfzehen. 
(L. S.) Fuͤrſt von Metternich. 
(L. S.) Freiherr von Weffenberg. 
(L. S.) Karl Fürft von Hardenberg. 
(L. S.) Wilhelm Freiherr von Humboldt. 
(L. 8.) Ehriftian Graf von Bernftorff. . 
(L. S.) Soahim Graf von Bernftorff. 
(L. 8.) Alois Graf von Rechberg und Rothenloͤwen. 
(L. 8.) Hanns Auguſt Fürchtegott von Globig. 
(L. 8.) 5. 8. Freiherr von Gagern. 
(L. S.) €. Graf von Münfter. 
(L. 8.) €. Graf von Hardenberg. 
(L. S.) Graf von Keller, 
zugleih für Braunfhmeig, 
(L. S.) Georg Ferdinand Freiherr von Lepel. 
(L. S) Johann Freiherr von Tuͤrkheim. 
(L. 8.) Freiherr von Minkwitz, 
fubitirwire für Heren von Gerddorf, Großherzeglich 
Sachſen⸗Weimar'ſchen Bevollmächtigten, und Herzoglich⸗ 
Sachſen⸗Gothaiſcher und Sachſen⸗Meiningiſcher Bevoll⸗ 
mächtigter. 
(L. S) ©. L. F. Freiherr von Baumbach. 
(L. S.) Freiherr Fifchler von Treuberg. 
(L. S.) Freiherr von Maltzahn. 
(L. S.) Leopold Freiherr von Pleffen. 
(L. S.) Freiherr von Dergen. 
(L. S) Bon Wolframsdorff. 
(L. S.) Freiherr von Frank. 
(L. S.) Franz Alois Edler Herr von Kirhbaur. 
(L. S) F. Marfhall von Biberftein. 


(L. S.) D. Georg von Wieſe, 


Fürſtlich Lichtenfeinifher und Reußifcher Bevollmächtigter. 
Dr, Giebenpfeifer's 2 
Dant buch der Berfaſſung ır. 
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(L. S) Bon Weiſe. 
(L. S.) Freiherr von Kettelhodt. 
(L. S.) Bon Berg, 
Fürſtlich MWaldedifher und Schaumburg Lippefher Bevollmächtigter. 
(L. S.) Helwing. 
(L. S) J. F. Had. 
(L. S.) Dan; 
(LS) Smibdt. 
(L. S.) Gries. 


Da die unter der Auffhrift „Allgemeine Beftimmungen“ darin 
enthaltenen erften 11 Artifel folhe Anordnungen und Berbindlichfeiten begreifen, 
welhe zur Grreihung des Zweckes eines füderativen Vereins im Sinne des 
oben angeführten WVarifer » Friedens : Tractates weſentlich erforderlich find; ſo 
ertheilen Wir diefen unfere unbedingte Genehmigung , und verfprechen diefelbe 
in allen ihren Punkten zu vollziehen und vollziehen zu lafien. 


Auch nehmen wir um fo weniger Anftand, den der Bundes: Afte durch eine 
beiondere Uebereinkunft der verbündeten Mitglieder beigefügten weiteren Arti: 
fein 12 bis 20, obgleich Diefe zum Zwecke des durdh den Parifer Frieden felt: 
gefesten füderativen völferrechtlihen Vereins nicht gehören, Unfere Beiftimmung 
zu ertheilen, und ihre Berbindlichfeit anzuerkennen, als diefe befondern Beſtim— 
mungen mit unfern Regierungs = Grundfägen und größtentheil® mit den in 
unferm Königreiche bereitö beftehenden Gefegen und Anordnungen übereinftimmen. 

Zur Urkunde deffen haben wir gegenwärtige Ratification eigenhändig unter: 
zeichnet, und mit unferm größern Pöniglichen Siegel bedruden laſſen. 

Gegeben in Unferer Haupt: nnd Refidenzftadt Münden den 18. Juni 1816. 


Mar Soſeph. 
(L. S.) 
Graf von Montgelaß. 


Sodann wurde bie neue ‚Berfaffung vom 26. Mai 1818 
Amtsbl. ©. 675) verkündet; fie lautet alfo: 


Bon den hoben Regenten » Pflihten durbdrungen und geleitet — haben - 
Mir Unfere bisherige Regierung mit folden Einrichtungen bezeichnet, welche 
Unfer fortgefegted Beftreben, dad Gefammtwohl Unferer Untertyanen zu beför: 
dern, beurfunden. — Zur feltern Begründung deffelben gaben Wir fchon im 
Jahre 1808 Unferm Reiche eine feinen damaligen äußern und innern Verhaͤlt⸗ 
niffen angemefjene Berfaffung, in welche Wir ſchon die Einführung einer ftän: 
difhen Berfammlung, als eines wefentlichen Beftandtheiles, aufgenommen 
haben. — Kaum hatten die großen feit jener Zeit eingetretenen Weltbegebenheiten, 
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son welchen fein deutiher Staat unberührt geblieben ift, und während welcher 
das Bolt von Bayern gleih groß im erlittenen Drude wie im beftandenen 
Kampfe ſich gezeigt hat, in der Acte des Wiener Eongrefies ihr Ziel gefunden, 
ald Wir ſogleich das nur durch die Greigniffe der Zeit unterbrohene Werk, 
mit unverrücktem Blicke auf die allgemeinen und befondern Forderungen des 
Staatszweckes zu vollenden ſuchten; — die im Jahre 1814 dafür angeordneten 
Vorarbeiten und das Decret vom 2. Februar 1817 beftätigen Unfern hierüber 
ſchon früher gefaßten feiten Entſchluß. — Die gegenwärtige Acte ift, nach vor: 
gegangener reifer und vielfeitiger Berathung, und nad Vernehmung Unferes 
Staatsrathes — das Werk Unferes eben fo freien als feſten Willens. — Unfer 
Volt wird in dem Inhalte deſſelben die Eräftigfte Gewährleiftung Unferer lan: 
desväterlichen Gefinnungen finden. 


Freiheit der Gemwiffen, und gewiſſenhafte Scheidung und Schüßung deffen, 
was ded Staates und der Kirche ift; 

Freiheit der Meinungen, mit gefeglihen Befchränfungen gegen den Miß— 
brauch ; 

Gleihed Recht der Eingebornen zu allen Graden des GStaatsdienited und 
iu allen Bezeihnungen des Berdienftes ; 

Gleiche Berufung zur Pfliht und zur Ehre der Waffen; 

Sleichbeit der Geſetze und vor dem Geſetze; 

Unpartbeilichkeit und Unaufhaltbarkeit der Rechtspflege; 

Gleichheit der Belegung und der Pflichtigkeit ihrer Feiftung ; 

Ordnung durd alle Theile ded Staats > Haushalted, rechtliher Schuß des 
Staats » Credits, und gefiherte Berwendung der dafür beſtimmten Mittel; 

Wiederbelebung der Gemeindeförper durch die Wiedergabe der en 
der ihr Wohl zunaͤchſt berührenden Angelegenheiten; 

Eine Standfhaft — hervorgehend aus allen Claffen der im Gtaate anfär 
figen Staatsbürger, — mit den Rechten des Beirathes, der Zuftimmung, der 
Biligung, der Wünfdhe, und der Befchwerdeführung wegen verlegter verfaf- 
funggmäßiger Rechte, — berufen, um in öffentlihen Berfammlungen die 
Beisheit der Berathung zu verftärfen, ohne bie REN der Regierung zu 
ſchwaͤchen; 

Endlich eine Gewaͤhr der Verfaſſung, ſichernd gegen willkürlichen Wechſel 
aber nicht hindernd das Fortſchreiten zum Beſſern nach geprüften Erfahrungen. — 

Bayern! — Dies find die Grundzüge der aus Unſerm 
freien Entſchluſſe eub gegebenen Berfaffung, — febet darin 
die Grundſätze eines Königs, welher das Glück feines Her: 
jens und den Ruhm feines Thrones nur von dem Glüde des 
Baterlandes und von der Liebe feines Volkes empfangen 
will! — 

Wir erflären hiernach folgende Bertimmungen als Verfaſſung des König» 
teihes Bayern: 
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Titel J. 
Allgemeine Beſtimmungen. 


6. 1. Das Koͤnigreich Bayern in der Geſammt⸗-Vereinigung aller aͤltern 
und neuern Gebietstheile ift ein fouverainer monarchiſcher Staat nad den Be: 
fimmungen der gegenwärtigen Berfaffungsurfunde. 

6. 2. Für das ganze Königreich befteht eine allgemeine in om Kammern 
abgetheilte Ständeverfammlung. 


Titel I 
Bon dem Könige und der Thronfolge, dann der 
Reichsverweſung. 


$. 1. Der König iſt das Oberhaupt des Staats, vereiniget in ſich alle 
Rechte der Staatögewalt, und übt fie unter den von Ihm gegebenen in der 
gegenwärtigen Verfaſſungsurkunde feftgefesten Beftimmungen aus. 

Seine Perfon ift beilig und unverleglicy. 

$. 2. Die Krone ift erblid in dem Manns-Stamme des Königlichen Hau« 
ſes nach dem Rechte der Erfigeburt und der agnatiſch-linealiſchen Erbfolge, 

$. 3. Zur Succeffiond » Fähigkeit wird eine rechtmäßige Geburt aus einer. 
ebenbürtigen — mit Bewilligung des Königs gefchloffenen Ehe erfordert. 

$. 4 Der Mannsftamm hat vor den weiblihen Nachkommen den Borzug, 
und die Prinzefiinnen find von der Regierungsfolge in fo lange ausgefchloffen, 
als in dem Pöniglihen Haufe noch ein fucceffionsfähiger männlicher Sproffe oder 
ein durch Erbverbrüderung zur Thronfolge berechtigter Prinz vorbanden iſt. 

$. 5. Nach gänzliher Erlöfhung des Manns : Stammes und in Ermange: 
lung einer mit einem andern fürftlihen Haufe aus dem deutſchen Bunde für 
diefen Hall gefchlofenen Erbverbrüderung gebt die Thronfolge auf die weibliche 
Nachkommenſchaft nach eben der Erbfolge-Ordnung , die für den Mannsftanım 
feftgefegt it, über, fo, daß die zur Zeit des Ablebens des legt regierenden 
Königs lebenden Bayerifhen Prinzeffinnen oder Abkoͤmmlinge von denfelben, 
ohne Unterſchied des Geſchlechts eben fo, ald wären fie Prinzen des urfprüngli« 
Ken Mannsftammes des Bayerifhen. Haufes, nach dem Erftgeburts » Rechte 
und der Tineals Erbfolge: Ordnung zur Thronfolge berufen werden. 

Wenn in dem regierenden neuen Königlihen Haufe wieder Abfömmlinge 
des erfien Grades von beiderlei Gefchlecht geboren werden, tritt alddann der 
Vorzug des männlihen Geſchlechts vor dem weiblihen wieder ein. 

$. 6. Sollte die bayerifhe Krone nah Erlöfhung ded Mannsftammes 
an den Kegenten einer größern Macht gelangen, welcher feine Refidenz im Koͤ— 
nigreihe Bavern nicht nehmen Fönnte, oder würde, fo foll diefelbe an den 
zweitgebornen Prinzen diefes Haufes übergeben, und in deſſen Linie fodann 
diefelbe Erbfolge eintreten, wie fie oben vorgezeichnet ift, 

Kömmt aber die Krone an die Gemahlin eines auswärtigen größern Mo: 
narchen, fo wird fie zwar Königin, fie muß jedoch einen Vire» König, der feine 
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Reſidenz in der Hauptſtadt des Königreichs zu nehmen bat, ernennen, und die 
Krone geht nach ihrem Ableben an ihren zweitgebornen Prinzen über. 


$. 7. Die Volljährigkeit der Prinzen und Prinzefiinnen des Königlichen 
Haufes tritt mit dem zurüchgelegten Achtzehnten Jahre ein. 


$. 8. Die übrigen Berhältniffe der Mitglieder des Pöniglihen Haufes rich: 
ten ih nad den Beftimmungen des pragmatiihen Familiengeſetzes. | 

$. 9. Die Reichsverweſung tritt ein: 

a) während der Minderjäprigkeit des Monarchen; 

b) wenn derfelbe an der Ausübung der Regierung auf längere Zeit verhindert 
ift, und für die Verwaltung des Reichs nicht ſelbſt Borforge getroffen 
bat, oder treffen kann. 

$. 10. Dem Monarchen ſteht es frei, unter den volljährigen Prinzen des 
Haufes, den Reichsverweſer für die Zeit der Winderjährigkeit feines Nachfol— 
gers ;u wählen. 

Sn Ermanglung einer folhen Beftimmung gebührt die Reichsverweſung 
demjenigen volljährigen Agnaten, welcher nad) der feftgefegten Erbfolge-Drdnung 
der Naͤchſte if. 

Wäre der Prinz, welchem diefelbe nad obiger Beftimmung gebührt, felbft 
noh minderjährig, oder dur ein fonftiges Hinderniß abgehalten, die Regent⸗ 
(haft zu übernehmen, fo fallt fie auf denjenigen Agnaten, welder nach ihm 
der Naͤchſte iſt. 

$. 11. Sollte der Monarch durch irgend eine Urſache, die in ihrer Wirs 
fung länger als ein Zahr dauert, an der Ausübung der Regierung gebindert 
werden, und für diefen Fall nicht felbft Vorſehung getroffen haben, oder tref: 
fen können, fo findet mit Zuftimmung der Stände, welchen die Berbhinderungs- 
urfahen anzuzeigen find, gleichfalls die für den Fall der Minderjährigkeit bes 
fimmte gefeglihe Regentichaft ftatt. 

$. 12. Wenn der König nach $. 10 den Reichs: Berwefer für den Hall der 
Minderjährigkeit ernennt, fo wird die darüber ausgefertigte Urkunde durch 
denjenigen Minifter, welchem die Berrichtungen eines Minifters des Königli- 
hen Haufes übertragen find, im Haus: Archiv bis zum Ableben des Monarden 
aufbewahrt, und dann dem Gefammt : Staats: Minifterium zur Einfiht und 
Öffentlihen Bekanntmachung vorgelegt. Dem Reichsbverweſer wird die a. 
feine Ernennung ausgefertigte Urkunde zugleich mitgetheilt. 

6. 13. Wenn kein zur Reichsverweſung geeigneter Agnat —— iſt, 
der Monarch jedoch eine verwittibte Königin hinterlaͤßt, fo. gebührt dieſer die 
Reihsvermwefung. 

In Ermanglung derfelben aber übernimmt fie jener Kronbeamte, welchen 
der legte Monarch biezu ernennt, und wenn von demfelben Beine ſolche Beftim- 
mung getroffen ift, fo gebt fie an den erften Kron» Beamten über, welchem 
kein gefegliches Hindernig entgegen fteht. 

$. 14. In jedem Falle gebührt einer verwittibten Königin unter der Auf- 
fiht des Reichöverwefers die Erziehung ihrer Kinder nach den in dem Gamilien- 
Sefege hierüber enthaltenen näbern Beftimmungen. 
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$. 15. In den im $. 9 a und b bezeichneten. Faͤllen wird die Regierung 
im Namen des minderjährigen, oder in der Ausübung der Regierung gebin: 
derten Monarchen geführt. 
Alle Ausfertigungen werden in feinem Namen und unter dem gewöhnlichen 
Königlihen Siegel erlafien; ale Münzen mit feinem Bruftbilde, Wappen und 
Titel geprägt. = EN: 
Der Kegent unterzeichnet ald „des Königreihd Bayern Verweſer.“ 
6. 16. Der Prinz des Haufes, die verwittibte Königin oder derjenige 
Kronbeamte, welhem die Reichevermefung übertragen wird, muß gleidy rad) 
dem Antritte der Regentfchaft die Stände verſammeln, und in ihrer Mitte und 
in Gegenwart der Staats: Minifter, fo wie der Mitglieder des Staats⸗Rathes 
nachftebenden Eid ablegen: 
„Ich ſchwoͤre, den Staat in Gemäßheit der Berfaffung und der Geſetze 
„des Reiche zu verwalten, die ntegrität des Königreihes und Die 
„Rechte der Krone zu erhalten, und dem Könige die Gewalt, deren 
„Ausübung mir anvertraut ift, getreu zu übergeben, fo wahr mir Gott 
„helfe und fein heiliges Evangelium ;“ 

worüber eine befondere Urkunde aufgenommen wird. 

$. 17. Der Regent übt während feiner Reichs-Verweſung alle Regierungs— 
rechte aus, welche durch die Berfaffung nicht befonders ausgenommen find. 

$. 18. Alle erledigten Aemter, mit Ausnahme der Juſtiz⸗ Stellen, Pönnen 
während der Reichsverweſung nur proviſoriſch befeßt werden. Der Reichsver— 
wefer kann weder Krongüter veräußern, oder heimgefallene Lehen verleihen, 
noch neue Aemter einführen, 

$. 19. Das Gefammtitaats:Minifterium bildet den Regentſchaftsrath, und 
der Reichsverweſer ift verbunden, in allen wichtigen Angelegenheiten das Gut» 
achten defjelben zu erholen. 

$. 20. Der Reichöverwefer hat während der Dauer der Regentſchaft feine 
Wohnung in der Pöniglihen Refidenz, und wird auf Koften des Staats unters 
balten; auch werden ihm nebftdem zu feiner eigenen Verfügung jährlich zwei: 
malbunderttaufend Gulden in monatlihen Raten auf die Staatscaffe angemwiefen. 

$. 21. Die Regentfhaft dauert in den im $. 9 bemerkten zwei Fällen — 
im erften bis zur Großjährigfeit ded Königs, und im zweiten — bis das ein» 
getretene Hinderniß aufhört. 

$. 22. Nachdem die Regentſchaft beendiget ift, und der in die Regierung 
eintretende neue König den feierlichen Eid (Tit. X. $. 1) abgelegt hat, werden 
alle Verhandlungen der Regentſchaft geſchloſſen, und der Regierungsantritt des 
Königs wird in der Reſidenz und in dem ganzen Königreiche feierlich Fund gemacht. 

Titel M. 
Von dem Staatdgute* 
$. 1. Der ganze Umfang des Koͤnigreichs Bayern bildet eine einzige untheil— 





*) Hieher gehört ein fpäteres Verfaſſungsgeſetz v. 9. März 1828 (Amtsbl. ©. 93). 
„Wir haben Und von der Nothwendigkeit überzeugt, die Beſtimmung ded }+ 2, Biffer 7. 
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bare unveraͤußerliche Geſammtmaſſe aus ſaͤmmtlichen Beſtandtheilen an Landen, 
Leuten, Herrſchaften, Gütern, Regalien und Renten mit allem Zugehoͤr. 

Auch alle neuen Erwerbungen aus Privat:Titeln, an unbeweglihen Gütern, 
fie mögen in der Haupt: oder Nebenlinie gefcheben, wenn der erfte Erwerber 
während feines Lebens nicht darüber verfügt hat, kommen in den Erbgang des 
Wannstammes, und werden ald der Geſammtmaſſe einverleibt angefeben- 

$.2. Zu dem unveräußerliben Staatögutel, welches im Falle einer Son: 
derung des Staatsvermögens von der Privat-Berlaffenihaft in das Inventar 
der legtern nicht gebracht werden darf, gehören: 

1) Ale Archive und Kegiftraturen ; 

2) Alle Öffentlihen Anftalten und Gebäude mit iprem Zugebör ; 

3) Alles Geſchütz, Munition, alle Militär Magazine und was zur Landeswehr 
noͤthig ift; 

4) Ale Einrichtungen der Hof-Capellen und Hofämter mit allen Mobilien, 
welche der Auflicht der Hofftäbe und Hof-Intendanzen anvertraut, und 
zum Bedarf oder zum Glanze des Hofes beftimmt find; 

5) Alles, was zur Einrichtung oder zur Zierde der Reſidenzen und Luft: 
fhlöffer dienet; 

6) Der Hausſchatz und was von dem Erblaffer mit demfelben bereitö verei: 
niget worden ift; 

7) Ale Sammlungen für Künfte‘ und Wiſſenſchaften, als: Bibliotheken, 
phyſikaliſche, Naturalien- und Muͤnz-Cabinette, Antiquitäten, Statüen, 
Sternwarten mit ihren Inſtrumenten, Gemaͤhlde- und Kupferſtich-Samm⸗ 
lungen und ſonſtige Gegenftände, die zum öffentlihen Gebrauche oder 
zur Beförderung der Künfte und Wiſſenſchaften beitimmt find; 





des 111, Titels der Werfaffungdurfunde,, dad Staatsgut betreffend, zu mehrerer Deutlichkeit 
und Genauigfeit. derfelben zw erweitern, und verordnen defhalb, nah Vernehmung Unfes 
red Staardrarhed und mir Beirarb und Zuftimmung Unferer Lieben und Getreuen, der 
Stände des Reiches, unter genauer Beobachtung der im $. 7. Titel x. der Werfaffungdurfunde 
vorgeihrichenen Formen, mie folgt: 

Urt, 1. Gegenfiände, melde fi in den, im $.,2 Ziff. 7 des u. Tireld der Werfäf- 
fungdurfund: gedachten Sammlungen befinden, aber meder aus Staatsmitteln noch durd 
Staardverträge, noch in fideicommiffarifher Eigenſchaft, fondern aus den dem Monarchen zur 
Privardidpofition geftellten Einnahmen oder aus fonfligen Privatsiteln erworben, und dem 
Vermögen ded Staates und der Krone nicht förmlich einverleibe wurden, ſohin zu der Pris 
vatverlaffenfchaft ded Monarden gehören, und ald deffen Privateigenthum unter der Fertigung 
derjenigen Staatöbeamten, melden die Wuffiche über die treffenden Sammlungen anvertraut 
if, in den Verzeichniſſen vorgemerkt find, gehen in dad Privateigenthum der Erben über, und 
verbleiben auch dann in folhem, wenn diefelben fie ferner, jedoch mir der geeigneten Bemers 
kung in den Merzeichniffen,, bei diefen Sammlungen belaffen, 

Urt. 2. Gegenwärtiges Geſetz foll ald ein Grundgeſetz ded Reiches angefehen werden; 
es bat vom heutigen Tage anfangend , die Kraft, als fände ed wörtlich in der Verfaſſungs— 
urfunde ſelbſt, und fann nur in der durch den $, 7. Tit. x. der Verfaffungturtunde vorge, 
ihriebenen Urt verändert werden.’ 
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8) Alle vorhandenen Vorraͤthe an baarem Gelde und Capitalien in den Staats⸗ 
Eaffen, oder an Naturalien bei den Aemtern, fammt allen Ausftänden 
an Gtaatögefällen; 

9) Alles, was aus Mitteln des Staats erworben wurde. * 


$. 3. Saͤmmtliche Beſtandtheile des Staatsguts find, wie bereits in der 
Pragmatit vom 20. October 1804 beftimmt war, aus welcher die nad den ver— 
änderten Verhaͤltniſſen bierüber noch geltenden Beftimmungen in gegenwärtige 
Berfaffungsurfunde übertragen find, auf ewig unveräußerlich, vorbehaltlich der 
unten folgenden Modifikationen. 

Vorzüglich follen, ohne Ausnahme, alle Rechte der Souveränität bei der 
Primogenitur ungetheilt und unveräußert erhalten werden. 


$. 4. Als Veräußerung ded Staatsguts ift anzufehen, nicht nur jeder 
wirkliche Verkauf, fondern auch eine Schenfung unter den Lebenden, oder eine 
Vergebung dur eine legte Willensverordnung, Verleihung neuer Lehen, oder 
Beſchwerung mit einer ewigen Laft, oder VBerpfandung oder Hingabe. durch 

einen Bergleich gegen Annahme einer Summe Geldes. 

Auch kann Feinem Staatöbürger eine Befreiung von den öffentlihen Laſten 
bewilliget werden. 

$. 5. Die bisher zu Belohnung vorzüglicher dem Staate geleifteter Dienfte verlie: 
benen Leben, Staatd:Domänen und Renten find von obigem Verbote ausgenommen. 

Auch Steht dem Könige die Wiederverleihung heimfallender Lehen jederzeit frei. 

Zu Belohnung großer und beftimmter dem Staate geleifteter Dienfte 
Fönnen auch andere Staatd:Domänen oder Renten, jedoch mit Zuftimmung der 
Stände, in der Eigenfhaft als Mannlehen der Krone verliehen werden. 

Anmwartfhaften auf Pünftige der Krone heimfallende Güter, Renten und 
Rechte können eben fo wenig ald auf Aemter oder Würden ertheilt werden. 

$.6 Unter dem Beräußerungsverbote find ferner nicht begriffen : 

1) alle Staatshandlungen des Monarden, welche innerhalb der Grenzen des 
Ihm zuftebenden Kegierungsrechts nah dem Zwecke und zur Wohlfahrt 
des Staats mit Auswärtigen oder mit Untertanen im Lande über 
Stamm: und Staatsgüter vorgenommen werden; indbefondere was 

2) an einzelnen Gütern und Gefällen zur Beendigung eined anhängigen 
Rechtsftreits gegen Erhaltung oder Erlangung anderer Güter, Renten 
ober Rechte, oder zur Örenzberichtigung mit benachbarten Staaten, gegen 
andern angemeffenen Erſatz abgetreten wird; 

3) was gegen andere Realitäten und Rechte von gleihem Werthe ver: 
taufht wird; 

4) alle einzelnen Beräußerungen oder Veränderungen, welche bei den Staats— 
gütern dem Staatszwecke gemäß, und in Folge der bereits erlaflenen 
Vorſchriften nad richtigen Grundfägen der fortfchreitenden Staatswirth⸗ 
fhaft, zur Beförderung der Landescultur oder fonft zur Wohlfahrt des 
Landes, oder zum Beften des Staats⸗Aerars, und zur. Aufhebung einer 
nadıtheiligen Selbftverwaltung für gut gefunden werden. | 

$, 7. In allen diefen Fällen ($. 6) dürfen jedoch die Staatseinfünfte nicht 
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geihmälert , fondern es ſoll als Erſatz entweder eine Dominical-Rente — wo 
möglich in Getreide — daflır bedungen,, oder der Kaufſchilling zu neuen Er» 
werbungen oder zur zeitlichen Aushülfe des Sculdentilgungs: Fonds, oder zu 
andern das Wohl des Landes bezielenden Abfihten verwendet werden. 


Mit dem unter dem Staatögute begriffenen beweglihen Bermözen ($. 2) 
fann der Monarch nad Zeit und Umftänden zweckmaͤßige Veränderungen und 
Berbefierungen vornehmen. 


| Titet I. 
Bon allgemeinen Redhten und Pflihten. 


$. 1. Zum vollen Genuffe aller bürgerlihen, oͤffentlichen und Privat 
Rechte in Bayern, wird das Indigenat erfordert, welches entweder durch die 
Geburt oder durch die-Waturalifirung nah den näbern Beftimmungen des 
Edictes über das Indigenat erworben wird. (Beilage I.) 

Das bayerifhe Staatsbürger:Fecht wird durch das Indigenat bedingt, und 
geht mit demielben verloren. 

$. 2. Mebft diefem wird zu deffen Ausuͤbung noch erfordert : 

a) die gejegliche Volljährigkeit; 

b) bie Anfägigkeit im Königreidhe, entweder durch den Bell befteuerter 
Gründe, Renten oder Rechte, oder durd) die Ausübung beiteuerter Ge. 
- werbe, oder durd den Eintritt in ein öffentlihes Amt. 

6. 3. Kronämter, oberfte Hofämter, Civil-Staatsdienſte und oberfte Militär- 
Stellen wie auch Kirchenaͤmter oder Pfrünten Pönnen nur Gingebornen oder 
verfaffungsmäßig Naturalifirten ertbeilt werden. 

$. 4. Geder Bayer ohne Unterſchied kann zu allen Civil», Militär» und 
Kirbenämtern oder Pfründen gelangen. 

$.5. In dem Umfange ded Reichs Pann Peine Leibeigenfchaft befteben, 
nach den nähern Beflimmungen des Edictes vom 3. Auguft 1808. 

6. 6. Alle ungemefjenen Frohnen follen in gemefjene umgeändert werden, 
und aud) diefe ablösbar feyn. 

6. 7. Der Staat gewährt jedem Einwohner Sicherheit feiner Perfon, feines 
Eigenthums und feiner Rechte. 

Niemand barf feinem ordentliden Richter entzogen werden. 

Miemand darf verfolgt oder verhaftet werden, als in den durd die Geſetze 
beftimmten Fällen, und in der geſetzlichen Form, 

Niemand darf gezwungen werden, fein Privat-Eigenthum felbft für öffent: 
liche Zwecke abjutreten, als nah einer förmlihen Entſcheidung des verfammelten 
Staatsésraths, und nad vorgängiger Entfhädigung , wie ſolches in der Verord— 
nung vom 14. Auguft 1815 beftimmt ift. 

$. 8. Jedem Einwohner des Reichs wird vollfommene Gewiflensfreibeit 
gefibert ; die einfahe Hausandacht darf Daher Niemanden, zu welcher Religion 
er ſich befennen mag, unterfagt werden. 

Die in dem Königreihe beftebenden drei chriftlihen Kirchengeſellſchaften 
genießen gleiche bürgerlihde und politifche Rechte, 
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Die nicht chriftfihen Glaubensgenofien haben zwar vollfommene Gewiſſens⸗ 
freiheit; fie erhalten aber an den ftaatsbürgerlihen Rechten nur in dem Maaße 
einen Antheil, wie ihnen derfelbe in den organifchen Edicten über ihre Auf: 
nahme in.die Staats » Gefellfcyaft zugefichert ift. 

Allen Religionstheilen, opne Ausnahme, ift das Eigenthum der Stiftungen 
und der Genuß ihrer Renten nah den urfprünglihen Stiftungsurfunden und 
dem rechtmäßigen Befige, fie feyen für den Eultus, den Unterricht oder die 
Wohlthaͤtigkeit beſtimmt, vollitändig gefichert. * 

Die geiſtliche Gewalt darf in ihrem eigentlichen Wirkungskreiſe nie gehemmt 
werden, und die weltliche Regierung darf in rein geiſtlichen Gegenſtaͤnden der 
Religionslehre und des Gewiſſens ſich nicht einmiſchen, als in ſo weit das 
oberhoheitliche Schutz- und Aufſichtsrecht eintritt, wonach Feine Verordnungen 
und Geſetze der Kirchengewalt ohne vorgaͤngige Einſicht und das Placet des 
Königs verkündet und vollzogen werden dürfen. 

Die Kirhen und Geiftlihen find in ihren bürgerlihen Handlungen und 
Beziehungen — wie auch in Anfehung des ihnen zuftehenden Vermögens den 
Gefegen des Staats und den weltlihen Gerichten untergeben; auch Pönnen fie 
von oͤffentlichen Staatslaften Peine Befreiung anſprechen. 

Die übrigen näheren Beftimmungen über die äußern Rechtöverhältniffe der 
Bewohner des Königreichs in Beziehung auf Religion und kirchliche Geſellſchaf— 
ten find in dem der gegenwärtigen Verfaſſungsurkunde beigefügten befondern 
Edicte enthalten. (Beilage IL.) 


$. 9. Das igefammte Stiftungsvermögen nah den drei Zwecken des 
Eultus, des Unterrichts und der Wohlthätigkeit wird gleichfalls unter den bes 
fondern Schuß des Staates geftellt ; ed darf unter Peinem Vorwande zu. dem 
Sinanzvermögen eingezogen, und in der Gubftanz; für andere, ‚als die drei 
genannten Zwede ohne Zuftimmung der Betheiligten, und bei allgemeinen 
Stiftungen obne Zuftimmung der Stände des Reiches veräußert, oder ver» 
wendet werden. 


$. 10. Die Freiheit der Preſſe und des Buchhandels ift nach dem Beftim- 
mungen des hierüber erlaffenen befondern Edictes gefihert. (Beilage IH.) 


$. 11. Alle Bayern haben gleihe Pflihtigkeit zu dem Kriegsdienfte und 
zur Landwehr nah den diesfalls beftehenden Geſetzen. 


$. 12. Die Theilnahme an den Staatslaſten iſt für alle Einwohner des 
Reiches allgemein, ohne Ausnahme irgend eines Standes und ohne Ruͤckſicht 
auf vormals beſtandene beſondere Befreiungen. 


$. 13. Es iſt den Bayern geſtattet, in einen andern Bundesſtaat, welcher 
erweislich fie zu Unterthanen annehmen will, auszuwandern, auch in Civil— 
und Militaͤr-Dienſte deſſelben zu treten, wenn fie den gefeglihen Verbindlich: 
feiten gegen ihr bisheriges Vaterland Genüge geleiftet baben. 

Sie dürfen, fo lange fie im Unterthand-Berbande bleiben, ohne ausdrüd: 
lie Erlaubniß des Monarchen von einer auswärtigen Macht weder Gehalte 
noch Ehrenzeichen annehmen. 
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Titel V. 
Von beſondern Rechten und Vorzügen. 

F. 1. Die Kronaͤmter werden als oberſte Würden des Reichs, entweder auf 
die Lebenszeit der Würdeträger oder auf deren männliche Erben, nach dem Rechte 
der Erftgeburt und der agnatifch:linealifhen Erbfolge ald Thronlehen verliehen. 

Die Kronbeamten find durd ihre Reichs Würden Mitglieder der eriten Kam: 
mer in der Ständeverfammiung. 

$. 2. Den vormals reihsftändifhen Fürften und Grafen werden alle jene 
Vorzüge und Rechte zugefichert, welche in dem ihre Verhaͤltniſſe — — 
deſondern Edicte ausgeſprochen find. (Beilage IV.) 

$. 3. Die der bayeriſchen Hoheit untergebenen ebemaligen —— 
Reichtadeligen genießen diejenigen Rechte, welche in Gemäßheit der koͤniglichen 
Declaration durch die conftitutionellen Edicte ihnen zugefihert werden. 

$. 4 Der geiammte übrige Adel des Reicht behält, wie jeder Gut# 
eigentbümer, feine gutsherrlihen Rechte nach den gefeglichen Beftimmungen. 
(Beilage V.) 

Uebrigens hat derfelbe folgende Vorzüge zu genießen: 

1) ausſchließend das Recht, eine gutsherrlihe Gerichtsbarkeit ausüben zu 
fönnen; (Beilage VI.) 

2) Familien-Fidei-Commiffe auf Grund: Bermögen zu errichten; (Beilage VIT.) 

3) Einen von dem landgerichtlihen befreiten Gerichtsſtand in bürgerlichen 
und ftrafrechtlihen Fällen; 

4) die Rechte der Siegelmäßigkeit unter den Beſchraͤnkungen der Gefeße über 
das Hypothekenweſen; (Beilage VIII.) endlidy 

5) bei der Militär » Eonfeription die Auszeichnung, daß die Söhne der Adeli— 
gen ald Cadetten eintreten. 

6.5. Einige diefer Borzüge theilen für ihre Perfonen die geiftlihen und 
bie wirklichen Collegial-Raͤthe, und die mit diefen in gleicher Categorie fteben- 
den böbern Beamten. 

Die Geiftlihhen genießen denfelben befreiten Gerichtsſtand in bürgerlichen 
und ſtrafrechtlichen Fällen; — die Eollegial » Räthe und höhern Beamten außer 
diefem auch die Rechte der Giegelmäßigfeit und die obige Auszeichnung bei, der 
Militär » Eonfeription. 

$.6. Die Dienftesverhältniffe und Penfiond » Anfprüche der Staatsdiener 
und Öffentlihen Beamten richten fih nah den Beftimmungen der Dienited: 
Pragmatit. (Beilige IX.) 

Titel Vl. 
Bon der Standeverfammlung. *) 

d. 1. Die zwei Kammern der allgemeinen Berfammlung der Stände des 
Reicht find: 





*) Hiezu das Geſetz v. 9. März 1828 (Amtsbl. S. 97) über die Reichsräthe: 
„Wir haben Uns von ber Nothwendigkeit überzeugt, die in dem Titel vI. }. 2, 
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a) die der Reichsraͤthe, 8 

b) die der Abgeordneten. 

F. 2. Die Kammer der Reichsraͤthe iſt zuſammengeſetzt aus 

1) den volljährigen Prinzen des koͤniglichen — 

2) den Kronbeamten des Reichs; 

3) den beiden ifchöffen ; 

4) den Häuptern der ehemals reihsftändiihen — fürftlihen und gräfllichen 
Familten, als erblihen Neichsräthen, fo lange fie im Belige ihrer vor» 
maligen Reichsftändigen im Königreihe gelegenen Herrſchaften bleiben; 

5) einem vom Könige ernannten Biihofe und dem jedesinaligen Prafidenten 
des proteftantiihen General-Conſiſtoriums; 

6) aus denjenigen Perfonen, welde der König entweder wegen auögezeichnes 
ter dem Staate geleifteter Dienfte, oder wegen ihrer Geburt, oder 
ihres Dermögens zu Mitgliedern diefer Kammer entweder Fr oder 
lebenslänglicb befonders ernennt. 

8. 3. Das Recht der Vererbung wird der König nur — Sutsbefi igern 
verleihen, weldhe im Königreihe das volle Staats-Bürgerrecht, und ein mit 





Siff. 6., dann $. A. der Verfaffungsurkunde enthaltenen Berimmungen über die Bildung der 
Kammer der Reichdräche zu erläutern, und durch Zuiäge zu ergänzen, und vererdmen dem 
zufolge nah Vernehmung Unfered Staatdrarhed mit Beirath und Zuflimmung Unferer 
Lieben und Gerreuen, der Stände des Reich, unser Beobachtung der in dem Titel X. $. 7. 
der Verfaffungdurfunde vorgefchriebenen Formen, wie folgt: 

Urt. 1. Bei der Bemeffung ded in dem Titel VI. $, 4, der Verfafungdurfunde feſt⸗ 
geſetzten Zahlen⸗Verhältniſſes zwiſchen dem erblichen und lebenslänglichen Reichsräthen, find bei 
den erſteren außer den Häuptern der ehemals reichéſtändiſchen fürſtlichen und gräflichen 
Familien und den vom Könige mir Verleihung des Vererbungs⸗Rechtes ernannten Reichs⸗ 
räthen (Verfaſſungsurkunde Titel v1. $. 2. Ziff. 4. und 6,, dam J. 3.) auch ned zu zählen: 

1) die beiden Erzbiſchöſſe; 
2) der von dem Könige aud der Zahl der Biſchöfe ernannte Reichörath , und der jedes— 
malige Präfident des proteftansifhen Ober-Eonfifioriums, 

Dagegen find 

a) die volfjährigen Prinzen ded Königlihen Haufe und 
b) die Kronbeamten, welche nicht zugleich wegen ihrer Befigungen Reichsräthe find, — 
weder ju den erblichen noch zu den lebenslänglichen Reichsräthen zu rechnen. 

Urt, 2. Der König wird die von ihm zu ernennenden erblichen und lebendlänglicben 
Reichsſtäthe aud jenen Verfonen auswählen, die entweder dem Staate ausgezeichnete Dienfte 
geleifter haben, oder von adeliger Geburt find, oder Vermögen befigen. 

Hinſichtlich der Verleihung ded Vererbungs⸗Rechtes hat es außerdem bei den Beſtim— 
mungen des Titeld vi. $. 3, der Verfaffungdurfunde zu verbleib:n. " 

Urt, 3, Gegentwärtiged Geſetz foll ald ein Grundgeſetz des Reiches und ald ein ergän⸗ 
zender Beſtandtheil der Verfaſſungſsurkunde angefehen werden, 

Daſſelbe tritt mit dem Tage der Bekanntmachung dur das Geſetzblatt in Wirkfamfeit, 
und fann nur in der dur den Titel X. $4 7. der Werfaffungsurfunde vorgefchriebenen Weile 
wieder abgeändert werden,’! 
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dem Reben: oder Fidei:commiffarifhen Verbande belegtes Grundvermoͤgen befigen, 
von welbem fie an Grund- und Dominical » Steuern in simple Dreihundert 
Gulden entrichten, und wobei eine agnatiſch⸗linealiſche Erbfolge nach dem Rechte 
der Erftgeburt eingeführt ift. 

Die Würde eines erblihen Neichsratbs geht jetedmal mit den Gütern, 
worauf das Fideicommiß gegründet ift, nur auf den nach diefer Erbfolge ein- 
tretenden Befiger über. — 


$. 4. Die Zahl der Iebenslängiihen Reihsräthe Tann den dritten Theil 
der erblihen nicht überfteigen. 


$. 5. Die Reichsraͤthe haben Zutritt in die erfte Kammer nad erreichter 
Volljährigkeit; eine entfcheidende Stimme aber koͤmmt den Prinzen ded König- 
lichen Haufes erft mit dem Cinundzwanzigften, den. übrigen Reichsraͤthen mit 
dem Fünfundzwanzigiten Lebensjahre zu. 

$. 6. Die Kammer der Reichsräthe kann nur dann eröffnet werden, wenn 
wenigftens die Hälfte der fämmtlihen Mitglieder anweſend if. 

$. 7. Die zweite Kammer der Ständeverfammlung bildet ih: 

a) aus den Grundbefigern, welche eine gutsherrlihe Gerichtsbarkeit ausüben, 
und niht Sis und Stimme in der erften Kammer haben; 

b) aus Abgeordneten der Univerfitäten; 

c) aus Geiftlihen dew Patholiihen und proteftantifchen Kirche ;. 

d) aus Abgeordneten der Städte und Märkte; 

e) aus den nicht zu a) gehörigen Landeigenthümern. 

6. 8. Die Zahl der Mitglieder richtet fih im Ganzen nad der Zahl der 
Familien im Königreihe, in dem Berhältniffe, daß auf 7000 Familien ein 
Abgeordneter gerechnet wird. 

6. 9. Bon der auf folhe Art beftimmten Zahl ftellt: 

a) die Elaffe der adeligen Gutsbefiger ein Achttbeil ; 

b) die Claſſe der Geiftlihen der Patholifhen und proteftantifhen Kirde ein 
Achttheil; 

c) die Claſſe der Städte und Märkte ein Viertheil; — und 

d) die Claſſe der übrigen Randeigenthliimer, welche Peine gutöherrlihe Ge: 
richtöbarfeit ausüben, zwei Biertheile der Abgeordneten ; 

e) jede der drei Univerfitäten ein Mitglied. 

6. 10. Die jede einzelne Claſſe treffende Zahl von Abgeordneten wird nad) 
ven Beftimmungen des über die Ständeverfammlung bier beigefügten befondern 
Edictes, auf die einzelnen Negierungsbezirfe vertheilt. (Beilage X.) 

$. 11. Jede Elafie wählt in jedem Regierungs » Bezirke die fie dajelbft 
treffende Zahl von Abgeordneten nad der in dem angeführten Edicte vorge: 
fhriebenen Wahlordnung für die fechsjährige Dauer der Berfammlung. Die 
während derfelben erledigten Stellen werden aus denjenigen erfeßt, welche den 
Gewählten in der Stimmenzabl zunaͤchſt fommen. 

$. 12. Jedes Mitglied der Kammer der Ybgeordneten muß ohne Rückſicht 
auf Standes- oder Dienitverhältniffe ein felbitftändiger Staatsbürger feyn, wel: 
her das dreißigite Lebensjahr zurüdgelegt hat, und den freien Genuß eines 
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folhen im betreffenden Bezirke oder Orte gelegenen Bermögens beſitzt, welches 
feinen unabhängigen Unterhalt ſichert, und durch die im Edicte (Beilage X.) 
feftgefeßte Größe der jährlichen Befteuerung beftimmt wird. 


Er muß fi zu einer der drei chriftfihen Religionen bekennen, und darf 
niemals einer Special: Unterſuchung⸗ wegen Berbredien oder Vergehen unterlegen 
baben, wovon er nicht gänzlich freigefprodhen worden iſt. 


$. 13. Alle ſechs Jabre wird. eine neue Wahl der Abgeordneten vorge: 
nommen, und fonft nur in dem Falle, wenn die Kammer von dem Könige 
aufgelöfet wird. j 

Die austretenden Mitglieder find wieder wählbar. 

$. 14. Der Austritt eines bereits ernannten Mitgliedes erfolgt während 
der Dauer der Berfammlung, 

1) Wenn dafjelde die Realität, das Geriht, Gewerbe oder die geiftliche 
Pfründe, welche feine Wahl für den betreffenden Regierungsbezirk, oder 
die Elafje befonders begründeten, aus was immer für Beranlafjungen 
zu befigen aufhört, ohne einen gleichen Erfag in demjelben Bezirke, Orte, 
oder in derfelben Claſſe zu erwerben; 

2) Wenn das Mitglied unter der Zeit eine der oben ($. 12.) zur pafliven 
Wablfähigfeit weſentlich erforderlichen Eigenfhaften verliert. 


In diefen Fällen bat die Kammer der Abgeordneten auf die gefchehene 
Anzeige und nad Bernehmung des Betbeiligten zu entſcheiden. 

$. 15. Zur gültigen Eonftituirung der Kammer der Abgeordneten wird die 
Anmwefenheit von wenigſtens jwei Drittheilen der gewählten Mitglieder erfordert, 

$. 16. Die Kammer der Reichsraͤthe wird gleichzeitig mit jener der Abge⸗ 
ordneten zuſammenberufen, eröffnet und geſchloſſen. 

$. 17. Kein Mitglied der erſten oder jweiten Kammer darf ſich in der 
Sitzung durd einen Bevollmächtigten vertreten laffen. 

$. 18. Die Anträge über die Staatsauflagen geſchehen zuerft in der Kam: 
mer der Abgeordneten und werden dann durch diefe an die Kammer der Reichs⸗ 
raͤthe gebracht. 

Alle übrigen Gegenftände koͤnnen nach der Beſtimmung des Königs der 
einen oder der andern Kammer äuerft vorgelegt werden. 

$. 19. Kein Gegenftand des den Ständen des Reichs angewieſenen gemein: 
ſchaftlichen Wirkungskreiſes kann von einer Kammer allein in Berathung gezo⸗ 
gen werden und die Wirkung einer gültigen Einwilligung der Staͤnde erlangen. 


Titel VII. 


Von dem Wirkungskreiſe der Ständeperſammlung. 


$. 1. Die beiden Kammern können nur über jene Gegenftände in Bera- 
thung treten, die in ihren Wir kungskreis gehören, welcher in den 65. 2 bis 19 
näher bezeichnet if. 

$. 2. Ohne den Beirath und die Zuftimmung der Stände des Königreichs 
Bann Fein allgemeines neues Geſetz, welches die Freiheit der Perjonen oder das 
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Eigentbum der Staats:Angehörigen betrifft, erlaffen , noch ein ſchon beſtehendes 
abgeändert, authentiſch erläutert oder aufgehoben werden. 


$. 3. Der König erholt die Zuftimmung der Stände zur Erhebung aller - 
directen Steuern, fo wie zur Erhebung neuer indirecten Auflagen, oder zu der 
Erböbung oder Veränderung der beftehenden. 

$. 4. Den Ständen wird daber nad ihrer Eröffnung die genaue Ueber icht 
des Staats » Bedürfniffes, fo wie der gefammten Staats » Einnahmen (Rüdget) 
vorgelegt werden, melde diefelbe dur einen Ausfhuß prüfen, und ſodann 
über die zu erbebenden Steuern in Berathung treten. 

6. 5. Die zur Dedung der ordentlihen beftändigen und beftimmt vorber: 
jufebenden Staatsausgaben, mit Einfluß des nothwendigen Keferve » Fonds, 
erforderlihen directen Steuern werden jedesmal auf ſechs Jahre bewilligt. 


Um jedoch jede Stodung in der Staatsbaushaltung zu vermeiden, werden 
in dem Etats-Jahre, in welchem die erfte Stäudeverfammlung einberufen wird, 
die in dem vorigen Etats: Fahre erhobenen Staatsauflagen fortentrichtet. 

%.6. Ein Jahr vor dem Ablaufe des Termind, für welchen die firen 
Ausgaben feftgefegt find, fomit nah Verlauf von ſechs Jahren, läßt der König 
für die ſechs Jahre, welhe diefem Termine folgen, den Ständen ein neues 
Büdget vorlegen. 

$. 7. In dem Falle, wo der König durch außerordentliche äußere Verhält- 
niſſe verbindert iſt, in diefem legten Jahre der ordentlihen Steuerbewilligung 
die Stände zu verfammeln, koͤmmt Ihm die Befugniß der Forterhebung der 
legtbemwilligten Steuer auf ein halbes Fahr zu. 

$. 8. In Bällen eines außerordentlihen und —— Bedürfs 
niſſes und der Unzulaͤnglichkeit der beftehenden Staatseintünfte zu deffen Dedung, 
wird diefed den Ständen zur Bewilligung der erforderlihen außerordentlichen 
Auflagen vorgelegt werden. 

6. 9. Die Stände können die Bewilligung der Steuern mit feiner Bedin- 
gung verbinden. 

$. 10. Den Ständen des Reichs wird bei einer jeden Verſammlung eine 
genaue Nahmeifung über die Verwendung der Staatseinnahmen vorgelegt 
werden. J 

$. 11. Die geſammte Staatsſchuld wird unter die Gewaͤhrleiſtung der 
Etände geftellt. 

Zu jeder neuen Staatsfhuld, wodurch die zur Zeit beftehende Schulden» 
Mafe im Capital» Betrage oder der jährlihen Berzinfung vergrößert wird, it 
die Zuftimmung der Stände des Reichs erforderlich. 

$. 12. Eine folbe Bermebrung der Staatsihulden hat nur für jene drin: 
gende und auferordentlihen Staatsbedürfnifie Statt, welche weder durch die 
ordentliben noch durd außerordentliche Beiträge der Unterthanen ohne deren 
zu große Belaftung beftritten werden Pönnen, und die zum wahren Nutzen des 
Landes gereichen. 

6. 13. Den Ständen wird der Schuldentilgungs:Plan vorgelegt, und ohne 
ihre Zufimmung kann an dem von ihnen angenommenen Plane Beine Abän: 
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derung getroffen, noch ein zur Schuldentilgung beftimmtes Gefaͤll zu irgend 
einem andern Zwede verwendet werden, 


$. 14. Jede der beiden Kammern bat aus ihrer Mitte einen Commiſſaͤr 
zu ernennen, welche gemeinfchaftlid bei der Schuldentilgungs » Sommifjion von 
allen ihren Verhandlungen genaue Kenntniß zu nehmen, und auf die Einhal» 
tung der feftgefegten Normen zu wachen haben. 


$. 15. Im außerordentlihen Fällen, wo drobende äußere Gefahren die 
Aufnahme von Gapitalieni dringend erfordern, und die Einberufung der Stände 
dur äußere Berhältniffe unmöglich gemadt wird, foll diefen Commiſſaͤrs die 
Befugniß zuftehen, zu diefen Anleihen im Namen der nn vorläufig ihre 
Zuftimmung zu ertheilen. 

Sobald die Einberufung der Stände möglid wird, ift ihnen die ganze 
Verhandlung über diefe Capital:Aufnahme vorzulegen, um in das Staatsſchul⸗ 
den: Betzeichniß eingetragen zu werden. 

$. 16. Den Ständen wird bei jeder Berfammlung die'genaue Nachweiſung 
des Standes der Staatsſchuldentilgungs-Caſſe vorgelegt werden. 

$. 17. Die Stände haben das Net der Zuftimmung zur DBeräußerung 
oder Verwendung allgemeiner Stiftungen. in ihrer Subſtanz für andere als 
ihre urfprünglihen Zwecke. 

$. 18. Eben fo ift ihre Zuftimmung zu DBerleihung von Staatd-Domänen 
oder Staatd:Renten zu Belohnung großer und beftimmter dem Staate geleifteter 
Dienfte erforderlich. 

$. 19. Die Stände haben dad Recht, in Beziehung auf alle iu ihrem Wir: 
Fungsfreife gehörigen Gegenftände dem Könige ihre gemeinfamen Wuͤnſche und 
Anträge in der geeignefen Form vorzubringen. 

$. 20. Jeder einzelne Abgeordnete hat das Recht, in diefer Beziehung 
feine Wünfdje und Anträge in feiner Kammer vorzubringen, welche darüber: 
ob diefelben in nähere Ueberlegung gezogen werden follen, durch Mehrheit der 
Stimmen erkennt, und fie im bejabenden Falle an den betreffenden Ausſchuß 
zur Prüfung und Würdigung bringt. 

Die von einer Kammer über foldhe Anträge gefaßten Befchlüffe müſſen der 
andern Kammer mitgetheilt, und koͤnnen erft nach deren erfolgten Beiftimmung 
dem Könige vorgelegt werden. 

$. 21. Jeder einzelne Staatöbürger, fo wie jede Gemeinde kann Beſchwer— 
den über DBerlegung der conftitutionellen Rechte an die Ständenerfammlung, 
und zwar an jede der beiten Kammern bringen welche fie durdy den hierüber 
beftebenden Ausfhuß prüft, und findet diefer fie dazu geeignet, in Berathung 
nimmt. 

Erkennt die Rammer durch Stimmenmehrheit die Befchwerde für gegründet, 
fo theilt fie ihren diesfalls an den König zu erftattenden Antrag der andern 
Kammer. mit, weldher, wenn diefe demjelben beiftimmt, in einer gemeinfamen 
Vorftellung dem Könige übergeben wird. 

$. 22. Der König wird wenigftens alle drei Jahre die Stände zufammen- 
berufen. 
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Der König eröffnet und fchließt die Verſammlung entweder in eigener 
Perfon oder dur einen befonders biezu Bevollmächtigten. 

Die Gigungen einer folhen Berfammlung dürfen in der Regel nicht länger 
als zwei Monate dauern und die Stände find verbunden, in ihren Sigungen 
die von dem Könige an fie gebrachten Gegenftände vor allen übrigen in Bera- 
tbung zu nehmen. 

$. 23. Dem Könige fteht jederzeit dad Recht zu, die Sigungen der Stände 
ju verlängern, fie zu vertagen, oder die ganze Verſammlung aufzulöfen. 

In dem legten Falle muß wenigftens binnen drei Monaten eine neue Wahl 
der Kammer der Abgeordneten vorgenommen werden. 

$. 24. Die Staats; Minifter Pönnen den Sitzungen der beiden Kammern 
beimohnen, wenn fie auch nicht Mitglieder derfelben find. 

$. 25. Jedes Mitglied der Ständeverfammiung hat folgenden Eid zu leiſten: 

„3% fhwöre Treue dem Könige, Gehorfam dem Gefere, Beobachtung 
„und Aufrechthaltung der Staatöverfaffung und in der Ständeverfamms 
„lung nur des ganzen Landes allgemeined Wohl und Beſte ohne Rück— 
„ſicht auf befondere Stände oder Elafien nah meiner innern Ueberzeu— 
„gung zu beratben; — So wahr mir Gott helfe und fein heiliges Evans 
„gelium.” 

$. 26. Kein Mitglied der Ständeverfammlung kann während der Dauer 
der Sigungen ohne Einwilligung der betreffenden Kammer zu Berbaft gebracht 
werden, den Fall der Ergreifung auf frifcher That bei begangenem Berbredyen 
ausgenommen. 

$. 27. Kein Mitglied der Ständeverfammlung Pann für die Stimme, wel; 
the es in feiner Kammer geführt bat, anders als in folge der Gefchäftsordnung 
durch die Verſammlung felbft zur Rede geftellt werden. 

$. 8. Ein Gegenfand, über welden die beiden Kammern fih nicht ver: 
einigen, Pann in derfelben Gigung nicht wieder zur Berathung gebracht werden. 

6.29. Die Pöniglihe Entſchließung auf die Anträge der Reichsftände erfolgt 
nicht einzeln, fondern auf alle verhandelten Gegenftände zugleich bei dem Schluffe 
der Berfammlung. 

$. 30. Der König allein fanctionirt die Gefege und erläßt diefelben mit 
feiner Unterfchrift und Anführung der Vernehmung des Staatsraths und des 
erfolgten Beiraths und der Zuftimmung der Lieben und Getreuen, der Stände 
des Reiche. 

$. 31. Wenn die Berfammlung der Reichsſtände vertagt, förmlich geſchloſ— 
fen oder aufgelöjt worden ift, koͤnnen die Kammern nicht mehr gültig berath— 
ſchlagen, und jede fernere Verhandlung it ungeſetzlich. 


Titel VI. 
Vonder Rechtspfflege. 


F. 1. Die Gerichtsbarkeit geht vom Koͤnige aus. — Sie wird unter 
Seiner Oberaufſicht durch eine geeignete Zahl von Aemtern und Obergerichten 
in einer geſetzlich beſtimmten Inſtanzen-Ordnung verwaltet. 


Dr. Siebenpfeiffer's 3 
Handbuh der Berfafiung x. 
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$.2. Alle Gerichtöftellen find verbunden, ihren Urtheilen Entfcheidungs- 
gründe beizufügen. 

$. 3. Die Gerichte find innerhalb der Graͤnzen ihrer amtlihen Befugnig 
unabhängig, und die Richter Pönnen nur durd einen Rechtsſpruch von ihren 
Etellen mit Berluft des damit verbundenen Gehaltes entlaffien — oder derfel- 
ben entjegt werden. 

$. 4. Der König Fann in ftrafredtlihen Sachen Gnade ertheilen, die 
Strafe mildern oder erlaffen; — aber in feinem Falle irgend eine anhaͤngige 
Gtreitjadhe, oder angefangene Unterfuhung hemmen. 

$. 5. Der Pöniglihe Fiscus wird in allen ftreitigen Privat-Rechts⸗Verhaͤlt⸗ 
niffen bei den koͤniglichen Gerichtshoͤfen Recht nehmen. 

$. 6. Die Bermögend:Eonfiscation hat in Peinem Falle, den der Defertion 
ausgenommen, Statt. 

$. 7. Es foll für das ganze Königreich ein und daſſelbe bürgerliche und 
Strafgeſetzbuch befteben. 


Titel IX. 
Bon der Militär-Verfaffung. 


$. 1. Geder Bayer ift verpflichtet, zur Vertheidigung feines Baterlandes, 
nad den hierüber befichenden Gefegen mitzuwirken. 

Bon der Pflicht, die Waffen zu tragen, ift der Be Stand ausge 
genommen, 

$. 2. Der Staat hat zu feiner Vertheidigung eine — Armee, welche 
durch die allgemeine Militaͤr⸗Conſcription ergänzt, und auch im Frieden gehörig 
unterhalten wird, 


$. 3. Neben diefer Armee beftehen noch Referve : Bataillons und die 
Landwehr. 

$. 4. Die Referve : Bataillons find zur Verftärfung des Rebenben Heeres 
beſtimmt, und theilen im Falle des Aufgebots alle Verpflihtungen, Ehren und 
Vorzüge mit demifelben. 

Im Frieden bleibt fämmtlibe in den Referve-Bataillons eingereibte Manns 
fhaft, die zu den Waffenübungen erforderlihe Zeit aufgenommen, in ihrer 
Heimath, frei von allem militärifhen Zwange, bloß der bürgerlihen Gerichts: 
barfeit und den bürgerlichen Gefegen unterworfen, obne an der Veränderung 
des Wohnfiged, der Anfägigmahung oder Berebelihung gehindert zu jeyn. 

$. 5. Die Landwehr fann in Kriegtzeiten zur Unterſtützung der ſchon 
durd die Referve:Bataillons verftärkten Armee auf befondern Pöniglihen Auf: 
ruf, jedoch nur innerhalb der Graͤnzen des Reichs in mikitärifche Thätigfeit treten, 

Zur zwedmäßigen Benügung diefer Mafje wird diefelbe in zwei Abtbeilun« 
gen ausgejchieden, deren zweite. die zur Mobilifirung weniger geeigneten Indis 
viduen begreift, und in feinem Falle außer ihrem Bezirke verwendet werden fol. 

In Friedenbzeiten wirft die Landwehr zur Erhaltung der innern Sicherheit 


mit, in ſo ern es erforderlich ift, und die dazu beſtimmten Truppen nicht hin⸗ 
reichen. 
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$. 6. Die Armee handelt gegen den aͤußern Feind und im Innern nur 
dann, wenn die Militär: Macht von der competenten Eivil» Behörde foͤrmlich 
dazu aufgefordert wird. 

$. 7. Die Militär:Perfonen ſtehen in Dienſt-Sachen, dann wegen Ber: 
brechen oder Bergeben unter der MilitärsGerichtsbarkeit, in Real: und gemiſch⸗ 
ten Rechtsſachen aber unter den bürgerlichen Gerichten. 


Titel X. 
Bon der Gewähr der Verfaffung. 


$. 1. Bei dem Regierungs-Antritte fchwört der König in einer feierlichen 
Berfammlung der Staats: Minifter, der Mitglieder des Staatsraths, und einer 
Deputation der Stände, wenn fie zu' der Zeit verfammelt find, folgenden Eid: 

„Ih ſchwoͤre nad der Berfaflung und den Gefegen des Reichs zu 
„regieren, fo wahr mir Gott helfe und fein beiliged Evangelium.“ 

Ueber diefen Act wird eine Urkunde verfaßt, in das Reichs-Archiv binter- 
legt, und beglaubigte Abfchrift davon der Staͤnde-Verſammlung mitgetheilt, 

6. 2. Der Reichsverweſer leiftet in Beziehung auf die Erhaltung der Ber: 
faſſung den Tit. IL $. 16 vorgeſchriebenen Eid. 

Saͤmmtliche Prinzen des Föniglihen Haufes leiften nad) - erlangter Volljaͤh⸗ 
rigkeit ebenfalld einen Eid auf die genaue Beobahtung der Berfaffung. 

$. 3. Alle Staatsbürger find bei der Anſaͤßigmachung und bei der allge 
meinen Sandeshuldigung, fo wie alle Staatsdiener bei ihrer Anftellung verbuns 
den, folgenden Eid abzulegen: „Ich fchmöre Treue dem Könige, Gehorfam dem 
„Seſetze und Beobahtung der Staatsverfaffung ; fo wahr. mir Gott helfe und 
„sein heiliges Evangelium! “ 

$. 4. Die Böniglihen Staats: Minijter und fammtliche Staatsdiener find 
für die genaue Befolgung der Berfaffung verantwortlich. 

$. 5. Die Stände haben das Hecht, Beſchwerden über die durch die Pönigl. 
Staats: Minifterien oder andere Staatsbehörden geſchebene Berleßung der Ver⸗ 
faſſung in einem gemeinjamen Antrag an den König zu bringen, welder den» 
ſelden auf der Stelle abhelfen, oder, wenn ein Zweifel dabei obmwalten follte, 
fie näber nach der Natur des Gegenftandes durd den Staatsrath oder die oberite 
Juſtiz⸗-Stelle unterfuhen und darüber entfcheiden laffen wird. 

6. 6. Finden fih die Stände durch ihre Pflichten aufgefordert, gegen einen 
bödern Staatsbeamten wegen vorfäßliher Verlegung der Staatdverfafjung eine 
förmlihe Anklage zu ftellen, fo find die Anklagspunfte beftimmt zu bezeichnen, 
und in jeder Kammer durd einen befondern Ausfhuß zu prüfen. 

Bereinigen ſich beide Kammern hierauf in ihren Beſchlüſſen über die An- 
Mage, fo bringen fie diejelbe mit ihren Belegen in vorgeihriebener Form an 
den König. 

Diefer wird fie fodann der oberften Zuftiz. Stelle — in welder, im Falle 
der nothmwendigen oder freiwilligen Berufung, auc die zweite Inſtanz durch 
Anordnung eines andern Senats gebildet wird, — zur Entiheidung übergeben, 
und die Stände von dem gefällten Urtheile in Kenninig fegen. 
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G. 7. Abanderungen in den Beftimmungen der Berfaffungsurfunde, oder 
Zufäge zu derfelben Pönnen ohne Zufimmung der Stände nicht geſchehen. 

Die Borfchläge biezu gehen allein vom Könige aus, und nur wenn Derfelbe 
fie an die Stände gebracht bat, dürfen diefe darüber berathichlagen. 

Zu einem gültigen Beihluffe in diefer höchſt wichtigen Angelegenheit wird 
wenigitend die Gegenwart von drei Biertheiten der bei der Verſammlung anme« 
fenden Mitglieder in jeder Kammer und eine Mehrheit von zwei Drittheilen 
der Stimmen erfordert. 

Indem Wir diefed Staatd-Grundgefeß zur allgemeinen Befolgung und 
genauen Beobachtung in feinem ganzen Inhalte, einſchlüſſig der daflelbe ergän« 
zenden und in der Haupturfunde als Beilagen bezeichneten Edicte, bierdurdy 
Fund machen, fo verordnen Wir zugleih, daß die darin angeordnete Verſamm— 
ung der Etände zur Ausübung der zu ihrem Wirfungsfreife gehörigen Rechte 
am 1. Sanur 1819 einberufen, und inzwifchen die hiezu erforderlihe Einleitung 
veranftaltet werde.“ 

Die zu vorftehender Verfaſſungs-Urkunde gehörigen befondern 
Edicte find zwar nicht alle im Rheinkreis gefeglich verfündet; ich 
glaube fie dennoch hier mittheilen zu müffen, weil es nur erwünfcht 
feyn fann, die ganze jenfeits geltende Verfaffung zu fennen und 
vereinigt zu befigen, und das Ganze nur durch das Ganze vers’ 
ftändlich ift. Die dieffeits publizirten Edicte ftehen im Amtsblatt 
von 18185 die Übrigen find aus dem allgemeinen Geſetzblatt von 
1818 entnommen. Diefe zehn Edicte find folgende: 

Beilage I. über das Indigenat: (Amtsbl. 1818 nah) ©. 722) 


$. 1. „Zum vollen Genuffe aller bürgerlichen öffentlihen und Privat⸗Rechte 
in Baiern wird das Indigenat erfordert, welches entweder durch die Geburt, 
oder durdy die Naturalifation erworben wird. 

$. 2. Vermoͤge der Geburt fteht Jedem das bayeriſche Indigenat zu, deffen 
Bater oder Mutter zur Zeit feiner Geburt die Rechte diefes Indigenats befef- 
fen haben. 

$. 3. Durch Naturalifation wird das Indigenat erlangt: 

a) wenn eine Ausländerin einen Bayer beirathet ; 

b) wenn Fremde in das Königreich einwandern, ſich darin anfäßig machen, 
und die Entlafung aus dem fremden perfönliden Unterthansverbande 
beigebracht haben ; 

ce) durch ein befonderes nad) erfolgter Vernehmung des Staatsrathes ausge» 
fertigtes Ponigl. Deeret. 

$. 4 Durd den bloßen Befig oder eine zeitlihe Benüsung liegender 
Gründe, durch Anlegung eines Handels, einer Fabrif, oder durd die Theil: 
nahme an einem von beiden, obne förmlihe Niederlaffung und Anſaͤßigmachung, 
werden die Indigenats-Rechte nicht erworben. 

$. 5. Auf gleihe Weife Pönnen die Fremden, welche in Bayern fih auf: 
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balten, um ibre wiſſenſchaftliche Kunſt- oder induftrielle Bildung zu erlangen, 
oder ſich in Geſchaͤften zu üben, oder welche fih in Privat-Dieniten befinden, 
obne ſich förmlich anfäßig gemacht, oder eine Anftellung erlangt zu haben ; oder 
ſelche Fndividuen , weldye mit ihrem Domicil den an andere Souveraͤns über: 
gangenen Landestheilen angehören, vorbepaltlih der vertragsgemäßen Ruͤckwan— 
derung, auf die Rechte eines Einheimiſchen Peine Anſprüche machen. 

6. 6. Das erworbene Indigenat geht verloren: “ 

1) dur Ermwerbung oder Beibehaltung eines fremden Indigenats ohne be 
fondere koͤnigl. Bewilligung ; 

2) dur Auswanderung; 

3) durch Berbeiratbung einer Bayerin mit einem Ausländer. 

$. 7. Das Indigenat ift die weientlide Bedingung, ohne weldie man zu 
Kron-Dberhof:Aemtern, zu Civil⸗Staats dienſten, zu oberſten Militär-Stellen, 
und zu Kirchen⸗Aemtern oder Pfründen nicht gelangen, und ohne welde man 
das bayerifhe Staats-Bürgerrecht nicht ausüben kann. 

$. 8. Mebft dem Indigenat wird zu legterem erfordert : 

a) die gefeglihe Volljährigkeit ; 

b) "die Anfäßigfeit im Königreihe entweder durch den Beſitz befteuerter 
Gründe, Renten oder Rechte, oder durd Ausübung befteuerter Gewerbe, 
oder durch den Eintritt in ein Öffentliches Amt ; 

c) bei den Meueinwandernden ein Zeitverlauf von ſechs Jahren, vorbehaltlich 
der zur Ausübung gewiſſer vorzügliher ftaatsbürgerliher Rechte ın cons 
ftitutionellen Gefegen enthaltenen befondern Beſtimmungen. 

6. 9. Mur derjenige Bayer, welcher den oben bemerften Bedingungen 
Genüge geleiftet hat, erhält den politifhen Stand eined Staats » Bürgers im 
Königreiche, und bie verfaffungsmäßige Theilnahme an der Stände: Berfammlung. 

$. 10. Das Gtaatöbürgerrecht geht verloren: 

1) mit dem Indigenate ; 

2) durch die ohne koͤnigl. ausdrückliche Erlaubnig gefbehene Annahme von 
Dienften, oder Gehalten, oder Penfionen, oder Ehrenzeihen einer aus» 
wärtigen Macht, vorbebaltlid der verwirften befondern Strafen; _ 

3) dur den bürgerlihen Tod, 

$. 11. Diejenigen bayeriſchen Untertbanen, welche mit ausdrüdlicher koͤnigl. 
Erlaubniß in fremde Dienfte getreten find, bleiben verpflidtet: _ 

a) in ihr Vaterland zurüczufehren,, fobald fie entweder durch einen an fie 
gerichteten directen Befehl, oder dur eine General-Berordnung zurück— 
berufen werden; 

b) der fremden Macht, in deren Dienft fie übergeben wollen, dem Dienfted:Eid 
nur unter dem Borbehalte zu leiften, nie gegen ihr Baterland zu dienen ; 

c) auch ohne befondere Zurücberufung den fremden Dienk zu verlaflen, fo: 
bald diefe Macht in Kriegsftand gegen Bayern tritt. 

$. 12. Bayeriſche Unterthanen Pönnen Befigungen in einem andern Staate 
baben und erwerben, auch an Handeld-Etabliffements und Habriten Theil neh⸗ 
men, wenn Peine bleibende perfönliche Anfäßigkeit in dem fremden Staate da» 
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mit verbunden ift, und es unbeſchadet ihrer Lnterthanspflidhten gegen das 
Königreich gefhehen Pann. 

$. 13. Auswärtige Unterthanen Pönnen in dem Königreihe Bayern Grund» 
eigenthbum glei den Bönigl. Unterthanen befigen. Sie unterliegen bierbei den 
Pflichten der Korenfen. 

.$. 14. Den Standesherren, welche fich ihren Aufenthalt in den zum deut« 
fhen Bunde gehörenden, oder mit demfelben in Frieden lebenden Staaten wäh. 
len, bleiben alle durch die Pönigl. Declaration zugeftandenen Rechte vorbehalten. 

$. 15. Gie find dagegen wie jeder andere Forenfis gehalten 

a) alle nach den ©efegen des Königreichs auf ihren Gütern haftenden Staats: 
laften und Berbindlichfeiten genau zu erfüllen ; 

b) in Hinfiht auf diefe Verbindlichkeit eine Stellvertretung, und in Anfe- 
bung ‚der Lebengüter einen Lebenträger aus bayeriihen Unterthanen 
anzuordnen; 

c) fie Fönnen ſowohl von dem discus als von den koͤnigl. Unterthanen nicht 
nur in Real: fondern auch in Perſonal⸗Klagſachen, in fo weit die in 
Bayern gelegenen Güter einen zureihenden Erecutions-Gegenftand dar» 
bieten, oder dafür angenommen werden mollen, vor den geeigneten koͤnigl. 
Gerichten belangt werden. 

Sn den übrigen Berhältnifien find die Forenfen ald Fremde zu behandeln. 

$. 16. Den Fremden wird in dem Königreihe die Ausübung derjenigen 
bürgerlihen Privat-Rechte zjugeftanden, die der Staat, zu welchem ein folder 
Fremder gehört, den Fönigl. Unterthanen zugeftehet. 

$. 17. Werden in einem auswärtigen Staate durch Geſetze oder befondere 
Verfügungen entweder Fremde im Allgemeinen oder bayeriihe Unterthanen 
insbefondere von den Bortheilen gewiſſer Privat:Rechte ausgefhloffen, welche 
nad den allda geltenden Gefegen den Einheimiſchen zuftehen, fo ift gegen die 
Unterthanen eines folhen Staats derfelbe Grundfas anzuwenden. 

$. 18. Zur Ausihung eines folhen Retorſions-Rechts muß allezeit die . 
befondere Pönigl. Genehmigung erholt werden. 

$. 19. Fremde, welde mit Pönigl. Erlaubniß in dem Königreihe ſich auf: 
halten, genießen alle bürgerlichen Privat-Rechte, fo lange fie allda zu wohnen 
fortfahren, und jene Erlaubniß nicht zurüdgenommen ift. 


Zu dieſem Edict gehört das Geſetz vom 15. Auguft 1828 
(Amtsbl. ©. 163). 


„Wir haben Uns von der Nothwendigfeit überzeugt, die Beftimmungen 
des $. 5 der 1. Beilage zur Berfaffungs-Urfunde, das Indigenat betreffend, 
authentifh zu egläutern, und verortnen defbalb nad Vernehmung Unferes 
Staatsrathes und mit Beirath und Zuftimmung Unferer Lieben und Ge: 
treuen, der Stände des Reiches, unter genauer Beobachtung der im $. 7. 
Tit. X. der Verſaſſungs-⸗Urkunde vorgefchriebenen Formen, wie folgt: 

Art. 1. Unter der Anftellung, ohne weiche nad $. 5 der I. Beilage zur 
Berfaflungs-Urkunde Fremde, die fih in Bavern in Privatdienften befinden, 
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auf die Rechte eines Einheimiſchen keine Anſprüche machen koͤnnen, iſt nur eine 
fändige Anſtellung zu verſtehen. 

Art. 2. Gegenwaͤrtiges Geſetz Toll als ein Grund⸗Geſetz des Reiches ans 
geſehen werden. Es hat vom heutigen Tage anfangend, die Kraft, als ſtünde 
es woͤrtlich in der Verfaſſungs⸗Urkunde ſelbſt, und kann nur in der durch den 
$. 7. Tit. X. der Berfaffungs:Urtunde vorgefchriebenen Art verändert werden.” 


Beilage II. oder das kirchliche Edict; dieſes folgt unten CIV. 
Abſchnitt) nebft Anhängen. 


Beilage IN. „Edict über die Freiheit der Preffe und des Buchs 
handels: 


F. 1. Den offenen Buchhandlungen, und denjenigen, welche zu dieſem Ge— 
werde obrigkeitlich berechtiget find, iſt im Anſehung der bereits gedruckten 
Schriften freier Verkehr, ſo wie den Verfaſſern, Verlegern, und berechtigten 
Buchdruckern im Koͤnigreiche in Anſehung der Bücher und Schriften, welche fie 
in Druck geben wollen, vollkommene Preßfreiheit geſtattet. Sie ſind hiernach 
nicht verbunden; ſolche Schriften einer Cenſur oder beſondern obrigkeitlichen 
Genebhmigung zu unterwerfen, wenn fie nicht allenfalls bei koſtbaren Werken, 
jur Sicherung ihrer bedeutenden Auslagen, felbft darum, nachſuchen wollen, 

$. 2. Ausgenommen von diefer Freiheit find alle politifhen Zeitungen 
und periodifhen Schriften politifhen oder ſtatiſtiſchen Inhalts. Diefelben unter: 
liegen der dafür angeordneten Genfur. 

$. 3. Auch dürfen Staatödiener ihre Vorträge und fonftigen Arbeiten über 
Gegenftände, die ihnen in ihrem Geſchaͤftskreiſe übertragen find; ferner ftatiflis 
fhe Notigen, Berbandlungen, Urkunden und fonftige Nachrichten, zu deren 
Kenntnig fie nur dur ihre Dienftesverbältniffe fommen konnten, obne beiondere 
Bönigl. Erlaubniß nie dem Drucde übergeben. Eben fo bleibt ihnen unterfagt, 
Nachrichten politifhen und ſtatiſtiſchen Inhalts über die Pönigl. Staaten in 
ausländıfhe Zeitihriften einzurüden, oder an bdergleihen Auffägen Theil zu 


nehmen, wenn fie nicht zuvor dem einfchlägigen Staats: Minifterium vorgelegt 
waren. 


6. 4. Damit ‚die Freiheit der Prefle und des Buchhandels ($. 1) nicht 
mißbraucht werde, wird den Polizei-Obrigfeiten jeden Orts liber die allda befind» 
liben Buchhandlungen, Antiquarien, Leib-Bibliothef-Inhaber , Leſe-Inſtitute, 
Buhdrudereien und lithographiſche Anftalten eine allgemeine Auffiht übertragen, 
fo wie die gefeglihe Beftrafung der durch Schriften begangenen Verbrechen und 
Vergehen den ordentlihen Gerichten vorbehalten bleibt. 


$. 5. Dem zufolge find alle Buchhandlungen, Antiquarien, Leih-Bibliothek⸗ 
Inhaber, die Borfteher der Lefe-Inftitute und lithographifhen Anftalten, die 
Kupferſtich-⸗, Bilders und Karten-Händler verpflichtet, unter einer Strafe von 
bundert Thalern, ihre Eataloge der Polizei-Obrigkeit zu übergeben, 


$. 6. Wenn die Polizei in den ihr übergebenen Eatalogen Schriften, Ge⸗ 
mälde, oder andere finnlihe Darftellungen wahrnimmt, oder wenn die Ber 
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breitung von Schriften oder. finnlihen Darftellungen bei ihr angezeigt wird, 
wodurch ein im Königreiche beftebendes Strafgefeg übertreten wurde, feu es 
ald Verbrechen, Vergehen, oder Polizei-lebertretung, fo bat ‚fie aldbald dem 
einfchlagenden Unterfuchungsgerichte Davon die amtliche Anzeige zu machen, und 
nach Unterfchied felbft der Beftrafung wegen geeignet zu verfahren. 


$. 7. Betreffen jene Gefeg llebertretungen den Monarchen, den Staat 
und deffen Berfaffung,-oder die im Königreiche beftehenden Kirchen: und religiöjen 
Gefelfhaften, oder find Schriften oder finnlihe Darftellungen der öffentlichen 
Ruhe und Ordnung durch Aufmunterung zum Aufruhr oder der GSittlichkeit 
durch Reis und Verführung zu Wolluft und Laſter gefährlich ; fo foll die Polizei 
die Verbreitung einer folhen Schrift oder finnlihen Darftellung hemmen, und 
ein Exemplar derfelben an die ihr vorgefegte obere Polizeis-Behörde ohne Verzug 
einjenden, welche längftens in acht Tagen in einer collegialen Berathung die 
Charactere der Geſetzwidrigkeit oder Gefährlichkeit forgfältig zw unterfuchen, 
und nad Befinden den Beichlag aufzuheben oder fortzufegen hat. 


$.8. Im legten Falle, wenn naͤmlich die obere Polizeis:Behörde den Be: 
ſchlag fortzufegen befchließt, fol fie die Schrift oder bildlihe Darftellung mit 
dem Eollegial:Befhluß an das Staats-Minifterium ded Innern auf der Stelle 
einſchicken, und diefes erfennt ohne Aufenthalt über die Aufhebung oder Beſtaͤ— 
tigung des Beſchlags. Mit der Beftätigung wird die Schrift Öffentlich verboten, 
und nad Umftänden confiscirt. 

6. 9. Wer fih durd die Verfügung des Staats-Miniſteriums des Innern 
befchwert findet, dem ift dagegen die Berufung an den koͤnigl. Staatsrath ges 
ftattet, welcher darüber, und zwar immer in einer Plenar⸗Sitzung zu erkennen bat, 


$. 10. Privat » Perfonen, gegen welche in Schriften oder finnlihen Dar; 
ftellungen ein rechtswidriger Angriff gemacht worden, bleibt es überlaffen, den 
Verfaſſer, und wenn diefer nicht genannt oder falfch angegeben ift, den Perle: 
ger, und ausbülfsweile den Druder oder jeden Verbreiter, wegen der ihnen 
gefchehenen Unbill vor der zuftändigen Gerichtsbehoͤrde zu verfolgen. 


Diefelben Pönnen aber zu ihrer Sicherheit von der Polizei verlangen, daß 
fie die Schrift, wegen welcher fie klagen wollen, in Beichlag nehme; jedoch find 
fie verbunden, in acht Tagen die Beſcheinigung beizubringen, daß die Klage 
wirklich beim Richter angebracht worden, midrigen Falls der Beſchlag nad) 
Ablauf diefer Zeit wieder aufgehoben werden foll. 

$. 11. Staatödiener, melde ſich im Halle des $. 10 befinden, und im 
Dienfte außer dem Königreiche abwefend find, follen dur die Polizei von dem 
Dafeyn einer folhen Schrift ıc, benachrichtiget werden; auch ift die proviforifche 
Beſchlagnahme der Schrift bis zur einlangenden Erklärung von Amtswegen zu 
derfügen. 


$. 12. Für eine Schrift oder ſinnliche Darftellung haftet jederzeit zumächft 
ber Berfaffer, und wenn diefer nicht befannt ift, der Verleger , und fubfidia- 
rifh der Druder und jeder Verbreiter.“ 
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Beilage IV. (Gefeßblatt 1818 S. 189) „Edict die ſtaatsrecht—⸗ 
lichen Berhältniffe der vormals reichsſtaͤndiſchen Fürften, Grafen 
und Herren betreffend. Ä 


J. 


Von den perſönlichen Vorzügen, allgemeinen Rechten 
und Verbindlichkeiten der vormaligen Reichsſtändi— 
fhen Fürften, Örafen und Herren. 


$. 1. Die mittelbar gewordenen ehemald Reihsftändifhen fürſtlichen und 
gräfliben Häufer behalten die Ebenbürtigkeit in dem bisher damit verbundenen 
Begriffe, und gebören zum hohen Adel. 

$. 2. Gie behalten den Titel, den fie früher geführt Haben, jedoch mit 
Weglaſſung aller auf ihre vormaligen Reichsſtaͤndiſchen Verhältniſſe ſich beziehen⸗ 
den Beifäge und Würden. 

Sie benennen fi demnadh von ihren urfprünglihen Stammgütern und 
Herrihaften. Der Erfigeborne, welcher im Befige derfelben fidy befindet, nennt 
fi) zur Unterfcheidung von den Nachgebornen in öffentlihen Schriften und 
Handlungen, die nit an den Souverän oder an die Böniglihen Behörden ge: 
rihtet werden, Fürſt und Herr, auh Graf und Herr, mit dem Prädicate 
„Bir“, wogegen fih die Nachgebornen nur des Titels eines Fürften oder eines 
Grafen zu bedienen haben, 

$. 3. Denfelben wird ein ihrer Ebenbürtigkeit angemeſſenes Canzlei⸗Cere⸗ 
moniel ertheilt. In den Ausfertigungen der koͤniglichen Stellen wird im Con— 
teste den Fürften das Praͤdicat „der durchlauchtig hochgeborne Herr Fürſt“; 
und den Grafen „der hochgeborne Herr Graf” gegeben werden. In ihren 
Schriften, die entweder an den Souveran, an die Pöniglihen Staats: Minifte: 
rien, oder an die übrigen höhern Landeöftellen gerichtet find, müſſen fie nad) 
dem bis jegt beftehenden Ganzlei:Geremoniel ſich achten. 

$.4. In allen Städten, Märkten und Dörfern, welche den Iandesherrli- 
hen Häufern gehören, foll das Kirchengebet nad) dem Gouverän, auch für das 
Haupt des Haufes und für deſſen Familie verrichtet werden. 

Auf gleihe Weile wird hinſichtlich der Trauerfeierlichkeiten geftattet,, daß 
das Trauer-Seläute für den Herrn, feine Gemahlin, und für feinen nächften 
Nachfolger drei Wochen, für einen Nachgebornen aber vierzehn Tage lang von 
dem Leichenbegängniffe an beobachtet werde; daß die ftandesherrlihen Stellen 
und Beamten eine Trauer von ſechs Wochen anlegen, und daß alle öffentlichen 
Luftbarfeiten in ‚den — —— Gebieten bis nach Beendigung der Exe— 
quien eingeſtellt werden. 

$. 5. Den Standesherren Rebt für ihre Perfonen und für ihre Familien 
die unbefchränfte Freiheit zu, in einem jeden zum deutſchen Bunde gebörigen, 
oder mit demfelben im Friedensftande befindlihen Staate ihren Aufenthalt zu 
wählen, und eben fo in die Dienfte deſſelben zu treten, ‚ Diejenigen, welche ſich 
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entweder in Pöniglihen Dienften befinden, oder aus koͤniglichen Staats-Kaffen 
eine Penfion beziehen, haben fidy nad) den deßfallfigen Verordnungen zu verhalten. 

$.6. In allen fie betreffenden Real: und Perfonal: Klagen haben fie einen 
privilegirten Gerichtöftand in erfter Inftanz bei dem einfchlägigen Appellations» 
Gerichte, in zweiter und legter Inftanz bei dem Pöniglichen Dber:Appellationss 
Gerichte. Sollten bei einem der ftandesberrlichen Häufer durch Familien:Bers 
träge befondere Aufträgal:Gerichte eingeführt feyn, fo wird der Gouverän dies 
felben näber unterſuchen laſſen, und wegen ihrer Beftätigung befondere Ent» 
ſchließung ertheilen, | 

$. 7. Berlaffenfchafts : Verhandlungen, welche Mitglieder der Familie bes 
treffen, Pann das Haupt des Haufes durch feine Canzlei vornehmen und erledis 
gen lafien, fo lange Fein Rechtsitreit darüber entſteht, in welchem Falle fie an 
das einfhlägige Appellations : Gericht zum geeigneten rechtlihen Berfahren ab« 
geliefert werden mürffen. 

$. 8. In peinlihen Fällen, mit Ausnahme der Militär: und der im koͤnig⸗ 
lichen Civil⸗Staats⸗Dienſte begangenen Verbrechen, genießen die Standesherren 
das Recht, durch ein Gericht von Ebenbürtigen oder durch Richter ihres Stans 
des gerichtet zu werden. A 

Die Unterfuhung führt das einfchlägige Appellationsgericht durch Commiffa: 
rien unter der Leitung eines VBorftandes nad) den Borfchriften des Straf: 
Geſetzbuches. | | 

Diefe Commiſſion hat daher alle Zuftändigfeiten eines Unterſuchungs-Ge⸗ 
richtes, und erkennt auch in kürzeſter Zeit über die Statthaftigfeit einer provis 
ſoriſchen Verhaftung, welche Unterbehoͤrden mittelſt Bewachung des Angefhul- 
deten an einem anftändigen Orte vorzunehmen ſich geſetzlich veranlaßt finden. 


Das Standes⸗Gericht wird vom Könige in der Refidenz-Stadt angeordnet, 
und nad den Beftimmungen des Straf-Geſetzbuches aus ſechs oder acht Rich— 
tern gleihen Standes mit dem Angefhuldigten jufammengejest. In Ermans 
gelung der erforderlihen Anzahl von Ebenbürtigen wird das Gericht aus den 
Keihsrätben ergänzt. Den Borfis und die Leitung hat in erfter Inftanz ein 
Präfident des Dber-Appellations-Gerichts, umd in der jweiten der Staats-Miniſter 
der Zuftiz, in feiner Gigenfhaft als Großrichter. 

Zwei Dber:Appellationsgerichtsräthe werden in beiden Inftanzen zu Res 
und Correferenten ernannt, welche jedoch nur eine berathbende Stimme baben. 
Der erſte geheime Gecretär des Staats-Minifteriums der Juſtiz führt - das 
Protocoll. 

Die Unterfuhungs-Commiffion ſchickt die Acten ſowohl nach geichloffener 
General-Unterfuhung, als nad volftändig mit Beobahtung des Vertheidigungs ⸗ 
Berfabrens beendigter Special: Inguifition, wenn darauf erkannt worden, an 
den König, welcher dann das Gericht zufammen beruft, 

Das von den Gerichts-Befigern gefhöpfte Erkenntniß wird dem Könige 

mit dem Gutachten über die vielleicht vorhandenen Begnadigunge-Gründe, we, 
kalls die Anträge der Referenten zu vernehmen find, vorgelegt. — Erfolgt 
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feine Begnadigung, fo. wird das Urtheil in gefegliher Art durch das damit 
beauftragte Appellationsgeript zum Vollzug gebradıt. 

Die Güter ded Berurtbeilten dürfen: in Peinem alle confiseirt, fondern 
Pönnen nur während feiner Lebenszeit fequeflrirt werden. 

Diefes privifegirte außerordentlihe Geriht koͤmmt allein den Häuptern der 
ſtandesherrlichen Häufer zur Die übrigen Mitglieder diefer Familien find in 
yeinlihen Sachen dem gewöhnlichen privilegirten Gerichtsſtande unterworfen. 

Sn Eivil-Strafrehtsfahen it das treffende Appellationsgeridht die unters 
ſuchende und zugleich erfennende Behörde erfter Inftanz ; für Berufungen aber 
das Dber:Appellationsgericht die zweite Inftanz. 


$. 9. Ihre nah den Grundfüsen der frübern deutfhen Verfaſſung noch 
beftebenden Familien: Berträge bleiben aufrecht erhalten, und fie haben die Ber 
fugnig über ihre Güter und Familien-Verhaͤltniſſe verbindliche Verfügungen zu 
treffen, weldye dem Gouverän vorgelegt werden müflen, worauf fie, jo weit fie 
nichts gegen die Berfaflung enthalten, dur die oberſten Tandesftellen zur 
allgemeinen Kenntniß und Nachachtung gebracht werden. 


$. 10. Die Bormundfhaften der ftandesherrlihen Familien-Glieder Pönnen 
von dem Haupte des Haufes beftellt werden. Iſt daffelbe Dabei betheiligt, und ein 
Bormund oder Curator von Obrigfeitöwegen aufjuftellen, fo gefhiebt dies durch 
das Appellationsgericht des einihlägigen Regierungs:Bezirfes mit Vorbehalt des 
Recurfes an das Dber:Appellationdgerict. 

Die Ober-Auffiht über die fandesherrlihen Vormundſchafts-⸗Sachen wird 
dem Königlihen Staats: Minifterium der Zuftiz vorbehalten, welches zu diefem 
Ende von der getroffenen Anordnung einer Bormundfhaft in Kenntniß zu 
ſetzen if. 

$. 11. Die Standeöherren genießen für fih und ihre Familien die Ber 
freiung von aller Militär:Dflichtigfeit. 

$. 12. In den Edhlöffern, welche fie bewohnen, follen fie, außer dem Noth⸗ 
falle, von der Einquartierung der Pöniglihen Truppen befreyt feyn. 

$. 13. Ihnen ift geftattet, eine Ehrenwache aus Eingebornen, welche dem 
Souverän den Huldigungs:Eid geleiftet haben, und nit in Den Jahren der 
Militär: Pflichtigfeit find, in den Schlöffern ihres Wohnfiges zu balten. 

$. 14. Die Standesherren find berechtigt, von ihren Beamten einen Dienftess 
Eid ſich leiften zu laffen, audy die in ihrem Gebiete anfaßigen Unterthanen auf 
Gehorfam und Erfüllung der denfelben gegen ihren Standesherrn obliegenden 
Berbindtichfeiten zu.verpflichten, vorbehaltlih der linterthand: Treue und des 
Geborfams gegen den König und die Geſetze des Reichs. 

$. 15. Die Standesherren find befugt, jene Angelegenheiten an die Regie 
rungen auswärtiger Staaten zu bringen, welche fie mit denfelben rückſichtlich 
ihrer darin beffndlihen Befigungen und allenfallfigen Lehen» und Dienftes:Bers 
bältniffe zu verhandeln baben. 

Sie dürfen jedoch nicht Agenten mit diplomatiihem Character abordnen. 

$. 16. Sie können befondere Anordnungen und Verfügungen über Gegen⸗ 
fände erlaffen, welche die Verwaltung ihrer ftandesherrlihen und Eigenthums: 
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Rechte betreffen. Diefe dürfen aber den allgemeinen Gefegen nicht entgegen 
feyn; auch follen die Formen der öffentlihen Berwaltung und der öffentlichen 
Anftalten mit den in den übrigen Theilen der Wonarkhie eingeführten in Ueber: 
einftimmung gebradıt werden. 

$. 17. Ihnen ift geftattet, außer den im ganzen Königreihe nad der 
beftebenden Verordnung zu baltenden Königlihen Gefeg- und Alıges_ 
meinen Sntelligenz: Blatt auch befondere Wocenblätter für ihre Ge— 
biete einzuführen. 


u. 
Rechtspflege. 


$. 18. Inden ſtandesherrlichen Gerichts⸗Bezirken wird nad den beftehen- 
den Geſetzen Recht geſprochen. 

$. 19. Die Verwaltung der Civil-Gerichtsbarkeit, der willkürlichen, ſo wie 
der ftreitigen in erfter Inſtanz, geſchieht Durch Behörden, welche mit den fönig- 
lien Stadt- und Landgerihten gleihe Zuftändigfeit haben, und Stadt: 
und Herrſchafts gerichte beißen follen. 

Sn ſtrafrechtlichen Fallen ſtehet denfelben mehr nicht als die Unterfuchung 
zu. Die gefchloffenen Acten werden an das einfhlägige Strafgeriht zur Schoöp— 
fung des Urtheils eingefendet. 

$. 2. Die bergebradhte mittlere und Straf: Gerichtsbarkeit der Standes⸗ 
herren kann nur durch ein förmlich conſtituirtes, aus geſetzmaͤßig befähigten und 
verordnungsmäßig befoldeten Mitgliedern, in vorgeichriebener Anzahl zufammen: 
gefegtes Collegium unter dem Namen Zuftiz:Canzlei verwaltet werden. 
Die Berufung in legter Inſtanz gebt hievon in Civil: Strafrehts - Sahen an 
das Appellationd: Gericht des einfhlägigen Regierungs- Bezirkes; bei Eriminal: 
Fällen hingegen, fo wie in Eivil:Saden an das Pöniglihe DOber:Appellations: 
Gericht. 

$. 21. Die für die Juſtiz-Verwaltung in der mittlern Inſtanz angeſtellten 
Sndividuen, müfen nad Berichtigung des Qualifications: Punktes bei dem koͤnig— 
lihen Ober:Appellationd:Öerihte durd den Weg des Staats:Minifteriums der 
Juſtiz die Genehmigung erhalten. 

6. 22. Die Subalternen in den Ganzleien und die Zuftiz Beamten werden 
von den Standesherren ohne befondere Beftätigung ernannt. Jedoch hat 


$. 3. Die Juſtiz⸗Canzlei, oder in deren Ermangelung das einfchlägige 
Appellations-Geriht haben bei der Berpflihtung und Einweiſung ſolcher Sub: 
jecte die Beweiſe über die zu ihren Stellen erforderlihe Qualification zu den 
Acten zu bringen, und nicht nur jährlih dem Ober:Appellationd:Gerichte eine 
Lifte darüber vorzulegen, fondern auch fo viel diefe Zuftiz « Beamten betrifft, 
jedesmal deren Ernennung mit den Qualificationd:Bemweifen eben diefem ober: 
ften Gerichtshofe anzuzeigen. 

$. 24. Die ftandesherrlihen Zufti, Stellen find der Oberaufficht des Ober: 
Appellations-Gerichts unterworfen, dem es zuſteht, von den Acten derjelben 
Einfiht zu nehmen, und mit Genehmigung des Staats: Minifteriums der Zuftiz 
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auf vorgangig dahin erftatteten Bericht, Bifitationen anzuordnen , insbefondere 
den Zuftand bes Pupillen:, fo wie des Hypotheken» und DepoftenEBefens un: 
terfuchen zu laffen. 

6.25. Den Standeöherren ift zwar geftattet, von der Verwaltung der Ju⸗ 
iz im Allgemeinen, insbefondere von dem Zuftande des Bormundfchafts:, 
Depofiten, und Hypotheken-Weſens Einfiht zu nebmen, um die Abftellung der 
befundenen Mängel veranlafien zu Bönnen; jedoch dürfen ſich diefelben in die 
Rechts⸗-⸗Entſcheidungen ihrer Gerichtöftellen keineswegs einmifhen. Das Bes 
gnadigungs⸗Recht fteht allein dem Souverän zu. 


IM. 
PolizeisBerwaltung. 


$. 26. Den GStandesherren koͤmmt in ihren Gebieten die untere Polizei 
zu, weldye fie durch ihre einföylägige Beamte nad den Gefegen des Königreichs 
ausüben. 

Zu ihrem unmittelbaren Wirkungsfreije gebören hiernach: die Gegenftände 
der Kirhen- Polizei, der Bildung und des Unterrichts, der öffentlichen Gicherbeit, 
der Gefundheits-Polizei; die Aufficht über die Verwaltung des Gemeinde-Gutes, 
die Beftätigung der Gemeinde-Vorfteher und Communal:Beamten, die Aufſicht 
und die Bolljiefung der Anordnungen über Straßen:, Brüden: und Waſſer⸗ 
Bau, die unmittelbare Aufſicht und Vollziehung der Geſetze und Verordnungen, 
die Landes⸗Cultur, den Handel und das Zunftweſen betreffend; die Verleihung 
der Gewerds⸗Gerechtigkeiten, mit Ausnahme der Fabriken, Braͤuereien, Buch—⸗ 
drudereien und Buchhandlungen; die Forſt- und Jagd-Polizei, fo wie die Forft- 
Gerichtsbarkeit, ſowohl in den ftandesherrlihen Waldungen als auch in dem 
ganzen Umfange ihres Gebietes; das Conſcriptions- und Marfchwefen,, fo wie 
andere Militär:Angelegenbeiten, fo weit diefe. zum Gefchäftsßreife der untern 
Polizei-Behörden gehören: überhaupt die Local» und Diftricts-Polizei über ihre 
Mediat:Untertbanen. 

$. 27. Sie baben nebftdem die Aufnahme neuer Unterthanen chriftlicher 
Glaubens:Confeflionen und Juden, jedoch müͤſſen fie biebei nach den Geſetzen 
ſich richten. 

$. 28. Sie koͤnnen zur Handhabung der Sicherheit und Polizei in ihren 
Gebieten, eigene Polizei - Wachen anordnen, jedoch mit Berückſichtigung der für 
das ganze Koͤnigreich eingeführten allgemeinen Sicherheits-Anſtalten und unter 
Beodachtung der darüber beſtehenden Anordnungen. 

$. 29. Dem unmittelbaren Wirkungs:Kreife der Pöniglihen Regierung des 
Bezitks, in welchem die ftandesherrlichen Gebiete‘ gelegen find, bleiben vorbehalten: 

1) die Aufſicht auf die Landed-Grenzen, und Bewahrung der landesherrlichen 
Gerechtfame gegen benachbarte Staaten ; 

2) alle Öegenitände, weldye das Verbältniß des Königreichs zu Benachbarte 
Staaten betreffen ; 


3) die Bewahrung und Handhabung der Landes: Verfaffung und der Souve- 
raͤnitaͤts-Rechte; 
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4) die Mewahrung und Xertretung der Majeſtaͤts⸗Rechte in Beziebung auf 
die Kirchen und Eonfeffionen, fo wie die Aufrechthaltung des darüber 
erlaffenen Religions:Edicts; 

5) die Leitung aller Gegenftände, welche die Milit ͤr· Conſeription, die Landes⸗ 
Bewaffnung und die Landwehr betreffen, ſo wie die Beſcheidung der 
Reclamationen in Conſcriptions-Sachen; 

6) die Leitung der Marſch-⸗, Vorſpanns- und Einquartierungs⸗Angelegenhei⸗ 
ten, dann bie Einleitung zur Bertheilung und Ausgleichung der Kriegs: 
Laſten, fo wie die Befheidung der Beichmerden über die Repartition der 
Laften und der Entihadigungs:Forderungen ; 

7) die Bezirks-Concurrenz⸗Sachen; 

8) die Anlegung und Erhaltung der Heerftraßen, Brüden: und Fluß-Bauten ; 

9) Ausmwanderungen der Unterthanen; 

10) die Sicherheits⸗Polizei, in fo meit fie fih auf allgemeine Anftalten bezieht; 

11) Gegenftände der Brand: Affecuranz ; 

12) alle öffentlihen Anftalten des Kreiſes, an weldhen die Mediat:Gebiete 
Antheil nehmen; 

13) die Concurs:Prüfungen für den Staatsdienft, einfhließlih der Aerite, 
MWundärzte und Hebammen, und die Beicheinigung ihrer Befähigung 
zur Ausübung ibred Amtes ; 

14) die Bewilligung von Getreide und Jahr: Märkten. 

$. 30. In den oben bezeichneten, fo wie in allen analogen Gegenftänden, 
ift die einfchlägige Föniglihe Bezirfd-Regierung die unmittelbare oberfte Be⸗ 
börde des Mediat:Gebietes, und erläßt in Beziehung aüf diefelbe unmittelbare 
Weiſungen an die ftandesherrliben Behörden. 


6. 31. Die Standesherren üben die nad 99. 26, 27 und 28 ihnen zuftehen» 
den Rechte durch ihre Polizei:Behörden und refpective Herrſchafts-Gerichte aus; 
fie find befugt, ihre Beamten mit Bericht zu vernehmen und Entſchließungen 
darauf zu ertheilen, weldhe jedoh nad den Vorſchriften und in dem Geifte 
der allgemeinen Landes:Gefege verfaßt feyn müſſen. 

In die Entfbeidung der contentiofen Gegenftände, welche zur Competenz 
ihrer Gerichte gehören, dürfen fie ſich nicht einmiſchen. 

6, 32. Ihre Gerichte ftehen in Beziehung auf ihren polizeilichen Wirkungs⸗ 
kreis in einem gleihen Verhaͤltniſſe mit den Böniglihen Landgerichtene 

$. 33. Diejenigen Standesherren, welche ein gefchlofienes Gebiet von 14 
bis 20 taufend Seelen befigen, können — fo wie für die Gegenftände der Ju» 
ſtiz — auch für die Gegenftände der Polizei eine zweite Inftanz in einem für 
Beide vereinigten Collegium bilden, weldhes den Namen: „Regierungs und 
Juſtiz⸗Canzlei“ führt. 

$. 34. Diefe Kegierungs:Canzlei verwaltet in dem ftandesherrlihen Gebiete 
die Polizei in allen Gegenftänden, welche zum Wirkungskreife der Pöniglichen 
Regierung gehören, und Diefer nicht nach $. 29 befonders vorbehalten find. 

$. 35. Diefelbe ertheilt den ftandesherrlihen Unter-Beamten Weifungen, 
empfängt von ihnen in der Eigenſchaft einer unmittelbar vorgefegten Stelle 
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ausfchließend Bericht. — Gie führt die Aufficht auf das untergeordnete Policei, 
Perfonal, übt alle Befugniffe der Disciplin aus, und verfügt die nöthigen Amts» 
Unterfuhungen. Sie enticeidet ald zweite Inſtanz in ftreitigen adminiftrativen 
Gegenftänden mit Borbepalt des Recurſes an die Pöniglihe Staatsraths ⸗Com ⸗ 
miſſion. 

$. 36. Der Standesherr kann ſich von dieſer Canzlei in Beziehung auf 
Policei:Gegenftände Beriht und Antrag erftatten laffen. 

$. 37. Sn den ftandesherrlihen Gebieten, in weldhen für die Policei ein 
auf die bemerfte Art angeordnetes Gollegium als zweite Inftanz befteht, erläßt 
die Pöniglihe Regierung ihre Befehle und Weifungen unmittelbar an diefe Bes 
börte, welche diefelten fodann durch ihre Unterdehörden vollziehen zu laſſen ver» 
bunden if. 

Die Pöniglihe Regierung darf Peine unmittelbare Befehle den Mediat- 
Unterbehörden ertheilen, fondern muß diefe allezeit an die Mediat-Canzlei richten, 
welche hiernach das Geeignete an die Local:Beamten erläßt, die in der Regel 
aub nur an die Mediat:Canzlei ihre Berichte zu erftatten haben. 

$. 38. In Gegenftänden, welde nicht dem unmittelbaren Wirfungs-Kreife 
der Pönigliben Bezirfs-Regieruug ($. 29) vorbehalten find, ſteht diefer die 
Aufiiht auf die Policei-Verwaltung der ftandesherrlihen Regierungs-Ganzlei, 
nicht aber eine unmittelbare Einwirkung zu. In Gemaͤßheit diejer aufſehenden 
Gewalt wachet diefelbe über die genaue Beobachtung der Pöniglihen Geſetze 
und Berordnungen; der -Präfident kann defhald von Zeit zu Zeit Viſitationen 
vornehmen. Die wahrgenommenen Gebrechen find dem Staats Minifterium 
des Innern ſogleich anzuzeigen; auch ift die Regierung ermädhtiget, bei Lieber» 
ſchreitungen der Pönizlihen Gefege in eilenden Fällen Inftand zu verfügen, 
und, wenn fie ed nothwendig findet, die den eingetretenen Berhältniffen anges 
mefjenen Verordnungen prooiforifh zu treffen. 

$. 39. Wenn in einem ftandesherrkchen Gebiete für die Verwaltung der 
Policei ein befondered Collegium als zweite Inftanz angeordnet ift, fo find die 
Mediat-Unterbehoͤrden, vorbehaltlih der den Mediat:Herren über diefelben nach 
6. 31 zuftebenden Befugniffe, der Pöniglihen Regierung unmittelbar untergeben. 

$. 40. Die ftandesberrlihen Mediat-Collegien berichten an die Pönigliche 
Regierung in der vorgefshriebenen Form mit der Unterſchrift: 

„geborfamfte Regierungs: (Juli) Canzlei.” 


Die Pönigliche Regierung erläßt zwar ihre Ausfertigungen in der gegen die 
untergeordneten Behörden vorgefchriebenen Form in einer befehlenden Schreib» 
art, jedoch foll dabei an die Negierungs:Canzleien die nad ihrer Stellung den. 
felben gebührende Achtung und Ruͤckſicht gehörig beobachtet werden. 


$. 41. Bon ollen Ernennungen zu den Polizei-Stellen haben die Standes» 
berren der Pöniglihen Oberpolizei-Behörde des Regierungs-Bezirkes die Anzeige 
ju maden, damit zugleih die Nachweiſung der erflandenen Prüfung und der 
übrigen erforderlihen Befähigung zu verbinden, und jährlich an diefelbe Ober: 
Dolizei- Behörde eine Lifte der für die Polizei angeftellten Beamten und Käthe, 
mit Bemertung ihrer Qualification, einjujenden. 
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$. 42. Die von den Gtandeöberren ernannten Räthe, Beamten und Gubs 
alternen in den Ganzleien werden von den Borftänden diefer Letztern ſelbſt in 
ihr Amt eingewiefen und verpflichtet. 


IV. 
Kirhlihe Angelegenheiten 


$. 43. Die in den ftandesherrlihen Gebieten befindlichen weltlihen und 
geiftlihen Obrigkeiten müffen die in Kirchen: Polizei:Sachen erlaffenen Verord⸗ 
nungen des Gouveräns vollziehen, und für ihre Beobachtung wachen. 

$. 44. Wo eigene proteftantifhe Eonfiftorien beftehen, oder mo vormals 
ſolche beftanden haben, und die Standesherren diejelben wieder berftellen wollen, 
baben fie die Confiftoria-Sadhen wie die in den Bezirken angeordneten unmit⸗ 
telbaren Conſiſtorien nach den beſtehenden Verordnungen zu verhandeln, und 
find, wie dieſe dem koöniglichen General:Eonfiftorium untergeordnet. 

$. 45. Wo keine eigenen Confiftorien beftehen, ift für die Eonfiftorial: 
Sachen das Pöniglicye einfhlägige Conſiſtorium die geeignete Behörde. 

$. 46. Die ftreitigen Confiftorial- und Ehegerichts-Sachen werden bei der 
ftandesherrlihen Juſtiz-Canzlei verhandelt und entſchieden, von welcher die Be: 
rufung an das Föniglihe Ober⸗Appellations⸗Gericht gebet. 

$. 47. Die Verwaltung des Kirhen:, Schulen» und milden Stiftungs- 
Vermögens bleibt unter der unmittelbaren Leitung und Aufſicht der Mebdiat: 
Behörde, jedoch unter genauer Beobahtung der hierüber beftehenden Verord⸗ 
nungen. 

$. 48. Jedem Standesherrn ſteht in feinem Gebiete abgeſondert von dem 
Episcopal⸗Rechten, die Ausübung der Patronats-Recte, wo fie hergebracht find, 
zu; über die Qualification der Subjecte müffen die Pöniglichen Gefege beobachtet 
werden. Die Snftallation der Pfarrer gefchiebt nach erfolgtem Föniglihen Poſſeß— 
Befehle durch die ftandeöherrlihe Mediat:Behörde. 


V. 
Grundherrliche Rechte und Beſteuerung der Standes— 
herren. | 


$. 49. Den Standesherren verbleiben alle aus ihrem Eigenthums— 
Rechte berrührenden Einkünfte, Nusungen und Befugnife, namentlich ihre 
Berg: und Hüttenwerke, Forften, Flößereien, Zebenten, Jagden, Hifhereien und 
Maidgerechtigkeiten; ferner alle aus der Gutsherrlichk eit entipringenden 
Kenten und Nugungen, als: Zinfe, Dienft: und andere Reichniffe jeder Art, 
mit Ausnahme der aus perfönlicher Leibeigenfhaft herrührenden und geſetzlich 
aufgebobenen Gefälle. 

$. 50. Es verbleiben ihnen ferner alle Einkünfte und Nutzungen des ihnen 
Kraft des gegenwärtigen Ediets zufommenden Antheils an der Juſtiz- und Polizei: 
Verwaltung in ihren Beſitzungen, dergeftalt jedody , daß jene Einkünfte und 
Nutzungen, eben fo wie die Ausübung der Gewalt, von welcher fie berrühren, 
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allezeit den Beſtimmungen der allgemeinen bierüber Maß gebenden Geſetze 
unterworfen bleiben. 


$. 51. Die Standesherren behalten den Bezug der Nachſteuer gegen die: 
jenigen nicht im deutſchen Bunde begriffenen Staaten, mit welchen Peine Frei: 
zügigkeits-Verträge geichloffen find. | 


$. 52. In Anfehung der fämmtlichen landesherrlichen Gefälle bleibt es bei 
den Beflimmungen der Declaration vom. Sabre 1807, nach den bisher beobach⸗ 
teten Entſchaͤdigungs-Normen. Jedoch wird 

$. 53. den Standesherren ald Ehrenvorzug die bisher nur den Mitgliedern 
des Pöniglihen Hauſes zugeſtandene Freiheit von allen Perſonal-Steuern für 
fie ſelbſt und ihre Familie, wie auch die Befreiung der Schloß-Gebaͤude, welche 
fie bewohnen, von der Hausiteuer bemilliget. Ihre übrigen Beſitzungen ins: 
geſammt bleiben zwar in Folge der bereit? im Jahre 1807 vollzogenen Aufhe— 
bung aller Steuer: Freiheiten im Königreihe, den fammtlihen Staats-Auflagen 
ohne Unterfchied und Ausnahme unterworfen; — da jedoch die deutſche Bun: 
des⸗Acte Art. 14 die Standesherren für die privilegirtefte Claſſe insbeſondere in 
Anfehung der Befteuerung erPlärt hat, fo fol ihnen zur Entſchaͤdigung für das 
ihnen hierin zugedachte Vorrecht entweder eine beftändige Rente, melde dem 
dritten Theile des Betrages der ordentlihen Grund:Steuer, Haus:Steuer und 
Dominical:Steuer von ihren vormals Keichsftändiihen Bellsungen gleichkoͤmmt, 
bei einem Pöniglihen Rentamte angewiefen, oder es ſoll von den Schulden, 
welhe ihnen bei der Abtheilung zugewieſen find, ein dem mit 20 erhöhten Ca⸗ 
pital⸗Stock einer ſolchen Rente gleichkommender Antheil auf die Staats-Caſſe 
uͤbernommen werden. 

F. 54. Zu allen außerordentlichen Umlagen ſowohl auf das ganze Könige 
reih, als auf den Bezirk, in welchem ihre Befigungen liegen, haben die Stan: 
desberren gleichmäßig nach dem allgemeinen Steuerfuße beizutragen. 

$. 55. Bon‘ Gemeinde:limlagen find .fie rücjichtlib ihrer derinaligen Be: 
figungen befreit, wofern fie nicht Bortheile aus-dem Gemeinde» Berbande zieben. 

F. 56. Die in der Pöniglihen Declaration vom Jahre 1807 den Standes: 
berren eingeräumte Freiheit von Zoll und Weggeld wird beftätiget, Auch it 
ihnen geftattet, ihre Matural-Producte und Gefälle aus ihren im Auslande 
gelegenen und an ihre diesfeitigen Herrfchaften angrängenden Befisungen mauth: 
frei einzuführen, . ” 

$. 57. Die Actio⸗Lehen — ihnen ferner belaſſen; jedoch gebt in allen 
freitigen Leben-Sadhen die Appellation von den Zuftiz-Eanzleien an das Röniy: 
lihe Ober⸗Appellationsgericht. Die Kitterdienfte fönnen nur für den Souverän 
gefordert werden, alle übrigen Lebengefälle bleiben dem Mediat-Herru. 

$. 58. Die Standesherren find befugt, neben einem Collegium für die 
Juſtiz und Polizei ($. 33), auch neben andern Verwaltungs Beamten ein eigenes 
Collegium für die Verwaltung ihrer gutsherrlihen Einkünfte, unter dem Namen 
Dominical:Canzlei anzuordnen. 

$. 59, Ale Mediat: Behörden haben in ihren Ausfertigungen die ‘Bor: 


fhriften der *öniglihen Stempel-Ordnung zu beobachten. 
Dr. Siebenpfeifer's A 
Dandbuh der Verfaſſung 1. 
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VI. | 
Yusfheidung der Shulden. 


$. 60. Die verfaffungsmäßig contrahirten Schulden, welche auf den me» 
diatifirten Fürftentpyümern, Grafſchaften und Herrfchaften haften, werden, fo, 
fern es noch nicht geſchehen iſt, zwifchen dem Souverän, und den mediatıfirten 
Herren nah Verhaͤltniß der Einkuͤnfte getbeilt, welche jener — und dieſen 
verbleiben. Hiernach 


a) muß der Stand ſolcher Schulden vor Allem hergeſtellt, dann eine genaue 
Bilance zwiſchen den Einkünften des einen und andern Theiles gezogen, 
und nad dem Berhältnife der reinen Einfünfte die Bertheilung gemacht 
werden ; 

b) find alle Gemeinde Schulden davon zu ſondern, und den Gemeinden, wels 
che fie treffen, zuzumweifen; 

c) auch bleiben dem Standesherrn feine perfönlihe Schulden zur Laft. 


vu. | 
Verhäaltniffe der ffandesherrlihen Diener. 


$. 61. Den Standesberren wird geftüttet, ihren bei den Mediat-Canzleien 
angeftellten Räthen und Beifigern die geeigneten Titel, ald: Borftand, Director, 
Raͤthe, zu geben. Wenn diefelben ihren Dienern zur Belohnung lange geleifteter 
Dienfte einen böhern Titel verleihen wollen, muß biezu die Pöniglihe Bewilligung 
nadıgejucht werden. 


$. 62. Die Verpflibtung der Mediat-Beamten foll mit dem Dienſt-Eide 
für den Standesherrn aud die Huldigung gegen den Souverän verbinden, und 
das Protocol darüber muß an das einfhlägige Staats: Minifterium eingefendet 
werden. 


$. 63. In allen adminiftrafiven — ruͤckſichtlich welcher den 
Standesherrn ein Einfluß auf die Verwaltung eingeraͤumt iſt, hat derſelbe das 
Recht, ſeine Raͤthe und Gerichts-Beamten zur Befolgung ſeiner Auftraͤge, fuͤr 
welche er zu haften bat, und zwar nöthigen Falls auch durch Geld-Strafen 
anzubalten, und er ift für den aus den Amts-Handlungen feiner Beamten 
entftebenden Schaden in eben dem Maße verbindlich, wie der koͤnigliche Fiscus 
in Anjebung der Amts-Handlungen der unmittelbaren Beamten. 

$. 64. Die ftandesherrlihen Juſtiz- und Polizei-Raͤthe und Beamten fteben 
mit den Föniglihen Staatsdienern in den nämlichen Dienft:Verhältniffen; fie 
baben demnach mit denfelben gleichen Gerichts-Stand, und zwar im ſtandes— 
berrlihen Gerichtö-Bezirfe, wenn dafelbft eine für die Privilegirten geeignete 
Gerichtd-Stelle beftebt ;. auch unterliegen fie gleichen Gefegen in Beziehung auf 
Gntlafjung und Entfegung; — ihre Heirath6-Bewilligungen bängen von dem 
Standesherrn ab, welcher auch die Reiſe-Bewilligungen ertheilet, mit Veobach— 
tung der erforderlichen proviforifhen Amts-Beſtellung. 
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VIII. 
Allgemeine Beſtimmungen. 


$. 65. In allen durch gegenwaͤrtige Verordnung nicht abgeaͤnderten Beſtim⸗ 
mungen bleibt es bei der koͤniglichen Declaration vom 19. Maͤrz 1807. 


Beilage V. (Geſetzbl. ©. 213) „Edict über den Adel im 
Königreiche Bayern. | 


Titel J. 
Von Erlangung des Adels. 


$. 1. Der Adel wird durch eheliche Abſtammung von einem adeligen Bater 
ererbt, oder durch Pöniglihe Verleihung erworben. 


$. 2. Die durd nachfolgende Ehe Legitimirten werden den ehelich Gebor: 
nen gleich geachtet. 

Durch Legitimation mittelft Pöniglihen Reſcripts, durch Adoption, oder 
irgend einen andern Privat:Act fann der Adel nur mit ausdrüdlicer Pönigiis 
her Bewilligung übertragen werden, welche dann für eine neue Berleihung gilt, 

Soll der Legitimirte, der Adoptirte, den Belig der adeligen Titel und 
Wappen der Familie desjenigen, von welchem er fein Recht ableitet, erlangen, 
fo ift Überdies die Einwilligung der Agnaten erforderlich. 

6.3. Die Verleihung geſchieht durch Adelöbriefe. 

Die Gefuhe um einen Adelsbrief müffen mit den Angaben und Beſcheini— 
gungen der Perfonal:Berhältniffe, der Berdienfte des Bittitellerd und feiner 
Familie um den Staat und eines zum. ftandesmäsigen Ausfommen binlänglicyen 
Vermögens verfehen feyn. Sie werden bei dem Staats: Minifterium des könig— 
lihen Haufes eingereicht, und durch daſſelbe dem Könige vorgelegt. Erfolgt die 
föniglihe Genehmigung, fo wird der Adelsbrief mit Befchreibung des bemilligten 
Titel® und Wappens in vorgefihriebener Form und gegen die verordnungsmäßige 
Tare audgefertigt, und die Verleihung ded Adels durdy dad Allgemeine Intelli— 
genz:Blatt des Reichs befannt gemacht. 

6. A. Daffelbe gilt von Erhebungen auf eine böhere Adelsftufe. 

6.5. Die Ertbeilung des Militär: oder Eivil:Berdienft-Ordens an Inländer 
fließt Die Verleihung des Adels in fi. 

Diefer Adel beſchraͤnkt fih für die Zußunft nur auf die Perfon des Be— 
gnadigten. 

Ein Ordens: Mitglied, deffen Bater und Großvater ſich ebenfalld dieje Aus: 
jeihnung des Berdienfted erworben . hatten, hat Anſpruch auf tarfreie Verlei— 
bung. des erblihen Adels. 

$. 6. Der bayerifhe Adel bat fünf Grade: 1) Fürften, D Grafen, 
3) Freiherren, 4) Ritter, 5) Adelige mit dem Pradicate: „von.“ 

Zu der Ritter-Claſſe gehören alle mit einem Verdienſt-Orden begnadigten 
Snländer, welche nicht vorher ſchon einer höhern Adels-Claſſe einverleint waren. 
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Um zu einer hoͤhern Adelöftufe zu gelangen, wird der vorherige Beſitz der 
untern erfordert, 


Ausnahmen koͤnnen jedoch aus befonderer Gnade des Königs Statt finden. 


$, 7. Die über den Adelsitand vorfommenden Rectöftreite werden bei den 
Appellationsgerichten,, unter welchen der Adeld-Pratendent fteht, verbandelt, und 
mit Vorbehalt der Berufung an das koͤnigliche Ober-Appellationdgeriht entſchieden. 


Titel I. 
Bon den Auszeichnungen und Redhten des Adels. 


‘6. 8. Ein bayerifher Unterthban kann nur dann, wann deſſen Adeld:Titel 
in der angeordneten Adeld:Matrikel eingetragen ift, die dem Adel im König: 
reihe Bavern zuftebenden Rechte ausüben. 

Beglaubigte Auszüge aus der Adels-Matrikel geben vollfommenen Beweis 
für den Adeldftand einer immatriculirten Familie. 

$. 9. Alle nah $$. 1 — 5 berechtigten Mitglieder einer immatriculirten 
adeligen Familie baben die Befugniß, fi der in den eingetragenen Diplomen 
bezeichneten Titel und Wappen zu bedienen. 

Anmaßungen nicht gebührender Titel und Wappen können fowohl von den 
beftellten KronsFiscalen, ald den Mitgliedern der betheiligten Familie, entweder 
zur unmittelbaren Abftellung dem Staats-Minifterium des Pöniglihen Haufes 
angezeigt, oder nach Umſtaͤnden gerichtlich verfolgt werden. 
$. 10. Die Adeligen haben das Redit der Siegelmäßigfeit nach den nähern 
Beftimmungen des hierüber erlaflenen Edicts. 

$. 11. Die Adeligen genießen einen von der Gerichtöbarkfeit der Landge— 
richte befreiten Gerichtsftand in bürgerlichen und peinlihen Fälen, und zwar 
die erblichen Reichsräthe vor ven Appellationd » Gerichten desjemigen Kreifes, in 
welchem fie ihren Wohnort haben, oder wo ihre Befigungen liegen, in erfter 
— und vor dem Röniglihen Ober» Appellations » Gerichte in zweiter und lester 
Snitanz; die übrigen Wdeligen aber vor den Kreis. und Stadt: Geriditen des 
Kreifes, in welhem fie wohnen oder begütert find, in erfter Inftanz, mit Vor— 
behalt der übrigen ordentlihen Snitanzen. 

Eine bejondere Verordnung wird den Gerichts : Sprengel jedes Kreis: und 
Stadt» Gerichts in diefer Dinfiht, da, wo mehrere fih in einem Kreife befin- 
den, feftiegen. 

Der befreite Gerichtöftand der Adeligen befchränft fih fir dingliche Klagen 
auf ſolche Grundſtücke, welche zu einem Buts» Eomplere gehören, worauf ihnen 
nach dem Edicte über die gutöberrliche Gerichtsbarkeit, eine ſolche zuftebet. 

‚$. 12. Die Adeligen, außer den in der deufjhen Bundes: Akte enthaltenen 
Ausnahmen, unterliegen zwar der allgemeinen Militär: Pflichtigkeit nach den 
beftehenden Eonfcriptions = Öefegen; jedody follen die Söhne des Adels, weldye 
das 2008 zur. Einreihung trifft, als Gadetten eintreten. 

$. 13. Nur zum Beſten adeliger Perfonen und Familien Fönnen Samilien- 
Fidei-Commiſſe nad) den Vorfhriften des Edicts über die Familien : Fidei- 
Eommiffe errichtet. werden. — 
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$..14. Den Adeligen koͤmmt ausſchließend das Bent zu, eine gutöberr- 
lite Gerichtsbarkeit ausüben zu fönnen. 

In wie fern, und unter welchen Befchränfungen eine ſolche Gerichtsbarkeit 
von denjelben bejeffen werden Fann, verordnet das Ediet über die gutsherrliche 
Gerichtsbarkeit. 

$. 15. Den Antbeil der adeligen Grundbefiger an der Reichsſtandſchaft 
beftimmt die Verfafiungs - Urfunde. 


$. 16. Ueber die grundherrlihen Rechte des Adels entpalten die inſchla⸗ 
genden Edicte die naͤhern Beſtimmungen. 


Titel I. 
Von dem Verluſte des Adels, 


$. 17. Mit jeder Verurtheilung in eine Eriminal » Strafe -ift der Verluſt 
des Adeld verbunden. 

Eine Strafe wegen folher Vergeben, welche das Straf: Gefekbuc als’ 
unverträglid mit der Adeld-Würde benennt, hat die nämlicbe, in dem Erfenntniß 
jedesmal auszudrüdende Folge. 


Diefelbe trifft nur die Perfon des Berurtheilten, und ift felöft für deffen 
Kinder unnachtheilig. 

6. 18. Auf den Adel Fann freiwillig verzichtet werden. Bon einem foldien 
ausdrüdlihen Verzichte muß jedoch ‚dem Könige durd das Staats: Minifterium 
des koͤniglichen Haufes die foͤrmliche Anzeige gefhehen. 

Der Verzicht ift ohne Nachtheil für die bereits gebornen Kinder des Ber: 
sihtenden, und noch mehr für Andere Mitglieder der Familie. 

$. 19. Durd bloßen Nichtgebrauch erlifht das Hecht auf einen immatrichs 
lirten Adels-Titel nicht, weder für den Nichtgebrauchenden, noch für die Nach» 
fommenidaft. 

$. 0 Ein dur mwenigftens zwei Generationen fortdauernder Nichtgebrauch 
verbindet jedoch die nachfolgenden Abkömmlinge einer immatriculirten adeligen 
Familie, um Erneuerung des Adeld, unter Borlegung der Beweiſe ihrer 
Abftammung in der oben $. 3 bei Nachſuchung eines neuen Adels vorgefchrie- 
benen Art einzufommen. 

Die Erneuerung, welde unter diefer Borausfegung nicht verweigert werden 
fann, wird jodann in der Adels: Matrifel bei der bereits ,immatriculirten Fa— 
milie vorgemerkt, und im Falle, daß der frühere Adelöbrief verloren gegangen, 
ein neuer, fonft nur ein Zeugniß über die gefhehene Erneuerung ausgefertigt. 


6. 21. Sufpendirt wird der Gebrauch des Adels» Titeld durch die Lieber: 
nahme niederer, blos in Handarbeit beftehender Lohndienſte, dur die Aus: 
übung eines Gewerbes bei offenem Kram und Laden, oder eines eigentlichen 
Handwerfes. 

Diefe Verfügung. dehnt ſich jedoch nicht über die Dauer jener Suspenſions⸗ 
Gründe, noch auf die Kinder aus, welche ſich nicht in gleichem Falle befinden. 

$. 22. Der Berluft oder die Suöpenfion des. Adeld hat die Einziehung 
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der gutsherrlichen Gerichtsbarkeit, fo lange der Berluftigte lebt, oder die Sufs 
penfion dauert, zur rechtlichen Folge.” 


Beilage VI. Geſetzbl. S. 221) ,‚Edict über die gutsherrs 
lihen Rechte und die gutöherrliche Gerichtsbarkeit. 


$. 1. Jedem Guts-Eigenthümer find durd die Berfafiungs » Urfunde des 
Reichs, Titel v..$. 4 feine gutsherrlihen Rechte, nad den gefeslichen Ber 
ftinmungen gefihert. 


Erfter Abfhnitt. Von den gutöherrlihen Rechten. 


£iteik 
Bon den Redhten der Öutsherren, welde fih auf daß 
Eigentbum beziehen. 
A. Bolles Eigenthbum. 

$. 2. Die Gutsherren baben fid in denjenigen Fallen und Geſchaͤften, 
welche das Eigenthum ihrer Güter, und deffen Erhaltung, Benützung, Ber: 
befierung, Veraͤußerung, oder Verſchreibung an Dritte betreffen, nad den 
bürgerlihen Gefegen zu achten. 

$. 3. Bei der Ausübung ihrer Eigentbumsd » Rechte, und insbefondere der 
Sifherei, ded Jagd», Fort: und Berg: Rechtes find fie verbunden, die bier: 
über beftebenden Verordnungen und Polizei: Gefeke zu beobachten, und den 
Beitimmungen der etwa erforderlihen landesherrlichen Eonceffionen nachzukommen. 

B. Getbeiltes Eigentbum. 

6. 4. Die Colonar- oder Ähnliche grundberrlihen WBerträge, welche von 
den Gutsherren über die Anbauung und Benusung:ibrer eigentbümlihen Gründe, 
in einer von den bürgerlichen Gefegen anerfannten Form gefchloffen worden find, 
verbleiben in ihrer Wirffamfeit. 

$. 5. Diefe Verträge, fie mögen noch in der Form ihrer erften Erridtung 
beitehen, bereits einige Abänderungen erbaften haben, oder künftig erſt errichtet 
werden, unterliegen folgenden Beſtimmungen. 

$. 6. Alle ın grundperrlihen Berträgen conftituirten ftändigen, und nicht 
ftäntigen Renten und Laften find nady dem Einverftändnig der Betheiligten ablösbar. 

$. 7. Die Ablösbarkeit erſtreckt fi in gleicher Art auch auf die Bodenzinfe 
und das Zebentrecht, welches den Zehentberechtigten nah den an jedem Drte 
üblihen Gefegen und Gewohnheiten, oder nach den beftehenden Verträgen bis 
zur Ablöfung verbleibt. 

$. 8. Die ungemeffene Scharwerk (Frobne). fol durchgehende in gemeſſene 
oder beftimmte Dienfte verwandelt werden,. ohne daß auf diefe Verwandlung 
ein Entfhadigungs:Gefuh gegründet werden kann, und ohne die in der Ver: 
faſſungs-Urkunde Titel IV. $. 7 feftgefegte Ablösbarfeit aufzuheben. 

$. 9. Für die abgelöften Renten, Rechte oder Laſten muß bei den Fideis 
Eommifjen ein Surrogat nad den Vorfhriften des. Edicts über die Familien: 
Fidei-Commilfe hergeftelit werden, 


Erfter Abſchnitt. — Verfaſſungsgeſetze. 55 


$. 10. In keinem Veraͤnderungsfalle, derſelbe betreffe viele oder wenige 
Theilnehmer kann mehr als ein doppeltes Handlohn (Laudemiam) berechnet, 
oder mebr als ein doppelter Leib angefegt werden. Das Quantum richtet ſich 
nad den Saal: und Lager: Büchern, und nad) den Local-Statuten. 

$. 11. Bieh und Fahrniß (fahrende Habe) fo wie baares Geld dürfen bei 
der Schägung zur Behandlung des Handlohns oder des Leibfalled nicht ange: 
ſchlagen; auch darf das Handlohn vom Werthe der Häufer, wo ed herkoͤmmlich 
ift, nicht erhöht, wo es aber nicht hergebracht war, darf ed gar micht angejegt 
werden. 

$. 1%. Don dem Austrage, Alttheil, Gutsabtrage, oder von Abfindungen 
in Geld ein Handlohn oder einen Leibfall befonders anzufegen, ift nicht ge,latier, 

$. 13. Die Koften der Schägung bei Laudemial- und Leibfällen bezahlt 
derjenige, der fie fordert. 

$. 14. Ruͤckſtands-Zinſen, oder die Forderung eines böhern Betrages 
wegen Rückſtandes gutsherrliher Gaben, finden in Beinem Falle Statt; und 
eben fo wenig ift es zuläßig, rüdjtändige Leitungen in ein verzinsliches Capital 
ju verwandeln, und dafür Schuld » Urfunden zu errichten. 

$. 15. Grundherrliche Forderungen an Stiften und Gilten, oder an andern 
jährlichen Leiſtungen richten ſich nach dem allgemeinen Gefegen über die Ver— 
jäaprung jährliher Renten. 

$. 16. Die Gutsbeimfälligkeit aus Strafe (Caducität) bleibt aufgehoben. 

6. 17. Bei dem Abzüge vom Gute muß dem Grundholden der Gutswerth, 
nach Abrechnung der darauf hafienden Forderungen, und nad öffentlicher Bers 
fleigerung an den Meiftbietenden, vergütet werden. | 

$. 18. In Fällen, wo jonit die Caducitaͤt Statt gehabt hat, kann der 
Gutsherr, wenn er durd die bierzu veranlafenden Handlungen beicyädigt 
worden ift, auf Schadens » Erfaß Plagen. 

$. 19. Das grundherrliche Einſtands-Recht bleibt abgeihafit. 

$. W. Klagen gutsherrliher Hinterfaflen gegen ihre Gutsberren wegen 
unbefugter oder übermäßiger gutöherrlicher Forderungen, werden bei dem Ge— 
richtsſtande des Gutsherrn angebradt. 


Titel il 
Bon einigen befondern Rechten der Öufäherren. 


6. 21. Die Erridtung neuer Schulen fteht den Gutsherren, in foferne 
dad Bedürfniß hierzu aus dem allgemeinen Schul: Organismus hervorgeht, mit 
Bewilligung der Ober: Schulbehörde zu, Schon beitehende gutsherrlihe Sci: 
len können obne eben diefe Bewilligung weder unterdrüdt noch verfegt werden. 

Den Gutsherren: bleibt die Anftellung der Schullehrer, wo fie. diejelbe ber» 
gebracht haben, vorbehalten, mit der Beſchraͤnkung, daß der ernannte Candidat 
der betreffenden Behörde präfentirt werden muß, melde unterfucht: ob derfelbe 
die in der Schul⸗Ordnung vorgeihriebenen Eigenſchaften befige? und nad) dem 
Erfolg diefer Unterfuhung entweder die Beftätigung ertheilt, odet dem Guts- 
berrn aufträgt, einen tauglichen Bewerber zu ftellen. 
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$. 22. Eben fo verbleiten den Guteherren die Patronats-Rechte, in deren 
Vefig fie fi befinden, mit Beobachtung der hierüber, und inshefondere über 
die Prüfung und Würdigkeit der geiftlihen Candidaten beftehenden Berordnnungen. 

.& 23. Das Inftallationd: Recht kann von denjenigen Gutsbefigern, welchen 
ed bisher zuftändig gemefen. ift, nur im Namen des Könige , auf den .bierzu 
erhaltenen Pofjefiiond: Befehl ausgeübt werden, 

$. 24. Butsbefiger, welche als Kirchen: Patrone gewiffe Ehrenrechte berge, 
bracht haben, werden bierin beitätigt. 


Zweiter Abfhnitt. Von der gutsherrlihen Gerichtsbarkeit. 


Titel lJ. 
Von den Vorbedingungen zur Ausübung der re 
lihen Gerichtsbarkeit. 

$. 35. Die gutsherrlihe Gerichtsbarkeit fann nur son der Quelle aller 
Gerichtsbarfeit im Reihe, dem Souverän, ausgeben, und wird nur aus deſſen 
befonderer Ermächtigung, unter der Oberaufficht Seiner Stellen ausgeübt. 

9.26. Nach der Verfaſſungs-Urkunde des Reihe, Titel V. $. 4 Nro. 1, 
und nah dem Edict über den Adel $. 14 koͤmmt den Adeligen ausichliegend 
das Recht zu, eine gutsberrlihe Gerichtsbarkeit ausüden zu koͤnnen. 

$. 27. Auf feinem Gutsbezirfe kann das Recht der gutsherrlichen Gerichts— 
barkeit Pla greifen, wo dafjelbe nicht ihon in dem Jahre 1806 hierauf begrün 
det, und eine Patrimonial:Gerichtsbarkfeit daſelbſt bergebraht war. 

$. 28. Allentbalden ift die gutöherrlihe Gerichtäbarfeit auf die eigenen 
Grundholden des Gutsherrn beſchraänkt, und darf in der Regel auf Grundholden 
des Königs oder anderer Örundberren, fo wie auf die Befiger freieigener Güter 
nicht ausgedehnt feyn, noch jemals ausgedehnt werden. Ausnahmsweife Pann fie 
fiy jedoch auch auf jene Örundbolden der Kirhen und Stiftungen, fo wie anderer 
Privat-Perfonen und auf jene Befiger freieigener Güter erftreden, worüber der 
Gutsherr fhon im Jahre 1806 die Gerichtöbarfeit mit einem he Recht 
in Beſitz gehabt hat. 

Indeſſen kann ein Gutsherr zur Wiederherſtellung einer ſeit dem Jahre 
1806 aufgelöften Patrimonial-Gerichtsbarkeit, mit vorgaͤngig einzuholender beſon⸗ 
deren koͤniglichen Bewilligung, die Gerichtsbarkeit über Grundholden anderer 
adeliger Gutsbeſitzer, aber nur dann erwerben, wenn zugleich die grundherrlichen 
Rechte wechſelſeitig übergehen, mithin Grundholden gegen Grundholden getauſcht 
werden, und jeder der beiden tauſchenden Theile die Gerichtsbarkeit über die 
vertauſchenden Gutsunterthanen in dem Jahre 1806 bereits ausgeübt hatte. 

Sollte in. der Folge der Zeit wegen eines entſchiedenen Vortheils für die 
Staats-Verwaltung ein Austaufh von Grundholden zwifhen dem Gtaate und 
einem. adeligen Gutsbefiger Statt finden, fo Bann zwar die Gerichtsbarkeit über 
die eingetauſchten Pöniglihen Grundholden auf den adeligen Gutöbefiger über: 
geben; jedoch wird der König in folhen außerordentlihen Fallen zuvor auch die 
betbeiligten landgerichtlihen Hinterfaffen mit ihren allenfallfigen Erinnerungen 
vernehmen laſſen und diefelben gehörig würdigen. 


! 
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6. 29, Uebrigens ift außer dem Falle des $. 32 nicht erforderlich, daß die 
Beſitzungen, über welhe ein Gutsherr in Gemäßbeit der Beitimmungen SS. 
25 — 38 eine Gerichtöbarfeit ausüben will, zuſammenhaͤngend und geſchloſſen 
feven; die Gerichtebarkeit darf jedody über feine Grundbolden ausgeübt werden, 
welhe weiter ald 4 Stunden von dem Sitze des Gerichts entfernt find. 

$. 30. Die Gerichte, durch welche die Ausübung der gutsberrlihen Ge: 
richtsbarkeit gefchehen fol, müffen überall und zu jeder Zeit auf die in den 
6. 42 — 50 bezeichnete Weife beftelit feyn, und insbefondere müſſen unauss 
weiblich, und ohne alle Ausnahme diejenigen Borfchriften beobachtet werden, 
welche ſich auf die Stand» und Dienft: Berhältniffe der Herrſchafts- und Pas 
trimonial Richter ($. 54) beziehen. 

Wenn der Gutsbefiger ein ihm zuftändiges Gericht, bei eingetretener Er: 
letigung, mit einem gutsherrlichen Beamten zu befegen längere Zeit unterläßt, 
und der von der obern Kreisbebörde erlafienen Aufforderung zur Befegung 
binnen einem. Termin von drei Monaten nicht Folge leiftet, ohne dafür hin: 
längliche Entfhuldigungs » Gründe anführen zu Pönnen, fo wird der abgängige 
Beamte für diefen Fall von der Kreis-Regierung aufgeftellt. 


o Titel 1. 
Don den verfhiedenen Arten der gutsherrlichen 
Gerichte, 


$. 31. Die- gutöherrlihe Gerichtsbarkeit wird ausgeübt, entweder durch 
Herrſchafts-Gerichte, oder durh Patrimonial: Gerichte, welche 
legtere fi in zwei Claſſen theilen, je nachdem diefelben entweder mit der 
ftreitigen und freiwilligen Gerichtsbarkeit zugleich, -oder nur mit der freimilli- 
gen Gerichtsbarkeit allein bekleidet find. 

$. 32. Ueber die Herrſchafts-Gerichte der vormals reihsftändifchen 
Fürften, Grafen und Herren ift der fünftige Rechtszuſtand bereits in dem 
diesfall® erlafjenen befondern Edicte feſtgeſetzt. 

Herrfhafts » Gerichte anderer Gutöbefiger, melde unter dieſer Bezeichnung 
fhon in dem Jahre 1806 beftanden, befteben auch Fünftig fort, oder koͤnnen 
in den vorigen Stand wieder hergeftellt werden, jedoch in jedem Falle ohne 
Blutbann, und nur dann, wenn fie ein geſchloſſenes Gebiet in dem Ginne 
bilden, daß darin früher Peine fremde Gerichtsbarkeit ausgeübt worden, und 
wenn fie zugleich eine Zahl von wenigftens 300 Familien in fih fallen. 

$. 33. Die nad) den neuern Borfchriften des Edicts über die gutöberrliche 
Gerichtsbarkeit vom 16. -Auguft 1812 gebildeten, und bereits beitätigten und 
ausgefchriebenen Herrichafts Gerichte Fönnen, in fofern. fie fih auf ein fchon 
in dem Jahre 1806 im Bezirk derfelben beftandenes Patrimonial:Gericht grüns 
den, nad) den Bedingusigen des $. 32 zwar fortdauern, jedoch mit Einziehung 
der ihnen zu deren Erweiterung zu Lehen verliehenen Gerichtsbarkeit über 
Bönigliche Gerichts-Unterthanen. Diejenigen Gerichte dieler Gattung, melden 
urfprünglich Peine Patrimonial-Gerichtsbarfeit zu Grunde liegt, fondern welche 
fi) blos durch Infeudation oder fonft-erworbene Gerichtöbarkeit über königliche 
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Gerichts:Uinterthanen gebildet Haben, koͤnnen ferner nicht mehr beftehen; vor» 
bebaltlih der Entfhädigung, mit Rüdjiht auf das verordnungsmäßig zum 
ordentlihen Dienft aufgeftellte Perfonal, und auf andere erweisliche Koften, 
wenn in Folge der gegenwärtigen Anordnung, ein feit 1812 — Herrfchafls: 
Gericht ald ſolches nicht mebr beiteben kann. 


$. 34. Herrſchafts-Gerichte, welche mittelſt Anweifung eines ganzen Güter: 
Eompleres, unmittelbar aus einer Pöniglihen Dotation oder in Folge abgeſchloſ— 
fener Staats: Berträge mit Ueberlaſſung der Gerichtsbarkeit, und der grundherr— 
lihen Gefälle entftanden find, beftehen nach der über die Dotation urfprünglich 
ertheilten Urfunde, und respective nad) dem Inhalte des Staats: Bertrages, fort. 


$. 35 Patrimonial-Gerichte bilden ſich: 

a) aus denjenigen Herrfchaftd:-Gerichten, welche diefe ihre Eigenfchaft nach den 
Beftimmungen der $$. 32 und 33 verlieren, in deren Bezirken jedod im 
Sabre 1806 die Patrimonial:Gerichtsbarfeit ausgeübt worden ift, die 
von dem Inhaber wieder hergejtellt werden fann; 

b) aus den bereits beftätigten und ausgefchriebenen Ortögerichten, in fofern 
deren Bildung ſich gleichfalld auf ein früher dafelbft beftandenes Patrimos 
nial-Gericht gründet; | 

ec) aus den übrigen fhon in dem Sabre 1806 beftandenen Patrimonial-Gerichten, 
wenn jle auch bisher noch nicht in Orts» oder Herrſchafts-Gerichte umge— 
bildet wurden, in foferne dieſelben nad den Beftimmungen. des gegen: 
wärtigen Edicted wieder ald Patrimonial:Gerichte hergeſtellt werden. 

Die Beſitzer der vorbenannten Gerichte erlangen über ihre Gerichtöfaffen 
neben der freiwilligen auch die niedere ftreitige Gerichtötarfeit, wenn und wie 
fie diefelbe ‚früher gehabt haben; ftetd nach Inhalt des $. 28 und unter der 
Vorausſetzung, daß alle hierzu fonft noch erforderlihen Bedingungen erfüllt feyen. 

Ueber die bemerften Gerichtsfaffen bleibt ihnen die freiwillige Gerichtsbarkeit 
auch für den Fall, wenn fie die vorgefchriebenen Bedingungen zu Ausübung 
der ftreitigen Gerichtöbarkeit nicht erfüllen Fönnen oder mollen. 

$. 36. Wenn zur Errichtung der nad $$. 32 — 35 fortbeftebenden Herr: 
ſchafts- und Patrimonial: Gerichte ein Austaufh Pöniglicher Unterthanen in 
der Art geſchehen iſt, Daß mit demjelben zugleich der Austaufc der grundherr> 
lihen Rechte verbunden wurde, fo verbleiben beide dem Guts- und Grund» 
herrn in feinem Gerichtöbezirfe, fo fern nicht über wechſelſeitige Zurückgabe 
und Zurücknahme ein freimilliges Lebereinfommen getroffen werden will, 

$. 37. Wenn aber ein Austaufh folder Pöniglicher Unterthanen gefcheben 
ift, welche nicht zugleih Grundholden ded Guts- und Gerichtsherrn geworden 
find, dieſer folglich blos die Gerichtsbarkeit über diefelben ohne die grundherr— 
lihen Rechte erworben hat; fo Pann er- diefe Gerichtsbarkeit nicht behalten, 
fondern fie fällt an die Pöniglihen Gerichte zurüd, 

Dagegen fallen auch an den Gutsherrn die Untertbanen zurüd, welche er 
feiner Seite. in den Tauſch gegeben hat, mit allen Rechten, welche er nach 
dem gegenwärtigen Edick ausüben kann. 

$, 38, Eben fo fällt die Gerichtsbarkeit über fremde Grundholden, welche 
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ein adeliger Gutsbefiger durch Tauſch oder Kauf erworben hat, in der Art 
zurück, daß 

a) bei einem Taufche, wenn derſelbe auch durch verfciedene Perfonen gegan: 
gen, die Gerichtsbarkeit an den Gutsherrn, welcher diefelbe fchon im 
Jahre 1806 beſeſſen, obne weitere Entfhädigung zurüd gebt; 

b) bei dem Kaufe der urfprünglihe Kaufſchilling von dem eriten Befiger dem 
dermaligen Inhaber vergütet werden muß, welcher jedoch, fo fern er 
erweislihd mehr dafür ausgelegt hat, die weitere Entihädigung vom 
Staate erhält. 

e) Diejelde Auflöfung und Rüdfehr der Gerichtsbarkeit an den urfprünglichen 
Guts- respective Gericht » Herrn findet auch in dem Falle Statt, wo 
die Gerichtsbarkeit theild mittelſt Taufches und theild mittelit Kaufes 
Durch mehrere Zwifhen:Perfonen an einen dritten Inhaber gefommen iſt. 

$. 39. Wenn bei dem Aufhören der erfauften Gerichtsbarkeit der urfprüng» 
liche Inhaber derfelben fie nicht mehr ausüben, daher auch nicht wieder ein» 
löfen will, fo erfegt der Staat dem gegenwärtigen Inhaber die ermweisliche 
Kaufs: Summe nebft den auf die Errichtung des aufgelösten Gerichts erlaufenen 
Roften, und übernimmt dagegen die Gerichtäbarkeit. 

$. 40. Alle Gutsherren find gehalten , längftens bis zum 1. Januar 1820 
ihre Ungelegenpeiten in Bezug auf die gutsherrlihe Gerichtsbarkeit dergeftalt 
zu berichtigen, daß fie bis dahin die Erflärung abgeben: ob — wo — und 
wie fie, den Geſetzen gemäß, ihre gutöherrliben Gerichte behalten, oder wieder 
berftellen wollen? Dieſe Erflärung ift bei den Kreis: Regierungen, und zwar, 
wenn wirklich Herrſchafts- oder Patrimonial: Gerichte gebildet und befellen 
werden wollen, mit Beifügung der Plane und Beſchreibungen, fo wie der 
nötbigen Nachweiſungen und Belege der geſetzlichen Erforderniffe, zu über: 
reihen, wo fodann die Prüfung erfolgt, und die Föniglihe Genehmigung er: 
bolt wird. 

6 41. Nah Vollendung diefer Borarbeiten werden die gutsherrlichen 
Gerichte jeder Art in das amtlihe MBerzeihnig fammtliher Gerichtöbezirfe des 
Reichs aufgenommen und öffentlich befannt gemacht. 


Titel I. 
Bon der Beftellung der gutsherrliden Gerichte. 


$. 42. Die Herrfcafts-Gerichte werden mit einem Herrſchafls-Richter und 
einem Actuar , die Patrimonial⸗-Gerichte aber mit einem Patrimonial-Gerichts— 
balter befegt. Bei den Patrimonial-Öerihten kann die Stelle des Actuars 
dur einen mittelft Hundgelübdes verpflichteten Schreiber erſetzt werden. 

6. 43. Die Beamten der Herrihafts:Gerichte köͤnnen nur bei Einem 
Gerichte angejtellt feyn, und bei andern gutsherrlichen Gerichten die Functio— 
nen eines abgängigen Beamten nur in dringenden Fällen proviforifchy überneb: 
men. Diefe proviforifcdye Uebernahme muß aber bei den Kreis: Kegierungen und 
Appellationsgerichten angezeigt werden, mit deren Genehmigung jene gutsherr: 
lihen Beamten für die obigen Fälle au vorläufig fubflituirt werden Pönnen, 
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$, 44. Eine ſolche Subſtitution iſt auch bei den Patrimonial-Gerichten 
zulaͤßig; jedoch darf ein und der nämliche Patrimonial-Gerichtshalter bei mehres 
ren Patrimonial-Serichten  aufgeftelt werden ; er darf aber nicht über 4 Stun- 
den von den entlegenjten Gerichtöhinterfaffen entfernt wohnen; auch ſoll der 
Sig des Amtes an einem ein für allemal beftimmien Orte feyn. 

$. 45. Die Verwaltung eines Herrſchafts-Gerichts kann einem Pöniglichen 
Sandgerichte nicht übertragen werden. Bei Patrimonial-Gerihten wird jedoch 
den Gutsherren geftattet, daß, wenn der aufjuftellende Gerichtshalter durch 
Krankpeit oder andere Verhinderungs-Urſachen die Gerichtöbarkeit zu verwalten 
außer Stand feyn follte, fie die Verwaltung ihrer VPatrimonial-Gerihte aus⸗ 
bülfsweife einem Land» oder Herrſchafts-Gerichte gegen volle Ueberlaffung der 
Taren und GSporteln übertragen. ine ſolche Uebertragung kann aber nur 
nad) Genehmigung der Kreis-Kegierung und des Appellationsgerichts erfolgen, 
und in Beinem Falle über zwei Jahre währen. 

$. 46. Die perfönlice Qualification der Beamten bei den Herrfchafts: und 
Patrimonial:Gerihten wird durch die Regierung und das Appellationsgericht 
des Kreifes gemeinfchaftli unterfuht, und. beide Stellen ertheilen entweder 
die Beftätigung , oder fordern den Gutsherrn zur. Ernennung eined andern 
tauglihen Beamten auf. 

$. 47. Um bei den Herrfchafts» oder bei den mit der freitigen Gerichts- 
barkeit beBleideten Patrimonial: Gerichten iter Claſſe angeftellt werden zu Pön- 
nen, müffen die ernannten Individuen alle Eigenihaften nachweiſen, welde 
in gleicher Art zur Anftellung bei den unmittelbaren Föniglihen Landgerichten 
erfordert werden. Bei der Auswahl ift jedoch der Gutsherr an die Claſſen— 
Keihe der für den Staatsdienft geprüften Rechts-Candidaten nicht gebunden. 

$. 48. Die Bewerber um Anftellung bei Patrimonial:Gerichten 2ter Claſſe, 
welchen naͤmlich blos die freiwillige, nicht aber zugleich die ftreitige Gerichts» 
barkeit zufteht, müfen wenigitens die Gymnafial:Studien und eine gerichtliche 
Praris von drei Jahren nadyweifen, und in der Prüfung über ihre Kenntniife 
dad Zeugniß einer binlänglihen Faͤhigkeit erlangen. 

$. 49. Advocaten Pönnen nicht zugleich Herrichafts » Richter oder Patrimo- 
nial⸗Gerichtshalter ſeyn, fondern müffen bei der Annahme eines folben Amtes 
ihre Anwaltfchaft niederlegen. 

$. 50. Der Gutsherr Bann zwar bei dem Herrſchafts- oder Patrimonial: 
Gerichte an feinem Wohnorte das Richteramt felbft übernehmen; jedod muß 
er fich der Nachweiſung und Prüfung feiner Kenntniffe, gleih andern Bewer: 
bern, unterwerfen, und eine Ausnahme findet nur dann Statt, wenn etwa feine 
Tauglichfeit durch feine vorherigen Dienfte im Staate außer Zweifel gefegt ift. 


Titel IV. 
Bon den Dienftverhältniffen der gutsherrlichen 
Beamten. 


$. 51. Die Herrfhafts-Richter und diejenigen Patrimonial:Richter, welche 
zugleich die ftreitige Gerichtöbarfeit auszuüben haben, fo wie diejenigen Guts— 
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berren, welde die gutsherrliche Gerichtsbarkeit perfönfich. verwalten ($. 50), 
werden von der vorgefegten Kreis-Regierung unmittelbar, folhe Patrimonials 
Gerichtshalter aber, welche blos auf die freiwillige Gerichtäbarkeit beſchränkt 
find, aus Auftrag. der Kreis: Regierung von dem betreffenden Landgerichte 
verpflichtet. | 


6. 52, Alle gutsherrlihen Gerichts:Beamten leiften bei ihrer Anftellung 
und Verpflibtung auch den für die unmittelbaren Pöniglihen Beamten vorge: 
fhriebenen Eid nat Maßgabe der Berfaflungssllrfunde Titel X. 3. — 
Der Gutsherr Bann fih von feinen Beamten einen beſondern Eid darüber 
leiften laffen, daß diefelben alle diejenigen Verpflichtungen beobadıten werden, 
welche ihnen das gegenwärtige Edict und die Geſetze ded Reichs gegen ihre 
Gutsherren auflegen. 


$. 53. In Beziehung auf den Gerichtsſtand find die Herrihafts-Richter, 
und diejenigen Patrimonial:Gerichtöhalter, welche mit den Functionen der ſtrei— 
tigen Gerichtsbarkeit bekleidet find, den Landrichtern gleichgeftellt. Die Actuare 
und diejenigen Patrimonial:Beamten aber, weldye blos die freiwillige Gerichts: 
barfeit ausüben, haben ihren Gerichtöftand bei den Landgerichten; ift aber ihr 
Wobnſitz niht in dem nämlihen Landgerichte, in welchem das von ihnen ver: 
waltete Patrimonial-Gericht liegt, fo find fie dem ordentlihen Gerichte des 
Wohnorts unterworfen. 

$. 54. Die Beilimmungen des Edicts über die Berhältniffe der Staats 
diener , vorzüglich in Beziebung auf ihren Stand und Gehalt, find aud bei 
demjenigen Perfonal der Herrfchafts:Gerichte, fo wie der Patrimonial:Serichte 
erfter Elafie anwendbar, welches mit den Functionen des Richteramtes bekleidet 
it. Daffelde muß daher rüdjichtlich der Befoldung, der definitiven Anftellung, der 
Entjegung oder Entlaffung, und der Berfegung in den Ruheſtand, fo wie der 
Penfion für Wittwen und Kinder, weldhe der Gutsherr zu übernehmen bat, 
ganz nah dem Inhalte jenes Edicts behandelt werden. Die Beltallungen der’ 
Beamten find jedesmal mit dem Geſuche um die Beftätigung vorzulegen. Den 
Herrſchafts⸗Richtern fol ein firer Geldgehalt von wenigſtens 800 fl. - jährlich, 
und den Patrimonial-Gerichtshaltern, welche die ftreitige Gerichtsbarkeit ausüben, 
ein folder Gehalt von wenigftens 600 fl. ausgeworfen werden. 

$. 55. Den Patrimonial:Serichtöherren ift geflattet, mit der Gtelle eines 
Patrimonial:Richters zugleich jene eined Verwalters zu vereinigen, und beide 
Stellen einem und dem nämlidhen Individuum zu übertragen, jedoch muß dafs 
felbe die zur Bekleidung eines Kichteramtes gefeglich vorgeſchriebenen Eigenichaf- 
ten vefigen, und demfelben müfjen als Richter, wenn ihm die Gefchäfte eines 
Verwalters wieder entzogen werden, alle auf das Verhältniß eines öffentlichen 
Staatsdienerd gegründeten, in dem $. 54 ausgedrüdten echte, richterlicher 
Gehalt und Borzüge ungeichmälert vorbehalten bleiben. 

$. 56. Sollte der Gutsherr fein Patrimonial: Geriht in der bemerkten 
Art bis zum 1. Januar 1820 ($. 40) nicht beftellen wollen, fo bleibt er auf die 
freiwillige Gerichtsbarkeit über jeine vormaligen Gerichts-Hinterſaſſen beſchraͤnkt 
Der biefür aufgeftellte Patrimonials Beamte, fo wie die Actuare der gutsherr— 
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lichen Gerichte haben auf die beſonderen Rechte eines‘ Staatsdieners, und dar 
ber aud auf Stabilität Peinen Anſpruch. Die Beftimmung der. diesfallfigen 
Berbaliniffe und insbeiondere des Gehaltes bleibt der freien Webereinfunft 
jwiihen dem Gutsherrn und dem Beamten anbeim ‚eftellt. 


$. 57. Die Heiraths-Bewilligungen haben die Herrſchafts- und Patrimo⸗ 
nial⸗Gerichts-Beamten bei dem Gutsherrn nachzuſuchen. Die Reiſe⸗-Bewilligungen 
werden diefen Beamten von der Kreid:Regierung benebmlih mit dem Appel: 
lations⸗Gerichte ertheilt, auf vorläufig nachgemwiefene Genehmigung ded Gutöherrn. 


$. 58. Die Patrimonial: Beamten Fönnen nad) Beſchaffenheit ihrer Qualis 
fication auch in dem Staatsdienfte Anftellung und Beförderung erhalten. 

6. 59. Der Gutöherr haftet für den aus den Amtsbandlungen feiner Bes 
amten entitebenden Schaden in dem nämlihen Maße, wie der Pönigliche Fitcus 
für die unmittelbaren Beamten. Wenn der Gutöherr die Gerichtöbarkeit felbft 
zum Nachtheil der Unterthanen ausübt, fo wird er von der betreffenden Ober, 
bebörde durch Strafbefehle zur Ernennung eines tauglihen Beamten angehalten, 
und bei fernerem Verzuge auf feine Koften die Beftellung verfügt. 

$. 60. Wenn der Gutsherr bei feinen Beamten Dienftgebrehen wahrnimmt, 
fo bat er davon die Regierung, oder, wenn die Sache in die Yuftizpflege 
einfchlägt ; dad Apvellations » Gericht des Kreifes in Kenntniß zu fegen, damit 
die erforderlihe Unterfuhung, und hiernach die weitere gefegliche Einſchreitung 
veranlaßt werde. 

8. 61. Will der Gutsherr den Herrfchaftd: Beamten nah den Beftims 
mungen des $. 54 quiesciren, fo muß er von jeder verfügten Quiescirung 
eines ſolchen Beamten eben fo, mie von jeder verfügten Entlaffung, welche ihm 
in Anfebung feiner mit der ftreitigen Gerichtöbarkeit nicht befleideten Patrimo- 
nial-Gerichtshalter und der Actuare zufteht, bei der Kreis-:Regierung und dem 
Appellationd:Gerichte die Anzeige mahen. Die Renten: Berwaltung kann der 
Gutsherr feinen Beamten in jedem Falle nah Gutdünfen abnehmen. 

$. 62. Dem Gutsheren kommt in Juſtizſachen, außer der bloßen Ein- 
fihtnahme, Peine Coneurrenz mit fernem Gerichte zu, und er bat fi aller 
Einmifhung hierin zu enthalten, bei Vermeidung der Nichtigfeit und des Scha- 
den-Erſatzes, nebft weiterer angemeflener Beftrafung. Den Patrimonial» Ge: 
rihten, auch wenn fie mit der ftreitigen Gerichtöbarfeit beFleidet find, koͤmmt 
niemals eine Verhandlung und Entiheidung in folhen ftreitigen Rechtsſachen 
zu, bei welhen die Patrimonial:Gerichts:Inhaber felbit betheiligt find, fondern 
dergleihen Streitgegenftände eignen fi ausfchließend zu den koͤniglichen Land: 
gerichten. 

$. 63. In adminiftrativen Gegenftänden, wo dem Guts⸗ und Gerichtöherrn 
ein Einflug in die Verwaltung gejtattet ift, bat er das Recht, feine Gerichts— 
Beamten, allenfalld durch Geld-Strafen, zur Befolgung- feiner, aus gefeglichen 
Anordnungen bervorgehenden Aufträge, wofür er baftet, anzuhalten. Beharr: 
licher Ungehorſam wird auf erflattete Anzeige, nach Befhaffenheit der Umftände, 
von der Kreis-Regierung oder dem Appellationsgerichte beitraft. 

8. 64. Den Herrſchafts-Richtern, Patrimonial-Gerichtöhaltern und Actuaren 
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it eben fo, wie den unmittelbaren Pöniglihen Juſtiz- und Polizei-Beamten, 
unterfagt, in ihrem Amtsbezirfe eine Guts-Realitaͤt zu erwerben. 

8. 65. Die Herrfchafts: und Patrimonial:Gerichte führen zu ihren amt: 
lihen Ausfertigungen ein Giegel mit dem Wappen des Gutsherrn und der 
Unterfhrift: „Fürftlichs, Gräflich oder Freiherrlich⸗ N. N Herrfchafts: (Patris 
monial:) Gericht R N.“ 


— V. 

Von dem Wirkungskreiſe der gutsherrlichen Gerichte 
und vonden Rechten und Verbindlichkeiten der Guts— 
herren in Beziehung auf die verſchiedenen Zweige 
der öffentlihen Verwaltung. 


$. 66. Die Ausübung der in dem gegenwärtigen Titel begriffenen. Rechte 
kommt nur denjenigen Gutsherren zu, welche die Gerichtsbarkeit, und ein nad 
den Borfhriften der vorbergehenden Titel III. und IV. gebiidetes und beftelltes 
Bericht befigen; jedoch unbeichadet der Ausnahmen, welche bei einzelnen Pa— 
ragrapben der folgenden Kapitel befonders und ausdrüdlich vorbehalten find. 


Kapitel lJ. 
Allgemeine Beſtimmungen. 


$. 67. Die Herrſchafts-⸗Gerichte der Gutsherren find in Juſtizſachen den 
Appellationggerichten, und in Gtaatsverwaltungs » Angelegenbeiten den Kreis: 
Kegierungen unmittelbar untergeben, und daher von den koͤniglichen Fandgerichten 
eremt, mit Ausnabme der Fälle, in welchen die legtern aus befonderm Auftrage 
und im Namen der benannten böbern Stellen bandeln. Die Patrimonials 
Gerichte erfter Elaffe mit ftreitiger Gerichtsbarkeit, fteben, was die Zuftizpflege 
betrifft, unter den Appellationdgerichten, in allen Gegenitinden der Polizei» und 
öffentlihen Verwaltung aber unter den Landgerichten. 

$. 68. Alle Patrimonial-Gerichte zweiter Claſſe, welche auf die freimillige 
Gerichtsbarkeit befchränft find, find den Landgerichten, in deren Eprengeln fie 
liegen, untergeordnet, welchen fie die über ibre Juſtiz- und PolizeisBermaltung 
abgefondert geführten Protocolle alle drei Monate übergeben. Bon diefen Bes 
börden werden diefelben mit den nöthigen Bemerkungen an die vorgefegten 
Kreisitellen geſendet, welde die geeigneten Befcheide und Zurechtweifungen erlafien. 

$. 69. Wenn Anzeigen gemacht werden, daß von den Patrimonial:Serichten 
jweiter Claſſe die Amtspflichten verfäumt worden, fo koͤmmt den Landgerichten 
die Befugnig und Obliegenheit der Erinnerung zu, und fie haben, wenn diefe 
Erinnerung obne Erfolg bleiben follte, unverzüglich die Anzeige an die betreffende 
Dberbebörde des Kreijed zu erftatten. Das Nämlihe haben die Fandgerichte 
auch gegen die PatrimonialsGeridyte erfter Elaffe zu beobadıten, wenn die ans 
gezeiaten Gebrechen auf die Polizei und andere adminiftrative Geſchaͤftszweige 
Bezug baben. 

$. 70. Die Föniglihen Verordnungen, das Geſetz- und Allgemeine Intels 
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ligenz. Blatt, fo wie die allgemeinen Verfügungen der obern Stellen werden 
den Herrſchafts-Gerichten eben fo, mie den Landgerichten, unmittelbar, den 
Patrimonial:Geridten aber durch die Poniglihen Landgerichte mitgetheilt, und 
die in befiimmten Fällen eintretende befondere Bekanntmachung der Geige 
wird von den Patrimonial» Gerichten in ihren Bezirken verfügt. 


a 


Kapitel M. 
Bonder Rechtspflege. 


$. 71. Inder Ausübung-der Zuftiz: Pflege haben fi die Gutsherren nad 
den über die Juſtiz-Verfaſſung des Reichs im Allgemeinen, und durch das 
gegenwärtige Edict über die gutsherrlichen Gerichte insbefondere feitgefegten 
Beftimmungen zu achten. 


$. 72. Die Herrſchafts-Gerichte und die Yatrimonial-Gerichte erfter Claſſe 
baben, in Beziehung auf die Rechtöpflege, mit den unmittelbaren Pöniglihen 
Landgerichten gleiche Befugnig und Obliegenbeiten,, die firafrehtliche Gerichts: 
karfeit bei Verbrechen und Vergeben ausgenommen, wo ihnen nur die Er— 
greifung und vorläufige Verwahrung der Angefchuldigten gebührt, mit der 
Berpflihtung, diefelben, ohne alles weitere Verfahren, fpäteftend binnen 48 
Stunden an den Gik des einfchlägigen Pöniglihen Unterfuchungs » Gerichts 
auszuliefern. 

$. 73. Patrimonial» Gerichten zweiter Claffe ftebt eine Einmifhung in 
firafrechtliche oder in ftreitige Civil-Gegenftände niemals zu, fondern lediglich 
die Ausübung beftimmter gerichtliher Handlungen, welche im gegenwärtigen 
Edict bezeihnet werden ($$. 74 — 79). Sobald ein ſolches Patrimonial:Gerict 
von begangenen Verbrechen oder Vergehen Kenntniß erhält, hat dafjelbe dem 
vorgefegten Landgerichte Die Anzeige zu machen, und bis zur Verfügung der _ 
unterfuchenden Bebörde Sorge zu tragen, daß an den Merkmalen des Thatbes 
ftandes nichts verändert werde, und der Thäter nicht enttomme. 

$ 74. In dem Wirkungskreiſe eines Yatrimonial » Gerichts zweiter Claffe 
liegen außerdem. diejenigen Handlungen. der Gerichtsbarkeit, welhe nicht ſtrei⸗ 
tiger Natur find, nicht in einer vorläufigen Snftruction zum Behuf einer rich» 
terliyen Verfügung, oder nicht in dem nachfolgenden richterlihen Deeret felbit 
beftehen,, fondern wobei es. größtentheild blos auf die gerichtliche Benrfundung 
anfömmt. 

$. 75. Hiernady ift diefen Patrimonial:Gerichten zweiter Efaffe zugewiefen : 
die Errichtung der Urkunden über Verträge, die Abnahme promifforifcher Eide, 
die gerichtlihe Uebernabme oder Erribtung der Teitamente, die Verkündung 
derſelben, die gerichtliche Verſiegelung und Beſchreibung der Verlaſſenſchaften, 
deögleihen die Bertbeilung der Erbichaften, wenn darüber Fein Streit beftebt, 
und die Ertheilung beglaubigter Urkunden über die zum. Reffort diefer me 
börden geeigneten Gegenftände. 

'$. 76. Wenn. in Folge gerihtliher Gubhaftationen und — 
Verkaufs⸗Urkunden auszufertigen find, fo eröffnet das Landgericht dem unter: 
geordneten Patrimonial-Gerichte, in deſſen Bezirk die Sache einfhlägt, die 


— 
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ergangenen Erkenntniſſe, damit das letztere die Urkunden errichte, und davon 
beglaubigte Abſchrift zu den Judicial⸗-Aeten einſende. 


$. 77. Die genannten Patrimonial:Gerichte beſitzen die Befugniß, über 
Privat:Rechtsfahen, auch wenn darüber ein Streit gerichtlich anhaͤngig ift, gültige 
Vereinigungen oder Bergleiche der Theile, mit den namlihen Wirkungen, welde 
die Gefege den gerichtlih aufgenommenen Vergleichen überhaupt beilegen, zu 
Protocol zu nehmen und die Vergleichs⸗Urkunden darüber auszufertigen; wobei 
jedoch folgende wefentlihe Bedingungen vorausgefeßt werden : 


a) wenigftens Einer der ſich vergleichenden Theile muß feinen Wohnfis in 
dem Bezirke des Patrimonial-Gerichts haben; 

b) beide Theile müffen fi freiwillig und obne Zwang zu diefem Zwecke bei 
jenem Gerichte einfinden ; 

e) alle in den Gefegen zur Gültigfeit eines Vergleichs vorgefhriebenen Bor: 
bedingungen, Normen und Förmlichkeiten müffen genau beobachtet werden. 


6. 78. Die nämlihen Patrimonial:Serichte find verbunden, wenn Vergleiche 
über bereits gerichtlih anhangige Streitjahen bei ihnen aufgenommen werten, 
von Amtswegen eine beglaubigte Abichrift des gefchloffenen Bergleiches dem Ges 
richte, bei welchem der Streit anhängig ift, zur Wiffenfchaft zuzuſenden. 

$. 79. Ihnen fteht in ihren Bezirken die Führung der Hypothefens Bücher 
zu; auch beforgen fie das Vormundſchaftsweſen, fo weit es die Beftellung der 
Bormünder und Euratoren über Unmündige und Minderjährige, wenn hierüber 
fein Streit befteht, wie auch die Stellung der Rechnungen betrifft. 


$. 80. Diefe in den $$. 74 — 79 benannten Handlungen der willfürlichen 
Gerichtsbarkeit koͤnnen auf Seite des Patrimonial:Gerichts weder über die Ver: 
fon, nod über die Güter des Gutsherrn ausgeübt werden, und insbejondere 
darf derjelbe bei den Gegenftänden, worüber dad Patrimonial-Gerigt Vergleiche 
aufnimmt, keineswegs betheiligt feyn. 


$. 81. Jedes Patrimonial:Geriht zweiter Claſſe ift verpflichtet, wenn die 
bei demfelben begonnenen Jurisdictions-Handlungen eine richterlidhe Unterfuchung 
und Entſcheidung nöthig machen, nicht nur die Theile vor das competente Ger 
riht zu weiſen, fondern auch die bereitö gefammelten Acten:Stüde aljobald mit 
der Anzeige des GStreit:Gegenftandes dahin zu übergeben. 


6. 82. Randgerichtliche Borladungen an die gutsherrlichen Hinterfafen follen 
auch in den Fällen, wo fie den Landgerichten unmittelbar untergeordnet find, 
durd die Patrimonial-Gerichte infinuirt, und auf gleihe Weife Finnen die land» 
gerichtlichen Urtheile gegen erwähnte Hinterfaffen von eben jenen Patrimonial: 
Gerichten auf die von den Landgerichten vorgefchriebene Weiſe vollftrecft werden, 


$. 83. Uebrigens ift den Gutsherren geftattet, von der Verwaltung der 
Juſtiz im Allgemeinen bei ihren Herrſchafts- und Patrimonial-Gerihten, und 
insbefondere von dem Zuftande des Vormundſchafts-, Depoflten» und Hypotheken: 
Weſens Einfiht zu nehmen, um die Abftelung der befundenen Mängel veran: 
laffen zu Eönnen. 


Dr. Sichenpfeiffer’s 5 
Handbuch der Berfallung 1. 
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*Kapitel Il. 
Bon der Polizei:-Bermaltung. 


$. 84. Den utsberrn ftebt in den Bezirfen und Drien, wo fie die Ge: 
richtsbarfeit ausfchließend befigen, auch die Polizei zu. 

6. 85. In Orten, wo Grund-Unterthanen verfihiedener Buttherren wohnen, 
gebührt die Orts-Polizei demjenigen Gerichtsberrn, welhem die Gerichtsbarkeit 
über die Mehrzahl der Grund: und Gemerbfteuerbaren Unterthanen zuftebt. 

Daffelbe findet aub in tem Falle Statt, wenn die Gerichtöbarfeit der Gutd- 
berren mit der Gerichtöbarfeit der unmittelbaren koͤniglichen Behörden zufam- 
mentrifft. 

6. 86. Die Gutsherren üben die ihnen zugeftandenen polizeilihen Geredht: 

fame ($. 84) durch die nämlihen Beamten aus, welchen die gutsberrlihe Ge» 
richtöbarfeit übertragen ift. Diefelben find gehalten, in Polizei-Sachen fidy genau 
nach den Pöniglihen Verordnungen und den Weifungen der vorgefegten Stellen 
au richten, Anzeigen an den Gutsherrn zu machen, und wenn er am Sitze des 
Gerichts anweſend ift, feine Aufträge hierüber zu erholen, 
. 87. Die Herrfhafts:Gerichte üben die Bezirks- und Drts-Polizei in dem» 
felben Umfange und unter denjelben Befhränfungen aus, wie die koͤniglichen 
Landgerichte. Sie find in contentios-adminifirativen Gegenftänden die erfte Ins 
ſtanz, wobei der Gutsherr ſich nicht einmiſchen darf. Iſt derfelbe bei ſolchen 
Gegenftänden perfönlich betheiligt, fo wird die Unterfuhung und Entiheidung 
von der vorgefegten Kreis-⸗Regierung, auf diesfalls zu erftattende Anzeige, an 
ein anderes Herrſchafts- oder an ein Land-Gericht vermwiefen. 

$. 88. Alle Patrimonial:Gerihte find in ihren Bezirfen auf die niedere 
örtliche Polizei befchränft, und fteben auch- in diefer Beziehung unter der Auf: 
fiht und Leitung des vorgefegten Fandgerichts. 

$. 89. Wenn gegen einen Uebertreter der Orts-Polizei eine Geldftrafe von 
mehr als 10 fl. oder ein Polizei-Arreft von mehr ald 3 Tagen verhängt werden 
fol, fo muß das Patrimonial-Gericht vor der — die Beſtaͤtigung 
des Landgerichts erholen. 

Aus dem Wirkungsfreife der Patrimonial-Gerichte fi nd ausgefchieden,, und 
zur, Behandlung der Landgerichte vorbehalten: alle Polizeislebertretungen, mobei 
die Thatfahe der Uebertretung gegen die Ablaugnung des Beſchuldigten erft 
dur vorläufige Bemweifeführung bergeftellt werden muß. 

Detgleihen alle ftreitigen Polizei:Gegenftände, namentlih auch jene, welche 
auf Cultur oder Gewerbs⸗Beeintraͤchtigungen, auf Gemeinde-Recht, Concurrenz: 
Pflichtigkeit und Mapftab und dergleihen Bezug haben, wenn über Angelegen— 
beiten diefer Art Fein Bergleih zu Stande fömmt; ferner die Privat-Genugs 
thuung, wenn darüber vom Richter erkannt werden foll. 

$. 90. Weiter ftehen den Patrimonialgerichten nicht zu, und find ebenfalls 
ten Landgerichten vorbehalten: 

a) Alle allgemeinen Verfügungen in Bezug auf die Öffentlihe Ruhe und Si: 
cherheit im ganzen Bezirfe, mit Vorbehalt der Vollziebung durdy die 
Patrımonial:Gerichte, der ſchleunigen Anzeige derfelben an die vorgefesten 
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Landgerichte in den ſich diesfalls ergebenden Fällen, und der nothwendigen 
augenblidlihen Einfchreitung ; 

b) die Ertheilung der KReife-Päffe an die gutöherrlihen Hinterfaffen; die 
Unterfuhung und Beftrafung Fremder, deren Päffe unregelmäßig befun- 
den worden, und die gefeglihe Behandlung der gemeinen und gefährlis 
chen Landftreicher ; 

e) die Leitung der Armenpflege, in foweit dafür ein gemeinfamer Verband 
des ganzen Landgerichts-⸗Sprengels oder mehrerer Bezirfe beftebt; 

d) die Ausftellung der DienftbotensBücher, in fofern ſolche auch außerhalb dem 
Patrimonial⸗Gerichts⸗Bezirke gültig feyn follen; 

e) die gefeglihe Einfhreitung und Verfügung wegen Mißbrauchs der Preß- 
freiheit, und entdedter Winkel: Prefen ; 

f) die Annabme von Handwerkern, und alle Gewerbs-Verleihungen obne 
Unterfchied, rückſichtlich welcher die Patrimonial⸗Gerichte die angebrachten 
Geſuche blos zu inftruiren haben; 

g) die untere Auffiht auf die öffentlihen Slüffe, Brüden, Straßen und 
Bicinal: Wege, wobei die Patrimonial-Gericte nad) erhaltener Anweifung 
der Fandgerichte zu verfahren haben; dann die Lebertretungen der Ver— 
ordnungen in Gegenftänden des öffentlihen Straßen, Brüden: und Waffer: 
Baues, wobei jedoch die Patrimonial-Gerichte gegen übertretende Reifende 
und fremde Fuhrleute im Namen der Landgerichte einzufbreiten haben; 

h) die Herftellung und Leitung der Feuer-Löfh- Ordnung für den ganzen Be: 
zirf; die Unterfuchung aller Feuer: und anderer Elemertar- Schäden und 
alle Gefhäfte der BrandverfiherungsAnftalt ; 

i) die Forſt- und Zagd»Polizei, und die Forſt- und Jagd-Gerichtsbarkeit in 
allen Waldungen, welche nicht den Guts: und Gerichtsherren felbft, oder 
den unter ihrer Gerichtsbarkeit ſtehenden Gemeinden zugebören ; 

k) die Mebdicinal-Polizei, unbefchadet augenblidliher Vorkehrungen in drins 
genden Fällen; 

1) die Gegenfttände der Militär-Eonfceription und des Marſchweſens, worin 
ſich fediglih nad den Aufträgen der Landgerichte zu achten ift; und — 

die Angelegenheiten in Bezug auf die Landwehr und die Gendarmerie, 
eitende Fälle ausgenommen, in melden allein die Patrimonial-Gerichte 
fi an den zunaͤchſt befindlihen Commandanten zu wenden berechtigt find ; 

m) alle Geſchaͤfte ruͤckſichtlich der Bezirfs-Coucurrenzen. 


€. 91. Inhabern von Herrfchafts:Gerichten ift die Annahme von Polizei: 
Wachen geitattet; jedoh nur in einer mit den Gefegen über die Gendarmerie 
vereinbarlihen Art. 


6. 92. Meben den gutsherrliben Beamten in ihrer Eigenfhaft als Polizei« 
Beamten koͤnnen die Gutsberren in ihren Gerichts-Bezirfen auch ein Arztliches 
Dienft:Perfonal aufftellen, deſſen Beftätigung, je nah der böbern oder fubalter: 
nen Gigenfhaft defjelben, entweder bei dem Minifterium des Innern oder bei 
der Kreis-Reg ierung nahgefuht werden muß. Diefes Perfonal ftebt fodann zu 
den gutsberrlihen Gerichten im analogen Berhältnife, wie diefed nad der 
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Einrichtung des Medicinal-Weſens zwiſchen den koͤniglichen Landgerichten und 
dem mit denſelben in Beziehung ſtehenden aͤrztlichen Perfonal der Fall iſt. 


Kapitel IV. 
Bonden Shul- und Kirhen-Angelegenheiten. 

6. 93. Die Rechte des Gutsherrn in Anfehung der Schulen find in $. 21 
bezeichnet worden. 

In Beziehung auf diefen Zweig der Verwaltung haben die Herrihafts- 
Gerichte die namlihen Befugniffe und Obliegenheiten, wie die-Landgericte. Die 
Patrimonial:Gerihte nehmen an der Local-Schul-Inipection Antheil, handhaben 
die örtlihe Schul: Polizei, und vollziehen diesfalld die Aufträge der Gutsherren ; 
in allen Fällen unter Aufiiht der Landgerichte. 

$. 94. In Anfehung der in den $$. 22 — 24 bezeichneten Patronatds und 
damit verknüpften Ehren⸗Rechte haben die gutöherrlihen Beamten die Aufträge 
ihrer Gutsberren zu befolgen; und im übrigen die niedere Kirdyen- Polizei ın 
ihren Gerichtö-Bezirfen oder Orten nady den Verordnungen zu vollzieben. 

6. 95. Rüdfichtlih des Inſtallations-Rechts insbefondere ift im $. 23 das 
Geeignete enthalten. 

Bei geiftlihen Verlaſſenſchaften fteht den Herrſchafts- und Patrimonial- 
Gerichten dad Recht der proviforifchen Berfiegelung zu. 


Kapitel V. 
Bon den Stiftungs- und Gemeinde-Angelegenbeiten. 


$. 96. Wo über gewiffe beftimmte Stiftungen den Gutöherren aus 
einem befondern Privat-Kechtstitel die niedere Euratel und Verwaltung zuftebt, 
verbleibt ihnen diefelbe, ‚und fie haben ſolche nach den beftehenden Verordnun— 
gen und allgemeinen Bermwaltungs:Borfchriften mit Vorbehalt der Unterordnung - 
unter die obere Euratel, felbft, oder durch ihre Beamten auszuüben. Sie haften 
aber alddann für das verwaltete Vermögen perſoͤnlich, find zur vollftändigen 
Snventarifation, fo wie zur Nachmeifung über die Erhaltung und forgfältige 
Bewirtbichaftung der Fonds verpflichtet, und bleiben insbefondere verantwort: 
lid, daß diefelben nicht mit fremdartigem Vermögen vermifcht, noch zu fremd» 
artigen Zwecken verwendet werden. 

$. 97. Bei allen übrigen Stiftungen treten die Gemeinden, welden die» 
felben angehören, oder deren Beftem fie gewidmet find, in die Verwaltung ein, 
nah) Maßgabe der Berordnung vom 17. Mai diefes Jahres. 

Sn Beziehung auf diefe Stiftungen haben die gutsherrlihen Behörden blos 
über die zweckmäßige Verwaltung zu wachen; die Herrſchafts-Gerichte leiten 
diefe Verwaltung in der nämlichen Art, wie die Landgerichte ; die Patrimonial« 
Gerichte aber führen diefe Leitung lediglih nach Anmweifung und,unter der obern 
Aufſicht der Landgerichte. 

$. 98. Ganz dieſelben Beſtimmungen gelten auch von der Verwaltung des 
Gemeinde-Bermögens. 


$. 9. In Berug auf die Verwaltung der Stiftungen ſowohl, ald des Ges 
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meinde»-Bermögens, ftebt nad $. 105 der Berordnung über das Gemeindeweſen 
den Herrſchafts-⸗ und PatrimonialsGerichten die Reviffon der Rechnungen zu. 
Die vorjchriftmäßige jährliche Ueberfiht der zur Revifion eingefommenen, und 
wirflih revidirten Rechnungen diefer Art wird von den Herrichafts:-Gerichten 
unmittelbar, von den Patrimonial-Gerichten aber mittelbar durch die vorgefeg- 
ten Landgerichte, welchen Ddiesfalls die etwa erforderliche nähere Prüfung und 
Eognition zufteht, an die Kreis⸗Regierung eingefendet. 

Die Gemeinde: und Stiftungs-Rechnungen der mit einem Magiftrat befegten 
Städte und Märkte, welhe einem gutsherrlihen Gerichte untergeben find, follen 
vor der Einfendung an die Kreis-‘Kegierung den Gutsherren oder ihren Gerichten 
iur Einfiht und Beifügung ihrer allenfallfigen Erinnerungen vorgelegt werden, 


$. 100. Wegen der Berpahtung von Gtiftungs:Realitäten an die mit der 
Euratel beauftragten Gutsherren, ihre Beamten, und die Verwandten Beider, 
fo wie wegen der Anleben von GStiftungs:Capitalien an eben dieſe Perfonen, 
wird das im $. 128 der oben angeführten Verordnung ausgefprochene Verbot 
wiederholt. 

$. 101. In den eigentlihen GemeindesAngelegenheiten fteht den Herrſchafts⸗ 
und Patrimonial:Serichten zu: die Leitung der Wahl der Gemeinde-Behörden, 
der Gemeinde» Borfteher und der Prleger, fo wie der befondern Bevollmächtigten ; 
die Beftätigung der Wablen in den Rural-Gemeinden, und die Einmweifung und 
Verpflichtung der Beltätigten. 

Bei den Magiftraten der grundherrlihen Städte und Märkte leiten bie 
Gutsherren dur einen eigenen Commiſſaͤr oder durch ihre Gerichts-Beamten 
die Wahl, erftatten an die Kreid-Regierung den Wahlbericht, und nehmen nad 
erfolgter Beftätigung die Berpflihtung und Einweifung des Bürgermeifters vor. 


$. 102. Bei denjenigen Gemeinde: Berhandlungen, wozu die Genehmigung 
der vorgefesten Gerichte verordnungsmäßig erforderlidy iſt, Bann diefe Geneh— 
migung nur von den Herrſchafts⸗Gerichten ertheilt werden. Die Patrimonials 
Berichte Hingegen find auf das Recht der Erinnerung befhrantt, und müſſen 
die fragliche Genehmigung von denjenigen Randgerichten erholen, weldhen fie 
untergeben find. 

$. 103. In den Gemeinde-Angelegenheiten der Rural:Gemeinden bleibt 
war, nach $. 100 der oft gedachten Verordnung vom 17. Mai d. J., der Ge— 
meinde-Borfteher das Haupt:Drgan des Gemeinde-Ausichuffes ; er leitet demnach 
und verfammelt die Gemeinde, erholt ihre Befchlüffe, und verfündet die ihm von 
dem guts herrlichen Gerichte mitgetheilten Pöniglihen Befehle und Berordnungen. 

Wo jedoch der gutsherrlihe Gerichtshalter in der Gemeinde felbft ſeinen 
Bohnfig hat, kann derfelbe die Verkündung der Pöniglihen Verordnungen felbft 
vornehmen, fo wie auch die im obengedachten $. 100 dem Gemeinde-Boriteher 
übertragene Yührung und Bewahrung des Gemeinde⸗Buchs, des Inventariums, 
der Eoncurrenz;.Rolle für die Anlagen und des Lagerbuchs, dann des Dupficats 
der Tauſ⸗, Trau⸗ und Sterb:Regifter ſelbſt Beforgen, mobei er aber den Ge— 
meinde»-Borfteber als feinen Gebülfen beizuziehen verbunden ift. In den übrigen 
von dem Sige des guteherrlihen Gerihtshalters entfernten Gemeinden ver» 
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bleiben dieſe Obliegenheiten dem Semeinde ·Vorſteder unter der Aufſlcht und 
Leitung des Erſtern. 

$. 104. Was die in dem F. 101 der naͤmlichen Verordnung bezeichneten 
Befugniſſe und Obliegenheiten des Ausſchuſſes in den Rural-Gemeinden 
anbelangt, ſo werden dieſe demſelben ausdrücklich vorbehalten, jedoch ebenfalls 
unter der Aufſicht der gutsherrlichen Gerichte. 

$. 105. In Folge deſſen haben die Herrſchafts- und Vatrimonial · Gericht⸗ 
ſowohl in Rural-Gemeinden, als in gutsherrlichen Staͤdten und Maͤrkten, wo 
ein Magiſtrat gebildet iſt, und den gutsherrlichen Gerichten die Aufnahme der 
Gemeinde-Glieder, der Bürger und Schutzverwandten, dann die Gewerbs— 
Berleihungen zukommen, über diefe Gegenftände die Erinnerung und Einmwil- 
ligung des Gemeinde» Ausfchuffes, oder des Magiftrats zu erholen. 

In dem Falle, daß die Einwilligung ohne binreihende Gründe verweigert 
werden follte, bat über die Verweigerung des Magiftrats die Kreis-Regierung, 
über die Verweigerung ded Gemeinde » Ausfchuffes aber haben die Landgerichte, 
ald unmittelbar vorgefeste höhere Polizei: Behörden zu entfcheiden. 

$. 106. Ruͤckſichtlich der Polizei-Sachen ſtehen in gutöherrlihen Be» 
zirken und Orten die Gemeinde » Behörden, und insbefondere die Gemeinde: 
Vorſteher eben fo unter den Herrfhafts:Gerihten, wie die GemeindesBehörden 
und Borfteher in den unmittelbar Böniglichen Bezirken und Orten unter den 
Landgerichten. 

Den Patrimonial-Gerichten find die Gemeinde-Vorſteher in den gutsherr⸗ 
lihen Bezirfen ebenfalls nach allen polizeilihen Beziehungen untergeordnet. 

Die gutöherrlihen Gerichtöhalter beforgen aber die gefammte Dorfs » und 
Feld » Polizei in den Orten ihres Amtsſitzes, mit Beiziehung und Beihülfe der 
Gemeinde Borfteber. 

In den Gemeinden, melde außerhalb des Sitzes der gutäherrlichen Gerichte 
liegen, wird die befagte Dorfs- und Feld:Polizei von den Gemeinde:-Borftebern 
verfehen, unter Auffiht und Leitung der gutsherrlihen Beamten, nad Inhalt 
der $$. 108 — 116 der mehrmal angeführten Verordnung. 


$. 107. Den Gemeinde » Ausfchüffen bleibt ausichließend das Vermittelungs⸗ 
Amt, und nebft dem, unter der Aufficht des betreffenden gutäherrlihen Gerichts 
die Ausübung des den Ausſchüſſen verordnungsmäßig zuftehenden Straf-Rechts. 


$. 108. In Städten und Märkten, welde einem gutsherrlihen Gerichte 
untergeordnet find, gebührt dem Gutsherrn und deſſen Gerichts-Verwalter die 
Leitung aller in gegenwärtigem Edicte ihm übertragenen Polizei-Befugniſſe, 
wovon derſelbe die Verhandlung der Stkaf⸗Faͤlle, und der contentiöfen Gegen⸗ 
fände nad) den gegebenen Beftimmungen ($$. 89 — 90) felbft zu beforgen hat; 
wogegen die übrige Drts: Polizei von dem Magiftrat unter der Aufficht und 
Leitung des gutsherrlihen ©erichted ausgeübt wird. 

$. 109. Mebrigens find, was die Unterordnung der Gemeinden unter die 
Gerichtd-Behörden — das den Lestern zuftehende Recht der Erinnerung über 
die Amtsführung in ©emeinde-Sahen — das damit verbundene Recht der 
proviforifhen Berfügung — die Ertheilung der geeigneten Anweifungen an die 
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Gemeinde »Ausfhüfe — die Unterſtützung der Gemeinde-Vorſteher — die 
Wachſamkeit auf den Mißbrauch der den Gemeinde-Ausſchüſſen und Vorſtehern 
übertragenen Befugniffe — und die diesfallfigen Einfbreitungen, fo wie die 
zu erſtattenden vierteljährigen Anzeigen betrifft, die Beftimmungen der $$. 127, 
129, 133 und 134 der obengenannten Berordnung über die Gemeinde: :Berfajs 
fung aud in den gutsherrlichen Orten und Gerichten zu beodachten. 

$. 110. Die bisher in dem gegenwärtigen Kapıtel aufgezäblten Rechte 
der Gutsherren und ihrer Gerichte in Bezug auf dad Gemeinde: und Stiftungs: 
Weſen, können nur in einem jolhen gutsherrlihen Gerichte ausgeübt werden, 
in welhem dem Gutsberrn nah den Beſtimmungen der obigen $5. 84 und 85 
die Ausübung der Polizer ſelbſt zuſteht. 


Kapitel V. 


Bon den gerihtsberrliben Gefällen und den befondern 
diesfallfigen Rechten. 


$. 111. Ale Abgaben, melde zu den Domanial» und Privat» Gefällen 
gebören, insbeſondere diejenigen, weldhe aus Bergmwerfen, Jagden, Forften, 
Fifchereien u. ſ. w. fließen, verbleiben den Gutsherren auch ohne Gerichtsbarkeit 
allenthalben, wo fie diefelben hergebracht haben. 

$. 112. Die Früdte der Grund» und Polizei⸗Gerichtsbarkeit, und insbe: 
fondere die Geldftrafen gebühren den Gerichtsherren; jedoch find Diefelben an 
die Beftimmungen der darüber beftehenden Geſetze gebunden ; aud) find Diejenigen 
Strafen ausgenommen, welche von den vorgejegten Landgerichten nicht blos 
beflätigt, fondern von Ddiefen in eigenem Namen auferlegt, und von den Pa: 
trimonial » Gerichten nur in der Eigenfhaft exefutiver Behörden beigetrieben 
worden find. 

6. 113. Desgleichen gebührt den Gerichtöherren der Bezug von Tar:&el- 
dern in Juſtiz- und Polizei» Gegenftänden, welde zur Competenz der gute 
berrlihen Gerichte gehören. Den Gutsherren überbaupt verbleiben ferner, auch 
abgefeben von der Gerichtsbarkeit, die Taren für folhe Ausfertigungen, welche 
bei Ausübung der ihnen im gegenwärtigen Edict zugeitandenen gutsherrlichen 
Rechte (55. 4 — 24) anfallen. 

In beiden Fallen ift fi jedoch nad) den beftehenden Tar- Ordnungen zu 
achten. 

$. 114. Der Vogthaber, wo er Herkommens iſt, gehoͤrt gleichfalls zu den 
gutsberrlihen Gefaͤllen, und die Gutsherren behalten denſelben, wenn auch 
die Gerichtsbarkeit an die koͤniglichen Behörden übergeht. 

$. 115. Wo ſich die Gerichtsherren im Belig des Nachſteuer-Rechtes be: 
finden, behalten fie daffelbe gegen diejenigen nicht im deutſchen Bunde begrif— 
fenen Staaten, mit welchen Feine Freizüugigkeits: Verträge geſchloſſen find; im 
Innern des Reichs hingegen, gegen die Staaten des deutihen Bundes, und 
gegen andere Staaten, mit welchen Freizügigkeits⸗Vertraͤge befteben, findet es 
nicht Statt. 
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$. 116. Wea- und Brücken-Gelder, dann Zölle ſtehen dem Gutsherrn 
nicht zu. 

Desgleihen darf er weder die aus der perfönlihen Leibeigenſchaft herrüh— 
renden durd das Edict vom 31. Auguft 1808 aufgehobenen Gefälle beziehen, 
noch bat er Anfpruch auf das Heimfalls-Recht, die Eonfiscation der Güter, 
und das erblos gewordene Privat» Eigentbum. Die fih hierauf beziebenden 
Verhandlungen werden von den Pöniglihen Gerichtsftellen vorgenommen. 


Die Stempel: Drdnung muß von den gutsherrlihen Behörden genau be: 
obachtet werden, und diefelben ftehen rüdfichtlih der Stempel-Taren mit den 
Kreis : Siegel» Nemtern, wohin indbefondere der Betrag diefer Taren von den 
errichteten Urfunden vierteljährig einzufenden ift, in den vorſchriftsmaͤßigen 
unmittelbaren Berhältniffen. 


$. 117. Die Herrfhafts-Berihte und Patrimonial-Gerichte erfter Claffe 
find befugt, von ihren Gerichts-Hinterfafjen, die zugleich ihre Grundholden find, 
die liquiden Gerichts» und Grundgefälle, dann andere unbeftrittene gutsherrliche 
Leiftungen in ihrem Bezirfe, keineswegs aber die aus Darlehen oder andern 
dergleihen Titeln entipringenden Forderungen des Gutsherrn auf Verlangen 
defielben im Wege der gefeglihen Erefution beizutreiben. 

Die nämlihe Verfügung fteht ihnen bei den liquiden Dominical-Renten der 
übrigen Gutsherren zu, melde in ihrem Gerichts-Bezirke grundherrliche Gefälle 
beflgen, vorbehaltlih der Befugniffe der Pöniglichen Rentaͤmter nah Inhalt der 
Verordnung vom 12. September 1809. 


6. 118. Außerdem wird, auch abgefehen von der Gerichtöbarfeit, das Pfan— 
dungs⸗Recht allen Gutsherren über ihre Grundbolden , fie mögen unter land: 
. gerichtliher oder unter der Gerichtsbarkeit eines andern Grundberren fteben, 
wieder zugeftanden, wenn fie ed vorher rechtmäßig bergebracdt hatten. Daffelbe 
darf aber in jedem Falle erft nad Verfluß der bedungenen oder gewöhnlichen 
Derfallzeit ausgeübt werden. 


$. 119, Die eigentlihe Auspfändung in Natur befhräanft fih unter allen 
Imftänden auf durchaus liquide Natural:Reihniffe, melde nicht bereitd durch 
wechfelfeitige liebereinfunft in eine zeitlihe oder beftändige Geld-⸗Abgabe vers 
wandelt worden find; 3. B. Getreid:Gilten, Heur, Stroh-, Küchen: und Klein» 
dienft, bei welch’ legtern niemals die beſten, fondern nur die mittlern Stüde 
ausgepfändet werden dürfen. 


$. 120, Nicht liquide Forderungen, welche weder hergebracht, noch erwiefen 
find, und von den Grundholden widerfproden und verweigert werden, find 
im ordentlihen Rechtswege zu verhandeln. Im dieſem Falle kann der Inhaber 
eines Herrſchafts⸗-Gerichts bei diefem Gerichte felbft feine Klage ftellen, der 
Inhaber eines bloßen Patrimonial-Gerichts aber muß foldhe bei dem Poniglichen 
Sandgerichte anbringen. 


$. 121. Als durchaus liquid find nur ſolche Reichniſſe anzujehen, welche in 
den Urbarien, Grund, Saal: und Lager-Bühern, Hebe-Kegiftern und Grund» 
gerechtigfeits- Briefen, oder wenigftens in den ordentlich zu baltenden Einſchreib⸗ 


Erfter Abſchnitt. — Werfafiungsgefege. 73 


büdslein der Hinterfalfen in quanto et quali vorgetragen, und von den Grund: 
bolden in Peiner Beziehung widerfproden find. 


$. 122. Ruͤckſichtlich der in oben bezeichneter Art liquiden grundherrlichen 
Geldſtiften, Pfenniggilten, Scharwerkgelder, der unbeftrittenen Briefgebühren, 
dann der bereits in eine Geldabgabe verwandelten Natural:Reichniffen. mag fi 
der Gutsherr, wenn er es gut findet und nicht unmittelbar die gerichtliche 
Exekution nahfuchen will, der Pfändung zwar bedienen ‚ jedoch nur mit der 
ausdrüclichen Bedingnig, daß das den Grundholden abgenommene Pfand un: 
verzüglih am das einfchlägige unmittelbare Pöniglihe Gericht zur Abſchaͤtzung 
und Berfteigerung gebracht, und der nach Abzug der fhuldigen Summe etwa 
noch übrig bleibende Reſt, dem Ausgepfändeten zugeftellt werde. 


$. 123. Das dem Landmann noͤthige Acer Geräthe und unentbehrlidhe 
Vieh, oder die fonft gefeglich ausgenommene Fahrnig darf niemals ald Pfand 
abgenommen werden. 

H. 124. Auf eingelegte Gatter » und andere Gilten, die nicht aus dem 
grundherrlihen Vertrage entfpringen, auf Raudemien, auf Bodenzinfe, auf 
Saamen» und Gpeife » Getreid-, dann andere Borleben, fo mie überhaupt 
auf die perfönlihen Forderungen jeder Art, ift die Selbftpfändung in feinem 
Galle anwendbar. 

$. 125. Dur die Auspfändung in Natur darf, wenn der Unterthan nicht 
notorifh außer dem landesherrlihen Abgaben noch zu böhern Leiftungen vermö- 
gend ift, niemals mehr als eine alte und eine neue rüdftändige Getreidgilt in 
einem Jahre beigetrieben werden. 

$. 126. Wenn die für die Auspfandung gegebenen Vorſchriften überſchrit— 
ten werden, oder die Sache fo. befhaffen ift, daß nad dem Gefege die Pflicht 
des Nachlaffe geltend wird, oder daß dem Richter Zahlungsfriften zu ertheilen 
erlaubt ift; fo kann ſich der Gerichts-Hinterfaffe mit feiner Befchwerde an das 
einichlägige Pönigliche Kreis: und Stadt, Gericht wenden, welches auf vor: 
gängige Unterfuhung nach den Gefegen erfennt, und das in der Exekution 
eingetretene llebermaß aufbebt. 

Dahin gehören auch die Fälle, wenn ein Hinterfaffe durch die Untergeord» 
neten des Gutsherrn an feiner Perfon mißhandelt, oder an feinen Gütern auf 
unerlaubte Weife befchädigt wird. 

$. 127. Nebſtdem werden diejenigen Gutöherren, welche einer wirklichen 
Ueberfhreitung des ihnen bemilligten Auspfaͤndungs-Rechtes legal übermiefen 
find, diefes Vorrechtes für die Zukunft, und zwar das erftemal auf fünf Jahre, 
das zweitemal aber auf ihre ganze Lebenszeit verluftig erflärt, und die Kreis: 
und Stadtgerichte haben nach binlängliher Eognition diefe durch die That felbit 
bewirfte Strafe fogleih auszuſprechen, jedoch vorbehaltlich der Appellation an 
die böbern Gerichtsſtellen. 

$. 128. In Unfebung der grundberrliben Natural:Frobnen wird den 
erwähnten Gutöherren ein eignes Exekutions ⸗Recht nicht zugeftanden, jedoch find 
diefelben befugt, dieſe Frohnen auf Koften der fäumigen Frobnpflidtigen leiten _ 
zu laffen, und die betreffenden Gerichte ſind ſchuldig, den benachtpeiligten Gut: 

° 
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herren duch alle zulaͤſſigen Mittel zu ihrer Forderung zu verhelfen, vorauss 
geiest, daß die Schuldigkeit der verfäumten. Frohnen liquid, und in der Be 
rechnung der für die Erfegung derfelben aufgewandten Koften, mit Rüdfiht auf 
die üblihen Taglohne und die obwaltenden Umftände, Fein offenbares Uebermaß 
erſichtlich ift. 


Titel VI. 
Bon dem Mebergang der gutöherrlihen Gerichtsbarkeit 
an andere Befißer, von der Suspenfion, und von 
dem Aufhören derfelben. | 


$. 1299. Wenn die gutsherrlihe Gerichtsbarkeit dur den Tod des Inhabers 
an defien Erben übergeht; fo feken fie Diefelbe mit den übrigen gutsherrlichen 
Rechten, in foferne fie dazu fähig find, fort, und baben fogleidy nad dem Ans 
tritt der Erbfchaft die Anzeige davon bei der Regierung des Kreiſes zu machen, 
auch, wenn der Erben mehrere find, ein Individuum aus ihrer Mitte zu 
beſtimmen, welches die perfünlihen Berbältniffe des Gutsherrn gegen fein Ge: 
. richt vertritt. ; 

$. 150. Eben fo muß bei Veräußerung des Gutes, worauf die Gerichtss 
barkeit haftet, der neue Erwerber der vorgefesten Kreit-Regierung alsbald 
angezeigt werden, Damit er in das Verzeichniß der gutsherrlihen Gerichte ein— 
getragen werde. 

Daſſelbe ift zu beobachten, wenn ein Gut mit der Gerichtöbarfeit an einen 
andern Befiger in Folge eines gerichtlihen Erkenntnifjes übergeht. 

$. 131. Suſpendirt iſt die Gerichtöbarkeit, wenn mehrere unabgetheilte 
Erben eines mit der Gerichtsbarkeit befleideten Gutes den Auftrag zur Ernen⸗ 
nung eines Gtellvertreters nicht erfüllen, und diefe Sufpenfion dauert fo lange, 
bis der angeführte Abgang gehoben jeyn wird. 

$. 132. Ingleichen tritt eine Sufpenfion der Gerichtsbarkeit ein, wenn der 
Gutsherr dur den Ausſpruch der Gerichte, wegen fhmweren Mißbrauchs, der 
Gerichtsbarkeit auf feine Lebenszeit verluftig erklärt wird, unbefchadet der Rechte 
feiner Erben und anderer Rechts-Nachfolger. 

$. 133. Ferner ruht die Gerichtsbarkeit, wenn das Gut, worauf fie haftet, 
an einen Unadeligen übergeht, und fie lebt wieder auf, fobald daffelbe wieder 
in die Hände eines Adeligen koͤmmt. 

$. 134. Rüdfihtlid des Gutes felbft gebt die Gerichtsbarkeit verloren :. 

a) bei Majorats:Herrihhafts:-Gerichten, wenn dad Majorat felbit nicht mehr 
fortbeftebt, und auch in anderer Art die gutöherrlihe Gerichtsbarkeit 
überhaupt, in Folge des gegenwärtigen Edietd, nicht mehr ausgeübt 
werden Fann; 

b) bei ältern lehenbaren Gerichten, wenn der Lehen-Verband aufhört ; 

e) bei den übrigen gutsherrlihen Gerichten, wenn an dem Gute felbft eine 
folhe Beränderung vorgeht, daß die gefeklihen Borbedingungen zur 
Ausübung der Gerichtsbarkeit und zum Beltand eines gutsberrlihen Ge⸗ 
richts nicht mehr vorhanden find; 

* 


Erfer Abſchnitt. — Berfaffungdgefege. 75 


4) wenn das mit der Gerichtsbarkeit befleidete Gut aus irgend einem Titel 
an den Staat fällt; 
e) wenn ein rechtöbeftändiger Verzicht auf die gutöherrlihe Gerichtsbarkeit 
ausdrücklich oder ſtillſchweigend geleitet wird. F 
Einer Verzichtleiſtung wird es gleichgeachtet, wenn der Gutsherr binnen 
dem im $. 40 beſtimmten Termine die Vorſchriften zur Bildung des gutsherr: 
lichen Gerichts nicht beobachtet, und feine diesfallfige Erklärung bis dahin nicht 
übergibt. 
$. 135. Uebrigens ift den mit der Gerichtöbarkeit und mit dem Pfändungs» 
Rechte nicht verfebenen Gutsherren in Beibringung ihrer gutsherrlichen Forde: 
rungen, auf Anrufen, ſchleunige Amtshülfe zu leiften. 


Befondere Beftimmung. 


$. 156. Nach dem gegenwärtigen fortan allein gültigen Edict über die 
gutöberrlihen Rechte und die gutöherrlihe Gerichtsbarkeit, find auch die guts— 
berrlihen Rechts- und Gerichts: Verbältniffe des vormal& unmittelbaren Reiche: 
Adels und der vormals Reichsftändiihen Fürften, Grafen und Herren im All: 
gemeinen, jedod in foweit zu beurtheilen und zu behandeln, als rüdffichtlic der 
Erftern, in der Declaration vom 31. Dezember 1806, und rücdfichtlidy der 
Legtern in dem Edicte vom heutigen Tage Peine anderweitigen Beftimmungen 
getroffen find, und vorbehaltlich der denfelben in jener Declaration und in dem 
befagten Edict zugeftandenen befondern und höhern, mit der Verfaſſungs-Urkunde 
des Reichs vereinbarlihen Rechte.” 





Beilage VII. (Amtsbl. 1818) „Edict über die Familiens 
Fideicommiffe. 
TZitel‘L 
Bon Familien Fideicommiffen überhaupt. 


$. 1. Familien:Fideicommilfe , Kraft welcher ein Vermögen. für alle, oder 
boch für mehrere Geſchlechtsfolger als unveräußerlihes Gut der Familie be: 
fımmt wird, können fünftig nur zum Vortheil adeliher Perfonen und Familien 
errichtet werden. 

$. 2. Zur Errichtung eines Familien:Fideicommiffes wird ein Örundeigen: 
thum erfordert, von welchem an Grund» und Dominical » Steuer in simplo 
wenigftens fünf und zwanzig Gulden zu entrichten find. 

$. 3. Unter diejeds Grundvermögen find zu rechnen: 

1) Alles im Königreihe gelegene Land-Eigenthum fammt den mit demjelben 
in natürluher Verbindung ftehenden landwirthſchaftlichen Znduftrial-Ans 
ftalten, insbefondere der Brauereien; 

2) Die Früchte des Obereigenthums, als Gilten, Stiften, Grundzinjen, Lau— 
demien, Scharwerfe ; 

3) Zurisdictionds-Erträgniffe und fruhtbringende Real⸗Rechte auf fremdem 
Eigenthum, inionderbeit Zebenten, unablöslihe Geld-Renten, das Jagd» 
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und Fifchrecht in fremden Waldungen oder öffentlichen Fluͤſſen und Seen, 
wenn fi diefe Rechte mit einem zum Fideicommiß beftimmten Gute im 
Zufammenhange befinden. 


$. 4. Ein Grundvermögen, weldes als Lehen-Erbjinds oder erbrechtbares 
Gut im Reben: oder Grundbarkeits-Verbande ftehet, kann nur mit Einwilli— 
gung des Leben: oder Grundherrn zum Fideicommiffe verwendet werden, jedoch 
muß bei dem Leben diejelbe Erbfolge-DOrdnung, wie bei dem zu errichtenden 
Fideicommiſſe Statt, finden. 


$. 5. Das Grundvermögen, welches dem $. 2 gemäß zur Errichtung eines 
Fideicommiſſes erfordert wird, muß frei von Schulden und Faften ſeyn. Haf— 
ien darauf unablösbare Laſten, oder fol das Fideicommiß durch befondere Dis— 
pofitionen des Stifters, oder mit Schulden belaftet werden, fo wird außer jenem 
Srundvermögen noch ein Fond erfordert, aus deffen Rente jene Bürden und 
Laſten beftritten werden können. 

$. 6. Ein auf Grundvermögen ($. 3) conftituirtes Fideicommig kann ſo— 
wohl bei der Errichtung, als in der Folge durch jede Art von bemeglihem oder 
unbeweglihem DBermögen vermehrt werden. Insbeſondere ift geftattet, Häufer 
und Gärten, Geld und Capitalien, Kleinodien, Sammlungen von Gemälden, 
Kunftfahen, Büchern u. dergl, und die Hauseinrichtung zu diefem Fideicommiß- 
Ueberſchuſſe mit gleicher fiveicommifarifher Eigenſchaft zu beflimmen. 

$. 7. Das Vermögen, welches zu diefem Ueberſchuſſe verwendet wird, muß, 
wenn ed mit Schulden belafter ift, aus deffen Früchten in 20 Jahren ſchulden⸗ 
frei gemacht werden ($. 69). 

$. 8. Außer den auf befondern Dispofitionen ($. 6) beruhenden Zugehö- 
rungen eines —— ſind Kraft des Geſetzes als Zugehoͤrungen deſſelben 
anzuſehen: 

1) bei Oeconomien das Vieh, und die ſogenannte Fahrniß; 

2) bei Brauereien dad Braugeſchirr jeder Gattung; 

3) bei andern Snduftrial-Anftalten die hierzu gehörigen Mafchinen und Werk: 
zeuge aller Art. 

Diefe follen, wie die mit dem Fideicommiffe bei deſſen Errichtung verbuns 
denen Mobilien ($. 6) gehörig verzeichnet, abgefhägt, und dem Fideicommiß- 
Nachfolger in dem Umfange, weldhen jenes Verzeichniß ausſpricht, in vollfom- 
men braudbarem Stande hinterlaffen, oder in eben derfelben Qualität erfegt 
werden. 

$. 9. Beſteht das Familien:Fideicommiß in einem Guts-Complexe, fo find 
ferner Pertinenzftüce deſſelben mit gleicher Eigenfhaft : 

1) bei Deconomien der nöthige Saamen und dad bis zur nächſten Erndte 
hinreichende Speiſe⸗Getreide; dann 

2) bei Brauereien ein, nad dem zur Zeit der ideicommiß-Bolge ſich bezeis 

genden Betrieb des Braugefchäftes, nothwendiger halbjahriger Vorrath. 

$. 10. Kann ein Fideicommiß auf dad dazu beftimmte Vermögen nicht 

fogleich gegründet werden, fo ift die Dispofition gültig, wenn daffelbe aus dem 

Bermögen entweder für ſich felbft, oder mittelft der inzwifchen anfallenden 
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und als Capital anzulegenden Fruͤchte und Zinſen laͤngſtens in 20 Jahren her⸗ 
geſtellt werden kann. 

Bis zur Erfüllung dieſer Bedingung soll ein ſolches Vermoͤgen gleich dem 
Bermögen der Minderjährigen unter Aufſicht des zuftändigen Gerichtd verwal⸗ 
tet, das baare Geld gegen bypothecarifhe Sicherheit verzindlich angelegt, und 
von dem Appellationdgerichte, bei welchem diefe Dispofition in die Fideicommiß- 
Matrikel einzutragen ift, dafür geforgt werden, daß innerhalb der vorbemerften 
20 Zabhre das Fideicommiß durch Ankauf eines dazu geeigneten Bermögens, 


oder durch defien Freimakhung von Laſten und Schulden, vollfommen gegrün- 
det werde. 


$. 11. In einer Familie Pönnen neben dem Fideicommiffe für die erft 


geborne Linie nody mehrere Fideicommiffe für die nachgeborsen Linien errich- 
tet werden. 


$. 12. Mit einem Fideicommiffe Bönnen befondere Dispofitionen zum Bor: 
tbeil einzelner Mitglieder des Geſchlechts, z. B. für den Geſchlechts-Aelteſten, 
für die nachgebornen Söhne, für Ausftattung der Töchter, für den Unterhalt 
der Wittwen und dergleichen, verbunden werden. Diefe Anordnungen find als 
Laſten des Fideicommiffes zu betrachten, für welhe nah $. 5 ein befonderer 
Fond ausgeworfen werden muß. 

$. 13. Die Rechte und Verbindlichkeiten des. Fideicommiß-Befigerd und 
der Mitglieder der Familie in Anfehung des Fideicommifjes find hauptfählih 
nad dem erklärten Willen des GStifters, fo weit deffen Anordnungen dem gegen» 
wärtigen Edicte nicht zuwider laufen, zu beurtheilen. 

Eine Abänderung diefer Dispofitionen findet nur unter den DBorausfegun: 
gen und aus den Gründen Gtatt, unter welden die Auflöfung des Fideicoms 
miſſes ($. 97) geftattet ift. 

$. 14. Ale Handlungen, welche fi auf die Beftätigung des Fideicommif: 
fes beziehen, oder fonft die Genehmigung des Gerichts erfordern, jo wie die 
Führung der Fideicommig-Matrikel, find dem Appellationsgerichte zugewieſen, 
in deſſen Bezirke das Fideicommiß:Bermögen gelegen ift. Liegen die Güter unter 
verfhiedenen Nppellationsgerichten, fo it dasjenige zuftändig, in defien Bezirke 
fih das Hauptobject des Fideicommiffes befindet, 

Sn Fideicommiß-Sachen follen die. Appellationsgerichte dur Borrufung der 
Betheiligten in Perfon oder durch Special:-Bevollmädtigte in commiffionellen 
Zufammentritten alle weitläufige Berbandlungen abzufchneiden fuchen. 

Gegen die Entſchließungen der Appellationsgerichte in Fideicommiß:Saden 
finden Rechtsmittel wie in ftreitigen Rechtsſachen Statt. 

$. 15. Andere Rectsftreitigkeiten, weldhe über ein Kamilien-Fideicommiß, 
oder über die dazu gehörenden Güter entitehen, bleiben den fonft zuftändigen 
Gerichten überlaijen. 

6.16. Bei jedem Appellationsgerihte wird eine eigene Matrifel geführt, 
welche die in deſſen Bezirke befindlihen Familien-Fideicommiffe, mit einer voll: 
ffändigen Anzeige des dazu gehörenden fomobl Grund: ald andern Bermögens, 
deſſen Ab: und Zugänge, tie Darauf baftenden Laften und Schulden, die zur 
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Tilgung der Schulden und Ergänzung oder Vermehrung der Subſtanz feftge- 
festen Friften, dann alle an dem Fideicommiffe mit Genehmigung des Gerichts 
vorgegangenen Veränderungen entpält. Jeder Betheiligte Bann die Einſicht diefer 
Matritel verlangen. 

Das Etaats:Minifterium der Zuftiz hat für die Anlegung und Fortfegung 
derfelben befondere Dbforge zu tragen. 


Titel 1. 
Bon Erridtung der Familien-Fideicommiffe, 


$. 17. Bamilien-Fideicommiffe koͤnnen nur durch eine ausdrüdliche Erflä- 
rung entiteben. | 

$. 18. Bon Seite des Eonflituenten wird zu dieſer Erflärung bei einer 
Handlung unter den Lebenden das freie Dispoſitions-Recht über fein Vermoͤ—⸗ 
gen, und bei einer letztwilligen Verfügung die Fähigkeit zu teftiren erfordert. 

$. 19. Wer ein Familien-Fideicommiß gründet oder vermehrt, darf den 
Pflichttheil derjenigen, welche darauf nad den Gefeben ein Hecht haben, nicht 
verlegen. 

6. 20. Der Pflichttheil wird erft bei dem Tode der Eonftituenten beftimmt, 
wie fih in diefem Zeitpunfte deſſen Kinderzahl und deffen Vermögen, mit 
Einfhluß des zum Fideicommiffe gewidmeten Bermögens, verhält. 

$. 21. Den zum Pflihttheil Berechtigten Bann dasjenige, was ihnen durd 
das Fideicommiß zugewielen wird, in den Pflichttheil angerechnet, und felbit der 
ganze Pflichttheil des erften Inſtituirten mit der Fideicommiß-Eigenſchaft belegt 
werden, wenn diefes fo gefchieht, daß er die Wahl hat, ob er das Fideicommiß 
mit Belaftung des PVflichttbeild, oder den Pflichttheil allein ohne Belaftung, 
aber auch ohne die Fideicommiß-Folge annehmen will. 

6. 22. Ein Familien:Fideicommiß wird erft 

1) durd gerichtliche Betätigung und 
2) durdy die Eintragung in die Fideicommiß:Matritel wirkſam. 

$. 23. Die Beftätigung wird in einer bei dem betreffenden Appellationd- 
gerihte von den Betbeiligten, oder im Fall eines durch fetten Willen beftimm- 
ten Fideicommiffes von denjenigen, welchen defien Vollzug obliegt, zu überges 
benden Borftellung nachgeſucht. 

$. 24. Mit diefer Vorſtellung ift 

1) die Urkunde, welde die fideicommifjarifhe Dispoſition enthält, entweder 
in Urfohrift, oder in einer gerichtlich beglaubigten Abfchrift, und eine 
umftändlihe Anzeige aller Beitandtheile des Fideicommiſſes vorzulegen, 
dabei 

2) gerichtlich zu beurfunden, daß der Fideicommiß:Stifter bisher der unbe: 
ftrittene Gigentblimer des zum Fideicommiffe beftimmten Grundvermö— 
gens war; ferner 

3) nachzuweiſen, dag dad zum Fideicommiffe beftimmte Vermögen ſchon der: 
mal oder wenigftend in der Zukunft zur Gründung eined Familien: 
Fideicommiſſes (Fy. 2 bis 7) geeignet fey, worüber in Anſehung des 
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Grundvermögens beglaubigte Auszlige aus den Steuer-Regiftern beizu⸗ 
legen find; 

4) bei den durch legtwillige Verfügung errichteten Fideicommiffen ift zu beweis 
fen, daß diefe Verfügung von den Betheiligten ald rechtögultig anerfannt 
und Fein Notherbe an feinem Pflichttbeil verlegt fen; endlich Mind 

5) die erforderlichen Beweiſe der perfönlichen Fähigkeit derjenigen, zu deren 
Bortheil dad Fideicommiß errichtet wurde, beizulegen. 


$. 25. Zeigen ſich bei der vorläufigen Prüfung diefes Geſuches Anftände 
und Mängel, fo follen fie den Betheiligten eröffnet, und diefe zur Hebung der 
Anftände und Ergänzung des Mangelnden innerhalb eines beſtimmten, jedoch) 
auf Anfuchen zu verlängernden Termins, aufgefordert werden. 


$. 236. Das Appellationdgeriht bat von den Gerichten und Hypotheken, 
Nemtern, in deren Bezirfe die zum Fideicommiß beftimmten Güter liegen, 
Zeugniffe abzuverlangen, ob und mit weldhen Hypotheken fie belaftet ſeyen, auch 
denjenigen, welche binfichtlich des zum Fideicommiffe beftimmten Vermögens 
perfönlihe oder hupothefarifhe Forderungen zu machen baben, und zwar den 
unbefannten Gläubigern durch Edictal:Radung, zu deren Angabe einen präs 
elufiven Termin von ſechs Monaten unter dem Rechtsnachtheile vorzuferen, 
dag nad Werftreihung deſſelben das obgedahte Vermögen ald ein Familien» 
Fideicommiß würde immatriculirt werden, folglidy diefelben wegen der nicht 
angezeigten Forderungen ficb nicht mehr an die Subſtanz des Fideicommiß- 
Bermögend, fondern nur an das Allodial: Vermögen des Schuldners oder in 
defien Grmangelung an die Früchte des Fideicommiſſes zu halten, berechtigt feyn 
folten, und felbft bier nur unter der Befchränfung, daß fie denjenigen Glaͤu— 
bigern nachgehen, welche ſich innerhalb des gedachten Termins gemeldet haben. 
Die Edictal:Ladung foll dreimal in zweimonatlihen Zwifhenräumen in öffent 
lihe Blätter eingeruͤckt werden. 2 

$. 27. Werden nad) erfolgter gerichtliher Beranntmahung Forderungen 
vorgebracht, für weldhe das zum Fideicommiß beftimmte Bermögen baftet, fo 
fol das Gericht den Gläubigern den Zuftand dieſes Vermögens eröffnen, und 
fid) beftreben, zwifhen ihnen und den Fideicommiß » Folgern eine Webereinfunft 
iu Stande zu bringen. Die Forderungen, welche ein Gläubiger auf dem Fidel» 
commiffe ftehen läßt, Pönnen die Gigenfchaft einer Fideicommiß : Schuld erfter 
Claſſe erhalten; jedoch muß nicht nur das im $. 2 beftimmte Grundvermögen 
unbefhmwert bleiben, fondern auch für diefe Schulden ein Tilgungsplan ($. 69 
entworfen , und nach erfolgter gerichtliher Beftätigung der Fideicommiß-Matri⸗ 
fel einverleibt werden. 

F. W. Wenn fit entweder gleich bei der Errichtung oder bei den nur be- 
dingt beftätigten Fideicommiffen ($. 29) in der Folge ein Mangel an dem, zur 
Gründung eines Familien-Fideicommiffes nothwendigen Vermögen bezeigt; fo 
fönnen diejenigen, welche zum Fideicommiffe berufen find, dad Mangelnde ent» 
weder aus eigenem DBermögen oder dur Verwendung der Früchte zur Vermeh—⸗ 
rung der Subſtanz nad der im $. 10 enthaltenen Beftimmung ergänzen, und 
hierdurch die fideicommiffarifche Dispofition aufrecht erhalten. Kann die Dis 
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pofition ald Familien-Fideicommiß nicht befteben,.fo bleibt fie als eine fideicom: 
mifjarifhe Subftiturion ($. 109) gültig. 

$. 29, Nach geendigter Inſtruction ift die Errihtung eines Fideicommiffes 
in wiederholte und nähere Prüfung zu nehmen, und von dem Uppellationdge: 
rihte die Beftätigung, wenn es an einem weſentlichen Erfordernifie mangelt, 
abzufchhlagen, oder wenn es daran nicht mangelt, zu ertheilen. Dieje Beftätigung 
wird im Falle der 65. 10 und 28 unter der Bedingung, daß innerhalb des 
beftimmten Zeitraumes das zur Errichtung eines Fideicommiffes erforderliche 
Grundvermögen bergeftellt werde, im Falle des $. 20 aber mit Vorbehalt der 
Rechte der Notberben auf den Pflichttheil ertheilt. 


$. 30. Im Falle der nah $. 29 zu ertheilenden Beftätigung wird darüber 
eine Urfunde ausgefertigt, welche fämmtlihe Beltandtheile und Bedingungen 
des Fideicommiffes enthalten muß; diefe wird fodann in die Fideieommiß-Ma— 
tritel eingetragen, durch das Allgemeine Sntelligenz:Blatt befannt gemacht, und 
deren Vormerfung in den Hyvotheken-Büchern des Orts, wo ein zum Fidei— 
commiß geböriges Gut gelegen ift, von dem Appellationsgerichte veranlaßt. 


$. 31. Bei den dur Pönigliche Dotation gegründeten oder vermehrten 
Sideicommiffen wird das Ertheilungs⸗Decret nebft dem Berzeihniß der das 
Fideicommiß conftituirenden Güter dem Staats⸗Miniſterium der Juſtiz zugefers 
tiget. Diefem liegt fodann ob, hiernady die Fideicommiß-Urfunde auszufertigen, 
und ſowohl wegen öffentlicher Befanntmahung, ald wegen der Smmatriculation 
das Geeignete zu verfügen. 


Titel IM. 
Bon Bildung neuer Familien: Fideicommiffe aud den 
vorigen Fideicommiffen und Stammgütern. 


$. 32. Wenn in einem Gebietstheile, worin die vormals gültigen Fami— 
lien-Fideicommiffe durch die inzmifchen eingetretenen Gefege oder Verordnungen 
aufgehoben wurden, bei einer adelihen Familie ein Familien:Fideicommiß oder 
ein diefem gleichgeachtetes Stammgut beftanden hat, und daran feit jener Ab: 
änderung der Gefeße nach den eingetretenen Beränderungen neue Rechtsver⸗ 
bältniffe zwifhen den Familiengliedern, oder mit Gläubigern, oder mit andern 
Dritten durch Erbtheilungen, Vergleiche, richterliche rechtöfräftige Urtbeile, oder 
andere recdtögültige Handlungen feftgefegt worden, ſo follen diejelben ihre 
Rechtsgültigkeit unwiderruflich behalten. 

$. 33. Soweit diefe Rechte nicht verletzt 'werden, und das vormalige 
Fideicommiß » Bermögen, oder die Stammgüter bei der Familie noch in der 
Subſtanz erhalten worden, Pönnen die gegenwärtigen Befißer ſolcher Güter aus 
denfelben nach ihrem Gutfinden neue Fideicommiffe unter folgenden Bedinguns 
gen bilden. 

$..34. In Unfehung des zur Errichtung eines Kideicommifjes nothwendis> 
gen Vermögens fimmen die Vorſchriften des erfien Titels zur Anwendung. 

$. 35. Bei der Bildung eines foldhen Fideicommiſſes it der Conftituent 
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aus dem vormaligen Fideicommiß-Bermögen, foweit er daran die fideicommiffa: 
riſche Eigenfchaft erneuert, feinen Notherben zwar einen Pflichttheil ſchuldig; 
ihnen gebührt jedodh in Ermanglung eines andern Vermoͤgens aus dem Fidei- 
commiffe nit nur eine verbältnißmäßige Alimentation, fondern auch deffen Toͤch⸗ 
tern bei der Berehelihung eine beftändige, den vormaligen Fideicommiß⸗Rechten 
angemeflene Ausfteuer. 


$. 36. Dagegen dürfen zum Schaden des Pflichttheilet, welcher den Noth— 
erben aus dem übrigen Bermögen des Eonftituenten gebührt, die Schulden def, 
feiben nicht auf das Allodial-Vermoͤgen allein bingewiefen, fondern fie follen, 
was die Ausmeflung des Pflichttpeils angehet, zwifhen dem Bermögen, an wel» 
dem der Fideicommiß-VBerband erneuert wird, und zwifchen dem übrigen Ber: 
mögen in folgender Art vertheilt werden : 


1) die alten Fideicommiß» Schulden, und die nad) gegenwärtigem Edicte als 
Eideicommiß: Schulden erfter Elaffe anzufebenden, dürfen von dem Allo- 
dials Vermögen nicht abgezogen werden; 


2) von den übrigen Schulden des Conftitwenten aber wird nach dem Ber: 
bältniffe, in welchem das Allodial» Bermögen, und das zum neuen 
Fideicommiffe verwendete vormalige Fideicommiß +» Bermögen gegen ein: 
ander ſtehet, ausgefchlagen, wie viel davon auf das Fideicommiß » oder 
auf das Allodial: Bermögen fällt, und biernah wird das Pflichttheil 
berechnet. 


5. 37. Die Erneuerung vormaliger Fideicommiſſe findet blos für die Deſ— 
cendenten der dermaligen Conſtituenten Statt, auch tritt unter dieſen Deſcen—⸗ 
denten die bei dem vorigen Fideicommiſſe beſtandene Gucceffions » Ordnung 
wieder ein, foferne nit die Betheiligten fich zu einer andern Guccefiions: 
Drdnung verftehen. 


Wenn jedody mehrere Linien einer Familie vormals verfchiedene Fideicom— 
miffe unter einem gemeinſchaftlichen fideicommiffariihen Verbande befefjen haben, 
und diefen Verband unter ſich wieder berftellen, oder die sormaligen verſchie— 
denen Fideicommiffe in ein Familien » Fideicommiß vereinigen wollen, fo kann 
die Erneuerung des Fideicommiffes auch darauf erjtredt werden. 


$. 38. Alle andern Subftitutionen und Regredient:Anfprüche, welche durch 
die frühern Gefege mit Aufhebung der BamilienFideicommiffe für erloſchen 
erBlärt wurden, bleiben erlofhen, wenn aud aus dem vormaligen Fideicommiſſe 

dem gegenwärtigen Edicte gemäß ein neues Fideicommiß gebildet wird. 
6. 39. Die Gläubiger des Eonftituenten fönnen ſich bei diefer Erneuerung 

an das neu gebildete Fideicommiß in der Art halten, daß 

1) jene Forderungen, welche entweder nad den vormaligen Fideicommiß: 
Rechten, oder nady dem gegenwärtigen Edicte auf der Subſtanz des Fidei— 
commiſſes haften, desgleihen jene Schulden, welche nach der geſetzlichen 
Aufhebung der Bamilien-Fideicommiffe unter ausdrücklicher Verpfaͤndung 
eines vormaligen Fideicommiß-Gutes contrahirt wurden, als Fideicom: 
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- 2) alle übrigen Schulden aber als Fideicommiß⸗Schulden jweiter Claſſe an: 
geſehen werden. 

6,40. Bei Bildung dieſer neuen Fideicommiſſe tritt die im Titel IT. 66. 
23 — 30 vorgefchriebene gerichtlihe Inftruction und Beftätigung ein. Mit 
dem Gefuhe um die Beftätigung ift der Beweis zu verbinden, daß das zum 
neuen Fideicommiß beftimmte Vermögen vor Auflöfung der Fideicommiffe die 
Eigenfhaft eines Fideicommiß» oder Stamm:Gutes an fi getragen habe, und 
die Erbfolge anzuzeigen, welche dabei vormald Statt gefunden hat, oder künftig 
Statt finden fol, 

$. 41. Die im gegenwärtigen Titel enthaltene; Begüunftigung der Fidei- 
commiß:Erridtung aus dem vormaligen Stamm: oder Fideicommiß-Bermögen 
ift auf die Dauer von zwei Sahren, von Bekanntmachung des gegenwärtigen 
Edictes an gerechnet, dergeftalt befchränft, daß nur”diejenigen Fideicommilfe 
hiernach beurtheilt werden, bei welchen der Beliger innerhalb diefes Zeitraumes 
entweder bei Gericht dur das Gefuh um Beftätigung ($. 24) erPlärt hat, 
daß er aus dem vormaligen Fideicommiß»DBermögen ein neues Fideicommiß 
bilden wolle, oder für welche der Befiter, wenn er während der zwei Jahre 
ftirbt, die beftimmte fchriftlihe Erflärung binterlaßt, dag aus dem vormaligen 
Fideicommiß-Berimögen ein neues Fideicommiß gebildet werden foll. 


IV. Tit el. 
Von den Rechten und Verbindlichkeiten, welche aus dem 
Fideicommiß-Verbande entſpringen. 


$. 42. Das Eigenthum des Fideicommiß-Vermoͤgens ſteht nicht dem jedes- 
maligen Befiger deffelben allein, fondern auch den übrigen zur Nachfolge Bes 
rechligten (Anwärtern) zu, 

$. 43. Bermöge ded Miteigenthums find die Anwärter berechtiget : 

1) zu verlangen, daß alle zum Fideicommiß gehörigen Sachen in ein ordent- 
liches Verzeichniß gebracht, und darin die beweglichen nach ihrer Befchaf- 
fenheit, Zahl, Größe, Gewicht oder Werth genau befchrieben werden. 
Diefed Verzeichniß dient bei jeder Befig:-Veränderung und bei Abfonde- 
rung ded Fideicommifjes vom Allodium zur Richtfhnur ; 

. 2 zu verlangen, daß die Schuldbriefe über die zum Fideicommiß gehörigen 
Eapitalien auf den Namen des Fideicommiffes ald Gläubiger geftellt, 
und bei Gericht zur Verwahrung hinterlegt werden; 

3) eine üble Verwaltung der Fideicommis-Güter dem Gerichte anzuzeigen; 

- 4) überhaupt fowohl für Erhaltung der Gubftan;, als für Erfüllung der 
fideicommifjarifhen Anordnungen zu wachen, und darüber in den geeig- 
neten Fällen die gerichtliche Hülfe nachzuſuchen. 

$. 44. Der Fideicommiß-Befiger hat alle Rechte und Berbindlichkeiten 
eines Nugungs:Eigenthümers ; ihm gebührt alfo die Verwaltung und der Genuß 
des Fideicommiſſes; er trägt dagegen auch alle Laſten, und ift verbunden, tie 

Fideicommiß-Güter in gutem Stande zu erhalten, und hierauf den Bleig eines 

guten Hausvaterd zu verwenden. 
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$. 45. Durch Willens:Erflärung des Eonftituenten Panr dem Befiger des 
Fideicommifjes der Genuß gänzlich auf nicht länger als zwanzig Jahre entzogen, 
und nach diefem Zeitraume vom Gonftituenten nicht weiter befchränft oder bes 
laftet werden, als fo, daß dem Befiger der volle Genuß des zur Gründung 
eines Fideicommifjes erforderlihen Vermögens ($. 2) unbefchwert bleibe. 


$. 46. Wenn der Eonftituent feine befondere Verfügung zum Bortheil der 
Samilien-Ölieder ($. 12) gemacht hat , fo ift der Fideicommiß-Beliger verbunden, 
feinen Gefhwiftern und der Wittwe feines‘ Vorfahrers, im Mangel eines ans 
dern Bermögens oder Einfommens, die nöthige, und nad) den Umſtaͤnden zu 
beftimmende Nlimentation, auch feinen Töchtern und Schweftern, unter eben 
diefen Borausfegungen, bei ihrer Berebelihung eine anftändige Ausftener zu 
geben. 


$. 47. Iſt dem Befiger des Fideicommiffes der Genuß durch Willenser: 
Märung des GEonftituenten entzogen, fo fält auch für diefen Zeitraum jeder 
Anipruh Der Wittwen und andern Familiengliedern auf einen Bezug aus dem 
Fideicommiffe binmeg. 

$. 48. Der Fideicommiß:Befiger kann eigenmädtig das Fideicommiß mit 
einer neuen bleibenden Bürde oder Dienftbarkeit nichf belegen, eben fo wenig 
die zum Fideicommiffe gehörigen Güter durch Taufh, Verkauf, Vergleich, oder 
auf andere Weife veräußern. Verpachtungen, die auf mehr ald neun Jahre 
abgeſchloſſe find, verbinden den Nachfolger nicht. 

$. 49. Zu allen Beräußerungen, desgleihen zu allen Beränderungen an 
der Subftanz des Fideicommiffes, z. B. durch Ankauf eines Gutes aus den 
vorhandenen Fideicommiß : Capitalien, durch Ablöfung fructbringender Real 
Rechte, wird nah Vernehmung der Anwärter die Genehmigung des Gerichts 
erfordert. 

$. 50. Sind mit einem Fideicommiffe lehenserbzind» oder erbrechtäbare Güter 
verbunden, fo muß auch nod die Einwilligung des Lehen: oder Grundherrn, 
und binfichtlich der durch Fönigl. Dotation gegründeten Fideicommiffe die koͤnigl. 
Einwilligung vorber erholt werden. 

.$. 51. Das Geriht muß alle befannten Anwärter, und wenn fie minder» 
jährig oder abweſend find, ihre Euratoren, dann den Vertreter des Fideicom» 
miles, wenn einer beftellt ift, darüber vernehmen, alle Berbältniffe genau 
prüfen, und nad reifer Erwägung der Gründe die Genehmigung ertheilen 
oder abichlagen. 

$. 52. Gede Veräußerung oder Belaftung der Subſtanz des Fideicommiffes 
ohne Genehmigung des Gerichts ift nichtig, und kann nit nur von jedem 
Fideicommiß:Folger, fondern auch von jedem Anwärter , fo wie von dem Ber: 
treter des Fideicommiffes, wenn einer beftellt ift, felbit von jenen Anmwärtern, 
welche in die ‘Veräußerung oder Belaftung eingemwilliget haben, und von ihren 
Nachkommen angefochten, und das Beräußerte, wenn ed in unbeweglichen 
Gütern beftebet, von jedem dritten Inhaber zurücgefordert werden. In wie 
ferne die Bindifation beweglicher Sachen gegen den dritten Inhaber Statt finde, 
oder der Schuldner eined zum Fideicommife gehörigen Capitals durd Zahlung 
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an den Fideicommiß-Beſitzer von der Schuld befreit werde, iſt nad den Civil— 
Gefegen zu beurtheilen. Die vindizirten Beftandtheile des Fideicommiffes follen 
wieder mit demfelben vereinigt werden. 


$. 53. Für die Allodial» Schulden des Fideicommiß.+Befigerd haftet die 
Subſtanz des Fideicommiffes nicht, und felbft deffen Früchte Fönnen dafür nicht 
weiter in Anfpruch genommen werden, als fie dem fihuldenden Befiker nadı 
Abzug der Fideicommiß:Laiten zufommen, und mit Vorbehalt der Competenz. 
Die Fideicommiß-Folger Pönnen daher um die Allodial-Schulden des Vorgängers 
nur in fo ferne belangt werden, als fie entweder zugleich deffen Allodial:Erben 
find, oder fih für eine Schuld befonders verbürgt haben. 

$. 54. Die Fideicommiß Schulden haften entweder auf der GSubftanz und 
den Früchten des ganzen Fideicommiffes zugleih, oder nur auf den Früdten 
allein, und werden hiernach in Fideicommiß-Schulden erfter oder zweiter Claſſe 
abgetheilt. 

$. 55. Die Fideicommiß.- Schulden erfter Elaffe gehen den Schulden zweiter 
Elaffe vor; die Schulden jeder Claffe unter fi haben den Vorzug nad) der 
Zeit ihrer Eintragung in die Fideicommiß:Matrifel. 

$. 56. Unter die Fidei ommiß:Schulden eriter Claſſe werden diejenigen ge- 
rechnet, welde zum Nugen des Fideicommiſſes ſelbſt contrahirt und verwendet 
wurden. 

Hierher gehören: 

1) Diejenigen, welche bei der Errichtung des Fideicommiffes auf daffelbe mit 
ausdrüdliher Beftimmung diefes Borzugs angewiefen wurden, insbe: 
fondere die Pflichttbeile der Notherben des erften Eonftituenten, fo ferne 
fie nach Uebereinfunft der Interefienten als ein Capital auf dem Fidei— 
commifje liegen bleiben ; 

2) diejenigen, welde zum Anfauf eines dem Fideicommilffe einverleibten Gutes 
verwendet, oder mit demfelben übernommen wurden; 

3) die auf nothwendige Prozeß-Koſten in Streitigkeiten ‚- welche die Subftanz 
des Fideicommifjes betreffen, und zur Erzielung gerichtlicher Vergleiche, 
zu deren Beendigung, oder 

4) zur Abführung der in Rüdjiht des Fideicommiffes erlegten feindlichen 
Eontributionen, desgleichen 

5) auf Herftellung nothwendiger und nüslicher Gebäude, endlich 

6) zur Abführung einer von den vorbenannten Schulden verwendet wurden. 

$. 57. Diefe Schulden follen vom Gerichte erft nach vorläufiger Unterſu⸗ 
hung, ob fie überhaupt und in dem verlangten Maße fi zu einer ſolchen 
Fideicommiß-Schuld eignen, und in zweifelhaften Fällen nad Vernehmung der 
Anwärter in die Fideicommiß-Matrikel eingetragen werden. 

$. 58. Zu den Fideicommiß:Schulden zweiter Claſſe werden außer den im 
$. 39 Pro. 2 bemerkten Schulden diejenigen gerechnet, welche das Gericht den 
folgenden Beflimmungen gemäß nah Vernehmung der Anwärter genehmigt hat. 


$. 59. Ein teftehendes Fideicommiß Fann mit einer Fideicommig:-Schuld 
weiter Claſſe nur dann beſchwert werden, wenn der Fideicommiß-Inhaber zur 
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Beftreitung nothwendiger und unvermeidlicher, die Subftanz des Fideicommilfes 
ſelbſt nicht beireffender Ausgaben ($. 56) in Ermanglung binreihenden Allodial» 
Bermögens einer Capitals-Aufnahme bedarf, und wenn bei dem Fideicommiſſe 
außer dem. erforderlihen Betrage des Grundvermögens ($. 2) noch ein weiteres 
frudtbringendes DBermögen ($$. 5, 6) vorhanden üft, diefer Ueberſchuß aud nach 
Abzug aller darauf bereits haftenden Laften und Schulden dur die neue 
Schuld nicht über ein Drittheil befchwert wird, vorbehaltlich deffen, was der 
Eonitituent befonderd verfügt hat. 


Dabei ift im Anfebung der unbeweglichen Güter nicht der Schätungspreis, 
fondern das GteuersCapital zur Richtſchnur zu nehmen. 


$. 60. In die zur Aufnahme einer Fideicommiß-Schuld zweiter Claſſe fi 
eisnenden Ausgaben gehören die erweislih durch Krankheit, höhere Auslagen 
für Erziehung oder Verforgung mehrerer Kinder, Ausftattung der Töchter, Ans 
tritt eines Civil: oder Militärdienftes, eintretende Verehlichung, Unglücksfaͤlle 
in der Defonomie, oder ſchwere Kriegslaften verurfachten außerordentlihen 
Koften, welche weder aus den Früchten des Fideicommifjes, noch aus dem 
Alodial:Bermögen beftritten werden Pönnen. 

$. 61. Das Gericht bat bei jedem Gefuhe um Bewilligung einer Fidei- 
commiß ⸗Schuld zweiter Elafje hierüber den naͤchſten Fidei:ommiß-Nadfolger, die 
Anwärter, und den Bertreter des Fideicommifjes, wenn einer beftellt ift, nad) 
$. 51 zu vernehmen, und wenn fie in die Schuld einwilligen, ohne erhebliche 
Gründe die Genehmigung nicht zu verfagen , dagegen aber auch diefe im Falle 
eines von demfelben erfolgten Widerfpruces ohne hinreihende Gründe nicht zu 
ertheilen, und dabei befonders auf die Veranlaſſung der Schuld, auf den Bes 
trag ded noch unbefchwerten Vermögens, und die dadurd gegründete Erwar: 
tung ihrer frübern Tilgung, auf die im Zahlungsplan beftimmten fürzern oder 
längern Friſten und auf die Befchaffenheit des Widerfpruhs ihr Augenmerk 
ju richten. 

$. 62. Für Fideicommig : Schulden, fie feyen erfter oder zweiter Claſſe, 
baftet das Allodial-Vermoͤgen des Bellgers, außer den ihm zufommenden 
Früchten nicht, fondern fie gehen mit dem Fideicommiffe auf jeden Nachfolger 
über, dem jedoch der Regreß gegen das Allodium des Worgängers vorbehalten 
bleibt, wenn diefer entweder mit den im Tilgungsplane beftimmten Friften im 
Rüdftande geblieben ift, oder bei Fideicommiß - Schulden zweiter Claſſe zum 
Erfaß aus feinem Allodial:Bermögen ſich ausdrücklich verpflichtet bat. 

$. 63. Sn Anſehung der mit einem Fideicommiffe verbundenen Lehen 
kommen die Beitimmungen ded Lehen» Edicts über Lehen: Schulden zur Ans 
wendung. — 

$. 64. Die vorhandenen Fideicommiß-Capitalien koͤnnen für ſolche Auslagen, 
welche unter die Fideicommiß:-Schulden erfter Clafje gehören, mit Genehmigung 
des Gerichts nah Vernehmung der Anwärter, deögleiben in den $. 61 bes 
fimmten Fällen unter den dortfelbft enthaltenen Befhränfungen und Voraus— 
ſetzungen, vorbehaltlid der im $. 69 beftimmten Rüdzaplung , eingezogen und 
verwendet werden. 


86 Erſtes Bud, — Staatsrecht. 


$. 65. Die Veräußerung der zu einem Fideicommiffe gehörenden Grund: 
ftüde und Real⸗Rechte kann nur mit Einwilligung des Gerichts in dem Falle 
Etatt finden, wenn die Gläubiger wegen Fideicommiß » Schulden erfter Claſſe 
auf die Zahlung dringen, und nad Vernehmung der Anwärter fich bezeigt, 
daß fie auf andere Weife nicht befriediget werden Pönnen. 


Insbeſondere darf das Grundvermögen, worauf das Fideicommig rubt, 
nicht veräußert werben, fo lange noch unter dem Fideicommiß:Vermögen andere 
zur Zahlung diefer Schulden hinreihende Objecte ſich befinden. 


$. 66. Außer diefem Falle Pönnen folhe Immobilien und Real-Rechte nicht 
anders ald mit Einwilligung aller befannten Anwärter und des Fideicommiß» 
Bertreterd, wenn einer beftellt if, fodann mit Genehmigung des Gerichts 
veräußert, und diefe Genehmigung kann nur alddann ertheilt werden, wenn 
die Beräußerung dem Fideicommiſſe einen betraͤchtlichen und bleibenden Nutzen 
gewaͤhrt. 

$. 67. Die zum Fideicommiſſe gehoͤrigen grundherrlichen Rechte koͤnnen 
zwar durch gemeinſames Einverſtaͤndniß des Grundherrn und des Grundholden 
abgeloͤſet, fie; ſollen aber wo moͤglich in eine beſtaͤndige Rente an Getreide 
verwandelt werden. 

6.68. Im Falle des $. 66, fo wie, wenn im Falle des $. 67 ein Abloͤſungs⸗ 
Gapital bedungen worden, muß der Kaufpreis oder das Ablöfungs-Eapital zum 
Beften des Fideicommiffes, befonders zum Ankauf frudhtbringender Realitäten 
verwendet, und, bis es gefcheben kann, gegen bypotbefarifche Sicherheit ver: 
zinslich angelegt werden. Insbeſondere darf fich weder der Fideicommiß-Befiger 
noch ein Anmärter dabei einen Privatvortheil bedingen. 

$. 69, Mit jeder Fideicommiß - Schuld und mit jeder die Subſtanz des 
Fıdeicommiffes vermindernden Handlung ift ein Plan zu verbinden, wie aus 
den Früchten des Fıdeicommiffes die darauf gelegten Schulden getilgt, oder 
die an der Subftanz defielben geihehenen Berminderungen durch beftimmte und 
von dem dermaligen Befiger fowohl, ald von den Nachfolgern zu entrichtenden 
Sriften ergänzt werden jollen. 

Diefer Tilgungs: und Ergänzungsplan ift mit Rüdfiht auf den Betrag 
und die Laften des Fideisommiffes fo einzurihten, daß in jährlichen Friften, 
fobald als ed geſchehen fann, insbefondere für die zur Ausftener der Töchter 
verwendeten Summen in folhen Raten, welche dem vorigen Unterhalts:Bezuge 
gleich find, Lie Schulden getilgt, und die an der Subftan; geihebenen 2er: 
minderungen ergänzt werben. 

Niemals dürfen die jährlihen Friften weniger, ald fünf vom Hundert am 
Capital betragen; ber Fideicommiß :Befiger muß ſich aber höhere Summen 
gefallen laffen, fo lange ibm der Ertrag des normalmäßigen Grundvermögens 
übrig bleibt. Das Gericht kann die einmal beftimmten Friften nur aus befon: 
ders erheblichen Urſachen verlängern. 

$. 70. In allen Fällen, wo die friftenweife Rüdzablung einer Sideicom. 
miß⸗Schuld oder die Wiederherftellung eines eingezogenen Fideicommiß-Eapitals 
oder der fonft verminderten Subſtanz vorgefahrieben, oder eine Mehrung der: 
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felben durch friftenweife Zahlungen des Fideicommiß-Befigerd von dem Eonfti- 
tuenten angeordnet ift, können nidt nur die Anwärter von dem Beliger den 
Beweis der geleifteten Frift-Zablung verlangen, fondern auch die Gerichte dem» 
felben anhalten, daß er fi wegen geleifteter Rüdzahlung ausweiſe, oder für 
die wiederberzuftellende oder zu vermehrende,Subftanz entweder das baare Geld, 
oder bypothefarifhe Schuldbriefe bei Gericht binterlege. 

$. 71. Zeigt ſich bei einem Fideicommiß:Befiger eine dem Fideicommilfe 
verderblihe Wirthihaft, fo kann und fol das Fideicommig auf Anrufen der 
ntereffenten oder des benannten Fideicommiß » Bertreters vom Gerichte in 
Adminiftration geiegt werden. 

Laßt ſich aus der erwiefenen übeln Wirlhſchaft des Beligers nur eine Ge— 
fahr für die in deffen Händen befindlichen beweglihen Zugebörungen des Fidei: 
commiffes befürdten, fo koͤnnen ihm auf Anrufen der Intereſſenten diefe ab: 
genonimen, und einem Gamiliengliede zu Verwahrung übergeben, oter nad 
Umpftänden feldft in gerichtlihe Verwahrung genommen werden. 

$. 72. Die vorbemerfte Adminiftration des Fideicommifjes kann auch als: 
dann eintreten, wenn der Befiger hinfihtlih der fchuldigen Leiſtungen an die 
Familienglieder, oder für Tilgung der Fideicommiß» Schulden, oder für Wie: 
derberftellung der geminderten Subſtanz, oder für deren, Mehrung feine Ob» 
liegenheiten nicht erfüllt. 

Die Adminiftration des Fideicommifjes fol in allen Fällen, wo es geichehen 
fann, einem Zamiliengliede übertzagen werden. 

$. 73. Jeder Fıdeicommiß:Befiger: ift verbunden, feinem Nachfolger das 
Fideicommig fammt Zugehörungen ohne irgend eine aus feinem Berfchulden 
berrübrende Schmälerung zu binterlafien. 

Dem Nachfolger baftet demnach die Allodial-Maſſe feines Vorgängers für 
jede auf das Fideicommiß fid) beziehende Prlihtverfäumniß feines Vorgängers, 
und für jede hieraus entitandene Deterioration oder Verminderung der Subftanz. 

$. 74. Hinfihtlid des Zuwachſes, fo wie der Theilung der hängenden 
und ausftändigen Früchte zwiſchen den Allodial» Erben und dem Fideicommiß: 
Folger treten, in fo ferne nicht hrerüber befondere Dispofitionen vorhanden find, 
die Beftimmungen der: bürgerlihyen Rechte über die gegenfeitigen Berpaltniffe 
des Eigenthümers und Nutznießers ein. 

F. 75. Eben dies gilt hinſichtlich der Verbeſſerungen der Subſtanz, jedoch 
mit der Beſchraͤnkung, daß der Fideicommiß-Folger hievon jene Raten abziehen 
kann, welche der Borgänger, dem $. 69 zu Folge, nody während jeines Genuffes 
als Rüdzablungsfriften hätte entrichten müffen,, wenn er wegen diejer Melio— 
rationen eine Fideicommiß-Schuld contrahirt hätte. 

$. 76. Den Allodial-Erben fteht für den Antheil bei der Früchte » Theilung 
und für den Erfaß der Melivrationen das Retentions⸗Recht an dem Fideicom— 
miſſe nicht zu. 

V. Ditel. 
Bon der Erbfolge in Familien-Fideicommiſſe. 
$. 77. Das Recht zur Erbfolge in Familien » Fideicommife, gründet ſich in 
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der Anordnung des Eonftituenten, und geht von ihm oder von demjenigen, zu 
defien Vortheil er das Fideicommiß errichtet hat, auf die ehelihen Nachkommen 
über. — Die durch nachfolgende Er Legitimirten werden den ehelih Gebornen 
gleich geachtet. 


$. 78. Nur adelige Nachkommen find fähig, das Fideicommiß zu erlangen. 
— Mit dem Berlufte des Adels erlifcht demnach zugleich das Erbfolge» Recht 
in die Familiensideicommiffe. — Wer als adelig zu betrachten fey, und wie 
der Adel verloren werde, ift in dem Edicte über den Adel beftimmt. 


6. 79. Tritt bei dem zur Nachfolge Berufenen der Berluft diefer Faͤhig— 
Peit noch vor Eröffnung der Nachfolge ein, fo hat er fein Recht zum Antritt 
derfelben. 

Greignet ſich der Berluft nad erfolgtem Antritte des Fideicommifjes, fo 
loͤſet ſich das Genußrecht des bisherigen Beſitzers auf, und dem naͤchſten Nach⸗ 
folger wird die Erbfolge in das Fideicommiß eröffnet, welcher jedoch ſubſidiariſch 
verbunden iſt, dem vorigen Beſitzer die Competenz zu geben. 

$. 80. Familien» Fideicommifje werden in den Pflichtrheil nicht eingerechnet, 
aud koͤnnen die Notherben des Befigers daraus einen Pflichttheil nicht verlan» 
gen, vorbehaltlich deflen, was in Anjehung der Noth»Erben des erften Eonfti- 
tuenten im $. 19 und $. 21 beftimmt ift. 

$. 81. Der Befiger eined Familien » Fideicommiffes fann, fo lange der 
fideicommiſſariſche Berband dauert, darüber nicht durch legten Willen verfügen. 

$. 82. Der Fideicommiß:Folger ift die Allodial:Erbihaft feines Borgangersd, 
ſelbſt wenn diefer fein Vater war, auszufchlagen berechtigt. 

$. 83. Ein Mitglied der zur Erbfolge in das Fideicommiß berufenen Fa: 
milie Bann zwar für fih, jedoch keineswegs für feine, wenn gleih noch nicht 
geborne Nachfommenfhaft auf das Recht zur Nachfolge Verzicht leiften. 

$. 84. Ein Fideicommig kann nicht nur zum Bortheil einer Familie, fon» 
dern auch nach Abgang der erften Familie, oder ded Mannd:Stammes derjel: 
ben, zum Vortheil einer andern Familie errichtet werden. 

In diefem Falle hat die legte Familie, fo lange die erfte noch nicht erlofchen 
ift, zwar alle aus dem Miteigentyume ($. 43) fließenden, die Erhaltung der 
Subſtanz bejielenden Rechte, aber die übrigen Rechte ruben, bis an fie die 
Nachfolge gefallen if. 

$. 85. Mit einem Familien » Fideicommife fann auf den Fall, daß die 
Familie, oder in derfelben der Manns-Stamm erliſcht, eine Subftitution ver: 
bunden werden. 

Bei dem Gubftituirten geht nad dem Anfall das Familien-Fideicommiß in 
Alodium über; die aus folden fideicommiſſariſchen Subftitutionen entfpringen= 
den Rechte find nad den. Eivil-Gefegen zu beurtheilen. 

$. 86. Sind in einer Familie, nebft dem Fideicommifje für die erftgeborne 
Linie, noch eines oder mehrere für die nachgebornen Linien errichtet, fo gelangt 
der Beliger des erften Fideicommiffes und deffen Nachkommenſchaft erft dann 
zum Befige eines andern Fideicommiffes, wenn in den übrigen Linien Peine zu 
dem Zideicommiffe berufenen Nachkommen vorhanden find. 
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Solche Fideicommiffe bleiben nur fo lange in einer Perfon vereinigt, Bis 
wieder zwei oder mehrere Linien entftehen, fo ferne von dem erften Conſti⸗ 
tuenten nicht eine andere Difpofltion getroffen worden. 


$. 87. Bei Familien » Fideicommiffen, welche neu errichtet werden, kann 
feine andere Succeffiond-Drdnung, als die Erftgeburts-Folge eintreten, vermöge 
deren die weiblihe Nachkommenſchaft, fo lange. noch männlihe Nachkommen 
vorhanden find, von der Succeffion ausgeſchloſſen bleibt, und immer der Erſt⸗ 
geborne in der Altern Kinie zum Fideicommiß gelangt, fo daß der Bruder des 
legten Befigers defien Söhnen, Enkeln und weitern männlichen Defcendenten 
weihen muß; vorbehaltlich deſſen, was wegen der mit einem Fideicommilffe 
verbundenen Anordnungen zum Vortheil einzelner Familienglieder im $. 12, 
dann wegen der aus. vormaligen Fideicommiß: oder Stamm:Gütern gebildeten 
Fideicommiffe im $. 37 verordnet ift, 


$. 88. Die übrigen Succeffions:Ordnungen , fo weit fie bei Fideicommilffen, 
dem gegenwärtigen Edicte gemäß, noch Statt finden Pönnen, richten ſich nad 
den vorigen Geſetzen. 


S. 89. Hat der Gtifter des Fideicommiffes nur erklärt, daß das Fidei- 
commiß nah Erlöfhung des Manns⸗Stammes an die weiblihe Nahfommen- 
{haft fallen fol, fo ift diefe Dispofition als eine fidveicommifjarifhe Subftitution 
gültig, und bat die Wirfung, daß das Fideicommiß vom legten Befiger mit 
Alodial:Eigenfhaft an die weiblihen Nachkommen nad der EDITOR TE RAUNE 
übergeht, welche in den Civil-Geſetzen beſtimmt ift. 


6. 90. Hat aber der Stifter die weibliche Deſcendenz nad Abgang des 
Manns: Stammes zum Fideicommiffe mit fortdauerndem fideicommiffarifhen 
Berbande berufen, fo bleibt ed auch unter den mweiblihen Abfommlingen bei» 
der Lineal: und Erfigeburts.Folge mit Borzug ihrer männlihen Nachkommen, 
dergeftalt, daß bei Abgang ded Manns: Stammes das Fideicommiß an die älteite 
Tochter des legten Befigerd und deren Defcendenz fällt, und die Succeſſion 
immer nad den Regeln der Erftgeburt auch unter ihren weiblichen Defcendenten 
in fo lange fortgeht, bis fih unter jenen Defcendenten, an welche die Sur» 
ceſſion gelangt, ein männliher Abkoͤmmling befindet, weicher alddann alle feine 
Schweſtern, felbft die Altern, von der Succeſſion ausſchließt. 


Stirbt die aͤlteſte Tochter, ohne Nachkommen zu binterlaflen, oder f nd 
von ihr weder mweiblihe noch männliche Defcendenten vorhanden, fo gebt die 
Fideiommiß-Folge nach eben diefen Kegeln an die zweite Tochter des letzten 
Befigerd und deren Nachkommenſchaft. 


Nach gleihen Grundfägen richtet fih die Fideicommiß Folge der dritten 
und übrigen folgenden Töchter des legten Beſitzers und ihrer Defcendenten. 

$. 91. Iſt einmal, den vorftehenden Kegeln zu Golge, ein vom letzten 
Beſitzer durch weiblihe Nachkommen abftammender männlicher Defcendent zum 
Beine des Fideicommifes gelangt, fo tritt mit ihm unter feiner Nachkom— 
menfhaft der Vorzug des Manndftammes nach den Beftimmungen des . 87 
wieder ein. 
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VI. Titel 


Ton der Auflöfung der Fideicommiffe und den recht— 
lihen Folgen derfelben, 


$. 92. Der fideicommiffarifche Verband wird in Anfehung einzelner Theile 
des Fideicommiffes aufgeloͤſt: 


1) wenn fie unter den im Titel IV. vorgefchriebenen Bedingungen rechtmäßig 
veräußert worden find, oder von dem dritten Befiger nit vindizirt 
werden Eönnen ; 

2) wenn fie dur einen Dritten als fein Eigenthum vindizirt worden; 

3) durch den gänzlihen Untergang des Objects; — 

4) in Anfehung der mit einem Fideicommiffe verbundenen Leben hört die 
fideicommifarifhe Eigenfhaft auf, und das Lehen muß von dem übrigen 
Fideicommig: Bermögen gefondert werden, wenn entweder die zur Reben: 
folge berechtigte Nachkommenſchaft ausftirbt, oder nicht mehr eine und 
diefelbe Perfon Fideicommiß- und Lehensfolger ift. 

5) Durch Abgang des Mannd:Stammes, wenn das. Fideicommiß aus einer 
Fönigl. Dotation entitanden if. — 


$. 93. Das Fideicommiß im Ganzen wird aufgelöft: 
1) durch Untergang des ganzen Fideicommiß:Bermögens ; 
2) durch Widerruf des Eonftituenten ($. 94); 
3) durdy Verminderung unter die zur Errichtung eines Fideicommiffes erfor; 
derlihe Summe des Örundvermögens ($$. 95 96); 
4) durch gemeinfames Einverftändnig der Betheiligten mit gerichtliher Ein- 
willigung ($. 97); 
5) durch den Abgang der zur Succeſſion berufenen Nachkommenſchaft. ($. 99.) 
$. 94. Der Stifter eines Fideicommiffes Bann daffelbe auch nad) erlangter 
gerichtliher Beflätigung widerrufen oder abändern, fo lange noch Niemand 
durch die Lebergabe oder durd Bertrag daran ein Recht erworben hat. — 


$. 95. Wird ein ſchon beftandenes Fideicommiß dur den Untergang ein» 
zelner Beftandtheile, durch deren Veraͤußerung wegen Fideicommiß:Schulden 
erfter Claſſe, durch Bindifation dritter Eigenthümer , durch andere Unfälle oder 
durch die $. 92 Nro. A und 5 bemerkte Abfonderung fo tief in feiner Subftanz 
gemindert, daß der noch Übrige Tpeil nicht fo viel beträgt, als zur Gründung 
eines Fideicommiſſes erfordert wird; fo Pönnen der Fideicommißs Befiger und 
die Anmärter vereint, oder einer derfelben dad Fideicommiß durch Ergänzung 
des Mangelnten aufrecht erhalten, — Hiezu ift demjenigen, der fi das 
Mangelnde zu ergänzen verbindet, auf Verlangen die Frift eines Jahres zu 
geftatten. — Erfolgt die Ergänzung nicht, fo ilt das Fideicommiß erlofhen, 
und dasjenige, was vom Fideicommiffe, nah Tilgung aller Fideicommiß-Schul- 
den übrig iſt, bleibt als Alodium in den Händen des legten Beſitzers, jedoch 
muß derfelbe die auf dem erlofhenen Fideicommiffe, rücfichtlich der Nachgebor⸗ 
nen und Wittwen bereits haftenden Laften, no ferner entrichten, ſoweit fie 
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hievon nach Abzug der dem a als dann gebührenden Competen; beſtritten 
werden koͤnnen. 


$. 96. Iſt aber die Abminderung des Fideicommiß-Vermoͤgens aus eigenem 
Verfhulden des Beligers entftanden, jo Pönnen die Anmwärter verlangen, daß 
daffelbe in Adminiftration gefegt, und der Normalwerth des Fideicommifjes 
während der Adminiftration wieder hergeftellt werde, jedoch müſſen die den 
Fideicommiß » Gläubigern zu leiftenden Zahlungen, desgleichen die auf dem Fi: 
deicommiß bereitd liegenden Nlimente und Witthum, foferne diefe nicht wegen 
eines Uebermaßes eine Minderung leiden, während der Adminiftration verab: 
reicht werden. 


$. 97. Durch gemeinfames Einverftändniß aller Familienglieder mit ges 
rihtliher Genehmigung kann ein Familien: Fideicommig nur alsdann aufge: 
löft werden, wenn der Familie durd die Auflöfung ein ausgezeichneter und 
fortdauernder Nugen zugeht, oder wenn foldhe gebietende Umitände eintreten, 
weldye bei einer Zamilie die Auflöfung des Fideicommiſſes nothwendig machen. 
Dabei muß 


1) das Borhaben, den beftehenden Fideicommiß-Berband aufjulöfen, mit den 
Gründen, aus welhen die Auflöfung gefucht wird, und mit dem Auf: 
löjungs » Plane dem einfchlägigen Appellations = Gerichte vorgelegt, und 
von demfelben nad vollftändiger Snftruetion der Sache geprüft werden ; 


2) das Appellations-Gericht hat fammtliche Betheiligte, und ftatt der Abwes 
fenden oder Minderjährigen deren ſchon beftellte oder für diefen Gegen: 
ftand befonders zu bejitellende Euratoren, auch den von Amtömwegen für 
diejen Fall bejonders aufjuftellenden Vertreter des Fideicommijjes und 
der Nachkommenſchaft vorzuladen, denfelben die Gründe uud den Plan 
der Auflöfung umftändlich zu eröffnen, und ihre Erflarung darüber auf: 
zunehmen. Unter den Betheiligten find nicht nur alle zur Fideicommiß- 
Folge Berechtigten, fondern aud die Gubitituirten begriffen. 


3) Wenn einer der Betbeiligten feine Einwilligung in die Auflöfung des 
Fideicommiffes verweigert, fo fann das Fideicommig nicht aufgelöft 
werden. Der Widerfpruc des Fideicommiß:Bertreters hindert jedoch die 
Auflöfung nicht weiter, als deflen Gründe für überwiegend erachtet 
werden. 

4) Das Appellations:Gericht prüft die Sahe, erwägt die für oder gegen die 
Auflöfung vorgebrachten Gründe, berückfichtiget die dabei etwa verfloch⸗ 
tenen, und ungefränft zu belaffenden Rechte Dritter, und faßt wegen 
Berfagung oder Ertheilung der Genehmigung die geeignete Entſchließung. 

$. 98. Bei diefer Auflöfung des Fideicommiffes werden die rechtlichen 
Folgen derfelben durch die bierbei feftgefegten Bedingungen beftimmt ; dasjenige, 
worüber nichts feftgefegt wurde, bleibt dem letzten Beſitzer. 

6. 99. Wenn der legte Befiger Peine zur Fideicommiß » Folge berufene und 
fähige Nachkommenſchaft binterläßt, auch für diefen Fall Niemand in das 
Fideicommiß fubftituirt ift, fo genießt derfelbe das Recht, darüber von Todes» 
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wegen frei zu disponiren, und es tritt, wenn er bievon feinen Gebrauch macht, 
nad feinem Abfterben die gemeine Inteſtat-Erbfolge ein. 

$. 100. Bei jeder Auflöfung eines Fideicommifles fallt das aus einer koͤnig⸗ 
lihen Dotation berrührende Bermögen an den Staat zurück, und die mit 
demfelben verbundenen Lehen find nad) dem Lehen:Edicte zu beurtheilen. 

$. 101. Jede Auflöfung eines Familien; Fideicommiffes fol öffentlich befannt 
gemacht, und die Loͤſchung in der Matrifel, wie in den Hypothefen: Büchern, 
veranlaßt werden. 


VI Zitel 


Befondere Beftimmungen. 


$. 102. Die Berbältnife der vormals unmittelbaren Fürften, Grafen und 
Herren in Beziehung auf ihre Familien-Fideicommife und Stammgüter find in 
einem befonderen Edicte beftimmt. 

$ 103. Der Eonftituent eined nach Aufhebung der Familien-Fideicommiffe 
errichteten Majorats kann dafjelbe nach den in der Majorats:Urfunde beftimm» 
ten Rechten fortbefteben laffen, oder in ein Familien-Fideicommiß nad den 
Beltimmungen des gegenwärtigen Edictes innerhalb zwei Jahren verwandeln. 

$. 104. Beiden Fideicommiffen der Familien des vormaligen unmittelbaren 
Reichsadels, welche noch in ihrem alten Complexe beftehen, und nicht inzwifchen 
an andere Befiger übergegangen find, treten die Beitimmungen ein, welche in 
Anfebung derfelben in der Bundesakte abgegeben worden, nach welcher in diefem 
Falle die beftehenden Familienverhältniffe aufrecht erhalten werden. 

$. 105. Bei neuen Difpofitionen zur Errihtung oder Bermebrung eines 
Fideicommiffes find die Mitglieder des vormals unmittelbaren Reichsadels an 
die im gegenwärtigen Ediete enthaltenen Beftimmungen gebunden. 

6. 106. Die noch beftehenden Fideicommiffe anderer adeligen Familien in 
jenen Provinzen des Reichs, worin’ durch die Gefege und Verordnungen an den 
Fideicommiffen nichts verändert wurde, bleiben auch fortbin gültig, jedoch müffen 
fie mit den bierauf ſich beziehenden Difpofitionen und Familienverträgen den 
Appellationd » Gerichten vorgelegt werden, welde fodann nad Vorſchrift des 
6. 30 zu verfahren haben. 

$. 107. Die in Gemäßheit der 65. 104 und 106 noch beitehenden oder 
wieder auflebenden Familien » Fideicommiffe find in Anfehung der hieraus ent: 
fpringenden Rechtsverhaltniffe in foweit, als die Difpofitionen der Eonftituenten 
und die Familienverträge nicht ausdrüdlich etwas anderes feitfegen, nach dem 
gegenwärtigen Edicte zu beurtheilen. 

$. 108. Zur Vorlage diefer noch beftehbenden Fideicommiffe und Familien 
verträge ($$. 104 106) wird ein Zeitraum von zwei Jahren feftgefegt. 

Diefe Vorlage kann nit nur von dem dermaligen Befiger, fondern auch 
von jedem Anwärter oder Betheiligten gemacht, auch von diefem der Beliger 
zur Borlage angehalten werden. 

Sollten nady Ablauf des Zeitraums von zwei Jahren, von Bekanntmachung 
gegenwärtigen Edicted an gerechnet, noch Fideicommiſſe entdeckt werden, welche 
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nicht zur Anzeige gebracht worden, fo verliert der Inhaber diefer Fideicommiffe, 
für feine noch übrige Lebenszeit, den dritten Theil der jährlihen Fideicommiß- 
Nutzung, und folder gebt an den naͤchſten Fideicommiß-Nachfolger über. 

$. 109. Jeder Bayerifhe Unterthan kann durd rechtsgültige Handlungen 
unter Zebenden oder von Todeswegen über fein Bermögen jo verfügen, daß 
derjenige, welcher ed erhält, verpflichtet iſt, daſſelbe nach feinem Tode oder in 
andern beftimmten Fällen dem ernannfeh Nachfolger zu überlaſſen. 

Eine ſolche fiveicommifarifhe Subftitution erſtreckt ſich nicht weiter, als 
auf einen Subftituten, und hört mit demfelben Kraft des Gefeked auf, wenn 
auch die Difpofition dad Gegentheil enthalten follte. 

Im Uebrigen find diefe fideicommifjarifhen Subftitutionen nad den Civil: 
gefegen zu beurtheilen.“ 





Beilage VIII (Gefegbl. ©. 325) „Edict über die Siegel- 
mäßigfeit. 


$.1. Die Verfaſſungs-Urkunde hat im Titel V. 66. 4, 5 dem del, den 
Collegial-Raͤthen und hoͤhern Beamten die Siegelmäßigkeit ertheilt. 

Melde Angeftellte zu den böhern Beamten gehören, wird durd eine bes 
fondere Bekanntmachung feftgefegt werden. 

Die Siegelmäßigfeit begreift folgende Rechte in fih: 

$. 2. GSiegelmäßige Perfonen können über jene unftreitigen Rechts-Geſchaͤfte, 
wozu bei den.unfiegelmäßigeni Perfonen die obrigfeitlihe Protofollirung und 
Verbriefung nothwendig ift, 3. B. Eheverträge, Vollmachten, Vergleiche u. dgl. 
ihre Urkunden durd Unterfchrift und Siegel ſelbſt und mit gleicher Kraft fertigen. 

$. 3. Eine fiegelmäßige Perſon weiblihen Geſchlechts, welhe für Jemand 
Bürgfchaft leiftet, oder ſich als Selbſtzahler verfehreibt, kann ohne Mitwirkung 
der Obrigkeit auf ihre weiblihen Rechtswohlthaten, nachdem fie darüber durdy 
einen befondern und hinreichend verftändigen Anmweifer in Anweſenheit eines 
Zeugen belehrt worden, in einer von ihr, dem Anweifer und dem Zeugen 
unterfchriebenen Urkunde, Verzicht leiften. 

$. 4. Wird ein zweifeitiger auf gegenfeitigen Vortheil gerichteter Vertrag 
jwifchen einer fiegelmäßigen und einer unfiegelmäßigen Perfon eingegangen, fo 
muß die Urkunde der lettern vor Gericht errichtet werden. 

$. 5 Die Verträge der Siegelmäßigen, über unbemweglihe Güter, und 
über die denfelben gleich geachteten Real-Rechte find gegen dritte Perfonen erft 
von der Zeit an wirkſam, wo fie der zuftändigen Obrigkeit zur Eintragung in 
die Öffentlihen Bücher angezeigt worden. 

$. 6. Hypothefar :Verfchreibungen fiegelmaßiger Perfonen erlangen nicht 
eber die Kraft einer wirklihen Hypothek, als bis fie nad den Beftimmungen 
des Geſetzes in die Öffentlihen Hypothefar» Bücher eingetragen find. Wo dieſe 
noch nicht befteben , müffen fie bei Gericht zu Protofoll genommen werden. 

5. 7. Siegelmäßige Orundperren können, wenn fie auch die grundherrliche 
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Gerichtöbarkeit nicht haben, die aus dem Grund⸗Verbande hervorgehenden Ur⸗ 
Punden ohne Mitwirkung der Obrigkeit errichten und fertigen. 

6. 8. Bei Nbfterben eines Siegelmäßigen fteht das Recht der Berflegelung 
defien männlichen Blutsverwandten von väterliher oder mütterliher Seite zu, 
wenn fie ebenfalls fiegelmäßig und bei der Erbſchaft nicht betheiligt find. Gie 
Pönnen dieſes Recht nur in eigener Derfon und in Beifeyn nicht betheiligter 
Zeugen ausüben, 

Befinden fie fih nicht gleih an Ort und Stelle, fo foll. zwar die Sperre 
von der ordentlihen Obrigkeit angelegt, aber auf Anmelden der gedachten Vers 
wandten fofort wieder abgenommen werden. 

Diefen Berwandten ftehet auch das Recht der Befhreibung und sänzliben 
Behandlung der Berlaffenfhaft zu, fo lange diefe als ein unftreitiges Rechts⸗ 
Geſchaͤft zu betrachten ift. 

$. 9. Hat eine fiegelmäßige Perſon einen gleichfalls fiegelmäßigen Erefutor 
ihres legten Willens ernannt, fo kommt diefem die Errichtung des Inventars zu. 

$. 10. Die fiegelmäßigen nädften Verwandten eines verftorbenen Siegel: 
mäßigen haben das Recht, für defien Kinder Bormünder aus ihrer Mitte zu 
wählen, welche jedoch der Obrigkeit anzuzeigen find. Im übrigen follen wäh» 
rend der Minderjährigkeit, ſowohl wegen der obrigkeitlihen Aufſicht ald wegen 
der Bormundfchaftd:Rehnung, die allgemeinen gefeslihen Vorſchriften einges 
balten werden. 

$. 11. Der Giegelmäßige, welchem eine Vormundſchaft übertragen wird, 
reicht die Bormundfchaftspflict bei der Obrigkeit fchriftlih ein. 

$. 12. Die Auszeigung und Nutznießung des Mutterguts richtet ſich nach 
den beftebenden Gefegen. 

6. 13. Wenn eine fiegelmäßige Perfon in einer Eivilfahe als Zeuge ge: 
richtlich zu vernehmen ift, fo wird derfelben die in das Wernehmungs Protokoll 
wörtlich einzutragende Eidedformel vom Commiffär vorgelefen, und zur eigen- 
haͤndigen Unterfchrift vorgelegt, welche der koͤrperlichen Eidesleiftung gleich gilt. 

$. 14. Siegelmaͤßige Pönnen ihre Prozeß-Schriften in eigenem Namen un: 
terzeihnen, und obne Mitunterfhrift eines Advofaten einreichen. 

$. 15. Die Gattin eines Giegelmäßigen wird für ihre Perfon der Rechte 
der Giegelmäßigkeit theilhaftig, und bleibt als Wittwe im Genuß derfelben fo 
lange fie den Wittwenftand nicht verändert. 

$. 16. Auf die Kinder eines Siegelmäßigen geht die Siegelmaͤßigkeit nicht 
über, wenn fie ihnen nicht vermöge ihres eigenen Standes zufömmt. 

$. 17. Die Giegelmäßigkeit erlifht mit dem Verluſte des Standes, wel» 
chem fie beigelegt ift. 

$. 18. Diejenigen Perfonen,, welhen die Siegelmäßigfeit von num an nicht 
mehr zuſteht, Pönnen diefelbe künftig auch nicht mehr ausüben, unbefchadet der 
aus ihren frübern Handlungen in Folge der Siegelmäßigfeit bereits entftandes 
nen Rechte.” 
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Beilage IX. (Amtsbl. 1818.) „‚Edict über die Verhältniffe der 
Staatsdiener, vorzüglich in Beziehung auf ihren Stand und 
Gehalt. 


$. 1. Der Stand eines Staatödieners wird durd das Anftellungs-Refeript, 
ed ſey mit einem befondern Ernennungs:Decrete verbunden oder nicht, erworben. 


$. 2. Die erfte Anftellung im Staatödienfte ift drei Jahre hindurch pro— 
viforifch, gewährt während diefer Zeit die nachſtehenden Bortheile nicht, und 
wird erft mit.deren Ablauf definitiv. 

$. 3. Bei Beförderungen koͤnnen definitiv Angeltellte vorläufig zu Verwe⸗ 
fern der neuen Stelle ernannt werden, jedodh gegen Verabreichung des ganzen 
damit verbundenen Gehaltes , und nicht länger ald auf drei Jahre, mit deren 
Ende fie definitiv eintreten. Leiſten diefelben nah dem Urtheile der Borgefegten 
in diefer Zeit den Forderungen des Dienftes fein Genüge, fo koͤnnen fie in 
ihre vorigen Gtellen zurüd verfeßt werden , aber ohne Verkürzung an Rang 
und Gehalt, und ohne Nachtheil rückſichtlich anderweitiger Beförderung. 

$. 4. Ausgenommen von diefen Anordnungen ($. 2, 3) find alle, Richter: 
amtd» Funktion verfehenden Staatsdiener fämmtliher Ober: und Untergerichte 
obne Unterſchied. Ihre erfte Anftellung und jede Beförderung derfelben ift jo: 
gleich definitiv, 

85. Die Befoldungen des aktiven Dienftes zerfallen in zwei Beftandtheile, 
in den Gehalt des Standes, und in den Gehalt des Dienftes. 

$. 6. fi die Ausfcheidung diefer Beftandtheile in dem Anftellungs-Refcripte 
oder in allgemeinen organiihen Einrichtungen ausgedrüdt, fo entfceidet diefe 
Beltimmung. 

Sn Ermanglung einer folhen Beftimmung wird die Ausfheidung auf fol 
gende Weile bemeffen. 

$. 7. Beſteht der Gehalt blos in einem HauptsGeldbezuge, ohne irgeud 
einen Mebenbezug, fo find 

a) im erften Jahrzehent des Dienfted fieben Zebenttheile; 

b) im zweiten Jahrzehent des Dienftes acht Zebenttheile; und 

e) nad dem GEintritte in das dritte Jahrzehent ded Dienftes für die ganze 
Folgezeit neun Zehenttheile des Gefammtgehaltes als Gehalt des Stan: 
des erflärt, und der übrige Theil einer jeden Periode ift zu drei Zehent- 
theil, zwei Zebenttheil und ein Zehenttheil ald Gehalt des Dienftes 
anzufeben. 

5.8. Iſt neben dem Haupt » Geldbezuge noch ein Nebenbezug an Geld, 
Naturalgenuß, oder an beiden verliehen, fo befteht der Standesgehalt mit 
gänzliher Wegrechnung der Nebenbezüge 

a, im erften Jahrzehent des Dienftes in acht Zehenttheilen; 

b) nach dem Eintritte in das zweite Jahrzehent des Dienſtes für die ganze 
Folgezeit deffelben, in neum Zehenttheilen des Haupt:Geldbezuges; 
und die übrigen zwei Zehenttheile und ein Zehenttpeil bilden den Dienfted- 

Gehalt. 
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$. 9. Die Dienft:Entfegung (Caſſation) und. die Dienft-Entlaffung mit dem 
Derluft des Dienftranges und Gefammtgehaltes (Dimiffion) Pönnen nur nad 
vorbergegangener richterliher Unterfuhung durch Erkenntniß der competenten 
Gerichtsbehoͤrde erfolgen, und die erfte tritt noch als gefegliche Folge der wegen 
eines gemeinen Verbrechens erfannten Eriminalftrafe ein. 


6, 10. Ein Staatsbeamter und Öffentliher Diener fann audy wegen Ber: 
legung der Amtspflicht durch Handlungen und Unterlaffungen vermittelft, recht: 
lihen Erfenntniffes degradirt oder entlaffen werden, melde einzeln mit diefer 
Strafe vom Gefege nicht bedroher find, wenn nad Inhalt des Strafgeſetzbuches 
eine dreimalige Disciplinar:Strafe fruchtlos geblieben ift. 


$. 11. Um Disciplinar »s Strafen mit der ſchweren Folge der Stellung vor 
Gericht in Wiederholungsfällen verhängen zu Pönnen, wird erfordert, daß (gröbere, 
doc) durd das Geſetz ald Verbrechen oder Vergehen namentlich’nicht bezeichnete 
Fehler ausgenommen) Fahrläßigfeit, Unfleiß, Leichtfinn oder Unſittlichkeit, un— 
geachtet von Borftänden oder hoͤhern Behörden angewandter Ermahnungen, 
Drohungen, felbit Verweiſe und Arreft, fortgefeht werden, alfo nady der dritten 
Strafe den Charakter der Gewohnheit oder Unverbefferlihfeit annehmen laffen. 
Jedoch zieht nicht jeder einzelne neue Fehler fogleich die zweite oder dritte ſolche 
Disciplinar:Etrafe nad fih, außer in dem vom Gefehe ausdrüdlich vorgefe: 
benen Falle. 

6. 12. Diefe Strafen Pönnen beftehben in Bermeifen, Geldbußen, 
Haus: und Eivil»Arreft. Gie find verfchiedener Grade fähig. Die Geld: 
ftrafe kann aber nicht unter fünf, und nicht über fünfzig Gulden, und der 
Arreft nur zwifchen vier und zwanzig Stunden und acht Tagen zugemeffen 
werden, 

Dabei koͤmmt es nicht auf den Grad, fondern auf die Zahl der Strafe an, 
und damit der Charakter folher Strafen mit ihrer Wirkung erkannt werde, 
ift jeder derfelben beizufügen, daß es die erfte, zweite oder dritte fey, welche 
zur Vorgerichtftellung führet 

$. 13. Die Befugniß, Staatödiener mit Disciplinar-Strafen diefer Art zu 
belegen, koͤmmt nach den Beftimmungen des folgenden Paragraphen beim fub- 
alternen Perfonal dem Borftande jeder Stelle, und zwar, wo derfelbe aus 
mehrern Perfonen beftebet, dem gefammten Directorium, gegen das höhere 
Perfonal aber lediglich der vorgefegten Amtöbehörde zu. 

$. 14. Die erfte Strafe findet ohne alle Förmlichfeit Statt. Die zweite 
und dritte erfordern vorherige ſchriftliche Vernehmung des Feblenden, und 
collegiale Berathung auf fhriftlihen Vortrag. Wenn eıne collegiale Berathung 
nicht angeftellt werden kann, fo find die Aften mit der Vernehmung an die 
vorgefegte Amtsbehoͤrde einzufhicen, welche die Strafe zu verfügen hat. Die 
dritte Pann überdied nur von dem einfchlagenden Staats:Minifterium ver: 
bängt werden. — Ueber jede derfelben ift eine fchriftlihe Ausfertigung mit 
beigefügter Urſacheẽdem GStraffälligen zuzuftellen, und die Empfangs:Befcheini- 
gung zu den Akten zu bringen. 

$. 15. Gegen jede diefer drei nach $. 12 verfügten Disciplinar-Strafen iſt 


Erfter Abſchnitt. — Berfaflungsgefege- 97 


ein in drei Tagen bei der ftrafenden oder infinuirenden Behörde anzuzeigender, 
und in acht bis vierzehn Tagen bei der unmittelbar böhern Amtöbehörde, gegen 
von den fönigliben GStaats:Minifterien ausgegangene Straf::Berfügungen bei 
dem Föniglihen Staatsrathe einzureihender Rekurs geftattet. 


$. 16. In Unterfuhungen wegen Dienftverbreden oder Vergehen gegen 
wirflihe Coliegial» VBorftänte, und alle, diefen gleich oder höher ftehenden 
Staatsbeamten , entfcheidet der königliche EIN ob der Angefchuldigte 
vor Gericht geftellt werden fol, 


$. 17. Die Folgen ter anerfannten Special: Unterfuhung find im Straf 
Geſetzbuche ausgefproden. 

$. 18. Außer dem Falle eines richterlihen Urtheils bat der definitiv vers 
liehene Dienerftand und Standesgehalt ($$. 2, 3, 4) die unverleglihe Natur 
der Dauer auf Rebengzeit. 

$. 19. Die Dienftleiftung des Dienerd und der Dienftesgehalt find wider 
rufliher Natur. 

Sie Fönnen, ohne gerichtlihe Klage zu begründen, in Folge einer admini⸗ 
ftrativen Erwägung oder einer organiſchen Verfügung mit Belaffung des Stan: 
deögebalted und des Titels entweder für immer mittelft Dimiffion, oder für 
eine gemwiffe Zeit mittelft Quiescirung benommen werden. 

Der alſo Entlaffene darf ſich der außern Zeichen feiner Standesclaffe (der 
AmtsPleidung) ferner nicht mehr bedienen. Der quiescirte Diener behält fie bis 
zum Wiedereintritte in eine Amtöverrichtung, und die mit derfelben verbunde: 
nen Zeichen. 

$. 20. Berfegung eines Staatsdieners kann aus adminiftrativen Rück 
fihten oder in Folge organifcher Einrichtungen verfügt werden, wenn damit 
Peine Zurückſetzung in Beziehung auf die Dienftesclaffe, oder auf den ftändigen 
Gehalt verbunden ift. 

Ueber Bergütung der Umzugsfoften gibt die Berordnung vom 16. Auguft 
1817 die zu beobachtenden Mormen, 

$. 21. Der in Amtötpätigkeit ftehende Staatödiener bleibt von der Aus: 
übung der ftreng bürgerlihen Gewerbe, von der Führung einer Bank oder 
aͤhnlichen Anftalt, und von dem ausſchließenden perfünlihen Betriebe einer 
Fabrik ausgefchlofen. 

Dem äußern Juſtiz-, Polizei: und Finanzbeamten ift außerdem noch uns» 
terfagt,, in feinem Amtsbezirke eine Guts-Realität zu erwerben. 

Alle übrigen zuläßigen Privatverhältniffe muͤſſen aber auch in jeder Gollifion 
mit den Berbältniffen der Amtöverrichtung weihen, und koͤnnen in Faͤllen einer 
Berfegung feinen Grund zu einer Reclamation darbieten. 

$. 22. Der Staatödiener hat die Befugniß, aus dem Staatsdienfte zu tre> 
ten, und feine Quiescenz zu verlangen nad folgenden Beftimmungen: 

A. Der Staatödiener kann zu jeder Zeit ohne alle Motivirung feine Ent> 
lafiung aus dem Staatsdienfte nehmen. 

Er verliert in diefem Fall den Standes: und Dienfteögehalt mit dem Titel 
und den Functiond: Zeichen. 
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B. Der Staatsdiener kann wegen Dienftesalter in die Quiescenz treten. 
Hiezu werden durd alle Dienftesclaffen volle vierzig Dienſtesjahre erfordert. 


Zur Ergänzung des Dienftesalters dürfen alle, unter den vorigen Regie— 
rungen aller Gebietätheile des Königreiches, und in verjchiedenen Dienitesclaffen 
zurüdgelegten Sabre, nicht aber die Jahre der Vorbereitungsftellen gezahlt 
werden. 

Der nad vollendeten Dienftesalter in die Quiescenz tretende Staatötiener 
bebält den Standesgehalt mit dem Titel und den Functionszeichen, und verliert 
den Dienftesgehalt. 2 

C. Der Staatsdiener kann wegen Kebensalters in die Quiedcenz treten. 

Hiezu werden in allen Dienſtesclaſſen fiebenzig volle Lebensjahre erfordert. 

Der nad) vollendeten fiebenzig Lebensjahren in die Quiescenz tretende 
Gtaatödiener behält den Geſammt-Geldgehalt, den Titel und das Functions: 
Zeichen. 

D. Der Staatsdiener kann vor Erfüllung des feftgefegten Dienſtes- und 
Lebensalters durch phufifhe Gebrechlichfeit , ald Folge eines äußern, in. oder 
außer der Function erlittenen Unglücfes, oder der innern Anftrengung func: 
tionsunfähig, und dadurdy zur Quiescenz geeigenſchaftet werden. 


Ein folder Fall muß durd die ftrengften Beweife des Factums und durch 
die beftimmteften Zeugniſſe amtliber Aerzte und competenter Geſchaͤftsmaͤnner 
bergeftellt feyn. 

Bon der Natur des bergeftellten einzelnen Falles hängt jedesmal die be— 
fondere Erfenntnig ab: 

ob der Staatsdiener für immer, oder nur auf eine gewiffe Zeit zu 
quiesciren fey ? 

$. 23. Die Vorſtaͤnde und Käthe der Juſtiz-Collegien, mit Einfluß der 
Kreis- und Stadtgerichte verbleiben in ihrer Eigenſchaft ald Richter in allen 
Quiescenz : Fällen im Bezuge des verliehenen Gefamnitgehaltes. Landrichter, 
Sandgerichtd:Affefforen und Actuare behalten ihren firen Geldgehalt. 

$. 24. Der Staatsdiener, welcher die. Befugniß zur Dimifjion und Quieds 
cenz ausübt, darf, in Beziehung auf feinen Dienft, ſich in einem Rüditande, 
weder an anvertrautem Staatögute, noch an übertragener Hauptarbeit befinden. 

$: 235. Der in Folge einer adminiftrativen Erwagung oder organifchen 
Verfügung in die Quiescenz gefegte Staatsdiener bleibt verbunden, der Be: 
rufung in eine feiner vormaligen Dienites » Categorie angemeffene Aktisität, 
welche ihm entweder proviſoriſch vder definitiv übertragen werden Bann, zu 
folgen. 

$. 26. Im Falle der Berufung eined Quiescenten zur provfforifchen Ali 
vitat erhält derfelbe für die Zeit diefer proviforifhen Function den nn 
Geldgehalt feiner vorigen Stelle. 

$. 277. Im Falle der Wiedereinfegung eines Quiescenten in eine definitive 
Aktivität tritt derfelbe in den Standes> und Dienftesgehalt der neuen Stelle 
ein, wenn der Gefammtgehalt diejer neuen Stelle ohnehin eben fo groß, oder 
größer als deflen voriger Gefammt:Geldgehalt if. 
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Iſt der fixe Geldgehalt der neuen Stelle geringer, als der in ſeiner vorigen 
Dienſtes-Categorie bezogene war, fo wird ſowohl bei der Penſion der Wittwe 
und Kinder, als bei feiner allenfalls wieder eintretenden Duiescenz fein vor> 
maliger Aktivitaͤts-Gehalt zum Grunde gelegt. 

$. 28. Der Staat übernimmt es, ein Penfions.Syftem für die hinterlaffenen 
Wittwen und Waifen feiner Staatsdiener zu begründen, wobei nach der Ver: 
ordnung vom 8. Juni 1807 alle aus der Dienft:Pragmatit vom 1. Jänner 
1805 erworbenen Rechte unverlegt erhalten werden follen. Bei einer etwa 
veränderten Einrichtung werden die durd jenes Geſetz beftimmten Penfions- 
Bezüge aus den Staatseinfünften mit verbältnigmäßigen Beiträgen der Staats: 
diener für die Zufunft vom Staate garantirt. 

$. 29. Alle dem Inhalte diefes conftitutionellen Edictes zumiderlaufenden 
Verfügungen der Adminiftrativ-Stellen begründen als Civilrechts⸗Verletzungen 
eine Klage vor dem competenten Richter. Nur muß vorher die Beſchwerde 
bei den einſchlagenden obern Adminiſtrativ-Behoͤrden vorgetragen, und entweder 
die Entſchließung verzoͤgert, oder die Abhülfe verweigert worden ſeyn, ehe das 
Gericht die Klage annehmen darf.“ 





Beilage X. (Amtsbl. 1818.) „Edict Über die Ständever- 
fammlung. 


I. T i t e l. 
Bildung der Ständeverſammlung. 


I. Abſchnitt. Zuſammenſetzung der beiden Kammern und Eigenſchaften 
ihrer Mitglieder. 


$. 1. Die allgemeine Verfammlung der Stände des Reichs befteht nad) 
Titel VI. $. 1 der Berfafungs:Urfunde aus zwei Kammern, nämlich: der 
Kammer der Reihsräthe und der Kammer der Abgeordneten. 

$. 2. Die Bildung der erften Kammer (der Reichsraͤthe) ift in $$.2 — 5 
feftgeitellt ; die zweite Kammer (der Abgeordneten) bildet fi) nad den Beftim: 
mungen 65. 7 — 13. Die für diefelbe berechnete Gefammtzahl wird in Folge 
55. 9 und 10, und nad den beftehenden Verbältniffen auf die einzelnen Regie: 
rungsbezirfe, und für jede einzelne Claſſe in folgender Art vertheilt: 

A. Grundbefiger mit gutöberrlihder Gerichtsbarkeit. 

$. 3. Der Antheil an dem für dieje Claſſe beitimmten acten Theile wird 
für jeden Kegierungsbezir® nad der Zapl der gutsherrlihen Gerichtsbezirke 
defielben Negierungsbezirfes beſtimmt. 

B. Univerfitäten. 
$. 4. Ihre Theilnahme ift bereits in der Urkunde $. 9 feftgefest. 
C. Elaffe der Geiſtlichen. 
$. 5. Der achte Theil für diefe Elaffe wird vor Allem zwifchen den Indi— 
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viduen der Patholifhen und proteftantifhen Kirche nah der Zabl ihrer Pfar— 
reien getheilt, und nad diefem Maßftabe den erftern zwei Drittheile , den leg» 
tern ein Drittheil der Stellen in der Kammer der Abgeordneten zugewiefen. 
Die Bertheilung derjelben auf die einzelnen Kegierungsbezirke geſchieht bei jenen 
nad) der Zahl der Pfarreien, und bei legtern nad der Größe der Generals 
Defanate. 

D. &6. Un der Wahl der Abgeordneten aus den Städten und 
Märkten, für welche ein Biertpeil bejtimmt iſt, nehmen nur jene Theil, 
welche eine Bevölferung von wenigitens 500 Familien befigen, die in den koͤnigl. 
Ausfchreiben befonders benannt feyn werden; die übrigen wählen mit den Land— 
gemeinden, und find in diefer Claſſe wahlfaͤhig. Bei den Städten wird den 
bedeutendern derfelben, fomohl in Anjebung ihrer befondern Verhaͤltniſſe, als 
ihrer Bevölkerung, die Wahl von eigenen Abgeordneten, und zwar der Stadt 
Münden von zwei, jeder der Städte Nürnberg und Augsburg von einem Ab» 
geordneten geftattet; alle übrigen wahlfäbigen Städte und Märkte, welche über 
500 Familien zählen, wählen in jedem einzelnen Regierungsbezirfe die für den» 
felben nody zu ftellenden Abgeordneten diefer Elaffe. 


E. $, 7. Die für die übrigen- Landeigenthümer, weldhe feine 
gutsberrlihe Gerichtsbarkeit haben, beitimmte Hälfte der Geſammt— 
zahl der Abgeordneten, wird wieder für jeden einzelnen Regierungsbezirk nad) 
der Bevölkerung oder Familienzahl (jedoch nah Abzug der Familien von den 
im Regierungsbezirfe befindlichen , und als ſolche mwahlfahigen Städten und 
Märkten) verhaͤltnißmaͤßig ausgefchieden. 

6. 8. Meben den allgemeinen Eigenfchaften, melde zur paſſiven Wahlfä- 
bigfeit eines Abgeordneten für die zweite Kammer nah $. 12 der Urkunde vors 
gezeichnet find, wird noch insbefondere erfordert, daß 

a) der Abgeordnete aus der Elafle der Grundbefiger mit grundherrlicher Ge— 
richtöbarfeit in dem namlihen Regierungsbezirke, von weldhem er in 
die Kammer gewählt wird, begütert fey ; daß 

b) die Abgeordneten der Univerfitäten nur aus ordentlichen decretirten 
Lehrern, und 

ce) jene von der Claffe der Geiftlihen nur aus wirflichen felbftftändigen 
Dfarrern, welde ihre Pfarrei felbit verfehen, gewählt werden koͤnnen; 
daß ferner 

d) die Abgeordneten der Städte und Märkte in jenen Städten und 
Märkten, von welhen fie entweder als folhe oder ald Wahlmänner 
ernannt werden, mit einem freieigenen Örundvermögen, oder einem 
bürgerlihen Gewerbe anfäßig ſeyen, und foldhes mwenigftens fehon drei 
Jahre im Beſitze haben, wovon fie an Häufer: und Kufticalfteuer ein 
Simylum von zehn Gulden oder an Gewerbfteuer einen für die dritte 
Hauptelaffe feftgefesten Betrag von dreißig bis vierzig Gulden, oder in 
Derbindung diefer Steuern mit einander eine foldhe Gefammtfumme 
entrichten, melde dem fo eben beftimmten Betrage der dritten Haupts 
claffe der Gemwerbfteuer entfpricht; daß endlich 
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e) auf gleiche Art die Abgeordneten aus der Elafle der Landeigenthbümer 
ein freieigenes oder erblih nusbares Eigenthum in ihrem refpectiven 
Regierungsbezirke feit vollen drei Jahren befigen, wovon fie als Sim— 
plum der Steuer wenigftens zehn Gulden bezahlen. 

. 9. In das Steuer-Simplum bei diefer Claſſe wird nur die Rufticals, 
Häufer» und Gewerbfteuer , mit Ausfchluß der Perfonals und indirecten Auf 
lagen, jedoch nicht blos von den in einem einzelnen Landgerichte, fondern von 
fämmtlihen in einem Regierungsbezirke befindlichen Beſitzungen des zu waͤh⸗ 
lenden Individuums eingerechnet. In jenen Regierungsbezirten, in welchen 
die dermalige Steuerverfaffung der Altern Regierungsbezirfe nicht befteht, wird 
ein, diefer feftgefegten Steuerquote nad) der jährlihen Geſammtſumme gleich 
fommender Betrag zur Grundlage genommen, 

$. 10. Ein Unterthan, welcher in verfchiedenen Regierungsbezirken, oder 
in mehreren Glaffen des einen Regierungsbezirfs wahlfähig it, kann zwar in 
jeder derfelben gewählt werden, doch nur in Einer Eigenfhaft als Abgeord» 
neter eintreten, und zwar in jener, in welder ibn die größere Mehrheit der 
Stimmen berufen hat. 


1. Abſchnitt. Wahl der Abgeordneten zur zweiten Kammer. 


$. 11. So oft nach den Beſtimmungen der Verfaſſungs-Urkunde $. 13 eine 
neue Wahl der Abgeordneten erforderlich iſt, wird jedes Mal die Zahl der zu 
Mäblenden nach den fhon im Allgemeinen beftimmten Verhältniſſen für jeden 
einzelnen Regierungsbezirk und für jede Claſſe öffentlich befannt gemacht, und 
die Bornahme der Wahl von der Pöniglihen Regierung des Bezirks angeord- 
net werden. 

6. 12. Jeder Wähler der Abgeordneten bat vor der Wahl den in der 
Berfaffungs:Urfunde Titel X. $. 3 vorgefhriebenen Eid, wenn er ibn nicht 
ſchon früher geſchworen bat, und nebftdem noch nachſtehenden Wählereid ab» 
julegen : 


„Ich ſchwoͤre, dag ich meine Wahlftimme nady freier innerer Heberzeugung, 
„wie ich ſolches zum allgemeinen Beften des Landes für dienlich erachte, 
„ohne fremde Einwirfung abgebe, und diesfalld von Niemand, unter 
„was immer für einem Vorwand, weder mittels nody unmittelbar irgend 
„eine Gabe oder Geſchenk angenommen babe, noch annehmen werde; 

„Ich ſchwoͤre, daß ich ebenfalld, um zum Abgeordneten der zweiten 
„Kammer ermwählt zu werden, Niemand weder mittel: noch unmittelbar 
„eine Babe oder Geſchenk verfprochen oder gegeben habe, noch geben oder 
„verfprechen werde. 

„Sp wahr ıc. IC. 

Die Wähler der Abgeordneten für die erften drei Claſſen übergeben diefen 
Eid fchriftlih mit ihrer Wahlftimme, jene der vierten und fünften Claſſe 
ſchworen ihn vor der Bornahme der legten Wahl in Gegenwart der königl. 
Bahlcommiffion. 

6. 13. Die Wahlſtimme kann nicht durch Bevollmächtigte, fondern nur 
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perfönlih durch die aus der Claſſe hiezu berufenen Mitglieder, welche wenig: 
ftens 25 Jahre, und im Falle, wenn fie ald Wahlmäanner zu den legten Wahl: 
momenten aufzutreten haben, wenigftend 30 Jahre alt find, geführt werden. 


A. Wahl der Grundbefiger mit gutsherrlicher Gerichté«— 
b barkeit. 

$. 14. Nach Erhaltung der koͤnigl. Ausfchreibung erläßt jede Regierung 
an die in ihrem Bezirke befindlichen wahlfähigen Mitglieder diefer Claſſe, mit 
Ausſchluß derjenigen, weldhe bereits Sig und Stimme in der erften Kammer 
baben, einen befondern Aufruf zur Abgabe der Wahlftimme mit Beftimmung 
einer zerftörlihen Zeitfrift, fegt fie von der Zahl der für gedachte Claſſe aus 
dem Megierungsbezirfe zu mäblenden Abgeordneten in Kenntnig, und tbeilt 
ihnen zugleich ein namentliches Verzeichniß aller im nämlihen Bezirfe befindli» 
hen mwahlfähigen Mitglieder der Elaffe mit. 

Jedes wählende Mitglied übergibt fodann in der beftimmten Zeitfrift mit 
Beifügung der oben $. 12 geforderten Eide, feine fhriftlihe Wahlftimme mit 
eigener Unterfchrift und Fertigung , und fendet fie mit einem befondern belie- 
bigen Wahlſpruche unmittelbar an den Bönigl. Regierungs: Präfidenten ein. 

$. 15» Der Prafident der Regierung des Bezirks befiimmt den Tag zur 
Eröffnung der Wahlftimmen, und beruft hiezu die nächfigelegenen fünf Mit: 
glieder diefer Elaffe, in deren Gegenwart er mit Beiziebung der beiden Direc: 
toren der Regierung und eines Secretärd ald Actuar, jede einzelne Wahlftimme 
eröffnet, und fie mit Erwähnung des Wahlſpruches, jedoh mit Verſchweigung 
des Namens des Wählers öffentlich befannt macht. — Die Wahlftimme wird 
in das Wahlprotofoll aufgenommen, und am Ende dad Reſultat der Wahl 
nad der Stimmenmehrheit berechnet und ausgeſprochen, dad Protofoll aber 
von fämmtlihen Anmwefenden mit Ausnahme der allenfalls erwählten Abgeord- 
neten unterfchrieben- 

Bei allenfallfiger Stimmengleichheit haben die gegenwärtigen Mitglieder der 
Claſſe fogleich durch fehwarze und weiße Kugeln zu entfheiden, und zwar nicht 
blos für die Wahl der wirkfihen Abgeordneten, fondern auch für die Erſatz— 
männer, 

$. 16. Eine Abfchrift des Protofoll® und der hierin bei jedem Wahlſpruche 
eingetragenen Stimme ift mit Bejfeitigung des Namens des Waͤhlers jedem 
Mitglied der Elaffe zur Kenntniß und zu feiner Ueberzeugung über die richtige 
Aufnahme feiner Stimme mitzutheilen, 

$. 17. Wahlftimmen, weldhe nicht in der vorgefchriebenen Form zur be: 
ftimmten Zeitfrift übergeben find, werden nicht eingerechnet; auch bat ein 
Mitglied, welches allenfalld mehrere Grundbefigungen mit gutsherrlicher Ge— 
richtsbarfeit im Regierungsbezirfe bat, nur Eine Stimme abjugeben. 


B. Bablder Abgeordneten der Univerfitäten. 
$. 18. Die Wahl der Abgeordneten von den Univerfititen geſchieht in einer 
volftänt n Verſammlung aller ordentlihen und außerordentlichen Lehrer, welche 
ihre fhrif he Wablſtimme unter einem beliebigen Wahlſpruche mit ebenmäßi: 
ger Beifür g des Conftitutions: und des Wahleides übergeben. Der Borftand 
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öffnet fie in der Verſammlung und laßt fie dem Protokoll einverleiben, ſpricht 
den Erfolg der Stimmenmehrheit aus, und fendet das Protofoll, welches von 
jammtlihen. Anmwefenden, mit Ausſchluß des Ermählten, unterzeichnet werden 
muß, an den Präfidenten der Regierung des Bezirks ein. 

Bei Stimmengleichheit enticheidet wie oben $. 15 die Wahl durch Kugeln. 


C. Wahl der Abgeordneten von der Claffe der Geiſtlichen. 

$. 19. Zur Wahl der Abgeordneten aus diefer Claffe find zwei Wahlhand— 
lungen erforderlih; die erfte zur Auswahl ded Wahlmannes gefhieht am 
Sitze eined jeden Defanats, wozu mad vorläufiger Aufforderung des Land» 
oder Herrfchaftsgerihts alle nad $. 8 wahlfähigen Pfarrer deffelben einberufen 
werden, fie mögen zu dem nämlidhen Negierungsbezirfe gehören oder nicht, 
Der Dechant fammelt die fohriftlihen Stimmen, trägt fie in ein Protofoll ein, 
welches von allen Anmwefenden unterfchrieben wird, und fendet foldes durch 
das Land: oder Herrſchaftsgericht an die Bezirföregierung. 

Pfarreien, welche feinem Dekanate zugetheilt find, ftimmen für diefen Hal 
bei dem nächitgelegenen Defanate mit, und find aud in demſelben wahlfähig. 

6. 20. Bei der zweiten Wabhlbandlung flimmen nur die ernannten 
Wablmänner der Dekanate, und wählen blos unter fih (mit Ausſchluß aller 
übrigen) die für den Regierungsbezirk beftimmten Abgeordneten mittelft Einfen- 
dung einer fohriftlihen Wahlſtimme, welder fie gleichfalld Die vorgefchriebenen 
Eide und einen befondern Wahlſpruch beizufügen haben. 

Zu diefem Ende theilt der Prafident der Regierung einem jeden der ihm 
befannt gemadten Wahlmänner der Defanate die vollftändige Lifte derfelben 
unter den $. 14 angeordneten Beftimmungen mit, und erholt von denfelben die 
Wahlftimme, welche er auf gleihe Art nach den $. 15 gegebenen Beitimmungen 
in Gegenwart der hiezu einberufenen nächitgelegenen 5 Wahlmänner diejer Ciaffe 
eröffnet, und weiter auf die hierin angezeigte Art verfährt. 


D. Wahl der Abgeordneten aus den Städten und Märtten. 

$. 21. Bei jenen Städten, melden eigene Stellen zugemwiefen find, tritt 
nur Eine Wahlhandlung ein, die von dem verfafjungsmäßig erwählten Magi- 
firate und den Gemeinde-Bevollmädtigten unter den Vorfitze eines eigens hierzu 
ernannten koͤnigl. Commiſſaͤrs nad) vorher aögelegtem Waͤhlereide vorgenom- 
men wird. 

Die Wahl gefchieht durch fohriftlihe Wahlzettel, welche befonders hierzu 
vorbereitet, mit fortlaufenden Nummern bezeichnet, und nachdem fie unterein- 
ander gemengt worden find, unter die Wahlmänner ausgetheilt werden. 

Jeder Wahlmann hat in derfelben den oder die gewablten Abyeordneten 
mit Tauf- und Zunamen, ihrem Gewerbe oder Charakter einzutragen, ihn 
mit feiner Unterſchrift zu bezeichnen und dem Pönigl. Commiffär, welcher die 
Einfammlung beforgt, zu übergeben. 

$. 22. Nachdem alle Wahlzettel übergeben find, liest der Commiſſaͤr jede 
einzelne Wahlftimme in Gegenwart fämmtliher Wähler mit Beifügung der 
Ziffer des Wahlzettels, jedod mit Verſchweigung der Unterſchrift öffentlich ab, 
damit jeder Wahlmann beim Adlefen feiner Ziffer ih überzeugen koͤnne, ob 
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feine Stimme unverfälfht aufgenommen, und in die Berechnung eingeftellt 
worden fey. Wird gegen die Wahl keine weitere Erinnerung gemacht, fo ift 
das Reſultat der Stimmen mit Beiziehung der zmwei älteften Mitglieder des 
Magiftrats und der Gemeinde-Bevollmäctigten feftzufegen, und auf gleiche Art 
der Wahlverfammlung zu eröffnen, das Wahlprotofoll aber von obigen zwei 
Mitgliedern des Magiftrats und der Gemeinde » Bevollmächtigten, welche ſich 
nidt unter den ermwählten Abgeordneten befinden, zu unterzeichnen und mit 
fämmtlihen Wablzetteln dem koͤnigl. Regierungs-Präfidenten. einzujenden. 


$. 23. Um die Gültigkeit der Stimmen nicht durch den Vorſchlag paffio- 
mwahlunfähiger Individuen zu vereiteln, ift no vor der Wahl von dem Kent: 
amte ein alphabetifhes Verzeichniß fämmtliher angefefienen und begüterten 
Gemeindeglieder, welche ſowohl binfichtlid ihrer dreijährigen Anſaͤßigkeit, als 
ihrer Eteuerzahlung zur Wahl gezogen werden Pönnen, berzuftellen, und ſolches 
nicht allein den Wählern einen Tag vor der Wahl ſchriftlich mitzutheilen, fon: 
dern auch in dem Wahljimmer zur allgemeinen Einfiht anzubeften. 


$. 24. Für die Städte, welche gemeinfchaftlihe Abgeordnete zu wählen 
haben, find zwei Wahlhandlungen erforderlih. Die erfte hat den Zweck, 
die erforderlihen Wahlmanner für die Wahlverfammlung des Regierungsbezirks 
zu ernennen, und wird auf die oben in den $$. 21, 22 und 23 bezeichnete Art 
vorgenommen. 

$. 25. Jede mahlfähige Stadt, fo mie jeder wahlfähige Markt, hat für 
500 Familien der Bevoͤlkerung einen Wahlınann zu ftellen , welcher aber bereits 
alle für die Abgeordneten in die Kammer erforderlihen Cigenihaften befigen 
muß, indem die legte Auswahl nur aus diefen Wahlmännern Statt bat. 

8. 26. Die zweite Wahlbandlung oder die eigentliche Wahl der Abge— 
ordneten diefer Claffe wird am Sitze der koͤnigl. Bezirks-Regierung vorgenoms 
men, wozu die ernannten Wablmänner mittelft befonderer Befehle einberufen, 
und vor allem nach $. 12 beeidigt werden. 

Die Wahl felbft wird in der namlihen Weife, wie fie S$. 21, 22 und 23 
vorgezeichnet ift, von dem Pönigl. Regierungs: Präfidenten mit Beijiehung der 
beiden Directoren geleitet, und da diefelbe ſich blos auf die ernannten Wahl— 
männer befchräntt, fo ift einem jeden derfelben den Tag vor der Wahl das 
Verzeichniß der ſaͤmmtlichen Wablmänner mitzutheilen. Zur Gültigkeit der 
Wahl wird die Anmwefenheit von drei Biertheilen der Wahlmänner, oder im 
gefeglihen Berhinderungsfalle deren Erfagmänner erfordert. 


E. Wahl der Örundeigentbümer ohne gutsherrlide Ge 
richtsbarkeit. 
$. 27. Die Auswahl der Abgeordneten dieſer Claſſe zerfällt in drei Mo— 
mente, nämlich: 
a) in die Urmahl, 
b) in die Ernennung der Wahlmänner, und 
e) in die eigentliche Wahl der Abgeordneten für die Kammer. 
Die erften zwei Wahlhandlungen werden von den betreffenden Land: und 
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Herrfhafts:Serichten geleitet, welchen zugleich die Zahl der zu ftellenden Wahl: 
männer von der Regierung des Bezirfd eröffnet werden fol, 


$. 238 Die Urwahl wird in jeder Gemeinde nad erhaltenem Auftrage 
von dem Sand: oder Herrfihafts:Gerichte durch den beftehenden Gemeindeaus- 
fhuß zu dem Zwecke vorgenommen, daß ein Bevollmädhtigter und im Verhin⸗ 
derungs= oder Erkranfungsfalle ein Erfakmann aus ihrer Gemeinde zum zmweis 
ten Wahlmomente ernannt werde, worüber der Gemeindevorftanp unter feiner 
und zweier Mitglieder Unterfchrift die fchriftlihe Anzeige dem Lands respective 
Herrfchafts:Gerichte zu übergeben bat. 


$. 29. Diefer Bevollmaͤchtigte muß in der Gemeinde anfaßig, wenigftens 
25 Jahre alt feyn, und fo viel Grundvermögen befigen, daß fein Steuerfimplum 
die Summe von drei Gulden erreicht. 

$. 30. Gede Gemeinde hat wenigftend Einen Bevollmächtigten zu ftellen. 
Gemeinden mit einer Bevölkerung von 200 oder mehreren Familien haben von 
jedem 100 Familien Einen zu ernennen. 

$. 31. Nah Ernennung fammtliher Bevollmächtigten fchreitet das Land» 
oder Herrihafts:Geriht zur zweiten Wahlhandlung, oder zur Ernennung 
der Wahlmänner für die Wahlverfammlung des Regierungsbezirks, wozu jedes 
Sand: und Herrfhafts:Gerichts von 1000 Familien feines Bezirkes, mit Auss 
ichluß der Bevölferung der bierin befindlihen Städte und Märkte, welche zu 
den Abgeordneten ihrer Claſſe concurriren, einen Wahlmann zu ftellen, und 
Die Anzeige hierüber von der Regierung zu erwarten bat. ß 

6. 32. Herrfhaftögerichte, welche nicht 1000 Familien zählen, ftellen ihre 
Gemeinde-Bevollmädtigten zu der Wahlhandlung des betreffenden Landgerichts, 

$. 33. Der zu ernennende Wahlmann muß alle $. 8 erwähnten Eigen» 
fhaften zur paffiven Wahlfähigfeit eines Abgeordneten in die Kammer befigen, 
und Pann nur aus den Örundbefigern des Landgerichtes gewählt werden, zu 
welchem Ende ein alphabetiſches Verzeichniß aller im Landgerichte begüterten 
und biezu mwahlfähigen Grundeigenthümer bergeftellt, und in dem Wahlzimmer 
zur oͤffentlichen Einſicht angeheftet werden foll. 

$. 34. Zur Vornahme diefer Wahlhandlung bat das Landgericht ſaͤmmt⸗ 
lihe Bevollmädhtigte auf einen beftimmten Tag einzuberufen,, fie vor Allem mit 
dem Zmwede und den formellen und wefentlihen Bedingungen der Wahl befannt 
zu maden, fodann vor der wirklihen Abnahme der Wahlitimmen dur das 
Loos vier Beiliger aus den anmwefenden Bevollmächtigten beftimmen zu laffen, 
welche nebſt den Fandgerichtsaffefforen und dem Actuar der Wahlhandlung bei: 
juwohnen und das Protofol zu unterzeichnen haben; zugleih bat jeder der 
anwefenden Bevollmächtigten eine Nummer zu ziehen, die kei feiner Stimme 
zu bemerfen ift, damit er bei der folgenden Eröffnung von der richtigen Auf: 
nahme derfelben fich überzeugen Pönne. 

$. 35. Jeder Bevollmädhtigte wird fodann nad) der Ordnung der Gemein; 
den einzeln vorgerufen, und fein Vorſchlag der Wahlmänner in Gegenwart 
der in vorftehendem $. erwähnten Wahlcommifjion zum Protokoll genommen. 
Nach beendigter Aufnahme der fämmtlihen Stimmen find foldhe der ganzen 
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Verſammlung nicht nach der Ordnung des Eintrages, ſondern nach jener der 
Nummern zu eroͤffnen, und wenn gegen ihre Richtigkeit keine Erinnerung 
gemacht wird, das Reſultat der Stimmenmehrheit zu ziehen, und ebenfalls 
befannt zu machen. 


$. 36. Bei Gleichheit der Stimmen, wenn biedurdh die Zahl der Wahl- 
männer überfchritten werden follte, ift die Ausfheitung durd) eine neue Umfrage 
zu veranlaffen, wobei jedoh nur die in Frage ftebenden Individuen in die 
Mahl aufzunehmen find, die aber in dem gegebenen Falle auch nicht durch frei» 
willigen Berzicht eines oder des andern der Gemwählten nachgeſehen werden darf. 
Das Wahlprotofoll ift fogleih an die Regierung einzufenden. 


$. 37. Die letzte Wahlpandlung oder die Auswahl der Abgeordneten in 
die Kammer, die nur aus. den Wahlmännern felbft genommen werden koͤnnen, 
wird bei der koͤnigl. Regierung des Bezirks unter der Leitung des fönigl. Re 
gierungssPrafidenten vorgenommen, und biebei ganz das nämlihe Verfahren 
beobachtet, welches oben $. 26 für die Wahl der Abgeordneten der Städte 
vorgefchrieben worden ift. 

$. 38. Zur gültigen Wahl bei diefer Berfammlung wird die Anweſenheit 
von drei Biertheilen der Wahlmäanner in der Art erfordert, daß von jedem 
einzelnen Fand» und Herrſchafts-⸗Gerichte mehr ald die Hälfte anweſend feyn 
fol. Wenn aus Mangel der Zahl die Wahl an dem beftimmten Tage nicht 
vor fih geben kann, fo haben die ohne hinreihende Urſache ausbleibenden 
Wahlmänner die Koften der neuen Einberufung zu tragen. 

$. 39. Im Falle, daß unabwendbare Berbältniffe die Erfheinung der 
MWahlmänner irgend eined Diftrictes ganz hindern follten, hat der Regierungs— 
Präfident die Befugniß, wenn die erforderliche Anzahl der übrigen Wahlmän: 
ner vorhanden ift, und wenigftens zwei Drittbeile derfelben für die Vornahme 
der Wahl ftimmen, fie auch ohne weitern Anitand zu vollenden. 

$. 40. Wenn fämmtlihde Wahlen volljogen, und die Protokolle dem Praͤ— 
fidventen der Rönigl. Regierung vorgelegt, folbe auch nad ihren formellen und 
wejentlihen Erforderniffen geprüft find, werden fie mit allen Beilagen an das 
önigl, Staatsminifterium eingefendet. 

$. 41. Ale Waplhandlungen müffen von den Pönigl. Land: und Herrfchafts: 
Gerichten oder den befondern koͤnigl. Commiffarien, fo wie von dem Präfidenten 
der Megierung mit pflihtmäßiger und rücdfichtslofer Unbefangenheit geleitet 
werden. 

Sede Beſchraͤnkung der Freiheit der Wahlftimmen (in foferne fie nur für 
wirklich wahlfähige Individuen gegeben werden), jede Benügung eines obrig» 
keitlichen Einfluſſes auf die Wähler fol firenge geahndet, und felbft nach Um⸗ 
ftanden mit der Dienftesentlaffung beftraft werden. 

$. 42. Auf gleihe Art fol die Beftebung der Wähler die Ungültigfeit 
der Wahl und den Berluft der aftiven und paflicen Wahlfähigkfeit für den 
Befteher und den Beſtochenen ald Strafe zur Folge haben, mit Vorbehalt der 
fernern fowohl auf den Meineid als fonft in den Gefegen angeordneten Strafen. 

$. 43. Die Wahlhandlungen felbit befchranken ſich einzig auf den Gegenftand 
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der Wahlen und jede Cinmengung von andern Gegenftänden, von befondern 
Anträgen, Beſchwerden, oder Snftructionen, auf was immer für eine Art, 
find von der Wahl-Commiſſion ohne weiteres zurüczumeifen. 


$. 44. Die Wahl zur Kammer der Abgeordneten Fann nur abgejehnt 
werden : 


a) wegen Krankheit, welche das Individuum auf längere Zeit zu allen Ge: 
ſchaͤften unfähig macht, und durdy ärztliche Zeugniſſe belegt wird; 


b) wegen ſolcher haͤuslichen Familien- oder Dienſtesverhaͤltniſſe, welche die 
perfönlihe und beftändige Anmwefenheit nad den Zeugniffen der Gerichts- 
ftellen oder Borgefegten weſentlich erfordern, 


Staatsdiener oder Staatd-Penfioniften, fo wie alle für den oͤffentlichen 
Dienft verpflichteten Individuen , Fönnen zwar ald Wahlmänner der Wahlhand⸗ 
lung beimohnen, müffen jedod, wenn fie zu Abgeordneten erwählt werden, die 
Bewilligung ded Königs nachſuchen, ohne welche fie in die Kammer nicht eins 
treten fönnen. Die Beamten der Gutsherren müffen die Zuftimmung derfelben 
der dem Präfldenten der Regierung zu machenden Anzeige beilegen, 


$. 45. Die Erklärung über die Ablehnung der Wahl muß von den Ge: 
wählten fogleih, wie ihm die Ernennung zu einem Wahlmanne für die Ber: 
fammlung des Regierungsbezirks bei der dritten, vierten und fünften Claſſe, 
oder zur wirflihen Auswahl in die Kammer sei der erften und zweiten Glaffe 
eröffnet wird, in den erften Fällen bei dem Wahlbezirfe jedes Dekanates des 
treffenden Randgerichted oder der Stadt, in lekterm Falle aber bei der Fönigl. 
Regierung des Bezirks übergeben werden. 

$. 46. Die Wahlmänner des einfchlägigen Landgerichts, der betreffenden 
Stadt oder Glaffe haben über die angebrahten Gründe durh Stimmenmehr: 
beit zu entſcheiden. Im Falle der wirflihen Entlaffung tritt das in der Reihe 
der Stimmenzahl nächftfolgende Individuum in defjen Stelle zin. 

$. 47. Nach der wirflihen Wahl bat Peine Entſchuldigung mehr Gtatt, 
ausgenommen, ed ergeben ficy die erforderlihen und oben $. 42 angeführten 
Hinderniffe erft in der Folge während der Dauer der fehsjährigen Function, 
in welhem Falle die Kammer zu entfcheiden bat. 

$. 48. Die durch dergleichen freiwillige oder durch die nach den Beſtim— 
mungen der Urkunde $. 14 veranlaßten Austritte, fo wie durch den Tod der 
Abgeordneten während der fehöjährigen Dauer der Verſammlung erledigten 
Stellen werden aus den gemäß der Stimmenmehrheit nächſtfolgenden Erfag» 
männern aus der nämlichen Claffe und den namlichen Regierungsbezirken ergangt, 
weßbalb in den Wahlprotofollen die Reihe der Gewaͤhlten auch in Hinficht der 
Erfagmäanner genau zu bemerfen, und jede Stimmengleichheit bei legtern eben» 
falls fogleich zu entfcheiden koͤmmt. Auf gleihe Weife tritt in dem $. 44 Lit. 
C. bemerften Falle, wenn die Bönigl, Bewilligung nicht ertheilt wird, der naͤchſte 
Grfagmann ein. 

F. 49. Den Mitgliedern der Kammer der Abgeordneten, weldhe nicht am 
Orte der Berfammlung felbft wohnen, wird auf die Dauer der Berfammlung 
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eine bemeſſene Entſchaͤdigung der Reiſe- und Zehrungskoſten in der Art gegeben, 
daß ihnen 
a) von dem zur Erſcheinung beſtimmten Tage bis zum Schluſſe der Ver— 
ſammlung jedoch mit Einſchluß des vorhergehenden und nachfolgenden 
Tages eine Tagsgebühr von 5. fl.; 
b) für die Reifefoften von einer Entfernung von 1 — 6 Stunden und fo 
weiter von jeden 6 Stunden eine Gebühr von 8 fl. verabfolgt werden foll. 


II. Abfhnitt. DVerfammlung und Einberufung der Stände, 


$. 50. Zu den in der Verfaſſungs-Urkunde beftimmten oder vom Könige 
angeordneten Verſammlungen werden die Reichsräthe durch königl. Referipte, 
die Abgeordueten der zweiten Kammer durch Öffentlihe Ausſchreibung einberu> 
fen, und bierin der Ort und die Zeit der Berfammlung beftiimmt merden. 

Die Legtern erbalten eine Abihrift diefer Ausfchreibung mittelft befonderer 
Mittyeilung der koͤnigl. Regierung des Bezirks, welche ihnen bei der Erſchei— 
nung zur Bollmadıt dient. 

$. 51. Beide Kammern Pönnen nur gleichzeitig zufammenberufen, eröffnet 
und gefhloffen werden, fobin ihre Sitzungen nur in gleihem Zeitraume balten. 

$. 52. Jedes zur Berfammlung einberufene Mitglied hat ſich am Tage 
feiner Ankunft an dem beftimmten Orte der Berfammlung bei den geeigneten 
Bebörden perfönlich zu melden. " 

8. 53. Die Reichsraͤthe machen diefe Meldung bei dem erften Prafidenten, 
weldhen der König für die Dauer der Verfammlung ernennt; die Abgeordneten 
bei der befondern Einweiſungs-Commiſſion. Der Präfident und die Einweifungss> 
Commiſſion werden in dem Einberufungsvdesrete befannt gemacht werden. 

$. 54. Die Reichsraͤthe haben wenigitens 3 Tage vor der in dem Einbes 
rufungsreferipte beftimmten Berfammlungszeit an den Prafidenten die fchrifts 
lihe Erklärung über ihr Erfcheinen zu übergeben, und derjelben den in der 
Verfaſſungs-Urkunde vorgefihriebenen Eid unter ihrer Fertigung beizufügen. Im 
Falle obwaltender defonderer Hinderniffe, haben fie ſolche ebenfalls dem Praͤſi— 
denten in obigem Zeitraume anzuzeigen, 

$. 55. Jedem Mitgliede der beiden Kammern ift bei feinem Eintritte ein 
Abdruc der Verfaſſungs-Urkunde mit fämmtlihen Beilagen zuzuftellen. 

$. 56. Wenn die Hälfte der Reichsraäthe anweſend ift, fo zeigt der Praͤſi— 
dent mittelt Deputation dem Könige an, daß die Kammer fi conftituiren 
koͤnne, und die Eröffnung der Gigung erwarte. 

8. 57. Sie wählt fi zwei Secretäre, und fchlägt drei Mitglieder zur Aus: 
wahl des zweiten Prafidenten vor, aus welchen der König denfelben ernennt. 
$. 58. Die Kammer der Reichsräthe iſt durch die Pönigl, Eröffnung ders 
felben rehtmäßig conftituirt. 

$. 59. Die Reichsraͤthe figen nach der in der Verfaſſungs-Urkunde beftimm» 
ten Reihe, unter fih aber nad ihrem GEintritte in die Kammer. 

$. 60. Zur gültigen Eonftituirung der Kammer der Abgeordneten wird 
die Anwefenheit von zwei Drittbeilen der gewählten Mitglieder erfordert. 
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$. 61. Die Einweiſungs-Commiſſion beſteht für den erſten Fall der Zus 
fammenberufung einer neugewählten Kanımer aus einer eigens ernannten 
koͤnigl. Commiſſion; außer diefem Falle aber aus dem Präfidenten und Secretär 
der legten Berfammlung. 

$. 62. Sie hat vor Allem die Beglaubigung der Abgeordneten, ihre 
Wahlen und erforderlihen Eigenihaften mit Beiziehung von ſechs durchs Loos 
zu waͤhlenden Mitgliedern der Kammer zu prüfen, zu welchem Ende ihr fämmt: 
lihe Wabl:Protofolle mitgetheit werden, ſonach ferner die Wahl des eriten 
und zweiten Praͤſidenten, fo wie der zwei Secretäre zu leiten. 

6. 63. Die Mitglieder der Kammer wählen für die Stelle des Präfidenten 
ſechs Mitglieder, aus welden der König den erften und einen zweiten Präfi: 
denten, der im MBerbinderungsfalle oder in Abmefenheit des eritern deſſen Ge: 
ſchaͤftsführung übernimmt, für die Dauer der Sitzung ernennt. 

$. 64. Sie wäblen ferner aus ihrer Mitte zwei Gecretäre, 

$. 65. Beide Wahlen gefhehen auf die nämlihe Art, wie ſolche bei der 
Wahlverſammlung des Regierungsbezirks angeordnet ift, mittelft ſchriftlicher 
Waplzettel aus der Gefammtzabl der Abgeordneten, ohue Unterſchied der Re— 
gierungsbezirfe, Claffen oder Stände. Die Gewablten müſſen abfolute Stim> 
menmebrbeit für fih haben. Bei Stimmengleichheit entjcheidet die Wahl durch 
Kugeln. Zu Eröffnung der Wahlzettel werden fünf Mitglirder durch das Loos 
ernannt, und ald Beifiger der Commiſſion beigegeben. 

$. 66. Die Commiffion übergibt dad Wahl:Protofoll für den Vorſchlag der 
Präfidenten dem Pönigl, Staatsminifterium des Innern, und macht fonad die 
Pönigl. Ernennung bekannt, worauf fie ihre Function fchließt, und die Kammer 
der Abgeordneten ſich conftituirt. 

$. 67. Die Ordnung der Pläge, melde die Abgeordneten in den Ber: 
fammlungen einzunehmen und beizubehalten haben, werden durch Looſe beftimmt. 

$. 68. Wenn die Kammer der Abgeordneten fi conftituirt bat, fo bat fie 
dem Könige durch eine Abordnung, und der Kammer der Reichsraͤthe auf die 
fpäter vorgeichriebene Weife anzuzeigen, daß fie verfammelt und conftituirt fey. 
Zugleich unterſucht fie die Entfhuldigungen der nicht erihienenen Mitglieder, 
und bat diejenigen, deren Urſachen nicht gegründet befunden werden, ohne 
weitered einzuberufen. ö 

$. 69. Der König wird nad Conftituirung der beiden Kammern den Tag 
zur Eröffnung der ftändiihen Verſammlung beftimmen, und fich biebei von 
fammtlihen Mitgliedern den im Titel VAL. $. 25 vorgefchriebenen Eid in feine 
Hände ablegen laffen. 

$. 70. Die fpäter eintretenden Mitglieder leiften diefen Eid in den Ram: 
mern in die Hände des Prafidenten. 


Titel 1. 
Wirfungsfreis und Gefhäaftsgang der Stände 
VBerfammlung. 
Der Wirfungsfreis der ftändifhen Berfammlung ift in der Verfaſſungs⸗ 
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Urkunde Titel VII beſtimmt ausgewieſen. Der Geſchaͤftsgang wird auf nach⸗ 
ſtehende Art feſtgeſetzt. 


J. Abſchnitt. Vorſtände und untergeordnetes Perſonal der Kammern. 


$. 1. Den Praͤſidenten der Kammern kommen in der Regel alle Vorzüge 
und Obliegenheiten zu, die den Borftänden der Collegien gebübren. Sie eröff: 
nen alle Eingaben, und weifen foldye theild unmittelbar in Folge nachſtehender 
Beſtimmungen, theild, nachdem fie zuvor der Kammer vorgelegt worden find, 
in Folge eines Beſchluſſes derfelben an die betreffenden Ausſchüſſe zur Bearbei: 
tung bin; fie forgen für die Aufrechthaltung der Ordnung und des Neglements, 
beftimmen die Sitzungstage, ordnen die Vorträge, leiten die Berathungen, 
Abſtimmung u. dgl. 


$. 2. Die Secretärd führen das Sitzungs-Protokoll bei den allgemeinen 
Verfammlungen, wahen für die Ordnung der Ganzlei, bemerken die Meldungen 
zum Bortrage und der Tagesordnung, entwerfen die Berichte und Beſclüſſe, 
wenn nicht befondere Referenten aufgeftellt find; leiften die Zahlungen, wozu 
fie von der Central-Staatskaſſe die erforderlihen Vorſchüſſe erhalten, und nad) 
geendigter Verſammlung hierüber Rechnung ftellen u. f. w. 


$. 3. Zur Aufbewahrung der Akten und Ordnung der Regiftratur in dem 
der ftändifhen Berfanımlung zugewiefenen Verſammlungsgebaͤude haben die 
Kammern einen gemeinfhaftlihen ftändigen Arhivar zu benennen, welder 
aus der Staatskaſſe befoldet wird. 


$. 4. Die nöthigen Individuen für die Canzlei werden von dem Directorium, 
welches aus den Pralidenten und den Gecretärd für jede Kammer beftebt, auf 
die Zeit der Dauer der Berfammlung aufgenommen , von denfelben verpflichtet, 
und aus den Erigenzgeldern bezahlt. 

$. 5. Die für die Dauer der Berfammlung erforderlihen Boten und Dies 
ner wird der König beftimmen. 

$. 6. Während der Dauer der Berfammlung gebührt die Polizei den Kam— 
mern in ihrem Gikungsgebäude,, fie wird von dem Prafidenten ausgeübt, wel: 
her biezu die nöthigen Befehle ertheilt. 

$. 7. Keinem Fremden ift erlaubt, während der Sitzung in den Sigungs: 
faal einzutreten, fondern nur bei den Öffentlihen Sisungen der zweiten Kam: 
mer wird einer angemefjenen Zahl von Zuhörern ter Zutritt zu den Gallerien 
geftattet. 

$. 8. Sie müffen auf jedesmaligen Befehl ded Präfidenten, wenn ſich die 
Eigung in einen geheimen Ausſchuß bildet, ſich entfernen. 

$. 9. Jedes Zeichen von Beifall oder Mifbilligung wird ftrenge unterfagt. 
Die Zumiderhandelnden werden durd) den Diener der Kammer ſogleich fortge: 
wiefen. Sollte fid) jemand beigeben lafjen, die Ruhe der Sitzungen auf was 
immer für eine auffallende Art zu ftören, oder die Berathungen zu unterbre;> 
chen, jo ift derfelbe dur die Militäarwache in Arreit zu führen, und der Po: 
lizei oder nach Befinden dem Gerichte zur Beftrafung zu übergeben. 


Erfter Abfchnitt. — Berfaffungsgefege. 111 


IT. Abſchnitt. Allgemeine Sigungen. 


$. 10. Die erften Präfidenten der Kammern beftimmen die Zahl und die 
Zeit ihrer Sigungen nah Maß der Menge und der Dringlichkeit der Geſchaͤfte. 
Sie eröffnen und fließen jede Sigung, wobei fie zugleich den Tag der folgenden 
anzeigen. Die in derjelben vorfommende Tagesordnung wird in dem Sitzungs— 
faale öffentlich angeheftet. 

$. 11. Jedes anmwefende Mitglied ift zur Erfcheinung bei den allgemeinen 
Gigungen verbunden ; follte jedoch ein gegründetes Hinderniß obmalten, fo ift 
foldes dem Präftdenten anzuzeigen. j 


$. 12. Während der Dauer der Berfammlung ift ed feinem Mitgliede er- 
laubt, fih ohne Urlaub der Kammer zu entfernen; doch Pann der Präfident in 
befonders dringenden Fällen diefen Urlaub allein ertheilen, wovon er aber in 
der folgenden Sigung die Kammer in Kenntniß zu fegen bat. 


$. 13. Am Anfange der Sitzung liedt der Gecretär das Protokoll der lek: 
ten Sitzung ab, welches von dem Präfidenten, dem Gecretär und nod drei 
Mitgliedern nah dem Turnus zu unterzeichnen ift. 

$, 14. Nah Berlefung des Protofolld und Befanntmahung der feit der 
legten Sigung vorgefommenen Eingaben wird zur Tagesordnung geichritten, 
die in dem Sitzungsſaale angebeftet ift. 

$. 15. Die allgemeinen Sitzungen der Kammer der Abgeordneten find mit 
Ausſchluß der ſpaͤter bezeichneten Fälle öffentlich, fie Pönnen jedoh auf Verlan— 
gen von fünf Mitgliedern in einen geheimen Ausfhuß verwandelt werden. 

$. 16. Der König läßt die den Kammern vorzulegenden Berathungsgegen: 
ftände durch feine Minifter oder befondere Commiffarien an fie gelangen. Die: 
felben werden nicht blos mündlidy vortragen, fondern ihre Anträge auch fehriftlich 
übergeben, und überhaupt aucd in der Folge die erforderlichen Erläuterungen 
ertbeilen. Sie haben in den Berfammlungen einen befondern Plag einzunehmen. 

6. 17. Wenn auf ſolche Art die Minifter oder Pönigl. Commiſſarien erfchei- 
nen, um im Namen des Königs Borträge zu mahen, fo bleiben alle in der 
Tagesordnung ftehbenden Berathungen ausgefegt, und ed wird erft nach Been- 
digung des Bortrages der koͤnigl. Commiffarien, wenn diefer nicht eine andere 
Einleitung nothwendig machen follte, zur Tagesordnung gefchritten. 

€. 18. Die Berathbung über die von den bejondern Ausſchüſſen erftatteten 
Borträge, welche jedes Mal unter die fämmtlihen Mitglieder zu vertheilen find, 
kann nur nad drei Tagen vorgenommen werden, und die Mitglieder, welche 
biebei über den Antrag zu fprehen wünſchen, haben fi am Tage vor der 
Sitzung bei dem Gecretariat mit dem Bemerken, ob fie für oder wider den 
Antrag fprehen, zu melden, und ihren Wunſch vormerken zu laffen. 

$. 19. Die Redner werden fodann nad der Reihe ihrer Sige und mit der 
Eintheilung aufgerufen, daß fie abwechſelungsweiſe für und wider fpreden. 

$. 2. Keiner kann ſprechen, ohne zuvor von dem Präfidenten der Kammer 
die Erlaubniß biezu erhalten zu haben und aufgerufen zu ſeyn; er bat fodann 
wenn feine Kede den ganzen Gegenftand oder den größern Theil deſſelben um: 
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faßt, auf dem befondern Rednerftuhle zu ſprechen, wenn fie aber nur einzelne 
Bemerkungen betrifft, diefe an feinem Plage vorzutragen. 

$. 21. Sie haben ſich hiebei aller Perfönlichkeiten, aller unanftändigen und 
beleidigenden Ausdrüde, fo wie aller Abweichungen von dem vorliegenden Bes 
rathungsgegenſtande zu enthalten, widrigenfalld der Präfident fie zur Ordnung 
zu vermweifen, und im Weigerungsfalle felbft die fernere Wortführung zu unter: 
fagen das Recht hat. Gollten fie fi felbit perfönlihe Ausfälle gegen den Re: 
genten, die Königlihe Familie oder die einzelnen Mitglieder der Kammern er: 
lauben, oder Anträge gegen die allgemeine Staatsverfaſſung zu ftellen unter- 
nehmen, und ungeachtet der von dem Präfidenten gemachten Erinnerung hiemit 
fortfahren , fo üt derfelbe berechtigt und verpflichtet, die Gigung für diefen Tag 
auf der Stelle zu fchließen, und in der folgenden Sitzung über die Beftrafung 
des fehlenden Mitglieded der Kammer vorzutragen, welde entſcheiden wird, 
ob dafjelbe zum bloßen Widerruf, oder zum zeitlihen oder goͤnzlichen Ausſchluß 
aus der Kammer zu verurtheilen fey. 

$. 22. Wenn fämmtlihe Mitglieder, weiche fih zur Rede gemeldet, ge: 
ſprochen haben, fteht es jedem Mitgliede frei, nad der Reihe der Pi’Ke noch 
feine allenfallfigen Burzen Bemerkungen vorzutragen, fo wie ed dem Referenten 
des Ausſchuſſes und den Pönigl. Commiſſarien vorbehalten ift, noch ein Wal 
das Wort zu nehmen, wonach jede weitere Discuſſion gefchloffen, die Abſtim— 
mung aber, nachdem die Fragen vorgelegt feyn werden, auf 3 Tage vertagt 
werden foll. : 

$. 23. Kein Redner fol während feiner Rede unterbroden werden, doch 
ftebt ed dem Minifter und den Pönigl. Commiſſarien frei, im Falle dur der: 
gleihen Vorträge zu einigen Erläuterungen und Aufihlüfen Beranlafjung ge: 
geben worden ift, diefe fogleich zu ertheilen. 

$. 24. Die Pönigl. Staatsminifter, die Pönigl. Commiffarien und die Be— 
richtserftatter der Ausfchüfe haben allein das Recht, ihre niedergefihriebenen 
Reden abzulefen. 


II, Abſchnitt. Befondere Ausfhüffe der Kammern. 


$. 35. Jede der beiden Kammern ermählt gleich nach ihrer Eonftituirung 
aus ihrer Mitte fünf befondere Ausfhüffe, und zwar 
1) für die Gegenftände der Gefeßgebung ; 
2) für die Steuern; 
3) für die übrigen an die Kammer gelangenden Gegenftände der inneren 
Reichsverwaltung; 
4) für die Staatsſchuldentilgung; 
5) für die Unterfuhung der vorkommenden Befchmwerden über die Verlegung 
der Staatsverfaſſung. 
Bon jedem diefer fünf Ausſchüſſe ift ein Mitglied zu der im folgenden $. 
36 angeordneten vorläufigen Prüfung der von den einzelnen Mitgliedern der 
Kammer zu ftellenden Anträge durch die Wahl der Ausſchüſſe ſelbſt unter ſich 
zu beftimmen, und dem Präfidenten bekannt zu machen. 
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$. 26. Die Auswahl der Ausfhüffe gefhieht and der Gefammtzahl der 
Mitglieder ohne Unterfhied der Negierungsbezirte oder Klaffen. durch abfolute 
Stimmenmehrbeit. 

$. 27. Diefe Ausſchüſſe beftehen in der Kammer der Reichsräthe aus fünf, 
in der Kammer der Deputirten aus fieben, höchſtens neun Mitgliedern. 

$. 238. Bei den Ausſchüſſen führt das in Fahren ältefte Mitglied den Bor» 
fig. Der Referent und Secretär wird von ihnen ſelbſt gewählt. 

6. 29. Um die an fie verwiefenen Gegenſtaͤnde gehörig zu bearbeiten, ha⸗ 
ben die Ausſchüſſe alle biezu erforderlihen Erläuterungen zu fammeln, und fid) 
bierüber mit den betreffenden Staatsminiftern in Benehmen zu feßen, die 
Gründe für und wider genauzu entwideln, und bienad den Vortrag mit allen 
Meinungen der. Mitglieder des Ausſchuſſes umſtaͤndlich zu entwerfen. 

$. 30. Den Präfidenten der Kammern fteht es frei, jeder Sigung dieſer 
Ausihüfle beizumohnen, die übrigen Mitglieder hingegen haben zu derfelben kei⸗ 
nen Zutritt. 

$. 31. Die Präfidenten beftimmen nad vollendeter Arbeit den Tag zum 
Bortrag in den Kammern. 

$. 32. Die Kammern können den Gegenftand, wenn fie den Bortrag nicht 
erfhöpfend finden, zur weitern Ausarbeitung an den Ausſchuß zurüdweifen, in 
welchem Falle derſelbe noch mit zwei Mitgliedern verftärft werden kann. 


6. 33. Die Beſchwerden, weldhe nah Beltimmung der Berfaffungsurfunde 
Tit. VII. $. 21 an die Kammern gelangen können, werden von dem Präfl- 
denten unmittelbar zum Ausfhuß vermwiefen, um ihren Beftand und ihre Gruͤnd⸗ 
lichkeit fomwohl in formellen ald weientlihen Berhältniffen vorläufig zu prüfen, 
ehe fie den Kammern vorgelegt werden. Sie müſſen mit den erforderlichen 
Bemweifen belegt, und zugleich beſcheiniget feyn, ‚daß fie bereits bei den oberften 
Behörden, resp. den betreffenden Staats: Minifterien, früher vorgebraht wor“ 
den, und hierauf entweder noch gar Peine, oder eine den Bellimmungen der 
Gtaatöverfaffung zumiderlaufende Entfheidung erfolgt ſey. 


$. 34. Im Falle fie demnach ald unbefcheinigt, oder ald gänzlih grundlos, 
oder als ungeeignet befunden werden, find fie ohne weiteres als berubend zu 
den Acten zu legen, oder an die betreffenden Staatsminifterien zu geben, und 
in der folgenden Gigung den Kammern bievon Nachricht zu ertheilen; im ent? 
gegengeiegten Halle ift die Befchwerde den Kammern mittelt umſtaͤndlichen Vor⸗ 
trags vorzulegen. 

$. 35. Dem Ausihufe, jo wie den Kammern , Pömmt es zwar nicht zur 
bierüber weitere Inſtructionen zu veranlaffen, oder von koͤniglichen Stellen Ber 
richte zu verlangen; doc Pönnen fie von den einfchlägigen Staats: Minifterien 
durd den Praäfidenten die ‘erforderlihen Aufichlüfe erholen, um jede Borlage 
grundlofer Beſchwerden zu befeitigen ; wenn fie diefelben aber als gegründet er» 
achten, find fie nach gemeinſchaftlichem Beſchluß beider Kammern dem Könige 
vorzulegen, welcher nah den Beſtimmungen der Berfafiungsurtunde Tit. X. 
6. 5 verfahren wird. 

$. 36. Die Wünfhe und Anträge der einzelnen Mitglieder können nur 
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folhe Gegenftände betreffen, welche in ;den verfaflungsmäßigen Wirkungskreis 
der Stände ſich eignen; fie werden jedesmal ſchriftlich dem Praͤſidenten über 
geben, und vor allem durch den nad) 5. 25 zu bildenden Ausſchuß in Gegen» 
wart des Präfidenten geprüft, ob fie nad) der oben gegebenen Beſtimmung zur 
Annahme geeignet find oder nicht. Im legtern Halle werden fie ohne weiteres 
nad abfoluter Stimmenmehrheit der Ausfchußglieder als ungeeignet zurück⸗ 
gewieſen, im erſtern Falle aber gemäß Tit. VII. $. 20 der Urkunde der Kam: 
mer zur Torlage gebracht, und von derfelben er entſchieden, ob fie zu näherer 
Würdigung an den Ausſchuß gemwiefen werden ſollen; — entſcheidet dieſe vers 
neinend, fo beruht der Antrag, und kann in diefer Verſammlung nicht mehr 
zur Sprache kommen; im bejabenden Falle wird derfelbe durch den betreffenden 
Ausſchuß zur Pünftigen allgemeinen Berathung gebradt. 

$. 37. Jedem Mitgliede fteht es frei, feine Anträge, fo lange fie noch nicht 
der Kammer zur Borlage gebracht find, zurück zu nehmen; ift jedoch die erfte 
Vorlage an die Kammer bereits gefchehen, fo hat diefelbe über die Zurücknahme 
zu entſcheiden. 

$. 38. Der für die Staatsſchuldentilgung angeordnete Ausihuß hat den 
Tilgungsplan, welher den Kammern vorgelegt werden wird, zu prüfen, fo wie 
bei jeder nächfifolgenden Berfammlung die feitherige Ausführung und Befol— 
gung deffelben zu unterfuchen, und das Refultat den Kammern vorzulegen. 


$. 39. Damit der in der ftändifhen Berfammlung genehmigte Tilgungs- 
plan genau eingehalten werde, ift derfelben Tit. VII. $. 14 das Recht einge 
vaumt, zwei Mitglieder zu ernennen, welche auch nad Beendigung ihrer Gi. 
gungen fortwährend von allen Verhandlungen der angeordneten Schuldentil⸗ 
gungd:Commiffion genaue Kenntniß zu nehmen, und für die Befolgung der in 
der legten Verfammlung getroffenen Beftimmungen zu wachen haben. Diefen 
Mitgliedern follen daher alle zehn Tage die fämmtlihen Verhandlungen der 
Commiffion, die Journale und Hauptbüder zur Einſicht vorgelegt werden, und 
fie find befugt, im Falle die Commiſſion ihre gegründeten Bemerfungen gegen 
allenfallfige Ueberſchreitungen der Befügniffe, oder Nichtbefolgung des geneb: 
migten Tilgungsplanes unbeachtet -laffen würde, dem Könige die gebührende 
Borftellung zu übergeben, und bei der fünftigen ſtaͤndiſchen Berfammlung ihre 
pflichtmaͤßige Anzeige an machen. 


IV. Abſchnitt. Beſchlüſſe und wechſelſeitige Mitteilungen 
der Kammern. 


$. 40. Wenn der Gegenftand nach $. 22 zur Abftimmung vorbereitet ift, 
fo entwirft der Prafident dis zur nächftfolgenden Sigung die zur Entfheioung 
vorzulegenden Fragen in der Art, daß bierdurd der ganze Gegenftand erichöpft 
wird, und die Abftimmung nur mit Ja und Nein erfolgen ann. Die Fras 
gen werden zwei Tage vor der Abftimmung öffentlich befannt gemacht, und ın 
dem Sitzungsſaale angeheftet. 


6, 41. Jedem Mitglied ſteht es frei, über die entworfenen Fragen feine 
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Erinnerungen vorzulegen, und diefelben find erforderlihen Falls noch vor, der 
Abſtimmung dur einen Beſchluß der Kammer zu berichtigen. 


$. 42. Wenn gegen die vorgezeichneten Fragen keine Erinnerung gemacht 
wird, oder dieſe berichtigt ift, fo wird zur Abſtimmung felbft über jede einzelne 
Trage an dem feftgefegten Tage nad) ihrer gegebenen Drdnung und Keipe 
geſchritten. 

$. 43. Hiebei haben die Staats-Miniſter und koͤnigl. Commiſſarien, ſo wie 
alle Zuhörer abzutreten, und die Abſtimmung geſchieht in geheimer Sitzung. 

F. 44. Jedes Mitglied wird nach der Reihe ſeines Sitzes aufgerufen, der 
dirigirende Praͤſident ſpricht ſeine Stimme zuletzt aus, und hat bei Stimmen: 
gleihheit noch eine weitere und entfcheidende Stimme; der zweite Präfident, 


wenn er nicht dirigirt, ſitzt und flimmt in der Reihe am erften, die Secretaͤrs 
ſtimmen unmittelbar vor dem Praͤſidenten. 


$. 45. Die Stimme wird ohne weitere Motivirung oder Grläuterung in 
nachftebender einfacher Form abgegeben: 


„ESinverfttandenm“ 
oder 
„Nicht einverftanden“ 


$. 46. Die Gecretärs bemerfen jede Stimme, und der Präfident fpricht 
am Ende die Stimmenmehrheit und hiernach den Beihluß der Kammer aus, 

$. 47. Im übrigen ‚minder wichtigen Vorkommniſſen, welche nicht Haupt: 
gegenftände des Wirfungsfreifes betreffen, wird durch das Aufftehen oder Sigen 
der Mitglieder geftimmt. 

$. 48. Zur gültigen Abftimmung wird die Gegenwart von zwei Drittheilen 
der im Orte anweſenden Mitglieder; zu gültigen Befchlüffen die abfolute Stim- 
menmebrheit erfordert, mit Ausnahme der befonders angeführten einzelnen Fälle. 


$. 49. Die Befhlüfe der Kammer, welche auf Vorträge der befosdern 
Ausihüfie gefaßt worden, werden legtern mitgetheilt, damit die nöthigen Auf: 
füge in Folge diefer Beichlüffe entworfen, und der Kammer zur Genehmigung 
vorgelegt werden koͤnnen, welche jedoch in widhtigern Fällen in zwei nacheinan: 
der folgenden Gißungen abgelefen werden follen, um in der erften die allen: 
fallfigen Erinnerungen gegen Faſſung des Befchluffes zu vernehmen; in legterer 
aber die endlihe Genehmigung der Faſſung zu erholen. 


Die übrigen Beichlüffe werden von den Gecretärd ausgefertigt. 
$. 50. Die beiden Kammern communiciren unter ſich durch Schreiben, 
welche von dem Präfidenten und dem Secretär unterzeichnet werden. 


$. 51. Gene Kammer, welder die Inftruction eines Gegenftandes übertras 
gen ift, theilt ihre Meinung zuerſt der andern mit; findet diefer Antrag die 
Beiftimmung der legtern nicht, fo bat dieſe ihre Anfichten oder vorzuſchlagenden 
Modificationen der erftern vorzulegen, um eine neue Berathung zu veranlaffen, 
bis von beiden Kammern entweder das einbellige Einverftändniß erzielt ift, oder 
die beftimmte Erklärung der nicht zu vereinigenden Meinungen erfolgt, 
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Die Form der Communication ift folgende: 


a) 


b) 


e) 


d) 


Sm Falle der Zuftimmung : 

„die Kammer der ıc. übergiebt der Kammer der ıc. den anliegenden Bor: 
„ſchlag Sr. Majeftät des Königs; fie glaubt, daß er (unbedingt oder 
„unter den beigefügten Modificationen) anzunehmen fey. 

Im Falle der Verwerfung: 

„die Kammer der ıc. Üübergiebt ıc.; fie hat demfelben: ihre Zuftimmung 
„nicht geben zu Pönnen geglaubt. 

Im Falle eines eigenen Antrags: _ 

„die Kammer ıc. übergiebt ıc. den anliegenden von ihr genehmigten 
„Antrag mit dem Erſuchen, denfelben der gleichfallfigen Berathung zu 
„unterftellen. 

Im Falle der Uebergabe einer Befchwerde: 


„die 2ıc. übergiebt ıc. die bei ihr eingereichte Befchwerde des ıc. in Be: 


„treff des ıc., welche fie zur Vorlage an Se. Majeftät den König geeignet 
„findet, zur gleihfallfigen Würdigung. 


Die Antwort der andern Kammer befteht: 


1) 


2) 


3) 


Im Falle der Zuftimmung: 

„die Kammer xc. hat dem ihr mitgeteilten Vorſchlage (oder Antrage) 
„in Betreff ıc. ihre Zuftimmung ertheilt. 

Im Falle der Verwerfung: , 

„die Kammer bat dem ıc. ihre Zuftimmung nicht ertheilen zu Binnen 
„geglaubt. 

Im Falle einer Modification : 

„die Kammer ıc. hat dem ıc. ihre Zuftimmung nur unter den beigefüg» 


„ten Modifiicationen geben zu können erachtet, worüber fie die weitere 
„ienfeitige Anficht erwartet. 


$. 53. Die gemeinjchaftlic gefaßten Beſchüſſe der Reichsftände 


* K über die ihnen zugefommenen Gegenftände werden dem Könige 
in nachſtehender einfacher Form vorgelegt: 


a) 


b) 


€) 


d) 


Im Falle der gemeinfhaftlihen Zuftimmung: 

„die allerunterthänigft treugehorfamften Stände haben dem an fie ge: 
„brachten Antrage zugeftimmt. 

Im Falle einer gemeinfhaftlihen Verwerfung: 

„die ꝛc. ꝛc. haben dem an fie gebrachten Antrage ihre Zuftimmung nicht 
„geben zu koͤnnen geglaubt. j 

Im Falle einer verfhiedenen Meinung: 

„die ıc. ꝛtc. haben fich über die gemeinfchaftliche Zuftimmung zu dem an 
„fie gebrachten Antrage nicht vereinen Pönnen, 

Im Falle einer vorzufhlagenden Modification : 

„die ıc. ıc. haben dem an fie gebrachten Antrage nur unter folgenden 
„ehrfurchtsvolleſt vorzufchlagenden Abanderungen ihre Zuftimmung geben 
„u koͤnnen geglaubt, 
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II. Ueber die eigenen Wünfce und Anträge: 
„die ıc. ıc. übergeben Sr. Majeftät dem Könige den beigelegten Bor: 
„ſchlaz, welchen fie für den Staat vortbeilhaft und nuͤtzlich balten, mit 
„der ebrfurdtsvolliten Bitte, demfelben die Königlihe Genehmigung 
„zu ertheilen. 


III. Ueber die vorzulegenden Beihwerden: 
„die ıc. übergeben Sr. Majeftät dem Könige die beiliegende Beihmwerde 
„des ıc. in Betreff 2c. mit der ehrerbietigiten Bitte, derfelben die Aller» 
„boͤchſte Abhülfe zu gewähren. 
$. 54. Diefe gemeinihaftlihen Vorlagen der Beſchluͤſſe werden von dem Prä- 
fidenten und dem Gecretär einer jeden Kammer unterzeichnet, und durch eine 
gemeinfhaftlihe Abordnung, welche aus den nämlichen Individuen mit Zujies 
bung von zwei Mitgliedern einer jeden Kammer beftehen foll, dem Könige 
überreicht. | 
$. 55. Die Reichsſtaͤnde baden außer den Föniglihen Staats »- Minifterien 
mit Peiner andern Pöniglihen Behörde in Benehmen zu treten, noch weniger 
Addrefien an dad Volk zu erlaflen. 
$. 56. Eben fo haben die einzelnen Mitglieder, welhe in der Berfamm- 
lung feinen bejondern Regierungsbezirk, Feinen ausgefhhiedenen Stand oder 
Glaffe, fondern alle Unterthanen des Reichs ohne Unterſchied zu vertreten haben, 
feine Inſtruktion von ihren Wahlbezirken oder Claſſen zu übernehmen, feine 
Ruckſprache mit denfelben zu pflegen, fondern des ganzen Landes Wohl und 
Beſtes unbefangen und ohne Beſchraͤnkung nad ihrer eigenen innern Ueberzeu⸗ 
gung und ihren gefhmornen Pflichten zu berathen. 
$. 57. Die jährlihe Schließung der Sitzungen wird der König, fo wie die 
Eröffnung\verfügen; nach dem Shluffe haben die Präftdenten das Canzlei⸗Per⸗ 
ſonal zu entlaſſen, und die Landtags⸗Acten dem ernannten Archivar zur Auf: 
bewahrung zn übergeben.“ 





Mit der Verfaffungs-Urkunde erfhien bei und folgende Erz 
klaͤrung der k. Kreisregierung vom 12. Juni 1818 (Amtsbl. ©. 717): 


Se. K. Majeftät haben durch allerhoͤchſte Refcripte von 22. und 24. Mai 
allergnädigft befchloflen, daß die Verfaſſungsurkunde des Koͤnigreichs Bayern 
auch auf den Rheinkreis ausgedebnt, und die Gemeinden und Einwohner deſ—⸗ 
felben eben fo an den Wohlthaten und Bortheilen derfelden Tpeil nehmen follen, 
als die übrigen Theile des Königreichs. 

Da jedoch mehrere Beftimmungen, vorzüglih in dem Titel V. von 6.2 
Bis 5 einſchließlich mit den ſich darauf beziehenden Edicten, ſo wie einige in 
dem Titel VI., ſoweit fie die Claſſe des Adeld mit einer grundberrlihen Ge— 
richtsbarkeit betreffen, mit den im Rheinkreis beftehenden befonderen von ©r. 
K. Majeftät dem Lande gelicherten Inftitutionen nicht vereinbarlich find, fo ift 
der ausdrüdliche Pönigl. Wille, daß die Vollziehung (der Berfafinng nur mit den 
Modifitationen geihehen ſolle, welches jene befondern Inftitutionen erfordern. — 


118 Erftes Bud. — Staatsrecht. 


Mit diefer Erflärung Sr. 8. Majeftät wird hiemit die vorftehende neue Ber; 
faffungs-Urfunde, welche bereits von fämmtlihen Angeftellten beſchworen wor⸗ 
den ift, allen Unterthanen und Angehörigen des Rheinkreiſes kund gemacht. — 


Hiezu die weitere Erklärung derfelben Stelle vom 17. October 
1818 (Amtsbl. ©. 847): 

Unter dem 12. Zuni diefed Jahrs wurde die Berfaffungsurfunde des Rs 
nigreichs Bayern mit dem Beifage fund gemacht, daß die Vollziehung derjelben 
in dem Kbeinfreife nur mit den Modificationen geſchehen folle, welche die be— 
fondern von Seiner Königlihen Wajeltät dem Lande gefiherten Inftitutionen 
erfordern. | 

Um dieſes näher zu beflimmen, haben Allerhöchftdiefelben durch Beſchluß 
vom 5. Detober befohlen wie folgt: 

Die Beftimmungen der erften drei Titel der, Verfaſſungs-Urkunde unter: 
liegen in Beziehung auf den Rheinkreis keiner Abaͤnderung. 

Eben ſo finden die im vierten Titel enthaltenen Rechte und Pflichten nebſt 
den hieher bezüglichen Beilagen unter den Ziffern J. II., III. ihre Anwendung 
unter den Modificationen, daß die $.7. anbefoblene Ummandlung der Frohnen, 
welche im Rheinkreiſe nicht beftehen,, von felbft ceffire, — daß die $. 8 ange» 
ordnete Behandlung der Eigenthumsabtretung zu Öffentlihen Zwecken lich ferner 
nach den bierorts beftehenden Gejegen richte, und daß durch die $. 9. enthals 
tene Beftimmung über die Religions: VBerpältniffe den ſtaatsbürgerlichen Rech— 
ten, welde die Juden in dem Rheinkreiſe bisher genoffen haben, Fein Ent: 
gang zugehen folle, doch verbleibt ed hinfihtlich der Wahl-Faͤhigkeit zur Stände: 
verfammlung bei der deßfalls verordneten Beftimmung. 

Bon dem fünften Titel Bommen in dem Rheinkreiſe in Peine Anwendung. 

a) die 66. 2. und 3. nebft der hierauf bezüglichen Beilage IV.; 

b) die in $. 4. dann in der Beilage V. $. 16. dem Adel des Reichs vorbe- 
baltenen gutsherlichen Rechte; 

e) die Ausübung gutäherrlicher Gerichtsbarkeit nad F. 4. Nro. 1. und der 
Beilage V. $. 14. und 22; 

d) die ganze Beilage VI.; 

e) ‚der befreite Serihtöftand nach Nro. 3. $. A. ded gedachten Titeld, und 
Beilage V. $. 11.; 

NH Die Rechte der Siegelmäßigkeit nah Pro. 4. $, 4. des nämlihen Titels 
und der ganzen Beilage VIII. — Dod bezieht fih die Beihranfung 
diefed Rechts nur auf die in dem Rheinkreife befindlichen Beſitzungen, 
und diedafelbft abgeſchloſſenen Eontracte und Handlungen der Adelichen. 

Bon den übrigenin der Beilage V. der Berfafiungs:Urfunde zugeftandenen 
Rechten kommen dem Adel des Rheinkreiſes nur jene zu, welche mit den Ge— 
fegen, und befonderen Zuftitutionen dieſes Letztern vereinbarlih find. 

Meber die Anwendung der in $. 6. ded fünften Titeld der Urkunde, und 
in der Beilage IX. geordneten Dienftes : Berhältniffe und Penfions » Anfprüche 
der Staatsdiener im Rheinkreife find bereits die geeigneten Entſchließungen er- 
laffen worden. 
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Die Anordnungen über die Stände. Berfammlung, und ihren Wirkungskreis 
in dem fechsten und fiebenten Titel find in gleihem Maße für den Rheinkreib, 
wie für die übrigen Theile des Königreichs geltend; — Seine koͤnigl. Majeftät 
haben Sich daher die Ernennung von Reichsräthen auch aus den im Rhein» 
freife entweder wegen ausgezeichneter Berdienfte, oder wegen ihrer übrigen 
Berbältniffe zu Mitgliedern diefer Kammer geeigneten Individuen nah $. 2. 
Nro. 6. vorbehalten. | 


Die im $. 7 enthaltene Bildung der zweiten Rammer der Ständeverfamm; 
fung erleidet nur in fo weit eine Wodification, daß hievon die Claſſe der Guts⸗ 
befiger mit gutsberliher Gerichtsbarkeit, welche in dem genannten Kreife nicht 
beitebt, von ſelbſt hinwegfällt, und der hiedurch verurfachte Abgang von der 
den Nbeintreis treffenden verbältnigmäßigen Zahl der Abgeordneten in den 
übrigen Claſſen ergänzt und bei der fünftigen Ausſchreibung der geeignete Bedacht 
darauf genommen werden wird. Ä 


Mas jedoh die Elaffe der Abgeordneten der Städte und Märkte anbelangt, 
fo haben die in der Urkunde, und der Beilage X. angeordneten Beitimmungen 
auch auf den Rheinkreis ihre volle Anwendung ; indem unbefchadet der Gleich: 
beit der Rechte und der Formen in der Gemeindeverfafjung der Städte und 
gandgemeinden, die Theilnahme an der allgemeinen Ständeverfammlung für 
beide um fo mehr befonders ausgefchieden werden muß, ald die Intereffen der Fabrika⸗ 
tion nicht immer die. nämlichen, wie jene der Produktion find, und e6 fofort 
die Gerechtigkeit erfordert, aus jeder dieſer Glaffen eine beſtimmte verhältniß- 
mäßige Zahl in die Repräfentation aufzunehmen, welde mit den Bebürfnifien 
und Wünfden ihrer Claſſe befannt, ihr Intereffen wahren, und vertres 
ten Bönnen. 

Da in der Beilage X. über die Ständeverfammlung aus druͤcklich feitgefegt 
iſt, daß die Abgeordneten aus der Claſſe der Geiſtlichkeit nur in ſelbſtſtaͤndigen 
Pfarrern beſtehen koͤnnen, die Succurſal⸗Pfarrer *) aber dieſe Eigenſchaft nicht 
beſitzen, ſo kann ihnen auch die Wahlfähigkeit nicht zugeſtanden werden. Da: 
her fällt auch die in $. 19 für jedes Decanat angeordnete erfte Wahlhandlung 
zur Auswahl der Wahlmänner im Rheintreife hinweg, und die 31 Cantons⸗ 
Pfarrer find von felbit als die legitimen Wahlmänner anzufehen, welche fodann 
unter ſich nach $. 20. die fie treffende Zahl der Abgeordneten zu erwählen haben. 

Nachdem in dem Rhbeinkreis Feine Fand: und Herrfchaftögerichte beiteben, 
fo ift die im $. 27 feitgeitellte Leitung der Wahlen den Land: Commilfariaten 
übertragen. 

& lange die Beftimmungen bed Gemeinde⸗Edikts vom 17. Mai d. J. in 
dem Rheinkreife noch nicht in Anwendung gebradt find, kann die im $. 28. 
der Beilage X. beftimmte Urwahl nicht von einem Gemeindeausfhuile, fondern 
fie muß von den Gemeindegliedern felbit nach der hierüber befonders erfolgen” 








*) Hinſichtlich der Succurſel⸗Plarrer und proteftantifchen Diaconen find ſpätere Föniglicht 
Refcripre erfo'gt, welche unten (Abſch. n. Eap. 2. Tit. 15) mitgerheilt werden, 
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den Inſtruction fowohl in den Städten und Märkten, als in den übrigen Sand = 
gemeinden vorgenommen werden. 


Der achte Titel von der Rechtspflege ift für den Rheinkreis durchgehende . 


verbindlich; denn obgleich in $. 7. beſtimmt ift, daß für Das ganze Königreidy 
ein und dasfelbe bürgerlihe und Strafgeſetzbuch befteben fol, fo bezieht ſich 
diefes keineswegs auf die dermaligen Geſetze der aͤltern Kreife des Meichs, 
fondern erft auf das noch zu erlaſſende allgemeine Geſetzbuch, wobei die Ber: 
bältniffe des Rheinkreiſes auch gehörig gewürdigt werden follen. 

Sn gleihem Maße treten die Beilimmungen ded neunten und zehnten Tit. 
von der Militär: Berfaffung, und der Gewähr der Verfaffung für den Rhein» 
reis ohne Ausnahme in Anmwendung. 

Da der Wirkungsfreis und die Geihäftsführung des Landraths mit jenem 
der Staͤndeverſammlung nicht eollidiret, fo ſoll derſelbe auch neben der Stände: 
verſammlung noch ferner fortbeſtehen; — nur wird hiebei feſtgeſetzt, daß die 
zur Staͤndeverſammlung allenfalls gewählten Landraͤthe hei dem Landrathe durch 
andere erſetzt werden müflen, indem die Funktionen eines Mitglieds der Staͤn— 
teverfammlung und des Landraths nicht vereinbarlich find. 


Da in diefen Erklärungen wiederholt die Beibehaltung der 
Sinftitutionen des Rheinkreiſes ausgefprochen ift, fo entfteht die 
eben fo ſchwierige als wichtige Frage: was unter jene Inſtitutio— 
nen zu rechnen fey? worüber ich mich in der Einleitung erflärt 
babe. Sch werde nun diejenigen Älteren Gefege hier aufführen, 
welche, nach meiner Anficht, als Grundgeſetze zu betrachten find. 
Die Concordate und fonftige auf das Kirchliche fich beziehende 
Beltimmungen werden unten (IV. Abfchnitt) zufammengeftellt. Den 
in der Einleitung aufgeftellten Grundfägen gemäß, verfolgen wir 
ruͤckwaͤrts gehend die Entftehung der Gefeße, und beginnen daher 
mit der Gonftitution, welche das Kaiferreich gründete, bier aber 
faft ganz übergangen werden kann, wie die Suhaltsanzeige der 
Titel beweift: 


Tit. 1.: Aufftelung eines Kaifers in der Perfon Napoleons; 
Tit. IL; Von der Erblichfeit; 

Tit. II.: Bon der Faiferlichen Familie; 

Tit. IV.: Bon der Regentfchaft; 

Tit. V.: Bon den Großmwürden des Reichs; 

Tit. VI. Bon den Großoffizieren des Reichs; 

zit, VIL: Bon der Eidesleiftung; 


— 
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Tit. VIIL: Bom Senat; 

Tit. XL: Vom Staatsrath; 

Tit. X.: Vom gefeßgebenden Körper; 

zit. XL: Bom Tribunat; 

zit. XIL: Bon den Wahlcollegien; 

zit. XIII.: Vom Faiferlichen hohen Gerichtshof, welcher in Rhein: 
bayern weggefallen; 

zit. XIV.: Bon der Gerichtsordnung: blofe Namensveränderungen; 

zit. XV.: Verfündung der Gefeße; 

zit. XVL: Frage an das Volk geftellt, zur Annahme des Kaifer- 
thums. | 

Nur aus dem Tit. VII. vom Senat muß bier bemerkt wer: 
ben, daß nad) Art. 60 — 67 ein Ausfhuß für die perfön- 
lihe Sicherheit, und ein foldher für die Freiheit der 
Preſſe im Senat beftehen follte, um diefe Freiheiten gegen Eins 
griffe der Minifter zu fchügen, worin zulegt nach Art. 112. des 
zit. XIII. von dem hohen Gerichtöhofe zu entfcheiden wäre, In 
wiefern diefe Beftimmungen zum Vollzug gefommen, weiß ich nicht. 
Bald darauf ward die Preßfreiheit ꝛc. durch Faiferliche Decrete 
aufgehoben, und jest ift ohnehin die Sache durch die bayerifche 
Verfaffung neu regulirt. 

Das Senatsconfult vom 16. Thermid. X. ift nur noch in An» 
bung ber Departemental- und Municipal-Verwaltung merfwürdig, 
wovon im folgenden Abfchnitt.e Die Gonftitution vom 13. Frim. 
VIII., welche durch Befchluß des Regierungscommiffärd vom 2. 
Pluv. VII. dieffeitd verfündet worden, enthält noch gar viel Ge- 
Itendes, das fich fehwer vom Nicht geltenden trennen läßt. Sie 
wird daher ald Hauptgefeß bier ganz abgedrudt. 

. Titel 
Bon der Ausübung ded Bürgerrecht. 

Art. 1. Die fraͤnkiſche Republik it ein und unzertrennlid. 

Ihr europäifches Gebiet ift in Departemente und Gemeinde+ Bezirke 
eingetheilt. 

Art. 2. Jeder in Frankreich geborne und wohnhafte Mann , der völlig 
ein und zwanzig Jahre alt ift, fih auf dem Bürger-Regifter feines Gemeinde: 
Bezirkes bat einfchreiben lafien, und feitdem ein Jahr lang auf dem Boden der 
Republik gewohnt bat, ift fraͤnkiſcher Bürger. 
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Art. 3. Gin Fremder wird fränkifher Bürger, wenn er völlig ein uud 
zwanzig Jahre alt ift, und nad vorläufiger Erklärung in Frankreich anfaflig zu 
werden, während zehn auf einander folgenden Jahren allda wohnhaft geblieben ift. 


Art. 4. Den Stand eines Franfen:Bürgers verliert man: 

Durch Annahme des Bürgerrechts im Ausland; 

Durd Annahme von Aemtern oder Penfionen, die eine ausländifhe Regie: 
rung anbietet; 

Durch Eintritt in jede ausländifhe Körperfchaft, welche Geburtsunterſchei— 
dungen vorausſetzt; 

Durch Berurtheilung zu Leibess oder Schandftrafen, 


Art. 5. Die Ausübung der Rechte eines franfifhen Bürgers wird unter: 
brochen durd den Stand eines fallirenden Schuldners oder unmittelbaren Gr: 
ben eines im Fallit Geftorbenen, wenn er defjelben Erbfolge famtli oder zum 
Theil gratuitmäflig inne hält; 

Durch den Stand eines Lohnknechts, der im Dienft einer Perfon oder einer 
Haushaltung angeftellt ift; 

Durh den Beltand einer gerichtlichen Interdiktion, einer Anflage oder 
Kontumaz. | 


Art. 6. Um in einem Gemeinde:Bezir® dad Bürgerrecht auszuüben, ift nd» 
tbig, daß man dafelbft durch ein Jahr Aufenthalts feſten Wohnſitz erhalten, 
und denfelben nicht durch eine jahrlange Abmwefenheit wieder verloren babe. 


Art. 7. Die Bürger jedes Gemeinde-Bezirfd heben dur ihre Stimmen 
diejenigen unter ſich aus, die fie für die tüchtigſten halten, die Öffentlihen Ge— 
fhäfte zu führen. Alfo entfteht die Bertrauend:Fifte, welche eine Anzahl Nas 
men enthalt, dem Zebentel der Anzahl derjenigen Bürger glei, die ein Recht 
haben, dazu mitzuwirken. Auf diefer erften Gemeinde:Lifte müſſen die öffent: 
lichen Beamten des Bezirfs genommen werden. 


Art. 8. Die auf den Gemeinde-Liften eined Departements mitkegriffenen 
Bürger beben gleichfalls ein Zehentel von ihnen aus. Alſo entiteht eine zweite 
Lifte. Departementsliite genannt, worauf die öffentlihen Beamten des Departe> 
mentd genommen werden, 

Art. 9, Die auf die Departementslifte geſetzten Bürger beben gleicher» 
maffen ein Zebentel unter fih aus. Alſo entftebt eine dritte Liſte, welche dieje— 
nigen Bürger defjelben Departements begreift, die zu den öffentlihen National» 
Aemtern ermählbar find. 

Art. 10. Die Zürger, welche berechtigt find, zur Bildung einer der in den 
dreivorftebenden Artifeln erwähnten Liſten mitzuwirken, werden alle drei Jahre 
berufen, für die Erfeßung der abgeftorbenen Bürger oder derjenigen, welche aus 
irgend einer andern Urſache ald wegen Ausübung eines Staats:Amtes abweiend 
find, zu forgen. | 

Art. 11. Sie Pönnen zu gleicher Zeit von der Lifte diejenigen, die fie 
nicht Darauf zu laffen für gut achten, ausftreihen und durch andere Bürger 
in welche fie ein größeres Zutrauen haben, erfeßen. 
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Art. 12. Keiner wird von einer Lifte mweggeftrihen als durch die Stimmen 
der abjoluten Mehrheit derjenigen Bürger, welhe das Recht haben, zur Fors 
mirung derfelben mitzuwirken. 

Art. 13. Man ift nit aus einer Lifte der Ermwählbaren audgeftrichen, da—⸗ 
durd, dag man nicht auf einer andern Lifte von einem niedrigern oder böhern 
Grad beibehalten worden. 

Art. 14. Die Einfhreibung auf einer Lifte der Erwählbaren ift nur in 
Rückſicht auf diejenigen Staats-Aemter nothwendig, für welche diefe Bedingung 
ausdrüdlich durdy die Grundverfaffung oder dad Gefeg begehrt if. Die Wahl: 
Liſten follen zum erftenmal im Laufe des Jabrs IX. gebildet werden. 

Die Bürger, die ernannt werden, um zur erften Grrichtung der Berfaf: 
ungs » Semwalten zu dienen, gehören nothwendig auf die erſten Liſten der 
Erwaͤhlbaren. 


U. Titel. 
Vom Bewahrungs⸗Senat. 


Art. 15. Der Bewahrungs-Senat beſteht aus achtzig Mitgliedern, unabs 
bängig und auf Lebenslang, weldye wenigftens vierzig Jahre haben müſſen. 

Zur Aufrichtung des Senats follen erſtlich ſechzig Mitglieder ernannt wer: 
den: dieſe Zahl foll im Laufe des-Jahres VIII. auf zwei und fechzig, im Jahr 
IX. auf vier und fechözig gebraht werden, und foldermaßen ftufenmweis, durch 
Zufag von zweien Mitgliedern ın jedem der zehn erften Sahrgänge, bis auf 
achtzig fteigen. 

Art. 16. Die Ernennung zu einer Senatorftelle gefhieht durd ben Se— 
nat, welcher unter drei Kandidaten herauswählt, wovon der erjte vom geieß- 
gebenden Korps, der zweite vom Tribunat, und der dritte vom eriten Konful 
vorgeftellt werden foll. 


Er wählt nur unter zwei Kandidaten, wenn einer von ihnen durd zwei 
der drei vorftellenden Gemwalten vorgeichlagen ift: er ift gehalten, denjenigen 
aufzunehmen, der von den drei Gemwalten zugleich vorgejchlagen wird. 

Art. 137. Der erfte Konful, wenn er, entweder durch Endigung feiner 
Amtszeit, oder durch Abheifhung, aus dem Plag tritt, wird von Rechts wegen 
und nothbwendig Senator. 

Die zwei andern Konfuln während dem Monat, der auf den Ablauf ihrer 
Amtszeit folgt, Bönnen im Senat eine Stelle einnehmen, und find gleichwohl 
nicht genöthiget, von diefem Recht Gebrauch zu machen. 

Sie haben daffelde nicht, wenn fe ihre Konfular » Berrichtungen vor der 
Zeit niederlegen. 

Art. 18. Ein Senator kann nie zu einem andern Gtaatd:Amte er» 
wählt werden. 

Art. 19. Alle in Kraft des 9ten Artikels in den Departementen verfertigte 
Liten werden dem Senate zugeihit: aus denfelben wird die National:Kifte 
zuſammengeſetzt. 
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Art. 20. Er wählt auf diefer Lifte die Gefeggeber, die Tribunen, die Kon: 
fuln, die Kaffations:Richter und die Rommiffarien der Comptabilität. 

Art. 21. Er beftätigt oder vernichtet alle ihm von dem Tribunat oder von 
der Regierung ald conftitutionswidrig angezeigten Akte: die m der Wahl- 
fähigen find unter diefen Alten begriffen. 

Art. 22. Die Einkünften von gewiſſen National-Gütern find für die Aus 
gaben des Senats angewieſen. Die jährlihe Befoldung jeder feiner Mitglieder 
wird von diefen Einfünften abgezogen, und beläuft fih auf den zwanzigften 
Theil der Beioldung des erften Konfuls. 

Art. 23. Die Sitzungen des Senats find nicht öffentlidy. 

Art. 24. Die abgehenden Konfuln, Bürger Sieyes und Roger Dücos, 
find zu Mitgliedern des Bewahrungs:Senats ernannt; fie vereinigen fidy mit 
dem zweiten und dritten dur diefe Eonftitution ernannten Konful. Diefe 
vier Bürger ernennen die Mehrheit ded Senats, welcher fidy alddann felbit voll: 
zaͤhlig macht, und zu den ibm anvertrauten Wahlen fchreitet. 


Ä IL. Zitel 
Bon der gefebgebenden Gewalt. 


Art. 25. Es dürfen Peine neue Gefege verfündet werden, ed ſey denn, 
der Entwurf wäre von der Regierung vorgefhlagen, dem Tribunate mitgetheilt 
und von der gefeßgebenden Berfammlung defretirt worden: 

Art. 26. Die von der Negierung vorgefchlagenen Entwürfe werden in Arti: 
Feln abgefaßt. Go lange diefe Borfchläge noch unter der Berathung find, kann 
die Negierung fie zurücknehmen, und mit Aenderungen wieder vorbringen. 

Art. 27. Das Tribunat befteht aus hundert Mitgliedern, welche nicht we— 
niger ald 25 Sabre Alters haben dürfen; der fünfte Theil derfelben wird jedes 
Jahr erneuert, und fie bleiben, fo lange fie auf der National-Liſte bleiben, 
wieder erwählbar, 

Art. 38. Das Tribunat berathichlagt über die Geſetz-Vorſchlaͤge; es ſtimmt 
über ihre Annahme oder DBerwerfung. 

Es ſchickt drei aus feiner Mitte genommene Redner ab, welche die Gründe 
der von ihm über jeden Vorſchlag ausgedrüdten Wünfhe vor dem geſetzge⸗ 
benden Korps entwickeln und vertbeidigen müffen. 

Bios einer Konttitutionsmwidrigfeit wegen unterwirft es dem Senat die fi: 
fen der Ermählbaren, die Afte der gefeßgebenden Berfammlung und der 
‚ Regierung. 

Art. 9. Es drüft feine Wünfche aus über die gegebenen und zu gebenden 
Gefege, über die abzufhaffenden Mißbräuche, die in allen Theilen der öffentli- 
chen Verwaltung vorzunehmenden Berbefferungen, aber nie über die bei den Ci— 
vil: und Eriminal:Gerihten anhängigen Prozeffe. 

Die von ibm in Kraft des gegenwärtigen Artikels geäußerten Wünfche 
find nicht verpflidtend und legen Peiner conftituirten Gewalt auf, eine Berath- 
fehlagung darüber zu nehmen. 

Art, 30, Wenn dad Tribunat feine Sisungen ausfeht, fo Paen es eine 
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Kommiſſion von 10 bis 15 feiner Mitglieder ernennen, die den Auftrag bat, 
nötbigen Falls daffelbe zufammen zu berufen. 

Art. 31. Das gefetgebende Korps befteht aus 300 Mitgliedern des Alters 
von wenigftend 30 Jahren; der fünfte Theil derfelben wird jährlich eryeuert. 

Es muß ſich in demfelben wenigftens Ein Bürger aus jedem Departes 
ment der Republik befinden. 

Art. 32. Ein aus dem gefeßgebenden Korps austretendes Mitglied darf 
um nach Berlauf von einem Jahre wieder in daffelbe eintreten; allein zu jes 
dem andern Staatd-Amt, auch zu dem eines Tribuns, wenn er fonft dazu er: 
wählbar ift, kann er ſogleich erwählt werden. 

Art. 33. Die Seſſion des gefergebenden Korps beginnt jedes Jahr am 1. 
Frimär, und dauert nur 4 Monate; ed fann in den 8 übrigen Monaten von 
der Regierung außerordentliherweile zufammen berufen werden. 

Art. 34. Das gefeßgebende Korps giebt das Gefeg, indem es eine geheime 
Stimmenjammlung vornimmt, und ohne daß feine Glieder in eine Wortverhand» 
lung über die von den Kednern des Tribunats und der Regierung vor ihm er: 
örterten Borfchläge eingeben. 

Art. 35 Die Sigungen des Tribunats und der gefeßgebenden Berfamm: 
lung find Sffentliidh; bei diefen und jenen kann die Anzahl der Zuhörer nie 200 
überfteigen. 

Art. 36. Die jährlihe Befoldung eines Tribuns beläuft fih auf 15,000 Fr, 
die eined Geſetzgebers auf 10,000 Franks. 

Art. 37. Jedes Defret des gejeßgebenden Korps wird am zehnten Tag, 
nahdem es ergangen ift, von dem erften Konful Fund gemacht, ed ſey denn, es 
wäre in diefer Frift als conftitutionswidrig dem Senat heimgeitellt worden. 
Dieſes legtere kann nicht gegen die bereits verfündeten Gefege ftatt haben. 

Art. 38. Die erfte Erneuerung des geleßgebenden Korps und des Tribus, 
nats findet erft im Laufe des Jahrs X. ftatt. 


IV. Titel 
Bon der Regierung. 


Art. 39. Die Regierung ift dreien, auf 10 Jahre ernannten und allzeit 
wieder erwählbaren Konfuln anvertraut. 

Jeder derfelben wird perfönlic, und mit der befondern Würde als eriter, 
ald zweiter, oder als dritter Konful erwaͤhlt. 

Die Eonftitution ernennt ald erften Konful den Bürger Bonaparte, 
sormaligen proviſoriſchen Konful, als zweiten Konful, den Bürger Camba— 
ceres, abgehenden Minifter der Gerechtigfeitäpflege, und als dritten Konful, 
den Bürger Lebrün, bisher Mitglied der Kommifiion des Raths der Alten. 

Für diesmal ift der dritte Konful nur auf fünf Fahre ernannnt. 

Art. 40. Der erfte Konful hat befondere Berrichtungen und Attributionen, 
nöthigenfalls kann er fih für den Augenblid durch einen feiner Collegen in 
der Ausübung derfelben erſetzen laſſen. 


J 


126 Erſtes Buch. — Staatsrecht. 


Art. 41. Der erſte Konſul macht die Geſetze kund, er ernennt und entlaͤßt 
nah Willkuͤhr die Mitglieder des Staatsraths, die Miniſter, die Geſandten und 
übrigen Ober⸗Agenten im Auslande, die Offiziere der Land: und Gee-Truppen, 
die Mitglieder der Ortöverwaltungen, die Regierungsfommiffarien bei den Ges 
richtöhöfen. Er ernennt alle Criminal» und Eivil:KRichter, mit Ausnahme der 
Friedens: und Eafiations:Richter ; allein er Bann fie nicht abfegen. 


Art. 42. Bei allen übrigen Alten der Regierung haben der zweite und 
dritte Konful berathfchlagende Stimme: fie unterzeichnen das Regiſter diefer 
Akten, um ihre Gegenwart zu Ponftatiren; und wenn fie wollen, tragen fie auch 
ihre Meinung in daffelbe ein; nachher ift aber die Entfcheidung des erften Kon» 
fuls hinreichend. 


Art. 43, Der Gehalt des erften Konſuls ift für dad achte Jahr 500,000 
Franks. Seder der beiden andern Konfuln bezieht einen Gehalt, der den drei 
Zehnteln von dem des erften gleich ift. 

Art. 44. Die Regierung fchlägt die Geſetze vor, und giebt die nöthigen 
Verordnungen, um ihre Vollziehung zu fihern. 


Art, 45. Die Regierung bat die Direktion über die Einnahmen und Aus: 
gaben des Staats, dem jährlihen Gefege gemäß, welches den Betrag von bei: 
den feftfegt; fie wacht über die Prägung der Münzen, deren Emiffion allein 
von dem Gefeß beftimmt, und deren Gehalt, Gewicht und Gepräg durch dafjelbe 
allein angeordnet wird. 

Art. 46. Wenn die Regierung benacrichtiget if, dag eine Verſchwoͤrung 
gegen den Staat angezettelt wird, fo Pann fie Borführungsd: und. Verhaftungs⸗ 
befehle gegen die Perfonen erlaffen, welche ım Verdacht fteben, Urheber oder 
Mitfhuldige derfelben zu feyn; wenn fie aber in zehn Tagen nad der Ver— 
baftung nicht in Freiheit gefegt, oder den ordentlihen Gerichten ‚übergeben 
werden, fo ift der Minifter, welcher den Verhaftbefehl unterfchrieben bat, des 
Verbrechens einer willkührlichen Verhaftnehmung ſchuldig. 

Art. 47. Die Regierung ſorgt für die innere Sicherheit und die Äußere 
Dertheidigung des Staats; fie vertheilt die Land: und See» Macht, und ordnet 
ihre Beftimmung an. 

Art. 48. Die National:Garde im Dienfte ift den Verordnungen der öffents 
lihen Berwaltung, die feßhafte National:Garde nur dem Gefek unterworfen. 

Art. 49 Die Regierung unterhält die politifhen Berbiltniffe im Ausland, 
leitet die Unterbandlungen, fegt die vorläufigen Bedingungen feſt, unterzeichnet, 
laßt unterzeichnen, und fließt alle Friedens, Bündniß-, Waffenſtillſtands⸗, 
Meutralitäts:, Handeld: und andere Verträge. 

Art. 50. Die Kriegs:Erflärungen, und Friedens, Buͤndniß- und Handels: 
Verträge werden wie Gefege vorgefchlagen, verhandelt, beſchloſſen und bekannt 
gemadht. 

Allein die Verhandlungen und Beratbfhlagungen über diefe Gegenftände, 
fowobl bei dem Tribunat ald dem gefeßgebenden Korps, werden im geheimen 
Ausſchuſſe gehalten, wenn es die Regierung verlangt. 
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Art. 51. Die geheimen Artikel eines Vertrags können nie die Öffentlichen 
Artikel vernichten. 

Art. 52. Der Gtaatsrath bat unter der Leitung der Konfuln die Geſetz⸗ 
Vorſchlaͤge und die Berordnungen der Öffentlihen Verwaltung aufzufegen und 
die Schwierigkeiten zu löfen, welche in Rüdfiht auf die Verwaltung entfte- 
ben Pönnten. 

Art. 53. Unter den Mitgliedern des Staats. Rath werden immer die 
Redner gewählt, weldhe den Auftrag erhalten, im Namen der Regierung vor 
dem gefepgebenden Korps das Wort zu führen. 

Es werden, um denfelben Gefeg-Borfchlag zu vertheidigen, nie mehr als 
drei diefer Redner abgeſchickt. 

Art. 54. Die Minifter forgen, daß die Gefege und Berordnungen der 
öffentlihen Verwaltung vollftredt werden. 

Art. 55. Kein Akt der Regierung bat Wirkung ohne die Unterfhrift 
eines Minifters. 

Art, 56. Einem der Minifter liegt insbefondere die Verwaltung des öffent: 
lihen Schages od: er fihert die Einnahmen, ordnet die Verſchickungen der Geld: 
fummen und die von dem Geſetz angewieſenen Zahlungen an. Er ann nichts 
auszahlen laffen als in Gefolg 1) eines Geſetzes, und zwar bis auf die für 
eine Gattung der Ausgaben durch daffelbe angemwiefene Summe; 2) eines Be: 
fchluffes der Regierung; 3) eines von einem Minifter unterfchriebenen Zah» 
lungsbefehls. 

Art. 57. Die ausführlihen Rechnungen und Ausgaben jedes Miniſters, 
von ihm unterfchrieben und defcheinigt, werden befannt gemacht. 

Art. 58. Die Regierung kann zu Staats:Räthen oder Miniftern nur dies 
jenigen Bürger ernennen oder als ſolche beibehalten, deren Namen fih auf 
der National-Liſte befinden, 

Art. 59. Die für jeden Gemeinde-Bezirf, oder für ausgedehntere Theile 
ded Gebiets angeftellten Orts:Bermwaltungen, find dem Minifter untergeordnet. 
Niemand kann Mitglied diefer Verwaltungen werden oder bleiben, wenn er 
nicht auf eine von den, im 7. und 8. Artifel genannten Liſten gefegt oder dar⸗ 
auf erhalten wird. 


V. Titel 
Bon den Gerichtshöfen. 


Art, 60. Jeder Gemeinde: Bezir® hat einen oder mehrere Friedens-Nidy: 
ter, welche unmittelbar von den Bürgern für drei Sabre ermählt werden. 

Ihr Hauptgefhäft ift, die ftreitenden Parteien zu vereinigen; gelingt ihnen 
dies nicht, fo laden fie diefelben ein, durch Schiedsrichter ihren Zwilt fchlichten 
zu laſſen. 

Art. 61. In Eivil-Prozefien giebt ed Gerichtshöfe für die erfte Inſtam 
und Appellationd-Gerichte. Die Einrichtung von beiden wird durd dad Gefeg 
beitimmt, wie auch ihre gerichtliche Befugnig und der Umfang ihres Bezirks. 
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Art. 62. Bei Verbrechen, worauf eine Pörperlihe und entehrende Strafe 
gelegt ift, läßt ein erftes Gefhmornen » Gericht die Anklage zu oder verwirft 
fie : ift fie zugelaffen, fo fpricht ein zweites Gefhwornen-Gericht über die That: 
fahe; und die Richter, aus denen das peinlihe Tribunal beſteht, fprechen die 
Strafe aus. Bon ihrem Sprude Bann nicht appellirt werden. 

Art. 63. Das Amt des öffentlihen Anflägers bei den veinlichen Gerichten 
wird von dem Kommiſſarius der Regierung verſehen. 

Art, 64. Ueber die Verbrechen. auf welche Peine koͤrperliche oder entehrende 
Strafe gelegt ift, ſprechen die Zuchtpolizeis-Gerichte, von denen-man an die peins 
lihen Gerichte appelliren kann. 

Art. 65. Für die. ganze Republik gibt es ein Caſſations-Gericht; ed ent 
fheidet über die Caſſations-Begehren gegen die von den Gerichtähöfen in letter 
Inſtanz ertheilten Urtheilsſprüche; über die, rechtmaßigen Verdachts oder öffent: 
fiher Sicherheit wegen, angebradten Geſuche, an ein andered Gericht verwie⸗ 
fen zu werden; über die Klagen wider ein ganzes Tribunal. 

Art. 66. Das Caſſations-Gericht ſpricht nicyt über den Grund eines Pro» 
zeſſes, ſondern es vernichtet die Urtheile, wo in dem Rechtsgang die Formali- 
täten verlegt, oder offenbar den Gefegen zuwider. gehandelt worden; es ver» 
weißt fodann den Grund des Gerichtshandels an dad Tribunal, welches darüs 
ber fprehen muß. 

Art. 67. Die Richter, aus welchen die Tribunale der erften Inſtanz bes 
fteben, fowie die bei demjelben angeftellten Kommifjarien der Regierung , wer: 
den aus der Gemeinde: oder Departements-Fifte genommen. 

Die Richter der Appellationd:Gerichtöhöfe, und die bei denfelben angeftell- 
ten RKommiffarien werden aus der Departements-Liſte genommen. 

Die Richter aus denen das Caſſations-Gericht befteht, und die bei demſel— 
ben angeftellten- Rommiffarien, werden aus der National:Fifte genommen. 

Art. 68. Die Richter, die Friedensricter allein ausgenommen, behalten ihr 
Amt lebtäglih, es fey denn einer wegen Amts »MBerlegung verurtpeilt, oder 
nicht auf der Lifte der Wahlfähigen erhalten worden. 


VL Titel. 
Bon der Verantwortlihfeit der dffentlihen Beamten. 


Art. 69. Die Amtsverrihtungen der Mitglieder des Senats, des gefeß- 
gebenden Korps, des Tribunats, der Konſuln und der Staatsräthe find keiner - 
Berantmwortlichkeit unterworfen. 

Art. 70. Wegen perfönliher Verbrechen, auf welche Börperliche oder ent» 
ehrende Strafen gefet find, wenn ſich ein Mitglied des Senats, des Tribunats, 
des gefeßgebenden Korps oder des Staatsraths derfelben ſchuldig macht, fols 
len diefe vor den gewöhnlihen Gerichten belangt werden, nachdem vorher das 
Korps, worein der Beſchuldigte gehört, nad einer foͤrmlichen Berathſchlagung 
die Vollmacht dazu gegeben. 

Art. 71. Die wegen Privatverbrechen, auf welche körperliche oder enteh— 
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sende. Strafen gefegt-find, angefchuldigten Miniter, werden als Mitglieder des 
Staats. Ratds angefeben. 

Art. 72. Die Minifter find DERPBER ) für jeten von ihnen: une. 
lerſchriebenen und von dem Senat: ald conftitutionswidrig erklärten. Akt der 
Regierung;: 2) für die Nichtvollſtreckung der Gefege und der Verordnungen der 
Öffentlihen Verwaltung; 3) für die befondern von ihnen‘ ertheilten Befehle, 
wenn dieferder Eonftitution , den Gefegen und Verordnungen zuwider find. 

. Art. 73. In den Fällen des vorigen Artikels fhuldigt das. Tribunat den 
Minifter.durdy einen At an, über melden. das geſetzgebende Korps in der ges 
wöhnlichen Form berathichlagt, nachdem es den Angeſchuldigten angehört odem . 
sprgefordert bat. Der durch ein Dekret des gefeggebenden Korps vor Gericht. 
gezogene Minifter, wird yon einem boben Gerichtshof ‚ohne daß Appellation 
oder Kafjation ſtatt fände, gerichtet. 

Diefer bobe Gerichtshof befteht aus Richtern und Geſchwornen. Die Rich⸗ 
ter werden von dem Kaſſ ationsgericht aus deſſen Mitte ſelbſt gewählt; die Ges 
fhwornen werden aus der National-Lifte genommen: Died alles nad den durch 

das Gefeg beftimmten Formen, 
| Art. 74. Die Eivil: und peinlichen Richter, wegen Verbrechen, die auf 
ihre Amtöverrichtung Bezug baben, werden vor den Gerichten belangt,,. vor 
welche fie das Kaſſationsgericht verweiſet, nachdem es ihre Akte vernichtet hat. 

Art. 75. Die Agenten der Regierung, ausgenommen die Minifter, dürfen 
nur in Kraft einer-Entiheidung des Staats: Kath’ wegen Thatfahen, die auf 
ihr Amt Bezug haben, belangt werden. In diefem Balle findet die Belan⸗ 
gung vor den aewoͤhnlichen re Ratt, J 


Titel. 
Kllgemeine Verfügungen, ' 


Art. 76. Das Haus einer jeden auf fraͤnkiſchem Boden wohnenden der: 
fon, ift eime unverleglide Freiſtatt. 

Waͤhrendder Nacht bat niemand das. Recht bineinzugeben, als im Falle 
einer Feueröbrunft, einer Ueberfhwemmung oder wenn von innen um Hilfe. ger 
rufen wird. . 

Den Tag über kann man wegen eines befondern Gegenſtandes, der durch 
ein Geſetz ode einen von einer öffentlihen Gewalt — Befehl. bes 
ſtimmt feyn muß, in daflelbe eingehen. 

Art. 77. Um den Abt, weldyer die Verhaftung « einer Perfon befiehlt, voll⸗ 
ſtrecken zu koͤnnen, muß itens ausdruͤcklich die Urſache der Verhaftung, und das 
Geſetz, kraft deſſen ſi ie befohlen iſt, angegeben ſeyg 2tens muß er von einem 
Beamten ausgefertigt feyn, dem das Geſetz förmlich diefe Gewalt verleiht; 
3tend muß er der berhafteten Perfon angedeutet, und ihr eine Abdſchrift davon 
gelaſſen werden. 

Art. 78. Der Hüter oder Kerkermeiſter darf feine Perſon aufnehmen, oder 4J 
geſperrt halten, wenn er nicht vorher den Akt, kraft deſſen die Verhaftung geſchehen, 
in fein Regiſter eingetragen hat, Dieſer Akt muß ein in der durch vorftehenden 
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Artikel vorgefhriebenen Form abgefaßter Befehl, oder eine. Verhaft ⸗Ordonnam 
eder ein Anklage⸗Dekret, oder ein Urtheilsſpruch feyn. 

. Art. 79. Geder Aufieher der Gefangenen oder Kerkermeifter ift gehalten, 
ohne dag irgend ein Befehl ihn davon losfagen Fönnte, die verbaftete Perfon - 
dem Eivil:Beamten, der die Polizei des Gefängnifies dat, vorzuführen , fo oft 
es diefer Beamte verlangt. 

Art. 80. Den Berwandten und Freunden der verbafteten Perſon, wenn 
fie einen Befehl des Eivil:Beamten vorweifen., kann die Darftellung derfelben 
nicht verweigert werden; und dieſen Befehl ift jener immer gebalten zu er 
theilen, ed fey denn, der Aufſeher der Gefangenen lege eine ER des 
Richters vor, die Perfon in geheimer Haft zu halten. * | | Pr 

Art. 81. Alle die, welche, ohne daß fie durch das Geſetz die Gewalt in Haft neh» 
men zu laffen, empfangen haben, die Verhaftung irgend einer Perſon verord⸗ 
nen, unterfchreiben, oder volftredten; alle die melde, ſogar im Fall einer durch 
das Geſetz befugten Verbaftung, die verbaftete Perfon in einem nit öffent. 
lich undagefeßmäßig zum Gefängnig beftiimmten Orte aufnehmen oder darin bes 
balten, und alle Gefangenwärter und Kerkermeifter, welhe den Berfügungen 
der drei vorhergehenden Artikel zuwider bandeif, find des Verbrechens willkühr⸗ 
licher Verhaftung ſchuldig. 

Art. 82. Alle bei der Verhaftnehmung, während der Haft und bei der 
Urtheilsvoliftredung angewandte Strenge, die das Geſetz nicht berechtiget‘, if 
ein Verbrechen. 


Art. 83. Jede Perfon hat das Recht, perſoͤnliche Geſuche bei jeder conſti⸗ 
tuirten Gewalt, und deſonders bei dem Tribunat einzureichen. 

Art. 84. Die bewaff ete Macht iſt an und für ſich geborchend ; Bein bes 
waffnetes Korps darf berathichlggen. 

Art. 85. Die Verbrechen der Militäre find befondern Gerichten und einer 
befondern Progeß:Form unterworfen. ' . 

Art, S6. Die fraͤnkiſche Nation erklärt, daß allen bei der Bertheidigung 
des Baterlandes verwundeten Kriegern Penſionen gereicht werden follen, wie auch 
den Wittwen und Kindern der auf dem Schlachtfelde * an den Folgen ihrer 
Wunden geſtorbenen Krieger. 

Art. 87. Den Kriegern, welche im Streite für die Republik wichtige 
Dienfte geleiftet, follen National Belohnungen zuerkannt werden. a. 

Art. 88. Ein National⸗Inſtitut iſt beduftragt, die. Entdeckungen zu ſam⸗ 
meln, und die Kühfte und Wiſſenſchaften zu vervollkommnen. 

Art. 89. Eine Eommiffion der National-Comptabilität ordnet und unter: 
fucht die Einnahmen und Auggaben der’ Republit. Diefe Eommiffion beſteht 
aus fieben von dem Senat aus der National:Lifte gewählten Mitgliedern. 

Art. 90. Ein conftituirte® Korps kann nur in einer Gigung, wo wenig, 
ſtens zwei Drittheile der Mitglieder anweſend find, eine Berathfchlagung nehmen. 

Art. 9. Die Regierung der fraͤnkiſchen Kolonien wird durch befondere 
Seſetze beſtimmt. | 

Art. 92. Im Kalle einer Empörung mit bewaffneter Hand, oder die Si⸗ 
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cherheit des Staats bedrobender Unruben, fann das Gefeg an den Orten und 
für die Zeit, weldye ed beftimmt, den Gang der Eonjtitution unterbrechen. 

Diefe Unterbredung ann in denfelben Faͤllen, wenn das geſetzgebende Korps 
in der Feier ift, durch einen Schluß der Regierung erflärt werden, jedoch mus 
dur einen Artikel deſſelben Schluſſes diefes Korps in der Pürzeiten Zeitfriſt 
sujammenberufen werden. k 

Art 93. Die frankiihe Nation erklärt, daß fie in feinem Falle die Rüf: 
kehr derjenigen Franken geitatten wird, welche jeit dem 14. Zulius 1789 Franf- 
reich verlaffen haben, und nicht in den Ausnahmen -. begriffe:i find, welche die 
gegen die Ausgewanderten ergangenen Geſetze anführen: fie unterfagt jede neu: 
Ausnahme,in diefem Punkt. | 

Die Güter der, Ausgewanderten bleiben unmwiderruflih zum Beiten ber 
Republik eingezogen. > 

Art, 94. Die fräntifhe Nation erklärt, daß nady einem gefegmäßig voll 
jogenen Verkaufe von National-Sütern, weldyes auch ihr Uxfprung jeyn mag. 
der rechtmäßige Käufer nicht aus dem Beſitz derfelben gefegt werden kann; 
unbefhadet der Schadloshaltung, welche die andermirtigen Anſpruchmachenden, 
wenn der Anſpruch Grund hat, an den National-Schatz begehren koͤnnen. 

Art. 95. Die gegenwärtige Conſtitution fol ſogleich dem fraͤnkiſchen Volke 
jur Annahme dargeboten werden, * — 

Geſchehen zu Paris, den 22. Frimaͤr Jahr VIII. der fränfifhen ein und 
unzertheilbaren Republik. 5 





Indem, idh weiter zuräcgehe, ſtoß' ich auf die Erklärung ber 
Rechte und Pflichten des Menfchen und Buͤrgers: ein merfwärdis 
ges Aftenfthd, aber Fein Geſetz; ich übergehe es bier und wende 
mich zur Gonftitution vom Jahr IL, welche ebenfalls vollſtaͤn⸗ 
dig hier abgedruckt werden muß. 

Art. 1. Die fraͤnkiſche Republik iſt Eines in ſich und untheilbar. 

Art. 2. Ale fraͤnkiſchen Bürger zuſammen genommen machen den Son 
verän auf. » 

EEE nn 
Eintheilung des fränfifhen Gebietes. 

rt. 3. Frankreich wird in... er« Departemente eingetbeilt. 

Diefe Devartemente find: Ain, Aisne, Allier, Nieder⸗Alpen, Ober: Alpen, 
See⸗Alpen, Ardeche, Ardennen, Ariege, Aube, Aude, Aveyron, Bouches⸗du⸗ Rhone 
Rbone-Mündungen), Calvados, Cantal, Eharente, Nieder-Charente, Eher, 
Coreze, Cote⸗d'or, (Gold⸗Huͤgel), Cotes⸗du⸗Nord (Nord⸗Küſten), Creuſe, Dor⸗ 
dogne, Doubs, Drome, Eure, Eure und Loir, Finiſtere, Gard, Ober: Garonne, 
Gerd, Gironde, Solo, Herault, Ile und Bilaine, Indre, Indre und Loire, 
Sfere, Jura, Landes, Liamone, Loire und Eher, Loire, Ober⸗Loire, Unter-Zoire, 
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Soiret, Lot, Lot und Garonne, Lojere, Maine und: Loire, Manche (Canal), 
Marne, Dber-Marne, Mayenne, Meurtbe, Maas, Mont-Blanc (der‘ weiße 
Berg), Mont-Terrible (der fehreclihe Berg), Morbihan, Moſel, Nievre, Nord, 
Dife, Orne, Pas-⸗de⸗Ealais, Puy:de-Dome, Unter-Pprenden. Ober» Pyrenäen, 
Deftlihe Pyrenaͤen, Nieder Rhein, Ober-Rhein, Ryone, Dber-Saone, Saone 
und Loire, Sarthe, Seine, Unter:Seine, Seine und Marne, Seine und Dife, 
Beyde Sevre, Somme, Tarn, Bar, Bauclufe, Bender, Bienne, Ober⸗Vienne, 
Wasgau, Donner... .... 

Art. 4. Die Gränzen der Departemente Pönnen von der, gefeßgebenden 
Berfammlung abgeändert oder berichtiget werden; in diefem Falle aber dürfen 
dem Umfang eined Departements nicht mehr als hundert Quabrat: My, 
riameter (400 mittlere, frankiſche Quadrat / Meilen 9) in der Dberflähe ge: 
geben werden. 

Art. 5. Jedes Departement ift in Kant o ne, “jeder Kanton in Gem eim 
den abgetheilt. 

Die Kantone behalten ihren gegenwärtigen Umfang. 

"pre Gränzen Binnen jedoch von der gejeßgebenden Berfammlung — 
aͤndert oder berichtigt werden. In dieſem dalle aber darf Peine Gemeinde des 
Kantons weiter als einen Myriameter (weh fränfifhe Meilen weit, davon 
jede 2566 Toifen Ming ift), von dem Hauptorte deſſelben entfernt ſeyn. 

"Art. 6. Die fräntiihen Kolonien machen einen wefentlihen Theil des 
fräntifhen Grepftaates aus, und find den nämlichen Conſtitutions Gefegen 
unterworfen. 

Art. 7., Sie werden auf folgende Art in Departemente eingetheilt:: 

St, Domingo. Die gefeßgebende Verſammlung foll diefe Infel in Des 
partemente eintheilen, deren nicht ‚weniger ald vier, und nicht mehr als 
ho feyn dürfen. 

Guadeloupe, Marie-Galande, Delirade, Ig6 Saintes, um 
der fränfifche Antheil von Saint Martin, 

Martinique. A 

Das fränfifche Guyana und Cayenne. 

Sainte Lucıe und Tabago. 

Fislesde: France, les Seychelles, Rodrigue, und die Befiguns 
gen von Madagascar. 

LislesdesReunione (die Bereinigungs:Infen. 

Led Indes orientales, Pondideri, Chandernagor, Mabe, 


Karical und die no, übrigen Niederlagen. 
ws . Mittel 
Bon dem Bürger-Redte, 


| Het. 8. Feder Menfch der in Frankreich geboren, und dafelbft feinen Wohnfl ig 
aufgefchlagen, der. feine 21 vollen Jahre zurücgelegt, und fi in das Bürger 
— —  — J 


* 


#) Die, mittiere fränfifche Meile ik 2566 Toiſen lang. 
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Regiſter feines Kantons hat. einfhreisen laffen, 'der. hernach ein ganzes ‚Fahr 
lang in dem Gebiete der Republik wohnbaft geblieben, und der eine unmittel 
bare — es fev nun eine — oder Perſonal ⸗Abgabe — entrichtet, iſt ein 
fränkiſcher Bürger. 


Art. Srankiſche Bürger find ferner — ohne alle Ruͤckuͤcht * oͤffentliche 
Abgaben “alle Franken, diezur Gründung der Republik, einen oder 
mehrere eldzüge mitgemacht haben. 


Art. 10. Der Fremde wird fränfifher Bürger, wenn er — nah Zuruck⸗ 
legung feiner 21 vollen Sabre, und nach feiner Erklärung, daß er ih in Frank» 
reich niederlaffen wolle — 7 Jahre binter einander, feinen Wohnſitz dafelbft 
aufgefchlagen : dabei muß er noch eine unmiftelbare Abgabe an den Staat. be» 
zahlt haben , und außerdem ein liegende Gut zum Eigenthum beſitzen, oder 
Aderbau oder Handlung treiben, oder eine fraͤnkiſche Buͤrgerin geheira⸗ 
thet haben. 


Art. 11. Die fraͤnkiſchen — in allein das Recht in den Ur⸗Ver⸗ 
fammlungen zu ftimmen, und dürfen allein‘zu den öffentlichen Yemtern berur 
fen werden, welche die Eonftitution (Staatd-Berfafjung) errichtet. 


Art. 12. - Mar verliert die Rechte des fränfifhen Bürgers, 
1) Wenn man fid in-fremden Ländern naturalifiren laßt; 
2) Wenn man fi in irgemd eine: fremde Korporation, aufnehmen laßt, bei 
welcher man auf einen Unterfchied der Geburt dieht, oder religisfe Ge. 
fübde. fordert; j j 
3) Wenn man: Aemter oder: jährliche. Gehalte von einer fremden. Regierung, 
annimmt ; 
4) Wenn einer zu Börperlichen oder —— Strafen iſt verurtheilt wor⸗ 
den, fo lange nähmlid), bis er wieder in feine porige buͤrgerliche Würde 
eingefegt wird. 


Art. 13. Es darf einer die TE Rechte fo lange nicht ausüben, - 

-D Als es ihm durch einen richterlihen Spruch, deßwegen „nämlich, ift un 

terfagt worden, weil er mit der Wuth behaftet, weil er feiner Bernmft 
beraubt, oder biödfinnig iſt; 

9) Als einer erflärt hat, er Bönne feihe Schulden nit bezahlen, oder fü 
fange er ein unmittelbarer Erbe eines ſolchen Falliten bleibt, oder ſo 
lange er ohne laͤſtige Bedingungen, die ganze Hinterlaſſenſchaft bed Sal- 
Titen, .oder”einen Theil derfelben zurüdbehält; 

3) Als einer fih um einen Lohn al6 Bedienter verdungen, und fih zum 
Dienfte einer Perſon oder in einem Hausweſen gebrauden läßt; 

4) Als eine gerichtliche Klage gegen einen ergangen, und er ſich nicht dage⸗ 
gen gerechtfertiget hat; 

5) als einer gerichtlich verurtheilt worden, weil er ſich nicht vor Gericht ge⸗ 
ſtellt hat, nachdem er vor daſſelbe vorgeladen worden — ſo lange naͤm⸗ 
lich das Urtheil nicht aufgehoben iſt. 

Art. 14. Niemand verliert feine Bürgerrechte, oder wird in Ausübung 
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derſelben gehindert, als in denjenigen Faͤllen, die in den beiden vorhergehenden 
Artikeln angezeigt ſind. *) 

Art. 15. Ein jeder Buͤrger, der ſieben Sabre lang binter einander außer 
dem Gebiete der fränkiihen Republik wohnhaft war — ohne, im Namen der 
Nation, eine Sendung erhalten zu haben, oder dazu berechtigt worden zu ſeyn — 
wird aldein Fremder angeſehen; er wird nicht eher wieder fraͤnkiſcher Bürger,. als 
nachdem er alle Bedingungen erfüllt bat, die im 10. Artikel vorgefchrieben find, 

Art. 16. Die jungen Leute dürfen nicht ind Bürger-Regifter eingefchrieben 
werden, al6 wenn ſie beweifen, daß fie leſen und fhreiben konnen, und eine Pro⸗ 
feſſion erlernt haben. 

Die Arbeiten des Ackerbaues gehoͤren auch zu den Profeſſionen. 

Dieſer Artikel wird erft von dem zwoͤlften Jahr der Republik an in Aus⸗ 


übung geſetzt. 


III. Tit el. 
— en 


Art. 17. Die Bürger, die ı1-it "einander in dem nämlichen Romans wohn · 
haft ſind, bilden die Ur-Verſammlung dieſes Kantons. 

Man erlangt dad Recht, in dieſen Ur⸗Verſammlungen ſtimmen zu dürfen 
— in ſo fern es naͤmlich vom Wohnſitz abhaͤngt — blos dadurch, daß man ein 
ganzes Jahr lang in dem Kantone gewohnt bat; und man; verliert daſſelbe nur, 
wenn man ein ganzes Jahr aus demfelben abwefend gewefen. 

Art. 18. Niemand darf in den Ur Berfammlungen feine Stelle durd einen 
andern einnehmen laffen, noch für den nämlihen ®egenftand in mehr als einer 
dieſer Verſammlungen ſtimmen. 

Art. 19. In jedem Kantone iſt wenigſtens eine Ur⸗Verſammiung. 

Befinden ſich mehrere Ur-Verſammlungen in einem Kantone, ſo muß jeder 
derſelben wenigſtens aus vierhundert und fünfzig, und darf hoͤchſtens aus neun⸗ 
bundert Bürgern+befteben. 

Unter diefen. Zahlen find fämmtlihe Bürger begriffen, die das Recht zu 
ſtimmen haben; fie mögen gegenwärtig oder abmefend jenn. . 

Art, 20. "Die Ur-Berfammlungen eröffnen ſich einftweilen als ſolche dadurch, 
daß der aͤlteſte der gegenwärtigen Bürger den Borfig nimmt, und der jüngfte 
die Secretärddienfte verfieht. 

Art. 21. Die Ur-Berfammlungen werden als vollkommen eingerichtet an⸗ 
erfannt, fobald fie durch Stimmzettel einen Präfidenten, einen Gecretär und 
drei Stimmenfammler ernannt baben. u 

Art. 22. Wenn Schwierigkeiten entftehen, ob jemand die nöthigen Eigen- 
ſchaften in fid vereiniige, um in einer Verſammlung ſtimmen zu dürfen; fo 
fpriht die Berfammlung vorläufig darüber. Demjenigen,, über den die Ders 
fammlung ein abfchlägiges Urtheil gefällt bat, ſteht es aber frey, an-den Civil: 
Gerichtshof des Departements zu appelliren, der darüber zu entfheiden hat. 





”) Urrifel 12 und 13. 
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: Art. 3. ‚In allen andern Gällen entſcheidet die geſetzgebende Verſamm · 
lung ‚allein darüber, ob die Verhandlungen der Ur» Berfammlungen gültig 
find, oder nicht. 

Art. 24. In den Ur:-Berfammlungen darf niemand mit Waffen erſcheinen. 

Art. 3. Die Polizei in ihrem Innern it ihnen feldft anvertraut. 

Art. 365. Die Ur:Berfammlungen treten zufammen, 

1) Um die Abänderung der Conftitutions:lirfundel, welhe von den Nevis 
fions = Berfammlungen find vorgejchlagen werden, anzunehmen oder 
zu vermwerfen. e 

2) Um die Wahlen vorzunehmen, die ihnen kraft der Sonftitutiond »Urs 
Funde zulommen. | 

Art. 27. Sie fammeln fih von Rechts wegen am 1. Germinal eines je» 
den Jahres, und fchreiten, wenn der Hall eintrifft, zur Ernennung 

1) Der Mitglieder der Wahlmänner:Berfammlung; 

2) Des Friedens:Kichters und feiner Beiſitzer; 

3) Des Präüdenten der Municipal-Berwaltung im Rantone, oder den Mus 
nieivals Beamten. in den ‚Gemeinden, die über fünftaufend Einwoh⸗ 
ner haben. 

Art. 28. Sobald diefe Wahlen vorbei find, kommen unmittelbar hernach 
in den Gemeinden, worin weniger als fünftaufend Einwohner fic befinden, 
die Gemeinde-Verfammlungen zufammen, um ihre Agenten und die Adjunkte 
derfelben zu wählen, 

Art. 9. Alles iſt null und nichtig, mas in den UrBerfammlungen vor: 
gebt, ohne den Gegenftand zu betreffen, warum fie zufammenberufen worden, 
und was gegen die Formalitäten ftreitet, die in der Conſtitution beftimmt find. 

Art. 30. Sowohl die Ur: als Gemeinde »Berfammlungen nehmen Peine 
andere Wahlen vor, als diejenigen, die ihnen Eraft der Eonftitutions:Urfunde 
zukommen. 

Art. 31. Alle Wahlen geſchehen durch geheime Stimmzettel, 

Art. 32. Ein jeder Bürger, welcher geſetzlich überwiefen wird, daß er in 
den Ur: und Gemeinde »Berfammlungen feine Stimme verfauft oder eine 
andere gekauft hat — wird auf zwanzig Jahre von allen Ur: und Gemeinde» 
Berfammlungen, wie auch von allen öffentlihen Aemtern ausgefhloien : verfällt 
er noch einmal in den nämlichen Fehler, fo gilt dieſe Ausſchließung auf Zeit Lebens. 


IV. Titel. 
Verſammlungen der Dahlmänner. 


Art. 33. Eine jede Ur-Berfammlung erwählt einen Wahlmann auf jede 
zwei hundert Bürger, welche — fie mögen gegenwärtig oder abwefend jeyn — 
in gedachter Verfammlung zu ſtimmen das Recht haben. 

Bis auf die volle Zahl dreihundert wird nur ein Wahlmann ernannt, 

Man ernennt zwei Wahlmänner von dreipundert und einem Bürger an 


bis auf fünfhundert, | 
Drei von fünfpundert und einem an bis auf ſiebenhundert. 
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Bier von fiebenhundert und einem an bid auf neunhundert. 
Art. 34. In jedem Jahre ernennt man neue Wahlmänner die nämlichen 
dürfen erft nach zweien Jahren wieder gewählt werden. x 


Art. 35. Um als Wahlmann ermählt werden zu dürfen, muß man fünf 
und zwanzig volle Jahre haben, und mit den Eigenjdhaften — die 
nothwendig find, um die Rechte eines fränfifhen Bürgers ausüben zu dürfen — 
noch eine der folgenden Bedingungen in fi eereinigen: . 


In den Gemeinden, die mehr als ſechs taufend Geelen haben, muß einer 
entweder Eigentpümer oder Nußnießer eines liegenden Gutes feyn, wovon der 
jährlihe Ertrag in dem Orte felbit auf fo viel gefhägt wird, als ein Taglö her 
in zweihundert Tagen verdienen kann; oder er muß einen Hauszins bezahlen, 
der auf fo viel gefchätt wird, als ein Taglöhner in hundert und fünfjig Ta- 
gen- verdienen Bann ; oder er muß einen Zins von einem liegenden Gute ent« 
richten, der auf foviel gefhäsgt wird, als ein Taglöpner in aka he Tagen 
verdienen Pann; R 


. Inden Gemeinden , die weniger als fechstaufend Einwohner haben‘; muß 
einer entweder Eigenthumer oder Nußnießer eines liegenden Gutes feyn, ivo» 
von der jährliche Ertrag in dem Orte felbft auf fo viel gefhägt wird, als ein 
Tagloͤhner in hundert und fünfzig Tagen verdienen kann; oder er muß einen 
jaͤhrlichen Hauszins bezahlen, deſſen Betrag auf ſo viel geſchatzt wird, als ein 
Tagloͤhner in hundert Tagen verdient; oder er muß einen Zins von einem lie— 
genden Gute entrichten, ter auf ſo viel geſchätzt wird, als ein ‚Taglöhner in 
hundert Tagen verdienen Pann; _ 


„Und,auf dem Lande muß er‘ Eigenthümer oder Wusnießer.. eines Gutes 
kom, defien jährliher Ertrag auf fo. viel gefhägt. wird, als ein Taglöhner in 
diefem Drte in hundert und fünfzig Tagen verdienen kann; oder er muß Paͤch— 
ter oder Meyer folder liegender Güter feyn, deren jährlicer Ertrag auf fo 

viel gefhägt wird, als ‚ein Taglöyner in em Orte in sweihundert Tagen 
verdienen kann. 


Was folhe Perfonen betrifft, die Gigentpümer oder Nupnießgp fi find, und 
zugleich auch Miethzinfe bezahlen, oder Pächter oder Mever find, fo muß ihr 
Vermögen, nad) diefen verfhiedenen Rüdfichten zufammengenommen, "berechnet 
werden, um zu feben, ob ihr gefammtes jäbrlihes Einkommen ſich jo hoch 
beläuft, als nöthig ift, um ‚gewählt werden zu können. 

Art. 36. Die Wahlmänner eines jeden Departements verfammeln fih den 
2%. Germinal eines jeden Jahres, und endigen — längftens in zehn Tagen, 


und ohne ihre DBerfammlungen weiter hinaus verlängern zu dürfen — alle 
Wahlen, die fie vorzunehmen haben; nach dieſem ſi nd diefe Berfammlungen von 
Rechts wegen aufgelöfet. e 


Art. 37. Die Berfammlungen der Wahlmänner pürfen fih mit einen 
andern Segenftänden beihäftigen, ald mit den Wahlen, die ihnen aufgetragen 
find; fie dürfen Peine Addreffen, Feine Petitionen, feine Deputafionen weder 
fenden nech annebmen. 


’ 
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‚Art, 38. Die Berfammlungen der Wahlmänner dürfen keinen Verkehr 
mit einander haben. “i 
Art. 39. Kein Bürger, der jemals Wahlmann geweſen, darf dieſen Titel 
annehmen, noch ſich in der Eigenſchaft eines Wahlmannes mit denjenigen ver- 
einigen, die mit ihm Mitglieder der naͤmlichen Wahlmanner » Berfammlung ges 
weſen find. 

Mer den gegenwärtigen Artikel übertritt, thut einen "Eingriff im die allge 
meine Sicherheit. 

Art. Ad. Die Artifel 18, 20, 1, 3, A, 3, 29, 30, 31 und 32 
des vorhergehenden Titeld über die Ur» Berfammlungen follen “rn auf die 
Wahlmännner, Berfammlungen ausgedehnt werden. 

Art. 41. Die Waplmänner -Berfammlungen erwählen, fo wie der Hall 
eintrifft : 

1): Die’ Mitglieder ' der gefeßgebenden Berfammlung; naͤmlich: zuerft die 
Mitglieder des. Raths der Aelteſten; nachher die Mitglieder des Raths 
der Künfhundert; ; 

2) Die Mitglieder des Eaffationd:Gerictes; - 

3). Die Hoch · Geſchwornen; 


A4) Die Departements-Verwalter; 
5) Den Praͤſidenten, den öffentlichen Anttäger. und den Schreiber des Eri« 
minal:Sericjtshofes; 


6) Die Richter der Eivil-Gerichte ; 

Art, 42. Wenn die Wablmänner : Berfammlungen einen Bürger wählen, 
um an die Stelle eines Beamten ju Ireten, derr mit Tod abgegangen, freiwillig 
feine Entlafjung gegeben oder abgeiegt worden; fo ift diefer Bürger nur für 
diejenige Zeit ernannt, welche der abgegangene Beamte noch in jeinem Amte 
zu bleiben batte. 

Art. 43. Der Kommiffär des Vollziehungs-Direktoriums bei jeder Depar: 
temental:Bermaltung it — bei Strafe der Abſetzung — verbinden, dem. Di 
reftorium von der Eröffnung und.der Schließung der Wahlmänner-Berfamm: 
lungen Nachricht zu geben: Diefer Kommiſſär darf. die Operationen weder 
aufhalten, noch hemmen, nod in den. Ort ihrer Sisungen hinein geben; er 
bat aber das Recht zu begebren, daß ihm der Verbal⸗Prozeß über jede Sikung 
vier und zwanzig Stunden hernach mitgetheilt werde; und dann ift er verbuns 
den, dem Direftorium jede Verlegung förmlich anzuzeigen, die gegen die Con» 
ſtitutions-Urkunde möchte vorgenommen worden feyn. 

In allen Fällen foriht die gefeßgebende Verſammlung allein darüber, ob 
die Operationen der Wahlmänner:Berfammlung gültig find, oder nicht. 


V. Zitel. 
Gefeggebende Gewalt 
, Allgemeine . Verfügungen. 


. Urt. 44. Die geſetzgebende Verſammlung beſteht aus — Rath der 
Aelteßen und aus dem Kath der Fünfhundert. 
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Art. 65 Die geſetzgebende Verſammlung darf in keinem Falle, weder ei⸗ 
nem noch mehreren ihrer Mitglieder, noch irgend fonft jemanden, einen Theil 
derjenigen Gewalt übertragen, die ihr, fraft gegenmärtiger Eonftitution, zufommt. 


Art. 46. Sie darf weder felbit noch durch Perfonen, die von ihr abgeord⸗ 
net find, weder die volljiehende, noch die richterlihe Gewalt ausüben. „ 

Art. 47. Man darf nicht Mitglicd der gefeggebenden Berjammlung feyn, 
und zugleich fonft irgend ein anderes öffentliches Amt — ed fey denn das Amt 
eines Archivars der Republik — befleiden. 


Art. 43. Wenn öffentlihe Beamten zur gefeßgebenden Berfammlung ge 
wählt werden, fo beftimmt das Geſetz die Art und Weile, wie ihre bisherigen 
Yemter entweder wirklich mit Andern befest, oder nur einftweilen Andern über- 
tragen werden follen. 


Art. 49. Jedes Departement ernennt — jedoh nur nad) Berhältniß feiner 
Bevoͤlkerung — Mitglieder * Rathe der Aelteſten, und zum Rathe der 
Sünfhundert, 

Lt. 50. Nach den Bevoͤlkerungs⸗Liſten, welche der gefengebenden Ber: 
fammlung zugeſchickt werden, beſtimmt diefelde alle zehn Sabre die Anzahl der 
Mitglieder, weldhe jedes Departement zum Ratte der elteiten und zum 
Rathe der Fuͤnfhundert zu ernennen hat. 

Art, 51. Während der Zwifchenzeit darf in diefem Austheiler‘ ‚Beine Ab» 
änderung getroffen werden. 


Art. 52. Die Mitglieder der gefeßgebenden Verſammlung find nicht Res 
präfentanten ded Departements, welches fie ernannt bat, fondern ‚der ganzen 
Mation; und ed kann denfelben Fein befonderer Auftrag gegeben werden. 

Art. 53. Beyde Raths +» Berfammlungen werden jährlih um ein Drit- 
tel erneuert. 

Art. 54. Die Mitglieder, die nach dreien Jahren abgehen, dürfen fogleich wieder 
für die ‚drei folgenden Sahre gewählt werden. Nachher aber wird ein Zwiſchen⸗ 
raum von zweien Fahren erfordert, um aufs Neue gewählt werden zu koͤnnen. 

Art. 55. Im keinem Falle darf einer länger als ſechs Jahre hinter einan- 
der Mitglied der gefengebenden Verſammlung feyn. 


Art. 56. Wenn eine der beiden Raths:Berfammlungen, durch außeror- 
dentlihe Umftände, auf eine Anzahl berabgebraht wird, die weniger ald zwei 
Drittel ihrer Mitglieder ausmacht; fo giebt diefelbe dem Bolljiehungs-Direftos 
rium Nachricht davon. Diefes ift dann verbunden, unverzüglich die Ur: Ber: 
fammlungen der Departemente zufammen zu berufen, welche, vermöge dieſer 
Umftände, neue Mitglieder zur 'gefeggebenden Berfammlung zu ernennen haben: 
die Ur: Berfammlungen ernennen dann. ayf der Stelle die Wahlmänner, welde 
zu den Wahlen der Stellen fihreiten, die erfegt werden müſſen. 


Art. 57. Die Mutglieder, welche für den einen oder für den andern Rath neu 
erwählt worden firid, vereinigen fih den 1. Prärial eines jeden Jahres, in der, 
jenigen ®emeinde, die von der vorhergehenden gefeßgebenden Berfammlung da> 
zu angezeigt worden if, oder in der nämlihen Gemeinde, wo dieje ihre legten 
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Sigungen gehalten, wenn Peine andere zur Berfammlung der neuen Geſetzge⸗ 
bung ift auserfehen worden. 

Art. 58. Die beiden Rath Berfammiungen haben immer in der nemlichen 
Gemeinde ihren Gig. 

Art. 59. Die gefeßgebende Berfammlung ift immerwährend; dennoch Bann 
fie ihre Sigungen auf gewiffe, von ihr anzuzeigende, Zeitpunkte, verfhieben. 

Art. 60. In keinem Falle dürfen die beiden Ratp6 + Verfammlungen in 
einem und eben bemſelben Saale. zufammen kommen. _ 

Art. 61. Das Präfidenten:Amt und das Amt der Sekretaͤre darf weder bei 
der einen, noch bei der andern Raths⸗-Verſammlung, länger als einen Mo— 
nal dauern. i 

Art. 62. Die beiden Raths⸗Verſammlungen — jede für ſich insbeſon⸗ 
dere das Recht, die Polizei in dem Orte ihrer Sitzungen und in dem aͤußern 
Umfange, den fie deſtimmt haben, auszuüben. 

Art. 63. Gede Raths ⸗Verſammlung bat für fi insbefondere das Recht, 
die Polizei über ihre Mitglieder auszuüben. Sie dürfen aber Peine ſchaͤrfere 
Strafen ertennen, ald die Eenfur, den Arreft auf acht Tage, und eine ee 
tägige Einthürmung. 


Art. 64. Die Sigungen der einen und der andern Raths⸗Verſammlung find 
Öffentlih. Die Zuhörer dütfen nicht mehr an der Arizahl ſeyn, als die Hälfte 
der Mitglieder beträgt, die zu jeder Raths-Verſammlung gebören. 

Die Protokolle der: Sigungen werden gedrudt. 

Art. 65. Bei jeder Berathſchlagung werden die Stimmen durch Aufftehen 
und Sigenbleiben gegeben. Iſt der Fall zweifelhaft, jo wird ein namentlicher 
Aufruf vorgenommen ; dann werden aber die Stimmen geheim gegeben. 

Art. 66. Wenn in irgend einer Ratp6:Berfammlung hundert Mitglieder 
‚ed begebren, fo ann diefelbe in einen allgemeinen und geheimen Ausſchuß zus 
fammentreten; blas aber um die Erörterung einer Sache vorzunehmen, und 
nicht um über diefilde eine entfceidende Beratbfhlagung zu halten. . 


Art 67. Weder die eine, nod die andere Raths-Verſammlung darf in ihrer . 
Mitte einen immermwährenden Ausfhuß ernennen. 

Seder Rath bat nur das Recht — wenn es ihm deucht, daß eine gemille 
Materie verdiene, vorläufig vorbereitet zu werden — eine ganz; eigene Kom— 
miffion unter feinen Dlitgliedern zu ernennen, die blof allein bei dem Gegen» 
fand ftehen bleibt, um deffen willen fie ernannt worden if. 

Diefe Kommifüon gebt jobald wieder außeinander, ald die Raths-Verſamm⸗ 
lung über den Gegenſtand gefprohen hat, der ihr if aufgetragen worden. 

Art. 68. Die Mitglieder der gefeggebenden Berfammlung erhalten eine 
jährliche Entſchaͤdigung. Sie iſt, für jede der beiden Raths-Verſammlungen, 
auf den Werth von dreitauſend Myriagrammen Weitze n feftgefegt (615 
bisherige Zeutner, 32 Pfund). 

Art. 69. Das BolljiehungsDireftorium darf auf fehd Myriameter 
weit (zwölf bisherige mittlere fraͤnkiſche Meilen) Peine Truppen bei derjenigen 
Gemeinde vorbei marfdhieren oder in diefer Entfernung von diefem Drte fi) 
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aufhalten laffen, wo die gefeßgebende Berfammlung ihre Sitzungen bält; es 
fey denn, daß dafjelbe von ihr dazu aufgefordert, oder berechtigt morden wäre. 
Art. 70. Eine Bürger: Wade, die aus der fehbaften National:Garde aller 

Departemente gezogen, und von ihren Waffenbrüdern erwählt worden — ums 
gibt die gefeßgebende Verfammlung. 

Diefe Wache muß mwenigftend aus fünſzehnbundert Mann beſtehen, die den 
Dienſt wirklich verſehen. 

Art. 71. Die geſetzgebende Verſammlung beſtimmt die Art und Weiſe, wie 
dieſer Dienſt verſehen werden, und wie lang er dauern ſoll. 

Art. 72. Die geſetzgebende Verſammlung wohnt Peiner oͤffentlichen Cere⸗ 
monie bei, und ſchickt aud Feine Deputation dazu ab. 


Der Rath der Fünfhundert. 


Art. 73. Der Kath der Fuͤnfhundert bleibt unabänderlicy auf diefe — 
feſtgeſetzt. 

Art. 74. Niemand darf zum Mitgliede des Rathes der Fünfhundert 
ernannt werden, der nicht dreißig Jahre; zurückgelegt, und nicht unmittelbar 
vor feiner Wahl zehn Jahre lang auf dem Gebiete der Republik gewohnt hat, 

Die Bedingung, daß man dreißig Jahre zurüdgelegt babe, darf nicht vor 
dem fiebenten Jahre der Republik gefordert werden: bis dabin ift es hinreichend, 
fünf’und zwanzig volle Jahre alt zu feyn. 

Art. 75. Der Rath der Fünfhundert darf nicht berathichlagen, wenn nicht 
wenigftens zweihundert Mitglieder beifammen find. 

Art. 76. Dem Rathe der Fünfpundert gehört ausſchließend das Recht zu, 
Gefege vorzufclagen. 

Art. 77. Der Rath der !Fünfhundert darf über einen Gegenftand bes 
rathſchlagen, noch eine Entſcheidung darüber nehmen, ald nahdem er folgende 
Formalitäten beobachtet hat: 

Jeder Vorſchlag wird dreimal vorgelefen. Bon einer Vorleſung zur andern 
müffen wenigftens zehn Tage verfloffen ſeyn; 

Nach jeder Borlefung wird die Erörterung eröffnet und nichts deſtoweni⸗ 
ger darf der Rath der Fünfhundert, nad der erften oder zweiten Borlefung 
erflären, daß die Erörterung der Frage auf eine andere Zeit zu verfchieben 
fey, oder daß Feine Berathſchlagung darüber Statt finden folle. 

Jeder Vorſchlag wird gedrudt, und zwei Tage vor der zweiten Vorleſung 
unter die Mitglieder des Raths vertbeilt. 

Der Rath der Fünbundert entfheidet nach der dritten Borlefung, ob die 
Sache verihoben werden foll, oder nicht. 

Art. 78. Ein jeder Vorſchlag. über den eine förmliche Berathichlagurg vorge⸗ 
nommen, und welcher nach der dritten Vorleſung entfcheidend verworfen wor⸗ 
den ift, darf vor Jahresfriſt micht wieder erneuert werden. 

Art. 79. Die Borfhläge, welche der Rath der Fünfhundert aufnimmt, 
werden Refolutionen Geſcheide) genannt. 

‘Art. 80. Der Eingang einer jeden Refolution enthält: . 
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"9 Das Datum der drei Sigungen , in welchen ein Vorſchlag ift vorgelefen 
worden. 

2) Den At, wodurch nad der dritten Worlefung erklärt worden ift, daß 
die Entfheidung über den Borfhlag auf Peine andere Zeit verichoben 
werden fol. 

Art. 81. Bon den Gormalitäten, welhe der 77fte Artikel vorfhreibt, find 
diejenigen Borfchläge ausgenommen, welche der Rath der Fünfhundert, in 
einer voran geſchickten Erflärgng, "bekannt: gemacht hat, dab die Umftände 
dringend find, und daß die Aubübung diefer Borfchläge feinen Aufichub leidet. 

In diefer Erflärung werden die Gründe angegeben, warum -man den 


Vorſchlag als dringend anſieht, und in dem Eingange der ai gefcteht 
Meldung von diefen Gründen. 


Rath der — 


Art. 82. Der Rath der Aelteſten beſteht aus zweihungftt und, fünfzig 
Mitgliedern. 

Art. 83. Niemand darf zum Mitgliede des Raths der Aelteſten ge 

wählt werden, es fey denn, daß er folgende Eigenfchaften in ſich vereinige: 
Er muß vierzig volle Jahre haben; 
Er muß geheirathet oder Wittwer feun; 

Er muß unmittelbar vor feiner Wahl fünfzehn Fahre in dem Gebiet:der 
Reyuslt gewohnt haben. 

Art. 84. Die Bedingung, dag man fo und fo lang in Frankreich gewohnt. 
baben muß, die im vorhergehenden Artifel-gefordert wird, wie aud diejenige, 
die im 74.-Arkifel vorgefchrieben worden, gehen diejenigen Bürger nit an, 
welche Praft einer Sendung der Regierung dad Gebiet der. Republik ver: 
lafien haben. 

Art. 85. Der Rath der Xelteften darf Peine Berathſchlagung vornehmen, 
wenn nicht wenigſtens hundert und ſechs und zwanzig Mitglieder gegenwär: 
tig find: 

Art. 86. Dem Rathe der Aelteſten kommt es ausſchließend zu, die Reſo⸗ 
lutionen, welche der Rath der Fünfhundert gefaßt, zu billigen oder zu verwerfen. 

Art. 87. Sobald von dem Rathe der Fünfhundert eine Reſolution an den 
Rath der Aelteſten gelangt ift, liedt der Prafident auf der Stelle den Eingang 
derfelden vor. 

Art. 88. Der Rath der Nelteften verfagt feine Billigung den Reiolutionen 
des Raths der Fünfpundert, wenn dabei die Formalitäten nicht beobachtet wor⸗ 
den find, welche die Conſtitution vorſchreibt. 

Art. 89. Hat der Rath der Fünfhundert den Vorſchlag als dringend er: 
klaͤrt; fo berathfchlagt der Rathider Aelteiten darüber, od der Akt, wodurd der 
Vorſchlag ald dringend erklärt worden, foll gebilligt oder verworfen werden. 

Art. 90. Verwirft der Rath der Aelteften den Akt, wodurd der Vorſchlag 
als dringendjerklärti worden ift; fo wird über die Reſolution ſelbſt feine Be⸗ 
ratbihlagung mehr angeftellt. . 
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Art. 91. Steht vorn an der Reſolution kein Akt, wodurch der Vorſchlag 
als dringend erklaͤrt worden; ſo wird dieſelbe dreimal, in drei verſchiedenen 
Zeitpunkten, vorgeleſen. Von jeder Vorleſung zur andern müffen wenigſtens 
füͤnf Tage vergangen ſeyn. 

Nach jeder Vorleſung wird die Erörterung darüber eröffnet. , 

Jede Refolution wird gedrudt und mwenigftens zwei Tage vor der jweiten 
Borlefung unter-die Mitglieder vertheilt. 

Art, 92. Die Refolutionen, welde der b der Zünfhundert gefaßt bat, 
und vom Rathe der Nelteften angenommen woßßen find, beißen Gefege. 

Art. 93. In dem Eingange der Geſetze ift dad Datum der drei Gigungen 
enthalten, in welden bei dem Rath der Aelteſten die Vorleſung (der Reſolu⸗ 
tionen) ift vorgenommen worden. 

Art. 94. Das Defret, wodurd der Rath der Aelteften das Gefek ald drin« 
gend anerfennt, enthält die Gründe, warum; und es wird davon in dem Ein- 
gange des Geſetzes Meldung gethan. , | 

Art. 95. Wenn ter Rath der Fünfpundert ein Geſetz vorfhlägt; fo hat 
der Rath der elteften diefen Vorſchlag, in feinem ganzen Umfang, nad allen 
feinen Artikeln zu prüfen. Diefer Rath hat daher dad Ganze anzunehmen 
oder zu verwerfen. 


Art. 96. Wenn der Rath der Aelteften den Vorſchlag eines Geſetzes an⸗ 
nimmt, fo gibt er es jedes Mal dadurch zu erkennen, daß er auf jeden an« 
genommenen Vorſchlag folgende Formel fest, die vom Präfidenten und den Se— 
Pretarien unterfchrieben wird ! Le Conseil des Anciens approuve, .. . (der 
Rath der Xelteften billigt. .. .) 

Art. 97. Wenn der Rath der Aelteften feine Genehmigung verfagt, weil 
Formalitäten übergangen worden find, die der 77, : Artikel vorſchreibt; fo wird 
diefes durch folgende Formel angezeigt, welhe vom VPräfldenten und den Ge 
Preiarien unterfchrieben wird: La Constitution annulle, ;,.. (Die Konftitution 
erklärt als null und nichtig. .... ). 


Art. 98. Wenn der Rath der Aelteſten ſich weigert, ein vorgefchlagenes 
Geſetz an ſich ſelbſt zu billigen; fo gefchieht diefes durch folgende Formel, welche 
vom Präfidenten und den Sekretarien unterfchrieben wird; Le Conseil des An. 
eiens ne peut adopter, .,.. (Der Rath .der Aelteſten Pann nicht annehmen... . ) 

Art, 99. Wenn der Hal des vorhergehenden Artikels eintrifft; fo darf 
ber Rath der Fuͤnfhundert den nämlichen Geſetzesvorſchlag erft nach Jahres⸗ 
frift wieder erneuern, ’ 

Art. 100. Deffen ungeachtet darf der Rath der Fünfhundert zu jeder, Zeit, 
als er es für gut findet, ein Geſetz vorfchlagen‘, welches Artikel enthält, die 
einen Theil des Geſetz-Vorſchlages ausmachen, der verworfen worden ift. 

Art. 101. Wenn der Rath der Nelteften ein borgefchlagenes Geſetz ange: 
nommen bat; fo fait er dafielbe noch am nämliden Tage an den Kath der 
Fünfhundert fowohl, als an das Bollziehungs-Direftorium. 

Art. 102. Der Rath der Uelteften kann den Ort verlegen, wo die gefeß- 
gebende Berfammlung fih’aufjuhalten hat. Im diefem Falle zeigt er den neuen 
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Drt und den Zeitpunft an, wann und wo fi der eine, wie der andere Rath 
binzubegeben haben, 

Das Dekret, welches der Math der Aelteften darüber ergehen läßt, ift un» 
widerruflich. . 

Art. 103. Sobald diefes Defret ergangen, dürfen, vom nämlihen Tage 
an, weder der eine, noch der andere Rath, in derjenigen Gemeinde fernerhin 
beratbichlagen,, wo fie bisher ihre Sigungen gehalten haben. 

Diejenigen Mitglieder, die ihr Amt dafeloft fortfegen woliten, würden ſich 
des Verbrechens ſchuldig machen, einen Eingriff in die Sicherheit der Republik 
gethan zu haben. Ä | 

Art. 104. Die Mitglieder des Mollzjiehungs : Direftoriums, welde das 
Dekret, fo die Verpflanzung der gefeßgebenden Gewalt betrifft, zurüchielten, 
oder demfelben das Staatd:Infiegel nicht aufdrüdten, oder es micht öffentlich 
befannt machen und verfenden wollten — würden ſich des nämlıdien Verbrechent 
fhuldig machen. 


Art. i05. Sind zwanzig Tage nach demjenigen, vergangen, der von dem 
Rathe der Aelteſten feftgefegt geweien; und hat dann nicht von jeder der beiden 
Rath: Berfammlungen die Mehrheit derfelben der Republik bekannt gemacht, 
daß fie an dem neubeftimmten Orte angefommen, oder. fi in irgend einem an⸗ 
dern Drte vereinigt haben: fo follen die Departements:Bermwalter, oder, wenn 
diefe ed nicht thun, die Eivilgerichtshöfe in den Departementen, die UrsBerfammlun- 
gen zufammenberufen, damit fie Wahlmänrer ernennen, weldhe dann fogleich zur 
Bildung einer gefeßgebenden Berfammlung zu fchreiten, und jweihundert und 
fünfzig Deputirte zu dem Rathe der Nelteften, und fünfpundert zu dem ans 
dern Rathe, zu wählen haben. 

Art. 106. Wenn der Fall eintrifft, der in dem vorhergehenden Artikel an« 
gezeigt worden, und die Departements: Verwalter verabfäumen es dann, die Ur« 
Berfammlungen zufammen zu berufen ; fo würden fie fih des Hochverraths ſchul⸗ 
dig machen, und einen Eingriff in die Sicherheit der Republik thun. 

Art. 107. Alle Bürger werden eben deſſelben Verbrechens ſchuldig erflärt, 
welche in dem Falle, der im bundert und ſechtten Artikel angezeigt üft, der Zur 
fammenberufung der Ur» und Bahlmänner + Berfammlungen Hinderniffe in 
den Weg legen würden. 

Art. 108. Die Mitglieder der neuen gefeßgebenden Verſammlung fommen 
indem Orte zufammen, mo der Rath der Aelteften die Sigungen bin verlegt hat. 

Wenn fie fih in diefem Orte nicht vereinigen koͤnnen; fo it da — mo es 
au feyn mag — die gefeggebende Verfammlung , wo fic die Mehrheit 
derfelben che. | 5 

Art. 109. Außer in den Fällen, die im hundert und zweiten Art. ange» 
zeigt find, darfim Rath der Xelteiten fein Geſetz⸗ Vorſchlag ſeinen Urſprung nehmen. 


Art und Weiſe, wie die Perſonen der geſetzgebenden 
Verſammlung ſichergeſtellt ſind. 


Art. 110. Diejenigen Bürger, welche Mitglieder der geſetzgebenden Per 
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ſammlung find, oder gewefen find, dürfen -zis- Feiner Zeit wegen irgend etwas, 
das fie bei Ausübung ihres Amtes mögen gefagt oder geichrieben haben, weder 
zur Rechenſchaft gezogen, angeklagt, nody gerichtet werden. 


Art. 111. Die Mitglieder der gefeßgebenden Berfammlung dürfen — von 
dem QAugenblide ihrer Ernennung an, bis an den dreißigften Tag. nachher als 
ihr Amt aufgehört bat — anders nicht vor Gericht gezogen werden, als nad 
denjenigen Formalitäten, welche die folgenden Artikel vorſchreiben. 


Art. 112. Wenn fie Griminal: Verbrechen begeben, kann man fid ihrer 
Perfon auf frifher That verfihern; dennob aber muf man der gefeßgebenden 
Berfammlung unverzüglih Nachricht davon ertbeilen. Man darf fie dann vor 
Gericht nit weiter verfolgen, als bis der Kath der Fünfpundert vorgefchla« 
gen, daß der Prozeß gegen fie ſoll angefangen — und bis der Rath der 
Aelteſten dieſen Vorſchlag dekretirt hat. 

Art. 113. Außer dem Falle, in welchem einer bei Criminal-Verbrechen auf 
friiher That ergriffen worden, darf Fein Mitglied der gefeggebenden Verſamm— 
lung vor Polizei:Beamten geführt, noch in Arreft gefeht werden, als bis der 
Rath der Fünfhundert vorgefülagen, daß ihm der Prozeß foll gemacht werden, 
und bis der Rath der Xelteften diefen* Vorſchlag defretirt hat. 

Art. 114. In den Fällen, die in den beiden vorbergehenden Artikeln an- 
gezeigt find, darf ein Mitglied der gefepgebenden Berfammlung keinem andern 
Gerichtöhofe überantwortet werden „als dem hoben Gerichtshofe. 

Art. 115. Sie werden dem hoben Gerichtshofe ferner überantwortet, we— 
gen Hocverrathes, wegen Entwendung der öffentlihen Gelder, oder wenn fie 
die Konftitution haben fuchen zu fürzen, oder wenn fie, fonft auf irgend eine 
Art, die innere Sicherheit der Republik haben in Gefahr fegen wollen. 

Art. 116. Keine Klage gegen .ein Mitglied der geleßgebenden Berfamm: 
fung ann Urfadye werden, daß er gerichtlich verfolgt werde; wenn fie nicht 
ſchriflich abgefaßt, unterfehrieben und dem*Rathe der Funfhundert if zuge⸗ 
ſchickt worden. 

Art. 117. Wenn der Rath der Fünfhundert — nachdem er in der For 
malität darüber berathfchlagt hat, die im 77. Artifel vorgefhrieben worden — 
die Klage annimmt; fo erflärt er diefes mit folgenden Worten: 

(Die Klage gegen .... wegen .... batirt vom „. .. unterfihrieben von 
..... ME angenommen.) 

Art. 118. Dann wird der Befchuldigte vorgerufen: es wird ihm eine Zeit: 
frift von drei freien Tagen anberaumt, während welcher er erſcheinen kann: 
Erfseint er; fo wird er im Innern des Orts, in weldhem der Rath der Fünf 
hundert feine Sigungen bält, angehört. 

Art. 119. Der Befchuldigte mag erfhienen feyn, oder nicht; fo erflärt der 
Rath der Fünfhundert, wenn die anberaumte Zeitfrift verflofen it, ob fein 
Betragen verdiene unterfucht zu werden, oder nicht. 

Art. 120. Wenn der Rath der Fünfhundert erklärt hat, daß das Betra- 
gen des Befchuldigten unterfucht zu werden verdient; fo wird er vor den Rath 
der Helteften berufen. . Es wird. ihm. eine Zeitfrift von zwei freien Tagen an« 
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beraumt, binnen welden er da erfcheinen kann. Erfcheint, er, fo wird er in 
dem Innern des Orts, wo der Kath der- Nelteften feine igmmen hält, cüber 
fein Betragen) angehört; 

Art. 121. Der Befchuldigte. mag erfhienen feyn, oder nicht, fo erklaͤrt 
der Rath der Velteften, wenn es. der Fall ift, nach verfloßener Zeitfrit — 
nachdem er darüber, mit Beobahtung der Formalitäten berathfchlaget, die in 
dem 91. Artikel vorgefchrieben find — daß die Anklage Statt finden foll: dann 
wird der Beklagte dem hohen Gerichtshof überantwortet, der verbunden ift, ven 
Prozeß unverzüglich vorzunehmen, 

Art, 122. Wenn die eine oder die andere Raths-Verſammlung über ein 
beſchuldigtes oder angeklagtes Mitglied der geſetzgebenden Verfammlung irgend 
eine Erörterung anftellt, fo nimmt fie diefelbe in einem — Aus⸗ 
ſchuſſe vor. 

Bei jeder Berathſchlagung uͤber dieſe Art von Gegenſtänden wird, durch 
namentlichen Aufruf, und mit geheimen Stimmenzetteln geſtimmt. 

Art. 123. Wenn die geſetzgebende Verſammlung über eines ihrer Mit: 
glieder den Ausſpruch thut, daß Klage gegen ed Statt findet, fo werden bier: 
mit feine Amtsverrihtungen unterbrochen. S 


Wird er durd ein Urtheil des hohen Gerichtshofes freigeſprochen, fo tritt 
er feine Amtöverrichtungen wieder an. 


Verhältniſſe der beiden Ratb8-VBerfammlungen 
zu einander. 


Art. 124. Wenn die beiden Raths-Verſammlungen vollfommen gebildet 
find‘, fo geben fie ſich gegenfeitig, durch einen Staats-Boten, Nachricht davon. 
Art. 125. Jede Rath: Berfammlung ernennt vier Staats-Boten zu ihrem 
Dienite. 

Art. 126. Die Staatd:-Boten bringen einer jeden der Raths-Verſammlun—⸗ 
gen und dem Bollziehungs: Direktorium die Gejeße und die Akten, die. von der 
gefeßgebenden Gewalt herrühren ; fie haben zu dieſem Ende freien - Eingang 
in den Drt, wo das Vollziehungs-Direftorium feinen Sitz hat. 

Vor den Staats-Boten gehen zwei Huiffiers voran. 

Art., 127. Keine der beiden Raths-Verſammlungen darf, ohne Einwilli: 
gung der andern, ihre Sigungen auf länger als fünf Tage hinaus verfcdieben. 


Deffentlihe Befanntmahung der Öefege. 


Art, 18. Das Bollziehungs-Direftorium läßt auf die Gefege und die 
andern Alten der gefeßgebenden Berfammilung das Staats » Infiegel druden, 
und fie in den zwei erften Tagen, nachdem es diefelben erhalten bat, öffent: 
lih befannt machen. 

Art, 19. Es läßt, an dem Empfang:Tage ſelbſt, auf die Geſetze und 
Urkunden der gefeßgebenden Verſammlung das Staats-Inſiegel druden, und 


diefelben befannt maden, wenn vor ihnen ein Defret vorbergebt, das die Um— 
fände für dringend erklaͤrt. 
Dr. Siebenpfeiffer’s 10 
Handbuch der Berfafſung 1. 
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Art. 130. Die Bekanntmachung der Gefege und der Akte der geſetzgeben⸗ 
den Berlammlung wird.auf „folgende Art befohlen: 

Im Namen der fränfifhen Republik (Gefeg) oder (Akt der gefeßgebenden 
Berfammlung) . .. . Das Direktorium befieplt, daß obiges Geſetz oder obiger 
Art der gefeßgebenden Berfammlung öffentlich befannt gemacht; vollzogen, und 
mit dem Siegel der Republik verfehben werden fol. 

Art. 131. Das Volljiehungs:Direftorium darf diejenigen Gefege, — deren 
Eingang nicht erwielen, daß die Formalitäten beobachtet worden, die in den 
Artikeln 77 und’gi vorgefchrieben find — nicht öffentlich deraunt machen; es 
bleibt deßhalb ſechs Jahre lang verantwortlich. 

Davon ſind die Geſetze ausgenommen, bei welchen der Rath der Melteften 
den Aft gebilligt hat, wodurch fie für dringend erflärt worden find. 


VI. Titel. 
Vollziehende Gewalt. 


Art. 132. Die volljiebende Gewalt wird einem Direftorium übertragen, 
das aus fünf Gliedern befteht, welche von der gefeßgebenden  Berfammiung 
ernannt werden, die in diefem Falle, im Namen der Nation, das Geſchaͤft 
der. Bahlmänner- Berfammlungen ‚ausübt. 

Art. 133. Der Rath der Fünfhundert maht durch — Stimmen: 
Zettel eine Lifte, die an der Zahl zehnmal fo groß als die Anzahl der Wit» 
glieder des Vollziebungs:Direftoriums, die zu ernennen find, feyn fol. Diefe 
Yılte wird dem Kath der Aelteiten vorgelegt. welcher, ebenfalls durd geheime 
Stimm: Zettel, daraus die gehörige Zahl auswaͤhlt. 

Urt. 134. Die Mitglieder des Direftoriums müſſen wenigftens vierzig 
Sahre alt feyn. 

Art, 135. Gie dürfen nur aus ſolchen Bürgern ‘gewählt werden, die ent» 
weder Witglieder der gefeßgebenden Berfammlung, oder Minifter gewefen find. 
| Der gegenwärtige Artifel fol er vom IX. Jahr der Republif an beob- 

achtet werden. 

Art. 136. Bon dem erften Tage des V. republifanifhen Jahrs an zurechnen, 
dürfen die Mitglieder der gefeßgebenden Berfammlung nicht zu Mitgliedern des Volle 
ziehungs-Direktoriums, noch zu Miniftern ernannt werden; und zwar weder: wäh» 
rend der Zeit, ald fie an der gefeßgebenden Gewalt Antheil haben, noch auch 
ein ganzes Jahr lang hernach, als fie aus der gefeßgebenden Verſammlung 
berausgetreten find. 

Art. 137. Das Direktorium wird theilmeife erneuert; nämlich fo, daß in 
jedem Jahr ein neues Mitglied hineingewählt wird. 

Waͤhrend der vier erften Jahre entfcheidet das Loos unter denjenigen, 
die zum erften Mal ernannt worden find, welcher von ihnen in jedem Jahr 
austreten fol. 

Art. 138. Kein austretended Mitglied darf vor fünf Jahren wieder ins 
Direktorium gewählt werden. 

Art. 139. Die Anverwandten in auffteigender oder abfleigender gerader 
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Linie, die Brüder, der Oheim und Neffe, die Gefchwifter- Rinder, und diejeni⸗ 
gen, die in diefen verfhiedenen Graden dur Heirathen mit einander verwandt 
find — dürfen nicht zur nämlihen Zeit Mitglieder des Direftoriums feyn, 
noch fi darin nachfolgen, ald nach einer Zwifhen»Zeit von fünf Fahren. 

Art. 140. Wenn eın Mitglied durch Tod, freiwillige Abdankung, oder 
fonft auf eine andere Art abgeben follte, fo ernennt die. gefeßgebende ‘Ber: 
fammlung, längftens in zehn Tagen, feinen Nachfolger. 

Der Rath der Fünfhundert it verbunden, die Gandidaten in den erften 
fünf Tagen vorzufchlagen, und der Kath der Aelteften, die Wahl in den fünf 
legten Tagen zu vollenden. 

Das neu erwählte Mitglied wird nur für diejenige Zeit ernannt, als der: 
jenige, den es erfegt, noch im Amte hätte bleiben follen. 

Wenn jedody diefe Zeit nicht mehr als ſechs Monate beträgt; fo bleibt * 
Neuerwaͤhlte bis an das Ende des folgenden fünften Jahres im Amte. 


Art. 141. Jedes Mitglied des Direftoriums hat, der Reihe nad, den Bor» 
fiß darın, Do nur auf drei Monate lang. 

Der Prälident unterfchreibt im Namen des Direftoriumd, und bewahrt ' 
das Staats: Infiegel. 

Die Gefege und Akte der gefeßgebenden Berfammlung werden an das Di: 
reftorium, in der Perſon feines Prafidenten, addreſſirt. 

Art. 142. Das Direktorium darf feine Berathichlagungen anftellen, wenn 
nicht wenigftend drei feiner Mitglieder gegenwärtig jind. 

Art. 143. Es erwählt, außer feiner Mitte, einen Sekretaͤr, welder alle 
auszufertigenden Schriften, unter der Unterſchriſt des Prafidenten, unterjchreibt, 
und die Beratbfihlagungen des Direftoriums in ein Protokoll einträgt, in wel: 
ches jedes Mitglied fein mit Gründen wnterftügte® Gutachten, einjchreiben zu 
laffen das Recht bat. 


Wenn das Direktorium es für gut findet, fo kann es, ohne daß fein Ge: 
fretär gegenwärtig ift, beratbichlagen: in diefem Halle werden die Berathichla- 
gungen in ein befonderes Buch eingetragen, und von einem Mitgliede des Di: 
reftoriums ſelbſt niedergeſchrieben. 

Art. 144. Das Direktorium hat, nah den Geſetzen, für die äußere und 
innere Sicherheit der Republik zu forgen. 

Es darf Proflamationen befannt machen laffen, — den Geſetzen ge⸗ 
gemaͤß ſind, und die ſich auf die Vollziehung derſelben beziehen. 

Die bewaffnete Macht ſteht ibm zu Gebote; doch fo, daß weder das Direb⸗ 
torium zufammengenommen, noch irgend ein Mitglied davon dieſelbe in eige: 
ner Perfon kommandiren darf. Ein folhed® Kommando dürfen die Mitglie- 
der des Direftoriumd weder zu der Zeit übernehmen, als fie beim Direktorium 
im Amte fteben, noch während der erften zwei Jahre, als fie fchon aus dem: 
felben berausgetreten find. 

Art. 145. Wenn das Direktorium Nachricht erhält, daß fih irgentwo eine 
Verſchwoͤrung gegen die aͤußere oder innere Sicherheit des Staates angefpon- 
nen, fo ift ed befugt, Borführungs: und Berpaft:Befehle gegen diejenigen 
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ausfertigen zu laſſen, welhe"man als Rädelsführer oder Mitſchuldige der Ber- 
ſchwoͤrung zu feyn vermuthet. Es kann fie verhören; es iſt aber bei den Stra 
fen, welche gegen dad Verbrechen einer willfürlihen Einſperrung feſtgeſetzt find, 
verbunden, diefelben in einer Zeitfrift von zwei Tagen vor den Polizei-Ber 
amten zu ſchicken, damit gefegmäßig gegen fie verfahren werde. 


Art. 146. Das Direktorium ernennt die Ober:Generäle: es darf fie nicht 
unter ſolchen Perfonen wählen, die mit den Mitgliedern deſſelben entweder 
durch das Blut, oder durch Heirathen ın denjenigen Graden verwandt find: 
die im 139. Artifel angezeigt worden. 

Art. 1947. Durch Kommiffarien, die es felbft ernennt, ſorgt es bei den 
Verwaltungen und Gerichtshöfen dafür, daß die Geſetze fiher und genau 
volljogen werten. 

Art. 148. Es ernennt, außer feiner Mitte, die Minifter, und verabfchiedet 
fie nach feinem Gutbefinden. 

Es darf diefelben nicht unter folhen Bürgern wählen, die nod) nicht dreißig 
Sabre alt find; eben fo auch unter denjenigen nicht, die durd das Blut „oder 
dur Heirathen mit feinen Milglievern in den Graden verwa.ıdt find, Die im 
139. Artikel angezeigt worden. 


Art, 149. Die Minifter Porreipondiren unmitfelbar mit denjenigen Ge: _ 
walten, die ihnen untergeordnet find. 

Art. 150. Die gefeßgebende Verſammlung beftimmt die Anzahl der Mi: 
niſter, und die Gefhäfte, die einem jeden verfelben übertragen werden follen. 

Diefe Anzahl darf nicht unter ſechs, und nicht über acht jeyn. 

Art. 151. Die Minifter bilden unter fi feinen Rath. 

Art. 152. Die Minifter find, jeder in feinem Fade, ſowohl für die Nicht. 
vollziebung der Gefege, als auch für die Nichtvollziehung der Beſchlüſſe des 
Direftoriums verantwortlich. 

Art. 153. Das Direktorium ernennt den Einnehmer der unmittelbaren 
Staatsfteuern in jedem Departemente, 

Art. 154. Es ernennt. die erften Borgefesten bei den Regien der unmittel⸗ 
baren Staatsſteuern, und bei der Verwaltung der National:Güter. 

Art. 155. Bis zum Frieden ernennt dad Direktorium alle öffentlihe Bes 
amten in den fränfifchen Kolonien, die Departemente der JIsSles de France 
und der Reunion ausgenommen. 

Art. 156. Die gefeßgebende Berfammlung kann dem Direktorium die Boll: 
macht geben, nach Erforderniß der Umſtaͤnde, in alle franfifhe Kolonien einen 
oder mehrere befondere Agenten zu fchiden, die von ibm auf eine beftimmte 
Zeit ernannt werden. 

Die befondern Agenten verfehen dort dad namlihe Amt wie das Diref: 
torium, und find ihm untergeordnet. | 

Art. 157. Kein Mitglied des Direftoriums darf vor den erften zwei Jab— 
ren, als es aus dem Direktorium getreten ift, das Gebiet der Republik verlafjen. 

Art. 158. Während diefer Zwiſchen-Zeit ift ed verbunden, der geſetzgeben— 
den Berfammlung Rechenſchaft von feinem Aufenthalte abzulegen. 
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Der Artitel 112 und die folgenden, bis an den 123. mit eingefhloffen — 
welche von der Sicerftellung der Perfonen in der gefeggebenden Berfammlung 
bandeln — werden aud auf die Mitglieder des Bolziehungs : Direftoriums 
ausgedehnt. 


Art. 159. Wenn je mehr als zwei _ Mitgliedern des Direftoriums der 
Prozeß gemaht werden ifollte, fo forgt die gefeßgebende Verſammlung nach 
den gewöhnlihen Formalitäten dafür, daß, fo lange ald der Prozeß dauert, ihre 
Stellen einftweilen befegt werden. 


Art. 160. Außer den Fällen, die in den Artifeln 119 und 120 angezeigt 
find, darf weder das Direktorium, noch irgend eines feiner Mitglieder, weder 
vor den Rath der Fünfhundert, noch vor den Rath der Nelteften, berufen werden. 

Art. 161. Wenn die eine oder die andere Raths⸗Verſammlung von dem 
Direftorium Rechenſchaft oder Erläuterung über etwas begehrt , fo gibt es 
diefelbe fihriftlich. 

Art. 162. Das Direktorium it verbunden, der einen und der andern 
Raths-Verſammlung mit jedem Jahre die Ueberfiht aller Ausgaben des Staa- 
tes, wie auch den ganzen öffentlihen Finanz» Zuftand, dad Verzeichniß aller 
wirfli errichteten Lebensd-Gehalte, und endlih den Borfchlag derjenigen es 
bens: Behalten, die feiner Meinung nah, billigermaßen noch zuerkannt werden 
follen, fchriftlich vorzulegen. 

So foll es auch die Mißbraͤuche anzeigen, die ihm in der Verwaltung des 
Staates befannt worden find. 

Art. 163. Das Direktorium darf zu allen Zeiten den Rath der Fünfhun— 
dert fhriftlih einladen, den oder jenen Gegenitand in Erwägung zu zieben; 
es darf ibm zwar Mafregeln vorſchlagen aber Peine eigentlihe, Geſetz⸗Ent⸗ 
würfe vorlegen. 

Art. 164. Ohne Erlaubniß der gefeßgebenden · Verſammlung darf Fein 
Mitglied des Direftoriums fih auf länger als auf fünf Tage, oder weniger 
als vier Myriameter (act mittiere fraͤnkiſche Meilen) von dem Orte ent: 
fernen, wo das Direftorium jeinen Sitz bat. 

Art. 165. Die Mitglieder des Direftoriums dürfen in Ausübung ihres 
Amtes weder außer noch in ihrem Haufe fi anders nicht zeigen, als in der 
unterfcheidenden Kleidung , die ihnen -vorgefchrieben ift. 

Art, 166. Das Direktorium bat feine beftändige, und von der Republik 
befoldete Wade, die aus bundert und zwanzig Mann zu Fuß, und aus bun- 
dert und zwanzig Mann zu Pferde beſteht. 

Art. 167. Das Direktorium wird, bei allen öffentlihen Geremonien und 
Märfhen von feiner Wache begleitet, und nimmt dabei immer den erften 
Kang ein. 

Art. 168. Jedes Mitglied des Direktoriums laßt ih, außer feiner Woh⸗ 
nung von zwei Garden begleiten. 

Art 169. Jeder Poften der bewaffneten Gewalt it verbunden, dem Direk⸗ 
torium und jedem einzelnen Witgliede deſſelben, die hoͤchſten militärifhen Ehren: 
Bezeugungen zu ermweilen. J 
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Art. 170. Das Direktorium bat-vier Staats:Boten, die es jelbft. ernennt, 
und nad Gutbefinden wieder abfegen kann. 

Sie überbringen den beiden gefeßgebenden Raths « Berfammlungen die 
Briefe und fonft andere Schriften des Direftoriums’ zu dem Ende haben fie 
in den Ort freien Eingang, wo die gefeßgebenden Raths-Verſammlungen ihre 
Sigungen halten; vor ihnen ber geben zwei Huiſſiers. 

Art. 171. Das Direftorium hat in der mämlidhen Gemeinde mit der 
gefeggebenden Verſammlung feinen Gig. 

Art. 172, Die Mitglieder des Direftoriums erhalten auf Koften der Re— 
publif freie Wohnung, und wohnen alle in dem namlihen Gebäubde. 

Art. 173. Der jährlihe Gehalt eines jeden Mitgliedes beträgt den Werth 
yon fünfzigtaufend Myriagrammen Waizen (10,222 Zentner). 


vl Zitel 
Departemental und MunizipalBerwaltungen. 


Art. 174. Jedes Departement hat feine RES, und jedes 
Kanton wenigftens eine Munizipal:Bermaltung. 

Art. 175. Gedes Mitglied einer. Departemental: und? Munizipal:Berwals 
tung muß mwenigftens fünf und zwanzig Jahre haben. 

Art. 176. Blut» Verwandte in aufiteigender und abfteigender gerader Li: 
nie, Brüder, Oheim und Neffe, und diejenigen, die durch Heirathen in eben 
den Graden mit einander verwandt find, dürfen nicht zu gleicher Zeit Mit» 
glieder der naͤmlichen Verwaltung ſeyn, noch fich darin einander nachfolgen, als 
nach einem Zwifhenraume von. zwei Jahren. 

Art. 177. Jede Departemental:Bermaltung beftehet aus fünf Mitgliedern 
und wird jedes Zahr um ein Fünftel erneuert. 

Art. 178. Jede Gemeinde, die von fünf bis hunderttaufend Einwohner in 
ſich faßt, hat für ſich ollein eine Munizipal:Bermaltung. 

Art. 179. Im jeder Gemeinde, worin ſich weniger ald fünftaufend Gin: 
wohner befinden, ift ein Munizipal:Agent und ein Adjunkt deffelben. 

Art. 180. Die Bereinigung der Munizipal-Agenten einer jeden Gemeinde 
bildet die Kantons: Munizipalität. 

Art. 181. Ferner foll noch jede Munizival:Bermwaltung einem - Präftdenten 
haben, der aus dem ganzen Kanton gewählt wird, 

Art. 182. In den Gemeinden, deren Beoölferung fih auf fünf bis zehn— 
taufend Einwohner beläuft, find fünf Munizipal-Beamten; 

Sieben, von zehntaufend bis fünfzehntaufend ; 

Neun, von fünfzigtaufend. bis hunderttauſend. 

Art. 183. In denjenigen Gemeinden, die über bunderttaufend Einwohner 
enthalten, follen wenigftens drei Munizipal: Verwaltungen Gtatt finden. 

In diefen Gemeinden werden die Munizipalitäten dergeitalt eingetheilt, 
daß der Bezirk einer jeden nicht mehr als fünfzigtaufend,, und nicht weniger 
als dreißigtaufend in. fih faßt. 

Die Munizipolität eines * Bezirks beſteht aus ſieben Mitgliedern. | 
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"Art.2184. In denjenigen Gemeinden, die in mehrere Munizipalitäten ein- 
getbeilt find, wird eine Gentral:Kammer für folhe Gegenftände errichtet, wel: 
de nad dem Urtheil der gefengebenden Berfammlung nit wohl getrennt 
werden Pönnen. 

Diefe Kammer befteht aus drei Mitgliedern, welche von der Departemen: 
tal⸗Verwaltung ernannt, und von der vollziehenden Gewalt beftätigt werden. 

Art. 185. Die Mitglieder einer jeden Munizipal:-Berwaltung werden für 
zwei Fahre ernannt, und jährlih um die Hälfte erneuert, oder um den Theil, 
welcher der Hälfte am naͤchſten kommt; abwechfelnd tritt die größere, und danı 
die kleinere Hälfte ab. 

Art. 186. Die Mitglieder der Departemental- und? MunizipalsBerwa'tun: 
gen, die abgehen, dürfen einmal wieder gewählt werden, ohne daß eine Zwi— 
fhenzeit nothwendig ift. 

Art. 187. Ein jeder Bürger, der zweimal hinter einander zum Departe- 
mental: oder Munizipal:Bermwalter gewählt worden ift, und ter, kraft beider 
Wahlen, dies Amt verfehen hat — darfjnidht von neuem gewählt werden, als 
nad) einer Zwifchenzeit von zwei Jahren. 


Art. 188. Wenn der Fall einträte, daß in einer Departementals oder 
Munizipal: Berwaltung eines oder mehrerer ihrer Mitglieder durch Tod, frei: 
willige Entlaffung, oder auf eine andere Art abgingen; fo dürfen die übrig» 
gebliebenen Berwalter ſich einftweilige Amtsbrüder an der abgegangenen Stelle 
ernennen, die mit ihnen bis auf die näcftfolgenden Wahlen im Amte bleiben. 


Art. 189. Die Departemental» und Munizipal» Berwaltungen dürfen an 
den Aften der gefeßgebenden Berfammlung oder der vollziebenden Gewalt Feine 
Aenderung treffen, noch die Bollziehung derfelben verfchieben. _ 

Sie dürfen fih in nichts einmifhen, was die richterlihe Gewalt angeht. 
Art. 19. Es if eine wefentlihe Pfliht der Berwalter, den Austheiler 
. der unmittelbaren Staats⸗Steuern zu mahen, und die Auffiht über die Staats: 
Gelder zu haben, die in ihrem Gebiete durch die öffentlichen Einfünfte eingeben. 

Die gefepgebende Berfammlung beftimmt die Art und Weile, wie ihre 
Yemter ausgeübt werden follen; ſowohl im Anfehung der erfigenannten Gegen: 
fände, ald auch in allen andern Theilen der innern Verwaltung. 

Art. 191. Die volljiehende Gewalt ernennt bei jeder Departemental- und 
Munizipal:Berwaltung einen Kommiſſaͤr, den fie nach Gutdünken wieder ab» 
rufen Pann. 

Das Amt des Kommifjärd befteht darin, ein wachſames Auge darauf zu 
baben, daß die Geſetze vollzogen werden, und auf ihre Bollziehung zu dringen. 

Art. 192. Der Kommiſſaͤr bei jeder Lokal-Verwaltung foll aus den Bür- 
gern genommen werden, die feit einem Jahre in dem Departemente wohnen, 
wo diefe Verwaltung angeftellt if. 

Er muß wenigfiens fünf und zwanzig Jahre alt feyn. 

Urt. 193. Die Munizipal:Bermwaltungen find den Departemental:Berwal: 
tunger untergeordnet, und diefe wieder den Miniftern. 

Dem zufolge können die Minifter, jeder in feinem Fache, die Akten der 
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Departemental-Verwaltung als null und nichtig erBlären; das nämliche Recht 
baben wieder die Departemental » Berwaltungen gegen die Munizipal:Bermal: 


tungen — in fo fern nämlich dieſe Akten den Öefegen, oder den Befehlen der 
böhern Gemwalten zuwider find. 


Art. 194. Die Minifter können auch den Departements : Bermwaltern ihr 
"Amt niederlegen, wenn diefe nämlich den Gefegen oder den Befehlen der höhe: 
ren Gemwalten zuwider gebandelt haben; das nämlidhe Recht dürfen die Depars 


femental: Verwaltungen gegen die Mitglieder der Munizipal = Verwaltungen 
ausüben, 


Art. 195. Wenn die Akten der Verwalter auf diefe Art ald null und nich: 
tig erflärt find, oder ihnen ſelbſt dad Amt niedergelegt worden ift, fo ift dies 
fes erft volltommen gültig, wenn der Sprud der Minifter von dem Vollzie⸗ 
hungs⸗Direktorium förmlich beſtaͤtigt worden iſt. 


Art. 196. Das Direftorium hat aber ebenfalld das Recht, die Akten der 


Departements. oder Munizipal-Verwaltungen unmittelbar für null und nich: 
tig zu erklären. 


Es Fann auch, wenn es foldes für nötbig findet, unmittelbar die Depar- 
temental: oder Kantond:Berwalter abfegen, oder ihnen ihr Amt niederlegen , 


und fie fogar, wenn der Fall eintrifft, den Departements : Öerichtöhöfen über, 
antworten. 


Art. 197. Ein jeder Schluß, wodurd die Alten der Verwalter Paffirt, 
oder wodurd die Verwalter volltommen abgefegt, oder ihre Amtsverrichtungen 
ihnen niedergelegt werden — fol die Gründe enthalten , worauf er fi ftügt. 


Art. 193. Wenn die fünf Verwalter von einer Departemental:Berwaltung 
abgefegt werden, fo ernennt das Vollziehungs : Direktorium andere an ihre 
Stellen, bis ;u den bevorftehenden; diejenigen aber, die einftweilen ihr Amt 
verſehen follen, muͤſſen aus ehemaligen Berwaltern des namlihen Departements 
genommen werden. 

Art. 199. Sowohl die Departements: als Kantons: Verwaltungen dürfen 
unter fid feine Unterhandlungen “pflegen, als über Geichäfte, die ihnen kraft 
des Geſetzes zukommen; aber nicht über allgemeine Angelegenheiten, welche 
die ganze Republik betreffen. 

Art. 200. Jede Verwaltung fol jährlich Rechnung über die Führung ihres 
Amtes ablegen. 

Die Rechnungen der Departemental:Berwaltungen werden gedrudt. 

Art. 201. Alle Akten der öffentlichen Verwaltungen werden dadurch öffentlich 
befannt gemacht, daß das Kegifter, in welches fie eingetragen werden, beigelegt 
wird; und daß diefes Regifter allen Bürgern’offen fteht, die zu diefer. Verwal: 
fung gehören. 

Diefes Regifter wird alle ſechs Monate geichloffen, und wird nur von dem 
Tage an beigelegt, als es gefchloffen worden ift.. 

Die gefegebende Berfammlung kann nad den Umftänden den Zeitpunft 
weiter binausfegen, in welchem das Regifter beigelegt werden, fol. 


„tr 
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VIII. Titel. 
— rertess Gewalt. 


Allgemeine Verfügungen. 

Art. 202. Weder die gefeßgebende Verſammlung, noch die vollziehende 
Gewalt dürfen das Richteramt ausüben. 

Art. 203. Die Richter Dürfen ſich nicht in die gefeggebende Gewalt miſchen, 
noch irgend eine Verordnung ergehen laſſen. 

Sie dürfen kein Geſetz zurückhalten, noch ſeine Vollziehung verſchieben; 
auch dürfen fie keinen oͤffentlichen Verwalter wegen feiner Amts-Verrichtungen 
vor ihren Richterſtuhl fordern. 

Art. 204. Keine Kommiſſion, keine Anweiſung an gewiſſe Richter — es 
ſey dann an ſolche, welche durch ein vorhergehendes Geſetz ſchon beſtimmt wa— 
ten, — dürfen einen Bürger von feinen — trennen, die ihm eigentlich 
das Geſetz gegeben hat. 

Art. 205. Die Richter (da fie von der Repubtit bezahlt werden) üben 
ihr Amt. gegen die Parteien unentgeltlich aus. 

Art. 206. Die Richter dürfen nicht abgefegt werden, ald nachdem geſetz⸗ 
mäßig gegen fie erkannt worden, daß fie vorfäglich gegen ihre Pflicht gehan— 
deit; ihre Amts-Berrihtungen dürfen ihnen aud nit niedergelegt werden, 
ald nachdem eine foͤrmliche Anklage gegen fie ift angenommen worden. 

Art. 207. Die Bluts:Berwandten in auffteigender und abfteigender gerader 
Linie, die Brüder, der Oheim und Neffe, die Gefchwifterfinder und diejenigen, 
welche durch Heirathen in diefen verihiedenen Öraden mit einander verwandt 
find, dürfen nicht zu gleicher Zeit Mitglieder des naͤmlichen Gerichtshofes feyn. 

Art. 208. Die Sisungen der Richter find alle öffentlih ; die Richter be: 
rathſchlagen insgeheim ; die Urtheilsfprüdhe werden mit lauter Stimme ertheilt; 
fie enthalten die Gründe des Urtheild, und man führt darin die Worte des 
Gefeges an, das dabei ift angewendet worden. 

‚Art. 209. Kein Bürger, der nicht volle dreißig Jahre hat, darf als Rich⸗ 
ter eines Departements-Gerichts-Hofes, als Friedens-Richter, als Beiſi itzer eines 
Friedens⸗-Richters, noch als Richter eines Handlungs-Gerichtes, noch als Mits 
glied des Kaſſations-Gerichts, noch als Geſchworner, noch als Kommillär des 
Vollziehungs-Direktoriums bei den Gerichtshoͤfen gewaͤhlt werden. 


Bonden Civil-Gerichten. 


Art. 210. Das Recht der Bürger, ihre Zwiſtigkeiten durch Schiedsrichter 
entſcheiden zu laſſen, fo die Parteien ſich felbft wählen, darf auf Feine Art 
verlegt werden. 

Art. 211. Wenn fih’d die Parteien nicht ausdrüdlich vorbehalten ‚sb if 
der Spruch der Schiedsrichter ohne allen Appell, und es Bann nicht bei dem 
Kaffations:Gerihte um Kaffation defielben eingefommen werden. 

Art. 212. Seder Bezirk, der durch das Gefeg beftimmt wird, hat einen 
Friedens⸗Richter, dem einige Beifiger zugegeben find. 
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Sie werden alle auf zwei Jahre gewählt, und koͤnnen unmittelbar und 
immerfort wieder gewählt werden. 

Art. 213: Das Geſetz beftimmt die Gegenftände, worüber die- Friedens: 
richter und ihre Beifiger ohne mweitern Appell zu fprechen haben. 

Es verweifet andere Gegenftände an fie, in Anfehung welcher von ihrem 
Spruch appellirt werden kann. | 

Art. 214. Es giebt befondere Gerichtshöfe für den Handel zu Wafler und 
zu Land; das Geſetz beftimmt die Orte, mo es ſchicklich it dieſelben anzulegen. 

Shre Gewalt, ohne Appell zu enticheiden darf nicht über den Werth von 
50 Myriagrammen Weizen (102 Zentner, 22 Pfund) ausgedehut werden. 

Art. 215. Die Prozeſſe — in welchen weder der Friedens-Richter, noch 
die Handlungs:Gerichte, weder ohne, nod mit Appell zu ſprechen haben — 
werden unmittelbar vor den Friedens. Richter und feine Beifiger gebraht, um 
gütlich beigelegt zu werden. 

Kann der Friedens-Richter die Parteien nicht vergleichen, fo verweifet er 
fie an den Eivil-Gerichtöhof. 

Art. 216. In jedem Departement ift ein Eivil-Gerichtshof. 

Seder Eivil:Gerichtshof befteht wenigftend aus zwanzig. Richtern, einem . 
Kommiffär und einem Subftituten, welche das Vollziehungs-Direftorium ernennt, 
und nah Gutdünfen wieder abfegen kann; und aus einem Gerichtsſchreiber. 

Alle fünf Jahre wird zur Wahl aller Mitglieder des Gerichtöhofes gefchritten. 

Die Richter Bönnen immer wieder gewählt werden. 

Art. 217. Bei der Wahl der Richter werden auch fünf Suppleanten er: 
nannt, davon drei unter den Bürgern müffen gewählt werden, die in derjeni- 
gen Gemeinde wohnen, wo der Gerichtshof feinen Sitz hat. 

Art. 218. Der Eivil:Gerichtshof ſpricht in legter Inftanz, d. b. obne weis 
tern Appell, in den von dem Geſetz beftimmten Zällen, auf die Appelationen 
von den Urtheilen der Friedens-Richter ſowohl, ald der Schieds-Richter, oder 
der Handlungs.Gerichte. 

Art. 219. Der: Appell von Urtheilsfprühen, welche der Civil-Gerichtshof 
bat ergeben lafien, gefhieht an den Civil-Gerichtshof eines der drei nächſten 
Departemente, fo wie das Geſetz dieſes deſtimmt hat: 

Art. 220. Der Civil-Gerichtshof wird in Sektionen abgetheilt. 

Wenn eine Sektion fol fprehen Fönnen, fo müffen wenigftens fünf Kid: 
ter gegenwärtig feyn. 

Art 221. Die fammtlihen Richter eines jeden Gerichtshofs wählen unter 
fih, durdy geheime Stimmen: Zettel, den Präfidenten einer jeden Sektion. 


Don der Zucht- und von der Criminal-Gerichtsbarkeit. 


Art. 299. Niemand darf ergriffen werden, als um ibn vor einen Polizei: 
Beamten zu führen; und niemand darf in Arreft gefest, noch eingefperrt wer: 
den, ald kraft eines Berhaft-Befehld der Polizei-Beamten, oder des Bolljie 
bungs-Direftoriums in dem Falle, der im 145. Artikel angezeigt worden; oder 
Praft eined Befehls, daß er foll gefänglic eingezogen werden, welcher Befehl 
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von einem Gerichtähofe, oder von dem Direktor des Anklage-Jury ergangen 
ut; oder Praft eines Anflage-Defrets, weldes die gefeßgebende Verſammlung 
erlafien, und das in den Fallen, in welchen es ihr darüber zu fprechen zukommt; 
oder endlich, kraft eines richterlichen Spruches, wodurch einer zur Gefaͤngniß⸗ 
oder Einſperrungs-Srafe iſt verurtheilt worden. 
Art. 223. Wenn der Akt, welcher den Arreſt einer Perfon befiebit, voll 
jogen werden foll, fo muß er 
1) Förmlih die Urfache anzeigen, warum \ Diefelbe in Urreft geführt wird; 
wie auch das Gefeg, Praft defien ihr Arreft anbefohlen ift. 
2) Muß er demjenigen, den er angebt, förmlich angezeigt, und es muß ihm 
eine Abfchrift davon gegeben werden, 


Art. 224. Gede Perfon, die ergriffen, und vor den PolizeBeamteh - geführt 
wird, foll auf der Stelle, oder längitens in den erften 24 Stunden verhört werden. 

Art. 225. Wenn aus dem Berböre erhellet, daß Peine Beihuldigung ges 
gen die angehaltene Perfon Statt findet fo ſoll fie fogleih in Freiheit gefekt, 
werden; trifft der Fall ein, daß fie in das Arrefthaus zu bringen ift, fo wird 
fie fobald als möglich dahin gebracht, und in Peinem Falle darf dies langer 
ald drei Tage anftehen. 

Art. 226. Man darf Peine angehaltene Perfon in Verhaft halten, wenn 
fie eine binlänglihe Bürgfhaft giebt; und dies in allen Fällen, in welchen das 
Geſetz erlaubt unter Bürgfchaft frei zu bleiben. 

Art. 227. In den Fällen, in weldhen die Einfperrung einer Verfon von 
dem Geſetz genehmigt wird, darf niemand an Derter geführf, oder darein ge 
iperrt werden, die nicht geſetzmaͤßig und oͤffentlich als folhe bejeichnet find, 
daß fie zu Arreft:, Gerichts, oder Einfperrungs-Häufern dienen follen. 

Art. 28. Kein Wächter oder Thurmhüter darf irgend eine Perſon weder 
aufnehmen, noch eingefperrt halten, als kraft eines Verhaft-Befehls, der mit 
den Forhralitäten bekleidet if, die in den Artikeln 222 und 223 vorgefchrieben 
find; Praft eines Befehls zu körperlicher Haft, oder Praft eines Anklage-Dekrets, 
oder kraft eines. richterlihen Spruces, wodrud einer. zur Gefängniß- oder 
Einfperrungs: Strafe it verurtheilt worden; und endlih muß der Wächter 
oder Thurmpüter den Alt des Einſperrungs-Befehls in ſein Regiſter ein- 
getragen haben. | 

Art. 229. Kein Befehl, von welher Art er auch feyn mag, Pann einen 
Wächter oder Thurmbhüter von der Pflicht entheben, dem Civil-Beamten, der 
die Polizei über dad Einfperrungs:Haus bat — fo oft er nämlid von diefem 
Eivil:Beamten dazu aufgefordert wird — eine eingefperrte Perfon darzuftellen. 


Art. 230. Eben fo muß aud eine eingefperrte Verfon ihren Verwandten 
und Freunden dargeftellt werden, wenn nämlich diefe einen von dem Civil: 
Beamten deßhalb erhaltenen Befehl — den er ihnen jedoch nie abfchlagen 
darf — vorweifen Bann. Hievon ift jedoch der Fall ausgenommen, daß der 
Wächter oder Thurmhüter einen Befehl des Richters vorzeigen Fann, den 
erin fein Regifter eingetragen, durch welchen Befehl er verbunden ift, eine ein: 
gefperrte Perfon von der Gemeinfhaft mit allen andern Menſchen abzuhalten. 
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Art. 31. Ein jeder Menfh, was er auch für ein Amt oder eine Stelle 
haben mag — wenn ihm anders nicht dad Recht der Arreftation Praft des Ge» 
feßes zufommt — der einen Befehl giebt, unterzeichnet, vollzieht oder vollzie: 
ben läßt, Praft deifen jemand angehalten wird; oder auch ein jeder, wer es auch 
ſeyn mag, der fogar in den Fällen, in welden eine Arreftation durd das Ge: 
feß berechtiget ift, eine Perfon in einen Ort zum Einfperren führt, aufnimmt, 
oder fie darin behält, der nicht Öffentlich und gefeßmäßig dazu bezeichnet if; 
endlich alle Wächter oder Thurmhüter, welche dem Inhalt der drei vorberge: 
benden Artikeln zuwiderhandeln — jollen als ſolche gerichtlich verfolgt werden, 
die ſich des Verbrechens einer willführlichen Einfyerrung fchuldig gemacht haben. 


Art. 232. Jede Strenge, die bei Arreftationem, Einfperrungen, oder bei 
Vollziehung richterliher Urtheile, über die von dem Gefeke ER 
Strenge angewandt wird, ift ein Verbrechen. 


Urt. 233. In jedem Departemente find? — um über Verbrechen zu urthei: 
len, die weder eine förperlihe noch entebrende Strafe nady ſich ziehen — we: 
nigftens drei, und hoͤchſtens ſechs Zucht-Gerichtshöfe angeitellt. 

Dieſe Gerichtshoͤfe dürfen Beine ſchwerere Strafe erkennen, als eine zwei: 
jährige Einthürmung. 

An die Friedensrichter find, ohne weitern Appell, alle Verbrechen verwiefen, 
deren Strafe nicht mehr als eine Geldbuße von drei Taglöhnen, oder eine drei; 
tägige Einthuͤrmung nad ſich zieht. 

Art. 234. Jeder Zucht-Gerichtshof befteht aus einem Präfidenten. zweien 
Sriedens-Richtern oder Beiligern der Friedens:Rıchter aus derjenigen Gemeinde 
wo er feinen Sig hat, ans einem Kommifjär der volljiehenden Gewalt, welder 
vom Bollziehungs:Direftorium ernannt wird, und nad) Gutbefinden wieder ab» 
gejegt werden fann, und aus einem Gerichts:-Schreiber. 


Art. 235. Die Richter des Eivil-Gerichtshofes im Departemente — die Pra-> 
fidenten der beiden Sektionen ausgenommen — verfeben der Reihe nach, jeder 
auf ſechs Monate, die Stelle des Präfidenten bei jedem Zucht⸗Gerichtsbofe. 

Art. 236. Man Pann von den Urtheilen des Zucht-Gerichtshofes an den 
Eriminal:Gerichtöbof ded Departementes apyelliren. 


Art. 237. Bei Verdrechen, die eine Förperliche oder entehrende Strafe nach 
fi ziehen, darf Feine Perfon gerichtet werden, ald nachdem die Gefchwornen 
die Anklage angenommen, oder nachdem die gefeßgebende Berfammlung die 
Anklage defretirt bat, in den Zillen nämlich, in welchen es ihr zufommt, die 
AnPlage zu defretiren, | 

Art. 238. Ein erftered Jury (Gericht von Geſchwornen) erklärt, ob die 
Klage foll angenommen oder verworfen werden; ob die That erwieſen fey, dar: 
über entfcheidet ein zweites Jury; und die SER wenden dann 
die Strafe an, melde das Geſetz beftimmt hat. 

Art. 239. Die Geſchworenen geben ihre Stimmen nie anders, als geheim. 

Art. 240. In jedem Departemente- find fo viele Anklage⸗Jury als Zucht: 
Gerichtshoͤfe. 
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Die Praäfidenten der Zucht⸗Gerichtshoͤfe fi nd, jeder in feinem Bezirke, die 
Direftoren der Jury. 

In den Gemeinden, die mehr als fünfzigtaufend Einwohner enthalten, dür⸗ 
fen — außer dem Präfiventen des Zucht-Gerichtshofes — durch das Geſetz fo 
viele Direktoren der Anklag⸗-Jury angeltellt werden, als die rain De 
Prozefie es erfordert. , 

Art: 241. Der Kommiffär der vollziehenden Gewalt und der Berichts. 
Schreiber bei dem Zucht-Gerichtshofe verfehen das Amt des Kommiflärd und 
des Gerichts⸗Schreibers bei dem Direktor des Anklage-Jury. 

Art. 242. Zeder Direktor ded Anklage-Jury but die unmittelbare Aufficht 
über alle Polizei:Beamten feines Bezirfes. | 


Art. 243. Der Direktor des Jury verfolgt unmittelbar, ald Polizei:Be> 
amter, auf die foͤrmlichen Anzeigen hin, die ihm der öffentliche Anklaͤger, ſowohl 
von Amtes wegen, ald auf den Befehl, des Vollziehungs⸗-Direktoriums, macht: 

1) Die Eingriffe in die perfönlihe Freiheit oder Sicherbeit der RR, 

2) Die Eingriffe in das Voͤlkerrecht; 

3) Die Rebellion gegen die Vollziehung, ſowobl der Urtbeils:Sprühe , als 
auch aller Vollziehungs-Akte, die von Ponftituirten Gemalten berrühren ; 

4) Die Unruhen und Thaͤtlichkeiten, die verurfacht und begangen worden, 
um der Erhebung der Staatd:-Steuern, dem freien Umlauf der Lebens: 
Mittel und anderer — — Hinderniſſe in den Weg 
zu legen. 

Art. 244. Jedes Departement bat feinen Criminal: A Gerichtsbot. 

Art. 245. Der Eriminal-Gerichtshof beſteht aus einem Praͤſidenten, einem 
öffentlihen Anfläger, vier Richtern, die vom Civil « Gerichtshofe genommen 
werden, aus dem Kommiſſaͤr der volljiebenden Gewalt bei dem nämlidhen Ge— 
richtöhofe, oder feinem Gubftituten, ‚und aus einem Gerichtsſchreiber. 

Bei dem Eriminal:Gerihtshof ded SeimesDepartemented find ein Vice— 
Präfident und ein Subftitut des öffentlihen Anklägerd angeitellt: diefer Ge: 
richtöhof ift übrigens in zwei Seßtionen abgetheilt;: at Mitglieder des Civil 
Gerichtshofes verfehen dabei das Amt der Richter. ee 

Art. 246. Die Seftiond: Prafidenten bei dem Civil: Gerichtshofe, dürfen 
nit das Richteramt bei dem Criminal Gerichtöhofe verjehen. 

Art. 247. Die andern Richter verfehben den Dienft dabei, jeder nach feiner 
Reihe, fehs Monate lang, in der Ordnung ihrer Ernennung; und während 
diefer Zeit dürfen fie Pein Amt bei dem Eivil-Gerichshofe ausüben. 

Art. 248. Die Pflicht des Öffentlichen Anklägers ift : 

1) Die Verbrechen gerichtlich zu verfolgen, nachdem die Klage:Aften von dem 

.  erftern Jury angenommen worden; 

2) Die Anzeigen, die ihm unmittelbar gemacht werden, an die Polizei-Be: 
amten zu verweilen; 

3) Auf die Polizei-Beamten ded Departements ein wahlames Auge zu has 
ben, und im Falle der Nachlaͤßigkeit oder wichtigerer Vergehungen, ge: 
gen fie nad) dem Geſetze zu verfahren. 
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Art. 249. Der Kommiſſaͤr der vollziehenden -Gemwalt bat den Auftrag: 

1) Bei den Verhandlungen des Prozeſſes darauf zu dririgen, daß die For- 
ntalitäten regelmäßig beobachtet werden, und, vor dem richterlichen 
Sprude, die Anwendung des Geſetzes zu requiriren ; | 

2) Die Bollziehung des Urtpeild zu betreiben, welches der Sriminat-Gerichts. 

hof bat ergehen laflen. 


„ Art. 250. Die ‚Richter dürfen den Gefchwornen Peine zufammengefeßte 
Frage vorlegen. 
Urt. 251. Das Urtheild-Tury befteht menigftend aus wolf Geſchwornen: 
der Beklagte bat das Recht, ohne Gründe angeben zu müſſen, eine gewiſſe An— 
zahl davon, die das Geſetz beftimmt, zu verwerfen. 


Art. 252. Der Prozeß wird öffentlich vor dem Urtheils:Fury verhandelt ; 
auch darf man den Angeklagten: das Recht nicht verfagen, von eınem Beiftande 
unterftügt zu werden, welchen fie ſich feloft wählen Können, oder der ihnen von 
Amtes wegen ernannt wird. 

Art. 253. Eine jede Perſon, die von einem gefeßmäßigen Jury freige⸗ 
ſprochen worden, darf wegen der naͤmlichen Sache nicht mehr ergriffen noch 
angeklagt werden. 


Vom erraten eeiet 


Ark. 354. Für die ganze Republik giebt ed ein Kaſſations⸗Gericht. 
Es hat zu ſprechen: 
) Ueber die Kaffations: Begehren gegen die Uetheiläfprüde, welche die Ge⸗ 
richtöhöfe in letzter Inſtanz erlaffen haben ; 
2) Ueber die Begehren, daß ein Prozeß wegen eines gegründeten Verdachtes, 
oder der Öffentlihen Sicherheit wegen, von einem Gerichtshof an einen 
andern verwiefen werden möge; 
3): Ueber die Kompetenz:Entfheidungen , und über die Begehren, daß ein 
ganzer Gerichtöhof mit, ald Partei, in den Prozeß gezogen werden foll. 
Art. 355. Das Kaffationd:Gericht darf nie über die Prozeſſe felbft entichei- 
den, fondern es Pafftrt die richterlihen Urtheile, die in Prozeß-Sachen ergan— 
gen, worin die vorgefchriebenen Formalitäten verlegt worden, oder welche fürm- 
lihe Uebertretungen der Geſetze enthalten; und es vermeifet den Prozeß an 
denjenigen Gerichtöhof, der eigentlih darüber zu entfcheiden hat. 


Art. 2356. Wenn nady einer Kaffation das zweite Urtheil, fo über die 
Haupt-Frage des Prozefies ergangen, auf die nämlihe Art angegriffen wird 
wie das erftere, fo darf die Frage nicht mehr beim Kaflationd:-Geriht unters 
fucht werden, ohne der gefeßgebenden Berfammlung vorgelegt worden zu feyn, 
welche dann ein Geſetz darüber giebt, nach weldhem das Kaſſations-Gericht fich 
zu richten bat. 

Art. 257. Das Kafjationd:Gericht ift verbunden‘, alle Jahre eine Depu— 
tation an jeden Rath der gejeggebenden Berfammlung zu ſchicken, welche ihm 
das Berzeichniß der ertheilten Urtheils-Sprüche vorlegen muß, mit einem kurs 
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jen Bericht am Rande, ſammt dem’ Terted:Worten des Geſetzes, . worauf ſich je: 
ded Urtheil gegründet hat. 

Art. 258.- Die Anzahl der Richter, die zum Kaſſations » Gerichte gebören, 
darf nicht die drei Viertel der Anzahl der Departemente überfleigen. A 

Art. 259. Diefer Gerichtshof wird alle Jahre um ein Fünftel erneuert. 

Die Wahlmänner: Berfammlungen der Departemente ermwählen , der Reibe 
nad) und abwechſelnd, diejenigen Richter, welche jene zu erfegen haben, die 
aus dem Kaſſations-Gerichte abgehen. 

Die Richter diejes Gerichtshofes Pönnen ımmer wieder gewählt werden, 

Art. 260. Feder Kaffations:Richter hat einen Suppleanten, — von 
der nämlihen Wahlmänner.Berfammlung ermäblt wird. 

Art. 361. Bei dem Kafjationd:Gerichte ift ein Kommiſſaͤr und ein Subſti⸗ 
tut, welde das BolljiehungsDireftorium ernennt, und zu jeder Zeit wieder 
abfeßen kann. 

Art. 262. Das Vollzjiehbungs:Direftorium zeigt — durdy feinen Kommiffär, 
und ohne Nachtheil der interefürten Parteien — bei dem Raflationd » Gericht 
diejenigen Arten an, wodurd die Richter ihre Gewalt überfchritten haben 

Art. 263. Der Gerichtshof erPlärt dann diefe Akten für null und nichtig. 
Erhellet daraus, daß die Richter, von denen fie herrühren, vorſaͤtzlich gegem ihre 
Pflicht gehandelt, fo wird die Sache der gefengebenden Berfammlung ange» 
jeigt, die ein Anklage:Defret gegen fie ergehen läßt, nachdem fie die Beſchuldig⸗ 
ten angehört oder vor ſich gerufen hat. | 

Art. 264. Die gefeßgebende Berfammlung darf die Urtheile des Kaſſa⸗ 
tions⸗Gerichts nicht für null und. nichtig erklaͤren; dennoch iſt ihr vorbehalten, 
gerichtlich die Richter zu verfolgen, die vorfäglic ihre Pflicht: verlegt. Beben. 


Hoher Gericht s-Hof. 

Art. 265. Es gibt einen hohen Gerichtshof, um über die Klagen zu ſpre— 
den, welche die gefeßgebende Berfammlung, theild gegen ibre eigenen Mitglie— 
der, theild gegen die Mitglieder des Bolljiehungs-Direftoriums, angenommen bat. 

Art. 266. Der hohe Gerichtshof befteht aus fünf Richtern und zwei Nas 
tional:Anflägern, die fammtlich aus dem Kaffationd:Gerichte genommen werden , 
und aus Hoch⸗Geſchwornen, melde die Wahlmänner:Berfammlungen der Des 
partemente ernennen. 

Art. 267. Der hohe Gerichtshof wird nur Praft einer Proklamation der 
geießgebenden Berfammlung gebildet, die vom Rathe der Fünfhundert abge 
gefaßt und öffentlich bekannt gemacht wird. 

Art. 268. Er fommt zufammen, und bält feine Gigungen in dem Orte, 
der in der Proflamation angezeigt ift, welche der Rath der Fünfhundert dar: 
-über bekannt gemacht hat. 

Diefer Ort muß wenigftend zwölf Myriameter weit von demjenigen 
entfernt feun, wo die gefeßgebende Berfammlung ihren Gig hat. 

Art. 269. Wenn die gefeßgebende Verſammlung eine Proflamation bat 
ergeben lafien, daß fidy der hohe Gerichtshof verfammeln fol , fo zieht das Kaf- 
fations:Geriht in eirer Öffentlihen Sigung fünfzehn feiner Mitglieder durd 
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dad Loos SAenk. Aus'diefen fünfzehn werden von ihm in. der, naͤmlichen Si⸗ 
tzung, und durch geheime Stimm⸗Zettel, fünf ernannt, Die fünf Richter, die 
auf ſolche Art ernannt worden, ſind die Richter deschoßen Gerichtsbofes. Diefe 
wählen unter. fih einen Präfldenten. 

. Art. 270. Das Kaſſations Gericht ernennt in der nämlichen Sigung, durch 
Stimm: Zettel," und nad der allgemeinen Mehrheit der Stimmen, zwei feiner 
Mitglieder, die, bei dem hohen Gerichtshofe das Amt der National-Ankläger zu 
verſehen haben. & 

Art. 271: Der Rath der Fuͤnfhundert fammelt ale lage: Bunte, und N 
fegt die Klag:Afte auf. | 
Art. 272. Die Wahlmänner = Berfammlungen eines jeden Departementes ü 
ernennen alle Jahre einen. Geſchwornen zu dem hohen Gerichtshofe. t 
Art. 273. Einen Monat nach der Zeit, in welcher die Wahlen -vorgenoms " 
men worden, läßt das Wollziehungs : Direftorium die Lifte der ORNANRER ik, 
en die zum hohen Gerichtshofe ernannt worden. find. am 
Kt 


TI . X. Ti t e I. 
Von der bewaffneten Macht. — iM, 


Art. 274. Die bewaffnete Macht ift angeftellt, um den Staat gegen die eh 
äußeren Feinde zu vertheidigen, und um in dem Innern die Erhaltung der u 
Ordnung und die Vollziehung der Gefege zu fihern. 

Brt. 275. Die öffentlihe - Macht ift ihrem Wefen nad) aRoranD: fein 'W 


bewaffnetes Corps darf berathſchlagen. un 
Art. 276. Sie wird in die ſeßhafte und in die, in anbaltendem 2 
Dienſte beſtehende, NationalGarde abgetheilt. Pant 
Wl 

Von der feßhaften National⸗-Garde. Au, 

Art. 277. Die. fehhafte National:Garde befteht aus allen Bürgern und a 
Bürgers-Söhnen, die im Stande find die Waffen zu fragen. Eden 
Art. 278. Ihre DOrganifation und ihre Militärzucht ift die’ namliche für die WM 
ganze Republik; fie wird durch das. Geſetz beftimmt. Fler 
Art. 279; Kein Franke darf die bürgerliben Rechte ausüben, wenn er nicht a 

in die Rolle der feßhaften National:Garde eingetragen if. sog 
Art, 280. Die Unterfheidungs: Zeichen der Grade “und der Subordination Kirk 
finden nur in Anfehung des. Dienftes Statt, und fo lange derfelbe dauert. “u 


Art. WB. Die Dffiziere der feßhaften National:Garde werden nur für "Heil 
eine gewiffe Zeit gewählt, und dürfen nur nad einer beftimmten Zeit wieder Mn 
gewählt werden. N derf 

Art. 282. Das Kommando der National:Garde eined ganzen Devarte» 'M 
mentes darf nicht anhaltend einem und eben demfelben Bürger anvertraut werden. m 

Art. 283. Wenn man es für nothwendig eradhtet, die ganze National» rap, 
Garde eines Departementes zu verfammeln, fo bat das Bolljiehungsd-Direfto; er] 
rium das Recht, einen General:Kommandanten derfelben auf eine gemwiffe Zeit !alq 
zu ernennen. u K. 

—DE 


ap 
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Art. 284. Das Kommando der feßhaften Nationil«Garde darf in den 
Städten, die hunderttaufend Seelen und drüber in fih faflen, nicht anhaltend 
einem einzigen Wange anvertraut werden. 


Don der Rational: Oarde,. die in aubaltendem 
Dienfte ſteht. 


Art. 285. Die Repubtit unterhält in ihrem Solde, fogar in Friedene-Zeiten, 


unter dem Namen der in anhaltendem Dienſte ftebenden Natios 
nal» Garde, eine Land: und See⸗Armee. 

Art. 286. Die Armee wird durch freimilliges Anwerben gebildet, und im 
Falle der Noth auf die Art, welche das Geſetz beftimmt, 

Art. 237. Kein Fremder, der nicht die Rechte eines fränfifhen Bürgers 
erlangt bat, darf bei den franfiihen Armeen angeftellt werden; es ſey denn, 
daß er, um die Kepublif gründen zu helfen, einen oder — Feldzüge 
mitgemacht bat. 

Art. 288. Die Kommandanten oder Anführer zu Wafler und zu Lande 
werden nur in Kriegszeiten ernannt; fte erhalten darüber Kommiffionen von 
dem Bollziehungs » Direktorium, die nah Gutbefinden wieder zurüdgenommen 
werden Pönnen. Diefe Kommifiionen ſchraͤnken ſich bloß auf einen Feldzug * 
koͤnnen aber wieder erneuert werden. 

Art. 289. Das General⸗Kommando aller Armeen ber UNE darf nicht 
einem einzigen Wanne anvertraut werden, 

Art. 290. Die Land» und See-Armee ift in — der Kriegszucht, 
der ihr eigenthümlichen Gerichtsdarkeit und der Natur der Strafen beſondern 
Geſetzen unterworfen. 

Art. 291. Kein Theil der ſeßhaften National-Garde ſowohl, als der Na» 
tional-Garde, die in anhaltendem Dienite fteht, darf für den innern Dienft der 
Republik fi in Bewegung. fegen, als kraft einer fchriftlihen Requiſition 
der Eivil-Gemwalt; und dies nach den Formalitäten, welche das Geſetz vorfchreibt, 

Art. 292. Die Civil-Gewalten dürfen die Öffentlihe Macht nur in dem 
Umfange ihres Gebietes requiren; diefe darf fih nicht aus einem Kanton in 
den andern begeben, ohne von der Departemental:Berwaltung dazu berechtiget 
zu feyn; noch von einem. Departement in das andere, ohne Befehl des Bol: 
ziehungs-Direktoriums. 

Art. 293. Deſſen ungeachtet beſtimmt die geſetzgebende Verſammlung die 
Art und Weiſe, wie die oͤffentliche Macht die Vollziehung der richterlichen Urs 
theile fihern fol, und wie die Angeklagten auf Beim ganzen fraͤnkiſchen Gebiete 
geſetzmaͤßig verfolgt: werden follen. | 

Art. 294. Bei dringenden Gefahren kann die Munizipal » Bermaltung 
eines Kantons die National-Garde der benahbarten Kantone requiriren. In 
diefem Falle aber find die Verwaltung fomohl, die requirirt bat, als auch die 
Anführer der National:Garden, die requirirt worden, beiderfeits verbunden, der 
Departemental:Bermaltung fogleih Rechenſchaft davon abzulegen. 


Art. 295. - Keine fremden Truppen dürfen in das fraͤnkiſche Gebiete ein, 
“ Dr. Eiebenpfeiffer’s 11 
Oandbuch der Berfallung i. 
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gıführt werden, als wenn Die geſetzgebende Verſammlung vorläufig darein 
gewilligt hat. - 


X. Titel. ® 


Deffentliher Unterridt. 

Art. 296. Es giebt in der. Republik Primar-Schulen, wo die Zöglinge im 
Lefen, Schreiben und in den Anfangs-Gründen der Rechenkunſt und der Sit- 
tenlehre unterrichtet werden. Die Republiß forgt für die Koften der Wohnung 
der diefen Schulen vorgefegten Lehrer. 

Art. 297. Es giebt in, den verfdiedenen Theilen der Republik höhere 
Schulen ald Primar:Echulen, deren Anzahl fo groß feyn foll, daß wenigftens 
eine auf zwei Departemente gerechnet werden. 

Art. 298. Es wird für die ganze Kepublif ein National:Znftitut errichtet, 
welches den Auftragshat, die gemachten Entdeckungen und Erfindungen zu fans 
meln, die Künfte und die Wiffenfchaften zu vervolllommnen.: 

Art. 299. Die verfchiedenen Anftalten für den öffentlichen Unterricht find 
auf Feine Weife einander untergeordnet, und ftehen in Peiner Correfpondenz 
mit einander, in Anfehung ihrer Verwaltung. 

Art. 300. Die Bürger haben das Net, befondere Anfalten für die Er: 
ziehung und für den Unterricht, fo mie auch freie Gefellfhaften zur Erweite⸗ 
rung und Vervollkommnung der Wiſſenſchaften, der Litteratur und der, Künfte 
zu errichten, . 

Art, 301. Es follen National;Fefte geftiftet werden, um die Bruperliebe 
zwifhen den Bürgern, ihre Anhaͤnglichkeit an die Conſtitution, das Baterland 
und die Geſetze zu unterhalten und zu befeftigen. 


X. Titel. 
sin any e m 


Deffentlihe Stewuerm. 

Art. 302. Die gefeßgebende Verfammlung beſchließt und befiimmt jedes 
Jahr die öffentlihen Steuern. Ihr allein kommt das Recht zu, Steuern ans 
zulegen. Gie dürfen nicht über ein Jahr jtatt finden, wenn fie nicht ausdrück⸗ 
li erneuert werden. 

Art. 303. Die gefeßgebende Verfammlung darf ide — Steuer an- 
legen, die fie für nothwendig erachtet; fie muß aber alle Fahre eine Grund 
Steuer und eine perjönliche Steuer anlegen. 

Art, 304. Ein jeder, der fi nicht in dem Falle befindet, welcher in den 


Artifeln zwölf und dreizehn der Konftitution ‚angezeigt ift, und der daher nicht 


in die Rollen der unmittelbaren Steuern ift eingetragen worden, bat das Recht, 
fih bei der Munizipal-Bermwaltung feiner Gemeinde zu melden, und fi dafelbft 
für eine perfönliche Steuer einzufchreiben, welche dem Wertbe wen drei, an . 
diefem Drte üblihen Taglöhnen für Feldarbeit gleich ift. 

Art, 305. Die Einfhreibung, vor der im ‚vorbergebenden Artikel die Rede 
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if, darf nur während ded Monats Meſſidor eines jeden Jahres vorge 
nommen merden. 

Art. 306. Der Austheiler der öffentlihen Steuern jeder Gattung wird 
unter die. Steuerbaren nad) Berhältniß ihrer Vermoͤgens-Umſtaͤnde gemacht. 

Art. 307. Das Volljiehungs » Direftorium leitet die Erhebung und die 
Lieferung der öffentlihen Steuern in diesStaats-Kaffen, hat die Auffiht dars 
über, und ertheilet deßhalben alle nöthigen Befehle. 

‚Art. 308. Die ausführlihen Rechnungen über die Ausgaben der Minifter 
werden, nachdem fie von ihnen unterfhrieden und befcheinigt worden, zu Ans 
fang eines jeden Jahres oͤffentlich befannt gemacht. 

Eben jo audy die Berzeichniffe der Einnahme, die von den verfcbiedenen 
öffentlihen Steuern fomohl, als von allen ‚anderen Einfünften des Staates 
berrübrt; 

Art. 309. Die Berzeihnife diefer Ausgaben und Einnahmen werden ihrer 
Natur nad unterfchieden; fie zeigen die Summen an, die Jahr für Jahr in 
jedem Theile der allgemeinen Bermaltung »eingenommen und ausgegeben 
worden find. 

Art. 310. Eben fo follen auch die Rechnungen der 'befonderen Ausgaben, 
welhe die Departemente betreffen, und fowohl die Verwaltungen, ald auch die 
Gerichtshöfe, die Beförderung der Wiffenfhaften, die öffentlihen Arbeiten und 
Anftalten betreffen, Öffentlich befannt gemacht werden. 

Art. 311. Die Departementals und? Munizipal:Berwaltungen dürfen ihre 
Steuer-Austheiler über mebr nicht. ald über die Summen machen, welde von 
der gefeßgebenden Berfammlung find feitgefegt worden; nod, ohne von der» 
felben bevollmächtigt zu feun, beſchließen oder erlauben, dag auf Rechnung der 
Bürger des Departementes, Der Gemeinde oder des Kantons ein Lofal:An« 
leihen eröffnet werde. 

Art. 312. Der gefeggebenden Verſammlung kommt allein dad Recht zu, die 
Fabrizirung aller Geld-Sorten anzuordnen, die Art, wie fie in Umlauf zu brins 
gen, ihren Werth und ihr Gewicht, wie auch das Gepräge derjelben zu beftimmen. 

Art. 313. Das Dıreftorium bat auf die Fabrizirung der Geldmünzen ein 
wachſames Auge, und ernennt die Beamten, denen diefe Auffiht unmittelbar 
aufgetragen ift. 

Art. 314. Die gefeggebende Berfammlung beftimmt die öffentlihen Steu- 
ern der Eolonien und ihre Handlungs: Verhältniffe mit dem Mutterlande. 


National-Shagamt und Rehnungs» Führung. 


Art. 315. Es find fünf Kommiffarien bei dem National-Schagamte, mel: 
che von dem Rathe der Aelteften aus einer dreifachen Lifte gemäplt werden, die 
der Rath der Fürffhundertt vorfchlägt. 

Art. 316. Ihr Amt dauert fünf Fahre: alle Sabre geht einer von ihnen 
ab, und darf immer und ohne Zwifchenzeit wieter gewählt werden. 

Art. 317. Die Kommifjarien des National » Schatamtes baben den Auf 
frag, darüber zu wachen, daß alle öffentlichen Gelder ordentlich eingehen ; 
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Das Abgeben aller Staatsgelder an gewiſſe Kaffen oder Perfonen, und bie 
Zahlung aller öffentlihen Ausgaben anzuordnen, weldhe von der gefeßgebenden 
Berfammlung find bemilligt worden ; 

Dffene Rechnung über Ausgabe und Einnahme zu führen mit dem Ein- 
nehmer der unmittelbaren Abgaben eines jeden Depgrtementes, mit den ver- 
fihiedenen National» Regien und mit den Zabhlmeiftern, die in den Departe- 
menten angeftellt find; 

Mit den erwähnten Einnehmern und Zahlmeiftern, mit den Berwaltungen 
aller Art die nöthige .Eorrefpondenz zu unterhalten, damit die öffentlidien Gel: 
der genau undregelmäßig eingeben, und ihre Einnahme gefidert werde. 

Art. 318. Gie dürfen — bei Strafe, als foldye gerichtlich verfolgt zu wer⸗ 
den, die vorfäglih ihre Amtöpflihten übertreten — Feine Zahlungen mahen 
lafien, als 


1) Kraft eines Dekrets der gefeßgebenden Berfammlung, und bis auf die 
Summe, die über jeden Gegenftand von ihr defretirt worden ift; 

2) Kraft einer Entfheidung des Bollziehungs:Direftoriums ; 

3) Auf die Unterſchrift des Minifters hin, welcher die Ausgabe anordnet. 

Art. 319. Eben fo dürfen fie au — bei Strafe, als foldye gerichtlich verfolgt 
zu werden, die vorfäßlich ihre Amtspflichten ubertreten — Feine Zahlung billigen, 
mwenn der Zahlungs: Befehl, den der Miniſter unterfchrieben, welchen diefe oder 
jene Art der Ausgabe angeht, nicht dad Datum der Entfcheidung, fo das Boll» 
jiehbungs-Direftorium darüber genommen, und das Datum der Dekrete anzeigt, 
welche diefe Zahlung rechtfertigen. 

Art. 3%. Die Einnehmer der unmittelbaren Staats: Einen in jedem 
Departemente, die verjhiedenen National:Regien, und die Zahlmeifter in den 
Departementen übergeben ibre Rechnungen dem -National : Schagamte: das 
Schatzamt unterfucht diefelben, und fließt. fie ab. 

Art. 321. Es. find fünf Kommiffarien der National: Rehnungsführung ans 
geftellt, weiche die gefeßgebende Verſammlung zur nämlihen Zeit, nad) den 
nämlihen Formalitäten und unter eben denfelben Bedingungen erwaͤhlt, wie 
die Kommiffarien des National-Schagamtes. 

Art. 322. Die allgemeine Rechnung der Ausgaben und Ginnahmen der 
Kepublit muß mit den befonderen Rechnungen und übrigen Schriften belegt, 
und fo von den Kommiſſarien des National:Schagamtes den Kommiſſarien der 
Rechnungs: Führung vorgelegt werden, welche fodann dieſelben unterſuchen und 
abſchließen. 

Art. 323. Die Rommiffarien der Rechnungs⸗Fuͤhrung geben der gefeßgebenden 
Berfammlung Nahricht von den Mißbraͤuchen, Unterſchleifen und von allen 
Fallen der Berantwortlichkeit, auf die fie im Laufe ihrer Arbeiten floßen moͤ⸗ 


gen. Sie ſchlagen in ihrem Fache die Maßregeln vor, welchẽ dem Intereſſe der 
Republik vortheilhaft find. 


Art. 324. Das Reſultat der Rechnungen wird, fo wie fie von den Roms 


millarien der Rechnungs» Zührung find abgeſchloſſen worden, gedructt und öffent: 
lich) bekannt gemacht. 
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Art. 325. Niemand als die gefepgebende Verſammlung darf die Kom⸗ 
mifarien, ſowohl des National-Schapamtes, ald der Rechnungs-Führung, ab⸗ 
ſeben oder ihnen ihr Amt niederlegen. 

Im Falle die geſetzgebende Verſammlung ihre Sitzungen verſchoben, hat 
das Bollziehungs » Direktorium das Recht, den SKommifarien des National: 
Schagamtes, hoͤchſtens zweien an der Zabl, dad Amt niederulegen und einſt⸗ 
weilen andere an ihre Stellen zu ernennen; es ift jedoch verbunden, dem 
einen und andern Rathe der gefeßgekenden Berfammlung Nachricht davon zu 
ertheilen, fobald fie ihre Sigungen wieder angefangen haben. 

XI Titel 
Auswärtige Verhältniſſe. 

Art. 326. Nur auf den förmlihen und noͤthigen Vorſchlag des Bollzies 
bungs:Direftoriums darf der Krieg durh ein Dekret ber gefeßgebenden Ber- 
fammlung befdloffen werden. 

Art, 327. . Die beiden gefeggebenden Raths- Berfammlungen . geben mit: 
einander nah den gewöhnlihen Formalitäten das Dekret, das den Krieg 
befchließt. | 

Art. 38. Wenn Feindfeligkeiten gegen die fränfifche Republik nahe bes 
sorftünden oder fhon angefangen waͤren, wenn biefelbe bedroht wäre oder 
wenn Zurüftungen gegen fie gemacht würden; fo ift dad Bollziehungs-Direftos 
rium verbunden, zur Dertheidigung ded Staates alle Mittel anzuwenden, die 
in feiner Gewalt fteben , nur muß es der gefeßgebenden DBerfammlung unver- 
züglich Nachricht davon geben. 

In diefem Falle kann es fügar die Wermehrungen- der öffentlichen * Macht 
und die neuen DBerfügungen anzeigen, welche die gefeßgebende Verſammlung 
nach den Umftänden zu treffen genöthigt feyn Bönnte, 

Art. 39. Dem Direktorium allein fommt es zu, im Auslande politiiche 
Berbältniffe zu unterhalten, die Verhandlungen zu leiten, die Land» und See⸗ 
Macht zu vertheilen, wie ed foldhes für gut findet, und in Kriegs-Umftänden 
die Leitung derfelben anzuordnen. 

Art. 330. Es ift berechtiget, Präliminarien, nämlich Waffenſtillſtaͤnde, 
Neutraliſationen, wie auch geheime Uebereinkuͤnfte abzuſchließen. 

Art. 331. Das Vollziehungs⸗-Direktorium beſchließt mit fremden Machten 
unterzeichnet oder laͤßt auf feinen Befebl unterzeichnen alle Traktate über 
Srieden, Allianzen, Einftellung der Beindfeligkeiten, Neutwalität, Handlung 
und andere Hebereinfünfte, die es für das Wohl des Staates nothwendig erachtet. 

Diefe Unterhandluggen und Uebereinfünfte werden im Namen der fräns 
kiſchen Republik vongpiPlomatifhen Agenten betrieben, die vom Vollziehungs- 
Direktorium ernannt werden, und ihre Anmweifungen von demfelben erhalten. 

Art. 332. Wenn in folhen Traktaten geheime Artikel Statt finden, fo 
dürfen diefelden den öffentlich befannt gemachten Artikeln nicht zuwider laufen, 
noch irgend eine Abtretung des Gebietes der Republik enthalten. 

Art, 333. Die Iraftate haben dann erft volle Kraft, wann fie von der 
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geſetzgebenden Verſammlung unterfucht und ratifizirt worden ſind; deſſen ungeachtet 
koͤnnen aber die geheimen Artikel einſtweilen vollzogen werden, und dies von dem 
Augenblik an, als ſolche von dem Vollziehungs⸗Direktorium find beſchloſſen worden. 

Art. 334. Die eine ſowohl wie die andere Raths-Verſammlung der ge 
feßgebenden Gewalt ftellen über Krieg oder Frieden nicht anders Berathſchlagungen 
an, als (ohne Zeugen) in einem allgemeinen Ausichuffe. 

Art. 335. Die Fremden. — fie mögen-fih in Frankreich niedergelaffen ha⸗ 
ben oder nit — erben ihre Berwandten, fie mögen Fremde oder Franken 
gewefen feyn; fie Dürfen Pontrahiren ; Güter, die in Frankreich liegen, ſich eis 
gen maden, in Empfang nehmen, und darüber fo wie ein jeder fraͤnkiſcher 
Bürger nach Belieben auf jede Art halten, die nicht von dem Gefege 
verboten ift. 


XIII. Zitel.* 


Revifion der Eonftitution. 


Art. 336. Wenn die Erfahrung lehren follte, daß diefer oder jener Artikel 
der Eonftitution nachtheilig iſt, fo fhlägt der Rath der Aelteften die Reviſion 
Diefer Artikel vor. 

Art. 337. In diefem Falle ift der Vorſchlag, den der Rath der Nelteften 
macht, der Ratifitation des Raths der Fünfhundert unterworfen. 

Art. 338. Wenn in einem Zeitraume von neun Jahren der Borfählag, 
welchen der Rath der Aelteſten getban‘, und den der Kath der Fünfhundert 
ratifizirt bat, im drei verfchiedenen Zeitpunkten it erneuert worden, davon 
jeder wenigftens drei Fahre vom andern entfernt iſt, fo wird eine Nevis 
fiond-Berfammtung zufammenberufen. ! 

Art. 339. Zu diefer Verſammlung werden von jedem Devartemente zwei 
Mitglieder ernannt, welche alle auf die nämlihe Art gewählt werden, wie die 
Mitglieder der gefeßgebenden Berfammlung. Sie müfen auch die nämlidhen 
Eigenfchaften in fi) vereinigen wie diejenigen, weldhe zum Rathe der Aelteften 
gewählt werden follen. 

Art. 340. Der Rath der elteiten zeigt für die Revifions:Berfammlung 
einen Ort an, welher von demjenigen, wo fih die gefeßgebende Verſammlung 
aufhält, wenigftens zwanzig Myriameter weit entfernt feyn muß. 

Art. 341. Die Revifiond : Berfammlung hat dad Recht den Ort, zu ver: 
ändern, wo fie ihre Sitzuncen halten will; nur muß fie die Entfernung von 
der gejeßgebenden Verſammlung beobachten, die durch den vorhergehenden 
Artikel vorgefchrieben if. 

Art. 342. Die Reviſions-Verſammlung giebt fig mit feinen Gefhäften 
ab, welche in die Gejeggchung, oder in die Regierung eichlagen; fondern fte 
ſchränken ſich dlos auf die Revifion derjenigen Conſtitutions-Artikel ein, die ihr 
von der gejeggebenden Verſammlung find angezeigt worden. 

Art. 313. Ale Artikel der Eonititution, ohne Ausnahme, bleiben fo lange 
in voller Kraft, als die Veränderungen, welche von der Revifions » Berfamm » 
lung vorgeihlagen worden, nody nicht von dem Wolfe angenommen find. 
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Art. 344. Die Mitglieder der Revifions: Berfammlung berathſchlagen 9 
meinfhaftli miteinander. 

Art. 345. Diejenigen Bürger, die in dem Augenblide Mitglieder der ge» 
fengebenden Berfammlung find, wann eine Kevifiond: Berfammlung zufantmen- 
berufen wird, dürfen nicht zu Mitgliedern diefer Berfammlundserwählt werden. 

Art. 346. Die Reviſions⸗-Verſammlung ſchickt den Borfhlag der. Abaͤn⸗ 
derung, welche fie befhloffen, unmittelbar den Ur-Verſammlungen zu. 

Sie gebt fogleih auseinander, wenn fie diefen Vorſchlag verfendet hat. 

Art. 347. In feinem Falle darf die Revikond. Berfammlung länger als 
drei Monate beifammen bleiben. 

Art. 348. Die Mitglieder der Revifiond » Berfammlung dürfen zu Peiner 
Zeit wegen irgend etwas, das fie in ihrem Amte mögen geſagt oder geihrieben 
baben, zu Rechenſchaft gezogen, angeflagt noch gerichtlich verurtheilt werden. 

Den Mitgliedern der Repıfiond:Berfammlung darf in feinem Fall, jo lange 
ihr Gefhäft dauert, ein Prozeß gemacht werden; es ſey denn, daß die Nevis 
fions:Berfammlung felbft es jo beſchloſſen hatte, 

Art. 349. Die Revilions:Berfammlung wohnt Peiner oͤffentlichen Geremoni: 
bei; Ihre Mitglieder erhalten die naͤmliche Entjhadigung, wie die Mitglieder der 
geieggebenden Berfammlung. 

Art. 350. Die Revifiond:Berfammlung hat das Recht in derjenigen Ge⸗ 
meinde, in welcher fie ihre Sitzungen hält, die Polizei ausüben zu laſſen. 


XIV. Titel. 


Yllgemeine Brtifel, 

Art. 351. Keiner it über feine Mitbürger erhaben,, als in jofern er in 
‚einem öffentlihen Amte fteht, und zwar bloß- allein in Beziehung auf ſein⸗ 
Amts⸗Verrichtungen. 

Art. 352. Das Geſetz erkennt Feine religiöien Gelübde, noch — eine 
andere Verbindlichkeit, welche den natürlihen Rechten des Menſchen zuwider wäre. 

Art. 353. Man darf niemand hindern, feine Gedanken öffentlich zu fagen, 
niederzufcreiben, zu druden und befannt zu machen. 

Die Schriften dürfen vor ihrer öffentlichen Befanntmahung Reiner Een- 
fur unterworfen werden. j 

Niemand kann wegen deſſen, mas er gefchrieben oder öffentlih befannt 
gemacht, verantwortlich feyn, als in den Fällen, welche das Geſetz beftimmt bat. 

Art. 354. Man darf niemand hindern, die Gottes: Berehrung, die er ges 
wählt hat, auszuüben, wenn er anders fih dem Gefege unterwirft. 

Niemand darf gezwungen werden, zu den Koften‘ irgend einer Botteiver 
ehrung etwas beizutragen. Die Kepublif zahlt Feine derſelben. 

Art. 355. Es gibt kein Privilegium, keine Meiſterſchaft, keine Innung; 
auch darf die Freiheit der Preſſe, des. Handels, der Ausübung der Induſtrie 
und der Künſte jeder Art auf keine Weiſe eingefchränft werden. 

Jedes geſetzliche Verbot diefer Art it — wenn die Umftände es nothwendig 
machen — feinem Weſen nad) auf eine gewiſſe Zeit eingeſchraͤnkt, und hat 
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hoͤchſtens nur auf ein Jahr ſeine Wirkung; es ſey denn, daß es foͤrmlich wieder 
erneuert würde. 


Art. 356. Das Gefeß bat ein befonders wachſames Auge auf diejenigen 
Profefiionen, welche auf die öffentlihen Sitten, die Sicherheit und die Gefund» 
heit der Bürger s@influg haben; man darf aber niemand zu einem Geldbeitrag 
anhalten, um zur Ausübung diefer Pröfeffionen zugelafien zu werden. 


Art. 357. Das Geſetz foll dafür forgen, dag die Erfinder belohnt, oder in 
dem’ ausſchließenden Eigenthums⸗Recht ihrer Erfindungen oder Arbeiten erhal⸗ 
ten werden. . 

Art. 358. Die Konftifution bürget dafür, daß jedes Eigenthum unverleg» 
lich bleiben fol; oder fie bürget für eine billige Entfhädigung in jedem Falle, 
wann die öffentlihe Nothwendigkeit, die gefeglich erwielen werden müßte, ir 
gend eine Aufopferung erheiſchte. 

Art. 359. Die Wohnung eines jeden Bürgers ift ein unverlegbarer Ort; 
in der Naht hat niemMmd das Recht bineinzugeben , ald im Falle einer Feuers 
Brunft, einer Ueberſchwemmung, oder wenn die Perfonen aus dem Innern 
der Wohnung felbft darum aufrufen. 

So lange es Tag’ift darf man darin die Befehle der fonftituivten Ge 
walten vollziehen. 

- Keine Haus:lInterfuchung darf angeftellt werden, als fraft eines Geſetzes, 
und wegen einer Perfon oder Sache, die in dem Alte ausdrüdlich angezeigt 
it, welcher die Haus-Unterfuhung verordnet. 

Art. 360. Es dürfen Peine Korporationen oder WBergefellfhaftungen ge— 
bildet. werden, welche der Öffentlihen Ordnung zuwider find. 

Art. 361. Keine Bürger » Berfammlung darf fi den Namen Bolks 
Geſellſchaft beilegen.. 

Art. 362. Keine Privat-Gefellfhaft, die fih mit politifhen Fragen abgibt, 
darf mit irgend einer andern Porrefpondiren; noch fih mit ihr verbinden ; noch 
öffentlihe Sigungen halten, die aus Mitgliedern der Gefellfhaft und aus Zubgrern 
beftehen, wovon die einen von den andern unterfchieden wären; noch Bedingun: 
gen vorichreiben, unter welhen man aufgenommen und gewählt werden kann; 
noch fi Ausſchließungs-Rechte anmaßen; noch von ihren Mitgliedern irgend 
ein Äußeres Zeichen ihrer Verbindung tragen laffen. 

Art. 363. Die Bürger dürfen ihre politifhen Rechte nur in den Ur» oder 
Gemeinde: Berfammlungen ausüben. 

Art. 364. Allen Bürgern ftebt es frei, bei öffentlichen Gewalten Petitio⸗ 
nen einzugeben; ſie müſſen aber von einzelnen Perſonen unterſchrieben ſeyn, 
die nur in ihrem eigenen Namen ſprechen. Keine Petition darf im Namen 
irgend einer Bergefellfhaftung übergeben werden; es. fey denn von konſtituir⸗ 
ten Gewalten, aber aud nur allein über Gegenftände, die ihr Amt angehen. 

Diejenigen „ die eine Petition eingeben, follen nie die den Bonftituirten 
Gewalten fchuldige Ehrfurcht aus den Augen ſetzen. 

Art. 365. Jeder bewaffnete Zufammenlauf ift ein Eingriff in die Konfti- 
sution; er foll auf der Stelle durch die öffentliche Macht zerftreut werden. 


a 
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Art: 366 Zedet bewaffnete Zufammenlaufifol ebenfalls auseinander ges 
trieben werden, anfänglich durch mündlichen Befehl, und, wenn es nothwendig 
it, durch Aufbietung der bewaffneten Macht. | 

Art. 367. Nie dürfen fich mehrere konſtituirte Gewalten miteinander 
vereinigen, um gemeinfchaftlic zu berathſchlagen; Bein Aft, der von einer fol» 
den Bereinigung berfäme, darf vollzogen werben. 

Art. 368. Niemand darf äußere Zeichen tragen, die ihn von den andern 
Bürgern unterfcheiden, und welche an ein ehemals geführtes Amt oder an ehe» 
mals geleiftete Dienfte erinnern. 

Art. 369. Die Mitglieder der gefegebenden Berfammlung und alle öffent: 
lihe Beamten haben in Ausübung ihres Amtes eine -befondere Tracht, oder 
tragen ein aͤußeres Zeichen derjenigen Gewalt, die ihnen anvertraut iſt. Diele 
Trachten und aͤußeren Zeichen follen durd ‚das Geſetz näher beftimmt werden. 


Art. 370, Kein Bürger darf weder auf das Ganze, noch auf einen Theil 
der Entfhädigung oder des Gehaltes Berziht thun, die ihm für die Ausübung 
feines Amtes, Eraft des Gefeges, zukommen. 

Art, 371. In der ganzen Republik fol nur einerlei Maas und Ge 
wicht gelten. 

Art. 372. Die fränkifhe Zeitrehnung fängt mit dem 22. September 
1792 an, welches der Tag ift, an dem der Grund zur Republik gelegt worden ift. 


Art. 373. Die fränkifhe- Nation erklärt hiemit: fie werde im feinem Falle 
zulaffen, daß diejenigen Franken — die fei dem 15. Juli 1789 ihr Vaterland 
derlaffen, und die nicht in den ‚Gefegen, welche über die Emigranten ergangen, 
unter der Ausnahme begriffen find — jemald wieder nach Frankreich zurück⸗ 
kehren dürfen. Die Nation verbietet der gefeggebenden Verſammlung fürm- 
li über diefen Punkt irgend eine Ausnahme zu machen. 

Die Emigranten » Güter find unwiderruflich zum Beften der Republik 
_ eingezogen. & 

Art. 374. Die fränfifhe Nation erklärt gleiher Maßen feierlih, als eine 
förmlihe Gewaͤhrleiſtung der öffentlihen Treue, daß, wenn National:Güter auf 
eine gefeglihe Art find öffentlich verfteigert und zugeichlagen worden — diefe 
Güter mögen au berfommen von wen fie "wollen — fie demjenigen, ber fie 
auf eine folhe gefeßmäßige Weile an ſich gebradt hat, nie wieder genommen 
werden dürfen. Sollte aber fonft jemand gerechte Anſprüche auf folde ver: 
kaufte Güter haben, fo foll er aus dem National:Schage entfhädigt werden. 

Art. 375. Keine öffentlihen Gewalten, welche dur die Eonftitution ein- 
gefeßt find, dürfen diefelbe weder im Ganzen, noch in irgend einem ihrer Theile 
abändern; davon find aber die Abänderungen:; ausgenommen , die eine Revi⸗ 
fions: Berfammluug in Gefolge des XIII. Titels vornehmen darf. 

Art. 376. Die Bürger werden ſich beftändig erinnern, daß die Dauer, 
die Erhaltung und das Wohl der Republik hauptſaͤchlich von der Weisheit ihrer 
Wahlen in den Ur: und Wahlmänner-Berfammlungen abhängen, 

Art. 377. Das fraͤnkiſche Volk übergibt , als einen gebeiligten Schag. 
‚die gegenwärtige Eonftitution der Treue der geießgebenden Berfammlung , des 
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Vollziehungs · Direktoriums, der Verwalter und Richter, und empfiehlt fie der 
Wachſamkeit der Familien-Vaͤter, den Gattinnen und Muttern,d der Liebe der 
Jugend und dem Muthe der Franfen: 


* 





Endlich muͤſſen wir noch von den — der Conſtitution 
des Jahres III. vorhergegangenen, im Rheinkreis zum Theil erſt 
nach ihr verkuͤndeten, allgemeinen Geſetzen Kenntniß nehmen, welche 
die eigentliche Grundlage der einheimiſchen Inſtitutionen bilden. 
Man kann dieſe Geſetze, zur beſſern Ueberſicht, unter folgenden 
Ueberſchriften zuſammenfaſſen. Sch bemerke dabei, daß ich die Ge- 
ſetze mittheile, wie fie dieffeitS publizirt worden, und zwar im ges 
feglihen Terte. Einige Roten: werden die nöthigen Andeutungen 
enthalten. 


A. Abſchaffung der Feudalrechte, Zehnten, Weide x. 


Durch Befchluß vom 6. Germinal VI bat der Regierung» 
commiffär der Rheindepartemente folgende Geſetze, zum Theil nur 
in Auszuge verkuͤndet; | 


Auszug aus dem Gefeße vom 4. Auguft 1789. 


Die National:Berfammlung zernichtet gänzlich die Lehnsherrfhaft, und des 
Pretirt, daß ſowohl von den Lehns: als Zins-Gebühren und Pflichten diejeni» 
gen, welche zu der real» oder perfönlichen, main-morte (Fallrecht: eine Art 
Leibeigenfhaft) und zur perfönlihen Dienftbarkeit gehören, fo wie au 
diejenigen, welche an ihre Stelle getreten find, ohne Entihädigung abgeſchafft, 
und alle übrigen für einlöslih erPlärt find. (Ausz."aus dem 1. Art.) 


Das ausfhließlihe Recht der Meinen Taubenbehälter und Taubenfchläge ift 
abgeihafft: die Tauben follen zu der Zeit, welde von den Gemeinden wird 
beftimmt werden, eingefperrt feyn, und während derfelben als Wildpret ange» 
ſehen, audy von jedem auf feinem Grund und Boden getödtet werden Pönnen. 
(2. Artifel.) 


Die ausſchließliche Gerechtigkeit der Jagd und der — Kaninchengaͤrten 
it ebenfalls abgeſchafft; jeder Eigenthümer hat das Recht, alles Wild, nur 
allein auf feinem Gut oder Eigenthum , zu tödten oder tödten zu laſſen, mit 
dem Beding, daß er. den Polizei» Gefegen, die für die öffentlihe Sicherheit 
gemacht werden koͤnnten, nachleben müſſe. (Ausz. ous dem 3. Artife‘.) 

Alle berrſchaftlichen Gerichtsbarkeiten ſind ohne irgend eine Entſchaͤdigung 
aufgehoben. (Ausz. aus dem 4. Artikel.) 

Alle Arten Zehnten, und die an ihre Stelle getretenen Guͤlten, unter 
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welchem Namen ſie bekannt und bezogen ſeyn moͤgen, ſogar auf Vertraͤge, 
welche die geiſtlichen und weltlichen Koͤrperſchaften, die geiſtlichen Pfruͤndner, 
die Kirchen» Schaffneien und alle Stifter, ſelbſt der Maltheſer- und andere 
geiftlihen und militärifhen Orden , befigen; fogar auch diejenigen Zehnten, 
welche weltlihen Perfonen zur Erfeßung des gehörigen Unterhafts (portion 
congrue) überlaffen worden, find aufgehoben. (Ausz. aus dem 5. Artikel.) 


Auszug aus“ dem Geſetze vom 28. März 1790, auf das Des 
fret des 15. bee naͤmlichen Monats, die Lehens⸗Rechte betreffend. 


. Titel, 
Bon den allgemeinen Wirkungen * Zernichtung der 
Lehns-Verfaſſung. 


Alle Unterſchiede an Ehre, Vorzug und Macht, die von der Lehns⸗-Ver—⸗ 
fafung berrühren, find aufgehoben. (Ausz. aus dem 1. Art.) 

Die Eid. Huldigung und jeder andere blos perfönlihe Dienit, dem bie 
zinsbaren Lehntraͤger und Afterpähter bisher unterworfen waren, find tie 
ben. (2.. Art.) 

Die Lehen, welhe nur den Mund oder die Hände ſchuldig waren, ſind 
feinem Bekenntniß und feiner Anerkennung mehr unterworfen. (3. Art.) 

Da alle Privilegien, alle Lehns-Herrſchaft und der Adel, der auf den Guü— 
tern baftet, zernichtet find, fo it dad Recht der Erfigeburt und ded männlichen 
Stammes in Rüdiht der Lehen, Domänen und. adeligen Allodien und die 
ungleihe Teilung nah dem Stande der Perfonen, abgeſchafft. Demnach 
ſollen alle Erbſchaften, ſowohl in gerader ald Seiten-Linie, von beweglichen 
oder unbeweglihen Gütern, welche von dem Tage der Befanntmahung des 
Gegenwärtigen an fich begeben werden, obne Rückſicht auf den alten adeligen 
Stand der Güter oder Perfonen, unter die Erben nah den Geſetzen, Gtatus 
ten und Gebräuden, weldhe die Theilungen für ale Bürger reguliren. vertheilt 
werden: alle diefem zumiderlaufenden Gefege und Gebräude find zernichtet 
und abgeihafft. (U. a. d. 11. Art.) 


U. Titel. 


Bon den berrfhaftlihen Rechten, welche ohne BAER 
’ baltung aufgehoben find. 

Die perfönlide, real oder vermifchte todte Hand, die uriprüngliche Dienſt⸗ 
barkeit, die perſoͤnliche Dienſtbarkeit des Beſitzers von Erbſchaften, auf denen 
die real todte Hand baftet, die Dientbarfeit unter dem Mamen corporelle et 
de poursuite, die Pörperliche Steuer, die perfönliben Frobnden, das Heimfall» 
Recht, das Recht der leeren Hand, das Recht Beräußerungen und Berfüguns 
gen zu verbieten, die unter dem Namen ald Berfauf, Schenfung unter Leben- 
den oder in Teftamenten geſchehen, und alle andern Wirfungen der real. per» 
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ſoͤnlichen oder vermifchten todten Hand, die fih uͤber die. Perfonen oder Gü— 
ter erfireden, find ohne Entihädigung aufgehoben. (1. Art.) 


Das Recht des befien Stammguts oder morte-main, der willfürlichen 
Steuer, das Recht unter dem Namen taille oder indire, . aux quatre cas, de 
cas impérieux und des berrfhaftlihen Beiftandes find ohne Schadloshal- 
tung aufgehoben. (8. Artitel.) 


Alle Rechte unter dem Namen Feuerrecht (feu, cheminde,) feu allumant, 
feu mort, fouage (Recht, fein Brennhol; aus einem Walde zu nehmen), mo- 
neage, Bürgergeld, conge, Hunderecht oder Abgabe von Hunden, Hundslagers 
recht (gite aux chiens) undjede andere, welche die Herren von Perfonen, Thie- 
ren, oder wegen der Refidenz beziehen, ohne erweifen zu Pönnen, daß fie ent 
weder wegen des Grunds und Bodens unabänderlih, oder wegen Bewilligun« 
gen Rechts-Herkommen oder aus andern Urfachen geleiftet werden müffen, find, 
ohne Schadloshaltung, aufgehoben. (9. Artikel.) 

Sind ebenfalld, ohne Shadloshaltung , aufgeboben die Wachtgelder (guet 
et garde), das Recht unter dem Namen Chassipolerce (Abgabe für die Er» 
laubnig, ſich fammt feiner Habe zu Kriegszeiten in das herrſchaftliche Schlog 
zu begeben); ferner die Nbgabe für die Unterhaltung der Einfaffungen und 
Befeltigungen der Burgfleden und Schloͤſſer, fo wie auch die Zinfe oder Gül- 
ten, die an ihre Stelle getreten find, wenn fie gleih auf Gütern haften, wenn 
nicht erwiefen ift-, daß diefe Güter wegen diefer Zinfen oder Gülten abgegeben 
worden find; die Staubgebühren,, welhe von den’ Heerden eingenommen wur: 
den, vie über die Öffentlihen Wege der Herrfchaften zogen. 

Die Rechte unter dem Namen banvin, vet-du-vin, etanche, oder andere 
dergleihen, nach welchen die Herrfchaft allein und ausichließlih den Einwohnern 
feiner Herrfchaft, während einer gemwiffen Zeit im Sabre, Wein oder andere 
Getränke und Lebensmittel verkaufen durfte. (10. Art.) 

Die Gebühren vom An- und Verkauf, Ein: und Ausfuhr der beweglichen 
Süter, Lebensmittel und Waaren, wie z. B. das Recht des fünfzigften,, bun- 
dertften oder andern Deniers vom Preis der verkauften unbemweglihen Güter 
oder Thiere; die Gebühren unter dem Namen lots et ventes, treizitme und 
andere Gebühren von den Schiffen, von dem hochſtaͤmmigen Kron» und Obft« 
Baumbolz, das gehauen oder verkauft worden, umgehauen zu werden; von 
den Materialien der Gebäude, die niedergerifen oder zum Miederreiffen ver» 
Pauft worden; die Accis:-Gebühren von den Eßwaaren, die Gebühren unter 
dem Namen droits de leyde, oder Fifhzehnte, die Gebühr vom Meinzapfen, 
das Ohmgeld und dergleihen. Gebühren vom Weine und fonftigen Getränken, 
die herrſchaftlichen Auflagen auf Getränte, Eß- und andere Waaren, und 
übrigen Abgaben von ber naͤmlichen Art ſind, ohne Schadloshaltung, abge⸗ 
ſchafft. (12. Art.) 

Die Zoll-Gebuͤhren auf graden und Quer⸗Straßen', die Paſſage- und Stand⸗ 
Gelder, die Brückenzoͤlle, Weggelder, die Gebühren unter dem Namen cha- 
mage, grande et petite coutume, tonlieu, und alle andere dergleichen, oder ſol⸗ 
he, die an ihre Stelle getreten find, von welcher Befchaffenheit, unter welcher: 
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Benennung fle immer bezogen worden feyn mögen, zu Land oder zu: Waſſer, 
in Natur oder an Geld, find ohne Schadloshaltung abgeſchafft. *) 

Die Beliger der gedachten Rechte find demnach freigefprohen ‚von den 
Leitungen an. Geld, und fonitigen Berbindlihkeiten, denen fe wegen biefer 
Rechte unterworfen waren. (13. Art.) 

Die Berwaltungs: : Berfammlungen follen für die. Unterhaltung der Werke 
forgen, die einigen der genannten Rechte zur Laſt gelegen: (14. Art.) 

Die unter dem Namen coutume, Standgeld, havage, Marftgeld befannten 
Gebühren, und überhaupt alle die, welhe in Natur oder an Geld, wegen der 
Herbeibringung oder Niederlage der Feldfrüchte, des Fleiſches, Viehes, der Fi⸗ 
fe und anderer Lebensmittel und Waaren auf den Meflen, Zahr» und 
Wochen: Märkten, Plägen und Hallen, von weldher Gattung fie feyn mögen, 
erhoben worden find; deögleichen. die an ihre Stellen getretenen Gebühren find 
auch ohne Entfhädigung abgefhafft; die Gebäude und Hallen aber follen fernerpin 
ihren Eigenthümern zugehören, mit dem Beding, daß fie ſowohl was die Mieth⸗ 
gelder ald Beräußerungen derfelben angeht, fih mit den "Munizipalitäten des 
Orts in.der Güte verftändigen follen; die Verwaltungs⸗Verſammlungen follen 
über die in diefer Hinfiht entſtehenden Schwierigkeiten ald Schiedsrichter ent 
fheiden. (19. Art.) 

Das Meffen und Wiegen des Mehls, der Früchte, Lebensmittel und Waas 
ren in den Privatpäufern foll in dem ganzen Umfange des fränkifhen Gebiets 
(der-groberten Länder) jedermann frei ftehen; mit dem Beding jedoch, daf 
man fidy Peiner andern als der vifirten und gefeglihen. Gewichte und Maße 
bedienen dürfe. Im Betrff des auf den öffentlihen Pläßen und Wärkten 
erforderlichen Dienftes, follen die Orts:Munizipalitäten die nöthige Borkehrung 
treffen, und unter der Ermächtigung der Verwaltungs: Berfammlungen eine 
billige und mäßige Bezahlung für diejenigen Leute feftiegen, welche zum Wies 
gen und Meflen gebraucht werden. (Ausz. a. d. 21. Art.) 

Alle Rechte, welde unter dem Vorwande von den Herrfchaften gegebener 
Erlaubniffe, Handwerke, Künfte oder Gewerbe zu treiben, oder für Afte ber 
ftanden, die nach dem natürlihen und gemeinen Rechte jedermann frei ftehen, 
find, ohne Entſchaͤdigung, aufgehoden. (22. Art.) ' 

Alle Zwangsgerechtigkeiten für Bäckereien, Mühlen, Keltern, Schlachtereien, 
Farren, Eber, Schmieden und dergleihen, nebft den dazu, gehörigen Unter» 
würfigfeiten; ferher, die Rechte unter dem Namen droits de verte-moute et 
de vente (eine Quantität Frucht, welche der Befiger einer Bannmübhle dem 
Herrn für die Früchte abgeben mußte, die er felbt auf deffen Bann 309 und 
ärndete, aber fonitwo mablen ließ); das Mecht unter dem Namen drait pro- 
hibitif de la qu&te mouture ou chasse des meuniers, (wodurch den Müllern 





*) Die ZollsGebühren auf geraden und Querſtraßen, die Paſſage⸗ und Weg» Gelder 
follen fernerbin zum Mugen der Nepublif erhoben werden, bid diefelben durch Die Paß⸗ und 
Brüdenzell-Belder exfegt find, und diefer Gegenitand mir den benachbarten Mächten-in Ord⸗ 
nung gebracht ſeyn wird. 
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verboten war mit ihren Laſtthieren auszugehen, um Gerüchte auf ihre Mühlen 
zu holen) alle diefe Rechte, fie mögen nun auf dem Gebraude. oder einem 
Titel beruhen, durch Verjährung erworben oder durch Richterſprüche beftätigt 
worden feyn, find aufgehoben und ohne Schadloshaltung abgefchafft, und zwar 
blos mit folgenden Ausnahmen. 23. Art.) 


Bon der obigen Aufhebung find ausgenommen und follen — ſeyn: 


Die Banngerechtigkeiten, von denen erwieſen wird, daß ſie durch eine 
ſchriftliche Uebereinkunft zwiſchen den Einwohnern einer Gemeinde und einem 
Privatmanne, der kein Lehns-Herr iſt, errichtet worden. 

Die Banngerechtigkeiten, vom welchen bewieſen wird, daß fie durch eine 
ſchriftliche Uebereinkunft der Einwohner einer Gemeinde und ihres Herrn ein— 
geführt worden, und wodurch der Herr der Gemeinde irgend einen fernern 
Vortheil zugeftanden haben wird, als blos feine Verbindung , die Mühlen, 
Backoͤfen und andere Gegenftände der Banngerechtigkeit beſtaͤndig in gutem 
Stande zu erhalten die Banngerechtigkeiten, von welchen wird bewiefen wer⸗ 
den, daß fie von einer durd den Herrn den Gemeinde: Einwohnern gethane 
Verleihung von Nusungen in feinen Waldungen oder Wiefen, oder Ueberlaſ⸗ 
fung von Gemeingütern zum Eigenthum berrübren. (24. Art.) 

Ale vor diefem von den Einwohnern als Abkauf der Banngerechtigkeiten 
die zu der obenerwähnten, ohne Schadloshaltung abgefchafften, und nicht unter 
den Ausnahmen im vorhergehenden Artikel mitbegriffenen Art gehören, ents 
richtete Guͤlt oder Abgabe ift ohne Schadloshaltung aufgehoben und abgeſchafft. 
(25. Art.) 

Es ift den ehemaligen Bannbewohnern verboten, etwas gegen das Eigen» 
thum der Mühlen, Keltern, Badöfen und anderer Dinge, von deren Bann» 
gerechtigfeit fie durch den Art. 23 befreit find, zu unternehmen; die Nationals 
Verſammlung fegt gedachtes Eigenthum unter den Schuß des Geſetzes, 
und gibt den Munizipalitäten auf, zu wachen, daß dafjelbe refpeftirt werde. 
(26. Art.) 

Die Perfonen, welche ehemald von privatleuten durch Verkauf oder an⸗ 
dere den Verkaufe gleich zu ſchaͤtzende Titel Rechte an ſich gebracht haben, die 
durch gegenwaͤrtiges Dekret abgeſchafft worden ſind, koͤnnen keine Forderung 
von Entſchaͤdigung oder Erſatz des Werthes machen; was diejenigen der ges 
dachten Rechte angeht, die von. dem Staats:Domäne herfommen , fo Pönnen 
diejenigen, welche fie am ſich gebracht haben, Feine andere Schadloshaltung 
verlangen, ald die Wiedererftattung der von ihnen”geleifteten Zahlungen, oder 
anderer Gegenftände und Güter, die fie an den Staat abgetreten haben. (36. Art.) 

ce ſoll den Paͤchtern, welche ebemals folche Rechte in Paht genommen 
baben, die nit mit andern Gütern oder bis zum Losfauf beibehaltenen Rechten 
verbunden find, frei ftehen, von ihrem Pachte abzugeben; und in diefem Falle 
können fie feine anderen, Schadloshaltungen verlangen, ald die Erftattung der 
unter dem Namen Trantgeld (pots de vin) geleifteten Zahlungen, und die 
Befreiung von den Zinfen und Pachtgebühren nah Berbältniß des durch 
die Aufhebung gedachter Rechte verurfachtenNichtgenufles. Diejenigen, welche 
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aufgebobene Rechte, verbunden mit andern - Gütern oder einlöslihen Rechten 
in Pacht genommen haben, koͤnnen blos eine Derminderung ihrer pots de vin 
und Vachtgebuͤhren verlangen, die dem rn der aufgehobenen Gegenftände 
angemeffen if. (37. Art.) 

Die Pahtnehmer von — Rechten koͤnnen gleichfalls nur eine 
verhältnigmäßige Verminderung der Güter, welche fie zu entrichten hatten, ver: 
langen, wenn die Lehnungen außer den aufgebobenen Rechten nody Gebäude, 
unbemweglihe Güter oder andere Gerechtfame enthalten, deren Eigenthum beibe 
halten worden, oder die blos einlöslich find; und in dem Falle, wo die Lehnungen 
lauter aufgehobene Rechte enthalten würden, follen die Lehner nur der Zinfe 
entledigt feyn, ohne auf eine Entfhädigung oder GErftattung der mer 
der Anſpruch machen zu fönnen. (38. Art.) 

Es ift vorbehalten, nah Befinden zu fpreden: 

1) Ueber diejenigen lehnherrſchaftlichen Standredte, worüber in den vorher⸗ 
gebenden Artifeln nichts verordnet worden ift; 

2) Alle Gerechtigkeiten unter wer Benennung, voirie, desherence, bätar- 
dise, epaves, amendes, afforages, taverne, tabellionage, und andere 
die von der Gerichtsbarkeit abbangen; — 

3) Ueber die Entfchädigungen, welche der Nation zu Laft fallen Pönnten 
gegen die Eigenthümer gewiffer Lehen im Elſaß, zufolge der MBerträge, 
nach denen diefe Provinz mit Frankreich vereinigt ift. (39. Art.) 


II. Zitel 


Bon den loskäuflichen herrſchaftlichen Rechten. 


Alle Lehns⸗Rechte und Schuldigkeiten oder nützliche Zinsgebuͤhren, welche 
der Preis und die Bedingniß einer urſprünglichen Abtretung von Gütern ıc. 
find, follen blos loskäuflich ſeyn, yad bis auf das geſchehene Loskaufen ferner 
bin geleiftet werden. (1.Mrt.) 


“ 


Geſetz, vom Monat April 1790, über ein Dekret vom 19. 
dieſes, welches die Nechte unter ben Namen, ravage, preage, 
fautrage, coiselage, oder den erften Weidgang (Gebühren, ‚welche 
von den Wiefen erhoben wurden, ehe die erſte Blume abgemäht 
war) abichafft. 

Das Recht unter dem Namen, ravage, fautrage, preage, coiselage oder 
Weidftrih auf den Wiefen vor dem Abmäben-der erfien Blume, unter fbel- 
er Benennung es immer bekannt feyn mag, ift abgeichafft, mit Borbebhalt 
jedod einer Entfhadigung, im Falle nach der durch den Art. 29 des Titels 2 
im Defrete vom verflofienen 15. März des Gefeges vom 28. März 1790 vor» 
geihriebenen Form ermwiefen werden kann, daß dafjelbe durch Vertrag oder 
Abtretung von Gütern eingeführt worden ift, ohne daß unter diefem Vorwande 
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diejenigen, weldye bis hieher im Genuſſe defjelben waren, irgend ein Weidrecht 
auf die zweite Blume oder dad Nachgras verfangen Pönnen, wenn ed ihnen 
nicht durch einen gültigen Titel als. Gebrauch oder Herfommen zuftebt. *) 

Die Rechtöftreite über oben gedachtes Recht, welche vor ;der Befanntma- 
dung des gegenwärtigen Dekrets angefangen, aber nicht durch ein endliches Ur⸗ 
theil entſchieden worden find, Pönnen nur wegen der vor ng Epoche gemach⸗ 
ten Prozedur Koften abgefjan werden. 





® 
Auszug aus dem Gefeße vom 30. April 1790, über die Jagd. 


Die National: Berfammlung, in Erwägung, daß durch ihre Dekrete vom 
&., 5., 7., 8. und 11. Auguft 1789 die ausſchließliche Jagdgerechtigkeit abge» 
ſchafft, und jedem Eigenthümer das Kent eingeräumt worden it, nur allein 
auf feinem Gut oder Eigenthum alles Wild zu tödten oder tödten zu 
laffen; mit dem Beding , ſich den Poligeigefegen zu unterwerfen, die für die 
Handhabung der öffentlihen Sicherheit gegeben werden Bönnten; daß aber burdy 
einen fträflihden Mißbrauch diefer Verfügung die Jagd eine Quelle von Unord⸗ 
nungen geworden ift, die, wenn fle noch länger fortdauerten, für die Aernten 
nachtheilig werden Pönnten, deren Erhaltung ſchleunigſt gefihert werden muß, 
defretirt einftweilen, bid die Drdnung ihrer Arbeiten ihr größere Erläuterungen 
über diefen Gegenftand erlaubt, wie folgt: 

Art. 1. Es if jedermann unterfagt, auf eined andern Grund und Boden, 
zu welher Zeit und auf welche Art es immer ſey, ohne deſſen Ginwilligung 
zu jagen, bei Strafe von 20 Livres, die der Ortsgemeinde zufällt, und 10 Livres 
Entfhädigung für den Eigenthümer der Feld-Früdte, oder auch eines größern 
Erfages, wenn es die Umftände erfordern. 

Allen Eigenthümern oder Gutöbefigern ift gleichfalld verboten auf ihren 
nicht eingefchloffenen Feldern, felbft wenn fie brach liegen, zu jagen. Diefes 
Berbot betrifft, vom Tage der Bekanntmachung diefer Verordnung an **) bis 


* Der 29. Urt, des 2. Zireld des Dekrets vom 15. März, wovon die Rede iſt, 
lautet alfo : ? 

„Wenn die Beſitzer der durch die Artikel 9, 10 und 24 biereben, (S. diefe Urtitel 
in dem in gegenwärtige Verordnung eingerüdten Befege vom 28. 
„März 1790) aufrecht erhaltenen Rechte nicht im Stande find, den urfprünglihen Rechts—⸗ 
titel vorzulegen, fo follen fie deffen Ubgang durch zwei gleichlautende Unerfennungen, welche eine 
srältere Anerkennung angeben und denen durch feine noch frühere Unerkennungen wieder ſprochen 
„wird, die, wenn von allgemeinen Rechten die Rede ift, von der Gemeinde der Einwohner, 
„und wenn fie befondere Nechte betreffen, von den dabeı interefiirten Perfonen gegeben wor⸗ 
den; nur müffen fie durch einen wirklichen, bid auf vierzig Jahre binaufreihenden ununs 
„terbrochenen Befig unterflügt werden, und die in den Urtikeln erwähnten Uebereinfünfte oder 
„Verwilligungen angeben.’’ 

**) Für die Fürzlich mit Frankreich vereinigten Länder gilt diefed Werbot bom 1. Germ. 
db 6. Jahres an bid zum nächfifolgenden 15, Fruftider, 
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zum erften Pünftigen September, diejenigen Felder, welche alsdann von Früchten 
entblöst find; und bis zur gänzlich vollbradyten Erntegeht ed alle anderen Felder 
an. Außerdem ift jeded Departement befugt, in Zukunft die Zeit zu beftimmen, 
warn in feinem Bezirke den. Eigenthümern das Jagen auf ihren nicht einge 
fhloffenen Befisungen offen und frei feyn foll. 


Art. 2. Die Strafe und Entfhädigung, die hieroben gegen diejenigen be» 
ſchloſſen ift, die auf eines Andern Gut jagen, fol nad verfhiedener Rückſicht 
auf 30 und auf 15 Livres erhöht werden, wenn das Feld mit Mauern oder 
Hägen umgeben it; und auf 40 und 20 Livres, wenn di:fes eingefchloffene 
Feld zunaͤchſt an eine Wohnung ftäßt. Die Verfügungen der übrigen Geſetze, 
welche die Sicherheit der Bürger und,ihres Eigentyums befhügen, und die Bes 
fhädigung oder; die Verlegung der Einfafjungen, vorzüglid ihrer Wohnun- 
gen oder an denfelben gelegener Pläge verbieten, folen dadurd in, nichts atges 
ändert feyn. 

Art. 3. Jede diefer verfchiedenen Strafen fol im Wiederbegehungsfalle 
verdoppelt, und bei einer dritten Uebertretung dreifach angefegt werden. Die: 
fer Maßſtab foll bei weitern Vergehungen, aber nur wenn fie im nämliden 
Sabre ſich ereignen, befolgt werden. 

Art. 4. Der Uebertreter, der in den at Tagen, nachdem ihm das Urtbeil 
angezeigt worden, die gegen ihn ausgefprodhene Strafe nicht entrichtet hat, fol 
Pörperlich angehalten, und für das erftemal 24 Stunden lang, fürs zweitemal 
act Tage lang, und für das dritte und die folgenden Male, drei Monate lang 
verhaftet werden. 

Art. 5, In allen Fällen follen die Gewehre, womit der Frevel begangen 
worden ift, confiszirt werden; doch follen die Heldwähter die Jäger nicht ent 
waffnen dürfen. . 

Art. 6. Die Eltern follen für die Frevel ihrer Kinder, Die unter zwanzig 
Jahren, noch unverheurathet, und bei ihnen wohnhaft ſind, baften und zur Ber: 
antwortung gezogen werden, ohne dag man fie jedoch Pörperlich zwingen oder 
in Verhaft nehmen könne. 


Art. 7. Wenn die Frevler verkleidet oder maskirt find, oder feinen be= 
Pannten Wohnaufenthalt in Frankreich haben, follen fie auf das Begehren der 
Munizipalität, ſogleich arretirt werden. 

Art. 8. Die vorgenannten Strafen und Zwangsmittel follen. fummarifch 
bei der Audienz durd die Munizipalität (das Zuchtpolizei⸗Gericht) des Orts, 
wo das Verbrechen begangen worden, auf den Bericht der Garden, Banngars 
den oder Feldwäcter geſprochen und zuerkannt werden; jedoch ſteht es dem 
Beklagten frei zu appelliren, wie ſolches durch das Dekret der National-Ver— 
ſammlung vom 23. März juͤngſthin G(jetzt durch das Straf-Geſetzbuch vom 3. 
Brumaͤr IV. Jahrs,) verordnet worden iſt. Dieſe Strafen können blos ent» 
weder auf die Klage des Eigenthlimers oder einer andern Partie, der gleich: 
falls daran gelegen ift, oder au, wenn man zu einer verbotenen Zeit gejagt 
hätte, blod auf das Betreiben des Gemeinde: Profurators (gerichtlichen Polizei⸗ 


Beamten) verhaͤngt werden. 
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Art. 9. Zu biefem Ende ift jeder Gemeinde-Rath (jede Kantons Munizi« 
pal:Berwaltung) ermächtigt, einen oder mehrere Banngarden, oder Feldwaͤchter 
anzuftellen, die von der Wunizipalität (dem Friedensrichter) angenommen umd 
beeidigt werden follen, ohne Beeinträgtigung der Holz: und Waldgarde, die wie 
bisher Statt haben fell, bis etwas anderes darüber verordnet feyn wird. 

Art. 10. Borgemeldete Berichte follen „entweder fhriftlih oder mündlich 
in der Schreiberei der Munizipalität (an den Friedensricdhter oder einen feiner 
Beifiger) abgeftattet werden, wofelbft ein Regiſter darüber gehalten werben 
muß. Sn beiden Fällen follen fie, in Zeit von vier und zwanzig Stunden nad) 
begangenen Verbrechen, in die Hände eines Runjipal-Beamten (Sriedensrichters 
oder Beifigers) erbärtet, und ihnen Glauben beigemeff en werden, bis ein Gegenbe- 
weis beigebracht wird, der ohne Beſchuldigung der Falſchheit angenomen werden kann. 

Art. 11. Statt diefer Berichte gelten aud Die Ausjagen von zwei Zeugen. 

Art, 12. Jede : Klage megen eines Jagdfreveld if nah Verlauf eines 
Monats von dem Tage an, wo das Berbreden begangen worden, verjährt. 

Art, 13. Es ſteht jeden Eigenthümern oder Beligern frei, zu allen Zeiten 
und ungeachtet des erften Artikels gegenwärtigen Dekreté, in ihren Weihern und 
Teihen, und ın ihren Befigungen, die durch Mauern, Hägen oder wachſende 
Zäune von den Gütern Anderer abgefondert find, zu jagen oder jagen zu laſſen. 

Art. 14. Jeder Eigenthiimer oder Beliger, der fein bloßer Nutznießer if, 
kann gleichfalls zu der Zeit, welche im erften Artifel verboten ift, in feinen 
Holzungen oder Waldungen, ohne Windhunde jagen oder jagen laffen. 

Art. 15. Den Eigentpümern, Befigern, und felbft ven Pachtern ift ed eben» 
mäßig und zu allen Zeiten erlaubt, das Wild auf ihren nicht eingefchloffenen 
Aeckern zu zerftören, wenn fie fi der Netze oder anderer Werkzeuge bedienen, 
welche den Früchten der Erde nicht fchaden fönnen, auch das rothe Wildpret, 
dad in diefe ihre Ernten laufen würde, mit Feuergewehren abzutreiben. 


Geſetz vom 23. Junius 1790, welches den erblichen Adel 
abihafft, und verordnet, daß die Titel: Prinz, Herzog, Graf, 
Marquis und dergleichen, von Niemanden angenommen, und Nies 
mand gegeben werden follen. 


Die National» Verfammlung bat defretirt, wie folgt: 

Art. 1. Der Erb:Adel ift für immer aufgehoben; es follen folglih die Tis 
tel: Prinz, Herzog, Graf, Marquis, Vicomte, Bidame, Freiherr, Ritter, Mef: 
fire, Ecüyer, Edler, u. a. dgl., weder von jemand angenommen, nod irgend je: 
mand gegeben werden. 

Art, 2. Kein Bürger darf in Zußunft einen andern, als feinen eigentlihen 
Familien-Namen führen ; es foll niemand mehr Liverei tragen oder tragen laf- 
fen, nody irgend ein Wappen führen; der Weihrauch foll in den Kirhen nur 
der Gottheit zu Ehren brennen, und niemanden, er fey wer er wolle, ans 
geboten werten, 
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Art. 3. Die Titel: Monfeigneur , Meffeigneurs (Euer Gnaden, gnädige 
Herren) deögleichen: Erzellenz, Hoheit, Eminenz, Herrlichkeit ıc. follen weder 
einem einzelnen Menfhen, noch einem Korps beigelegt werden. Dennoch foll 
fein Bürger unter dem Borwande gegenwärtigen Defrets fit herausnehmen. 
die in den Kirchen befindlihen Denkmäler, die alten Brieffhaften und Urkun⸗ 
den, welche die Familien oder das Eigenthum betreffen, noch die Verzierungen 
irgend eines öffentlihen oder Privat:Drtes zu befchädigen. (Ausz.) 

Art. 4. Im gegenmwärtiger Verordnung find keineswegs die Fremden be» 
griffen, welche in Frankreich ihre Livereyen und Wappen beibehalten Fönnen. 


Gefeg vom 23. Junius 1790, welches. die Städte, Flecken, 
Dörfer und Kirchfpiele, denen die vorigen Herrſchaften ihre Fa- 
milien-Ramen gegeben haben, ermächtigt, Ihre alten ‚Namen wies 
der anzunehmen. ni 

Die National: Berfammlung hat defretirt, wie folgt: 

Die Städte, Kleden, Dörfer und Kirchfpiele, denen die vorigen Herrfhaf: 
ten ihre Familien Namen gegeben haben, find ermächtigt, ihre. alten Mamen 
wieder anzunehmen. 


Geſetz vom 30. Junius 1790, in Betreff der Wiefen,, wel: 


che dem oͤden Weidgange unterworfen find. 

Alle Eigenthümer von umzäunten und eingefhloffenen Wiefen, oder folher, 
die zwar nicht eingefchloffen find, auf deren Beſitz aber das Recht baftete, zwei 
oder mebrere Blumen darauf zu mäben, follen nach den Gefegen, Verordnungen 
und dem Herfommen, die an jedem Orte üblich find, das Recht wie zuvor 
haben, die zweite, dritte oder vierte Blume einzuärndten. 

Es ift demnach allen und jeden verboten, die genannten Gigenthbümer von 
Wieſen in ihrem Befige und ihrer Nugnießung zu flören; ohne daß man je 
doch eine Neuerung in dem Hertommen der Länder machen wolle, wo feine 
öden Weidgänge Statt haben. 


Auszug aus dem Gefeß vom 15. Auguft 1790, über das 
Eigenthums⸗ und DOberauffihtd-Necht auf. die Öffentlichen Wege, 
Straßen, Gaffen, Pläge in Dörfern, Kleden, Städten und die das 
zu gehörigen Bäume. 

Die National» Berfammlung bat dekretirt, was folgt: 

Art. 1. Da die Lebens : Berfafiung und die berrfcaftlihe Gerichtöbarkeit 
aufgehoben find, fo darf binführo niemand unter Peinem von diefen beiden 
Titeln auf ein Recht des Eigenthums oder der DOberauffiht auf die öffen- 
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lichen Wege, Straßen und Plaͤtze der Doͤrfer, Flecken oder Staͤdte An— 
ſpruch machen. 

Art. 2. Demnach iſt das Recht, auf den oöffentlichen Wegen, Straßen und 
Plägen der Dörfer, Flecken und Städte Bäume zu pflanzen, oder dafelbft ge— 
wachfene Bäume fi zuzueignen, an den Orten, wo es den ehemaligen Herrſchaf— 
ten durch die Gebräuche, Statuten oder Herfommen zukam, abgeſchafft. 


Geſetz vom 18. Auguſt 1790, welches das Heimfall- und 

Abzugs⸗Recht abfchafft,- und das Aufhören der ſich darauf bezie- 
benden Prozeduren verordnet. 
Art. 1. Das Heimfallreht (droit d’aubaine) und das Abzugsrecht find 
auf immer abgefhafft. 
Art. 2. Ale Prozeduren, gerichtlihe Verfolgungen und Nachſuchungen, 
welche dieſe Rechte zum Gegenftande haben, find getilgt. 


Geſetz vom 10. Dezember. 1790, welches die ehemaligen 
Obergerichtsherren von der Verbindlichkeit losſpricht, die verlaffe- 
nen Kinder zu ernähren, und die Art beftimmt, wie für den Un- 
terhalt diefer Waifen geforgt werden foll. 


Aıt. 1. Die ehemaligen Obergerichtöherren find von der. Verpflichtung, 
die in dem Bezirke ihrer Herrſchaften verlaffenen oder ausgeſetzten Kinder zu 
ernähren und zu unterhalten, von nun an befreit; und es foll für den Un: 
terbalt und die Nahrung diefer Kinder., fowie für die Findelfinder,, die dem 
Staate zur Laft fielen, einftweilen geforgt werden. 

Art. 2. Diejenigen ehemaligen Obergerichtöherren., welche verlaffene oder 
ausgefegte Kinder dermalen zu ernähren haben, follen die Verwalter des, dem 
Orte wo das Kind erjogen wird, zunaͤchſt gelegenen Spital oder andern zu 
dergleihen Hilfen beftimmten Berpflegbaufes, fchriftlih davon benachrichtigen ; 
von dem Tage diefer Benachrichtigung an hat das Spital oder Pflegbaus für den 
Unterhalt des Kindes zu forgen. „Im Falle dem Spitale oder Pflegbaufe, 
vermöge feiner Stiftung, diefer Art Ausgaben nicht zukommen, jollen fie ihm 
aus dem öffentlihen Schage vergütet werden. 

Art, 3. Die National: Berfammlung behält fih vor, über die neue Ein: 
richtung, die für die örperliche und fittliche Erziehung der Findelfinder einges 
führt werden fol, Verordnungen zu mahen, und trägt ihrem Ausfchufle des 
Bettelmefend auf, ihr den Plan darüber vorzulegen. i 


Auszug aus dem Gefete vom 20. April 1791, weldes bie 
Abſchaffung verfchiedener herrfchaftlicher Rechte, befonders der vor 
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dieſem mit der Gerichtsherrlichkeit verknuͤpften, und die Art des 


Ruͤckkaufs derjenigen verordnet, die vorher fuͤr einloͤslich erklaͤrt 
worden ſind. 


Art. 7. Das Heimfallrecht, wenn feine Erben mehr da find, das Heims 
fallreht von Fremden, das Recht von unebelihen Kindern ab intestato zu erben, 
verlorne oder herrnloſe Sachen ſich anzumaßen, oder von den Erben eined Frems 
den eine gewiſſe Gebühr zu fordern, dad Strandrecht, dad Recht zu den gefun: 
denen Schägen, fo wie dad Recht, ungebaute und öde Güter, Haiden, verbeerte 
selder, Garrigues, Flegards oder Vareschaix (gemeine Orte, die feinem ins: 
befondere gehören) eigentyumlicy am ſich zu bringen, vollen ebenfalls von der 
Befanntmahung der Defrete vom 4. Auguſt 1739 (gegenwärtiger Verordnung) 
an, nit mehr zu Gunften der vormaligen Herrihaften Statt haben, welche 
vom nämlichen Zeitpunfte an von dem Unterhalte der Findelfinder befreit iind, 

Art. 11. Auf erwähnte Güter find gleichfalls alle Eigenihumsd: und ans 
‚dere Rechte vorbehalten, die entweder vormaligen Lehnsberrn, Praft einiger von 
der herrſchaftlichen Gerichtsbarkeit unabhängiger Rechtstitel, oder irgend einer 
andern Privktperjon zuftehen können, 

Art. 12. Gede vormalige Herrihaft, die zugleich beweiſen kann, daß fie 
yor mehr als vierzig Jahren vor Bekanntmachung der Dekrete vom 4. Auguſt 
1789, in Süumpfen, auf Wieſen oder andern Gütern, die einer Gemeinde zu: 
Rändig find, Bäume gepflanzt, oder pflanzen laſſen, und diefelben feither im 
Befig gehabt, fol das Eigenthum und die freie Verfügung über folhe Bäume 
behalten; der Gemeinde aber fol es in Gefolge des Defreis vom 26. Julius 
179% *) frei ftehen, diefelben nah ihrem heutigen Werthe rückzukaufen; das 
naͤmliche Verhaͤltniß hat ed audy mit den Bäumen, die eine vormalige Herr: 
ſchaft, feit weniger al& 40 Jahren ber in Beſitz gehabt, und zur Erfegung ans» 
derer Bäume gepflanzt bat, in Aniehung welcher fie ermweislih machen wird, 
daß diefelben mehr als 40 Jahre vorher angefegt, und von ihr oder ihren Bor: 
eltern befefien worden find. 

Art. 13. Diejenigen Bäume, die von einer vormaligen Herrichaft, von 
weniger als 40 Zahren ber auf Gemeinde-Bütern angepflanzt worden, ohne zur 
Erfegung anderer gedient zu haben, follen gegen Erftattung der Pflanzfoften 
der Gemeinde zufallen, weldhe in diefem Falle den Artikel 10 des Defrets vom 
26. Zulius 1790. **) zu befolgen bat. 

Art. 14. Die unter dem Namen Weidzins (blairie) bekannten Abgaben, 


*) Das ift, dem befagten Dekrete zufolge, „Nach der Schägung oder dem Unſchlage / 
melden Erpertin, fo die Varteien , oder auch der Richter von Umts wegen ernennen, das 
‚von maden werden; doch follen fie‘ in feinen Falle niedriger ald auf die Koften ded Plans 
niend der Bäume angefchlagen werden dürfen.‘ 

**) Diefer Urtifel fagt: ... „Die Munizipalitäten folfen bei Strafe ihrer Verantwort⸗ 
„lichfeit nichts, kraft dieſes Dektets, anderſt ald auf ausdrüdlihe Ermächtigung dazu ven 
n Seiten der Eentral+ Verwaltung ded Departements, und nad vorheriger Mittheilung ihres 
„Geſuchs an die dabei interefjirten Parteien, wenn cd der all erfordert, vornehmen dürfen.‘ 
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und überhaupt alle anderen, die von den vormaligen Gerichtöherren wegen der 
Etoppelweide eingefordert wurden ; fo wie das Recht, das fie fih an gewiſſen 
Orten angemaßt hatten, in dem Umfange ihrer Gerichtsbarkeit Fremde an be: 
fagter Stoppelweide Theil nehmen zu lafen, find ohne Entſchaͤdigung abge: 
ſchafft, jedodh ausgenommen den Fail, mo bewiefen ‚würde , daß foldhe Ab: 
gaben Mbtretungen von Gütern oder Nachlaſſungen für rüdtäuflid erklärte 
Rechte zum Grunde gehabt haben. 

Art. 15. Die unter dem Namen Messerie oder unter irgend einigen ans 
dern Benennungen befannten Abgaben, welhe die ehemaligen Gerichtsherrn 
an gewiſſen Orten für die den Einwohnern ertheilte Befugniß, die Früchte 
ihrer Güter hüten zu laſſen, bezogen haben, find ebenfalls ohne Entſchaͤdigung 
abgeſchafft. 

Art. 16. Eben ſo ſind ohne Entſchaͤdigung aufgehoben die Rechte unter 
dem Namen rut-du-bäton, course sur les bestiaux dans les terres vagues, 
de carnal, de vetee, de vif-herbage, de mort-herbage, fo wie die Abgaben und 
Dienftbarfeiten, die ihre Stelle vertreten, und überhaupt alle anderen, felbft das 
Seeweſen angebenden Rechte, die ehedeflen.einen Theil der herrſchaftlichen Ge⸗ 
richtsbarkeit ausgemacht haben. 

Art. 17. Die durch die drei vorhergehenden Artikel ausgefprochenen Ab: 
fhaffungen follen von der Bekanntmachung der Defrete vom 4. Auguit 1789 
(gegenwärtiger Berordnung) an ihre Wirkung haben. 

Art. 18. Da die Ehrenrehte und Borzüge die mit der Eigenſchaft eines 
Gerichtöherrn, oder eines Kirchenpatrons verknüpft waren, jederfeitig durch 
Abſchaffung der berrihaftlihen Gerichtsbarkfeiten, die den 4. Auguſt 1789 und 
durch die bürgerlihe Verfaſſung der Geiftlichfeit,, die den 12. Julius 1790 de> 
Fretirt worden, aufhören follen; fo find die ehemaligen Gerichtsherrn und Pa: 
trone gehalten, binnen zwei Monaten von Befanntmathung diefed Dekrets 
an, jeder in fo weit es ihn betrifft, 1) ihre, in dem Chore der Kirchen oder 
oͤffentlichen Kapellen allenfall& vorhandenen , vormals herrſchaftlichen und Pas 
tronal:Bänfe wegihaffen zu laffen. 2) Die fhmwarzen Binden und Trauergürtel 
ſowohl in» als außerhalb der Kirchen und öffentlihen Kapellen abzuftellen. 3) 
Die ehedeflen unter dem Titel der berrfchaftlihen Gerichtsbarkeit errichteten 
Hochgerichte und Drillhäufer abbrechen zu laffen. 


Art. 19. Der Maire (Präfident) einer jeden Munizipalität iſt verpflichtet „ 
in den acht Tagen, nach Berlauf der im vorbergebenden Artikel angezeigten 
Frift von zwei Monaten, dem Kommifjär bei dem Diſtrikts- (Departements:) 
Gericht Nachricht zu, ertheilen, ob der Vorſchrift gedachten Artikels Genüge 
geleiftet worden oder nicht; und im Falle derfelbe nicht vollzogen worden, ift 
der Kommiſſaͤr verbunden, innerhalb der darauf folgenden acht Tage bei dem Ges 
richte einen Befehl zu erlangen, wodurch die Munizipalität ermächtigt wird, 
die bieroben vorgefihriebenen Abfhafungen und Abbrehungen auf Koften der 
Gemeinde, die dagegen die Materialien erhält, vornehmen zu laffen. 


Art. 20. Die Berfügungen der zwei vorhergehenden Artikel, in Betreff 
der Bänke, welche die vormaligen Gerichtäheren und Patrone in den Chören 
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batten, follen aud in Anfehung folder Bänke befolgt werden, die vermöge des 
Lehnrechts oder der berrfhaftlihen Gerichtöbarfeit, des Patronatrechted zu er 
nennen, oder vermöge irgend einiger andern Privilegien, in den Mittel. Thei- 
len der Kirchen, oder in Nebenkapellen können aufgeftellt worden feyn. Den 
vormaligen Herſchaften, Patronen und Privilegirten ftebt es frei, die für die 
Bänfe der Privatperfonen eingeführten alten Ordnungen und Gebräuche, wel: 
de dermalen unabgeändert bleiben, zu befolgen. 

»Art. 21. Das herrſchaftliche und ausfchließlihe Recht, Wetterhähne auf 
die Häufer zu ftellen, ift abgeſchafft; und es ſteht jedermann * deren ſo 
viele und in welcher Form er will, aufſtellen zu laſſen. 


Art. 22. Zn Zukunft Pönnen alle gerichtlichen Klagen, die vorhin den 
Gormalitäten unter dem Namen ajour, clain, plainte à lei, plainte propric- 
taire und andern die das Lehenweſen angingen, unterworfen waren, blos mit: 
teift einer Petition angebraht, und wie gewöhnliche Prozeffe behandelt werden ; 
obne daß an den Orten, wo diefe Formalitäten für die gerichtliche Betreibung 
der Etreitfahen, für welche fie eingeführt worden, unentbehrlihd waren, die 
Bellagten wegen der Zeit, die feitdem die Berrichtungen der berrfcaftlichen 
Gerichtsbeamten dur die Miederfegung der Diſtrikts- (Departements:) Ge: 
richte, gänzlich aufgehört haben, bis zur Bekanntmachung diefes Defrets ver: 
ſtrichen if, einige Berjäprung vorfhügen Pönnen, und ohne Nachtheil der ge . 
richtlichen Einziehungen, welche in den Fällen die das Recht oder der Yandges 
brauch mit ſich bringt, wie vorhin erlaubt ſeyn follen. 


"Art. 23. Die Hinterlegungsgelder, die nah einigen Gewohnheitsrechten 
in gewifien Fällen den vormaligen Gerichtsihöffen , Amtmännern oder andern 
berrichaftliben Beamten behändigt werden mußten, follen einftweilen , und bis 
darüber eine befondere Verordung ergebt, ohne Koften in die Gerichtsichreis 
berei der Diftriftstribundle (an die Departements:Einnehmer) verwahrlih ab» 
gegeben werden. 

Art. 24. Bom Tage der Einfegung der Diftrifts- (Departemients-) Ges 
rihte an follen alle Gefege und gemwöhnlihen Landsrechte abgeſchafft ſeyn, in 
Gefolge derer die Schenfungen und Teftamente, felbft wegen ihrer innern Gül⸗ 
tigkeit, in Gegenwart der Schöffen, Lehnsmaͤnner, Geſchwornen (jures de Castel) 
oder anderer berrichaftliher Beamten errichtet, oder von denjelhen entweder 
vor, oder in einer gewiſſen Zeit nad dem Ableben der Schenfgeber oder Erb: 
lafier anerfannt werden mußten; demnach follen diefe Akte in den Landfdafs 
ten, wo dergleihen Gefeke und Gemwohnheitsrechte eingeführt find, von oben» 
gemeldetem Zeitpunft an, gültig jeyn , wenn fie vor zwei Motarien, oder aber 
vor einem Notarius und jwei Zeugen verfertigt worden; oder wenn fie auch 
bloß mit eigner Hand gefchrieben worden find; jedoch ohne Nachtheil des gegen: 
wärtig noch zu volljiehenden Deippinalftatuts oder anderer dergleiben Gelege 
über die Formalitäten der Schenfungen unter Lebenden, in Anſehung welder 
die Friedensrichter die Stelle der berrfhaftlihen Beamten vertreten follen, und 
ohne daß die Ermangelung der gerichtlihen Einſchreibung, welche durch den 
Art. 3 des Dekrets vom 17. und 19. Sept. 1790, (ded Geſetzes vom 27. Sept. 
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des naͤmlichen Jahres) fatt der Befignehmungen, Befigabtretungen, Schöffen: 
Anerfennungen, und anderer dergleihen Formalitäten eingeführt worden, in 
irgend einer Landſchaft, wo zur Berfiherung des Unterpfandes die gerichtliche 
Einfhreibung Plag hatte, den Donatarien oder Legatarien von Seiten der Er: 
ben der Schenfgeber oder Erblaffer entgegengefegt werden, oder einem Teftas 
mente, in Betreff der unbeweglihen Güter, worüber der Erblafier nichts ver: 
fügt, oder deren Verkauf der Legatarius in der durch die gemöhnlihen Lands; 
rechte beftimmten Frift nicht betrieben hat, feine Gültigkeit benehmen, oder 
einen Gläubiger, der eine Zmwangfchrift erhalten hat, verhindern koͤnne, 
die liegenden Güter feines Schuldners gerichtlich defretiren- und verkaufen 
zu laſſen. *) 

Art. B. Es follen ebenfalld von dem, im vorbergebenden Artikel feſtge— 
fegten Zeitpunfte an, alle Gefege und Landsrechte, die zur Gültigkeit gewiſſer 
Urkunden oder gerichtiiher Akte die Gegenwart oder Dazwilhenfunft eines der 
obenbenannten Beamten. erforderten, abgefhafft feyn; und es ift zur Gültigkeit 
folher Urkunden und gerichtlihen Akte hinreichend, daß fie von Notarien oder 
Gerichtsboten, nad den durch das gemeine Landrecht feftgefeßten Verſchieden⸗ 
heiten und Regeln, abgefaßt ſeyn. 

Art. 26. Alle Beſitznehmungen, Beſitzabtretungen und andere Akte, deren 
Verfertigung den herrſchaftlichen Beamten durch die ehemaligen Geſetze aus» 
fchließlich zugeeignet war, und welche in der Zwifchenzeit der Bekanntmachung 
der Defrete vom 4. Auguſt 1789, bis .zur Berfündigung des Defretö vom 
17. und 19. September 1790, in Gegenwart der Beamten der neuen Muni— 
jipalitäten errichtet worden find, follen die nämlihe Wirfung haben, ald wären 
fie in Beifeyn der ehemaligen Schöffen oder andern Beamten der herrſchaftlichen 
Gerichte aufgefegt worden. 

Art. 28. Desgleichen follen alle Einfchreibungen von Kontrakten und ans 
dern Alten, die in den andern, wo die gerichtlihe Einſchreibung ehmals 
Statt hatte, in den Screibereien der Diftrifts. Gerichte, dem Artikel 3 des 
Defrets vom 17. und 19. September 1790 zufolge, vor der von Amts wegen 
erfolgten Bekanntmachung dieſes Geſetzes geſchehen find, von ihren verſchiede— 
nen Daten an, als gültig angeſehen werden. 

Art. 30. Ermähnte Einfhreibungen werden keineswegs erfordert zur 
Uebertragung des Eigenthyums der National-Güter entweder an die Privat: 
leute, die fie unmittelbar an ſich fteigern, oder an diejenigen, welche andern zu 
faufen Aufträge gegeben haben, und die zur geit der Erſteigerung angege⸗ 
ben werden müſſen. 

Art. 33. Die in den Departementen von Ille und Vilaine unter den Na» 
men, Fall: und Hebend-Lehen (fief cheant et levant) bekannten Redte, und 
überhaupt alle nicht ohne Entſchaͤdigung aufgebobenen ftändigen oder zufälligen 
Lehentrechte, welhe unter der Lehens-Verfaſſung nach der Anzahl der ders 
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* Der bier gedachte 3. Urtikel des Geſetzes vom 27. September 1790 it im 47. Urs 
sifel der Verotdnung vom 6. Thermidor 6. Jahres über das Notariat⸗Weſen eingerückt. 
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ſelben unterworfenen Gutsbeſitzer erhöht oder vermindert wurden, ſollen bis 
zur Einloͤſung unabaͤnderlich auf den Tax feſtgeſetzt ſeyn, nach dem ſie, zufolge 
ihrer beſondern Beſchaffenheit, zur Zeit der Bekanntmachung der, auf die De— 
krete vom 4. Auguſt 1789 erfolgten offenen Briefe vom 3. November naͤm— 
lichen Jahrs, (zur Zeit der Bekanntmachung gegenwaͤrtiger Verordnung) zahle 
bar waren, und den Zinsleuten, welche mittelft Erfüllung gewiffer, in Anſehung 
des Genufles des ehemaligen Lebens erforderlihen Formalitäten im Falle waren, 
eine Verminderung in diefem Zeitpunfte zu erhalten. foll diefelbe bewilligt 
werden, eben fo als hätten fie vor gedachtem Zeitpunkte dieſen ie 
Genüge geleitet. 

Art. 34. Alle Prozeſſe, die ih in Betreff der durch gegenwärtige® De— 
kret ohne Entihadigung abgefhafften Rechte erhoben haben, und vor den für 
die Abſchaffung diefer Rechte oben beftimmten Zeitpunkten durd einen endlichen 
Urtheilsſpruch noch nicht gefchlichtet worden find, können nur, in Anſehung der 
verurfadhten Gerichtsfoften und der vor dieſer Zeit fchuldig geweſenen Rück⸗ 
fände, entfhieden werden. 

Art. 35. Die Verfügungen der Art. 36, 37 und 38 (im 2. Titel) des 
Dekrets vem 15. Mär; 1790 (welches den 28. des nämlihen Monats ſanctio— 
nirt wurde), folen gegenmwärtigem Defrete als beigefügt angefehen werden. 


Auszug aus dem Gefeße vom 6. Auguft 1791, welches die 
Ritterorden aufhebt. 


Die National-Berfammlung ‚defretirt, wie folgt: 

Art. 1. Alle Ritter: oder andere Orden, alle Körperfchaften, jede Außere 
Zierde oder Zeihen, melde einen Unterſchied der Geburt zum Voraus feßt, 
find in Frankreich abgefhaft. Es dürfen derer Feine mehr in Zukunft ein: 
geführt werden. 

Art. 3. Kein Franfe darf irgend einen Stand, der entweder dur das 
Detret vom 19. — 23. Zunius 1790, oder durch gegenwärtiges Defret aufge: 
boben ift, auch felbft nicht mit dem Ausdrug ebmalig, oder fonft dergleichen 
annehmen. 

Es ift allen öffentlihen Beamten unterfagt, einem Franfen folhe Titel in 
den Alten beizulegen. 

Eben fo ift ed jedem öffentlihen Beamten verboten, einen Aft zu verfer« 
tigen, in dem die durch das Defret vom 19. Junius 1790, und durd das ge: 
genmwärtige Dekret aufgehobene Titel bewieſen werden follten. (Auszug.) 

Art. 4. Geder Franke, der die Aufnahme in einen Ritterorden , oder an: 
dere im Auslande beftebende, auf einen Unterſchied der Geburt gegründete 
Körperfchaften fuchen oder erhalten, oder ferner Gemeinfhaft mit denielben 
pflegen würde, joU der Eigenfhaft und des Rechtes eines fränfifhen Bürgers 
verluftig feyn. 
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Auszug aus dem Gefete vom 16. Oktober 1791, die Uns 


terfcheidungszeichen der abgefchafften Orden betreffend. 
. Die National-Berfammlung defretirt, daß fein Franke fernerhin die Un— 
terfheidungszeichen der aufgehobenen Orden tragen fol. 


Geſetz vom 16. Dftober 1791, das jedem fränfifhen Buͤr— 
ger verbietet, in irgend einem Akte die - durch die Konititution 
aufgehobenen Zitulaturen und Benennungen anzunehmen. 


Da e6 die Pfliht der National-Beriammlung ift, für die fihere Befolgung 
der Konftitutions-Örundjäge zu forgen, fo defretirt fie, wie folgt: 

Art. 1. Ein jeder fränfiihe Bürger, der von der Bekanntmachung ge 
genwärtigen Defrets an in feinen Quittungen, Handihriften, Berfprehungen 
und überhaupt in allen feinen nur möglihen Akten irgend eine der Titulatus 
ren einrüdte, welche die Konititution aufgehoben hat, oder irgend einen von 
den Titeln annähme ‚die an Nemtern bafteten , welche gegenwärtig nit mehr 
Statt finden, foll bei Verhaftnehmung zu einer Geldftrafe verurtheilt werden , 
die ſechsmal jo ftarf iſt, ald feine Mobiliar-Steuer, ohne Abzug der Grund» 
Steuer. 

Eben gedachte Titulaturen follen, vermittelit eined Berbal: Prozeffes der 
Tribunal» Richter, ausgeftrihen werden, und diejenigen, welche diejes Ber: 
brechen gegen die Konftitution begangen haben, follen überdies dDurd einen 
Richterſpruch von der Bürgerlifte ausgeftrihen, und unfähig erklärt werden, 
irgend ein Civil » oder Militär Amt zu bekleiden. 

Art. 2. Diefe Strafe und Geldbuße fol verwirft und ſuerkannt werden, 
wenn gedachte Titel oder Benennungen entweder in einem Akte ſelbſt einem 
Namen angehaͤngt, oder in der Unterſchrift demſelben beigefügt werden, oder 
auch, wenn nur hinzugeſetzt würde, daß die Perſon ehmals den Titel oder die 
Benennung geführt babe. | 

Art. 3. Mit den namlihen Strafen oder Geldbußen ſollen alle fraͤnkiſchen 
Bürger belegt werden, welche abgefhaffte Unterfheidungsjeihen tragen, oder 
welche ihre Bedienten Livereien tragen lafen oder Wappen an ihren Häufern 
oder Wagen führen. Die Munizipal » und Polizei: Beamten follen verbunden 
feyn, die Uebertretung dieſes Geſetzes durch ihre Berbalprogeffe zu ermweifen, 
und diefelben unverzüglich durd den Gerichtöfchreiber des Tribunal dem Kom: 
miffär des Bolljiehungs : Direftoriums zu übergeben, welher unter Gtrafe 
des Pflicitbruches gehalten it, in den erften vier und zwan;ig Stunden den 
Richtern Nachricht davon zu geben, Daß ibm erwähnte Berbals Drozeffe durd 
die Gerichts: Schreiberei eingehändigt worden find, 

Art. 4. Die Notarien und alle anderen Öffentlihen Beamten dürfen Peine 
Akten aufnehmen, worin diefe aufgehobenen Titel und Benennungen enthalten 
oder angezeigt find, bei Strafe , ihre Amtsverrichtungen niederlegen zu müffen. 
Handeln fie dagegen, fo kann fie jeder Bürger anflagen. 


Erfter Abſchnitt. — Verfaſſungsgeſetze. 4187 


Art. 5. So follen ebenfalld auf immer von ihren Aemtern entjegt wer: 
den alle Notarien und oͤffentlichen Beamten, die fi brauchen lafien, ehmals 
fogenannte Adelsproben zu machen; diejenigen Perfonen, von denen erwielen 
werden kann, daß fie dahin abzweckende Zeugniffe ausgeftellt haben, follen eine 
Geldftrafe erlegen, die ſechsmal fo ſtark ift, ald ihre, WMobiliar:Steuer, und von 
der Bürger:Lifte ausgeftrihen, werden; auch follen fie unfähig feyn, irgend 
ein Öffentlihes Amt zu bekleiden. » 

Art. 6. Die Borgefegten der Einregiftrirungs-Gebühr ſollen bei Abſetzungs⸗ 
Strafe alle Nften zuruchalten, die ihnen vorgelegt werden, und die, von dem 
Tage der Befanntmahung gegenwärtigen Gefeged an, folhe Titel oder Benen: 
nungen enthalten, melde durch die Konftitution abgefhafft find; fie follen fie 
dem Kommiſſaͤr des Vollziehungs⸗Direktoriums bei dem Gerichtshofe übergeben, 
der alddann nah dem Art. 3. zu handeln bat. 


Gefeg vom 25. Auguft 1792, die Feudalgebühren betreffend. 

Die National: Berfammlung, in Erwägung, daß die Lehns-Berfaffung ab» 
geſchafft iſt, nichts deftoweniger aber noch in ihren Wirkungen fortdauert; daß 
nichts dfingender ift, als von dem fränkifhen Boden diefen Schutt der Scla—⸗ 
verei, der auf dem Eigenthum liegt und es verzehrt, wegꝛuſchaffen, dekretirt 
den Fall dringend. 

Nachdem die National Berfammlung die Sache dringend erklaͤrt hat, des 
Pretirt ſie wie folgt: 

Art. -1. Alle Wirkungen, welche dur die Grundfäge: „Feine Erde 
„ohne Herrn; alles was in diefem oder jenem Bezirke eingefchloffen ift, 
„ſteht unter derfelben Herrſchaft“, durdy die Statuten, Herfommen und Kegeln, 
’ fie mögen allgemeine oder befondere feyn, die fih auf das Lehnweſen beziehen, 

bervorgebraht worden, find und bleiben abgeihafft. 

Art. 2. Alles Grundeigentpum wird als frei von allen fomohl Lehen: 
als berrfchaftlihen Zinsrechten angefehen, wenn diejenigen , welhe Aniprüce 
darauf mahen, nicht das TUN auf die hiernaͤchſt vorgeſchriebene Weije, 
darthun. 

Art. 3. Alle Alte, welche Befreiung von der dinglichen oder vermifchten 
todten Hand gewähren, und alle ihnen gleichfommenden Alte werden widers 
rufen und jernichtet. Alle Gebühren, Zehnten oder Leiſtungen aller Art, 
welche durch diefe Akte an die Stelle der todten Hand getreten find, werden 
ohne Entfhädigung aufgehoben. Alle Güter, die, der Befreiung von der tod» 
ten Hand wegen, entweder von den Gemeinden oder von Privatleuten abge: 
treten worden, und fih noch in den Händen der ehmaligen Herrſchaften befin- 
den, follen denjenigen , die fie abgetreten haben, wieder erftattet, und die 
Geldfummen, welche aus der nämlihen Urſache verfprohen aber noch nicht 
bezahlt worden find, dürfen nicht mehr gefordert werden. 

Art. 4. Die Verfügungen des vorhergehenden 3. Artikels follen auch in 
den ehmaligen Provinzen Bourbonnois, Nivernois und Bretagne in Anfehung 
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aller der Afte gelten, welche die ehmaligen fogenannten 'tenures en bordelage, 
en mote et en quevaise betreffen. 

Art. 5. Alle nugbaren Leben oder berrfhaftlihen Zinsrechte, alle jähr: 
lihen herrſchaftlichen Gebühren an Geld, Frucht, Geflügel, Wachs, Lebens: 
mitteln oder Erdfrüchten, ‚die unter der Benennung cens, censives, surcens 
capcasal, berrfchaftliher und Erblehn:Zinfe, Zinsgarben, tasque, Ackerrecht, ar- 
rage, agrier, complant (Gefälle von Baum: oder Weingärten), soäte, und Lehn- 
jebnten entrichtet worden, die ald Leben» oder herrihaftlihe Zins» Gebühren 
onzufeben find, und unbeſtimmt in dem Artitel 2 ded 3. Titel im Dekrete 
vom 15. bis 28. März 1790 beibehalten worden : 


Alle diejenigen Rechte, die in den Artikeln 9, 10, 11, 17. 24, und 27 des 
2. Titeld defjelben Dekrets beibehalten worden, und .befannt find unter dem 
Namen Feuerreht, feu allumant, feu mort, fouage (Recht, fein Brennholz 
aus einem Walde zu nehmen), moncage, Bürgergeld, conge, Hunderedht oder ' 
Abgabe von Hunden, Hundslagerreht , Wachtgelder, stage oder estages, 
chassipolerce : (Abgabe für die Erlaubniß, fi fammt feiner Habe bei Kriegs: 
zeiten in das berrfchaftliche Schloß zu begeben), entretien des clötures et for- 
tifications (Abgabe für die Unterhaltung der Einfaffungen und Feſtungswerke 
der Burgen und Schlöſſer), pulverage (Staub » oder Zollgebühren, welche die 
Herren von den Heerden einnabmen, die über Öffentlihe Wege in den Herr: 
ſchaften zogen), banvin, vet-du-vin, etanche (Rechte, nad melden die Herrs 
ſchaft allein. während einer gemwiffen Zeit des Jahrs ihren Wein oder andere 
Getränfe und Lebensmittel verfaufen durfte), Schutz- und Schirm ..Geld 
(Gebühren, die vom Gewiht, Maaß, vom Bezeichnen, Kiefern oder Beſich⸗ 
tigen, vom Meffen der ‚Frucht, des Gekoͤrns, Salzessund anderer Lebensmit: 
tel oder Waaren, oder von ihrem Ausframen, Verkaufe oder Transport im 
Innern von Frankreich erhoben worden), Zwanggerectigfeiten und Erohnden ; 


Gerner die Gebühren, welche in den Artifeln 6 und 14 des erften Titels 
im Defrete vom 13 — 20 April 1791 beibehalten worden, und unter dem Nas 
men droits de troupeau à part (Recht, befondere Heerden zu halten), Weid— 
zins befannt find; 

Die fogenannten droits de quete (Abgaben, melde die Herrfihaft hat fors 
dern laffen, bei denen fie aber Niemand hat zwingen Pönnen, es ihr ins Haus 
zu bringen), de collecte (Steuern für ein gutes Werk, ein religidied Unterneh> 
men oder Anftalt), de vingtain ou de täche, von denen in den vorhergehenden 
. Defreten Peine Meldung geſchieht; 

Und überhaupt alle berrfchaftlihen, fomwohl Lehen: ald Zind:Gebühren, die 
in den vorhergehenden Gefegen beibehalten, oder als auslösbar erflärt worden, 
was fie auch immer für eine Beihhaffenheit oder Benennung baben mögen , 
felb diejenigen, welche in gedachten Geſetzen, oder in gegenwärtigem Defrete 
önnten ausgelaffen worden feyn, fo wie auch alle Abonnements, Penflonen oder 
fonftigen Gebühren, die an ihre Stelle getrefen find, werden ohne Entfhädigung 
abgefhafft; es wäre denn von ihnen erwiefen, daß fie ihren Grund in einer 
anfangs gefchehenen Abtretung eines Grundſtücks haben; welcher Grund nicht 
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anders angenommen werden darf, ald infofern er Mar in dem, zu diefem Ende 
vorzulegenden, urfprünglichen Belehnungs⸗ oder Erbverpachtungs-Afte enthalten ift. 

Art. 6. Da nah dem obigen fünften Artikel, die Lehn- Zehnten, wenn 
fie die Beichaffenbeit der Lehns » oder herrichaftlihen Zins» Gebühren haben, 
ohne Entfhädigung abgefhafft find, wenn anders nicht von ihnen ermwiefen if, 
daß fie Anfangs der Preis der Abtretung eines Grundſtücks gewefen ; und da, 
in diefem legtern Falle, die Zehentpflichtigen dieſelben, laut des Artikels 14 
des Defrets vom 23. Dftober, 5. November 1790 *) felber loszufaufen haben ; 
fo fann an: ‚die Nation , weder: wegen der Aufhebung irgend einiger andern 
belehnten herrſchaftlichen oder weltlichen Zebnten, die niemals ihre ‚nriprüng- 
liche Eigenschaft einer Auflage haben verlieren-Pönnen, noch für Zinfe, die an. 
ihre Stelle getreten waren, eine Schadloshaltung gefodert werden. 

Art. 7. Die Zölle, die einftweilen im Artifel 15 des zweiten Titels im 
Defrete vom 15. 238. März 1790 von der Abihaffung ausgenommen worden 
find , find ebenfalls ohne Entihädigung aufgehoben , wenn nicht die ehmaligen 
Herrfhaften, durch die Urkunden ihrer eriten Errichtung darthun, daß fie ein 
Eigenthum, das des öffentlihen Wohls wegen aufgeopfert wurde , erfeßen, 
oder eine Entihadigung dafür find. r 

Art.8. Blos auslösbar ſollen diejenigen von, gedachten Rechten oder Ge: 
bühren feyn, von welchen der durd die Artikel 5 und 7 des gegenwärtigen 
Dekret vorgefihriebene Beweis geführt worden ift. 

Art. 9. Die einftweilen im Art. 15 des zweiten Titeld im Dekrete vom 
15. — 28. Mär; 1790 beibehaltenen, ausſchließlichen ſogenannten droits de bacs 





*) Diefer Artikel fagt, daß „in den LehendZehnten . . . diejenigen nicht mitbegriffen 
„ſind, die man zwar zu Lehen befäße, von denen aber dur Urkunde bewieſen, daß fie einem 
„als der Preif der Verleihung ded Grund und Bodens zugehören; daß in dieſem Falle die 
„Zehentpflichtigen felber gehalten ſeyn folfen, fie, auf die Urt und den Fuß, einzulöfen oder 
„loszutaufen, die, in Unfehung der lehnsherrſchaftlichen Zindgarben , durch dad Defrer vom 
1,3 — 9. Mai 1790, die Geudal-Bebühren a) betreffend, verordnet find; und bis auf diefed 
rRodfaufen folfen fie gehalten feyn, fie zu entrichten.’ 


——— 


a] Der 17. Art. dieſes Defreie fagt: „Was die Binfe oder Gülten betrifft, bie aus einer gewiſſen Portion 
„der auf den Feldgütern eingeerndeten Früchte beftehen, al® z. B. die fogenannten ehamparts, terra- 
nıgen agriers, tasques, dimes „. umd dergleichen, fo follen Erperien, welche tie Parteien, oder bie Rich, 
„ter ernennen werden, eine Abſchätzung desjenigen vornehmen, was das Feldgut jedes Jahr, eines ins ans 
dere gerehmet oder dr. Durchſchnitte, tragen mag. Sodann ſoll das jährliche Quantum der zu bezleh en⸗ 
ben Gülie oder Zins, im Proportion des mittlern (Durchſchnitts) Ertrages ded Gutes feftgefeht, und. Dies 
„ler Belauf der jährlichen Gebühr auf dieienige Art abgelhäst werden, die durch den hierobigen 14. Ars 
„titel b) Für die Abſchätung der Setreitde»-®iülren, vorgefhrieben if." 

db) Diefer 14. Artifel des Defrers vom 3— 9. Mai 1790, fügt: +... „Was die Getreides@ülten bes 

trifft, fo fol eim Mittels oder Durchſchnitis⸗Jahr ihres Werthes, nah dem Preife der nämliden Art von 
„GBetreide den Regiftern des Fruchtmarkiet deffelben Orte, oder falls er feinen hat, den Regiftern ded nächſt⸗ 
gelegenen Fruchtmarkis zufolge gemadt werben. Um dieſes Mittels oder Durchſchnitts- Jahr zu machen, 
„fol man die, vor dem Ablöſen oder Lostaufen, zunächſt vorher gegangenen 14 Jahre mehmen, bie zwei 
„‚fHärtiten oder hößften und die zwei ſchwächſten und niedrigſten davon wegwerlen, oder das MittelsJahr 
„nah ten aldtann noch übriigbfeibenden zehu Jahren machen.“ 
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et de voitures d’eau find gleichfall aufgehoben; fo zwar,’ daß es allen Bürgern 
frei ftebt, auf den Flüffen und Kanälen, Fähren Marfkticiffe oder Boote um 
die Pachte oder fonftigen Gebühren zu balten, welche von den Departemente- 
Direftorien, auf das Gutachten der Munizipalitäten und Diftrikts-Direftorien 
(von den Gentral:Bermwaltungen, auf das Gutachten der Rentzival Verwal⸗ 
tungen), zu beſtimmen und feſtzuſetzen ſind. 

Art. 10. Die Rüdftände von den ohne Entſchaͤdigung aufgehobenen Ge— 
bübren , felbft diejenigen, welche in Gefolge von Urtheilsſprüchen, Bergleichen 
oder Verträgen zu bezahlen find, dürfen nicht gefodert werden; diejenigen 
Gebühren aber , welche den vorhergehenden Geſetzen gemäß bezahlt worden find, 
Pönnen nicht mehr zurüdgefodert werden. 

Art. 11. Die ſowohl proviforifhen als definitiven Liquidationsfcheine für 
die Zehnten, die noch nicht bezahlt oder an Zahlung für die National»-Güter 
gegeben worden find, merden für nichtig angefeben. 

Art. 12. Alle angefangenen, und noch durd fein Urtheil in legter Inſtanz 
entſchiedenen Rechtöftreite, welche Lebens: oder herrfchaftlihen Zins:Gebühren, fie 
mögen nun beftimmt oder zufällig feun, und welche ohne Entihädigung ent- 
weder durch die vorhergehenden Gefege oder durch gegenwärtiges Dekret abge 
fhafft worden , betreffen, find und bleiben erlofhen, und die Köften follen 
unter die Parteien zu gleihen Theilen vertheilt werden. 

Art. 13. Die Pächter follen in den ihnen im Artikel 37 des zweiten 
Titels im Dekrete vom 15. — 238. März 1790 vorbehaltenen Rechten, Klagen 
und Entfhädigungen erhalten werden, und dürfen ſich diejenigen Summen, 
welche fie den ehemaligen Herrſchaften für eben diefe Gebühren bezahlt haben, 
die feit dem A. Auguft 1789 *) verfallen find, nah Maßgabe des Betrags 
gedachter Gebühren, melde ihnen felbft nicht von den Eigenthümern bezahlt 
worden find, wieder erftatten laſſen Bönnen. 

Art. 14. Die Verfügungen des Gefehes vom 11. Marz — 10. April 1791 **) 
welches die Weile beftimmt, nad der die Pächter und Eigenthümer fidy unter 
einander wegen ded aufgehobenen Zehnten zu vergleihen haben, zu defien Zah— 
lung die Pächter, nah dem Herfommen oder den Claufeln ihrer Lehnung , 
noch außer ihrem Vachte verpflichtet waren, follen auch für die Pächter und 
Gigenthümer derjenigen Güter gemein und erecutorifh feyn, weldhe den ver: 
ſchiedenen Lehns- und berrfhaftlihen Zind:Gebühren, ald den Zindgarben, dem 
terrier, tasque und andern unterworfen find, die ohne Entſchädigung durch 
gegenwärtige Defret abgefhafft worden, und deren Zahlung ebenfalls ermeld, 
ten Pächtern außer ihrer Gülte zu Laſt gelegen haben. 

Art. 15. Denjenigen, welche Rechte, die durch gegenwärtige Defret auf- 
gehoben find, ohne andere beibehaltene Güter oder Rechte, von der Nation 


*) Die Epoche des A, Uuguftd 1789 verändert fih für die neuen, Fürzlih mir der Res 
publif vereinigten Departemente in die vom 9, Wendemiär 4, Jahrs. 

"+, Diefed Geſetz if in die Werordnung ded Regierungd:Rommiflärd vom 3, Brumär 
7. Jahre eingerüdt, 
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erworben haben, ſoll dasjenige zu gut kommen, was in dem Art. 4 des De— 
krets vom 18. Junius — 6. Julius dieſes Jahrs in Anſehung der zufaͤlligen 
Gebühren, welche der Nation anheim gefallen find, verordnet worden iſt ”). 

Art. 16. Was diejenigen angeht, melde von der Nation Rechte, die durch 

gegenwärtiges Dekret abgefhafft worden find, mit andern beibehaltenen Gütern 
oder Rechten erworben baben, fo follen ihnen von ihrem Grwerbpreife die 
Kapitalien abgezogen werden, auf melde die aufgehobenen Gebühren in den Ab: 
ſchaͤtzungs⸗Ver balprozeſſen beſtimmt worden find. Die Zinfen diefer Summen 
follen ebenfalls, von dem Tage der Zufchläge an, abgezogen werden, wenn die 
Pächter nicht die Rückſtaͤnde von gedachten aufgehobenen Gebühren gezo— 
gen haben. 
Art. 17. In gegenwärtigem Dekrete find nicht mitbegriffen die Zinfe, 
Zindgarben und andere Gebühren, welche von feinen Lehen berrühren, fondern 
welche Privatperfonen andern Privatperfonen,, die weder Lebensberren, noch 
Lepnsbefiger find, zu zablen haben. 

Art. 18. Das fogenannte droit de rabattement de deeret, welches in 
dem Bezirke des ehemaligen Touloufer Parlements üblih war (eine Art Rück⸗ 
zug, welcher dem Schuldner, defien Güter gerichtlich verfteigert worden, und 
feinen Abtömmlingen während zehn Jahren nad diefem Akte zugeflanden war), 
und andere mehr, wie aud alle Ruͤckzüge der nämlichen Art, find aufgehoben 
und abgefhafft. 

Art. 19. Alle angefangenen und nod nicht dur ein Urtheil in lester 
Snftanz entfhiedenen Prozefle, die dad Recht unter dem Namen rabattement 
de decret und andere Rüdzjüge betreffen, find uud bleiben getilgt; die Koften 
follen kompenſirt werden. 

Art. 20. Die vorhergehenden Gefege werden in Anſehung alles deſſen, 
was fie den Berordnungen des gegenwärtigen Dekrets Zumiderlaufendes ent: 
halten, widerrufen. 





*) Diefer Urtifel verordnet folgended: ... „Diejenigen , melde von der Nation Rechte 
„erworben haben, die durch gegenmwärtiged Dekret abgefcha ft worden find Calle zufälligen, ſowohl 
ind, oder Bült⸗ ald Feudal-Gebübren, und alle diejenigen, die an ihre Stelle gerreten, und 
„untere dem Namen yuiut, requint, treizime, lots et ventes etc, hefannt find, ed märe dann, 
da bon den befagten Rehten und Gebühren nicht erwiefen würde, Daß fie der Preiß und 
‚die Bedingung einer Verfeibung oder Einräumung liegender Güter find , ohne Einmifhung 
„anderer Güter, oder aufrecht erhaltener Rechte, follen Feine andere Entfhädigung als die 
‚„Zurüdzahlung der von ihnen bezahlten Summen fodern dürfen. Was die Zinfen diefer den 
„‚Ermwerbern ſchuldigen Summen betrifft, fo follen diefelben, fo tie die von ihnen bejogenen 
Gebühren , die an fie bezahlten Lodfauiungs-Belder , in Gegenwart (der Central⸗Verwaltung 
„des Departements), zwiſchen dem Kommiſſät ded Vollziehungd-Direftoriumd bei derfelben, 
‚und ihnen abgerechnet, und das alles ſo weit dad eine gegen dad andere reicht, kompenſirt, 
der Ueberfchuß der Zinfen oder Einnahmen aber, wie recht und billig, von der Mation oder 
von den Ermwerbern (Käufern) gerragen werden. 
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Gefek vom 28. Auguft 1792, welches die Gemeinden und 
Bürger in die Güter und Nechte wieder einfeßt, die ihnen durch 
‚die Lehens⸗Gewalt entriffen worden find. 

Art. 1. Der Artikel 4 des 25. Titels in der Ordonnanz über die Wafler: 
und Forft:Berwaltung von 1669 *), fo wie alle Edifte, Deflarationen, alle 
Schlüſſe des Gonfeild und offenen Briefe, welche feit diefem Zeitpunfte ein 
für die Herrichaften abgefonderte® Drittheil an den Gemeinde: Waldungen 
(triage), die Theilung, Bertheilung oder Abtretung von Domanial» und herr⸗ 
ſchaftlichen Waldungen, zum Nachtheil der nugnießenden Gemeinden, es ſey 
in den von gedachter Ordonnanz erlaubten oder nicht erlaubten Fallen, ge- 
ftattet haben; wie alle in Gemäßheit derfelben gefaßten Urtheile oder gefertig: 
ten Akte werden wiederrufen, und in diefer Hinficht für nicht geſchehen gebalten. 

Und damit die Gemeinden wieder in den Befi derjenigen Theile ihrer 
Gemeinde » Güter fommen können, deren fie durd erwähnte Ordonnan; und 
die befagten Edifte und Deklarationen, Schlüffe, offenen Briefe, Urtheilsſprüche 
und Alten beraubt worden; fo follen fie gebalten feyn, in Zeit von fünf Jah— 
ren vor Gericht einzufommen, ohne daß fie aber ihrerfeitd auf irgend eine 
Miedererftattung der eingezogenen Früchte Anſpruch machen dürfen, eben fo 
wenig, als gegen fie eine Klage auf PULS für gehabten Verbeſſe⸗ 
rungs: Aufwand Statt baben Fann. 

Art. 2. Die Edifte, Deklarationen, Schlüffe des Eonfeils, offenen Briefe 
und alle ihnen gemäß ertheilten Urtheile und errichteten Akte, die feit demfel 
ben Jahre 1669 unter dem Vorwande des fogenannten droit de tiers - denier 
zu Gunften gewiffer Herrfhaften in den ehmaligen Provinzen Lothringen, Bar 
rois, Glermontois und andern, wo dieſes Recht im Gange gemefen, Theile von 
Waldungen und andern Gütern, deren Eigenthun oder Nießbrauch den Ge: 
meinden gehört, losgeriffen haben, werden gleichfalls widerrufen; und die Ge: 
meinden follen wieder in der Zeit und dur die Mittel, wie im vorbergeben- 
den Artifel angezeigt worden, in den Befig gedachter Antbeile, jedod ohne 
Anſpruch auf die bisher eingezogenen Früchte gelangen Pönnen. Den ebmaligen 
Herrſchaften bleibt aber vorbehalten, den dritten Pfennig von dem Kaufpreife 
der Waldungen und anderer Güter, wovon die Gemeinden nur den Genuß 
hatten, in dem Falle zu erheben, wo ihnen diefes Recht in der erften Urkunde 
über bie Abtretung des Genuffes, die aber vorgezeigt werden muß, vorbehal: 
ten worden ift. 

Art. 3. Die Verfügungen der zwei enften Artifel follen nur dann Statt 
haben, wenn fidy ehemalige Herrfchaften im wirflihen Beſi ige diefer Antheile an 
Waldungen und anderer Güter, aus deren Befige die Gemeinden entfegt wor» 
den, befinden; die Gemeinden koͤnnen aber nit auf derfelben Verlaſſung bin 
klagen, wenn die ehemaligen Herridaften befagte Antheile an Perionen , die 
feine Herrfhaften find, durch fhon volljogene Akte verkauft haben. 








*) Da diefer Ürtifel der Verordnung bon 1669 niemals in den A neuen Departementen 
befanne gemacht oder eingeführt worden ift, io wäre es unnüg, feinen Inhalr hieher zu ſetzen. 
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Art. 4. Haben die ehemaligen Herrſchaften den Kaufpreis gedachter Guts— 
antheile, in dem vom vorhergehenden Artikel gegebenen Falle noch nicht em⸗ 
pfangen, fo ſoll der Kaufſchilling nebſt den etwa ſchuldigen Zinſen dem Ger 
meinden zufallen. Gleichfalls ſollen auch, wenn beſagte Antheile, vermittelſt eines 
Erbzins⸗-Vertrags, eines Erblehens oder jedes andern. Rente⸗-Vertrags, veraͤuſſer 
worden, die darin verſprochenen Renten mit den Ruͤckſtaͤnden und dem Aus— 
lösfshilling den Gemeinden zugeboͤren. 

Art. 5. Dem Artikel 8 des Dekrets vom 19. bis 27. September 1790 *) 
gemäß follen fernerhin die en auf Kantonenbeſtimmung bin, in den von 
den Rechten beftimmten &ällen, Statt. haben, und diefe Kantonen:Beftimmung 
fol ſowohl von den Nugnießern ald von den Eigenthuͤmern begehrt werden können. 

Art. 6. Nichts deſtoweniger dürfen alle Rantonen » Beftimmungen, ſowohl 
diejenigen, welche in Edikten, Deklarationen, Schluͤſſen des Conſeils, offnen Brie: 
fen und Urtheilsſprüchen verordnet worden, als auch ſolche, uͤber die man in 
Vergleichen oder andern Akten dieſer Art übereingefommen iſt, von den 
Diftrifts: (Departements) Gerichten nachgefehen, kaſſirt oder abgeändert werden. 
Alle Urtheile oder DVergleihe, welche, ohne dag darin eine Kantonen-Bekim- 
mung beſchloſſen worden, Eigenthums- und Nutznießungs-Fragen zwifhen den 
ebemaligen Herrſchaften und den Gemeinden entſchieden haben; ſo wie alle 
Schluͤſſe des Konſeils, alle Urtheilsſprüche oder Vergleiche, die Abmeſſungen, 
Begrenzungen oder wiederholte Ausmeſſungen zwiſchen den Gemeinden oder 
den Privatbeſitzern und den ehemaligen Herrſchaften verordnet oder berechtigt, 
oder die das bei dieſer Gelegenheit Uebrigbleibende dieſen ietztern zuerkannt 
haben, dürfen ebenfo revidirt, zjernichtet oder abgeändert werden. Um von die— 
fer Verfügung Nugen zu zteben, müflen die Gemeinden, in einer Friſt von 
5 Jahren, bei den gewoͤhnlichen Gerichten einfommen. 

- Art. 7. - Die Gemeinden follen auch ferner das -Eigentpum und den Ge- 
nuß der Grundftüde, die den ehmaligen Herrſchaften, feit dem Monat Auguft 
1669 bei der Erneuerung ihrer Bänne, als namen: oder herrnlofe Güter mo» 
gen zuerkannt worden feyn , fo wie au ſolche, welche diefelben ihnen abge> 
treten baben, um ſich von diefem Rechte zu befreien, wieder an ſich ziehen dürfen- 

Art. 8. Die Gemeinden, welche ermweifen Pönnen, daß fie vor Zeiten Gü— 
ter oder Nusnießungs: Rechte gehabt haben, von welcher Art fie auch geweſen 
feyn mögen, deren fie entweder ganz oder zum Theile von den ehmaligen Herr: 
fhaften beraubt worden find, follen ſich gleichfalls, ungeachtet aller dagegen 
ftreitenden Edifte, Deflarationen, Schlüſſe ded Conſeils, offenen Briefe, Ur: 
tbeilsfprüdhe, Vergleiche und Befige, wieder in das Eigenthum und den Bellg 
befagter Güter oder Nutznießungs-Rechte einfegen lafien koͤnnen; ed ſey denn, 





*) Diefer 8. Urtifel verordnet: „daß duch dad Wbichaffen des Auswahlsrechts den 
‚Regen auf Kanton⸗Beſtimmung, ven Seiten ‘der Eigentbümer gezen die Nutznießer von 
„Waldungen, Wieſen, Sümpfen, unfruchtbaren Plägen oder Heiden, nichts benommen wird, 
„als welche Klagen Fünftighin mie vordem, im Falle eined Rechts, erhoben werden fönnen und 
„vor die Diſtrikts- (Departements) Gerichte gebracht werden ſollen.“ 
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daß die ehmaligen Herrfchaften einen rechtöfräftigen At aufweiſen, welcher 
‚darthut, daß fie erfigemeldte Güter’ rechtmäßiger Weife gefauft haben. 

Art. 9. Die öden und ungebauten Grundftüde follen, wenn die Gemein- 
den auch gleich nicht beweifen koͤnnen, daß fie diefelben vor Zeiten beſeſſen 
‚baben ‚als ihnen zugehörtg angefeben, und ihnen, wenn fie in Zeit von fünf 
Jahren ihre Klage gerichtlich anbringen, zuerfannt werden; es fey denn, daß 
die ehmaligen Herrichaften dur Urkunden, oder durd einen ausſchließlichen, 
ununterbrodyenen, ruhigen, vierzigjährigen Befl i Darthaͤten, daß fie das Eigen— 
thum derſelben haben. 


Art. 10. In den fünf Departementen, welche das ehmalige Bretagne aus: 
machen, follen die gegenwärtig dden und ungebauten Ländereien, über die bis 
‘auf diefen Tag weder ein Rente» Bertrag, noch ein Leben, noch ein Erbpacht 
gefhloffen worden und bie unter dem Namen communes, frosts, frostages, 
franchises, gallois, etc. befannt find, ausfhließlih entweder den Gemeinden, 
oder den Einwohnern der Dorffchaften, oder den ehmaligen Bafallen zugebören, 
die wirflih auf gedachten Grundftüden das fogenannte Recht de communer, 
motoyer, dad Recht, das Geſtraͤuch oder Hol; abzubauen und das Weidrecht 
befigen,, welche Grundftüde entweder in den ehmaligen Lehen eingeſchloſſen 
oder in ihrer Nachbarſchaft gelegen find. 

Art: 11. Diejenigen der in den beiden vorhergehenden Artifeln gemeldten 
Grundftüde, die nicht in dem befondern Gebiete einer Gemeinde, oder einer 
ehmaligen Herrichaft liegen, werden angejeben, als gehören fie der Nation zu; 
jedoh mit Vorbehalt der Rechte, melde ſich die Gemeinden oder Privatleute - 
darauf mögen erworben haben, wenn fie diefelben Durch — oder durch 
einen vierzigjaͤhrigen Beſitz erweiſen. 


Art. 12. Wenn ſich, zur Entſcheidung über das Begehren um neue Ui: 
terfuchung, Zernichtung oder Abänderung der Kantonen-Begrengung, oder über 
Eigenthumss, Gerechtigkeits- oder Nugnießungd Fragen, mehrere Urfunden vor: 
finden, fo foll immer die den Gemeinden und Privatleuten günftigfte vorge- 
zogen werden, ohne auf ihr früberes oder fpäteres Datum, oder darauf Ruͤck⸗ 
ficht zu nebmen, daß fhon in diefer Sache zu Gunſten der ehemaligen Herr: 
fhaften ein Urtheilsſpruch ergangen ift. 

Art. 13. Sind die in den obigen Artiteln 6, 7 und 8 bemeldeten Güter 
von den ehemaligen Herrihaften verkauft; ift ihnen der Kaufſchilling noch nicht 
bezablt, oder find befagte Güter von ihnen vermittelft eines Erbzind Vertrags, 
eines Erblebend oder irgend eines andern Rente: Bertrags veräufjert worden, 
fo follen die gegenfeitigen Rechte der Parteien den Artikeln 3 und 4 ded ge: 
genwärtigen Defrets gemäß beftimmt werden. 

Art. 14. Alle wirklich auf den oͤffentlichen Wegen, nicht aber die auf den 
Mational:Heeritraßen ftebenden Bäume, fo wie auch diejenigen, die fih in den 
Straßen der Städte, Fleden und Dörfer befinven, werden angefehen, ald ge» 
bören fie denjenigen zu, an deren Gigenthum fie fteben; es fey dent, daß die 
Gemeinden beweiſen, daß fie das Eigenthum derfelben Praft Urkunden oder 
kraft ihres Befiges erworben haben. 
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Art. 15. Alle Bäume, die gegenwärtig auf den Plägen der Städte, les 
den und Dörfer, oder in Moräften, auf Wiejen und andern Gütern ſtehen, 
deren Eigentum die Gemeinden haben oder wieder erhalten follen, werden ale 
den Gemeinden gehörig angeſehen; mit Vorbehalt jedoch der Rechte, melde 
Privatperfonen, die Feine Herrfihaften find, darauf durch Urkunden oder durdy 
ihren Beſitz mögen erworben haben. “ 

Art. 16. Selbſt in dem Falle, wo die in den beiden vorhergehenden Ars 
tifeln gemeldeten Bäume, fowie auch diejenigen, die auf den Grundftüden ſelbſt 
der benachbarten Eigenthümer ftehen, von den ehmaligen Herrfhaften gepflanzt 
worden ſind, jollen weder die Gemeinden, noch die benadhbarten Eigenthümer 
zu irgend einer Entſchaͤdigung oder Ruͤckzahlung, wegen der Pflanzungs⸗ oder 
anderer Koſten, gehalten ſeyn. 

Art. 17. An den Orten, wo die Gemeinden den Gebrauch haben, die 
auf den Grundſtücken der Privateigenthuͤmer zerſtreut ſtehenden Baͤume ſich zu⸗ 
zueignen, ſollen dieſe letztern frei damit ſchalten und walten dürfen. 

Art. 18. Diejenigen Bäume, welche auf den National-Heerſtraßen ſtehen, 
fol fih Niemand, ehe darüber wird gefprochen worden feyn, zueignen oder fie 
fällen Saffen dürfen; ihre Früchte aber und das todte Holz follen den benach⸗ 
barten Eigenthümern gehören: ein Gleiches foll audy von den Wofalt » Reifern 
gelten, wenn es nötbig feyn wird, den Baum zu beſchneiden; doch darf dies 
nit anderft, als mit Erlaubniß der Bermwaltungd:Korps unter der Bedingung 
gefcheben,, daß erwähnte benachbarten Eigenthümer die gedachten Bäume uns 
terhalten , und die abgeftandenen erfeken. 

Art. 19. Die vorhergebenden Gefege werden in Anfehung alles deſſen 
widerrufen, was fie den Berordnungen des gegenwärtigen Dekrets zuwider⸗ 
laufendes enthalten. 


Geſetz vom 7. Dezember 1792, betreffend die Abſchaffung 
aller Real-Dienftbarfeiten, ober in den Belehnungss oder Erbver; 
pachtungs- Akten enthaltener Bedinge, die von der Natur der 
Lehns⸗Verfaſſung berrühren. 

Der National» Konvent defretirt , daß alle Real: Dienfidarfeiten oder 
Bedingniffe, die in den Belehnungs- oder Erbverpachtungs:Aften find aufge: 
kegt worden, und eine lehnhafte Eigenfchaft baben, durd ihre Auflöfung, 
wenn fie den gegebenen Gefegen gemäß geſchehen if, zernichtet werden. 





Geſetz vom 30. Dezember 1792, in Betreff der Prozeduren 
über Verbrechen, die bei Gelegenheit der ehemaligen Lehns⸗ oder 
Zin® Gebühren begangen worden find. 

Der National Konvent defretirt, daß bis dahin, wo etwas anders wird ver» 
ordnet feyn, mit der Vollziehung aller Endurtheife, die aber ſchon begangene 
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Verbrechen, wegen der ehemaligen Lehns⸗ oder ZinssGebühren gefällt worden, 
oder noch zu fällen find,‘ eingehalten ‘werden foll, ohne daß jedoch die Einlei- 
tung der Prozeduren über folhe Verbrechen dadurch aufgehalten werden Pönne, 
Bon gegenwärtigem Dekrete find - ausgenommen die Fälle, "wo Meuchelmord, 
Todſchlag und Mordbrennerei begangen: worderfift. . 


Auszug aus dem Weſete vom 17. Julius 1793, welches 
alle ehemaligen herrſchaftlichen Gebühren” und kehen⸗ und Amts⸗ 
Rechte, ſelbſt die durch das Dekret vom 25. *verwichenen ‚Anguf 
beibehaltenen, ohne Entſchaͤdigung abſchafft. 


Der National⸗ Konvent, nachdem er den Bericht ſeines Be Aus⸗ 
ſchuſſes angehoͤrt hat, dekretirt: 

Art. 1. Alle ehemaligen hertſchaftlichen Gebühren, Behnd- und Zins⸗ Rechte, 
ſowohl beftandigen als zufälligen, ſelbſt diejenigen, welche im Defrete vom 25.' 
Auguft vorigen Sabre, beibehalten worden, find ohne Eutfhädigung abgeſchafft. 

Art. 2. Bon den Verfügungen des vorhergehenden Artikels find ausgenoms 
men, diejenigen Grundzinſe oder Gebühren, die bloß auf Grundftücen baften, 
und keine Lehns-Eigenſchaft baden. 

Art. 3. Die Eivil- und peinlichen Vrojeſſe, die wegen der durch den erſten 
Artikel abgeſchafften Gebuͤhren ſelbſt, oder wegen der KRüditände derſelben ge⸗ 
führt werden, ſind erloſchen, ohne daß weder von der einen noch der andern 
Partei irgend etwas fuͤr die gehabten Koſten gefordert werden Pönnte. 

Art. 4. In dem Falle, wo alle oder ein Theil der durch den 1. Artifel 
aufgebobenen Gebühren, freiwillig oder auf richterlihen Befehl, wären feque- 
ſtrirt worden, ſollen die mit Befchlag belegten ©egenftände von den Perfonen, 
bei denen fie hinterlegt ind, denjenigen, die fi e binterlegt haben, zurückgeſtellt 
werden. 

Art. 6. Die —— Herrſchaften, die Verwahrer von Lehen-Schriften, 
die Kommiſſarien der Bannbücher, die Notarien oder alle anderen Inhaber 
von Urkunden, wodurch Rechte, die Kraft des gegenwaͤrtigen Dekrets, oder 
kraft der fruͤhern von den vorhergehenden Verſammlungen gegebenen Dekrete 
aufgehoben find, konſtituirt oder anerfannt werden, find. verbunden, dieſelben 
in Zeit von drei Monaten nah der Bekanntmachung ded gegenwärtigen 
Dekret in der Schreiberei ihrer Munizipalitäten abzugeben. Diejenigen, 
welhe vor dem näcften 10. Auguft abgegeben werden, follen an diefem Tage 
in Gegenwart des Gemeinde-Raths (der Munizipal: Verwaltung des Kantons) 
und der Bürger verbrannt werden; der Ueberreſt wird nach, Verlauf der drei 
Monate verbrannt, 

Art. 7. Diejenigen, welche überwiefen werden, daß fie die erſten Origi— 
nalien oder Abſchriften von Akten verſteckt, verhehlt oder entwendet haben, die 


lauf vorigen Artikels verbrannt werden follen, werden zu fünfjähriger Ketten- 
firafe verurtheilt. 
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Art. 8. Indem 6. Artikel find begriffen: erftens, die Urtheilsſprüche, wel- 
che durch gegenwaͤrtiges Dekret aufgehobene Rechte beſcheinigen oder Licht 
darüber geben; zweitens, die Regiſter, welche die Erklärung über die Rechte 
der Sreistehen enthalten , die, vorher ſchon aufgehoben geweſen; driftens , die 
Urfunden über National: -Güter, die im Sefretariat der Diſtrikte hinterlegt find. 

Art. 9. Die Schaffner oder Rehnungsihuldigen Beamten follen noch im 
nämlichen Monate, wo dieſes Dekret befannt gemacht worden, vie Regiſter, 
Pachtſcheine und Rechnungs - Bücher im Seßretariat des Diftrifts (der Munis 
zipal-Vermwaltung) hinterlegen. Die Rechnungen follen innerbalb der eriten zwei 
Monate, nachdem ſie eingereicht worden, abgeſchloſſen, und gleich nach Ab: 
ſchließung derſelben, die Regiſter, Pachtſcheine und Rechnungsbücher, auf Be— 
treiben des Prokurator⸗Syndiks des Diſtrikts (des Kommiſſärs des Vollzie— 
hungs⸗ Direktoriums ‚bei der Central-Verwaltung des Departements), ebenfalls 
Öffentlich verbrannt werden. 

Art. 10. Die Mäne und Feldrife, welche über die Territorial:-Beft sungen 
Auskunft geben fönnen, ſollen in dem Gefretariat des Diftrifts (der Munizi— 
pal:Bermwaltting), worin die Güter liegen, verwahrt werden , damit man fie im 
Nothfalle nachſchlagen fönne. 

"Art. 11. Das Dekret vom 35. Auguft *) vorigen Jahre foll noch forthin 
feine volle Kraft in allem bepalten , was nicht durch gegenmwärtiges Defret 
aufgehoben if. « 





Auszug aus dem Geſetze vom 14. September 1793, das 
Wegſchaffen der Zeichen des Koͤnigthums und der Lehnsherrſchaf— 
ten aud den Kirchen. und andern öffentlichen Denkmaͤlern betreffend. 

‚Der National:Rönvent dekretirt, daß die Munizipal:Beamten der Gemein: 
den dad Dekret vom 4. Julius **) follen in Vollzug fegen lafien, in Anfehung 
der-Wegihaffung der Wappen und der Zeichen des Königthums (der ehema⸗ 
ligen Oberherren), in den Kirchen und an allen öffentlihen Denfmälern , und 
zwar. innerhalb seines Monats von ‘der —— des gegenwaͤrtigen 
nn, und unter AR der wſedune. 





| Gefes vom 18, Vendemiaͤr II. Sahres, das eine Zeitfeik 
zum Wegſfchaffen der Zeichen des Koͤnigthums beſtimmt, und die 
Formalitaͤten vorſchreibt, die der Konfiskation der Grundſtuͤcke 





*) Es iſt dad in die gegenwättige Verordnung eingerückte Geſetz vom 25. Auguſt 1792. 

»*) Diefed Dekret ſchreibt den Munizipalltäten vor, Befehle zu geben, „daß alle de 
auf öffentlihen, weltlichen oder geiſtlichen Denfmälera eingehauenen oder gemalten Begen« 
fände, welche Symbole des Königthums, oder an Könige verſchwendete Lobſprüche enthalten 
tweggefchaffe oder abgeändert werden fellen ; daß aber doc; dieſes Geihäft nur Künftlern ans 
vertraue werden foll, melde die zur Erhaltung der Denkmäler erfoderlichen Mittel dabei 
„gebrauchen, _, 
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und Gebäude, auf welchen man dergleichen hat ftehen laſſen, vors 


angehen folleh. 

Der Rational: Konvent, nad Anhörung des Berichts feines Geſetzgebungs⸗ 
Ausſchuſſes über dad Begehren des Bürgerd Baudenil, in Anfebung einer 
Beratbihlagung der Munizipalität von St. Germain vom 17. verflofienen 
September, die den 19. des nämlihen Monats von dem Departement des 
Loiret beftätigt worden it, und wodurd fein Haus zum Nugen der Republik 
Ponfidzirt erflärt wird, weil er nad) der, dur das Dekret vom 1. Auguft be 
ſtimmten Zeitfriſt, auf dem Dache deffelben zwei Wetterhähne in Geftalt eines 
Löwen, und auf einem eifernen Gitter, das einen Zugang verſchließt, eine 
Lilie gelaffen habe; 

In Erwägung, daß die Einreden der Perfonen, die ſich durd die Berath- 
fdlagungen ber Bermwaltungs» Korps verlegt glauben, unmittelbar vor den 
proviforiihen Bollziehungs » Rath gebradyt werden müfen; 

In Erwägung, daß es von Wichtigkeit ift, auf die Sinnbilder des König: 
thums, die dur das Defret vom 1. Auguft in Anfehung der Wappen ausge: 
fprochene Strafe ausjudebnen, defretirt wie folgt: 

Art. 1. Ueber das Begebren des Bürgers Baudeuil findet feine Berath⸗ 
ſchlagung Statt; jedoh kann bderfelbe bei dem proviforiihen Vollziehungs⸗ 
Rath einfommen, welcher unterfuhen wird, ob die gedachten Wetterhähne in 
Geſtalt eines Löwen, ald Wappen angefehen werden müffen. 

Art, 2, Die nußnießenden Eigentbümer der Parke, Gärten, eingefaßten 
Pläge und Gebäude, welche, es fen in ihren Ringmauern, oder an den Ge— 
baͤulichkeiten, noch Zeichen des Koͤnigthums, als Lilien und dergleihen trogen, 
follen fie binnen acht Tagen nach Berfündigung des gegenwärtigen Dekret, die 
in Ösgenwart einer jeden zu dem Ende jufammenberufenen Gemeinde geſchehen 
fol, abnehmen lafjen ; die Munizipal:Beamten haben über den Bollzug diefer Map, 
regel zu wahen; und wenn derjelben in Zeit von acht Tagen nad der brüs 
derjihen Erinnerung, welche fie den faumfeligen Bürgern zu .geben fchuldig 
find, ein Genüge gefheben iſt, fo follen die Parke, Gärten, eingeſchloſſenen 
Pläge und Gebäude, auf denen diefe Zeichen fo gefliſſentlich und bedachtlich 
werden gelafien worden ſeyn, zum Nugen der Republik Ponfiszirt werden. 

Art, 3. Die Konfisfation foll durd die Departements: Berwaltungen aus. 
geiprohen werden ,. auf die Berbal-Prozeffe der Munizipalitäten bin, welche 
von den Diftriftd:Bermwaltungen vifirt feyn, und ausdrücklich anzeigen müffen, 
daß gegenmwärtiges Defret in der Gemeinde, wo der Ponfiszirte Gegenftand bes 
findlich ift, öffentlich verfündigt worden if. 

Art. 4. Die in dem vorigen Artikel vorgeſchriebenen Formen follen aud 
bei dem Bolljuge des Dekrets vom 1. Auguſt, in Betreff der Wappen *), be: 
obachtet werden. 





+) Diefed Dekrst verordnete, daß: „binnen 8 Tagen von feiner Bekanntmachung an, 
‚die ſamtlichen Häufer, Gebäude, Thiergärten, Gärten, eingeſchloſſenen Pläge, woran alddann 
„noch Wappen befindlid feyn würden, zum Mugen der Republid konfiscirt ſeyn follten. 
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Geſetz vom 3. Brumaͤr IL Jahres, zur Auslegung des Ges 
feßes vom 18. Tage des erften Mona, welches das Wegfchaffen 
der Zeichen des Königthums und der Lehen-Verfaflung verordnet. 


Der National-Konvent, nah Anhörung feines Ausſchuſſes des öffentlichen 
Unterrichts , ‚über die Mißbraͤuche, welche bei Vollziehung ihres Defrets 
vom 18. Tage des erften Monats begangen werden, das zur Abſicht bat, daß 
alle Zeichen der. Eöniglihen und Lehns-Herrſchaft im den Gärten, Parken ein: 
geichloffenen Plägen und Gebaͤulichkeiten weggeihafft werden follen ; 


In Erwägung, daß wenn man diefem Dekrete eine Ausdehnung gäbe, 
die der Konvent nicht bat hineinlegen wollen, die Denfmäler der Kunft , der 
Geſchichte und des Unterrichts darunter leiden würden ; 

In Erwägung, daß der Kunftfleiß und der Handel Frankreichs bald "das 
Uebergewicht verlieren würden, das fie in mehreren Zweigen über den Kunſtfleiß 
nnd den Handel unferer Nachbarn erworben haben, wenn nicht bei diefer Ge— 
legenbeit den Fehltritten der Unwiſſenheit und den Bemühungen der Habſucht 
und Webelgefinntpeit Einhalt geſchaͤhe, dekretirt wie folgt: 

Art. 1. Es ift verboten, unter dem Borwand, aus den Bibliothefen die 
Zeihen der Lehend: oder Königs-Herrfchaft wegzufhaffen,, die Sammlungen , 
Kabinete, öffentlihen oder Privat Mufeen, desgleihen bei den Künftfern, Ar. 
beitern, Buchhaͤndlern oder Kaufleuten, die gedrudten oder gefchriebenen Bü 
her, Kupferftihe, Zeichnungen, Gemälde, Basrelief6, Statuen, Dentmünzen, 
Bafen, Alterthümer, geographiihen Karten, Pläne, Reliefs, Modelle, Maſchi⸗ 
nen, Snftrumenten oder andere für die Künfte, die Geſchichte und den Unter: 
richt interefianten Gegenflände, hinwegzunehmen, zu jerftören , zu serftümmeln 
oder auf irgend eine Art zu befhhädigen. 

Art. 2. Die Öffentlichen für die Künfte oder die Geſchichte intereffanten Den: 
mäler, die ſich wegbringen laffen und einige von den verbannten Zeihen an ſich 
tragen, die man nicht wegfchaffen Pönnte, ohne fie auf eine merflihe Art zu 
beſchaͤdigen, follen in das naͤchſt gelegene Mufeum verfegt, und in demfelben 
für den Natidnal = Unterricht aufbewahrt werden. 

Art. 3. Die Eigentümer foiher Möbel und Gerathſchaſten, die zum taͤg⸗ 
lichen Gebrauche beſtimmt ſind, ſollen, bei Konfiskations⸗Strafe, an denſelben 
alle verbannten Zeichen wegſchaffen. 

Hievon find ausgenommen die dem Berfaufe übergebenen Gegenſtaͤnde 
diefer Art, obne daß der Berfauf darum zurüdgeftellt werden könnte, 

Art. 4. Die in dem Art. 1 und 3 angezeigten Gegenftände,“die durdy eine 
kalſche Auslegung des Geſetzes vom 18. des 1. Monats, bei einem oder dem 
andern Bürger binweggenommen worden find, follen in der fürzeften Zeit den 
ſelben wieder zugeftellt werden; jedoch Finnen die Eigenthümer darauf belang- 
werden, im Falle fie nicht auf der Stelle das gegenwärtige. Defret befolgen 
würden. 

Art, 5. Die Möbel, Gerätbichaften und Goldarbeiten, weiche in den Leih⸗ 
oder Pfand-Häußern, oder bei den Notarien hinterlegt, und fequeftrirt oder 
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unter Siegel gelegt find, follen der durch gegenmwärtiged Defret befohlenen Nach⸗ 
ſuchung ‚nur dann unterworfen feyn, wenn jie ſich wieder in den Händen des 
Giger. sümers befinden werden. 

"Art. 6. In dem Falle, wo Bücher, Kupferftiche , geographifche Marien 
aus öffentlichen oder :Privat:Bibliothefen aufs neue dem Drude übergeben wer; 
den, iſt den Buchdruckern oder Herausgebern unterfagt, die Pöniglihen Privi:- 
legien, oder die an Fürften, Herrſchaften, Hobeiten ıc. gerichtelen Zueignungs⸗ 
Schriften wieder. mitzudrudfen, fo wie es ihnen auch nicht erlaubt ift, denfelben 
die Vignetten, Einfaffungen, Titelbatter; Blumenwerke, oder andere Zierrathen 
beiufügen, in denen die. verbannten Zeichen wieder zum Vorſchein gebracht 
würden. Es ift ihnen ebenfalls verboten ‚irgend eine an Auswärtige gerichtete, 
Zueignungs: Schrift mit Titulaturen, die in Frankreich verbannt find, zu druden. 

Art. 7. Die Papiermacher dürfen ſich Pünftig Peiner Formen bedienen, in 
denen die Lilien oder ‚Wappen dargeftellt find; die Buchdrucker, Buchbinder, 
Kupferfteher, Bildhauer, Maler und Zeichner Dürfen Feines ; ‚Diefer — 
als Zierrathen brauchen. 

Art. 8. In den National, Bibliotpeten follen die Bücher, die Fünftig ein— 
gebunden werden, die Buchſtaben R. F. (Fräntiihe Republik) und die Sinn: 
bilder der Freiheit und Gleichheit. tragen, Die Stempel - follen die nämlichen 
Buchftaben und Sinnbilder führen. | 

Art. 9. Der Ausſchuß des oͤffentlichen Unterrichts und jener ‚des Münz: 
weſens follen. jeder ein Mitglied ernennen, um die in der National-Bibliothe? 
und andern Öffentlihen Verwahrungs-Orten zu Paris befindlichen. Denkmün— 
zen der Könige von Frankreich zu unterfuhen, um diejenigen, welde für die 
Künfte und die Geſchichtskunde interefant find, abzufondern und. aufjubemwah: 
ren, und alle übrigen dem Schmelztiegel zu überliefern. 

Auszug aus dem Art. 10. Alle rechtſchaffenen Bürger werden eingeladen, 
mit allem Eifer, ſowohl die aus Frankreich verbannten Zeihen an den in den 
vorigen und dem gegenwärtigen Defrete bezeichneten Gegenftänden zu vertilgen, 
ald aud die Erhaltung der oben gemeldeten Gegenftände, welhe für die Künſte, 
die Gefchichtsfunde und den Unterricht von weſentlichem Nugen find, zu ſichern. 


Geſetz vom 9. Frimaͤr Il. Jahres, die Klagen der folidas 
riſchen Mitfehuldner von. Feudal- Gebühren gegen ihre Mitpflich- 
tigen betreffend. 

Machdem ‚der rational: Konvent feinen Gefepgebungs-Ausfhuß über die 
von dem -Diftriftd-Gericht zu Saint⸗Flour vorgelegten Fragen angehört bat; 
fo defretirt er wie folgt: 

Art. 1. Es wird Peineswegs durch die Gefege vom 25. Auguft 1792 und 
7: Zulius 1795. den Klagen, die jeder ehemalige folidarifhe Mitfchuldner von 
Lebens: oder herrfchafllihen Zins=Gebühren gesen feinen Mitverbundenen 
wegen Wiedererftattung des für denfelben bezahlten Antpeils führen mag, Ein: 
trag geiban. 
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Art. 2. Doch kann dieſe Klage nur zu Gunſten desjenigen Statt baben, 
der auf gerichtlichen Befehl hin bezahlt bat. 

Art; 3. Geder ehemalige Schuldner, der vermöge feiner Klage gegen feinen 
Mitſchuldigen wegen Erhaltung desjenigen., was er für denfelben zu zablen 
gezwungen worden war, bdürd einen richterlihen Schluß in dem Beſitz des 
Gutes dieſes Letztern geiegt worden iſt, kann allein durd die wirkliche Erftat: 
tung desjenigen „- was er zu fodern berechtigt iſt, daraus entießt werden. 





Gefeg vom 28. Nivos II. Jahres, zur Auslegung der. Ge: 

fege vom 25. Auguft 1792, und vom 9. legtverwichenen Bruwur, 
über die ehemaligen FeudalsRedteer en tm l 
„ Der National: Konvent, nah angebörtem Berichte feines — 
Ausſchuſſes uͤber die Schwierigkeiten, welche ſich ſowohl bei der Aumendung 
des Art. 3 des Geſetzes vom 25. Auguſt 1792, in Anſehung der ehemaligen 
Lehnrechte, als auch bei jener des Geſetzes dom 9: Brümär, welches verbietet, 
die auf die namlidhen Rechte Bezug — — zu ſchlichten — 
haben, dekretirt folgendes: 

Art. 1. Die Verfügungen des Artikel : 3 des Gefehes vom B. — 1792 
find auf alle ehemaligen herrſchaftlichen Lehns- oder Zins: Gebühren, welche 
entweder durch das naͤmliche Geſetz, oder durch vorhergehende Dekrete abge⸗ 
ſchafft worden ſind, anwendbar. Alle Guͤter demnach, welche als Preis fir die Be: 
freiung von gedachten Gebühren, entweder von Gemeinden oder von Privat: 
Perfonen, abgetreten worden find, und die fih noch in den Händen‘ der ehe— 
maligen Herrfdiaften oder ihrer Erben befinden, melde dieſelben als Schen— 
ung, Vermaͤchtniß oder unter einem andern freiwilligen Titel erhalten haben, 
follen denen, welche fie abgetreten haben, aurüctgegeben werden, und die Gelb: 
fummen, welche in diefer Rückſicht verfprochen, aber noch nicht an die ehemaligen 
Herrfhaften bezahlt worden find, follen nicht mehr gefördert werden dürfen. 

Art. 2. Zn dem Gefege vom 9. Brumär find nicht begriffen, die Prozeffe, 
welche geführt wurden: 1) von ehmaligen WBafallen und zinsbaren Güterbe: 
figern, um. Wiedererftattung der Gebühren, welche von ihnen verlangt wurden 
wegen Hebertretung der, in allen Tbeilen Franfreihs vor den Defreten vom 
4. Auguft 1789 im Gange geweienen Gefeße und Marimen; 2) von ehe: 
maligen Pächtern um Wiedererftattung der pots-de-vin, die fie hergegeben, oder 
der Pachtgelder, die fie für Rechte bezahlt haben, die an fie verlehnt waren, 
und wovon fie wegen Abſchaffung derfelben feinen Gennß gehabt haben. 

Art. 3. Auch find durch das Geſetz vom 9. Brumär die Rechte der ehma— 
figen main-mortables auf die Güter ihrer Anverwandten, die vor der Befannt* 
madhung der Dekrete vom 4. Auguft 1789 mit Tod abgegangen find, und um 
derentwillen damals Klagen oder Prozeffe über die Erhaltung oder den Bruch 
der Gemeinfhaft zwiſchen den Berftorbenen und ihren natürlihen Erben an: 
bängig waren, Reineswegs geſchmaͤlert. 

Dem zufolge follen diejenigen diefer Erbichaften, welche vor dem 14. Julius 
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1789 (vor der Bekanntmachung der gegenwärtigen Verordnung) eröffnet waren, 
ohne Rüdfiht auf die fo eben berührten Inftanzen oder Prozefle, den Ber- 
wandten zuerkannt werden, welde bei Eröffnung derfelben durch die Geſetze, 
Statuten oder Gebräuche, die unter den non main-mortahlen — wur⸗ 
den, dazu berufen waren. 

Was diejenigen angeht, welche den 14. Juli 1789 oder nachher eröffnet 
waren, (die nach der befagten Bekanntmachung eröffnet würden) fo follen fie 
unter den ehemaligen main-mortables, fo wie unter den übrigen Bürgern, durch 
das Gefek vom 17. des gegenwärtigen Monats Nivos regufirt werden. 

Art, 4. Ale Urtbeilöfprühe, die den ‚Verfügungen des gegenwärtigen 
Gefeßes zumiderlaufen, und die vor der Bekanntmachung defielben gefällt wor» 
den, find als null ımd nichtig anzufeben, 


Gefeg vom 8. Pluvios II. Jahrs, welches eine Bericht» Er: 
ftattung über die Verfertigung eines großen Buchs von Länder 
Befigthümern verordnet, und verbietet, in die Akten irgend einige 
Klaufeln oder Ausdrüde, die an die Leheus⸗ oder Adeld-Berfaffung 


zuruͤck erinnern könnten, einzuruͤcken. 

. Der National: Konvent, nad angehörtem Berichte des Gefekgebungs: Aus: 
ſchuſſes über die Art der Vollziehung des Gefeges vom 17. Julius ca. St.), 
über, die Berbrennung der Lehens-Urkunden, defretirt folgendes: 

Art. 1. Die Ausfhüfe der Finanzen, der Gefeßgebung und des Aderbaues 
haben den Auftrag, unverzüglich einen Beriht und Dekret:Entwurf über die 
Berfertigung eines: Hauptbuches der Territorial-Güter vorzulegen. 

Art. 2. Der Ueberreft des vom Gefepgebungs-Ausfchuffe vorgelegten Ent: 
wurfes zu einem Defrete wird bis nad diefem Berichte aufgeichoben. 

Art. 3. Die zufolge des Gefeges vom 17. Zulius den Wunizipalitäten zu» 
geftellten Urkunden follen, biß zu weiterer Verordnung, bei denjelben in Ber» 
wahrung bleiben. » J 

Art. 4. Es iſt allen re Greffierd und andern Inhabern öffent: 
liher Arten verboten, Pünftighin in die Urſchriften, Ausfertigungen oder 
Auszüge aus Akten aller Art, fie mögen ein Datum führen welches fie wollen, 
Klaufeln, Benennungen,‘ Ausdrüde oder Wörter einzurüden,. welche mittel. 
oder unmittelbar die Lehns », Adeld» oder Königs: Herrfchaft wieder in Erin: 
nerung bringen ; und zwar unter den , durd den Art. 7. des Gef. vom 17. 
Julius verhängten Strafen; jedoch koͤnnen befagte Depofitare ſolche Auszüge 
oder Abfchriften ausftellen, nahdem fie fih von allem dem, mas dur das 
gegenwärtige und die vorhergehenden Gefege verbannt ift, gereinigt feyn werden. 


Gefeg vom 11. Meffidor II. Jahres, welches mit Nein 
bie darin enthaltene Frage beantwortet. . 
Der National» Konvent, na Anhörung des Berichts feines Gefesgebungs» 
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Aus ſchuſſes, auf ein Schreiben des Juſtizminiſters, welches dahin gebt, au 
wiffen, ob das Geſetz, welches allen Gerihten unterfagt, über 
die auf das Lehbnwefen Bezug babenden Streitigkeiten zu 
ſprechen, auf einen Rehtsftreit angewandt werden fann, 
der unter Affozirten wegen. der Abrehnung einer Geſell— 
fhaft entftanden if, die ſie ehmals zur Lehnung von Zinien, 
Renten, und der Gebühren unter den Namen lods et ventes 
gebildet hatten; . 

Erwägend, daß diefe Klage unter die gewöhnlichen gefellihaftlihen Kia: 
gen gehört; 

Schreitet zur Tages Ordnung über. 


Durch Befchluß vom 17. Februar VI ‚wurde verfündet, aus 


dem Gefeß vom 28. März 1790: 

Art. 11.. Alle Privilegien, alle Feudal: oder Adels-Rechte der Güter find aufge: 
boben, folglich die faämmtlihen Borrechte Nelterer vor Jüngeren, und des maͤnn⸗ 
lichen Geſchlechts vor dem meiblihen, in Anfehung der Lehen, Domainen und 
adelichen Allodien, und die Ungleichheit der Erbtheile wegen der Quolität der 
Perfonen, find abgeſchafft. Demnach follen alle ſowohl direfte als kollaterale, 
fowohl bewegliche als unbewegliche Erbgüter, die vom Tage der Bekanntma⸗ 
hung diejed an eröffnet werden, ohne Rüdfiht auf die ehemalige Adeligkeit 
der Güter und der Perfonen, zwifchen den Erben, nach eben den Gefegen, Sta: 
tuten und Gebrauchs-Rechten, gerheilt werden, welche die Erbtheilungen zwi: 
fhen allen Bürgern anordnen. Alle diefem zumider laufenden Gefege und Ge: 
draͤuche bleiben aufgehoben und abgeſchafft. 





Ferner das Gefeg vom 15. November 1792, 

Art. 1. Ale Subftitutionen find Fünftighin unterfagt und verboten. 

Art. 2. Diejenigen Subftitutionen, melde vor der Bekanntmachung des 
gegenwärtigen Dekrets durch irgend einigerlei Akte gemacht worden find, die 
aber bis auf die Zeit befagter Befanntmahung nicht eroffnet feyn werden, find 
und bleiben aufgehoben und ungültig. 

Art. 3. Die Subftitutionen, die zur Zeit der Bekanntmachung des gegen: 
wärtigen Dekrets eröffnet find, folen nur zum Bortheile blos derjenigen gültig 
feyn, die alsdann die fubftituirten Güter oder das Anſpruchs-Recht auf diefel- 
ben wirklich geerbt haben werden. 


Auch verfündet gedachter. Regierungskommiſſaͤr am 9. Bru- 
mär VII die Befchlüffe des NationalsKonvents vom 6. Juli und 
30. Zuli 1793, wodurch nochmals erklärt wurde, daß bie and 
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ſchließliche Jagd und Fiſcherei — ſomit gaͤnzlich ab⸗ 
geſchafft ſeyen. 

Hierher gehoͤrt ſodann das Staatsraths⸗Gutachten vom 18. 
Auguft 1807, woraus erhellt, daß. obige ‚Gefege auch. unter dev 
Kaiferregierung als gültig betrachtet wurden. 

„Nach Anficht der Art. 13, 15 und 19 des Geſetzes vom 28. 
März 1790, wornach die Hallen⸗ (Marft?, Stand-) Gebühren ohne 
Entfchädigung abgefchafft, folche jedoch, die ale Entſchaͤdigung 
für. Errichtungskoſten beftimmt worden, von dieſer Abſchaffung aus- 
genommen find, und die Hallen: Gebäude fernerhin den Eigenthuͤ— 
mern zugehören; nad) Anſicht des Geſetzes vom 25. Auguſt 1790, 
welches alle herrſchaftlichen Lehns⸗ und Zins⸗Rechte, ſowie alle Abon⸗ 
nements, Penſionen und Leiſtungen, die an deren Stelle getreten, 
abſchafft, ſofern nicht bewieſen wird, daß ſie ſi ſich urſpruͤnglich 
auf eine Grundabtretung ſtuͤtzen, und in dieſem Fall ſolche fuͤr 
abloͤslich erklaͤtt; nach Anſicht des Geſetzes vom 17. Juli 1793, 
welches alle Rechte und Abgaben, ſelbſt jene abſchafft, die im De⸗ 
krete vom 25. Auguſt 1792 beibehalten worden, mit alleiniger 
Ausnahme ‚der reinen, nicht feudalen Grundrenten und Lei— 
lungen; u. ſ. w. | | 

ift der Staatsrath der Anfi bt, ‚welche. der Kaiſer ‚genehmigt 
hat,) „daß die Renten für Ueberlaffung von: Baͤnken unter Marft- 
„Hallen an ſich nicht feudal find; und 

„daß die Frage, ob fie in wirfihen Fällen geſchuldet wer⸗ 
„den, der ie der ne heimfaͤllt, u. ſ. w. 


| Zweiter Abſchnitt. 
Verfaſſungsmäßige Beftandtheile 
des Staates. 


Aus den -» bisher vorgetragenen Verfaſſungsgeſetzen ergeben 
fih folgende Beftandtheile: Gebiet, Volf, Staatsregie— 
rung, wovon der gegenwärtige Abfchnitt handeln wird. 
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Ee.rfted® ECapitel, 
Gebiet 





1 Gre.mi: em. 

Die Zeographiſchen Grenzen des Koͤnigreichs, wie des Nhein 
freifes insbeſondere find befannt. Gewiſſe Zeichen, nämlich aufge 
richtete Pfloͤkke und Tafeln mit dem koönigl. Wappen, ſind als Grenz⸗ 
hoheitszeichen geſtellt, fuͤr deren Erhaltung und noͤthigen Falls 
Wiederherſtellung die Policeibehoͤrden ‚zu ſorgen haben. Des⸗— 
gleichen muͤſſen dieſelben auf die Grenzſteine und die Landesgren⸗ 
zen uͤberhaupt ein wachſames Auge richten, jede Verletzung oder 
Veränderung zur Anzeige bringen. Streitige Punkte, oder fo oft 
Grenzfteine aufzurichten ‚find, .muß mit der Behoͤrde des angren- 
zenden Staates Rücdfprache genommen, zuvor. aber die Ermächtis 
gung der fönigl. Kreißregierung. nachgeſucht werben. 

Altes dies ergibt ſich aus der Natur der Sade; befondere 
Gefege oder Verordnungen er WM in —— Sammlung wit 
Ben re 
ur 6. IL @intheilung 

Die keangöfifehe Ggfeggebung theifte das Gebiet in Departe- 
mente, Arrondiffemente, Kantone, Gemeinden. Aus den an Bay— 
ern gefallenen TIheilen der Departemente des Donnersbergs, der 
Saar ‚und des Niederrheins iſt ber jetzige Rheinkreis entanden, 
welcher in-4 Bezirke, 31- Kantene und. 706 Gemeinden zerfällt. 
Die Eintheilung in ‚Bezirke und. Kantone betrifft nur noch die 
Gerichtsverfaſſung, (wovon in der folgenden Abtheilung) denn die 
Bezirksraͤthe ſind mit dem Departementals oder Landrath ver: 
ſchmolzen; die Kantonsverſammlungen nicht mehr in Uebung. Doch 
hat die Kantonseintheilung noch in ſofern adminiſtrative  Bedeu- 
tung, daß man in den kleinen Diſtrikten zu gewiſſen Zwecken, 
,®» Hebammen, Einnehmereien u. f. w. fih gern an die Kan- 
tonsgrenzen hält.; Veränderungen in ber Gebietseintheilung find jegt 
Sache der Regierung, nicht mehr der Geſetzgebung. Die jeßige 
Eintheilung der Kantone ift die v. 17. Nov. 1817 (Amtsbl. ©. 529) wo⸗ 
zu Cim Amtebl. 1818 ©. 144 und 288) zwei Berichtigungen gehören. 


—— — —— — 
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Zweites Capitel. 
Bot 





Die gefammten Einwohner des Königreichs bilden das Volk, 
wovon alfo der Rheinkreis einen Theil bildet. Staatsrechtlich 
ift aber, zumal in Beziehung auf politifche Rechte, Öfterd der Ins 
begriff Aller das Staatsbürgerrecht genießenden Männer gemeint. 
Sn diefem Gapitel find zu betrachten: das Volk in feiner ſtaats— 
rechtlichen Gefammtheit, der Staatsbürger und die Geſellſchaften 
im Staate. 


J. Das Volk als Geſammtheit. 


Dieſe iſt im Sinne der Verfaſſung nur ideal, ſie erhaͤlt Rea⸗ 
litaͤt, d. h. ſie wird zur politiſchen Perſoͤnlichkeit nur in dem 
Augenblicke, wo fie ihre Stellvertreter in die Volksverſammlung 
wählt, und felbit dann find es nur Gliedmaffen, Fractionen, eins 
zelne Elemente der Gefammtheit, die wirkſam find, naͤmlich die 
verfchiedenen Stände, woraus das Volk befteht. Eine eigentlidye 
Bolfsrepräfentation ift verfaffungsmäßig nicht.vorhanden; fondern 
die BVolföperfönlichfeit ruht im Könige, in beffen Hand die ges 
fammte "Staatsgewalt concentrirt ift. Da jedoch die Ständevers 
fammlung berufen ift, das Intereffe des Volks ber Regierung ge: 
genüber zu vertreten, diefe mit Rath und Zuftimmung in gemiffen 
Dingen zu unterfthgen, nämlich bei Abfaffung neuer Geſetze, welche 
die Freiheit der Perfonen und des Eigenthums betreffen, insbes 
fondere Bewilligung der Steuern, fo weit die deutfchen Bundesbe- 
fhlüffe nicht dieſes Necht befchränken, überdies die Ständeverfamm: 
lung das Petitionsrecht am wirkfamjten ausüben kann; fo liegt 
allerdings eine Art von Repräfentation in ihr. ° 

Wie die Kammern zufammengefegt, berufen werden u. ſ. w. 
zeigen Titel VII der oben mitgetheilten Berfaffung und das Edikt 
Beilage X. Sobann find folgende fpätere Verfügungen erfchienen: 
_ Verordnung vom 30. November 1818. (Amtsbl. ©. 925). 

In der Verfafiungsurfunde, welhe Wir Unferm Volke am 26. May gege: 


ben haben, verordnneten Wir zugleich, „daß die darin angeordnete Verſamm⸗ 
„lung der Stände zur Ausübung der zu ihrem Wirkungskreiſe gehörigen Rechte 
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„am 1. Sinner 1819 einberufen, und inzwiſchen bie biezu erforderliche Einlei« 
„tung veranftaltet werde.” 

Zu dieſem Eride haben Wir bereits die Eintheilung der Gemeinden , die 
Wahlen der Magiftratefund der Gemeinde - Vertreter, dann der Borftände 
und des Ausſchuſſes der Landgemeinden angeordnet, fo wie aud die Übrigen 
zur Wahl der Abgeordneten in die zweite Kammer erforterlihen Borarbeiten 
berftellen laſſen. Nah Bollendung derfelben befehlen Wir "nunmehr, daß zur 
wirfiihen Bornahme der Wahl unverzüglich gefchritten werde, zu welchem 
Behufe Wir die Zahl der zu wählenden Mitglieder und ihre Bertheilung auf 
die einzelnen Klaffen und Kreife nah den Beftimmungen der Berfafiungs-lir: 
Punde, und nad dem Berbältniffe der Bevoͤlkerung Unferd Reiches , und des 
Standes der. befondern Klaffen » und Regierungs » Bezixfe für die erfte Ber: 
fammlung feitgeftellt haben 7 und in der Anlage unter Ziffer 1. biermit zur 
oͤſentlichen Kenntniß bringen. 

Nach den eingeſendeten Anzeigen Unſrer Regierungen berechnet fih "die 
Gefammtzahl der Familien Unfres Reiches auf 789,191 Familien, wonad zus 
folgeder Beſtimmung des Tit, VIS. 8 die Zahl der zu wählenden Abgeordneten 
in 112, und mit Einfchluß der 3 Abgeordneten der Univerfitäten in 115 Mitgliedern 
beſtehet. Bon der auf folde Art beftimmsten Zahl haben fofort gemäß $. 9: 

a) die Klaſſe der adelihen Gutsbeſitzer mit Gerichtsbarkeit ein Achttheil 
oder 14. 

b) die Klaſſe der Geiftlihen ein Ahttheil, oder 

jene der Katholiſchen Kirche A . 9. 
der Proteftantiihen Kirde . . 5. 

e) Die Klaffe der Städte und Märkte, welche nah $. 6 des Stände-Edicts 
an dieſer Wahl Antheil zu nehmen haben und in dem Berzeichniffe unter 
Ziffer 2 befonders benannt find, ein Biertheilmit . 28. 

d) Die Klaffe der übrigen Landeigenthümer, melde feine gutöherrliche Ges 
richtöbarkeit ausüben, zwei Biertheile mit . 56. 

e) Jede der Univerfitäten einen oder zufammen 3 Abgeordnete u wäblen, 
welches obige Gefammtzahl von 115 Mitgliedern bildet. 

Die Bertpeilung auf die einzelnen Kreife, welche nah dem Verhaͤltniſſe 
des Standes jeder Klafie vorgenommen wurde, weifet die angeführte Tabelle- 
Unfere Regierungen haben nunmehr diefe Wahlen nah den Vorſchriften des 
Edicts über die Stände: Berfammlung fogleih einzuleiten und das Wahlge: 
fhäft mit unausgefester Thätigkeit in der Art zu vollführen, daß Uns felbes 
bis zum 25. Fünftigen Monats vollendet vorgelegt werden Pönne. Wir ermwars 
ten von Unjern Unterthanen, daß fie durchdrungen von dem Gefühle der Wich— 
tigkeit diefer Wahlhandlungen, biebei nur nad ihrer reinen und beften Leber- 
jeugung fürfchreiten, und die Vertretung ihrer allgemeinen Angelegenheiten in 
die Hände folher Mitbürger legen werden, deren erprobte Rechtſchaffenheit 
und Theilnapme an dem allgemeinen Wohle des Baterlandes, fo wie deren 
Einfibten und Kenntaiffe das umnbegränzte Vertrauen verdienen, und die rück: 
ſichtsloſe Erfüllung ihres wichtigen Berufes erwarten laſſen. 
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Verordnung vom 27. November 1824. (Amtsbl. S. 99). 

In Erwägung, daß die Diacone an den proteſtantiſchen Kirchen felbftftän: 
dige, den Pfarrern koordinirte Geiſtliche, und mit dieſen gleichen Ranges auch 
gleich denſelben zur Verrichtung aller pfarrlichen Funktionen befugt find, bas 
ten Wir Uns bewogen gefunden, zu verordnen, wie folgt: 

1) Die Benennung Diaconus hört von nun ah in der proteftantifhen Kirche 
auf, und ift dafür der Titel: zweiter, dritter Ic. ꝛc. Pfarrer 
zu gebrauchen. 

2) Dadurd ift zugleih die aktive und paſſive Baptfäbigteit der bisberi: 
gen Diacone zu der Stände-Berfammlung und den General-Synoden 

ausgeſprochen. 

3) Alle übrigen Dienſt- und Seſchafts· Verhaͤltniſſ e derſelben bleiben unver: 

- ändert die ‚bisherigen. : 

Wir eröffnen euch diefes in Entfchliegung auf euern Beriht vom 10. d, 
M. und ihr habt biernad das Geeignete au verfügen. 


Verordnung vom 6. November 1824. (Amtebl. S. 100). 

1) Sämmtlihe Fathofifhen Pfarreien im Rheinkreiſe fteyen nunmehr in 
demſelben Berbältniß, wie die Pfarreien anderer Kreiſe, nd die bisher 
fogenannten Suce urſalen fi nd ven übrigen Pfarreien als — 
beizuzaͤhlen. —J— 

Hienach ſind alſo auch die ehemaligen Succurſalpfarrer, welche zur Wabl 
der Staͤnde-Verſammlung im Jahr 1818 nicht zugelaſſen waren, nunmehr in 
die active und paſſive Wahlfähigkeit eingetreten. 

2) Da die Dompfarrei zu Gpeier 'zugleih Stadtpfarrei , der Dom» und 

| Stadtpfarrer ald felher von Seiner Majeftät drm Könige törmlid er: 
nannt, und fo wenıg als ein’ anderer felbftfländiger Pfarrer amovibel 
ft, beide Pfarreien übrigens in einer Perſon den Umſtaͤnden nad) ver- 
einiget find, ohne dag bier eine Unvereinbarteit im Sinne des Art. X 
des Konkordats einträte,, fo ift der Dom» und Stadtpfarrer als activ 
und paſſiv wahlfäbig zu betrachten. 


* 


Verordnung vom 22. Mai 1824. (Intbl. S. 778). 

Wir beſchließen auf euern Bericht vom 5. dieſes Monats, die Bevölkerung 
einiger Städte im Kheinfreife betreffend, daß, nachdem ſich in diefen Städten 
eine Veraͤnderung in der Bevölkerung ergeben bat, welche nad) der Berfaffung 
und den beftebenden gefeglihen Ginrichtungen mit Staätsrechtlihen Folgen 
verbunden ift, ed allenthalben den Beftimmungen der Berfaffung und den Ge- 
feßen gemäß gehalten werden foll: 

Hienady treten insbefondere die Städte Bergzabern, Homburg und MWaxhen: 
beim in die Reihe derjenigen ein, welhe zur Wahl der Abgeordneten der 
Städte zur Ständeverfammlung mitwirken, und die Mitglieder des Gemeinde: 
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raths in jeder diefer Städte müffen jene Gigenfchaften befiken, wodurch fie ſich 
zu Wahlmännern qualifiziren ; dagegen tritt die Stadt Deidesheim aus der 
ebenbefagten Klaſſe von Städten aus. 

| Eben fo find die wegen der Geſchwornen bei den Affifen, und wegen der 
Zufammenjegung der Gemeinderäthe beſtehenden Vorſchriften zu beobachten. 


Er Ku Trasse — 


Gemäß der Leberficht im’ Amtsbl. von 1830,©. 381 — 399, 
find die zu ftellenden Deputirten auf die 8 Kreife alfo vertheilt: 








= zZ 
5. S || Geiftlice, irre. 
ei 8 . 
"| = kathol. 
= | S | 
SarsKtreid . 3 ı1| 2 = 2 2 8 
nterdonau⸗Kreis 2ı — | 1 er A 2 7 
‚Negen: Kreis ., . - 3.1 — 2 = = 3 7 
Dberdona- Kreis 2 — | 3 — 1 3 8 
| Rezat · Kreis 2 ıı 2 1 6 8 
Sbermain⸗Kreis J 4 | 8 
Untermain-Kreis. Di 1 1 — — 3 9 
Rhein-⸗Kreiß. | — I — | 1 1 | — 4 7 





Zu den Wahlen im Rheinfreife wurden von Seiten der Kreisres 
gierung folgende nähere Vorfchriften ertheilt: 

Da der Zeitpunkt berannabet, an welchem zur Wahl der Stände — 
neten und der Kandidaten zum Läͤndrath geſchritten wird, fo ſieht man fid 
veranlaßt, die deßfalls nöthigen Vorarbeiten jest fhon anzuordnen. 

Zufolge des allerhoͤchſten Edikts vom 26. Mai 1318, Beilage X zu Tit, 
VI der Berfaffungs:Urfunde und Fraft des Gefebes vom 15. Auguft 1828 über 
die Einführung der Landräthe ift die Wahlfähigfeit und Waͤhlbarkeit außer 
andern Eigenſchaften auch dur die Befteuerung, ſowohl der Wähler als 
der Wählbaren bedingt. 

Gegenwärtige Verfügung bat blos den Vollzug der in letzter Beziehung 
vorgefchriebenen gefeglihen Beltimmungen zum Zwecke und zwar: 


A. Hinfihtlih der Abgeordneten zur Ständeverfammlung. 

Sm Rheinkreife gibt ed nur drei Klaffen von Abgeordneten, namlich die 

1. der Geiftlihen, 2. der Städte und Märkte und 3. der Landeigenthümer. 

Bei der erften Klaſſe ift die Befteuerung eigenthümliher Grundgüter nicht 
ald ein Erfordernig zur Wahlfäbigkeit vorgefchrieben. 

Hinſichtlich der zweiten Klaffe, nämlidy jener der Städte und Märkte, ift 
gefetlich beftimmt, dag die MWahlmänner fo wie die von ihnen gewählten Abs 
geordneten in der Stadt oder dem Markte feldft anfäßig in dem Gemarfungs:- 
banne ein frei eigenes oder erblich nutzbares Eigentyum oder ein Bürgerliches 
Gewerbe fhon während der drei legten Jahre befigen müffen, woran fie an 


Häufer:, Grund:, Fenfter-, Gewerb- und Bergwerf » Steuer wenigftens 53 fl. 


Dr. Siebenpfeiffers e 14 
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entribten. Die Steuern in den Rural «Gemeinden Pönnen ihnen dabei nicht 
in Anrehnung kommen. 

Die Städte und Märfte von diefer Kategorie find folgende 16, namlid: 

1. Annweiler 2. Bergzabern 3. Dürkheim 4. Edenkoben 5. Frankenthal 
6. Grünftadt 7. Homburg 8. Kaiferslautern 9. Kirhheimbolanden 10. Lan» 
dau 11. Neuftadt 12. Pirmafens 2 Speyer 14. ©t. Ingbert 15. Wachen⸗ 
beim 16. Zweibrüden, 

Die Wahlmänner und — der dritten Klaſſe, naͤmlich der Land: 
eigenthiimer, müffen binfichtlih des Beſitzthums und der Befteuerungsraten die 
nämlihen Eigenſchaften wie jene der Städte und Märkte vereinigen, nur mit 
dem Unterſchiede, daß ihnen bloß die Steuern , die fie in den verfchiedenen 
Rural:Gemeinden ded Rheinkreiſes zahlen, angerechnet werden; folgleich mit 
Ausfhluß der in den genannten 16 Städten angefegten Steuerquoten. Wenn 
alfo N. z. B. in der Gemeinde Haßloch 20 fl., in der Gemeinde Moorlautern 
23 fl. und in jener von Neubornbach 20 fl. Steuern bezahlt, fo wird er in je» 
der der drei genannten Gemeinden wahlfähig. Sollte er jedoch auch noch in einer 
der obigen 16 Städte mit 53 fl; fteuerbar feyn, fo könnte ihm dig Wahlfähig- 
feit ebenfalls in diefer Stadt nicht beanftandet werden. Eben fo Fann ein Sn: 
dividuum in mehreren Kreifen zugleih und im naͤmlichen Kreife in mehreren 
Klaffen gewählt werden. Wenn z. B. ein Bünger von Münden in Speyer 
ein Haus u. f. mw. befäße, von dem er 53 fl. Steuern bezahlte, fo Pönnte er, 
abgefehen von feiner Wahlfähigkeit in Münden, auch im Rheinkreiſe, und 
zwar in der Klaſſe der Städte, gewählt werden. Befäße er auch noch ein 
Landgut mit 53 fl. Steuern, fo wäre er in der Klaſſe der Städte und Lands 
eigenthümer wählbar. Ein Pfarrer Pönnte im Rheinkreiſe in allen 3 Klafien 
und jenfeitd, wenn er ein adeliches Gut mit Gerichtsbarkeit befäße, fogar in 
allen 4 Klaffen zugleich wählbar feyn; woraus fih ergibt, daß der Wohnort 
in diefer Beziehung nicht entfcheidet. 


B. Hinfihtlih der Kandidaten zum Landrathe. 

Nah den Beflimmungen ded Gefekes vom 15. Auguft 1828 follen die 
Wablmänner , fo wie die Kandidaten des Landraths, diefelben Eigenſchaften 
befigen, wie die Abgeordneten zur Ständeverfammlung, mit der Abweichung 
jedod, daß die von den Zandeigentbümern zu wählenden Kandidaten 
nur eine Befteuerung von 26 fl. 30 Pr. und nicht wie jene der Städte von 
53 fl. nachzuweiſen haben. 

Diefe allgemeinen Beftimmungen müffen bei den demnaͤchſt anzufertigen. 
den Liſten fammtliher Wahlmänner genau berüctfichtiget werden. Das Pönigl. 
Steuertontrolamt hat daher die Pönigl. Steuereinnehmer feines Amtsbezirks anzu⸗ 
weiſen: 1. ſogleich für jede Gemeinde, die nicht zu den obengenannten 16 
Städten geboͤret, ein Verzeichniß nach beigeſchloſſenem Modelle aufzuſtellen. In 
dieſen Verzeichniſſen find die den betreffenden Landeigenthümern in den Heb— 
rollen pro 18%, 18%: und 18?%, angefegten Grund:, Häufers, Fenſter-, Ge: 
werb: und Bergmwerffteuern von jährlic 26 fl. 30 Pr. und darüber auszuwerfen. 
Da jedoch in diefem Steuerquantum nicht allein die Quoten, welche fie an 


. Zweiter Abſchn. — Berfaffungsm. Beftanttheile des Staates. „11 


ihrem Wohnfige, fondern auch jene, die fie für ihre Grundbefisungen in an- 
dern Ruralgemeinden entrichten, mit eingerechnet werden; fo müſſen Letztere 
in der 14. Colonne des befragten Verzeichniffes angegeben werden. Zu dies 
fem Ende find die betreffenden Individuen bereits durch eine Bekanntmachung 
im Sntelligenzblatte aufgefordert worden, den Steuereinnehmern ihres Wohn⸗ 
orts die deßfalls nöthigen Materialien durch die Vorlage der Hebrollen-Aus- 
züge (Steuerzettel) aus den auswärtigen Ruralgemeinden zu liefern. 

2. Ein Berzeihniß für. die Wahlmänner einer jeden der oben bezeichneten 
16 Städte nad) demfelben Modelle, jedoch mit Hinweglaffung der für die aus: 
wärtigen Beftenerungen beftimmten Kolonnen. In diefe Verzeichniffe werden 
alle Individuen befagter Städte gebracht, welhe in der Stadt oder in dem 
Gemarfangsbanne 53 fl. und darüber an Grund-, Häufer-, Fenfter,, Gewerb⸗ 
und Bergwerk-Steuer. für die erwähnten 3 Etats⸗Jahre entrichten, 


Da jedoch nicht die dreijährige Belteuerung, fondern vielmehr der drei- 
jährige Bells die Wahlfähigfeit im Sinne der Verfaffungsurtunde und des 
Landrathsgeſetzes begründet; fo dürfen diejenigen Individuen, weldie zwar 
noch in den Hebrollen der 3 legten Jahre mit dem vorgeſchriebenen Steuer: 
quantum erfheinen, aber die befteuerten Grundgüter notorifc nicht mehr bes 
figen, auch nicht in den Berzeichniffen der Ginnehmer aufgenommen werden. 
Even fo wenig koͤnnen Pfarrer in der Lifte der wahlfähigen Landeigenthümer 
oder Städtebemohner erfcheinen, wenn die von ihnen entrichteten Steuern nur 
unter Zurechnung der auf dem Pfarrgut baftenden Quoten das geſetzliche 
Steuerquantum erreihen. Es ift daher nothwendig, daß die Steuereinnehmer 
bei Anfertigung ihrer Liſten fih in die refpectiven Gemeinden begeben, um 
bei vorfommenden Anftänden die geeigneten Erkundigungen ſogleich einziehen» 
zu "Pönnen. 

Aus den Elementarverzeihniffen der Einnehmer, welche von diefen Beam: 
ten fo wie von dem Drtsvorftande als richtig befheinigt feyn müffen, bat fo: 
dann das Pönigl. Steuerfontrolamt nah gemachter Prüfung und nöthigenfalls 
Berichtigung 3 Hauptverzeihniffe aufzuftellen, namlich eins für die Wahlmän: 
ner der Städte und Märkte mit ver Auffchrift: „Verzeichniß Nro. I der in 
fämmtlihen Städten und Märkten mit einer Bevölferung von 500 Familien 
und darüber des Landeommifjariatd N. vorfindlihen Steuerbaren, welche in 
der Stadt oder dem Markte felbit anfäßig und in dem Gemarkungsbanne des: 
felben die zur Wählbarkeit in die Ständeverfammlung *oder in den Landrath 
erforderlichen Steuerquoten von 53 fl. und darüber entrichten.“ 


Ein anderes für die Wahlmänner der Landeigentbümer unter der Auf: 
ſchrift: „Verzeichniß Nro. II der in ſaͤmmtlichen Landgemeinden des Landcom⸗ 
miſſariats N. vorfindlichen ſteuerbaren Landeigentpümer, welche die zur Wäbl: 
barkeit in die Ständeverfammlung oder in den Landrath erforderliche Steuer: 
quote von 53 fl. und darüber entrichten“, und endlicy ein drittes ebenfalls für 
die Wahlmänner der Tandgemeinden unter der Auffchrift: „WBerzeihnig Nro, 
IE der in fämmtlihen Landgemeinden des Landcommifjariats N. vorfind- 
lichen fteuerbaren Landeigenthümer, welche die zur Wäblbarkeit in den Fand: 
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rath nach dem $. 10 des Geſetzes vom 15. Auguſt 1828 erforderliche Steuer, 
quote von 26 fl. 30 Pr. und darüber bis 53 fl. enrichten. 

Zur Vermeidung unnöthiger Screiberei find in diefem letztern Etat die- 
jenigen Individuen ausgelafien, welche 53 fl. und darüber verfteuern und alfo 
fhon in dem Etat Nro. IE vorkommen. 


Saͤmmtliche 3 Berzeichniffe müffen Kantonsweife und zwar in alphabetis 
fher Ordnung der fih in einer jeden derfelben befindlihen Gemeinden abge: 
faßt feyn und die nämlichen Kolonnen enthalten, wie die Elementarliften ſelbſt; 
jedoch ift es nicht wefentlich, daß in den Hauptverzeichniffen der Landeigenthü— 
mer die auswärtigen Beftenerungsgemeinden namentlich angegeben werden; 
fondern ed genügt, daß der Gefammtbetrag der in fammtlid auswärtigen Ge: 
meinden angefegten Steuern en bloc für jeden Wahlmann eingeſchrieben werde. 

Wahlmaͤnner, welche in mehreren Landgemeinden des Landcommiſſariats bes 
ſteuert find, muͤſſen fo vielmal in den mehrerwaͤhnten Hauptverzeichniſſen aufge⸗ 
führt werden, als fie in verſchiedenen Gemeinden Grundbeſitzungen oder Ge— 
werböetabliffements haben. Entrichten fie in mehreren Städten das geſetzliche 
Steuerguantum, nämlid) in jeder wenigſtens 53 fl., fo find fie bei einer jeden 
diejer Städte vorzutragen. 

Dehnen fi aber ihre Grundbefigungen oder Gemerbsanlagen auch auf 
auswärtige Landcommiſſariate aus, fo ift das Pönigl, Steuerfontrolamt des 
Wohnorts der Wahlmänner verbunden, feine Kollegen hievon in Kenntnig zu 
fegen und ihnen einen vollftändigen Auszug aus den GElementarliften fogleidy 
mitzutheilen. 

Man verfieht ſich von den betreffenden Aemtern, daß fie diefer wichtigen 
Dperation die gehörige Aufmerkſamkeit und Thätigfeit widmen, und ihre Maß: 
regeln dergeftalt nehmen werden, daß fämmtlihe Hauptverzeichniffe mit den 
Elementa:liften und den, von den auswärtigen Kontrelämtern - eingegangenen 
Auszügen belegt, bis längftens Ente des Monats November anher einbefördert _ 
feyn werden. 


Auch theile ich hier die Abfchiede auf die bisher Statt ge: 
fundenen vier Ständeverfammlungen mit. Die befondern Beis 
lagen derjelben fommen an den Orten um ‚wo von ihren Gegen⸗ 
ftänden gehandelt wird, 

Abſchied vom 22. Suli 1819 (Amtsbl. S. 103 — 130). 


I. Befhlüffe der Kammern über die Geſetzes— 
Entwürfe. 
A. Verbeſſerungen der Gerichts-Ordnung. 


Den von den Staͤnden in ihrer Zuſtimmung zu dem über dieſen Gegen» 
fand ‚an fie gebramten Geſetz-Entwurfe beigefügten Modififationen , haben 
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Bir Unfere Genehmigung "ertheilt, und darnach das unter Ziffer I anliegende 
Geſetz in verfaflungsmäßiger Form erlaffen. 


B. " Gemeinde» Umlagen. 

Den von den beiden Kammern der Stände: Berfammlung einftimmig ges 
machten Vorfchlägen zu Abänderung in dem ihnen vorgelegten Gefeß-Entwurfe 
über die Umlagen für Gemeinde-Bedürfniffe, haben Wir Uhfre Genehmigung 
ertheilt, und darnach das unter Ziffer IL anliegende Gefeß gleihmäßig erlaf 
fen, wobei Wir bemerken: 

1) bei denjenigen befondern Punkten des Artikels TI (Mro. 3.) dann der 
Art. IV, VI und IX, melde die Konkurrenz: Pflichtigfeit der Miethber 
mwobner und Inleute in den Gemeinden, fo wie ver Dominifal-Renten:» 
Befiger, und die Kompetenz der ftandesherrlihen Regierungs- Kanzleien 
betreffen, worüber eine Bereinigung der Anfihten nicht hat erzielt wer: 
den Fönnen, haben Wir den Grundfag angenommen, daß, folange dieß⸗ 
falls eine neue gefeglihe Norm auf verfaffungsmägigem Wege nicht ein: 
tritt, ſich nad den bisherigen Beftimmungen zu richten fey; 

2) au haben Wir notbwendig gefunden, die Fafjung des Art. IX, fo weit 
darin von dem vorfihriftsmäßigen Benehmen der Gemeinde: Bermwaltun- 
gen*bei neuen Umlagen , und bei Umlagen für Neubauten die. Rede ift, 
zu den gefeglihen Grundeinrichtungen der Gemeinden felbft, und den 
bier einfchlagenden $$. 82 und 104 ded Gemeinde-Edifts, zu Befeitis 
gung eines jeden Mißverftändniffes,. in nähere Beziehung zu bringen. 


©. Finanz Gegenftände. 


— J. Staats ⸗Einnahme. 

1) Wir genehmigen die von, den Ständen des Reichs votirte Bewilligung 
der direften Steuern für die fechsjährige Finanz: Periode vom 1. Oftober 
1819 bis legten September 1825 in dem jährlihen Betrage von 

5,940,230 fl. Grund: 

454,000 fl. Häufer: 

451,000 fl. Dominikal⸗ 

794,000 fl. Gemwerböfteuern , nach der beantragten Vermin⸗ 
5 derung im Rheinkreife von 75,000 fl. 

760,000 fl. $amilien « 

434,000 fl. Zugvieh : Steuern. 

2) Die indireften Steuern werden nad) den bisherigen Sägen erhoben, mit 
Ausnahme 

a) der Mauth, worüber das von Uns heute — Zollgeſetz, unter Ziffer III, 
mit Aufnahme der, von den Ständen begutachteten Modifikationen verfügt, 
welches vom Anfange des Fünftigen Etats⸗Jahres an, in volle Wirkung tritt; 

b) an die Stelle der in einigen Theilen des Dber-Main = und Rezat:Kreifes 
in ftreitigen Rechtögegenftänden noch gebraͤuchlichen preußifchen Sportel» 
Taxe, wollen Wir nad dem Antrage Unfrer Stände die Alt:Bayerifche 
vom Anfarige des künftigen Etats-Jahres an, eingeführt wiſſen. 
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3) Der Erbhebungs » Bewilligung einer außerordentliben Familienfteuer zur 
Unterftügung der Haupt: Schuldentilgungs-Kaffe, während der naͤchſten 
drei Finanz» Jahre, ertheilen Wir Unſere Santtion. 


UI Staat8-Nusgabe. 


1) Die Ausgaben, nachdem fie von den beiden Kammern verfaflungsmäßig 
geprüft worden, find in das beiliegende Finanzgefeß Ziffer IV auf: 
genommen, | 

2) Wir haben in der vollften Ueberzeugung, daß Unfre eingegangenen Pflich- 

"ten, als Glied des deutſchen Bundes, und die Selbftftändigkeit Unfrer 
Monardie, die für die Armee angefeste Summe von 8 Millionen un: 
abmweislich erfordern, diefelbe in bas Finanz: Budget aufnehmen laſſen; 
— da aber die zweite Kammer für das Bedürfnig der Armee die Sum: 
me von 7,674,000 fl. in ;der Art ald zureichend- angenommen bat, daß 
bievon 6,700,000 fl. für die aktive Armee zu beflimmen, und die dermas 
ligen Penfionen und überzähbligen Offiziere mit 974,000 fl. in der Art 
befonders zu übernehmen wären, daß die Heimfälle der Staats » Kaffe 
zu gut gehen; fo werden wir noch auf das genauefte unterfuchen lajfen, 
ob und in wie fern es möglich fey, die Armee in dem Etande, in wel: 
dem es die Erfüllung Unfrer Bundes:Pflichten erfordert, mit diefer 
Summe zu erhalten; follte jedoch diefes nicht erzielt werden Pönnen, fo 
müßten Wir Uns vorbehalten, das was zu diefem Zwede an der bis: 
ber feftgefegten Summe von 8 Millionen über die oben bemerffe Sum: 
me noch erforderlich ſeyn follte, aus den eigenen Militär:Fonds vermen- 
den zu laffen, indem Unſre getreuen Stände nit gemeint feyn koͤnnen, 
Uns an der Erfüllung Unfrer bundesmäßigen Verpflichtungen zu hindern. 

3) Wir genehmigen den Antrag in fo fern did ein Ueberfhuß der Staats: 
Einnahmen wirklich ergibt: . 

a) 15,000 fl. jährlih zur Unterflügung der Wittwen und Waifen proteftanti- 
ſcher Geiftlihen; hier naͤchſt 

b) 32,000 fl. als Vermehrung der Schul⸗Dotation; dann j 

c) 24,000 fl. für die drei Landes-Univerſitaͤten zu gleichen Theilen, und 

d) 16,000 fl. zur :Berbefferung des Landgeftüted, anmweifen zu laffen. 


IT. Staatsfhuld. 

1) Wegen Behandlung des Staats:Schuldenwefend, nad den von Unſern 
getreuen S:änden vorgeſchlagenen Modifitationen, enthält das allgemeine Schul⸗ 
dentilgungs:&efeß Ziffer V- die von Uns fanktionirten Beftimmungen. 

2) Wir genehmigen, daß nad dem Antrage Unfrer Stände der Haupt: 
fhulden-Tilgungs:Kaffe, Die disponiblen Kontributionsgelder und die vorhan— 

"denen Staats:Effeften zur geeigneten möglihft nußbaren Verwendung über- 
wieſen werden ; 

3) eben fo genehmigen Wir, daß die disponiblen Gelder der Militär; 
Hauptfafe an die Schulden-Tilgungs:Kommiffion gegen Berzinfung übergeben 
werden. — Diefe Zinfen follen zur Equipirung und KRemontirung verwendet, 
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in fo fern fie aber dazu nicht motbwendig find, zu dem, auffer dem Falle einer 
Kriegsnoth, unangreiflihen Kapital gefchlagen werden. 

4) Die Berbältnife der Nürnberger Staatsfhuld und ihrer Berzinfung, 
baben Wir nady dem: Antrage Unſers Finanzminifteriums und erfolgter Beiftims 
mung Unſrer Stände, durd das heute erlaffene beſondere Geſetz, Siffer vie 
feftgeftellt. 

IV. Peräguation der Rriegslaften. 

Wir genehmigen die Modifikationen, 'welhe die Stände des Reichs über 
das vorgelegte Peräquationd:Gefeg der Kriegslaften für die Vergangenheit und 
Zufunft in Antrag gebracht, und haben daffelbe hiernach, wie die Beilage VII 
zeigt, erlajien. 
pe : V. Greditmittel. 

1) Unferm Finanz Minifterium wird nad der von Unjern Ständen erfolg: 
ten Bewilligung zur Dedung des Deficitd von 1818 auf 1319 und der, bei 
der Gentral:Staatd:Raffe angewiefenen Zahlungen, ein Credit auf drei Millios 
nen Gulden in der Art eröffnet, daß folcher nach Bedürfniß bei der Staats: 
ſchulden⸗Tilgungs-Kommiſſion, unter Mitwirfung der Kommiflärd der Stände» 
Beriammlung realifirt, und über deffen Verwendung den Ständen des Reichs 
bei der naͤchſten Verſammlung genaue rehnungsftändige Nachweiſung vorgelegt 
werden müßte. 

2) Ferner wird demfelden nach gleihmäßiger Bewilligung Unfrer Stände, 
und unter den nämlichen Bedingungen: für den Fall, wenn die Getreidepreife 
im Laufe der Finanzperiode unter die in dem vorgelegten Budget angenom- 
menen, berabfinfen follten, ein eventueller Eredit auf die Summe des Minder: 
Erlöfes aus „den aͤrariariſchen Getreide-Frücten eröffnet, dagegen ſoll der 
Mebhr:Erlöd in andern un. zur Dedfung der aufgenommenen Summen 
verwendet werden. * 


VI. Steuer-Perception durch die Gemeinden. 


Da der Zweck des Geſetzvorſchlages über die Steuer-Perception durch die 
Gemeinden unter den von den Ständen beantragten Modifitationen nicht er: 
reicht werden Pönnte; fo wollen wir es zur Zeit bei der bisherigen: Percep- 
tionsweife belaffen. 


Wir haben nicht ohne Befremden bemerkt, daß die Beltimmung der Der; 
fafungs:Urfunde Tit. VIL, $. 22, vermdge welcher ‚die Stände in ihren Gis 
gungen die von der Regierung an fie gebrachten Gegenftände vor allen übri⸗ 
gen in Berathung ziehen’ follen,' befonders bei den ſchon am 10. Februar die: 
ſes Zahres an fie gebrachten, und bald darauf mit den Motiven unterftügten 
Entwurfe einer Hypotheken-⸗Ordnung unbeachtet geblieben ift, und Wir fehen 
Uns mit Bedauern aufer Stand, dermalen ſchon der Nation ein Gefek zu ges 
ben , welches als eine wmefentlihe Bedingung ded dem Volke fo wichtigen 
Real⸗Credits in lauten Anfpruch genommen, und daher längerhin nur mit 
Nachtheil entbehrt wird. 
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I. Wünſche und Anträge der Kammern. 


A. Geſetz gegen die Duelle. 
Wir werden die von den Ständen gewünſchte Revifion-der gegen die Duelle 
beftehenden Gefege. anordnen, um den Entwurf eines entfprechenden Gefes 
Bed der naͤchſten Stände-Berfammlung vorlegen zu koͤnnen. 


B. Berbefferung des Adoofatenwefens. 

Wir werden ferner, wie bisher, anf eine verbältnißmäßige Anzahl der Ad» 
vofaten, und bei Beſetzung der Advofatenftellen darauf Rückſicht nehmen, dag 
nur genugfam befähigte und würdige Subjefte als Advofaten ernannt werden, 
aud die beitebenden Disciplinar-Ordnungen in Revifion nehmen laſſen. 


C, Deffentlihfeit und Mündlichfeit des gerichtlihen Verfahrens. 

Auf die Deffentlihkeit und Muͤndlichkeit des Berfahrens in der Civil» und 
Strafrechtöpflege werden Wir bei der unverzüglich zu bearbeitenden Reviſion 
der Eivil-Gericht6:-Ordnung und des Straf-Geſetzbuchs, in der Art den Bedacht 
nehmen laſſen, daß durch diefelbe fomwohl die den Standesherrn, ald dem Ge: 
fammt:Adel aus dem Tit. V der Berfafjungs:lirfunde 65. 2 und A und aus 
den darauf bezüglihen Beilagen zuftehenden Rechte, und daraus fließenden 
Formation und Wirkungskreis ihrer Gerichte aufrecht erhalten, und ferner den 
fammtliden Bayerifhen Staatd-Angehörigen die Wohlthat — ihre Civil » Rechts: 
ftreite in den gefeglich beftehenden Inſtanzen nicht nur der Foͤrmlichkeit, fon: 
dern auch der Weſenheit nad, enticheiden zu laffen — unbenommen bleibe, 


D. Den Anträgen über 
1) die Mittheilung der Akten an die Eonfisfale ; 
2) die Bedingung der Rechtsverfolgung gegen den Pönigl. Fisrus in Bezie⸗ 
hung auf die Verordnung vom 4. Februar 1819, und 
3) die Inrotulation der Akten, haben Wir Unſre Genehmigung ertheilt, und 
die geeigneten Beftimmungen fogleicy in das Gefeg über die Verbeſſe— 
zung der Gerichtsordnung (oden Beil. 1.) aufgenommen. 


E. Auf die Und geäugerten weitern Wünfhe und Anträge für, die Fünfs 
tige Reviſion der Gerichtsordnung, werden Wir feiner Zeit die geeignete Rück⸗ 
fiht nehmen laſſen. 

F. Auf den Antrag, Unferm Staats» Minifterium der Zuftiz eine ſolche 
Stellung gegen Unfern Staatsrath zu geben, daß dadurd die verfafiungsmäs 
ßige Unabhängigkeit und Unaufhaltbarkeit der Rechtspflege aufrecht erhalten 
werde, werden Wir den ernftlihen Bedacht nehmen, und die geeignete Bera» 
thung hierüber unverzüglich anordneh. 


G. Shulwefen. 

Wir werden die in dem Antrage Unſerer Stände vom 17. Zuni gewünſch⸗ 
ten Nadhmeifungen über den Zuftand der Bolfsichulen erheben, und die Res 
fultate zu feiner Zeit mit den geeigneten Vorſchlägen zur Einfiht und Bera- 
thung vorlegen laſſen. 
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Auch werden Wir die Anordnung treffen, daß der beftebende Schulplan, 
deſſen Zwecmäßigfeit im Ganzen von LUnfern. Ständen ſelbſt anerkannt ift, 
in forgfältige Erwägung gezogen, biebei auf die in dem Antrage bezeichneten 
einzelnen Punkte vorzugliher Bedacht genommen, und au in diefer Beziehung, 
io fern Rüdjihten der Gefeßgebung eintreten, oder das Intereſſe ded allgemeis 
nen Staatöhaushalts, wegen etwa noch erforderliher Aufmands- Mittel berührt 
wird, die verfaffungsmäßige Mittheilung dereinft bewirkt werde. 


- H. Hauſir⸗ und unberedhtigter Handel der Juden. 

Unfer Staatsminifterium des Innern wird fih zur Erfüllung des Wuns 
ſches und Antrags Unſrer Stände vom 10. Juli, mit der ohnedieß fhon früher 
beabfihtigten Reviſion der über die Verhältniffe der judifchen Glaubensgenoffen 
beftebenden Verordnungen unverzüglic befchäftigen , und Mir werden einen 
umfaffenden Gefeßed: Entwurf hierüber an die nächfte Stände» Berfammlung 
gelangen laſſen. i 

Zuglei haben Wir genehmiget und befohlen, daß Unfre Kreis:Regieruns 
gen und andere einfchlägige Behörden in Anfehung des Haufir » und unberedh> 
tigten Handels überhaupt , nad den vorgefchlagenen , Unfern Geſetzen und 
Verordnungen vollfommen entſprechenden Beſtimmungen, zur ftrengen Aufficht 
und Vollziehung angemwiefen werden. 

Mas die diepfallfige Beſchwerde der Städte Friedberg, Aichach und Schro: 
benhaufen betrifft, fo it die nähere Unterfuchung derfelben verfügt worden. 


I. Afademie der Wiffenfhaften. 

Da Wir bereits eine Kevifion der Statuten und Einrichtung der Afade- 
mie der Wiffenfhaften angeordnet haben, jo wird dabei zugleih auf den un: 
term 16. Suli I. 3. von unfern Ständen geäufferten Wunſch die geeignete 
KRüdfiht genommen ‚werden. 


° 


X. Verkauf des Getreides ind Ausland, 
Den hierüber von den Ständen an Uns geftellten Antrag: daß jedem In: 
länder geitattet werden folle, das erfaufte, fo wie das felbft erzeugte Getreide, 
ohne an die Schrannen gebunden zu feyn, in das Ausland zu verkaufen, wer: 


den Wir unverzüglich in Berathung nehmen laffen, und hiernach das Geeig: 
nete verfügen. 


L. Modififationen des Gewerbfteuer:Gefeged im Rheinfreife, 

Dem Antrage, dag mit Bernehmung des Landraths im Rheinkreiſe die zur 
Befeitigung der obwaltenden Praͤgravirungen erforderliben Modififationen 
des Gewerb:Steuer:Gefeged vom 26. Februar 1818 möchten verfügt werden, 
find Wir bereits durdy die deffalld fhon unterm 1. Februar I. J. an Unfere 
Regierung’in Speier erlaffene Weifung entgegengefommen. 

M. Allgemeine Tar-Drdnung. 
Wegen Einführung einer. "allgemeinen gleichen Tar-Ardnung für die Altern 


7 Kreife, mit Ausnahme des Rheinkreiſes, werden wir geeigneten Bedacht neh» 
men, daß die dermalen beftehenden Tax: Ordnungen einer allgemeinen Revi: 
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fon unterworfen, und eine gleihförmige feiner Zeit im verfaſſungsmäßigen 
Wege erlafien werden. 


N. Mufterwirtbfhaften. 
Wegen Benüsung Unfrer Mufterwirthfchaften zur Bildung eigentlicher 
Landwirthe, Dienfiboten und Schäfer, haben Wir Unferm Finanz : ————— 
die geeigneten Befehle ertheilt. 


O. Forſtvermeſſung und Taxation. 
Der in der Natur und dem Zwecke der Verwaltung ohnehin gegründeten 
Forftvermeffung und Taration, bleibt die erforderliche Sarlorde nach Kräften 
der Stantd:Fonds gewidmet. 


P. SForftpolizei ‚Dednung. 
Megen einer, mit dem gefammten Kulturgejege im Zujammenbange ſte— 
benden ForftpolizeisDrdnung, find die Vorarbeiten ſchon eingeleitet. 


Q. Auffpeiherung eines Theild der Getreide-Vorräthe. 

Wir haben die Auffpeiherung eines Theils der Getreidevorräthe in frucht- 
reihen Jahren bereits ım verwichenen Jahre verfügt, und werden — fo wie 
es die Bedürfniffe des Staats und die Dedungsmittel erlauben, — mit der 
allmähligen Verſtaͤrkung diefer für die Zeiten der Theuerung beftimmten Ma: 
gazine fortfahren. 


R, Berg und Hütten: Wefen. 

Wir werden die im Bortrage ded zweiten Ausichuffes der Kammer der 
Abgeordneten anerkannten Berbefferungen des Bayerijchen Berg: und Hütten» 
Weſens nicht nur fortfegen, fondern auch nad dem gemeinfamen Wunfche 
Unfrer Stände-Berfammlung vorzüglid dem Bergbau künftig — fo viel als 
möglich — noch größere Aufmunterung und Unterftügung angedeihen laffen- 


Ss Lottoſpiel. 

Wir werden bedacht feyn, Unfere längft ausgeſprochene Abſicht, das Lotto 
aufzuheben, zu realifiren, fobald es die finanziellen Verhaͤltniſſe ohne anderfeis 
tige drüdtendere Belaftung Unjrer getreuen Unterthanen geftatten. 

Die wegen Berleitung zum Lottofpiel beftehenden Gefeße, werden durchaus 
fireng gehandhabt werden. 


T. Steuer-Reflamationen. | 
Wir haben Unfer Finanzminifterium beauftragt , zur förderlihen Berichti⸗ 
gung der Steuer-Reflamationen, Erleichterung der Ueberbürdeten und Gleich— 
ftellung der fehlerhaft befteuerten Befigungen, die Inftruftionen nad den be» 
ftehenden Steuerverfafjungen zu bearbeiten. 


U, Sportel: Tantiemen. 


Mir werden auf den Wunſch, den Beamten, anftatt der Gportel:Tantie: 
men einen feitftehenden Funktions⸗Gehalt anzumeifen, geeigneten Bedacht neh: 
men, und insbefondere gegen alle Sportelerzefie auf das ſtrengſte wachen laffen. 
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V. Taxſätze für die Duplikate und Triplikate von Urkunden. 

In Beziehung auf den Antrag, daß für die Duplifate und Triplitate von 
allen Urfunden nicht ferner der ganze Betrag der in der proviforifhen Tarords 
nung enthaltenen Tarfäge von Unfern Stellen und Aemtern erhoben, fondern 
diefelben blos als Abfchriften bezahlt werden follen, ermwiedern Wir, daß, — 
nahdem mehrfache Brieftaren nur in jenen Fällen gefeglich ftatt finden, wenn 
ein doppelſeitiges Geſchaͤft mit bleibendem Intereſſe für zwei oder mehrere 
Theile verbrieft wird; eigentlihe Duplifate und Triplifate von Urkunden bin: 
gegen nur der gefeglichen Taxe der Abfchriften unterliegen, — Unfre Minifte: 
rien gegen jede Tarüberfchreitung firenge wachen werden. 

W Finanz»: Budget. 

Das Finanz Budget für die naͤchſte Periode wird auch die dem zweiten 
Ausſchuſſe einer jeden Kammer befonders vorgelegten Regiekoſten, fo wie die 
fälligen Brutto:Erträgniffe enthalten. 

X. Raffen-Abrehnungen und Bilancen. 

Die jährlihen Kaflen-Abrehnungen und Bilancen des Aktiv» und Paffiv- 
Standes, fo wie die Aufnahme der Material:Borräthe beftehen als wefent- 
lihe-Theile der Verwaltung bereits bei allen Unfern Berwaltungsitellen. 

Y. VBerpflegungs: und VBorfpanndfoften. 

Die von den Ständen des Reichs in Antrag gebrachte Ausdehnung der 
Normen des Peräquationd-Gefekes auf die Berpflegungs: und Vorſpannsko⸗ 
ften der inländifchen Truppen bei allenfallfigen Durdmärfchen, worüber die 
befondern Berordnungen v. 3. 1808 beftehen, werden Wir in Ueberlegung ziehen. 


2. Geſchäfts-Organismus. 

Wir werden auf die möglihfte Bereinfahung des Geihäfts-Organismus 
befondern Bedacht nehmen und Unfre fämmtlihen Minfterien hienach anmeijen. 
A. a. Revifion der Btertare. 

Zur Revifion der Tarife für die Beftimmung der Biertare haben Wir die 
Einleitung getroffen. 

B. b. Bedarf der Staatöminifterien. 

Wir genehmigen den Wunfh, einem jeden Unfrer Staats » Minifterien die 
zur Beftreitung feines Amtes erforderlihe Summe, unabhängig von Unferm 
Finanz: Minifterium anmweifen, und zur Difpofition ftellen zu laffen, und wer: 
den zur Vollziehung deffelben dad Geeignete anordnen, jedody follen alle fi 
ergebenden Ueberſchüſſe genau der Staats-Kaffe berechnet werden. 

C. c. Ausfheidung der. Penflonärs. 

Da die Ausfcheidung der Penfionärd nad den verfhiedenen Minifterien 

bereits beftebt, fo ift vem deßfalls geäußerten Wunſche fhon entfprocen. 
D. d. Liquidirung der Staatd-Dominifal-Renten. 
Die Liquidirung der Staats:Dominikal:Renten ift bereits angeordnet, und 
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feit mehreren Jahren im Gange; dabei werden die einzelnen Ueberbürdungs— 
Beſchwerden genau geprüft, und fo weit fie fich beftätigen, werden Wir dieje- 
nigen Minderungen bemwilligen, weldye, neben der pflihtmäßigen Erhaltung des 
GStaatövermögens, die billige Rückſicht auf die obmwaltenden Verhaͤltniſſe der Bes 
theiligten erbeifcht. ; 


E. e. Befhäftigung der Inquifiten; Herftellung der Gefängniffe. 

Wir werden die Ausführbarfeit ded Wunfches, die Inquiſiten zu beſchaͤf— 
tigen, in Berathung ziehen, dann auf,die zweckmaͤßigſte Befchäftigung der Sträf- 
linge und Herftellung der nad den Beftimmungen des Straf-Geſetzbuchs er 
forderlihen Gefängnifie geeigneten Bedaht nehmen laffen. 


F. Sf, ,©enerals Fisfalat. 
Den wegen einer Einleitung zur Erfparung in Anfehung des General:Fisr 
Palats geäußerten Wunſch werden Wir in nähere Berathung nehmen laſſen. 


G.g. Dberfter Rechnungshof. 

Da der oberfte Rechnungshof über die Richtigkeit der Rechnungen ohnehin 
ganz unabhaͤngig handelt, ſo iſt der deßfalls geaͤuſſerte Wunſch zwar ſchon er: 
erfüllt, Wir werden aber die Inſtruktion jener Stelle in dieſer Beziehung einer 
nochmaligen Reviſion unterſtellen laſſen. 


H. h. Allgemeines Steuerſyſtem. 

Wir haben Unſern getreuen Staͤnden die Bearbeitung eines, fuͤr Unſer gan— 
sed Königreich allgemeinen Steuer-Syitems, bereits zuſichern laſſen, werden aber 
unterdefjen die geeignete Anordnung treffen, dag die allgemeine Landesver« 
meflung nadı Maaßgabe der bemilligten Fonds auf das thätigite betrieben werde. 


1. i. Ausfheidung der Staatsgebäude ıc. 
Die rein adminiftrative Maßregel!der Ausſcheidung fämmtliher Staats: 
gebäude, und des Verkaufs der gänzlich Entbehrlihen wird ferner, wie biöher, 
in Vollzug gefegt werden. 


K. k Duiefcirungenm 
Wir baben Unfere fämtlihen Minifterien angemiefen, die Quiefcirungen 
nur in dringenden Fällen zu begutachten, und die Wiederanttellung der taug— 
lihen Quiefcenten denfeldben zur befondern Pflicht gemacht. 


L. 1, Befoloungs-Status der Staatd-Beamten., 
Den Wunſch wegen einer neuen Regulirung des Befoldungs-Status Unſrer 
Staatsbeamten werten Wir in Ueberlegung nehmen. 


M. m. Pfarrei: Befoldungen. 

Was die Berbefferung der Pfarrei-Bejoldungen betrifft, fo find Die Par: 
reien in den ältern Kreifen ohnehin zum Theil reihlih und wenigſtens hinrei— 
hend dotirt; zur Verbefferung der Suftentation der Pfarrer im Rheinkreife, 
baben wir volltommen beruhigende Einleitung getroffen. 
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N. n. Entfhadigung für Demolitionen, 

Bei Verwendung der für das laufende Etatsjahr noch zu erhebenden Pera- 
quations » Gefälle werden. Wir nach dem Antrage Unfrer getreuen Stände auf 
die Befriedigung der durd die Demolition in St. Nikola und Paflau Beſchaͤ⸗ 
digten den vorzüglihen Bedaht nehmen. 


IT. . 

Nachdem Wir nunmehr auf die an Und gebradten gemeinfamen Beſchlüſſe, 
Anträge und Wünfhe der Stände-Verfammlung Unfre Allerhoͤchſten Entſchlie⸗ 
fungen gegeben haben, Pönnen Wir Uns bei dem Küdblid auf den Gang und 
die Art der in der: Kammer der Abgeordneten gepflogenen Verhandlungen, 
welche Wir mit einer eben fo erniten als beharrlihen Aufmerkſamkeit verfolgt 
baben , nicht beruhigen, ohne einiger in derfelben gefaßten — den Beſtimmun— 
gen der Berfalfungs:Urfunde und des Edicts, Beilage X., zumider laufenden 
— Beihblüffe zu erwähnen; welchen eine nicht. zu mißfennende, auf die Erwei— 
terung des durch die Verfaſſungs-Urkunde bezeichneten — Wirkungs⸗ 
kreiſes gerichtete Abſicht zum Grunde liegt. 


Wir rechnen hierher: 


1) Den Beſchluß vom 19. Mai, daß der Staͤnde-Verſammlung die Befugniß 
zuſtehe, eine Bitte um Veranlaſſung einer Initiative auf einen Zuſatz 
zu der Verfaſſung an Uns zu ſtellen. Derſelbe iſt der klaren Beſtimmung 
im Tit. X $. 7 der Verfaſſungs-Urkunde zuwider, und mußte um fo 
mehr Unfre Aufmerkſamkeit erregen, ald er einen für immer geltenden 

Grundfag feftfegen follte, gegen den nie ein Zweifel, Widerfpruch oder 

Einrede ftatt fände; 

2) . den Beſchluß vom 16. März über den Entwurf einer Inſtruktion der 
zur Genfur der politifhen Zeitungen und Zeitfhriften,, ftatiftiihen und 
politifhen Inhalts, angeftellten Behörden, modurd die Kammer ſich 
gegen die Beftimmungen der Berfaflungs-Urfunde Tit. X $. 7, unter 
einer nichtigen Wendung , den Antrag auf Abänderung der Berfafjung, 
und gegen Tit. VIL, $$. 2, und 19, das Recht zur —— in der 
Geſetzgebung beizulegen verſuchte; 

3) den Beſchluß vom 10. Mai wegen damald nur als — geſtatteter 
Zulaſſung Unſrer Staats⸗Miniſter zu den geheimen Sitzungen der Kam— 
mer, ungeachtet fie nach Tit. VII $. 24 der Verfaſſungs-Urkunde das 
von auf Beine Weile ausgefchloffen werden Pönnen, außer, wenn die 
Kammer zur Abflimmung über einen berathenen Gegenftand fihreitet, 
wie ed im Tit. II $. 43 des Edifts, Beil. X, zur Verfaſſungs⸗ 
Urkunde vorgefchrieben ift; 

4) die Befhlüfe vom 30. Mai und 21. Juni auf die von Khiftlerifhe Be: 
fchwerde, wodurd die Kammer der Abgeordneten von Unſerm Gtaats- 
Minifterium der Juſtiz nicht blos Aufſchlüſſe und Erläuterungen, fon: 
dern Abftellung der nach ihrem einfeitigen Urtheile befundenen Rechtsver⸗ 
legung verlangte, und dafielbe um die baldigft zu treffende Verfügung 


„ * 
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anging, welches den Diſpoſitionen der Verfaſſungs⸗Urkunde Tit. X 6. 5 
und des Edikts X Tit. II $$. 29 und 35 zuwider läuft. 

Das am 15. d. M. an Unfer Staats: Minifterium der Juſtitz geftellte An» 
ſuchen: von der auf eine zugleich mitgetheilte Befchwerde des quiefcirten Land: 
richterd Schulz erfolgenden Verfügung dur das ntelligenzblatt Nachricht zu 
geben, finden Wir ungeeignet, und daffelbe mußte Und um fo mehr auffallen, 
ald der fünfte Ausfhuß einen ganz verfaffungsmäßigen Beichluß gefaßt hatte. 

Wir fühlen Uns durch die für die unverlegte Erhaltung und Vollziehung 
der Verfaſſung Unfers Reichs Uns obliegende Pflicht aufgefordert und verbuns 
den, zu erklären, daß diefen und Abnlihen mit den Beltimmungen der Ber: 
faſſungs⸗Urkunde unzuvereinbarenden Beſchlüſſen zu Feiner Zeit eine verbindliche 
Kraft beigelegt werden Fann. — 


Diefelbe Pflicht veranlagt Uns, die verfaffungsmwidrigen Derwahrungen zu: 
rüdzumeifen, welche ſich einzelne Mitglieder der zweiten Kammer gegen verfaf- 
fungsmäßig zu Stande gefommene oder'nody erft zu faſſende Befchlüffe im Nas 
men einzelner Kreife , und felbft der Nation, einzulegen erlaubt, und melde 
fih auf eine ungeeignete aber auch zugleich auf eine an fih unkraͤftige Weife 
in die Eigungs:Protofolle eingedrungen haben. Wir Fönnen-endlih nicht un« 
terdrüdten, wie ungern Wir mebrfältige Abweichungen von den Borfhriften des 
Edikts X zur Verfaſſungs-Urkunde Tit. II $$. 20, 21, 23, 24 und 56 in der 
zweiten Kammer wahrgenommen haben, und wie unerwartet es und gewefen 
ift, daß einzelne Mitglieder ed ihren Pflichten angemefjen, oder doch nicht’ uns 
ter ihrer Würde finden mochten, gegen ganze Klaffen von Gtaatödienern allge 
meine fhwere Beichuldigungen vorzubringen, ohne fi zum Beweife oder aud) 
nur zur Anzeige der Pflicht verlegenden Handlungen bei den vorgeſetzen Behör: 
den, felbft nicht nach erfolgter Aufforderung, verbunden zu halten. 


Uebrigens ift jener unbemeffene Tadel der Regierung, worin Abgeordnete 
fi) zu gefallen fhienen, in iener dankbaren Anerkennung des vielen in den 
ſchweren Zeiten vollbradyten Guten, deren Wir von Unfrer Stände-Berfammlung 
im Algemeinen, und von Unferm treuen Volke verſichert find, laͤngſt berichtiget. 


IV. 

Bir verweilen nicht länger bei den einzelnen Abweihungen von der in der 
Verfaſſung feft vorgezeichneten Bahn der ftändifhen Wirkfamkeit, in dem Ber: 
trauen, daß in den kuͤnftigen Sigungen Feine Einwirfungen zur Theilnahme 
an Beſchlüſſen, welche die Integrität der Verfaſſung und mit derfelben die 
Moblfahrt des Staats felbft bedrohen koͤnnten, ferner mehr vorfommen werden, 

Mir wenden Uns lieber zu jenen beruhigendern Erfcheinungen, durdy welde 
die beiden Kammern der erften Stände : Berfammlung Unfern — 
entſprochen haben. 

Wenn ſich die Kammer der Reichsraͤthe durch Anhaͤnglichkeit an Unſre 
Perſon und Unſer Koͤnigliches Haus, — durch eine vorzügliche Aufmerkſamkeit 
auf Feſthaltung der verfaſſungsmaͤßigen — das Glück der Nation allein ſichern— 
den Beftimmungen; — dur die "wohlgefällige Vorlage einer von ihr verfaß- 
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ten Geſchaͤfts ⸗Ordnung, und durd eine mit dem Andrange der Geſchaͤfte in 
der legten Zeit wetteifernde Thätigfeit ausgezeichnet bat, — fo bat fi die 
Kammer der Abgeordneten durch gleiche Anbänglichfeit, durch ‚gleihe Anftren- 
gung in gründlicher Erörterung der Berathungs:Gegenftände,, im fteten Hin⸗ 
wirfen auf des Volkes Wohlfahrt und Begehren, und in der Entwidlung 
mander Wünfhe und Gedrechen, welche Uns fonft vielleiht unbefannt geblies 
ben wären, nicht minder verdient gemadt. — 

Wir finden eine vorzüglihe Befriedigung in jehen Bemühungen, welde 
von Seiten der beiden Kammern zum Theile gemeinfam mit Unfern Staats: 
Minifterien dahin gerichtet gewefen, das Gleichgewicht zwiſchen dem Staats: 
Einfommen und dem Staats-Aufwande berzuftellen; — durd einen wohlberech, 
neten Schulden: Tilgungs » Plan das Öffentlihe Vertrauen auf den Willen und 
das Vermögen, die Berbindlichkeiten des Staats heilig zu erfüllen, immer 
mebr zu befeftigen; — durch wefentlihe Berbefferungen der Gerichtsordnung 
die Rechtsverwaltung zum Wohl aller rechtfuchenden Staatsbürger zu ſichern 
und zu befördern; — durch eine zweckmaͤßige Zolleinrichtung die billigen An— 
ſprüche des Handels = und Gemwerbftandes, fo wie der Producenten zu befrie: 
digen und überhaupt Unſrer Aufmerkfamkeit Gegenftände und Einrichtungen 
zu empfehlen, welche Wir nunmehr einer um fo forgfältigern Prüfung über: 
geben, und welche die nach den ſich ergebenden Refultaten möglihe und räth: 
lihe Berüdfihtigung und Anwendung finden werden. 

Wir find forthin der unerfhütterlihen Ueberzeugung, daß nur dur ver- 
faffungsmäßiges, gemeinſchaftliches Zuſammenwirken der Stände Unſres Reichs 
mit den oberften Regierung » Organen das Bertrauen Unfrer getreuen Unter: 
thanen zu Uns und Unſren Stellen gewinnen, ihre zuverfichtlihe Hoffnung auf 
allmäblige moͤglich größte Erleichterung aller Laſten ſich erhöhen, und die oft 
bewährte Liebe und aufrichtige Anbänglichkeit Unfres treuen und biedern Volks 
gegen Uns und Unſer Königlihes Haus ſich Dauerhaft befeftigen Fönne. 

Nur alsdann, wenn diefelbe Ueberzeugung die beiden Kammern Unferer 
Stände:Berfammlung glei durddringt, und fih im Werke, wie in Worten, 
ausipricht, Pönnen Wir dem Vertrauen in die wiederholten feierlihen Betbheu: 
erungen — die Berfaffung unverlegt und in allen Beftimmungen zu befolgen 
— in Unferm Königl. Gemüthe Raum geben, und Uns der lebendigen Erſchei⸗ 
nung des reinen Bildes erfreuen, unter welhem Wir Uns in der Verſamm⸗ 
lung der Stände eine Stüge ded Thrond und eine Wohlthat der Nation ge: 
dacht haben. 

Sndem Bir nun die erfte lange und mühevolle Sitzung der Lieben und 
Getreuen Stände des Reichs hiemit fihließen, gedenken Wir noch mit Ruͤh—⸗ 
rung des lauten Einklangs von inniger Liebe und treuer Ergebenheit gegen Uns, 
in welcher beide Kammern ſich bei mehrfacher Beranlaffung ausgefprodhen haben. — 

Diefe Bolfsftimme ift Unferm Herzen theuer, und Wir erwiedern fie mit 
der Berfiherung Unfrer befondern Königlihen Huld und Gnade, womit Wir 
Unfren Lieben und Getreuen Ständen ftetd gewogen bleiben. 
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Abfchied vom 1. Juni 1822 (Amtebl. S. 93 — 106).' 


I. Befhlüffe der Kammern über die Geſetz— 
Entwürfe. 
A. Hpypothefen-Gefeg mit der Prioritäts-Drdnung und dem Einfüh— 
rungs-⸗Geſetze. 

Wir haben mit Woblgefallen erſehen, daß die beiden Kammern den an ſie 
gebrachten revidirten Entwurf eines Hypotheken-Geſetzes in Verbindung mit 
einer PrioritaͤtsOrdnung und einem Einführungs-Geſetze, welches auf den 
Realkredit Unferer Staats : Angehörigen einen, fo wichtigen Einfluß bat, mit 
angeftrengtem Eifer in eine vieljeitige und- gründliche Berathung genommen 
baben, und ertheilen den von den Ständen im ihrer Zuftimmung zu den oben 
bemerften Gefeß:Entwürfen beigefügten Modififationen Unfere Genehmigung. 


Wir haben darnach das unter Ziffer I anliegende Gefeg in verfaflungs- 
mäßiger Form anfertigen laffen. 


B. Staatsſchuld. 
Ueber die verfchiedenen Berhältnifie der Staatsſchuld, welche einer geſetz⸗ 


lihen, Erklärung oder befonderer gefeglihen Beftimmung bedürfen, verfügt 
das über Ziffer II beigefügte Geſetz. 


C. Forſtſtrafen und Vollziehung der Forftitraf: Urtheile im 
Rheinkreis. 

Den von den Ständen in ihrer Zuſtimmung zu dem über dieſen Gegen: 
ftand an fie gebrachten Gefeg:Entwurfe beigefügten Wünfhen und Modifika⸗ 
tionen haben Wir Unfere gleihmäßige Genehmigung ertheilt, wonach das unter 
Ziffer III anliegende Geſetz erlaffen worden. 


D. Zwangd-Veräußerungen von Immobilien im Nheinfreife. 

Mir haben die von den Ständen gemachten Borfchläge zur Abänderung 
in dem ihnen vorgelegten Geſetzes-Entwurfe über Vereinfachung ded Verfah— 
rend bei Zwangd: Beräußerungen von Immobilien im Rheinkreiſe genehmiget 
und darnach das unter Ziffer IV anliegende Geſetz erlaffen. 


E, Einführung der Bayerifhen Gefete im Amte Steinfeld.. 

Mir genehmigen die Mopdififation, weldhe die Stände in dem Gefeges-Ent- 
wurfe über die Einführung der Bayerifhen Gerihtsordnung und des Gtrafge- 
fegbuches im Amte Steinfeld vorgefchlagen haben, fo wie den Antrag beider 
Kammern ftatt des dafelbft beftebenden Badenihen Landrechts das Würzburgi- 
fhe Landrecht und hülfsweife dad gemeine Recht allda einzuführen, und ba- 
ben das hiernach abgefaßte Gefeg unter Ziffer V erlafen. 


F. VBerfündigungd »Art der Einfindfhafts = Verträge im Untermain- 
Kreife und Grogjährigfeits-Termin in den ehemals Fuldaifhen 
YAemtern und dem Marfte Redwitz. 

Die Gefeg:-Entwürfe über die Berfündigungs:Art der Einkindfchafts- Verträge 


® 
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im Unter» Mainfreife, fo wie über den Eintritt des Großjährigkeits » Termind 
in den ehemals Zuldaifhen Aemtern und im Markte Redwitz, welden die 
Stände ihre Zuftimmung gegeben haben, haben Wir unter Ziffer VI und 
VII fanttionirt. 


- 


1. Rahweifung und Gefehgebung. 


Die Rechnungen über ſaͤmmtliche Schuld:Sattungen für 18174, find nad 
den Bellimmungen des Schulden-Tilgungs:Gefeged vom 22. Juli 1819 den 
Ständen vorgelegt und von denfelben mit dem ohnehin beftehenden Vorbehalte 
der von dem oberften Rechnungshofe gemachten Reſervate genehmigt, und der 
bieraus bervorgehende Schuldenftand anerkannt worden. 


Eben fo ift den Ständen die genaue Nachweiſung, fowohl über die Ver—⸗ 
. wendung der Staats-Einnahmen, ald der Staatd-Schyulden-Tilgungs- Kaffe vor» 
gelegt, und dadurd find die Beflimmungen der Verfaſſungs-Urkunde Tit. VIL 
6. 10 und 16 erfüllt worden. 


Der Entwurf eines neuen Straf⸗Geſetzbuches iſt in Folge der von Uns 
erteilten DBerfiherung den Ständen im Drude mitgetheilt, und Wir haben 
Unferen betreffenden Staats:Minifterien bereit den Befehl ertheilt, daß nebit 
jenem materiellen Theile des Straf-Gefegbudes ſich diefelben auch mit dem 
Entwurfe eines Gefeges über das Verfahren in Strafrechtsſachen und einer 
Civilgerichts Oordnung, fo wie eined allgemeinen Eivil-Gefegbuches unausgeſetzt 
befhäftigen follen, wo Wir fodann, fobald die‘ dazu erforderlichen mwichtigen 
Vorarbeiten vollendet find, die Einberufung unferer Stände zur Berathung ders 
felben in. einer außerordentlihen Verſammlung verfügen werden. 


II. Anträge und Wünfhe der Kammern. 


Bei dem Hypotheken-Geſetz. 

1) Auf den Antrag, daß auch für die Zukunft die Hppothefenbriefe dem 
Gradations:Stempel nicht unterworfen werden follen, erwiedern Wir, 
daß die Stempelgefälle durch das Geſetz vom 22. Juli 1819 der Staats» 
Shulden-Tilgungs:Kaffe zugewiefen find, und derſelben dermalen nicht 
entzogen werden koͤnnen. 


2) Den Antrag, daß bei Gutsfhägungen zum Behufe des Hypothekenbuches 
immer nur die mäßigfte Tare in Anwendung fommen fol, genehmigen 
Wir, und werden darüber eine entfprehende Berordnung befannt mas» 
den, und durd Unfere Staats » Minifterien der Juſtiz und der Finan- 
zen vollziehen laſſen. 


3 In Beziehung auf den Antrag zur Erleichterung der Lehns⸗Conſenſe und 
der Lehns⸗Allodifikationen werden Wir bei den Bewilligungen der Lebens: 
Berpfändungen und in Anfehung der Lehend:Allodififationen alle Erleich: 
terungen eintreten laffen, welhe nad den Geſetzen und der nothwen: 
digen Erhaltung der Lehen-Güter zuläffig find. 
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4) Auf den Wunſch, die Betreibung aͤlterer Ruͤckſtaͤnde betreffend, erklaͤren 


Wir, daß ältere Ausſtaͤnde, welche bei Anlegung der Hppothefenbücher 
entdeckt werden, nach denfelben milden Grundfägen feftgeftellt und ein: 
gehoben werden follen, welche Wir für die Behandlung. der’ ältern Aus: 
fände überhaupt vorgefchrieben haben. 


5) Den Anträgen, dag Formularien für die Protofolle, die Recognition» 


6) 


Scheine uud Hypothefen-Briefe zur Bezweckung einer allgemeinen Gleich: 
förmigfeit gegeben, und daß zur Aufredhthaltung des Perjonal:Kredits 
diejenigen Hypotbefen-Beamten, weldhe die Hypothefenbücher vor Indi— 
piduen, die Bein Interefie haben, diefelben einzufehen, nicht forgfältig 
verwahren, oder fonft den Inhalt diefer Bücher unbefugt kundbar ma- 
“en, von dem Hypothefenamt entfernt werden moͤchten, werden in der 
über den Vollzug des Hypothefen-Gefeges zu erlaſſenden Inſtruktion bes 
rückſichtiget werden. 

Den weitern Antrag der Stände, daß an dieſelben baldmöglichft ein 
Geſetzes-Vorſchlag zur Befeitigung der im Hypotheken⸗Geſetze des Rhein» 
Preifes beftehenden Gebrehen und Unvollkommenheiten gebradht, und 
dabei der Bedacht genommen werde, daß die Hypotheken-Bewahrer für 
die Gleihförmigfeit der Schuld-Verzeichniffe (Borderaux) mit den Hy: 
pothefen:Titeln verantwortlicdy erklärt. werden, wie auch, baf bei dem Ent: 


- wurfe der gewünfchte Geſetzesvorſchlag auf die Einführung des dermal für das 


Königreih erlaffenen allgemeinen Hypotheken · Geſetzes auch im Rhein— 
kreiſe Ruͤckſicht genommen werden moͤchte, werden Wir in Ueberlegung 
nehmen laſſen. 
Auf den Antrag, daß von den bei der Schulden-Tilgungs-Anſtalt anlie- 
genden Kapitalien der Etiftungen, diefen allmählig und jährlidy eine 
beftimmte Summe beimbezablt, und diefe beimkezahlte Summe zum 
Ausleihen an Güterbefiger gegen zureichende Sicherheit beftimmt werden | 
möge, werden Wir Rüdfiht nehmen, in fo weit es die ann 
des Schulden:Tilgungs:Gefeges zuläßt. 

Uebrigens Pönnen Wir die Stiftungen in der Pünftigen —— 
ihrer Kapitalien nicht beſchraͤnken. 


7) Auf den Antrag, wegen Reduktion des Nennwerthes der Kapitalien 


werden Wir Unfere Staats-Schulden-Tilgungs-Commiſſion anweifen, daß 
in Zußunft bei Stiftungen, Communen und Privaten niemals mehr 
eine Reduktion des Nominalwerthes der Kapitalien, wegen des geringen 
Zinsfußed vorgenommen werde. 


8). Den Uns ausgedrücten Wunſch der Stände, denfelben einen Gefeges Ent: 


wurf zur Vereinfachung des Verfahrens bei Zwangs-Veraͤußerungen von 
Mobilien, und bei ‘Bertbeilung und Berfteigerung der ‚Güter von Min 
derjährigen im Rheinkreife, dann einen Gefeged:Entwurf zur Regulirung 
der Taxen der gerichtlihen Beamten in eben diefem Kreiſe vorlegen zu 
lafjen, werden Wir in Ueberlegung nehmen. 

Was übrigens den weitern Wunfc betrifft, die geriannten Anords 
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nungen treffen zu laſſen, um die Bemohner des Nheinfreifed gegen die Hab: 
ſucht fo mancher Gerichtöboten und gegen willkührliche Leberfchreitungen der 
beftehenden Tarordnung möglichkt zu fihern, fo wird auch ferner, wie bisher, 
gegenfolhe Pflichtverlegungen nach aller gefeglihenStrenge verfahren werden. 

9) Auf den Antrag, die Ausſcheidung uneinbringlicher Aktiven betreffend, wer⸗ 
den Wir linfere Staats » Schulden : Tilgungs » Commiffton und Unfern 
oberften Rechnungshof beauftragen, die dermal uneinbringlihen Aktiv— 
Sapitalien und Zinfen in den folgenden Rechnungs: Bortragen von den 
übrigen ausfheiden, und nur innerhalb ;der Linie aufnehmen zu laffen. 

10) Auf den Antrag, die Wirkung der Anmeldung von Forderungen bei den 
Staats » Verwaltungsftellen betreffend, erflären Wir, daß Unfere Abficht 
niemals babe dahin geben Bönnen, innerhalb der geſetzlich beftimmten 
Zeit die Betheiligten, welche Unferm Staats-Minifterium der Finanzen 
oder Unferer Schulden-Tilgungs-Commiſſion ihre Forderungen angemeldet 
haben, im Falle fih ergebender Anſtaͤnde den ihnen verfafiungsgemäß 
offenftehbenden Rechtsweg zu verfagen. | 

11) Nah dem Antrage wegen Revifion der Gewerbfteuer werden Dir ein 
Gewerbſteuer-Geſetz in nothwendiger Verbindung mit einer allgemeinen 
Gemwerbs : Ordnung und mit befonderer Rückſicht auf Herftelung eines 
richtigen Berbältniffes zwifchen den Gewerbe: und den übrigen Steuern 

‚ bearbeiten, und die Berathung über ein allgemeines Steuer-Syſtem 
fortfegen laffen. 
Die nah Unferm Edifte vom 15. April 1814 periodifh vorzunehmen: 
den Gewerbsfteuer:Revifion ift bereits allenthalben angeordnet. 

12) Antrag über die Zugvieh:Steuer, In Folge der Uns in dem Finanz» 
Gefeße von 1819 vorbehaltenen Entſchließungen bewilligen Wir von 
18%/,, anfangend die gänzliche Aufhebung der Zugvieh-Steuer in den 
ſechs Altern Kreifen, dann dem Untermain: und Rheinkreiſe einen’ ver: 
baitnißmäßigen Steuer⸗Nachlaß, jedem Kreife von 70,000 fl., in der Art, 
daß. derfelbe in dem Rheinkreiſe nah Vernehmung des Landrathes ind: 
befondere, fo weit fie die Landbewohner trifft, Statt finden, in dem Uns 
termainkreife hingegen, die Summe der 70,000 fl. auf die fünf, in je 
nem reife vereinigten Gebietötheile nad Werhältnig der Geſammtbe— 
fteuerung zur Erleichterung der Grundbefiger vertpeilt werden ſoll. 


Wir behalten Uns vor den auf das vormalige Großherzogthum Würzburg 
treffenden Antheil an der ‚allgemeinen Schägung, die Antheile der übrigen 
Sandestheile nach Verſchiedenheit der Steuer: Verfafiung insbefondere an geeig: 
neten Grund:Steuern abſchreiben zu laffen. 

Wir werden trachten, den durch diefen Steuernadlaß ſich ergebenden Aus: 
fall vorzüglih durch Erſparniſſe in den Verwaltungskoſten deden zu laffen, und 
baben dazu Unfern Staats-Miniſterien die beftimmtefte Weifung ertheilt, da 
übrigens diefe Erfparniffe den Ausfall nicht fogleih und nicht gänzlich decken 
Fönnen, fo werden Wir von dem beantragten — geeigneten Ge⸗ 
brauch machen. 


t9? 
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Indem Wir nun die zweite Eigung der Liebenjund Getreuen Stände des 
Reich biemit ſchließen, erkennen Wir den patriotifhen Eifer!und den ausbar: 
renden Fleiß, womit beide Kammern fi der Berathung der von Uns an fie 
gebrachten Gegenftände gewidmet haben. Die wiederholten lauten Yeußerungen 
von Liebe und treuer Ergebenbeit gegen Unſere Perfon geben Uns das. Vertrauen, 
daß Unſere Stände in allen ihren fünftigen Berbandlungen ein ruhiges und be: 
fonnenes Fortfchreiten auf der verfafungsmäßigen Bahn einhalten werden. 

Was das wahre Wohl Unferer Unterthanen betreffen ann, war, und 
wird ftets der einzige Gegenftand Unferer Negierungs:Fürforge feyn, 

In diefen Landesväterlihen Gefinnungen wiederholen Wir die Verſicherung 
Unferer befondern Königlihen Huld und Gnade, womit Wir Unfern lieben und 
getreuen Ständen ſtets gewogen verbleiben. 





Abſchied vom 17. September 1825 (Amtsbl. ©. 83 — 100). 


I. Befhlüffe der Kammern über die Gefebe# 
Entwürfe. 


A. Verlängerung des Termins zur Einführung des Hypothefen-Ge- 
feßed und der Prioritäts-Ordnung vom 1. Junius 1822, 
Das nad erfolgter Zuftimmung der Stände hierüber am 2%6. Mai I. J. 
von Uns in verfaſſungsmaͤßiger Form erlaſſene Geſetz iſt bereits durch das 
Geſetzblatt im I. Stüde vom 27. des naͤmlichen Monats verkuͤndet worden. 


B. Anwendung und Vollziehung einiger Beſtimmungen des Edifts 
über die Familien Fidei-Commifle vom 26. Mai 1818, Beilage 
VI zur Verfaſſungs-Urkunde. 

Wir haben zur. Befeitigung der bei Anwendung einiger — des 
Edictes über die. Famili en⸗Fidei-Commiſſe ſich ergebenen Zweifel und Anftände 
das unter Ziffer 1 anliegende Geſetz, nachdem die Staͤnde dem ihnen vorge⸗ 
legten Gefeß » » Entwurfe ipre Zuftimmung gegeben, in verfaffungsmäßiger 
Korm erlafien. 

C. Einführung des Wechfelrehts und der Wechfel: Gerichtsbarkeit 
in den damit noch nicht verfehenen Theilen des Königreichs, 

Wir haben die zum Gefeg-Entwurfe, die Einführung des Wechſelrechts 
und der Wechfelgerichtöbarfeit in dem damit noch nicht verfebenen Theilen des 
Königreiches betreffend, von den Ständen vorgefhlagenen Modificationen ges 
nebmiget, wonach das unter Ziffer 2 anliegende Geſetz von Uns erlaffen worden. 


D. Berufungsfrift in Wechfelfahen zu Augsburg. 
Wir genehmigen die von den Ständen in ihrer Zuſtimmung zum Geſetz⸗ 
Entwurfe über die Abkuͤrzung der Berufungs-Friſt bei Wechſelſachen in der 
Stadt Augsburg beantragten Modifisationen und die daraus bervorgehbende 
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Faſſung der SS. 2 und 3, und haben dem gemäß das Geſetz Sifer 3 audfer: 
tigen laflen. 

E. Artikel 425, Ih. 1 des Straf-Geſetzbuches von 1813. 

Wir haben der von den Ständen zum, Gefeg:Entwurfe über den Art. 425. 
Th. 1 des Straf⸗Geſetzbuches in Antrag geftellten Modification Unfere Geneh⸗ 
migung ertheilt, und darnach das unter Ziffer A anliegende Gefeg erlafien. 


F. Freiwillige gerichtlihe Weräußerungen im Rhein Freife. 

Wir haben die von den Ständen mit ihrer Zufimmung zu dem über die 
Förmlichkeiten bei Anlegung und Abnahme der gerichtlihen Giegel, dann bei 
denjenigen Vermögens-Abtheilungen und Beräufferungen , welde unter Mit: 
wirfung des Richteramts gefhehen müfien, an fie gebrachten Gefeg:Entwurf 
geäußerten Wünfche in Erwägung gezogen und nad Befund in dem von vos 
erlaſſenen Geſetze Ziffer 5 berückſichtiget. 


G. Credit⸗Vereine Bayeriſcher Guts⸗Beſitzer. 

Wir haben den;von den Ständen bei ihrer Zuſtimmung zu dem von Uns 
an fie gebraten Gefeg-Entwurfe über Eredit-Vereine Bayerifher Gutsbefiger 
vorgefchlagenen Mopdificationen Unfere Genehmigung ertheilt, und darnach das 
Geſetz Ziffer 6 erlaſſen. 

H. Der in einigen Theilen des Königreichs den Juden geſtattete 
höhere Zinsfuß. 

Den Geſetz⸗Entwurf über die Aufhebung des den Juden in einigen Thei— 
fen des Königreichs geftatteten höheren Zinsfußes haben Wir auf erfolgte Zu: 
ftimmung der Stände unter Ziffer 7 fanctionirt.‘ 


I. Einige Beftimmungen des Reglements für den Gefhäftsgang 
der Juſtizämter im vormaligen — Leiningen vom 


31. Auguſt 1805. 

Die Stände haben dem über die Aufhebung einiger Beſtimmungen des 
Neglements für dem Geihäftsgang der Juſtizänter im vormaligen Fürften> 
thume Keiningen vom 31. Auguft 1805 ihnen vorgelegten Gefeß - » Entwurf ihre 
Zuftimmung gegeben, wonach das beiliegende Geſetz Ziffer 8 von Uns erlaf 
fen worden. 

K. Behandlung der Diftrifts-Umlagen. 

Die vorgefchlagenen Modificationen des Entwurfs eines Gejeges über die 
Behandlung der Diftrictöumlagen haben Wir genehmiget, und hiernach das 
unter Ziffer 9 beiliegende Gefes ausfertigen laffen, wobei Wir bemerken: 

1) In Beziehung auf den zu $. 7 des Geſetzes geäußerten Wunſch behals 

c ten Wir uns die inftructive Vorſchrift darüber vor: von wem und auf 

welche Weife der Unterbeamte bezeichnet werden ſoll, welcher die Lei— 

tung des Geſchaͤfts bei größeren Diftrictöverfammlungen für den Hall zu 

beforgen hat, wenn der UmlagenDiftrict aus Gemeinden gebildet wird, 
welche in verfchiedenen Regierungs-Bezirken gelegen find. 
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2) Den Antrag, daß für den Mheinfreis eine gefegliche , den ehemaligen 
Arrondifjementsrath furrogirende Einrihtung nad) Analogie des über 
die Diſtricts-Umlagen in den fieben Altern Kreifen erlaffenen Geſetzes 


bergefiellt werden möge, werden mir näherer Prüfung unterwerfen und 
bienach dad Geeignete anordnen. 


L. Heimath. 
Wir haben die beantragten Modificationen in dem Geſetz⸗Entwurfe über 
die Heimath genehmigt, und in deſſen Folge das unter Zuffer 10 angebogene 
Gefeg fanctionirt, jedoch, foviel den Shluß des Nro. 3 in $. 1 betrifft, uns 
befchadet des Edictd über das Indigenat. 
Hiebei erklären Wir: RN 
1) Den Antrag, zu $.4 Pro. 3 und 4 den Poligei-B ehörden \beftimmtere 
Anweifung darüber zu ertheilen,, in welcher Gemeinde eines Bezirkes 
die in den befagten Gefeßes-Gtellen bezeichneten Perfonen unterzubris: 
gen feyen, werden Wir berüdiichtigen. 
2) Daß :Findelfinder vor Allem in Findelbäufern, wo deren vorhanden find, 
und Baganten, in fo ferne es den beftehenden Berordnungen entiprict, 
in Zmwangd-Arbeitshäufern untergebracht werden ſollen, iſt Unfern Ab- 


fihten gonz angemeffen , und die ‚Behörden werden ſich hienach zu ach— 
ten wiſſen. 


M. Anſäßigmachung und DVerehelichung. 

Das nah den Borfchlägen der Stände abgefaßte, von Und genehmigte 
Gefeß über die Anfaffigmahung und Berehelihung laſſen Wir bier unter 
Ziffer 11 beifügen, mit der Erklärung: 

1) die zu $. 1 angeregte, Einſchaltung in Betreff der Militär:Confeription 
koͤnnen Wir nicht ald,Modification. des beftimmten Gefeg-Entmwurfes, 
welher in Unferem Namen an die Stände gebracht worden ift, fondern 
nur als Antrag auf Abänderung eined andern, ſchon beftehenden, in 
fi} geſchloſſenen Gefeges anerkennen , zu deffen Berathung im Ganzen 
oder im Einzelnen Wir die Jnitiative nicht gegeben haben. Wir werden 
indefien darauf Bedacht nehmen, daß in der Vollziehung des Geſetzes 
über die Militär Pflichtigkeit, deffen Reviſion Wir Uns vorbehalten, die 
Erleihterung der Anfäffigma hung auf jede möglihe Weiſe berüdfich- 
tiget werde. 

2) Zum Zmwede diefer Erleichterung, fo mie izju Beförderung der Arron— 
dirungen werden Wir auch alle andern, der innern WBermwaltung zur 
Berfügung ftebenden Mittel in Anwendung bringen laffen, und insbes 
fondere den Wunſch einer Milderung der Baupolizeis;Borfchriften in nä— 
bere Erwägung iehen. | 

3) Es ift weder unfere Abfiht, noch ift ed in dem Geſetze über die Anfäf- 
figmadiung ausgeſprochen, daß die Beftimmungen der Verordnung über 
die Gemeinde: Berfafjung, fo weit fie den intheil an den Nußungen der 
Gemeindegüter betreffen, in Beziehung auf diejenigen, welde fih an— 


Mir 
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faßig machen, außer Kraft gefegt werden follen; weldes Wir auf den 
in diefer Hinficht geftellten Antrag der Stände erwiedern. 


N. Gewerbs⸗Weſen. 


Auch den Entwurf der Grundbeftimmungen für das Gewerbsweſen, haben 


in einer den Borfchlägen Unferer Stände:-Berfammlung entiprehenden 


Faſſung zum Geſetz erhoben, und daffelbe in der Beilage unter Ziffer 12 erlaffen. 


1) 


2) 


3) 


1) 


2) 


1) 


2) 


3) 


Uebrigens ift 
dem zu Artikel III des Geſetzes geäußerten Wunfh , die Qualıfication 


der Werkführer betreffend, durch Einfhaltung in die geeigneten Stellen 
entſprochen. 


Das Verhaͤltniß zwiſchen den perſoͤnlichen Conceſſionen und den Real: 
Gewerben laßt fih nur nad den Beftimmungen des Gefeges bemefjen 
und wird ſich durch Vollziehung deſſelben von felbft heritellen. 

Den Antrag auf Erleichterung des Wanderns der Handwerks,Gefellen ind 
Ausland werden Wir auf geeignete Weife berüdlichtigen. 


0. Finanz-Gegenſtände. 


| L. Staats:Einnahbme. 

Mir verordnen auf die gegebene Zuftimmung der Stände ded Reichs 
die Erbebung der direften Steuern für die 2te Finanz-Periode vom 
1. October 1825 bis legten September 1831 nad) den näheren in dem 
unter Ziffer 13 anliegenden Finanz-Geſetz Tit. II $. 2 enthaltenen 
Beftimmungen. 


Die indireften Steuern werden nad) den bisherigen Sägen erhoben, mit 
Ausnahme der Veränderungen bei dem Zoll und Stempel, welde 
Mir mit Zuftimmung Unferer Stände nad) den unter Ziffer 14 und 15 
anliegenden Gefegen vom heutigen Tage beſchloſſen haben. 

UI. Staats-⸗—Ausgabe. 
Die Feftftellung der Ausgaben fir die 2te Finanz-Periode auf den Grund 
der von beiden Kammern verfaffungsmäßig vorgenommenen Prüfung der 
Staatsbedürfniffe enthält das obenerwähnte Finanz⸗Geſetz. 
In Hinſicht der Dispoſition über die für Staats-Anſtalten der innern 
Verwaltung im Allgemeinen ‘ vorbehaltene Summe von jährlichen 
100,000 fl. werden Wir nad dem Wunfche Unferer Stände die polytech: 
nifhen Schulen, dad Land-Geſtüt und die Leinwand⸗Fabrikation f. a. 
vorzugsmweife berückfichtigen laſſen; auch | 
Unfer Staatsminifterium der Finanzen nad dem mweitern Antrage linferer 
Stände ermädhtigen, 


a) die Mittel zur fehleunigen Ausführung der Rectification des Rheines 


vorlaͤufig aufzubringen, und den Betrag aus den für den Straßen⸗ 
und Wafferbau : Etat jährlih gewidmeten Summen im Laufe der II 
und III Finanz. Periode nach und nach wieder zu erſetzen; " 
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b) Aus dem Etat des Landbaues in der nädhften Finanz: Periode für den 
Bau einer proteftantifhen Kirche in Münden eine jährlihe Summe 
von 20,000 fl. gegen unentgeldliche Zurüdgabe der St. Salvatordfirde 
Dafelbft zu verwenden, fo wie auch einen angemeffenen Beitrag zur 
Herftellung einer Patholifhen Kirche in Nördlingen zu leiften. 

ec) Den Ueberfhug von Wittwen » und Waifenfonde:Beiträgen der Staats: 
diener zu einem Penfionsfonde zu admaffiren. 

4) Nahdem die Kammer der Abgeordneten über die von Unſerem Staats» 
Minifterium der Armee verlangte Garantie der Korn » und SHabers 
Preife fih mit der Kammer der Reichdräthe nicht vereiniget bat; fo 
müfen Wir Uns für den Fall, wenn Unfer Staats:Minifterium der 
Armee bei erhöhten Getreidepreifen im Laufe der naͤchſten Finanz: Periode 
mit der budgetmäßigen Summe ausjulangen nicht im Stande feyn 
ſollte, vorbehalten, die desfalls erforderlihen Borihüfe leiſten zu lafen. 


II. St aat s⸗Schuld. 

Das unter Ziffer 16 beigefügte Geſetz enthaͤlt die von Unſeren Staͤnden 
mit Modificationen angenommenen und hienach von Uns unter Berückſich— 
tigung der dabei geaͤußerten Antraͤge ſanctionirten Beſtimmungen über das 
Staats⸗Schuldenweſen. 


U. Nach weifungen. 


I Verwendung der Staats-Einnahme. 

Ueber die Verwendung der Staats-Einnahme in den 3 Jahren 182, 
18%, und 1874; haben Wir den Ständen die genaue Nachweiſung vorlegen 
lafien, wodurd den Beitimmungen der Verfaſſungs-Urkunde Tit. VII $. 10 
Genüge gefchehen ift. — 

II. Rechnungen der Gtaatöfhulden-Tilgungs-Anftalten. 

Die fammtlihen Rechnungen der Hauptfihulden: Tilgungs-Anftalt und der 
Schulden:-Tifgungs:Anftalt des Untermainkreifes find mit den bis zum Sabre 
18%, von Unferem Oberſten Rechnungshofe erlaffenen Definitiv : Befhlüffen 
den Ständen vorgelegt, und bierdurd iſt nach der Beſtimmung der Berfaf 
fungs:Urfunde Tit. VII $. 16 die genaue Nachweiſung des Standes der 
Staatsihulden-Tilgungs:Kaffen ‚gegeben worden. 


II. Anträge und Wünfdhe der Kammern. 

Wir baben die an Uns gebrachten Anträge und Wünfche gemwürdiget, und 
ertbeilen hierauf, in fo weit fie nicht ſchon bei den Befchlüffen über die Ge: 
feges: Entwürfe oder bei den Nachweiſungen erfediget find, und in fo weit fie 
Gegenftände betreffen, welche in den verfafjungsmäßigen wBirtungstreis. der 
Kammern gehören, nachſtehende Erklärungen : 

1. Acten:$nrotulation 

Dem Wunfhe der Stände entfprechend, werden die im Gefehe vom 22. 
Zuli 1819 enthaltenen, die Acten:Snrotulation betreffenden Difpofitionen bei 
ber naͤchſten Prozeß:Gefekgebung in Revifion genommen werden. 
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en Handeld- Geſetzbuch mit Wechſelrecht und Falliten-> 
Drdnung. 


Wir werden den Wunſch der Stände, wegen Borlage eines Handels: 
Geſetzbuches mit Werhfelreht und Falliten-Ordnung in Ueberlegung nehmen. 


3, Lieferungs-Verträge von Staatdpapieren auf Zeit. 

Wir werden den Antrag der Stände, daß aus Lieferungs- Verträgen von 
Staats: Papieren auf Zeit Feine Klage zugelaffen,, oder wenigftens die Zulaf- 
ſung der Klage nur von befonderen befchräntenden Bedingungen abhängig ges 
macht werden möge, bei der fünftigen Geſetzgebung am geeigneten Orte einer 
reifen Prüfung unterwerfen laffen, und zugleih Bedacht nehmen, daß der 
Wunfh, gegen diejenigen, welde ſich über die Kräfte ihres Bermögens in 
folhe Verträge einlaffen, und dadurd Andere befhädigen, Strafbeftimm un: 
gen zu treffen, berüdfichtiget werde. 


4. Dienftboten- Ordnung. 

Den Wunſch und Antrag, eine neue, den Zeitverhältniffen angemeffene 
Dienftboten : Ordnung in verfaffungsmäßigem Wege zu erlaffen, werden wir 
in Ueberlegung nehmen, inzwifhen aber wider die Gebrechen des Dienftbotens 
weſens die nachdrücklichſte Anwendung aller derjenigen Mittel verfügen, welche 
der vollziehenden Staats: Dolizeis Gewalt zu Gebote ftehen. 


5. Forſt-Polizei-⸗Geſetz. 
Nicht minder werden Wir den Wunfh, daß den Ständen bald ein geeig: 
netes Forſt⸗Polizei-Geſetz zu ihrem Beirathe und zu ihrer Zuftimmung vorge 
legt werde, in nähere Erwägung ziehen, und das Weitere veranlaflen. 


6. Peräaquation der Kriegsdlaften. 

Wir genehmigen und erklären nah dem gemeinfamen Antrage der Kam- 
mern, daß 
a) von der Nusgleihung der Kriegslaften für dad Vergangene, wie fie nad 
Anleitung des Peräquations:Gefeges vom 22. Zuli 1819 vorbehalten ift, 
Umgang genommen, mithin dem Artikel 16 diefer Verordnung von jekt 
an feine weitere Folge gegeben, jedoch 

b) die Berathung über die Ausgleihung der noch beftehenden Kriegslaften, 
deren Liquidität bereits anerkannt ift, und auffer Zweifel fteht, der 
Regierung jedes einzelnen Kreifes nad Vernehmung der betheiligten 
Gemeinden, fo wie der Gtandeöherrn und übrigen Gutöherrn, in fo 
ferne dieſe ebenfalls dabei betheiliget feyn follten, in jedem Galle unter 

dem Vorbehalte Unferer Genehmigung überlaffen werde. 


7. Inſtruction des oberften Rehnungshofed, Steuer: 
VBermeffung, Steuergefeb. 


Was die zu dem Finanzgefehe geäußerten bejonderen Wünfhe und Ans 
raͤge betrifft, fe werden Wir die Reviflon der Inftruction des oberſten Rech— 
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nungshofes ungefäaumt vornehmen, — die Steuer-Bermeffung, fo viel es die 
hiefür beftimmten Mittel zulaffen, befdleunigen, — bei dem Entwurfe des 
neuen Steuergeſetzes die GErleihterung des Grundbefiged und die verhält 
nigmäßige Beiziebung der zu gering belegten Klaffen der erwerbsfähigen Staats> 
bürger zur Tragung der Staatslaften vorzüglich berüdjichtigen, und fhon vor: 
läufig auf eine billige Ausgleihung der etwa beftehenden Ueberbuͤrdung einzel: 
ner Gewerbe den Bedaht nehmen laflen. 


8 Zoll⸗Weſen. 

Den in Beziebung auf das Zollgefeg an Uns gebrachten Anträgen haben 
Mir zum Theile (bon durch ihre Gewährung in dem erlafienen Gefege Folge 
gegeben; die übrigen Wuͤnſche, welche 

a) eine höhere Belegung einiger ausländifhen Fabrikate und Manufakte bei 
der Einfuhr, und 

b) eine Herabfegung des Ausfuhrzolles für mehrere Landesfabrifate und 
Manufatte zur Erleichterung und Beförderung der inländifchen Fabri- 
fation; dann 

c) eine geringere Belegung einiger Artikel bei der Ausfuhr zur Erleichterung 
des Zwiſchenhandels bezielen , — werden Wir nad vorgängiger genauer 
Snftruirung und Prüfung aller dabei zu beachtenden Umftinde und 
Verhaͤltniſſe forgfältig berüdfihtigen, und denſelben, wo es rathlic 
feyn wird, der durch dad Gefeg $. 2, 3 und A gegebenen Ermädtigung 
gemäß, alsbald Folge geben laſſen. 

Ueber eine ftrengere und fihnellere Behandlung und Beltrafung der Zoll: 
defraudationen, werden wir die geeigneten gefeglichen Beftimmungen der näd= 
ften Stände:Berfammlung zum Beirathe vorlegen; fogleich aber die Gerichts: 
behörden und Gerichtshöfe auf die ftrenge Anwendung der beftehenden Gefete 
über Zolldefraudationen durch Unſer Staats:Minifterium der Juſtiz anmei- 
fen laſſen. 


IX. Verbaltniffe der Vaſallen im Königreiche. 

Den Wünfhen und Anträgen Unferer Stände des Reichs in Hinfiht der 
Verhältniffe Unferer Bafallen, mwerden mir eine wohlwollende Beadtung wide - 
men, und diejenigen Beftimmungen des Lehen-Edicts, worauf ſich die vorges 
legten Bünfche beziehen, einer forgfältigen Reviflon unterwerfen, die hiebei 
für billig erachteten Abänderungen des Geſetzes der naͤchſten Stände-Berfamm» 
lung zum Beirath vorlegen lafien, bis dahin aber bei dem Vollzuge jener 
Beitimmungen , befonderd bei Renovation der Eonfenfe f. a. Unferen Bafallen 


jede Erleichterung und Schonung gewähren, welche mit dem Gefege nur 
immer vereinbarlidy ift. 


X. Staats⸗Schuld. 
a) Zu Befchleunigung des gänzlihen Rechnungs⸗Abſchluſſes der franzöfifhen, 
Kontributionsgelder, fo wie zur öffentlihen Vernichtung der Gtaatd: 
fuldpapiere au porteur, welche von der Staatsihulsen:Tilgungsanftalt 
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ganzlich-heimbezahlt werden, fohin nicht weiter in Umlauf geſetzt werden 
Fönnen, wird nad) den Anträgen Unferer Stände die erforderliche Anz 
ordnung erlaflen werden. 

b) Den Antrag wegen Wiederaufnahme der reducirten KRapitaldbeträge von 
den an einige primitive Nürnberger Gläubiger nady dem Reductionsfuße 
bezahlten Obligationen, fo wie deren nachträgliche Berzinfung nad den 
Beltimmungen des Gefeged vom 22. Zuli 1819 genehmigen Wir, und 
werden hienach die Staatsfhulden- Tilgung sd: Komtmiffion anweifen. 

Indem Wir Unferen Lieben und Getreuen, den Ständen des Reichs, 
gegenwärtigen Abſchied ertheilen, verbinden Wir damit die Erwartung, daß 
Pünftig bei den Berathungen und Abftimmungen die verfaffungsmäßigen Bor: 
fhriften genau werden beobachtet, und daß in Anfehung der an Uns zu brin» 
genden Anträge und Wünfhe die verfaffungsmäßigen Gränzen forgfältig wers 
den eingehalten werden. 


Uebrigend finden Wir am Ende diefer langen Sitzung mit Beruhigung 
und Zufriedenheit das Gleihgewicht im Staats » Haushalte hergeftellt, den 
Staats. Kredit. auch für die Zukunft auf dauerhaften Grundlagen befeftiget, die 
bürgerliche und ftrafrechtliche Geſetzgebung in mehreren einzelnen Punkten verbeſſert, 
und die Ausſicht auf höhere Belebung ver innern Kraͤfte Unſeres Reiches durch 
verfchiedene, zu diefem Zwecke zuſammenſtimmende Verordnungen geöffnet. 

Unter Anerkennung der von den Kammern bemwiefenen thätigen Mitwirs 
Pung und mit mwohlgefälliger Würdigung der gegen Und geaußerten Geſinnun— 
gen treuer Anhänglichkeit, wiederholen Wir die Verſicherung Unſerer befondern 
Königliben Huld und Gnade, womit Wir Unferen Lieben und Getreuen, den 
Ständen des Reiches, ſtets gewogen bleiben. 


Abfchied vom 15. Auguft 1828 (Amtsbl. S. 145 — 162). 


I. Befhlüffe der Kammern über die Geſetzes— 
Entwürfe. 


A. Das Staatögut betreffend. 
Das nad erfolgter Zuftimmung der Stände am 9. März des I. 3. von | 
Uns in verfaffungsmäßiger Form erlafiene Gefeß über das Staatsgut ift be— 


reitd durch das Gefegblatt vom 10. ded naͤmlichen Manats im I. Stüde vers 
fündet worden. *) 


B. Die Bildung der Kammer der Reichsräthe betreffend. 
Dem von Uns an die Stände gebrachten Gefeged-Entwurfe über die Bils 
dung der Kammer der Neihsräthe haben Wir auf erfolgte Zuftimmung beis 
der Kammern fhon am 9. März d. 3. Unſere Sanction ertheilt, und das 


f . 


*) vide Amtsbl. des Rheinfreifed von 1828, S. 93. 
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darnach ausgefertigte Geſetz durch das Gefenblatt vom 10, des nämlihen Mo: 
nats im II. Etüde verkünden lafien, *) 


C. Die Anwendung der in dem $. 5 des Edifts über das Indige— 


nat Beil, I zur Verfafjungs-Urkunde enthaltenen Beftimmungen 
betreffend. 


Wir haben zur Befeitigung der Zweifel und Anftände, weldhe bei der An: 
wendung der in dem $. 5 der I. Beilage zur Verfaſſungs-Urkunde enthaltenen 
Beftimmungen fi ergeben hatten, nad dem von den Ständen Uns vorgeleg» 
ten Gefammt:Beichluffe über den deßfalls an fie gebrachten Gefeg:Entwurf 
das unter Ziffer I anliegende Geſetz erlaffen. 


D. Die EompetenzEonflicte betreffend. 

Indem die Stände zu dem Gefeg : Entwurfe über die Competenz:Gonflicte 
mehrere Modifitationen vorgefchlagen haben, durch welche das dem Könige zu: 
ſtehende Recht die Bildung der öffentlihen Stellen und Behörden und der Er: 
nennung zu diefen befhranft werden foll, find diefelben aus den Grenzen ihres 
verfaffungsmäßigen Wirkungskreiſes herausgetreten, 

Wir fehben Uns daher — in der treuen und feften Bewahrung der Präros 

gative der Krone. eine eben fo heilige Pflicht, als in der gewiffenhaften Auf— 
rechthaltung und Beſchirmung der Rechte der Stande, und der einzelnen Staats: 
genofien erfennend, — mit Bedauern in die Nothwendigkeit gefeßt, dieſem Ge: 
feß:Entwurfe Unfere Genehmigung zu verfagen, in welchem Wir den Ständen 
und Unferem Volke eine neue Gewähr für die. Handhabung der Geſetze und 
für die Befeftigung des Rechtes zu verleihen beabfichtiget hatten. 

Die Erfüllung Unferer wohlmeinenden Abfihten und gerechten Erwartungen 
wird einem kuͤnftigen Landtage vorbehalten bleiben. 


E. Die Militärgerichtöbarfeit in bürgerlihen Rechtsſachen betr. 
Den Mopifitationen, welhe von den Ständen bei ihrer Zuftimmung zu 
dem Gefeß-Entwurfe über die Militärgerichtsbarkeit in bürgerlihen Rechtsſachen 
beantragt worden find, haben Wir Unfere Genehmigung ertheilt , und demzu— 
folge das Gefek Ziffer II ausfertigen, und in demfelben den an Uns gebrad). 
ten Wunfch zu $. 3 dieſes Gefeges in den $$. 3 und 9 aufnehmen laffen. 


F. Die Ehrengerichte betreffend, 

Se lebhafter Wir bedauern, daß eine Vereinigung der Stände über die 
gemeinfchaftlihe Zuftimmung zu dem an fie gebrachten Geſetz-Entwurfe, die 
Ehrengerichte betreffend, nicht ftatt gefunden haben, um fo mehr werden Wir 
Unfere beharrlichen Beftrebungen dahin richten, dem mit der: Religion, dem 
Sitten-Geſetze und der bürgerlihens Ordnung gleich unverträglihen Frevel 
des Zweifampfs mit aller Kraft und durch ernfte Abwendung aller gejeslich Uns 
zu Gebote ftehenden Mittel Einhalt zu thun. 


*) vide Umtöbl, des Rhkinkreiſts Jahr 1828, S. 97. P 
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G. Die Einführung der Landräthe betreffend. 

Wir haben- die zu dem Gejeß-Entwurfe über die Einführung der- Landräthe 
beantragten Modifitationen genehmigt, und demzufolge das beiliegende Geſetz 
Ziffer LIT fanctionirt. 

Dabei ift 

1) dem Antrage, daß der Staat auch in Anfehung feiner Ruftifalien zu den 
Kreislaften beitragspflichtig erklärt werde, durch Cinfhaltung der geeig⸗ 
neten Anordnung in dem $. 4 des Geſetzes entiprocdhen worden. 

2) Nah dem weiteren Wunfche der Stände werden Wir die Verfügung 
treffen lafien, daß in den Regierungs: Bezirken dieſſeits des Rheins bis 
sum Ablauf der zweiten Finanz: Periode die Regiekoften der Landraͤthe 
aus ber Staatsfaffe vorſchußweiſe beftritten werden. 


N. Die Ausfheidung der allgemeinen Staats Ausgaben von den 
Ausgaben der einzelnen Regierungs » Bezirke, und die PN 
der den leiten zuzumendenden Fonds betreffend, 

Den von den Ständen Uns übergebenen Gefammt » Befhluß über den 
Geieg- Entwurf, die Ausfheidung der allgemeinen Staats » Ausgaben von den 
Ausgaben der einzelnen Regierungs-Bezirke, und die Bildung der den letzteren 
zuzuwendenden Fonds betreffend, haben Wir in Erwägung gezogen, und dem» 
zufolge diefem Gefeg-Entwurfe, fo mie derfelbe fih nunmehr nach den bean: 
fragten Mobdififationen geftalten würde, =. Genehmigung 2. su erthei⸗ 
len beſchloſſen. 


I. Die Ergänzung des — Heeres betr. 

Das nad den Vorſchlaͤgen der Stände und mit Rüdfihtnahme auf die 
Wünfhe und Anträge derjelben abgefaßte, von Uns genehmigte Gefek über die 
Ergänzung des ftehenden Heeres lafien Wir hier unter Ziffer IV beifügen. 

K. Die allgemeine Grundfteuer betreffend. 

Den Entwurf des allgemeinen Grundfteuer-Gefeges haben Wir mit Geneh- 
migung der von den Ständen vorgefchlagenen Modifitationen und mit geeig- 
neter Berückſichtigung der beigefügten Wünfche fanctionirt, und hiernach das 
Geſetz Ziffer V erlaffen. 


L. Die allgemeine Häuferfteuer betr. 

Den von den Ständen bei ihrer Zuftimmung zu dem Gntwurfe eines all- 
gemeinen Häuferfteuer-Gefeges vorgeichlagenen Modififationen ertheilen Wir 
Unfere Genehmigung, und dem hiernach abgefaßten Gefege Ziffer VI, in wel- 
chem auch die von den Ständen vorgetragenen Wuͤnſche die geeignete Berüd: 
fihtigung gefunden haben, Unfere Sanction. 

M. Die allgemeine Gewerbfteuer betreffend. 

Wir haben aus den Beihlüffen der Stände des Reichs entnommen, daß 
die beiden Kammern derjelben — obgleich einig unter fih, über die Zweckmaͤ— 
Bigfeit des, dem an fie gebraten Entwurfe des allgemeinen Gewerbiteuer-Ge: 
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feßes zu Grunde liegenden Prinzipes — fi über die Anmendung und die 
Ausführungsmweife dieſes Prinzipes nicht vereiniget haben, und bedauern, daß 
defhalb das allgemein anerfannte Mißverhältnig, in welhen die bisherigen 
Gewerbiteuer unter fib, und zu den Steuern aus dem Grund, Dominital 
und Hausbefige fteben, dermal nicht entfernt, und den in diefer Hinficht erhobe⸗ 
nen jablreihen Beichwerden nicht abgeholfen werden könne. 


N. Die allgemeine Ermwerbfteuer betreffend. 

Die Erreihung Unferer Abfibt, an die Stelle der im Königreich beſtehen— 
den, ebenfo verfhiedenen, ald mangelhaften Normen über Perional: und Er; 
werbfteuer eine einfahe und gleichheitlihe Belegung des Erwerbes herbeizu— 
führen, müſſen Wir einer fpätern Zeit überlaffen, da fi die Stände des Reichs 
über den an fie gebraten Entwurf eines allgemeinen Erwerbſteuer-Geſetzes 
nicht vereinigten. 


0. Den Malzauffhlag betreffend. 

Den von den Ständen beantragten Modififationen, zu dem an fie gebrach⸗ 
ten Entwurfe des Malzaufſchlags-Geſetzes, welche dieſes der Schuldentilgungs: 
Anftalt zugemwiefene Gefälle mindern Pönnten, haben Wir Unfere Genehmigung 
nicht zu ertheilen bejchloffen. 


' P. Zölle betreffend. 

Wir ertheilen den, von Unſeren Ständen gefaßten Gefammt » Befhlüffen 
in Beziehung auf diejenigen Erböbungen und Berminderungen, welde in Ge: 
mäßheit des Gefeßed vom 11. Sept. 13235 über das Zollmefen proviforifch vers 
fügt worden find, und worüber nah Beſtimmung dieſes Gefeges eine geion- 
derte Vorlage an die gegenwärtige Stände: Berjammlung erfolgt iſt, bierdurd 
Unfere Genehmigung. 


Q. Zollordnung betreffend. 

Zugleich genehmigen Wir die zu dem Gefes:Entwurfe einer Zollordnung 
beantragten Modifikationen, und fanctioniren ın deffen Folge. das unter Ziffer 
VII beiliegende Geſetz, unbeſchadet der Rechte Unferer Krone in Anfehung der 
Bertretung der Handeld:Intereffen im Verhältniſſe zum Auslande, fo wie in 
Anfehung des Abichluffes der Zoll: und Handels: Verträge, wollen aud, dag 
der unter Ziffer VIII angeſchloſſene Tarif, welder die unter vorftehendem 
Buchſtaben P angeführten Zollfäge enthält, ald Beilage diefer Zollordnung be— 
trachtet, und durch diefe Zollordnung, in fo weit es fih vom Weggeld handelt, 
gebörig ergänzt werde. 

Hiebei bemerken Wir ferner auf die in Hinfiht des Zollweſens geäu: 
Berten Wünfe: 


a) daß Wir mehrere derjelben glei bei der Schlußredaftion der Zollord: 
nung berüdfichtigen ließen ; 
b) daß die Bewohner des Rheinkreifes binficht!ic des Weggeldes, fo wieder 


Brücen- und Pflafterzölle in den Altern Kreiien auf gleihe Behandlung 
Anfprud haben follen. 
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c) dab Wir die in Hinfiht ded Grenz: Berfehrs geäußerten Wüniche bei 
Grlaffung der in diefer Beziehung zu ertpeilenden Snftruftion berüd: 
fihtigen werden. 


R. Daß Lehenwefen betreffend. 

Den Gefeg-Entwurf, in Betreff der Kevifion des Leben-Ediktes haben Wir 
auf erfolgte Zuftimmung der Stände fanktionirt, die in diefer Beziehung von 
denfelben vorgetragenen Wünſche in ihrer Mehrzahl berüdfichtiget und hiernach 
die entiprehenden Anordnungen in das unter Ziffer IX anliegende Geſetz 
aufgenommen. 

Zur vollftändigen Berückſichtig ung der Berbältniffe der in Bayern gelege: 
nen, vormals fürſtlich reußifhen Lehen find bereits feit längerer Zeit-die er» 


forderlihen Einleitungen getroffen worden. Wir werden zu diefem Behufe das 
weiter Geeignete verfügen laſſen. 


I. Rahbweifungen. 


1) Berwendung der Stastd:Einnahmen. 
Ueber die Verwendung der Staats » Einnahmen in den Jahren 18%°%,, 
18%, und 183/45 haben Wir den Ständen genaue Nachweiſung vorlegen, und 


dadurch den Beſtimmungen der Berfafjungs-Urfunde Tit. VIL $. 10 Genüge 
leiften laſſen. 


2) Stand der Staatd:Schulden-Tilgungsd-Anitalt. 
Die fammtlihen Rechnungen 
a) der Haupt» Schulden » Tilgungs - Anfalt für die Jahre 18%, 189% 
und 18/5, 
b) der Schulden:Tilgungs:Anftalt des Unter-Main-Kreifes für den naͤmlichen 
Zeitraum, 
e) der Deniiond-Amortijationd: Kaffe für das Jahr 18% 
find nebft den darüber von Linferem oberiten Rechnungshof erlaffenen Defni- 
tio-Befhlüffen den Ständen vorgelegt, und durch die damit gegebene genaue 
Nachweiſung des Standes der Gtaatd:Schulden-Tilgungs:Raffen, dann durch 
die bierauf erfolgte Anerkennung der während der Jahre 18%, 18%, und 
AB%5/,, neu eingewiefenen Schulden aus Altern KReichetiteln die Anordnungen 
der Berfafjungs-Urkunde Tit, VII $. 11 und 16 erfüllt worden. 


II. Anträge und Wünſche der Kammern. 

Auf jene von Uns gebrachten Anträge und Wuͤnſche der Kammern, welche 
Uns befonders angefprochen haben, ertheilen Wir, infomweit diefelben nicht ſchon 
bei den Beichlüffen über die Sefeg-Entwürfe erledigt worden find, mit Rück⸗ 
fihtönahme auf die Beſtimmung der Verfaſſungs-Urkunde Tit. VII $. 19 nad: 
fishbende Erklärungen: 

1) Verlagsfapital der Staats» Kaffe. 
Wir genehmigen den Antrag, daß Dad Verlagskapital der Staatd:Kaffe 


J 
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auf jene Größe, mit weldyer es von dem Jahre 187%, auf die erfte Finanz 
Periode übergangen it, nah Thunlichfeit wieder erhöht, und daß demielben 
die an die Schulden-Tilgungsd:Anftalt hinüber gegebenen Effekten der Staats. 


Kaffe zugetheilt werden. Unſer Staatd:Minifterium der Finanzen ift mit dem 
Bollzuge beauftragt. 


2) Erfüllung des Dienftes der erften Finanz Periode. 
Die dem Dienfte der erften Finanz: Periode angehörigen Einnahmen und 
Ausgaben werden Wir bis zur gaͤnzlichen Erfüllung deffelben, wie es den An— 
forderungen einer geordneten Verrechnung angemeffen ift, in gefonderter Zus 
fammenftellung fowohl nach dem Soll: ald nad dem J ſt-Beſtande auch dann 
noch vortragen laffen, wenn der zur Führung einer eigenen Rechnung über dies 
felben in dem Finanz Gefege vom 11. September 1825 ‚Zit. III $.2 be: 


fimmte Zeitraum mit dem Schluffe des Verwaltungs-Jahres 18°: abgelau— 
fen feyn wird. 


3) Rechnung über die Koften der Stände-Verſammlung. 
Dem Antrage, daß den Rechnungen über die Koften der StändesBer- 


fammlung die Inventarien Pünftig ald Belege beigefügt werden, ertheilen Wir 
Unfere Genehmigung. 


3) Grundſteuer im Rezat-Kreiſe. 

Wir werden die geeigneten Anordnungen treffen laffen, daß die Vollendung 
des definitiven Grunditeuercatafters im Rezat⸗Kreiſe möglichft befchleuniget, und 
dadurd jede gegründete Befchwerde uͤber Prägravirung des Grundeigenthums 
in diefem Kreife befeitiget werde. 


5) Befreiung der frommen Stiftungen von dem 
Erbſchafts⸗Stempel. 

Den Antrag, daß die den milden Stiftungen durch das Stempel-Geſetz 
vom 11. September 1825 zugeftandene Befreiung von dem Erbſchafts⸗Stempel 
auf fammtlihe den Zwecken des Gottes-Dienſtes, der Wohlthaͤtigkeit und des 
Unterrichts gewidmete Stiftungen ohne Ausnahme erſtreckt werde, wollen Wir 
mit dem Beifage genehmigen, daß diefe Beftimmung mit dem 1. Dftober 1828 


zur Anwendung gebracht werden folle, ohne jedoch eine rückwirkende Kraft 
zu äußern. N 


6) Ablöfung der Paffiv-Reichniffe der Staats⸗Kaſſe. 
Die Ablöfung der Paffiv-Reihniffe der Staats : Kaffe ift bisher ſchon ein 
Gegenftand der befondern Beftrebungen der Staatsregierung geweſen. 
Wir werden hierauf, dem Wunſche der Stände entſprechend, auch Pünftig 
Bedacht nehmen laſſen. 
7) Verwendung bes Haupt:Refervefonds. 
Wir werden bei der Entwerfung des Budgets für die dritte Finanz-Pes 
riode Fürforge treffen laffen, daß der Haupt: Refervefond ded Reiches mit an: 
deren als unvorbergefehenen und unftändigen Ausgaben Fünftig nicht] belaftet werde. 


' Zweiter Abfhn. — Verfafungsm. Beftandtpeile des Staates. 941 


8) Verwendung bes Erlöfes au verfauften Realitäten und Renten 
ded Staates, 


Wir genehmigen, daß den über den Erlös aus veräußerten Realitäten 


und Renten ded Staates zu Bean. Rechnungen jederzeit‘ Radweifungen 
über den Ertrag: 


a) der veräußerten Gegenftände, | 
b) der daraus erlösten und bei der rate SaubenLivuns.tue ange: 
legten Kauffchillinge, _ 
e) der damit neu erworbenen Realitäten und Rechte 
beigefügt werden. 


9. Dotation der biſchoflichen Seminaren: u) 

Die Errihtung und Ausftattung der bifhöflihen Seminarien ift zum zw 
ſchon vollzogen, zum Theile aber eingeleitet, und demnach dem: nn 
Wunfhe der Stände bereits entgegengefommen. 


10. Errichtung eines proteftantifhen —— 


Auf den Wunſch der Errichtung eines proteftantifchen — 
werden Wir beſondern Bedacht nehmen laſſen. 


11. Unterſtützungen der Pfarrgeiſllichkeit im Rheinkreiſe. 
Auf die Unterſtuͤtzung der katholiſchen und proteſtantiſchen Pfarrgeiſtlichkeit 
im Rheinkreiſe iſt bereits in dem noch laufenden Bermwaltungsjahre 18°: Bes 
dacht genommen worden, was Wir auch Pünftig zu thun vorhaben. 


12. Beiträge zur Unterftügungsfaffe und zum Penfionsfond für die 
proteftantifche Geiftlichfeit. 
In Beziehung auf die wegen Bewilligung von Beiträgen zu der Unter 
ſtutzungskaſſe und dem Penfionsfonde für die proteftantifhe Geiſtlichkeit an 
Uns gebrachten Anträge der Stände haben Wir vor, ebenfalls Bedacht zu nehmen. 


13. Revifton der Tarordnung und ded Stempelgefeges. 
Das längft anerfannte und von den Ständen aufs Neue in Anregung ges 
brachte Bedürfnig einer forgfältigen Reviſion der beftehenden Gefeke über. die 
Tars und Stempelgefäle wird Unſerer Beachtung nicht entgehen. 


14, Rückſtände bei den directen Steuern.” 

Die empfindlichen Nacıtheile, welhe aus der Anhäufung der Rüdftände 
bei den direften Staats-Auflagen für die Steuerpflichtigen unvermeidlich her⸗ 
vorgeben, haben längft Unfere Aufmerkſamkeit auf ſich gezogen. 

Da diefen Nachtheilen nur durch eine fireng geordnete Erhebung der bes 
fagten Steuern wirkſam begegnet werden Fann, fo liegen Wir hierüber einen 
befondern Geſetz ⸗ Entwurf an die Stände bringen, und in diefen audy eine Bes 
ftimmung über die auf drei Jahre zu befchränfende Kejkfeungt: Sri für 
Steuer-Rüdftände aufnehmen. 


Es iſt indefien diefer Gefeg-Entwurf zur Berathung nicht gebracht worden, 
Dr. Eiebenpfeiffer’s 16 
Oandbuch der Verfafiung x. 
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und es muß daher gleichwohl die Ertheilung der erforderlichen geſetzlichen Be⸗ 
ſtimmungen gegen Unſere Wuͤnſche einen neuen Aufſchub erleiden. 


15. Forſtſtrafgeſetz im Rheinkreiſe. 
Wir baben bereits die Bearbeitung eines allgemeinen: Forſtſtrafgeſetzes für 
das ganze Königreich angeordnet, und find dadurdh dem Wunſche der Stände 
binfihtlid der Revifion des unterm 1. Juni 1822 .über die Forfiftrafen im 
Rheinkreiſe erlaſſenen Gefeges entgegen gefommen. 
16. Abfchreibung des Creditvotums für dad Deficit vor dem 
Sahre 1818. 

Wir werden anordnen, daß das zur Dedung des Deficit# vor dem Jahre 

1818 bemilligte Kreditvotum von 3 Millionen Gulden, an den Activfapitalien, 


unter welchen daſſelbe in den Rechnungen der — 
ſtalt vorgetragen wurde, abgeſchrieben werde. 


17. Stand der Schuldentilgungskaſſe im Unter⸗Mainkreiſe. 

Die Haupt⸗Ueberſicht des Standes der Schulden⸗Tilgungs⸗-Kaſſe im Unter: 
mainfreife wird in der bei.der Haupt:Schulden-Tilgungs-Anftalt üblihen Form, 
wie es ohnehin ſchon für das Jahr 18%; gefheben ift, den Ständen vorge 
legt werden. 

Auch it überdies die Einleitung getroffen worden, daß die Rechnung der 
befagten Schulden: Tilgungs: Kaffe felbft in derſelben Form geftellt werde, wie 
fie. für die Rechnung der Haupt: Schulden-Tilgungs: Kaffe vorgeſchrieben ift. 


IV. Befhwerden. 
Die Uns vorgelegten Befchwerden: 
a) der adelihen Gutöbefiger: von Barth, Freiherrn von Lafabrique, Verfall 
und Pfetten, wegen Entziehung der gutsherrlichen Gerichtsbarkeit über 
vormalige Kloſter⸗Unterthanen, nunmehrige Grund⸗Unterthanen des 
Staates, dann 
b) der adelichen Gutsbefiger, Freiherrn von ed, wegen verſagter Anerken⸗ 
nung des gutsherrlichen Juris dictionsrechtes auf dem allodificirten Lehen 
Großküſſendorf — 
werden Wir. nach Beſtimmung des Tit. X 9. 5 der Verfaſſungs⸗Urkunde durch 
Unferen Staatsrath mäher unterfuhen und entfcheiden laffen. 

Indem Bir -nun-Unferen Lieben und Getreuen, den Ständen des Reichs 
gegenmwärtigen-Abfchied ertheilen, bliden Wir mit Vergnügen auf die Früchte 
zurüd, welche , während der neunmonntlihen Dauer der Berfammlung zur 
Reife gedieben find. — 

Ungern vermifen Wir unter ‚diefen Früchten die Ergebniffe eines auf die 
Entfefielung der landwirthſchaftlichen Induſtrie berechneten Culturgeſetzes. 

Wenn die Entwürfe eines neuen Strafgeſetzbuchs und eines auf den Grund⸗ 
lagen der Oeffentlichkeit und Muündlichkeit ruhenden Geſetzes über das Verfah⸗ 
ven in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten nicht mehr zur Berathung gebracht wer: 
den konnten, fo, erwarten Wir von einer künftigen Stände-Berfammlung, daß 
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diefelbe die ihr mitgetheilt werdenden Geſetzbücher dem vielfeitigften Erwägungen 
und Prüfungen untergeben und zur möglichiten Bervolltommnung eines fo 
wichtigen und umfaflenden Werkes beitragen wird. 

Mohlgefällig erkennen Wir die ausdauernden Anftrengungen, mit welden 
beide Kammern ſich ihrem Berufe unterzogen, und Unſere landesväterlichen Ab⸗ 
fihten durch Beirath und Zuftimmung vielfältig unterftüßt haben. 

Theuer find Unferm Herzen Lie Uns von beiden Kammern geäußerten Ge» 
finnungen der Treue, Ergebenheit und Anhaͤnglichkeit an Unfere Perfon und an 
Unfer Königlihes Haus. Wir erneuern dagegen die Verſicherung Unſerer be» 
fondern Königlihen Huld und Gnade, womit Wir Unfern Lieben und RUE 
den Ständen des Reichs, ſtets gemogen verbleiben. 


ni⸗ 
1. Der Burger 

F. J. Begriffe 

Staatsbürger im weiteſten Sinn iſt jeder Bayer, jeder ein⸗ 
heimifche Bewohner. Zum volleften Staatsbürgerrecht aber, wel: 
ches insbefondere die Bedingung zur Ausübung der politifchen 
Rechte ift, fordert das Geſetz gewiffe Cigenfchaften, worüber die 
Berfaffungs-Urfunde und das Indigenats-Edift nachzufehen find. 
Alsdann muß man weiter das Ortsbürgerrecht unterfcheiden, ver, 
möge deffen man Mitglied einer beftimmten Gemeinde ift, Ueber 
den legtern Gegenftand im folgenden II. Abfchnitt. Hier haben wir nur 
mit dem Staatsbürgerrecht uns zu befaffen. Bon den Altern Ge 
fegen führe ich nur das Senatsconfult vom 19. Februar 1808 at, 
weil es zweifelhaft ift, ob es noch gilt oder nicht. Es betrifft Zus 
laffung Fremder zum Staatsbürgerrecht wegen befonderer Verdien⸗ 
fte u. ſ. w. Sch halte dieſes Geſetz durch das Indigenats— 
Edikt beſeitigt. 

F. IE. Ausflüſſe des Staatsbürgerrechts. 

Im Allgemeinen kann man nur ſagen: jeder Einwohner hat 
ein Recht zu thun, was die Geſetze nicht verbieten, fo‘ wie das, 
wozu fie ihm die Befugniß ertheilen. Die politifchen und vors 
nehmften bürgerlichen Rechte find in der Berfaffung ausgeſpro⸗ 
hen; das Genauere in Bezug auf die leßtern beftimmen die be> 
fondern Gefege, auf welche bier 'verwiefen werden muß. Die 
politifchen beftehen in der Theilnahme an der Stände-Wahl. Das 
Petitiongrecht aber, das Necht der Religionsübung, der Gedanken⸗ 


244 Erſtes Bud. — Staatsrecht. 


mittheilung u. f. w. find natürliche Bürgerrechte, welde jedem 
Bayer zufommen, und in der Verfaffung nur ausdruͤcklich verbürgt 
find. Wir fprechen nur von den wichtigften diefer Rechte insbes 
fondere, nämlich a) dem Petitionsrecht, b) der Preßfreiheit, c) der 
Freiheit ded Gewiſſens, d) dem Gefellfhaftsrecht. Letztere beide 
faffen wir zufammen. 

j 2) Das Petitionsrecht 

ift das Recht jedes Staatsbewohners: erftens, ſich über vermeint⸗ 
lih ihm widerfahrenes Unrecht auf verfaffungsmäßigem Wege 
zu befchweren; zweitens, bei einer ber beiden Kammern der Ständer 
Berfammlung einen Antrag in Öffentlichen Angelegenheiten zu ftels 
Ien: alfo Befhmwerde und Antrag. Finder fih Jemand in 
privatrechtlichen Dingen verlezt, jo wendet er fi an ben Richter 
oder an die Verwaltung, je nachdem. Doc davon it hier nicht die 
Rebe; fondern davon, wenn Sjemand fi) von einer obrigfeitlichen 
Behörde felbft auf geſetzwidrige Weife gefränft glaubt. In diefem 
Falle kann er fih an die zunaͤchſt höhere ‚obrigfeitliche Behörde 
befchwerend wenden, und auf diefe Art feinen Recurs bis an den 
Staatsrath oder an das Staatd-Minifterium bringen, worüber uns 
ten das Nähere bei diefen Stellen vorkommen wird. Sft auch 
biefe legte Inftanz umſonſt ergriffen worden, fo kann der Rekla— 
mant mit feiner Beſchwerde fi) an die Stände Berfammlung 
wenden, wobei aber nachzumweifen ift, daß er den gefeßlichen In— 
fianzengang eingehalten hat. 

Das Recht, einen Antrag in Öffentlichen Angelegenheiten an 
bie Stände-Berfammlung zu ftellen, muß mit Befcheidenheit geübt 
werden; ih will fagen: wer in Öffentlihen Dingen mitfprechen, 
die Stände auf Volfsbedärfniffe aufmerffam machen will, muß 
genau die Verfaffung und Geſetze Fennen, und die Ständenichemit uns 
würdigen, unbefonnenen oder font verfehrten Anträgen behelligen, 
womit ihre Foftbare Zeit verfümmert wird. 

b) Preßfreibeit. 

Die neuen Beftimmungen hierüber finden fich F. 10 der Vers 
faſſungs⸗Urkunde und im beſondern Edikt Beil. III. Sehen wir 
nun, was die früheren fagen, um beurtheilen zu koͤnnen, was etwa 
noch gültig davon. 
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Die Eonftitution vom Sabre III hatte volle und unbedingte 
Preßfreiheit eingeführt. S. Art. 353. ©. 167 diefes Handbuchs. 

Die Eonftitution vom Jahre VIII ſchweigt hievon. Das Ser 
natöfonfult vom 28. Flor. XI ftellt, Art. 64, im Senat eine eis 
gene Kommiffion von fiebn Gliedern auf, „um für die Preßfreis 
heit zu wachen,” deren Berleßungen durch die Staatsbehörden 
vor den hohen Gerichtshof gebracht werden follten. Allein es ers 
fhienen fpAter folgende kaiſerliche Defrete, welche die Preßfreiheit 
aufboben: | Ä 

Das Dekret vom 3. Auguſt 1810 bezieht fih auf die politis 
fhen Zeitungen und wiffenfchaftlichen Anzeigeblätter; es ift durch 
das Edift über Freiheit der Preſſe aufgehoben. 

Ebendieß gilt vom Defret vom 14. Dezember 1810, welches 
die Zahl folder Blätter beftimmt, und aus den Gebühren einen 
Fond ſtiftet. | 

Desgleichen das Defret vom 14. Dftober 1811, welches ben 
Generaldireftor des Buchhandels ermächtigt, ein Sournal heraus⸗ 
zugeben, worin alle im Reich zu verfaufenden Bücher angezeigt 
werden mußten, 


Nicht minder find durch das Edikt befeitigt: dad Defret vom ‘*- 
5. Februar 1810, welches die Löfung eines befondern Brevets für... 


Buchdrucker, deren Beeidigung u. f. w. vorfchreibt; das Defret vom 
2. Februar 1811, das die Form und Gebühr des Brevets betrifft; 
das Defret vom 11. Juli 1812, welches diefes Defret vom 2. Febr. 
1811 auch auf die Buchhändler ausdehnt; das Staatsrathsgutachten 
vom 23. Auguft 1811, wodurch erflärt wird, daß das Defret vom 
5. Februar 1810, welches nämlich auch vom Eigenthum der Verfafr 
fung fpricht, nicht auf dDramatifhhe und Mufitwerfe anwendbar fey, 
fondern diefe nach den frühern Gefegen behandelt werden follen; 
wovon im fünften Buche. Das Defret vom 18. November 
1810, welches die Ablieferung der Preffen u. f. w. der unter« 
druͤckten Buchdrucker befiehlt, und jenes vom 2. Februar 1811, 
welches über biefe Preſſen verfügt, waren ohnehin nur vors 
übergehend. Die Defrete endlih vom 29. April und 3. Juni 
1811, welche von den in den Drucdereien befannten fogenannten 
Labeurs handeln, find außer Anwendung. 


— 
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Die Bundestagsbefhläffe von 1819 und 1824 haben eine 
Genfur für.alle Schriften unter 20 Bogen angeordnet, welche jegt 
in Bayern nur für die politifhen Zeitungen befteht, in. Anfehung 
anderer Tagsblätter. aber aufgehoben iſt. Das neue Preßgeſetz 
werben wir feiner Zeit nachtragen. 

eo) Freiheit des Gemwiffens. 
Hiervon, fowie vom 


5 d) Geſellſchaftsrecht, 
d. h. vom Rechte der Bürger zur gefelligen Verbindung für geſetz⸗ 
lich nicht verbotene Zwecke, wird im folgenden Abfchnitt gehans 
delt werden. 


6. IL Erwerbung und Berluft des Bürgerrechts. 
Außer den Beftimmungen der Verfaſſungsgeſetze gehören hiers 
ber jene des bürgerlichen Geſetzbuchs Art. 7, welche alfo lauten; 


I. Gapitel. 


Don dem Genuß der bürgerlihen Rechte. 

7. Die Ausübung der bürgerlihen Rechte ift von der Eigenfhaft eines 
Staatsbürgerd unabhängig. Lestere erwirbt und behält man nur nach den 
Vorſchriften der Staats-Grundgeſetze. 

8. Jeder Inlaͤnder ſoll der bürgerlichen Rechte genießen. 

9. Wer im Land von einem Fremden geboren iſt, iſt berechtigt, innerbalb 
eines Jahrs nach ſeiner Volljaͤhrigkeit die rechtliche Eigenſchaft eines Inlaͤnders 
in Anſpruch zu nehmen; nur muß er zugleich, wenn er im Land ſich aufhält, 
erflären, dag er darin feinen Wohnſitz aufzufchlagen gedenfe, und, wenn er in 
einem fremden Rande ſich befindet, dad Werfprechen von fich geben, daß er feinen 
Wohnſitz im Lande auffchlagen wolle, und in Zahreöfrift nad gethanem Berfpre: 
den ſich wirklich dort niederlaffen, 

10. Jedes Kind, das in einem fremden Land von einem biefigen Fnländer 
geboren wird, ift Inlaͤnder. 

Hatte der Bater die rechtlihe Eigenfhaft eines Inlaͤnders verloren, fo 
kann das Kind allezeit durch Erfüllung der im 9ten Sag vorgefihriebenen 
Bedingungen diefe Eigenfhaft wieder erlangen. 

11. Der Fremde genießt im Land die gleichen bürgerlihen Rechte, welche das 
Ausland, zu welchem er gehört, dem biefigen durch Berträge eingeräumt hat, 
oder einräumen wird. 


12. Eine Fremde, die fih mit einem Inländer verbeirathet, folgt dem 
Zuftand ihres Mannes. 


13. Der Fremde, dem der Staatöberrfher erlanbt, feinen Wohnfis im Land 
anfzufhlagen, foll, fo lang er dafelbft wohnt, aller bürgerlichen Rechte genießen. 
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14, Der Fremde, auch wenn er auswärts ſich wieder aufhält, kann vor bie 
ınfändifhen Gerichte geladen werden „ um Verbindlichkeiten zu erfüllen , die 
er im Land gegen einen -Znländer übernommen bat. Er kann ebenfalld vor 
infändifche Gerichte wegen folher Verbindlichkeiten gezogen werden, die er in 
einem fremden Lande gegen einen Inländer eingegangen bat. Be 

15. Ein Inländer ann im Rand ‚vor Gericht gezogen werden, wegen 
Berbindlichkeiten, welche er in einem fremden Land, felbft mit einem Fremden 
eingegangen bat. 

46. Jeder fremde Kläger muß ohne Unterfchied ver Gegenftände, (nur Hand: 
lungsſachen ausgenommen) für den Erfag der Prozeßkoſten, auch für etwaige 
Sntfhädigung Sicherheit ftellen, es fey dann, daß er Liegenſchaften im Land 
befige, deren Werth diefe Zahlungen fiher ftellt. E 


I. Sapitel. 
Bon dem Verluft der bürgerlichen Rechte. 


Erfter Abfhnitt. 

Bon dem Berluft der bürgerlichen Rechte, in fomeit er aus 
dem Berluft der rechtlichen Eigenihaft eines Inlän—⸗, 
ders entſteht. 

17. Man hört auf, Inländer zu ſeyn: | 

1) durd das Staats:Bürgerrecht, dad man in.einem fremden Land erlangt; 

2) durd eine von dem Staatsherrſcher nicht genehmigte Annahme öffents 
licher , von einer fremden Regierung üpertragener Amtöverrihtungen; ' 

3) endlich durd jede Niederlaſſung in einem fremden Land, ohne Abficht, 
zurückzukehren. 

Eine Handels-Niederlafung gilt niemals für Abſicht, nicht zurüdzußehren. 

18. Ein Inländer, der diefe rechtlihe Eigenſchaft verloren hat, kann fie ‚je: 
derzeit wieder erlangen, wenn er mit Erlaubnig des Staatsherrſchers ins Land 
zurücttehrt und erklärt, daß er ſich daſelbſt fegen wolle, und daß er auf jede mit 
den inländifhen Gefegen im Widerſpruch ftehende Auszeihnung Verzicht thue. 

19. Eine Inländerin, die einen Fremden heirathet, folgt dem Zuftand 
ihres Mannes, 

Verliert fie ipren Mann, fo erhält fie die rechtliche Eigenfhaft einer In⸗ 
fänderin wieder, vorausgefeht, daß fie entweder noch im Land ſich aufhält, 
oder mit obrigkeitliher Erlaubniß dabin zurückkehrt, und erklärt, daß fie ſich 
dort fegen wolle. | 

20. Wer in den Fällen des 10ten, 18ten und 19ten Satzes die rechtliche 
Eigenſchaft eines Inländers wieder erhält, kann fie nicht eher geltend machen, 
als bis er die Bedingungen. diefer Säge erfüllt, und nur um folhe Rechte 
auszuüben, die ihm nach diefem Zeitpunkt anfallen. | 

21. Ein Inländer, der ohne GErlaubniß des Staatsherrfhers Kriegsdienfte 
im Ausland nimmt, „oder ‚einer fremden Kriegskörperihaft ſich einnerleiben 


laͤßt, verliert das Recht eines Snlanders. 
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Er kann nur mit Erlaubniß des Staatsherrſchers ind Land zurückkehren, 
und das Eingeborenheits-Recht nur dann wieder erhalten, wann er die Bedin—⸗ 
gungen erfüllt, . die. desfalld demt Fremden auferlegt find; alles mit Vorbehalt 
der gefeslichen Strafen, wider jene Eingebornen, die wider ihr Vaterland die 
Waffen getragen haben, oder. fie in der Folge tragen werden. 


Zweiter Abſchnitt. 


Von dem Verluſt der bürgerlichen Rechte, als Folge gericht— 
licher Verurtheilung. 

90. Die Verurtheilung zu ſolchen Strafen, deren Wirfung den Berurtheilten 
aller Theilnabme an den nahbenannten bürgerlichen Rechten ausfchließt, siehet 
den bürgerlihen Tod nad ſich. 

23. Die Verurtheilung zum natürlichen Tod zieht den bürgerlihen nad) fid. 

24. Die übrigen lebenslänglichen Leibeöftrafen ziehen den bürgerlichen Tod 
nur in fo fern nad fih, als ein Gefeg dieſe Wirkung damit verbindet. 

25. Durch den bürgerlichen Tod verliert der Berurtheilte das Eigenthum an 
allen feinen Gütern. Die Nachfolge in feinem Vermögen wird den Erben 
eröffnet, und feine Güter verfallen auf fie eben fo, als wäre er natürlich und 
ohne legten Willen geftorben. 

Er Bann nachher weder felbit erben, noch das Vermögen, das er in der 
Folge erwirbt, auf andere vererben. 

‚ Er Bann über feine Güter im Ganzen und im Eininen nichts verfügen, , 
weder durch Schenkungen unter Lebenden, noch durd letzten Willen; aud 
kann er auf diefe Weife nichts empfangen, es jey dann zum Lebens-Unterhalt. 

Er kann weder zum Bormund ernannt werden, noch zu Berrichtungen 
mitwirken , die,fih auf die Bormundfchaft beziehen. 

Er kann nicht Zeuge für eine feierliche oder beglaubte Beurkundung feyn, 
noch bei Gericht ald Zeuge angenommen werden. 

Er kann bei Gericht ald Kläger oder Bellagter nicht ſelbſt auftreten; in 
feinem Namen muß ein befonderer Pfleger handeln, den ihm dad Gericht er: 
nennt, vor welches die Klage gehört. 

Er ift unfähig, eine Heirath zu —— die irgend eine bürgerlihe Wir: 
Pung bervorbringe. 

Eine Heirath, die er vorher geſchloſen hatte, iſt in Beziehung auf alle 
buͤrgerlichen Wirkungen aufgelößt. 

Sein Ehegatte und feine Erben können, jedes für feinen Theil, die Rechte 
ausüben, und die Klagen anftellen , N fein natürliher Tod würde Plag 
gemadt haben. 

26. Die Berurtbeilungen auf vorgangiged Verhoͤr zieben den bürgerlichen 
Tod nur von dem Tag an nach fih, da fie an der Perfon oder im Bildnig 
zolljogen worden find. 

27. Die Berurtheilungen der ungehorfam Ausbleibenden wirken den bürgers 
lihen Tod erft nah Ablauf der nächſten fünf Fahre nach Vollzug des Urtheils 
im Bildniß. In der Zwifchenzeit darf der Verurtheilte ſich noch flellen. 
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28. Diejenigen, die ald ungehorfam Ausgebliebene verurteilt find, bleiben 
während jener fünf Jahre, oder bit fie inzwifchen ſich ftellen, oder in Verhaft 
genommen werden, von der Ausübung der bürgerlihen Rechte ausgefchloffen. 

Die Verwaltung ihrer Güter und die Ausübung ihrer Rechte richtet ſich 
nad dem Gefeß über Abweſende. 


29. Wenn derjenige, der ald ungehorfam Ausgebliebener verurtheilt wird, ſich 
in fünf Sahren, von dem Tag des Urtheild-Bollzugs zu rechnen, freiwillig 
ſtellt, oder in diefer Zwifchenzeit ergriffen und verhaftet wird, fo ift das Urtheil 
bierdurdy Praft Geſetzes unfräftig geworden; der Angeklagte fol in den Beſitz 
feiner Güter wieder eingefegt, und aufs neue gerichtet werden: würde er durch 
diefen neuen Rechtsſpruch zu der vorigen, oder auch zu einer andern Strafe, 
die gleihfalld den bürgerlihen Tod nad fich zieht, verurtheilt, fo ſoll diefe 
nur von dem Tag an ftatt haben, an welchem das zweite Urtpeil volljogen wurde. 

30. Wenn derjenige, der ald ungehorfam audgeblieben, verurtheilt war, fidy 
erft nach fünf Fahren ftellt, oder zur Haft gebracht, und nun durch das neue 
Urtheil fosgefprochen , oder nur zu einer Strafe verurtheilt wird, die den bürs 
gerlihen Tod nicht nach ſich zieht; fo kritt er für die Zufunft und von dem 
Tag an, da er wieder bei Gericht erfchienen ift, in den vollen Genuß feiner 
bürgerlihen Rechte wieder ein; aber das erfte lirtheil behält für das Vergan⸗ 
gene alle Wirkungen, melde in der Zmwifchenzeit vom Ablauf der fünf Zahre 
an bis zum Tag feiner Erfheinung vor Gericht ald Folgen des bürgerlichen 
Todes eingetreten find. 

31. Stirbt der abweſend Berurtpeilte in der Gnaden-Frift von fünf. Fahren, 
ohne fich geftellt zu haben, auc ohne ergriffen und verhaftet worden zu feyn; 
fo wird er als Einer, der im unverlegten Rechtszuſtand geftorben ift, behan⸗ 
delt. Das Urtbeil über das ungehorfame Ausbleiben verliert alle Rechtswir⸗ 
fung. Der Anfprache des befhädigten Theils geſchieht gleihmohl dadurd Bein 
Abbruch; fie kann aber wider die Erben des Verurtheilten nur im bürger- 
lichen Rechtsweg erhoben werden. 

32. In feinem Fall fegt die bloße Verjäprung der Strafe den Berur 
tbeilten in feine bürgerlihen Rechte für die Zukunft wieder ein. 

33. Die Güter, welche ein bürgerlih Todter erwirbt, und in deren Beſitz 
er am Tag feines natürlihen Todes ift, fallen dem Staat kraft des Rechts 
auf Erblos⸗Gut anheim. 

Dem Staats:Oberhaupt ſteht frei, zum Bortheil der Wittwe, der Kinder, 
oder der Verwandten des Berurtheilten hierüber jene Verfügungen zu treffen, 
die ihm die Menſchlichkeit einflögen wird. 





Sodann miüffen hier die befondern neuern Verfügungen über 


Ein: und Auswanderungen 
aufgeführt werden, 


Berordnung vom 17. Juni 1816 (Amtsbl. ©. 78). 


050 Erftes Bud. — Staatsrecht. 


Aus amtlihen Berichten ſowohl, ald den häufigen Geſuchen um Erlaubniß 
auswandern zu dürfen, melde die Zahl der fonft gewöhnlichen Fälle diefer Art 
weit überfteigen, ergiebt fih die Vermuthung, dag unerlaubte Einwirkung 
fremder Agenten thätig ift, den ohnehin leichtglaͤubigen Landbewohner zu ver: 
führen und über fein wahres Intereſſe durch falſche Borfpiegelungen irre zu 
leiten; fo wie die Nothwendigkeit, poligeilide Berfügungen eintreten zu laſſen, 
diefem Unfuge zu fteuern. 

Man bat demnad in Anwendung allgemeiner Grundfäge, befonders aber 
unter Berüdfihtigung der im Königreich beftehenden Geſetze nachſtehende Ber: 
ordnung zu erlaffen fib bewogen gefunden: 

$. 1. In der Regel find alle Auswanderungen, ohne Unterſchied der Per- 
fon, des Geſchlechts und „Gebietes, wohin fih der Auswandernde begeben 
will, verboten. 

$. 2. Ausnahmen von diefer Regel Bönnen jedod in einzelnen Fällen 
und bei befonders zu berückſichtigenden individuellen Lagen und Umſtaͤnden 
geftattet werden. 

$. 3. Jeder Unterthan, der ausjumandern Willens ift, hat jein Geſuch bei 
der betreffenden Pönigl. Kreisdireftion einzureichen. 


$. 4. Diefen Geſuche muß beigefügt werden: 
a) ein legaler Taufichein, 
b) ein Zeugniß der Lofal:Behörde über den Bermögensitand, 
ec) ein ſolches über die Aufnahme im Auslande. 
$. 5. Die Kreisdirektion, bei welcher ein Geſuch eingereicht wird, hat dem 
Bittiteller das Mißliche eines folchen Ueberzugs begreiflih zu mahen, und ibm 
Dabei zu bedeuten, daß er dadurd auf alle dieffeitige Unterthansrechte verzichte, und 
die Gewährung nur unter der ausdrüdlihen Bedingung erfolgen Pönne, nie mehr 
in den Böniglihen Landen aufgenommen zu werden; dann aber, wenn darauf 
beftanden wird, das Geſuch nad; vorgängiger Inſtruktion berihtlih der Bönigl. 
Landes:Adminiftration einzubefördern, und dabei forgfältig alle Umftände ins 
Klare zu ftellen, die für oder gegen die Bewilligung deſſelben fprechen. 
$.6. Jeder Beamte, welcher ohne diefe erforderte Bewilligung Reiſepäſſe 
ertheilt, ift für allen daraus entipringenden Nachtheil verhaftet. 
$. 7. Eine Auswanderung, melde ohne ertheilte Bewilligung verſucht 
wird, zieht den Berluft des Vermoͤgens, Kraft der beftehenden Landes» ’Berord- 
nungen nad fid. 
$. 8. Unter dem Begriff der Auswanderung wird die Anfalfigmahung und 
Berehelihung im Auslande verftanden, und find die deßfallfigen Beftimmungen 
auf Wandernde nicht anwendbar. 
$. 9. Die Ausfolgung von Erbfchaften und Bermögensantheilen an mwan- 
dernde Handwerksburſche ift Dabingegen ausdrücdlich, bei Strafe des Gelbiter: 
ſatzes verboten. 
$. 10. Die fönigl. Kreisdireftionen, die Lokal: und Polizei-Beamten find 
angewieſen, die Bolljiehung des Gegenwaͤrtigen zu ſichern; fo wie auf alle Agen> 
ten und Anftifter folher Auswanderungen ein wachſames Auge zu haben, und 
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ſolche betretenden Falls in Verhaft nehmen zu laſſen; und foll diefe Verord⸗ 
nung zur allgemeinen Kenntniß gebracht, auch befonders gedrudt, und in allen 
Gemeinden auf die gewöhnliche Weife befannt gemacht werden. 


Verordnung vom 19, Juli 1816, (Amtsbl. ©. 113). 


Da die feitherige Erfahrung gelehrt bat, daß verſchiedene Einwohner, welche 
die Erlaubniß ausjuwandern zwar nachgeſucht und erhalten haben, dahingegen 
aus dem Lande weggegangen find, ohne ıhre eingegangenen Verbindlichkeiten 
gegen Private, als jene, die ihnen, in der Eigenfhaft als Bormünder, oder Cus 
ratoren über das Vermögen von Abmwefenden oder Verwaltern fonftiger Gelder 
oblag, erfüllt zu haben, fo findet man fich veranlaßt, nachtraͤglich zu der dieffei- 
tigen Berordnung vom 17. Juni jüngft, folgendes zu erlaffen: 

Art. 1. Sobald eindiefjeitiger Unterthan ein Gefuh zum Auswandern nad) 
Vorfchrift der angezogenen Verordnung vom 17. Zuni bei der betreffenden 
Kreisdireftion eingereicht bat, fo ift diefe Behörde gehalten, innerhalb der act 
folgenden Tage, diefes Geſuch durch das Kreisblatt zur allgemeinen Kenntniß 
mit dem Anfügen zu bringen, daß Sedermann, welher aus irgend einem 
Titel Forderungen oder Anſprüche gegen den Bittfteller zu haben vermeint, 
ſolche innerhalb Monatöfrift zur Entfcheidung der betreffenden Stelle zu brin⸗ 
gen, und davon der Kreisdirektion die Anzeige zu machen habe. 

Art. 2. Die Kreisdirektionen haben jedes Geſuch der Art ferner in der 
nämlihen Frift dem Präfiventen des k. Appellationshofed mitzutbeilen, und 
diefer hat die k. Profuratoren zu beauftragen, daffelbe durch Anſchlagszettel in 
den Gerichtsſaͤlen der Kreisgerichte, und den Amtsſtuben der Friedensgerichte 
zur allgemeinen Kenntnig zu bringen. 

Art. 3. Die benannten gerichtlihen Behörden haben von ihrer Geite zu 
prüfen, und prüfen zu laffen, ob der Auswandernde Bormünder oder Eurator, 
und in diefer Hinfiht Wermalter des Vermögens von Minderjahrigen oder Ab: 
wefenden, und rechnungspflichtig if’, und in wie weit er feinen deffallfigen 
Verpflichtungen Genüge geleiftet habe; worüber der Prafident des Appellationd: 
bofes binnen Monatöfrift der betreffenden Kreisbehörde eine Beſcheinigung 
uͤbermachen wird, die dem, nach $. 5. der mehrerwaͤhnten Doraung bierher 
einzubefördernden, Geſuche beigefügt werden muß. 

$. 4. Da die allerhöchfte f. Verordnung vom 4. Juni 1804, bie Vermoͤ⸗ 
gens⸗Exportationen betreffend, wonach von jeder Vermögens: Exportation eine Ab: 
gabe von 10 Prozent entrichtet werden muß, ebenmobl “auf jene Erportation 
ausgedehnt werden foll, die-mit der Auswanderung in Verbindung fteht, oder 
durch diefe fih ereignet, infoferne befondere fpezielle Staatöverträge nicht da» 
von befreien; fo hat der Auswandernde feinen Bermögensftand genau nachzu⸗ 
weiſen, und mit Auszügen aus der Mutterrolle zu belegen; es bleibt ihm zwar 
“unbenommen, den Berfauf von Grundgütern durch Akten unter Privat-Unter: 
fchrift in geböriger Form nachzuweiſen; vorbehaltlih einer nähern Prüfung , 
im Falle ver Bermuthung einer unrichtigen Angabe bei Beſtimmung. des Drei: 
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fes, für welche der Käufer feiner Seits nicht allein verantwortlich if, fondern 
auch eintretenden Hals deßwegen gerichtlich verfolgt werden wird. Jedoch kann 
ein folher Verkauf erft nach der ertheilten Auswanderungs » Erlaubniß gülti- 
germweife geichehen. 

‚ Art. 5. Der Kaufpreis für Güter, welche zum Behufe der Auswanderung 
öffentlich) oder heimlich verfauft werden, kann nicht gültig bezablt werden, ebe 
und bevor den Vorſchriften der gegenwärtigen DBerordnung Genüge geleiftet, 
und diefes Alles durch eine Erlaubnig zum, Auswandern von dieffeitiger Stelle 
nachgewieſen ift. 


Art. 6. Gegenwärtige Berordnung foll durch das Amtsblatt zur allgemei- 
nen Kenntniß gebracht werden, und find die geridhtlihen und Verwaltungs⸗Be⸗ 
börden, in ſoweit ed jede betrifft, mit der genauen Vollziehung beauftragt. 


Staatd-Bertrag (Amtsbl. 1817 ©. 641) wegen der Militärs 
pflichtigfeit der Audwandernden: 

Nacfolgende Erklärung über die von Uns und des Großherzogs von Sadı- 
fen: Weimar Pönigl. Hoheit angenommenen Grundfäge, rückſichtlich der Militär« 
pflichtigfeit bei wechfelfeitiger Auswanderung von Unterthanen, Iaffen Wir durd 
das Regierungsblatt zur allgemeinen Wiffenfhaft und Nachachtung mit dem 
Anbange befannt machen, dag au in Bezug auf die herzoglich Sachſen-Gotha⸗ 
und Altenburgiſchen Lande am 30 dv. M. eine ganz gleichlautende Erklaͤrung von 
Unferm außerordentlihen Gefandten und bevollmädtigten Minifter am koͤnigl. 
fähfifhen Hofe, Grafen von Luxburg, und dem herzoglich Sachen» Gothai⸗— 
fhen Legationsrathe und Gefhäftsträger an demfelben Hofe, Heinrih Ludwig 
Verlohren, unterzeihnet und gegenfeitig ausgewechſelt worden ift, fomit die 
nachfolgenden Beftimmungen auch rüdjichtlih der herzeglich Sachſen-Gotha⸗ und 
Altenburgifhen Lande zu beobachten find. 

Damit die in der deutfhen Bundes-Afte, Artikel 18, Ziffer 1 nnd 2, Litt. 
b, vorbehaltene nähere Beftimmung gleihförmiger Grundfage über die Mili— 
tärpflichtigkeit in Beziehung auf die Befugniß der Unterthanen, zum freien 
Wegziehen in einen andern deutfhen Bundes-Staat, oder zum Eintritt in defjelben 
‚ Civil: oder Militärdienfte, einftweilen wenigftens zwifchen dem Fönigl. bayerifchen 
und großherzogl. fähfiihen Staate, zum Beiten der beiderjeitigen Unterthanen 
feftgefegt werde, fo find die Unterzeichneten, Namens ihrer Allerhoͤchſten Höfe, 
über folgende Beftimmungen übereingefommen und erflären hiemit: 


I. Die Zahre der Militärpflichtigkeit, in fofern als diefelbe der Befugniß 
des freien Wegziehens aus dem koͤniglich bayerifhen in die großherzoglich ſaͤch⸗ 
fiihen Lande, und aus diefen in jene, oder des Eintretens in koͤniglich bayeris 
ſche und berzoglich fähfifche Dienfte, im Wege ftebt, werden von dem Anfange 
des 18. bis zum vollendelen 27. Lebensjahre feftgefekt. 

II. Innerhalb diefes Lebensalters behalten ſich die Pöniglich — und 
großherzoglich ſaͤchſiſche Regierung bevor, ihre auszuwandern oder in auswaͤr⸗ 
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tige Dienfte zu treten wünfchenden Unterthanen, entweder zum perfönlihen 
Kriegsdienfte, oder nadj den allenfalls. beftehenden Reluitions-Geſetzen, zum Er» 
faß derfelben anzubalten. 

III. Bor dem Anfange des 18. und nach vollendetem 27. Sabre ift der 
MWegziebende als von allem Kriegsdienfte frei anzufehen, uud er folk in dem 
Staate, aud welhem er auswandert, weder zum Dienfte bei dem ftehenden 
Heere, noch bei dem unter dem Namen Nationalgarde, mobilen Legionen, 
Sandwehr oder Fandfturm begriffenen, oder wie immer Namen habenden Ber: 
theidigungs-Anftalten angehalten werden, noch biefür einen Erfag zu leiften haben. 

IV. Der abzjiehende Vater nimmi feine Söhne, die noch nicht das 18. 
Jahr angetreten haben, mit fih. Bon diefem Alter anfangend, müſſen bie Söhne, 
vor der Auswanderung, der Dientpflictigfeit Genuͤge leiften. 

V. Während des Kriegs wird die Befugnig des Wegziehens für jeden, zu 
irgend einer Art. von Baterlonds = Vertheidigung verpflichteten Unterthan, 
fufpendirt. 

VI In jedem Falle muß ſich derjenige, welcher aus den koͤniglich bayeri⸗ 
ſchen Staaten in die großherzoglich fähfiihen , oder aus diefen in jene auszu⸗ 
wandern, oder in deffelben Kriegs » oder Zivil:Dienfte zu treten wünfcht, ſich 
vorher an feine vorgefegte Landes» Behörde wenden, und deren Einwilligung 
erholen, wobei jedoch lediglich, in wiefern die geieglihen Beftimmungen erfüllt 
find, beurtheilt, in Peinem Falle aber das Wegziehen über die Belimmungen 
diefer Uebereinkunft hinaus erſchwert werden foll. 


VII Endlich mahen fi beide Regierungen gegen einander verbindlid,, 


darauf zu halten, daß jeder Ginwandernde, der fid in den Militaͤrpflichtigkeits— 
Jahren, entweder in Rüdjiht auf das ftehende Heer, oder auf die unter dem 
Namen von Nationalgarde, mobilen Legion , Landwehr oder Landfturm begrifs 
fenen,, oder wie immer Namen habenden Vertpeidigungs:Anftalt nad den Ges 
feßen des Staates befindet, in welchen er übergeht, ald unmittelbar in deſſen 
Mititärpflichtigkeit übergehend betrachtet werden, demnach fie ſich wechielfeitig 
verſprechen, folhen Einwandernden Feine Bergüunftigung dahin zu ertheilen, 
daß diefelben von der Waffenpflichtigfeit befreit werden follen. 


‘ 


Gegenwärtige Erflärung fol durch das Regierungsblatt oder auf die 


fonft hergebrachte Art zur Öffentlichen Kenntniß gebracht werden. 





Gleiche Uebereinfunft wurde laut Befanntmahung vom 17. Jas 
nuar 1818 (Amtsbl. S.291) mit Sachfen-Goburg getroffen. Desglei⸗ 
"hen laut Fönigl. Refeipts vom 10. Juni 1819 (Amtsbl. ©. 63) 
mit Sachen » Meiningen; ferner (aut koͤnigl. Reſcripts vom 6. 
April 1819 (Amtsbl. S. 65) mit Hilburghaufen; bier jedoch mit 
der Abweichung, daß die Jahre der Militärpflichtigfeit für die 
bifdurghaufifchen Unterthanen auf die Zeit vom Anfang des 18. 
bis vollendeten 29. Lebensjahr beftimmt find. 


TIER 
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Verordnung vom 12. November 1817 nebſt Zuſatz der Kreids 
regierung vom 7. Jänner 1818. (Amtsbl.S 35): 

In Erwägung), daß die Bewohner Unferes Rheinkreifes von dem verderbs 
lihen Hange zum Wegzichen in fremde Latide fomohl durch die dagegen getrofs 
fenen Berfügungen,, ald durd belehrende, zum Theil mit eigenem Schaden 
gemachte Erfahrungen, immer mehr zurüdfommen , und in der Abſicht, die 
möglihfte Schonung gegen Berirrte, fo wie die der Heiligkeit des Eigentbums 
überall gebührende Achtung mit der nöthigen Strenge gegen gewiſſenloſe Betrü- 
ger zu verbinden, welche dergleihen Auswanderungen aus Gewinnſucht verans 
laffen und zu befördern ftreben, genehmigen Wir, nad) gutachtlihem Antrage, 
daß die Verordnungen vom 17. Junius und 19, Julius v. 3. nunmehr in 
nachfolgender Weife modifizirt werden: 


1) Dad Vermögen der ohne Erlaubnig ausgewanderten Unterthanen ift auf 
die erfte Anzeige von deren Entfernung fofort in Befchlag zu nehmen, 
und unterliegt, gemäß den Beltimmungen Unferes Edikts vom 29. Aus 
guft 1808, der temporären Einziehung ; 


2) Die binnen Zabresfrift in ihre heimlich verlaffene Heimath zurückkehren— 
den Emigranten Pönnen, nad Befund der Umftände, und foferne fie 
nicht durch anderweitiges Verſchulden ſich folher Milde unmwürdig gemacht 
baben,, durch gebörig motivirten Befchluß Unferer Regierung in den 
Beſitz und Genuß ihres fequefrirten Vermögens, ohne Abzug, aber audy 
ohne Zinfen wieder eingefeßt werden. 


3) Die in den Art. A und 5 obiger Verordnung vom 19. Zulius 1816 aus: 
gefprochene Ungültigkeit ift fortan auf foldye Guͤter-Kaͤufe zu beſchraͤnken, 
mwodei der Käufer ermweislihermaßen Mit:Wiffenihaft von der Abſicht 
heimlicher Auswanderung ded Berfäufers hatte, und ſonach als Begün: 
fliger gefeßmwidriger Handlung erfceint. 


Vorftebende allerhoͤchſte Verordnung, mit deren Vollzug die adminiftrativen 
und Zuftig-Behörden, fo weit es jede betrifft, beauftragt find, wird durch das 
Amtsblatt mit dem Beifügen biemit befannt gemacht : 
Daß das $. 1 angezogene allerhöchfte Edift vom 29. Auguft 1808 folgende 
hieher gehörige Beſtimmung enthält: 
„Bei Auswanderungen ohne Bewilligung wird zwar dem Ausgewan: 
„derten der Beiig und der Genuß des Vermögens benommen, daffelbe 
„ſoll aber den rechtmäßigen Erben, melde fi nad dem Tode des Auss 
„gewanderten dazu legitimiren werden, ohne Abzug aber auch ohne Zins 
„fen wieder verabfolgt werden. 
„Wieferne die Erbfchaft an auswärtige Erben gelangen kann, hängt 
„von der Reriprocität und den Staats: Verträgen ab.‘ 
Die Böniglihen Bezirksbehörden haben hiernach die Beichlagnehmung bei 
vorkommenden Fällen zu veranlaffen, den Sequefter zu beiftellen, und fodann 
der Pöniglihen Regierung zur weitern DBerfügung Anzeige zu machen. 
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Hiezu wurbe am 18. Februar 1818 (Amtsbl. S. 287) befannt 
gemacht, daß nach koͤnigl. Refeript vom 27. Sänner die Zinfen 
vom fequeftrirten Vermögen der heimlich Audgewanderten der Orts, 
Armenfaffe zufallen follen. 


Endlich erſchien über Auswanderungen nah Amerika Nach⸗ 

ſtehendes im Intelligenzbl. 1828 S. 101. | 

Die nachfolgenden Verordnungen der Pönigl. Niederländifhen und der 
Pönigl. Preusifhen Regierung enthalten die Bedingungen, unter welchen Aus. 
wanderer nach Amerika die Gebiete jener Staaten beireten und ihre Reifen 
durch diefelben fortfegen dürfen. 

Da man erwarten darf, daß diefe Borfchriften dazu beitragen werden, die 
bisher vorgefommenen heimliben Auswanderungen zu befeitigen, durch melde 
fon fo viele Familien in ein gränzenlofes Elend verfegt worden find, fo haben 
die Pöniglihen Land⸗Commiſſariate ſowohl als die Local:Volizei-Behörden beforgt 
zu fepn, daß der Inhalt derfelben allenthalben befannt werde. 


Abfhrift | 
der Pönigliden Niederländifhen Verordnung vom 3. 
Februar 1818 


1) Auswanderer, und überhaupt Fremde, welche in Geſellſchaften ſich nad 
den Niederlanden begeben, um fi in einem der dortigen Häfen nad. Ame- 
rika einzufhiffen, werden auf das Gebiet dieſes Königreibd nur dann 
zugelafien werden, wenn fie eine Ermächtigung hiezu vorzeigen Pönnen, 
welche ihnen auf ihr Anfuhen der in dem Lande, das fie verlaffen, be 
glaubigte, oder ın deffen Ermangelung der nädfte Föniglihe. Niederlän- 
diſche Gefandte, Gefhhäftsträger oder Konful ausgeftellt. hat; 

2) folhe Ermädtigungen werden nur denjenigen ausgeftellt werden, welche _ 
folgende Urkunden vorzulegen im Stande find: 

a) einen Auswanderungs:Erlaubniß:Schein der zuftändigen Behörde; 

b) eine Erklärung der Obrigkeit des Landes, das fie verlaflen wollen, 
über Bor: und Zunamen und Wopnorte der betreffenden Perfonen, 
über ihr Alter, über den Betrag den fie an Geld und Geldeswerth be⸗ 
figen um die Koften ihrer Reife, ihres Aufenthaltes in den Mieder- 
landen und ihrer Ueberfahrt bis zum Ort ihrer Beſtimmung zu bes 
ftreiten, über den Weg, den fie einzufchlagen gedenfen, und darüber, 
daß fie mit den erforderlihen Paͤſſen nah dem Auslande werden ver, 
fehen werden; 

e) eine von einem Notar aufgenommene Erklärung des Niederl. Schiff⸗Rhe⸗ 
ders oder Kapitäns, der die Ueberſchiffung diefer Perfonen nad Amerika 
übernimmt, über das zum Transport beflimmte Schiff, über deſſen 
Tonnengebalt, über die Zahl der Perfonen, die er, einfchließlic der 
Schiffsmannſchaft, überzuſchiffen oder überſchiffen zu laffen beabfihtige, 
und über die Füriorge die er treffen. werde, daß, fobald die fraglichen 
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Derfonen in dem zu ihrer Einfchiffung. beftimmten Niederländifhen 
Hafen angefommen feyn werden, das Schiff hiezu bereit, gehörig bes 
mannt, und mit allem zur Reife Nöthigen verſehen feyn werde; 

d) einen durch einen Notär ausgefertigten Bürgichaftsfchein zweier oder 
mehrerer befannter und angefehener Niederländifcher Handlungshäufer, 
wonach biefelben für alle Koften ohne Ausnahmen gut ftehen, melde 
der Aufenthalt der Auswanderer in dem Miederländifhen Gebiete 
veranlaffen würde; 


3) die Grenzbehördem find angemwiefen, bei der Ankunft von dergleichen Aus⸗ 
wanderern fich” zu vergewiſſern, daß fie nicht nur die angeführte Er— 
! mädhtigung von Geite eines k. Niederländifhen Gefandten, Gefdäftdträr 
gers oder Konfuld, fondern aud Reifepäffe bei fich haben, beurkundet 
von einer zuftändigen Behörde des den Niederlanden zunaͤchſt gelegenen 
Staats, dnurch welchen fie paffiren mußten, und die Weiterreife 'nur 
dann zu ‚geftatten, wenn fie von der Volizeibehörde der Stadt oder des 
Hafens, wo fi das ausgerüftete Schiff befindet, die fhriftlihe Verſiche— 
rung erhalten haben, daß ed den erforderlihen Raum für eine zweck⸗ 
mäßige Unterkunft der Auswanderer gewähre, und dag ed mit dem 
erften günftigen Wind in See zu geben im Stande fey. 


Abſqhrift. 


Die koͤnigliche Niederlaͤndiſche Regierung hat unter dem 28. Februar c, 
einen Beichluß erlaffen, nad welhem nur ſolchen Auswanderern, oder truppmeife 
antommenden Ausländern der Eintritt in die Miederlande geftattet werden 
fol, welche mit einem von dem, in dem Lande, das fie verlafien, oder in dem 
naͤchſten accreditirten Niederländifhen Gefandten, Gefhäftsträger oder Konful 
ausgeftelten Erlaubnißfcheine verfehen find. 

Das Königl. Minifterium des Innern hat in Folge dieſes Beſchluſſes unter 
dem 24. vorigen Wonats verfügt, daß folhen aus dem übrigen deutichen 
Staaten ankommenden Zügen aud der Eintritt über die preußifchen Grenzen, ' 
welche fie, um nad Holland zu Fommen, berühren müflen, nur unter denfel» 
ben Bedingungen geftattet werden foll. 

Saͤmmtliche Volizei-Behörden werden hiermit angemwiefen, hierüber ftreng 
- zu wäcen, und allen auswärtigen Auswanderern oder truppweife antommen» 
den Ausländern, wenn fie nicht mit der Erlaubnig eines koͤnigl. -Niederländis- 
fhen Geſandten, Gefhäftsträgerd oder Konſuls verfehen find, den Eingang 
über die diefjeitigen Grenzen zu verfagen. 





Hierzu noch der Nachtrag GIntelligenzbl. ©. 230): 

Die Pönigl. Hanndverifhe Negierung verweigert den über Bremen nad) 
Brafilien Ausmwandernden den Durchgang, wenn fie nicht an der Grenze die 
Paſſage⸗Gelder von 120 fl. für jeden Erwachſenen und 60 Gulden für Kinder 
zwifchen 6 und 12 Jahren vorzuzjeigen vermögen. 
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In Folge tiefer Beftimmung der Pönigl. Hannöverifhen Regierung find die 
diesfeitigen Grenz: Behörden der Provinz Weltphalen angewieſen, keinem Aus» 
mwanderer ohne Borjeigung diefer Summe den Durchgang zu geftatten. 

Sämmtlihe Polizeis-Behörden beider Rheinprovinzen werden hierdurd an» 
gewiefen, in gleicher Art zu verfahren, wenn aud die Auswanderer mit der 
Erlaubniß zur Auswanderung gehörig verfehen feyn follten. 


Auch müffen wir von den Beſtimmungen über . 
FFreizügigkeit 
Kenntniß nehmen. Schon durch koͤnigl. Verordnung vom 23. Juli 
1816 (Amtsbl. ©. 233) wurde der am 11. Mai 1808 mit Heſſen⸗ 
darmftadt abgefchloffene Vertrag erneuert und auf ben beider, 
feitigen jetzigen Gebietsumfangaus gedehnt. Diefer Vertrag ift 
diefjeitö nicht verkuͤndet. 


Ferner wurde am 1. März 1817 (Amtsbl. ©. 81) über die 
Anwendung des mit Preußen beftehenden Vertrags vom 23. Mai 
1805 folgende Erklärung befannt gemacht: 

Die Pöniglic-bayerifhe Regierung und die koͤniglich-preußiſche Regierung 
find miteinander dahin übereingefommen, und erPlären hiermit: 

Daß gegenwärtig der Abſchoß bei Erb» und Vermaͤchtniß-Faͤllen und das Ab» 
fahrtgeld in allen denjenigen Fällen, in melden die Auswanderungen 
aus den Pöniglich:bayerifhen nah den Föniglich-preußifhen Landen, und 
aus diefen in jene erlaubt find, ohne Unterfihied, ob die Erhebung dem 
Fiskus oder Privatberechtigten, Kommunen oder Patrimonialgerichten zu» 
ftege, aufhören foll, und daß die dieferhald am %/., Zuni 1811 zwiihen 
der Pöniglich-preußifhen und der Pöniglich-bayerifhen Regierung abge- 
ſchloſſene Uebereintunft 7) auf fämmtliche jegige Pönıglic:preußifhe und 
Pöniglibayerifhe Staaten Anwendung finden, dag mithin in allen den» 
jenigen innerhalb der refpectiven beiden Lande jest etwa anbängigen 
und Pünftig vorfommenden Erbichafts:, Vermaͤchtniß⸗ und Vermögens: 
Berabfolgungs:Fällen aus dem einen in den andern Staat, in Gemäßpeit 
jener Uebereinfunft verfahren werden foll. 

Gegenwärtige Erflärung fol, nachdem fie in gleihlautenden Eremplarien 
von dem koͤniglich⸗bayeriſchen und dem Röniglich:preußifhen Minifterium vollzo- 
gen und ausgewecbielt worden, durch Öffentlihe Befanntmahung in den beider: 
feitigen Staaten Kraft und Wirkfamkeit erhalten. 


K. Verordnung vom 29. Suli 1817 (Amtsbl. ©. 410). 
Zur Bolljiebung ded 18. Artifeld der am 8. Juni 1815 zu Ween zwiichen 





=") Regierungdblart 1811 S. 821, 
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Uns und den übrigen fouverainen Fürften und freien Städten Deutfchlands 
abgeſchloſſenen Bundes »Afte find Wir mit denfelben über folgende Punkte 
übereingetommen: 


1) Die Nachſteuer⸗ und Abzugs-Freiheit von dem aus einem Lande in das 


2) 


andere gebracht werdenden DBermögen fol ſich auf alle deutſche 
Bundes⸗Staaten gegen einander beziehen. 


Jede Art von Bermögen, welches von einem Bundes-Staate in 
den andern übergeht, es fey aus Beranlaffung einer Auswanderung, 
oder aus dem Grunde eines Erbichafts-Anfalles, eines Verkaufs, Tau: 
fches, einer Schenkung, Mitgift oder auf andere Weife, ift unter die: 
fer AbzugssFreibeit begriffen; und 


3) Jede Abgabe, melde die Ausfuhr: des Vermoͤgens aus einem zum 


4) 


5) 


6) 


Bunde gehörenden Staate in den andern, oder den Uebergang des Ver— 
mögens:Eigenthums auf Angehörige eines andern Bundes:Staats be: 
fhränfet, wird für aufgehoben erklärt. 

Dagegen find unter dieſer Freizügigkeit nicht begriffen, Abgaben 
welche mit einem Erbihafts-Anfalle, Legate, Verfaufe, einer Schenfung 
u. d. gl. verbunden find, und ohne Unterſchied, ob das Bermögen im 
Sande bleibt, oder hinausgezogen wird, ob der neue Beliger ein Sn» 
länder oder ein Fremder ift, bisher entrichtet werden mußten, namentlich 
Kollateral»Erbfchafts »Steuer, Stempel: Abgabe u. d. gl. Auch Zoll-Ab: 
gaben werden durch die NMachfteuer » Freiheit nicht ausgefchloffen. 


Die zum Vortheile der in einzelnen Staaten oder Gemeinden beftehen- 
den Schulden-Tilgungs-Kaſſen, oder überhaupt wegen der Kommunal: 
Säulden eingeführten Abzüge von auswanderndem Vermögen werden 
allgemein aufgehoben. 

Die in Unfern Staaten fhon durch Unfer Edit vom 8. Auguit 

1808, $. 5 aufgehobenen Manumiffions:Gelder find auch da, mo die Leib: 
eigenfchaft oder Hofhörigfeit noch zur Zeit befteht, in fofern fie nur von 
den aus einem Bundes-Staate in den andern ausmwandernden Unter» 
thanen ‚zu entrichten wären unter der Nachſteuer⸗Freiheit begriffen. 
Was den Losfauf von der Militär Pflichtigfeit in Hinfiht auf Freizü— 
gigfeit anlangt, bleibt eine fernere Hebereinfunft vorbehalten. 
Die Nachfteuer- und Abzugs:Freiheit findet ohne: Unterfchied ftatt, ob die 
Erhebung diefer Abgabe bisher dem Tandesherrliben Fiskus, den Stan 
desherrn, den Privatberechtigten, Kommunen oder Patrimonial-Geric> 
ten zultand. 

Auch die Art der Verwendung des Abzugs-Gefälles kann 
feinen Grund darleihen, daffelbe fortan beftehen zu laſſen. 


Die befonderen Sreizügigfeitd.Berträge follen, in. fomeit fie datjenige, 
mag die gegenwärtigen. Beilimmungen ensbalten, begünftigen, erleichtern 
oder noch mehr ausdehnen, audhzkünftig aufrecht erhalten werden, und 
beſtehen alfo, in fofern als fie diefen Beftimmungen nicht entgegen find. 
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8) Als allgemein geltender Termin, von welchem an die völlige Nachſteuer⸗ 
Freiheit von allem auswandernden DBermögen in den deutihen Bundes» 
Staaten fatt haben foll, iſt der erfte diefes Monats feftgefegt worden, 
unbefchadet jedocd der günftigeren Beſtimmungen, weiche theild aus Ber: 
trägen verſchiedener Bunded:Staaten unter fih, theils aus landesherr: 
fihen Verordnungen einzelner Regierungen hervorgegangen find. 

Es wird: Übrigens der Zeitpunkt der BermögensErportation und 

des Berzichts auf das Unterthans-Recht zur Richtſchnur angenommen. 
In Folge diefer Beftimmungen haben vom 1. d. M. an in Unfern Staa» 
ten aufjubören : 

a) Der Bezug von Abfahrtögeld und Nachſteuer gegen die wenigen 
deutihen Bundes-Gtaaten, mit weldhen nicht ſchon in Folge der von Uns 
im Sabre 1801 erflärten Regierungs-Grundfäge durch ausdrüdlihe Ber, 

. träge oder ftillfehweigende gegenfeitige Obſervanz, Freizügigkeit beftebt. 

b) Der Bezug der gegen die Paiferlich» königlich oͤſterreichiſchen Staaten rer 
torfionsmweife eingeführten dreiprocentigen Emigrations»Tare und 
des fogenannten Militär-Abfahrts:Geldes, welches von den in 
die Paiferlich-Föniglich Hfterreihiihen Staaten übergehenden Verlaſſenſchaf— 
ten von Militär: Perfonen mit 10 % gleichfalls retorsive bejogen wird, 
endlich des ebenfalls gegen diefelben Staaten beibehaltenen gutsherr- 
fihen und flädtifhen Abfahrtd-Geldes, foweit die Aus— 
wanderung oder Bermögend:Erportation in die zum 
deutfhen Bunde gehörigen kaiſerlich-königlich Öfterrei- 
chiſchen Erbländer geſchieht. 

ec) Der Bezug vom gutsherrlichen oder ſtädtiſchen Abfahrts— 
gelde, wie foldhes in dem mit dem Großherzogthume Baden abgeſchloſ⸗ 
fenen Freizügigfeitd-Bertrage ausdrüdlic vorbehalten iſt. 

d) Der Bezug von Beiträgen zu Kriegd: und Gemeinde: Shuls 
den, in fofern ſolcher bisher nocd gegen einige Staaten retorfionsweife 
beibehalten worden if, Dagegen bat es 

e) bei der bisher beftimmten Reluition der Militär: Pflichtigfeit bis auf Weis 
tered fein Berbleiben. 

Indem Wir hiermit Unfere fammtlihen Stellen uno Behörden anweifen, 
fih nach dieſen Beftimmungen genau zu achten, laffen Wir diefelben auch zur 
Wiffenfhaft Unferer Unterthanen durch das Regierungsblatt befannt machen. 


K. Verordnung vom 23. Dezember 1817 (Amtsbl. 1818 ©. 
289) wodurch eine völlige Abzugs-Freiheit zwifchen Bayern und 
den Königreich der Niederlande ausgefprochen wird. 

Königl. Verordnung vom. 31. Juli 1822 (Amtsbl. ©. 165) 
ebenfo mit Parma. 

Bekanntmachung vom 1. Auguft 1825, (Intelligenzbl. ©. 861) 
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wonach laut koͤnigl. Reſcripts vom 25. September 1823 der im 
Jahr 1772 mit Sardinien abgeſchloſſene Vertrag erneuert wor⸗ 
den ift, welcher einen Abzug von fünf Prozent. von allem dahin 
gebrachten Vermögen anordnet. 

Hierher gehört dann auch bie Regierungs⸗ Verordnung vom 
31. Jaͤnner 1828 (Intelligenzbl. ©, 25), die Erhebung der Nach—⸗ 
ftener bei Audwanderungen betreffend. 

Um die Anftände zu befeitigen, welche bei Erhebung der Nachſteuern vor⸗ 
gekommen find, ſieht man ſich veranlaßt, zu verfügen, wie folgt: 

1) Bei Snftruirung der Ausmanderungsgefuhe nah Staaten, mit melden 
Peine unbedingte Freizügigkeit beftehet, haben ſich die Pönigl. Land-Eom:- 
miffariate fchriftlihe DeBlarationen des zu erportirenden Vermoͤgens, 
unter Beobahtung des Art. 4 der Berordnung vom 19. Juli 1816 
(Amtsbl. pag. 115) vorlegen zu laffen und diefelten den betreffenden 
Pönigl. Rentämtern unter Beifügung derjenigen Bemerfungen mitzutbei- 


len, zu welchen der Anhalt der amtliben Verhandlungen Beranlafjung 
geben kann. 

2) Finden die königlihen Rentämter gegen diefe Deflarationen nichts zu erins 
nern, fo erheben fie auf den Grund derfelben die Ragteuer in der 
durch die beftehenden Verordnungen beftimmten Größe. 

Im entgegengefegten Falle aber find fie ermächtiget, vorerft zur Be“ 
richtigung jener Deklaration die gerichtliche Inventur zu verlangen und 
zu betreiben. 

3) Nur gegen Vorlage der Befheinigungen der betreffenden koͤnigl. Rent: 
ämter über die vollftändige Berichtigung der Nachſteuer baben die Pönigl. 
Land: Commiffariate den Auswanderern nad Erfüllung der übrigen ge: 
fegliden Erforderniffe den amtlıdhen Konfens biezu auszufertigen, 


In Bezug auf Nachfteuer und Freizügigkeit gift übrigens der 
Grundſatz der Gegenfeitigfeit. Dies ift neuerlich in Bezug auf 
Nordamerika ausgefprochen und der früher erhobene Abzug bei 
Auswanderungen dahin aufgehoben worden. 


I. Gefellfhaften. 

Eins der wichtigften Bürgerrechte ift jenes, Vertraͤge zu ger 
felligen Vereinigungen einzugehen, wovon bier umftändlich zu hans 
dein it. Schon die Familie ift in gewiffen Sinn eine Gefell- 
haft. Andere Gattungen find die Handelsgeſellſchaften, gefellige 
Bereine für wifjenfchaftliche Zwede, zur Unterhaltung u. f. w. 
Ale diefe fallen dem bürgerlichen Privatrecht anheim. Gemifchter 
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Natur find bie refigiöfen und Ortsgemeinden in ſolchen Staaten, 
wo, wie bei nnd, folchen Gemeinheiten ein politifche Bedeutung 
anflebt. Nein politiſch find Verſammlungen zu politiſchen Zwecken. 
Wir reden von jener diefer Gattüngen insbefondere; zuvor führe 
ich Die Art: 291 — 294 des Strafgefeßbuche an, welche allen 
Gefeltfchaften ohne Unterfchied gemein find. 

Art. 291. Jede Vereinigung von mebr als zwanzig Perſonen, deren Zweck 
iſt, ſich täglich, oder An gewiſſen Tagen zu verfammeln, um mit religioöſen, lit: 
terarifchen, politiſchen oder anderen Gegeuſtaͤnden ſich zu beſchäftigen, kann nur 
mit Genehmigung der Regierung and unter den Bedingungen Statt finden, 
weiche der Obrigkeit ihr aufzulegen gefallen wird. 

In der bier beſtimmten Verfonenzapl find jene nicht begriffen, welche in 
dem Haufe wohnen, worin die Gefelfhaft fih verfammelt. 

Art. 29% Jede Gefellfchaft der angegebenen Art, welche ſich ohne Erlaub- 
niß bildet, oder nach deren Auswirkung die ihr auferlegten Bedingungen vers 
legt, foll aufgeiößt werden. 

Die Häupter, Direftoren oder Verwalter der Gefelfhaft werden überdies 
mit einer Geldfrafe von 16 bis 200 Franken belegt. 

Art. 293. Wenn durch Rede, Yufmunterung,, Anrufung oder Gebete, in 
welcher Sprache es fey, oder durch eh. Anfchlag, Kundmahung oder Ver⸗ 
theilung von irgenderlei Schriften, in folben Berfammlungen irgend eine Auf- 
forderung zu Verbrechen oder Vergehen gefhehen ift, fo beträgt die Strafe 100 
bis 300 Franken und drei Monat bis zwei Jahre Gefängnig für die Häupter, 
Direftoren und Verwalter der Gefellfhaften; unbeſchadet der härteren Stra⸗ 
fen, weiche die Gefege perfönlicd; gegen die Individuen ausfprechen, welche der 
Aufforderung fih fhuldig gemacht haben, und welche in einem Hall mit gerins 
gerer Strafe belegt werden follen als die den Häuptern, Direktoren und Ber: 
waltern zugemeſſene. 

Art. 294. Geder, welcher ohne Erlaubniß der Amtöbehörde den Gebrauch 
feines Haufes oder Zimmers, ganz oder tbeilmeife, zur Verſammlung einer 
obgleich genehmigten Gefellfhaft, oder zur Ausübung eines Sottesdienftes ver» 
willigt hat, unterliegt einer Geldftrafe ven 16 bis 200 Franken.“ 


Die nene Berfaffung fagt von Gefelihaften im Allgemeinen 
gar nichts. Selbſt von den Ortsgemeinden fpricht fie nur nebens 
ber. . Nur von den religiöfen Gemeinden handelt fie ausdruͤcklich. 
Es ift daher der Kal, die frühern Beftimmungen zur Ergänzung 
aufzunehmen, wie bies eben ſchon durch die angeführten Artikel 
des Strafgeſetzbuchs gefchehen ift. 

$.L Privatgefellihaften. 
Von diefen ſchweigt die Verfafung vom 26. Mai 1818 gänzlich, 
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die Anordnung der buͤrgerlichen Privatgeſetzgebung uͤberlaſſend; und 
ſo wird die Regel gelten: Was nicht verboten iſt, iſt erlaubt. Dem 
Menſchen iſt ein Geſelligkeitstrieb angeboren, welchen er auf irgend 
eine Weiſe zu befriedigen ſtrebt. Die Vernunft beſtimmt die Zwecke, 
welche er erzielen darf und ſoll. Die Regierung wacht, daß dieſe 
Verbindungen nicht ausarten, nicht der Geſammtheit oder andern 
Staatsgliedern nachtheilig werden. Geheime Geſellſchaften aber ſind 
verboten, worauf ſich die am 21. Jaͤnner 1818 (Amtsbl. S. 295) 
publizirte koͤnigl. Verordnung vom 13. September 1814 bezieht. 


Wir haben zwar gleich bei dem Antritte Unferer Regierung unterm 4. No» 
vember 1799 und fpäter noch unterm 5. März; 1804 durd allgemeine und durch 
den Drud bekannt gemachte Berordnungen alle geheimen Gefelfhaften und 
Verbindungen, politifhen,, religiöjen, oder angeblich wiſſenſchaftlichen Zwecks, 
wenn folber dem Gtaate verbeblt oder anders angegeben wird, in Unſern 
Staaten firenge verboten. Da Wir jedoch mit gutem Grunde vermutbhen, daß 
diefe Derbote bei manchen Unferer Untertanen und Diener zu Bergefienbeit 
gerathen, unrecht verftanden, oder geflißentlich übertreten worden feyen, fo wol« 
len Wir, daß diefelben erneuert, ‚und in folgender Art öffentlich befannt gemacht 
werden follen: 

1) Wird. verordnet, daß Beine gebgime Gefellfhaft, ihre Mitglieder mögen 
perfönlih , oder durch Korrefpondenz zufammenbängen, in Unferm Reiche 
geftattet werden folle. 

2) Gene Unferer Untertanen und Diener, welche Anmwerber, Berbreiter und 
Theilnehmer folher Gefellfhaften , welche außer Unferm Reihe beite- 
ben, und Beförderer ihres Zweckes find, wenn diefer dem Staate nicht 
beftimmt angegeben und gebilligt ift, find nad vorgängiger gefeglicher 
Unterfuhung als Uebertreter ded Geſetzes zu betrafen. 

3) Alle jene, welde in Unſern Dienften oder Pflichten fteben, und fih dep” 
falls fhuldig machen, werden hierdurch ihres Dienfted und Amtes ver: 
luſtig. Es ift daher firenge darauf zu fehen, daß der vorgefchriebene 
ſchriftliche Revers von einem Jeden, welder in Unfere Dienfte oder 
Pflichten tritt, audgeftellt werde. Alle und jede, welche ihn etwa noch 
nicht ausgeftellt haben, find zur alsbaldigen Befolgung hierdurch aufgefor- 
dert, und es wird. der Termin hierzu auf drei Monate feftgefegt. . Der 
Revers muß die Verſicherung enthalten, daß der Ausfteller zu Peiner 
geheimen Gefelfchaft, oder zu irgend einer Verbindung, deren Zweck 
dem Staate unbekannt, von demfelben nicht gebilligt, oder dem Intereſſe 
des Staates fremd ift, gehöre, noch je in Zukunft gehören werde. Die» 
ſes muß ein jeder Angeitellte und Berpflichtete durd einen Eid befräf- 
tigen. Die Verlegung diefed Eides zieht ohne weiters und ohne Nach— 
fiht den Berluft der Stelle nad) ſich. 

4) Den oben erwähnten Apndungen und Strafen werden auch die geheimen 
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Geſellſchaften untergeben, die ſich unter was immer für Formen auf 
Univerfitäten, Lyceen und allen oͤffentlichen Unterrichtsanſtalten etwa 
bilden möchten. Die Rectoren, Obern und Profefforen werden, da 
ihnen ohnehin obliegt, auf Betragen und Aufführung ihrer Untergebenen 
zu wachen, zu einer befondern Aufmerkſamkeit auf diefen Gegenftand 
unter ftrenger Verantwortlichkeit aufgefordert. 

5) Alle Gerichte, Polizei:Behörden und Orts-Obrigkeiten haben ſich vorzüg: 
lih angelegen feyn zu laffen, gegen das Entftehen und die MBerbreitung 
geheimer Verbindungen wachſam zu feyn, und wer immer davon Wil» 
ſenſchaft trägt, wird als getreuer Unterthan und redliher Staatsbürger 
auf gefeglihe Art die Anzeige den erwähnten Orts» Obrigfeiten zu 
maden wiſſen, welche fodann von Amtswegen und ordnungsmäßig zu 
verfahren haben. 

Wir laffen diefe Verfügungen, nad welchem ſich allgemtein zu achten iſt, 
durch das Kegierungsblart befannt machen. 

Borftehende allerhoͤchſte Verordnung (Regierungsbl. von 1814, St. LIX, 
1521 — 1524) wird in Gemäßheit allerhöhften Refcripts vom 30. Dejember 
vorigen Jahrs zur. allgemeinen Nachachtung durch das, Amtsblatt biemit be: 
fannt gemacht, 





6. U. Politifhe Gefellfhaften. 

Auch hievon fchweigt die neue Verfaffung, ebenfo die vom 
Jahr VII; die-vom Jahr III handelt hievon in den Artifeln 360 
bis 366 einfehfießtich. 

Da jene nicht verboten, dieſe erlaubt, und das Recht ein 

natürliches ift, fo bejteht ed ohne Zweifel; allein die oben ange- 
führten Artifel 290 — 294 bes Strafgeſetzbuchs fegen die befon- 
dere Bewilligung der Regierung voraus. Wir halten und bies 
bei nicht auf, fondern fchreiten zur 

$. UI. Orts und Kreis-Gemeinde. 

Der beffren UWeberfiht wegen babe ich diefen Gegenftand in 
einen eigenen Abjchnitt zufammengefaßt, welcher den Dritten dies 
ſes Buches bilder; ebenfo 

5. IV. Religiöfe und firdlide Gemeinden 
den vierten Abfchnitt. 
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Drittes Capitel 
Staatöregierumg. 


„Das Königreich Bayern,” fagt $. t,Tit. I der Verfaſſungs 
Urkunde, „ift in der Gefammtvereinigung aller Altern und neuern 
Gebietötheile ein fouveräner monardifcher Staat, nad) den Bes 
fimmungen der gegenwärtigen Berfafjungs-Urfunde.” $ 2. „Für 
das ganze Königreich befteht eine allgemeine, in zwei Kammern 
abgetheilte Stände-Berfammlung.” „Der König,” fagt $. 1, Tit. 
II „iſt das Oberhaupt des Staates, vereinigt in fih alle Rechte 
der Staatögewalt, und übt fie, unter ben von ihm gegebenen 
in ber gegenwärtigen Berfafiungs» Urkunde feftgefeßten Beltims- 
mungen aus. Seine Perfon ift heilig und unverletzlich.“ Hins 
gegen $. 4 des Tit. X: „die Fönigl. Staatsminifter und ſaͤmmt⸗ 
liche Staatödiener find für die genaue Befolgung der Verfaffung 
verantwortlich.’ 

Hier haben wir alfo drei wefentlich verfchiedene Beftandtheile 
ber Staatsregierung im weitelten Sinn: König, Staatsbe 
börden, Stände. Bon legtern ift ſchon geredet. 


Tzite. L Vom König. 


Außer dem BVerfaffungs-Gefege gehören noch folgende Beftims 
mungen hierher: 

Das neue Fönigl. Familieyftatut vom 5. Auguft 1819 
(Amtsbl. 1821, ©. 49: 


Wir Marimilian Sofeph, von Gotted Gnaden König 

von Bayern, 

Urfunden und befennen hiermit: Da die Berfaffungs-Urkunde Unferes Reichs 
som 26. Mai 1818 Abänderungen des unterm 18. Jänner 1816 befannt ge: 
machten Samilien-Gefeges in einigen wefentlihen Stüden erfordert , fo haben 
Wir mad vorgängiger Berathung in einer Berfammlung Unſeres Gefammt: 
Minifteriums, unter Zuftimmung der Agenten Unfere® Haufes , nadyfolgendes 
Pünftig allein gültiges Haus-Örund:Gefeg erlaſſen, in welchem alle Anordnun: 
gen der ältern Familien-Geſetze und Verträge, fo weit fie mit den in oben» 
erwähnter Berfafiungs-Urfunde enthaltenen Beltimmungen vereinbarlih, und auf 
die übrigen Verbäftniffe Unferes Haufes noch anwendbar find, aufgenommen worden. 

Bir beſchließen hiernach und verordnen : 
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I. Titel. 
Bon den Perfonen des fünigliden Hauſes. 
$. 1. Das Königlige Haus begreift: 

a) alle Prinzen und Prinzeffinnen, welche von dem Könige oder von einem 
Defcendenten des gemeinfhaftlihen Stammvaters des. koͤniglichen Hau⸗ 
ſes, durch anerkannte ebenbürtige rechtmaͤßige Ehen, in maͤnnlicher 
Linie abſtammen; 

b) die Gemahlinnen der Koͤniglichen Prinzen und ihrer Wittwen, während 
ihres Wittwenftandes. 

$. 2. Alle Glieder des KRöniglihen Haufes find ver Hoheit und Gerichts⸗ 
barkeit des Monarchen untergeben, und er übt als Haupt des Haufes eine 
befondere Auffiht, mit beſtimmten Rechten, über fie aus. 

$. 3. Diefe Rechte find während der Minderjährigkeit des Königs, oder 
während der Dauer feiner Verhinderung in Ausübung der Negierung, dem 
Keichöverwefer übertragen. 

1. Zitel 
Bon den Heirathen der Prinzen und Prinzeffinnen 
des Königliden Haufe. 

$. 1. Nein bayerifcher Prinz und Feine bayeriſche Prinzeffin darf eine ehe⸗ 
lihe Verbindung eingehen , ohne dazu vorher die Einwilligung des Königs 
erhalten zu baben. 

$. 2. Wenn der König die Bewilligung ertheilt , fo wird die Urkunde 
darüber unter koͤniglicher eigenhändiger Unterfhrift und koͤniglichem Siegel, 
und unter der Contrafignatur des Staatsminifters des Königlihen Hauſes 
audgefertiget. 

$. 3. Unterbleibt diefe förmliche Einwilligung . fo hat die geſchloſſene Ehe 
eines Mitgliedes des Königlihen Hauſes, in Beziehung auf den Stand, Titel 
und Wappen defielben, keine rechtliche Wirkung. Eben fo wenig koͤnnen dar- 
aus auf Staats-Erbfolge, Appanage, Ausfteuer, Witthum, felbit auf die 
nad) ältern Herfommen und Familien⸗ Berträgen zugeftandenen Bortheile einer 
Ehe zur linken Hand Anſpruͤche gemaht werden. Die aus folder Ehe erzeug⸗ 
ten Kinder, oder die zurücgebliebene Wittive, haben nur eine Alimentation 
aus dem eigenen Vermögen des Waters oder Ehegemabls zu fordern. 

$. 4. Alle von den Prinzen und Pringefiinnen des Föniglihen Haufes ges 
ſchloſſenen Ehe⸗Vertraͤge find nichtig, wenn fie die Königliche Beſtaͤtiguug nicht 
erhalten haben. 

$. 5. Keinem Mitgliede des Königlichen Haufes ift eine Adoption geftattet. 

. I. Titel. 

Bon den Verhandlungen über die Geburt, die Ver— 


mäblungen und die Sterbfälle in dem Königliden 


Haufe. | Ä 
F. 1. Diefe Verhandlungen werden unter der Leitung des Miniſters des 
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Königlihen Haufes aufgenommen. Der König ernennt aus den nädften Prin- 
zen ded Hauſes, nad diefen aus den Miniftern, Kron- und erften Staats» 
Beamten die zu folhen Verhandlungen erforderlichen Zeugen. 

$, 2. Wenn der König an vem Orte, wo die Berbandlung vor fidh gebt, 
nicht gegenmwärtig feyn follte, und die Zeugen nicht felbft ernannt bat, fo ge: 
fhiebt die Ernennung derfelben aus den oben bezeichneten Perfonen, durch den 
Minifter des Königlihen Haufes aus befonderm Auftrage des Königs, und im 
alle auch der ebengenannte Minifter nicht gegenwärtig feyn follte, fo werden 
folgende Zeugen dafür beftimmt : 


a) ein volljähriger Prinz des Haufes, wenn ein folder anmefend if, 
b) Die zwei eriten im Orte befindlichen Staattdiener, nebſt den Hofbeam: 
ten des Prinzen, welchen die Verhandlung betrifft. 


Die Verhandlung felbt muß von dem erften Pöniglihen Beamten auf: 
genommen, von den Zeugen mit unterfchrieben, und fodann an den obener- 
mwähnten Minifter eingefendet werden, durch welchen fie, foferne fie nad den 
Vorſchriften des Gefeges verfaßt, und von ihm nichts Dagegen zu erinnern ge» 
funden worden ift, dem Könige vorgelegt wird, 


$.3. Bei GSterbefällen der Prinzen und der Prinzefiinnen des Königl. 
Haufes wird das Siegel in ihren Pallaften und Häufern durch den Minifter 
des Königlichen Haufes angelegt. An dem Orte, mo derfelbe nicht gegenwärtig 
if, beforgt die Siegelanlegung der erſte allda wohnende Pöniglihe Staats: 
Beamte, old der aus beitändigem Auftrage hierzu ernannte Bevollmädhtigte 
des erwähnten Minifters. 

$. 4. In allen vorhin erwähnten Fallen wird das Orginal der verfaßten 
Urkunde in dem Archive des Königlichen Haufes, und eine beglaubigte Abſchrift 
in dem Reichsarchive hinterlegt. 


IV. Titel 


Bon der Auffiht des Königd über die Prinzen und 
Prinzeffinen des Königlihen Hauſes. 

Dem Könige, ald Regenten und Haupte des Haufes, kömmt die Befugniß 
zu, Einfiht von der Erziehung aller Prinzen und Prinzefiinnen feines Hau» 
ſes zu nehmen. 

$.2. Kein Prinz und Peine Prinzeffi in des Königlihen Haufes darf 
ohne ausdrüdlihe Erlaubniß ded Königs in einen fremden Staat ſich begeben. 

$. 3. Ueberhaupt fteht ed dem Monarchen zu, alle zur Erhaltung der 


Ruhe, Ehre, Ordnung und Boplfabrt des Königliche Haufes dienlihen Maß— 
regeln zu ergreifen. 


V. Zitel 


Bon der Thron und Erbfolge. 
$. 1. Bei der Thronfolge treten diejenigen Beltimmungen ein, melde in 
der Berfaffungs.Urkunde Tit. II, 95. 2, 3, 4, 5 und 6 desfalls enthalten find. 
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In den Fällen, da ein Vice-König aufgeftellt wird, fol der zur Thronfolge 
beftimmte Prinz, oder in Ermangelung eines dazu geeigneten Prinzen, ein 
Eingeborner dazu ernannt werden, 


$. 2. Für die Dauer des Mannsftammes, und im Falle, wenn ein durch 
Erbverbrüderung. zur Thronfolge berechtigter Prinz vorhanden ift , find die 
Prinzefiinnen von der Nachfolge zur Krone durch die Verfaſſuñgs⸗ Urkunde 
ausgeichloffen. 

Der Berziht auf diefe Nachfolge foll in Fünftigen Gheverträgen unter 
Beziebung auf die einfchägige Stelle der Berfafunge-Urfunde befonders aus⸗ 
gedrückt werden. 

$. 3. Die Prinzeffinnen find nicht nur von der Regierungsfolge, fondern 
auch von der Fnteftat:Erbfolge alles beweglichen Vermoͤgens des Mannsſtam⸗ 
mes, ſowohl in der Haupt-Linie, als in den Neben-Linien audgefchloffen, fo 
lange nody maͤnnliche Sprofen im Königlihen Haufe vorhanden find. . 
Bis zur Erlöihung des Mannsftammes bleiben fie auf die ihnen ausge: 
feste Ausſteuer beihränft. Sollte der oben vorgefchriebene Verzicht durch irgend 
einey Zufall nicht geleiftet worden feyn, fo werden fie nach den Gefegen des 
Königlihen Haufes zu Gunften des Mannsftammes für verzichtet geachtet. 


94 Gm Falle gänzliher Erlöihung des Mannsftammes wird den Prin- 
zeſſinnen die Erbfolge in das Privat: Bermögen des legten Monarden , nad) 
dem folgenden VIIL Titel, eröffnet. Bei jenem zurüdgelaffenen Vermögen, 
welches als Beitandtheil des der Krone angehörigen Vermögens, nach den früs 
bern Samilıen » Gefegen und Verträgen des Königlichen Haufes und der Ber: 
faſſungs-Urkunde des Reichs Tit. III 69. 1 und 2 erPlärt iſt, richtet fich die 
Erbfolge nah den Beftimmungen über die Thronfolge. 


VI. Zitel 


Bon Appanagen, Ausfteuer und Witthbum. 

.$. 1. Keine Appanage darf künftig aufliegende Güter, fondern fie foll’in einer 
Geld:Rente von böhftens 100,000 Gulden, welche in monatlihen Beträgen an 
die nachgebornen Prinzen auszubezahlen ift, auf die koͤnigliche Staatskiffe ans 

gewiefen werden. Für die nachgebornen Söhne des Königs wird die Appanage 

niemald unter 80,000 Gulden, ‚wenn fie etablirt und verbeirathet fisd, und 
nicht unter 60,000 Gulden, wenn fie vor ihrer Vermaͤhlung ſich etabliren, be: 
tragen. Wenn von dem Könige nur zwei Prinzen binterlaffen worden find, 
fo tritt der Nachgeborne in die volle Appanage von 100,000 Gulden ein, ohne 
daß in der Folge eine Berminderung ftatt finden darf, jedoch wird bei dem 
nachgebornen Söhnen der Fünftigen Könige die wirflihe Vermaͤhlung voraus 
geſetzt, außerdem mit der Etablirung lediglich eine Appanage von 80,000 Guls 
den verbunden fen jol. Neben:Einfünfte, welche von Militär» oder andern 
Chargen, oder aus befondern Titeln bezogen werden, Pönnen in die Appanage 
nicht eingerechnet werden. 

6. 2. Der Unterhalt des Kronpeinien wird jedesmal Be fefigefegt 
und auf die Staatd-Kaffe angemwiefen: 
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⸗⸗ 


$. 3. Die Appagnage der Nachgebornen werden nach dem $. 1 angeführ⸗ 
ten Maßftabe von dem Könige durch eine befondere Urkunde feityeiegt und 
angemwiefen, fobald für den nachgebornen Prinzen ein eigenes Haus gebilder 
wird. Bis dahin werden die nadgebornen Prinzen zwar auf Koften der Königl. 
Staats-Kaffe unterhalten, diefer Unterhalt wird aber jährlih von dem Könige 
befonders beſtimmt. 

$. 4. Da, mo bereits befondere Appanagial:Berträge im Königlichen Haufe 
befteben, bat es hierbei jein Berbleiben. 

$. 5. Die Prinzen des Königlihen Haufes find nach dem Tode ihres Va⸗ 
ters berechtigt, nach erreihtem 21. Jahre ſich befonders zu etabliren, und bier: 
u die ihnen gebübrende Appanage’in Anſpruch zu nehmen. 


$.6. Wenn für einen nachgebornen Prinzen die Appanage feftgefest und 
angemiefen ift, fo muß derfelbe davon nicht nur den Unterhalt feines Haufes, 
fondern auch die Ausfteuer feiner Töchter, die Etablirung und Verſorgung 
feiner Söhne, und die Wilthume in feiner Linie beftreiten. Sollte deſſen Famis 
fie fo zablreih ſeyn, daß die ausgeſetzte Appanage zu ihrem ftandesmäßigen 
Unterbalte nicht mehr hinreichte, oder daß für dad Haus eined Prinzen aus 
der Nebenlinie nicht wenigftens der dritte Theil des Minimums der Appanage 
eined Königlihen Prinzen auszjumitteln wäre, fo wird der König für ſolche 
einzelne Fälle das Abgängige ergänzen, 

Auf den Fall des Abgang einzelner Zweige von der Linie eines nachgebornen 
Prinzen wähft der eröffnete Antheil der Appanage mit den damit verbundenen 
Laften des Witthums, fo wie des Unterhalt und der Ausfteuer der Prinzef- 
finnen den übrigen Zweigen jener Linie gleichheitlich zu. Dem König bleibt 
jedoch vorbehalten, aus diefer eröffneten Appanage den Unterhalt und die Aus- 
fteuer der genannten Prinzeffinnen zu beftimmen, wenn nit ſchon früher der 
legte Sproffe der abgegangenen Nebenlinie mit Böniglicher Bewilligung hierüber 
Vor ſehung getroffen haben follte. 


$. 7. Ein appanagirter Prinz muß allzeit die in feinem Haufe getroffenen 
Einriditungen dem Könige zur Beftätigung anzeigen. 


6. 8. So lange die Prinzeffinnen ledig find, muß für ihren ftandesmäßis 
gen Unterhalt geforgt werden, welcher von dem Könige für feine Prinzeflinnen 
Töchter in dem für das Königliche Haus entworfenen Etat jährlich be: 
fimmt wird. 


$. 9. Wenn der Monarch für den Fall feines Ablebens mit dem Regie» 
rungs⸗Noichfolger wegen des Unterhalts feiner zurüdtgelaffenen Prinzefiinnen Feine 
befondere Berabredung getroffen hat, und die verwittwete Königin gleichfalls 
nicht mehr am eben ift, fo it der Nachfolger verbunden, einer jeden volljäh- 
rigen Prinzeſſin, fobald ein eigenes Haus für fie gebildet wird, bis zu ihrer 
Vermaͤhlung für ihrenfftandesmäßigen Unterhalt eine jährliche Rente vom wenig 
ſtens 24,000 Gulden‘, und böcftens 30,000 Gulden in monatlihen Raten 
anzjumeifen. 

Ohne befondere Gründe kann aber, fobald die Prinzeffinn das 25fte Jahr 
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zurückgelegt bat, derfelben die Beftellung eines eigenen Hauſes nicht verweis 
gert werden. 

6 10. So lange die vermittwete Königin am Leben ift, und ihren Mitt- 
wenftand nicht ändert, verbleiben die ledigen Prinzeſſinnen Töchter in ihrem 
Haufe unter ihrer unmittelbaren Aufficht, und empfangen von dem Thronerben 
für ihren Unterhalt die Hälfte der obigen Summe. Wenn eine Prinzeffin 
nach zurüdgelegtem 2sften Jahre mit Genehmigung des Königs aus dem müt- 
terlihen Haufe tritt, fo erbält fie die volle Appanage, vorbehaltlih der dem 
Monarchen, vermöge des IV. Titel, zuftehenden Rechte der Aufficht. 

$. 11. Für jede Prinzeffin aus der Königlihen Hauptlinie ift bei ihrer 
Vermählung zur Ausfteuer und Total:Abfindung ein Betrag von 100,000 Gul⸗ 
den feftgeiegt. 

$. 12.. Das Witthum der regierenden Königin beftimmt fi, nebft einer 
anftändigen eingerichteten Reſidenz, jedesmal nach dem abgefchloffenen Ehever- 
trage, darf aber Pünftig nie mehr als 120,000 Gulden jährlid , nebft benoͤthig⸗ 
ter Foutrage und Holz, betragen. 

In Anfehung des Witthums der gegenwärtig regierenden Königin verbleibt 
es bei den hierüber getroffenen Anordnungen. 

9. 13. Die darüber zu errichtende Urfunde wird von dem Könige unterzeich- 
net, und mit feinem Kabinets-Giegel gefertiget, dann in Gegenwart zweier, von 
dem Könige befonders hiezu ernannten Zeugen dem Minifter des Königlichen 
Haufes zugeftelt, worüber ein befonderes Protofoll aufgenommen wird. 

$. 14- Die ausgefertigte Urfunde wird alsdann ın dem Haus-Archive bis 
zu dem Zeitpunfte des eintretenden Falles aufbewahrt. 

$. 15. Nah dem erfolgten Ableben des Monarchen wird fie feinem Rad» 
folger von dem Minifter des Königlihen Hauſes vorgelegt, welcher gehalten 
ıft, diefelbe punktlich vollziehen zu laſſen, und der Wittwe eine Abfchrift hie— 
von mitzutbeilen. 

$. 16. Die nachgebornen Prinzen beflimmen auf eine ähnlihe Art das 
Witthum ihrer Gemaplinnen, jedoch muß die darüber ausgefertigte Urkunde 
dem Könige zur Beftätigung vorgelegt werben. 


VII. Zitel 


Don dem Hofftaat des Königlihden Haufe. 
$.1. Der König ernennt feinen Hofitaat, jenen der Königin, ded Kronprizen, 
der Königlihen Wittwen und der Appanagirten in der Königlihen direkten 
Linie. Die Wahl des Hofftaates der Prinzen der Neben » Linie muß ihm an- 
gezeigt, und Bann nur mit feiner Genehmigung angeordnet werden. 


vum Tit el. | 
Bon dem Privat sDVermögen der Glieder ded König 


lihen Haufes, und der Erbfolge in daffelbe. 


$. 1. Ueber alle Gegenftände, welbe j1 dem Staatd: und Hausfideicommiß- 
Vermögen gehören, (Tit. V. 65. 3 und 4) fteht dem jedesmaligen Regenten 
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Peine Privat⸗Dispoſition zu; dieſe kann ſich nur auf dasjenige Vermögen er: 
ſtrecken, welches der Monarch weder aus Staatsmitteln, noch durch Staats⸗Ver⸗ 
traͤge, noch in fideicommiſſariſcher Eigenſchaft zur Vererbung im vorhandenen 
Mannsſtamme, ſondern durch Erſparniß aus den zu ſeiner Privat-Dispoſition 
geſtellten Einnabmen, oder aus ſonſtigen Privat⸗-Titeln erworben, und dem 
Vermögen des Staates und der Krone noch nicht eirverleibt hat. 


F. 2. Der Monarch ift in feinen Dispofitionen an die Vorfchriften der 
bürgerlichen Gefege nicht gebunden. | 

$. 3. In Ermangelung einer Dispofition findet in das zurückgelaſſene Privat- 
Vermögen ded Monarhen aud eine Snteftat» Erbfolge, jedoh nur mit der 
Tit. V, $. 3 enthaltenen Beſchränkung, und vorbehaltlich. der in der Ber: 
faffungs-Urfunde Tit. III, $. 1 enthaltenen Beltimmung Statt. 


$.4. Die eintretende InteftatsErbfolge richtet ſich nach den bürgerlichen 
Geſetzen. 

6. 5. Die übrigen Glieder det Koͤniglichen Hauſes find bei dem Dispoſi⸗ 
tionen über ihr Privat:Bermögen an die Beobachtung der bürgerlichen Geſetze 
gehalten, nach welchen aud die Erbfolge in dafjelbe beftimmt wird. 

$. 6. Ueber die ihnen angewiefene Appanage ftebt ihnen, ohne Genehmi» 
gung des Königs, Peine Dispofition, felbit in ihrer Linie, zu. 


$. 7. Nach dem Nbgange der männlihen Nahfommenfhaft eines nadıges 
bornen Prinzen fällt die ihm und feiner direkten Linie angemwiefene Appanage, 
mit den darauf rubenden Laften des Wittbums, fo wie des Unterhalt und 
der Ausfteuer der Prinzefiinnen, wenn nicht der Tit, VI, $. 6 angeführte Fall 
des Zumahfes an die übrigen Zweige einer und der naͤmlichen Nebenlinie 
eintritt, an die Krone zurüd. 


IX. Titel. 


Bon der Reihsverwefung und den Bormundfhaften. 
F. 1. Die Volljährigkeit der Prinzen und Prinzefiinnen des Königlichen 
Haufes tritt mit dem zurücgelegten 18. Jahre ein. 
$. 2. In Anſehung der Reichs-Verweſung fommen jene Beftimmungen in 
Anwendung, welde in der Berfaffungs-Urfande Tit. IL, 66.9 — 14, und 65. 
15 — 22 enthalten find, 
$.3. Die Vormundſchaft über die Röniglihen Prinzen und Prinzeſſinnen, in fo 
weit fie auf die Reichsverweſung fih nicht bezieht, kann durch eine väterlihe Dit: 
pofition befonderd angeordnet werden. In Ermangelung einer ſolchen Dispoit- 
tion gebührt der verwittweten Königin, welche in jedem Fall die Erziehung ihrer 
Kinder hat, die Bormundihaft über das Privat:-Bermögen derſelben während 
ihrer Minderjährigkeit,, jedoch allzeit unter der Aufficht des Monarchen, oder 
des gejeglihen Reichsverweſers, welcher das Gutachten des Kegentfhafts:Raths 
bierbei zu erbolen hat. Die nämliche Auffiht bat auch bei der durdy den ver: 
ſtorbenen Monarchen angeordneten Vormundſchaft ftatt. 
$. 4 Sollte die verwittwete Königin vor beenzigter Vormundſchaft mit 
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Tode abgehen, oder wegen eines gefeglihen _ nderniffes Die Bormundicaft 
nicht fortführen Pönnen, fo koͤmmt die Anordnung derfelben dem nacgefolgten 
Monarchen, oder dem jedesmaligen Reichs⸗-Verweſer mit Vernehmung des Ne 
gentſchafts-Raths zu. 


$. 5. Die Prinzeffinnen verbleiben unter der Euratel des Monarchen oder 
des Reichs-Verweſers bid zu ihrer DBermählung, ohne Unterſchied, ob fie bei 


der verwittweten Königin fidy befinden, oder ein befondered Haus für ” ie gebil: 
det worden iſt. 


$. 6. Die Prinzen des Königliben Haufes Finnen für die Verwaltung 
des Vermögens und die Erziehung ihrer minderjährigen Kinder Bormünder 
ernennen, diefe müffen aber von dem Könige beftätigt werden. 

$. 7. Wenn der Bater entweder felbft Peine Bormünder ernannt hat , 
oder die ernannten haben die Röniglihe Genehmigung nicht erhalten, fo koͤmmt 
ihre Beftellung dem Könige zu. 

$. 8. Die Bormünder müffen bei der Erziehung der Prinzen und Prinzels 
finnen dasjenige beobachten, was Titel IV, $, 1 deshalb verordnet ift. 


$. 9. In Unfehbung der Verwaltung des Vermögens haben fie die Vor: 
fhriften der Gefege des Königreichs zu beobachen, jedoch wird bei ihren Hand» 
lungen , wo bei Privaten die Beftätigung der Serin⸗ vorgeſchrieben iſt, die 
Beſtaͤtigung des Koͤnigs erfordert. 


X Titel 


Don der Gerichtsbarkeit über das Königliche Haus im 

ftreitigen Fällen, und von dem Familien-Rathe. 

$. 1. Real: und vermifchte Klagen gegen ein Glied des Königlihen Hauſes 
werden bei den einfhlägigen Königlihen Appellations-Gerichten angebradt. 

$. 2. Ueber alle anderen perföhnlichen gerichtlichen Angelegenbeiten der Prins 
zen und Prinzeffinnen des Haufes verfügt und entfcheidet der König. 


Den vorläufigen Berfuch der gütlihen Vereinbarung hat der Königliche 
Staatsminifter der Juſtiz auf Königlihen Auftrag anzuftellen. Bleibt derfelbe 
ohne Erfolg, fo wird der Prozeß durch die Prafidenten des Ober:Appellationds 
Gerichtes und ded Appellations-Gerichted der Refidenz:Stadt nah der befteben: 
den Gerichtsordnung im Koͤniglichen Namen, und nad vorläufigem befondern 
Auftrage des Königs inftruirt. Die auf obige Weife inftruirten Akten werden 
an das Pöniglihe Staats: Minifterium der Juſtiz eingefendet. Die Entſcheidung 
der Sache erfolgt durch den König nach vorher eingeholtem gemeinfchaftlihen 
Gutachten der beiden Staats:Minifterien des Königlichen Haufes und der Zus 
ſtiz in erfter und zugleich letzter Inftanz. 

$.3. Die Depofition bei Zeugfchaften ift von den Königlichen "Familiengliedern 
bei Fürftliben Treven und Glauben durd einen Prafidenten des Ober:Appellas 
tions⸗Gerichts zu erholen, und dem einfhlägigen Gerichte mitzutheilen. - 

$. 4. Dem Könige bleibt es vorbehalten, zu Entfheidung wichtiger Fälle 
in perfönlihen Angelegenheiten der Glieder des Königlihen Haufes einen 
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Familien:Rath zu berufen. Derfelbe beftebt aus dem Könige, dem Kronprin; 
jen, denjenigen Prinzen des Königlihen Haufes, welche das 21. Jahr erreicht 
baben, den Kronbeamten und Miniitern. 

$. 5. Die Zufammenberufung wird denfelben Mitgliedern durd ein be- 
fonderes fönigliches Dekret befannt gemakht. 


$. 6. Der Familien-Rath als Pöniglicher oberfter Gerichtshof wird vom dem 
Könige, oder in deſſen Abmwefenheit von dem Kronprinzen präfidirt; find beide 
nicht gegenwärtig, fo wird das Prafidium nad Gutbefinden des Monarchen 
einem Andern durch ein befonderes Dekret übertragen. 


$.7. Der Staatsminifter der Juſtiz bat bei dem Königlichen Familien 
Rathe den Vortrag. 

$.8. Der Familien,Rath erkennt in der ihm beigelegten Eigenſchaft nad) 
den rechtlihen Verhaͤltniſſen des Falles. 

Die Beitatigung bleibt dem Könige vorbehalten. 

Wir erflären diefes Familien-Statut ald ein pragmatifhes Hausgefeg, wel: 
ches nicht nur fämmtlihe Mitglieder Unferes Haujes verbindet, fondern auf 
deffen Beobachtung auch fämmtlihe Staats » Minifterien und übrigen Landes» 
ftellen angemwiefen werden. 





Verordnung vom 10. März 1826 (Amtsbl. ©. 249): 

Da Wir es angemeffen finden, daß außer den Mitgliedern der Königlichen 
Familie Niemand ſich erlaube, feiner Dienerfhaft eine gleibe Livree, wie jene 
Unſeres Königlihen Haufes zu geben; fo beauftragen Wir biermit Unſer Staats: 
Minifterium des Haufes und des Aeufern, deshalb das Geeignete zu veranlajien 
und für die genaue Beobachtung zu wacen, 


Tit. U. Staatsbehörden. 
1) Staatsminiſterium. 
Dieſes bildet mit dem Staatsrath, als oberſter berathender 
Stelle, die eigentliche Regierung des Koͤnigs, welcher alle uͤbri— 
gen Staatsbehoͤrden untergeordnet ſind. Die jetzige Bildung und 
den Wirkungskreis erſieht man aus folgender koͤniglichen Berord- 
nung vom 9. Dezember 1825 (Amtsbl. 1826 ©. 1): 

Um den Aufwand im Stantshaushalte auf jede mit dem Hauptjmede ver: 
einbarlihe Weife zu mindern, und den Verwaltungs-Organismus zu vereinfachen, 
baben Wir beihlofen, eine neue Formation Unferer Staatd:Minifterien, und 
zugleich einige Veränderungen in Bezug auf ihren Gefhäftsgang anzuordnen. 
— Nah Bernehmen Unſeres Etaatsrathb wollen Wir zu / dieſem Behufe ver» 
ordnen, wie folgt: 
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I. Titel. 


Formation der Minifterien., 


$. 1. Für dermalen follen fünf Minifterien fortbeitehen : 

I. Das Minifterium ded Haufed und des Neußern, 

II. jenes der Juftiz, 

III. des Innern, 

IV. der Finanzen, 

V. der Armee. 

6. 2. Gedes diefer fünf Minifterien wird Pünftig beftehen: 

a) aus einem dirigirenden Minifter, 

b) aus einer beftimmten Anzahl von Minifterial:Räthen, 

e) aud einem General:Sefretär, 

d) aus einem Arhivar (jedoch mit Ausnahme des Staatsminifteriums des 
Haufes und des Neußern) und der erforderlihen Anzahl von Regie 
fratoren. 

e) aus den für dermal von Uns nah $. 6 für die Geſchaͤfte des gebeis 
men Gefretärd, Erpeditoren, Buchhalter und Rechnungs: En aͤrs 
bezeichnet werdenden Angeſtellten. 

D aus zwei Kanzelliſten, 

g) aus den für dermal ernannt werdenden Dienern und Boten, 

$. 3. Einem Minifter Pann gleichzeitig die Leitung mehrerer Minifterien 
übertragen werden, ohne hierdurch einen Anfpruh auf Gehalt Bermehrung 
zu begründen. 

$. 4. Die General:Sefretärs beftimmen Wir aus der Reihe der Mini: 
ſterial⸗Raͤthe. 

$. 5. Der Archivar und die Regiſtratoren werden von Uns dekretirt; fie 
müffen in Zukunft vorfhriftsmäßig die afademiihen Studien abſolvirt, und 
im dußern Dienfte des betreffenden Minifteriums ein Amt oder eine Stelle 
bereits in definitiver Eigenfchaft bekleidet haben. 

$. 6. Für dermalen wollen Wir zugleih aus dem bisherigen Minifterial: 
Perſonale folgende Ernennungen feſtſetzen: 

a) Für den Dienſt der geheimen Sekretaͤrs, Buchhalter und Rechnungs: 
Commiſſaͤrs ded Minifteriums ded Haufes und des Yeufern „ 5 

b) des Minifteriums der Zul : 2: 2 2 2er ne 2 

ec) des Miniſteriums de8 Innen -» » 2 2 en 2 nee. und 

d) des Minifteriums der Finanen . : 2 2 0.. 410 

Es bleibt anbei den Miniſtern überlaſſen, das zu vieſen Funktionen der 
Sekretaͤrs, Rechnungs-Commiſſaͤrs, Buchhalter, Reviſoren, Tabelliſten und an: 
deren Stellen dieſer Kategorie noch noͤthig habende Perſonale aus den bisher 
bei ihrem Miniſterium angeſtellten Individuen auszuwaͤhlen, oder auch zu den 
wichtigern, eine groͤßere Vorbildung erfordernden Arbeiten ſolche Individuen zu 
verwenden, welche bereits als Staatédiener in definitiver Eigenſchaft äußere 


Stellen bekleiden. — Während dieſe Beamten commissorio modo in dem Mir 
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nifterium funftioniren, Pönnen ihre Stellen nur proviſoriſch befegt werden, 
in foferne fie nicht von einer Nid;teramtesitelle in das Juſtizminiſterium ges 
rufen werden. — Aus dem Etat: Marimum des betreffenden Minifteriums 
müffen diefen committirten Beamten nicht nur die Emolumente derfelben, fon- 
dern auch die allenfalls fi ergebenden Umzugskoſten vergütet werden. 

Die Zahl von Gehülfen diefer Kategorie wird für jedes Minifterium etatd: 
mäßig feftgefegt. 

$. 7. Die Kangelliften erhalten auf Antrag Unferer Minifter Defrete, 
welche Wir unterfertigen; es dürfen hiezu jedoh nur Individuen in Vorſchlag 
fommen, welche durch mehrjährige Dienftleiftung volle Brauchbarkeit, einen un- 
unterbrochenen Dienfteifer und ausgezeichnete Moralität bewährt haben. 


$. 8. Die übrigen, für den Dienft erforderlihen Gebülfen, Schreiber, Bo- 
ten und Diener beftellt der betreffende Minifter, foferne Wir legtere, Diener 
und Boten, nit wie dermal felbft ernennen, auf Ruf und Widerruf; er be 
ftreitet die fi hierauf ergebenden Koften aus dem Marimum, weldhes Wir 
etatsmäßig biefür feitfegen werden. Für jest wellen Wir jedody ſogleich aus 
dem bisherigen Perfonale für jedes Minifterium einen Canzleidiener und zwei 
bis drei Boten ernennen. Wir werden durch allgemeine Beftimmungen für 
jene Gebülfen, Schreiber, Diener und Boten diefer Kategorie, welche nad 
langjährigen guten Dienften unbraudybar werden, befondere Vorforge treffen. 

Es verjteht ſich übrigens von felbft, daß die bereits angeftellten Individuen 
durhaus nah den Beftimmungen der IX. Beilage zur Berfaffungs-Urkunde 
behandelt werden. 


$. 9. Die Zahl der Minifterial:Räthe befimmen Wir für jedes Mini» 
ſterium mit Ausſchluß des General:Sefretärs vorläufig in folgender Weife: 
a) für das Minifterium des Haufes und des Aeußern . . u 
BY TE TEE Da Fu 2 a ee 
e) für jenes des Innennn.435 
d) für jenes der Finaneeennn.. nn. 6 


$. 10. Uebrigens werden noch beigeordnet: 

2) Dem Minifterium des Haufes und des Aeußern ein Vorſtand des 
Haus: und Staats-Archivs und ein Reichs-Herold; 

b) Dem Minifterium der Zuftiz bis zur Vollendung der neuen Gefegbücher 
ein Minfterialraty, und ein aus dem bisherigen Perfonale zu ernennen« 
der geheimer Sekretär; 

ce) dem Minifterium des Innern ein Obermedicinalrath, und die erforder: 
lihe Anzahl Bautechniker; 

d) dem Minifterium der Finanzen ein Ober-Fnfpeftor der Forften; fo wie 
demſelben auch zwei Kron-Anwälte gemäß der Verordnung vom 27. Ro» 
vember dieſes Jahres untergeordnet werden. 

$. 11. Das Perfonale des Minifteriums der Armee werden Wir dur 
befontere Entſchließung beftimmen. 
$: 12. Für die Buͤreau⸗Koſten und Regiebedürfnifie eines jeden Minis 
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ſteriums wird eine in maximo befimmte Geldfumme auf den betreffenden 
Minifterial:Etat angemiefen. 

$. 13. Als ergänzender Beltandtheil des Minifteriums des Innern beftebt 
in Zukunft für die Angelegenheiten des Eultus, des Unterrichts und der für 
diefe beiden Zwecke beſtimmten Stiftungen eine eigene Minifterial: Sektion 
über deren Formation, Wirkungskreis und Geſchaͤftsgang Wir eine befondere 
Verordnung erlaffen werden. 


$. 14. In unmittelbarer Verbindung mit dem Minifterium der Finanzen 
wird Pünftig die General:Adminiftration der Poften ftehen, und eine Sektion 
diefes Minifteriums bilden. Mir diefem Minifterium wird auch das Reben: 
Archiv des Reichs unmittelbar vereiniget. 


$. 15. Die Befoldung eines Minifters mit Porte-Feuille wird auf 6000 
Gulden feſtgeſetzt; derfelbe erhält außerdem, gemäß Unſerem Cabinets-Befehle 
vom 26. Dftober diefes Jahre, eine Funktions: Zulage, welche jedody die Summe 
von 6000 Gulden nicht überfteigen Pann. 

Dem dirigirenden Minifter des Haufed und des Aeußern werden Wir 
jedoh außerdem noch befondere Tafelgelder beitimmen. 

$. 16. Die Rangverhältniffe der Minifter haben Wir bereitd durch Ca 
binetö-Befehl vom 26. Dftober dieſes Jahres beftimmt, worauf Wir hiermit 
hinweifen. 

$.17. Die Minifterial-Rätye behalten den bisherigen Rang. 

$. 18. Die Uniformen des Perfonals bleiben vor der Hand unverändert, 

$. 19. Die Ernennung des Gefammt:Perfonald und die Beftimmung der 
Bejoldung werden Wir nadfolgen laffen. 


U. Titel. 
Wirkungskreis der Minifterien. 


A. Allgemeine Beftimmungen. 
$. 20. Unfere Minifterien follen fidy in der Regel nur mit der oberften 
Auffiht und Leitung der zu ihrem Reſſort gehörigen Geſchaͤftszweige befaffen, 
dad Detail der Verwaltung aber den ihnen untergeordneten Gtellen und 
Behörden üserlaffen. — Zu diefem Behufe werden Wir die Inſtruktionen fammt: 
liher Stellen und Behörden fucceffive einer durdgreifenden Revifion unterwers 
fen, und biebei die Competenz derfelben näher beſtimmen. 


$. 21. Jedes Ministerium wird in Zukunft die Etats über den erforderli- 
hen Aufwand für die feiner Zeitung übergebenen Dienftzweige felbft anfertigen, und 
die biezu nöthigen Materialien durch die ihm unmittelbar untergeordneten 
Stellen rechtzeitig vorbereiten laſſen. 

$. 22. Eben fo ſteht Fünftig jedem Minifterium die unmittelbare Verfü: 
gung über die ihm zugemwiefenen Etatsfummen zu. Zu diefem Behufe wird das 
Minifterium der Finanzen auf den Grund des General-Etats an die betreffen: 
den Kaſſen den nicht zu überfchreitenden Betrag der Gtatsfumme eines jeden 
einzelnen Minifteriums mit Bezeichnung der Zahlungs:Haupt-Epochen afligniren, 
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diefes aber die Detail-Repartition und Anweifung ohne weitere Dazwiſchenkunft 
felbft beforgen. 

$. 23. Die General:Etats werden jährlih innerhalb der Grenzen des 
Finanz Gefepes einer jeden Epoche in einer eigenen Eonferen; der Minifter be: 
ratben, unter Unlerer bejondern Genehmigung feftgefest, und hienach Der 
einem jeden Minifter bei den verfchiedenen Kaſſen des Reichs zuftehende Kre— 
dit beftimmt. — 

Seder Minifter ift für die Einhaltung diefer Etats perfönlidh verantwort- 
lid, in foferne nicht die Leberfhreitung durch außerordentliche Ereigniffe ber- 
beigeführt wurde, deren Abmwendung nicht in feiner Gewalt ftand; — folde 
Ueberjhreitungen, fo wie der die Etatd-Summen überfteigende Mehr: Aufwand 
für gemeinnügige Anftalten und Unternebmungen fönnen unter Allerhoͤchſter 
Genehmigung aus den befondern Gtats:Referven, oder aus dem allgemeinen 
Reſerve-Fond des Reiches innerhalb der Grenzen des Finanz-Geſetzes einer je 
den Periode gededt werden. 

$. 24. Die von Und genehmigten General:Etatd und die Alfignation der 
General:Eredite der Minifter werden von diefen contrafignirt, und von dem 
Präfidenten des oberften Rechnungshofes ingroſſirt; diefer iſt verantwortlid, 
daß die erwähnten General:Etatd und General:Eredite, auf welchen die geſche— 
bene Ingroſſirung vor der Abfendung an die Kaffen verifizirt werden muß, 
in die Regiiter des oberiten Rechnungshofes eingetragen, und jede Ueberfchreis 
tung derfelben jederzeit Und unmittelbar angezeigt werde. 

$. 235. Der oberfte Rechnungs-Hof ift verantwortlih, daß jedes Staatd« 
Gefäll und jeder Staatd-Aufwand jederzeit auf jene Pofition in Rechnung ge 
ftellt werde, wohin fie fi) gemäß der Beitimmungen des Finanz:Gefeges nah 
der Natur der Sache eignen. — Die näberen Beftimmungen in legter Bezie— 
bung werden Wir nah Bollendung der bereits angeordneten Revifion der In— 
ftrußtion des oberften Rechnungsbofes erlaffen. 

$. 26. Jedem Minifter fteht der Borfchlag” zu allen auf Gegenftände 
feines befondern Reſſorts Bezug habenden Gefegen und Verordnungen zu; 
nachdem diefe vorfchriftämäßig vorbereitet wurden, und die Allerhoͤchſte Sank⸗ 
tion erhielten, bat er fie zu eontrafigniren. 


$. 27. Jeder Minifter hat die Dienftpolizei über das in feinem Minifte- 
rium und bei den demfelben untergeordneten Stellen, Behörden und Aemtern 
‚angeftellten Perfonale innerhalb der Grenzen der Berfaffung, der befondern Ge— 
fege und Reglements euszuüben; einem jeden fteht ferner, unter Beobachtung 
der Vorſchriften der Beilage IX der Merfaflungs:Urfunde der Borfchlag zur 
Ernennung, Beförderung, Berfesung und Entiafjung derjenigen GStaatsdiener 
zu, melde von Uns Defretirt werden, und die Contrafignirung der zu dieſem 
Behufe von Und auszufertigenden Defrete und Refcripte; auch gebört die Auf: 
nahme und Entlaffung der auf Ruf und Widerrufj angeftellten Gehülfen 
feines Minifteriumd und die Auffiht auf die Dienftführung der bei den ver: 
ſchiedenen Gefhäftt: Zweigen feines Reſſorts angeftellten Beamten zu feinem 
Wirkungskreiſe. 
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$. 28. Einem jeden Minifter ftebt ferner unter feiner perfönlihen Ver— 
antwortlichkeit die felbftftändige Anordnung aller zum Bebufe der Bollziehung 
erforderlihen Maßregeln die oberfte Leitung derfelben, und die Entfcheidung 
aller durch diefelben veranlaßten Anftände zu. 

$. 29. Für jedes Bermwaltungsjahr hat Uns jeder Minifter einen umfaf: 
fenden Bericht über den Zuftand der Berwaltimg feines Minifteriumd und der 
biezu gehörigen Zweige zu erftatten, bierin insbefondere über den Vollzug all: 
gemeiner Anordnung fi zu verbreiten, und über die ihm zur Dispofition ge» 
ftellten Etats-Summen Rechenſchaft abzulegen. 


Be Befondere Beftimmungen. 


I Birkungsfreis des Minifteriums des Haufes und des 
' Aeußern. 


“ 

Hierzu gehören folgende Gegenftände: 

$. 30. Die Eorrefpondenz mit auswärtigen Höfen, fremden Miniftern 
und den an Unſerem Hofe accreditirten Gefandten in allen bei den verſchie⸗ 
denen Miniſterien vorkommenden Geſchaͤften. 

F. 31. Die Anſtellung und Inſtruirung der dieſſeitigen Geſandten im 
Auslande. 

H. 32. Die Negoziation, Schließung und Wahrung aller Verträge mit 
fremden Mächten. 

$. 33. Die Angelegenheiten des deutfchen Bundes, 

$. 34. Alle activen und paſſiven Staatspratenfionen, benehmlich mit dem 
Minifterium der Finanzen. . 

$. 35. Alle Gegenftände, welche Unſere Gerehtfame außer Landes bes 
treffen. 

$. 36. Die Einfiht aller Inſtruktionen an die oberften Kreisbehörden, 
welche von den verfhiedenen Minifterien erlafien werden, fobald fie das Be- 
nehmen mit Nadhbarn betreffen. 

6. 37. Die Grenzangelegenheiten und alle Differenzen mit benachbarten 
Staaten, benehmlich mit den einfhlägigen Minifterien. 

$. 38. Die Beforgung und Vertretung der Angelegenheiten Unſerer Un. 
tertbanen im Auslande, mwozu vorzüglich auch die an dem päpftlihen Stuhle 
nachgeſuchten Difpenfationen aller Art gehören. 

6. 39. Die Ordensſachen. \ 

$. 40. Die Gegenftände, welche Familien» MBerträge und das Privat: Für: 
ftenreht in Unferm Haufe betreffen. 

6.41. Die Thronlehen, benehmlih mit dem Minifterium der Rinanzen. 

$. 42. Die Berleihung des Adels aller Grade, unter genauer Beobachtung 
der Borfchriften der V. Beilage zur Berfaffungs:Urfunde. 

$. 43. Die unmittelbare Beforgung| der in dem organifchen Edifte vom 
1. November 1808 Tit. IL jbezeichneten , bisher dem Reichsherolden:Amte zu: 
geftandenen Gefhäfte, unter Beobachtung der im vorftiehenden Paragraph alle: 
girten Grundbeftimmungen. 
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$. 44 Die an Uns zu erſtattenden Borträge im verſammelten Staatsrathe 
sur Verleihung ded Indigenats, benehmlih mit dem Minifterium des Innern. 

$. 45. Die Auffiht und oberfie Leitung des Haus» und Staats-Archivs. 

$. 46. Die Beglaubigung aller Aften, welche im Auslande gültıg feyn 
follen. 

$. 47. Das Paßweſen in das Ausland. 

6. 48. Die Ausfertigung der von Uns ertbeilten Genehmigungen zur An- 
nahme fremder Drden und fonftiger Auszeichnungen. 


LI Wirkungskreis des Minifteriums der Juſtiz. 
"6.49. Die oberfte Leitung des ganzen Zuftizwefens in peinlihen und bürs 
gerlihen Gegenftänden , ſowohl der ftreitigen ald unftreitigen Gerichtsbarkeit. 


$. 50. Die Auffiht und Handhabung der in diefer Beziehung erlaffenen 
Geſetze und der Rechtsverfaſſung. 


6. 51. Die oberfte Aufficht über alle hohe und niedere, unmittelbare und 
mittelbare Zuftizböfe, Gerichte und Behörden in Hinfiht auf Geſchaͤftsführung 
in peinlichen und bürgerlihen, fowohl ftreitigen als unftreitigen Rechtsſachen, 
wohin befonders auch Vormundſchaften, Berlaflenfhaften, Hypotbefenbücyer,, 
und die verordnungsmäßige Behandlung der gerichtlichen Denofiten gehören; 
Aufſicht auf die Attribute der Mechtspflege, worunter in Hinfiht der Straf: 
Rechtspflege die Unterfuhungs: Gefängniffe zu rechnen find; Anordnung von 
Bifitationen der Juſtizhoͤfe oder Gerichtsbehörden. 


$. 52. Die oberfte Auffiht über die Advofaten, Notarien und Rechts-An—⸗ 
wälte in Hinfiht auf Gefhäftsführung und Disciplin in Juſtiz-Gegenſtaͤnden. 
Anträge über deren Ernennung und Entlafung unter den — den beftehenden 
Verordnungen gemäßen Borausfegungen. Wenn diefe Entlafjung wegen ord⸗ 
nungswidrigen Betragens oder ftrafbarer Handlungen von einer adminiftrativen 
Behörde in Beziehung auf ihren Gefchäftsfreis verhängt werden foll, fo hat fid 
dad einfhlägige Minifterium mit dem Minifterium der Zuftiz darüber vor: 
ber zu benehmen. 
$. 53. Die Anträge 
a) über Begnadigungen oder Strafnachläfle in ſtrafrechtlichen Saden ; 
b) über Großjährigfeits:Erfläryngen; 
ce) über Legitimationen und Adoptionen; 
d) über Geſuche und Nachſicht von dem in ebegerichtliben Erkenntniffen ent 
baltenen Verbote der Heirath oder der Wiederverehelihung ; 
e) über Moratorien ; 
f) über Rebabilitationen ; 
g) über alle andere nach den im Königreiche beftehenden Civil-Geſetzen Statt 
babenden — dem Monarchen vorbehaltenen Difpenfationen. 
$. 54. Im verfafiungsmäßigen Wege die Borfchläge über Berbeflerung 
oder Veränderung der bürgerlihen und peinlihen Gefengebung und über aus 
thentifhe Interpretation der Geſetze im Allgemeinen ſowohl, als insbefondere. 


Zweiter Abſchn — Verfaſſungsm. Beftandtheile des Staatet. 279 


bei Anfragen der Gerichtöhöfe. in foferne diefe Anfragen nicht ganz; nach den 
beftebenden Gefegen aus doftrinellen Gründen befhieden werden koͤnnen. — 
Legternfalls find die vom Juſtiz-Miniſterium befhiedenen Anfragen alljährlich 
in dem Hauptberichte über den Zuftand des Juſtizweſens darzuftellen. In legis— 
lativen Sachen, welche den Geſchaͤftskreis eines andern Minifteriums berühren, 
ift über den Geſetzvorſchlag, ebe er an den Staatsrath gebracht wird, mit den 
einfhlägigen Miınifterien ind Benehmen zu treten. 

$. 55. Die Entfheidung der Competenz-Conflicte, welche ſich zwifchen Uns 
tergerichten ergeben, fo wie derjenigen , welche zwiſchen den Mppellationsgerich- 
ten entfteben. 

$. 56. Bei Eompetenz-Eonflicten zwiſchen einer Juſtiz- und einer Admi- 
niſtrativ-Behoͤrde tritt zuerft die Communifation der einfchlägigen Minifterien 
unter fich ein, worauf fodann die Sadhe an den Staatsrath gebracht wird. 

$. 57. Den Wirfungsfreis des Juſtiz-Miniſteriums bei Familien-Fidei- 
commiſſen beftimmt die Beilage VII der !Berfaffungs-Urfunde. 


$. 58. Außer diefen Gefchäften des Minifteriumd der Zuftiz hat der Mi- 
nifter in der Eigenſchaft als Großrichter in peinlihen Fällen nach der Pönigs 
lihen Deklaration vom 19. Mär; 1807 und der Beilage IV der Verfaſſungs, 
Urkunde bei der den Standesherrn_angemwieienen Aufträgal-Fnftanz den Borfig. 


6. 59. Die Dber-Auffiht über ftandesherrlihe Bormundfhaftsfahen nad 
den befondern Beftimmungen der Beilage IV der Verfaſſungs-Urkunde $. 10. 

$. 60. Der Juſtiz-Miniſter ift Mitglied Unferes Familien-Rathes; feinen 
Wirkungskreis bei dem zu Entfheidung der Klage gegen ein koͤnigliches Fa: 
milienglied anzuordnenden Gerichten beitimmt das koͤnigliche INTERN 
vom 5. Auguft 1819 im Titel x 


II. Wirkungskreis des Minifteriums des Innern. 


Zu dem Wirkungelreis diefeds Minifteriums gehören folgende Geſchaͤfts⸗ 
zweige und Gegenſtaͤnde: 
$. 61. Die Angelegenheiten in Beziehung auf Religion, Gottesverehrung 
und Kirchen, unter genauer Beobachtung der Vorſchriften der Berfaffungs:lir- 
Bunde und der Beilage II derfelben, mit Inbegriff Ihrer zu F. 103 gehörigen 
Anhänge. 
$. 62. Die Gegenftände in Anfehung der Geiftes:Eultur, fittlihen Bildung, 
National-Erziehung und Anftalten für Wiffenfhaften und Künfte, namentlich 
a) die Afademien, die Univerfitäten, die Lyceen, Gymnaſien und die Bor: 
bereitungsd:Schulen; 
b) das Volks⸗Schulweſen, die Erziehungshaufer und die Bildungs:Anftalten 
für die Lehrer; 
ce) Die Kunft- und Gewerbsſchulen. 
$. 63. Die oberfte Euratel der für die Zwede des Eultus und des Un— 
terrichtd vorbandenen Stiftungen. — 
Das Minifterium, fo wie die demjelben beigeordnete Sektion für die Eul: 
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tus⸗ und Unterridtö-Angelegenheiten hat ſich hierin in der Regel auf den blo—⸗ 
fen Schuß gegen die allenfallfigen Uebergriffe der Ober-Euratel oder des Fis— 
eus, auf die Wahfamfeit gegen die Vernachlaͤßigungen der Ober:Euratel, und 
auf die Repartition der allenfalls zu Eentral: oder Kreis-Zwecken erforderlichen 
jedoch möglichft zu vermindernden Beiträge der Stiftungen zu beſchraͤnken. In 
Hinfiht der dem Miniiterium bisher unmittelbar untergeordneten Stiftungen 
bleibt es jedoch bei den bisherigen Beftimmungen. j 

6. 64. Alle Gegenftände des innern Staatsrechts und der Landeshoheit. 

$. 65. Das Nachſteuerweſen, die Auswanderung und Bermögend-Erpor- 
tationen, erforderliben Falles benehmlih mit dem Minifterium des Neußern. 

$. 60. Die Militär: Angelegenheiten, welche nicht zum Wirkungskreiſe des 
Minifteriums der Armee gebören: 

a) Die Militär:Eonfeription; 

b) Die Landwehr; 

ec) das Berpflegungs:, Einquartirungs- und Vorſpanns⸗-Weſen für die im 
Marſche befindlichen inläandifhen Truppen, benehmlid mit dem Minis 
ſterium der Armee. 

Die Beforgung derjelben Gegenftände bei dem Durdhmarfche frem- 
der Truppen durch das Reich, im Benehmen mit dem Minifterium des 
Neußern und der Armee. 

d) Die Gegenftände in Bezug auf die Kriegslaften und deren Ausgleichung ; 
infomweit dabei Gorresfpondenzen, Unterbandlungen und abzufchließende 
Derträge mit auswärtigen Staaten vorfommen, benehmlich mit dem 
Minifterium des Neußern. 

$. 67. Die Bildung, Einteilung und Purificirung aller Sprengel der in— 
nern Bermwaltung, nämlich der Kreife, Polizei: Bezirke, Land, Herrihafts: und 
Drts:Serichte, Pfarreien, Gemeinden, und befondere Adminiftrationen,, bes 
nehmlich mit den einfhlägigen Minifterien, 


$. 68. Die ftaatsrechtlihen Berhältniffe der vormals reichsftändifchen Fürs 
ften, Grafen und Herren, unter genauer Beobahtung der Beftimmungen der 
Pönigl. Deklaration vom 19. März; 1807 und der IV. Beilage zur Berfafungs- 
Urkunde; in foferne fie in das Gebiet der Zuftiz einfhlagen, benehmlich mit 
dem Minifterium der Zuftiz. 

$. 69. Die Berbhältniffe der Gutsbefiger rüdiichtlih der gutsherrlichen 
Rechte und Gerichtsbarkeit, foferne nicht von flreitigen Privatrechten dabei die 
Frage entfteht; unter genauer Beobachtung der Grundbeftimmungen der koͤnigl. 
Deklaration von 31. Dezember 1806 und 19. März 1807, fo wie der IV. und 
VI. Beilage zur Verfaſſungs-Urkunde, und erforderlihen Eals in Benehmen 
mit andern Minifterien. 

$. 70. Die Auffiht und oberfte Leitung des Reichs-Archivs und der Fi- 
liale derfelben; die legtern follen mit den Kreisregierungen in nähere Berbin: 
dung geießt werden, 

$. 71. Die Auffiht auf die Redaktion ded Geſetz- und Regierungsblattes. 

$. 72. Die Entſcheidungen der Eonflicte zwiſchen den Stellen und Bebör: 
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den des innern Dienſtes; die Erledigung der Conflicte derfelben mit Stellen 
und Behörden anderer Dienftzweige, benehmli mit den andern betreffenden 
- Minifterien, und mit Borbehalt der Anbringung bei dem GStaatsrathe in den 
Fällen, die dahin geeignet find. 

$. 73. Die Gefhäftsführung bei dem Landrathe, benehmlich mit den ein 
ſchlaͤgigen Minifterien. 

$, 74. Die gefammte Staats: und Landes-Polizei, dann alle dahin gehoͤ— 
rige Anftalten, melde die Erhaltung der Öffentlihen Ruhe und guten Ordnung 
im Innern zum Zwede haben, insbefondere 

a) alle Armen:, Kranken-, Beihäftigungs: und Berpflegungs:Anftalten, und 
die oberfte Euratel über alle Wohlthaͤtigke its-Stiftungen unter Berück— 
fihtigung des im $. 63 aufgeitellten Grundfages ; 

b) Die PolizeisGefängniffe und Zmwangsarbeitd:Anftalten , dann unter Mit« 
auffiht des Minifteriums der Zuftiz die Zucht: und Strafarbeitshäufer ; 

e) das Midicinalwefen in feinem ganzen Umfang ; 

d) die Gensdarmerie in Beziehung auf ihre polizeilihen und dienſtlichen 
Berrichtungen ; 

e) dad Paßweſen in Bezug auf dad Inland; 

N) die Aufiiht auf den Buchhandel, die DObforge gegen den Mißbraud der 
Freiheit der Preffe und die Eenfur der politifhen Zeitungen und perio« 
diſchen Schriften politifhen und ſtatiſtiſchen Inhalts, unter genauer Beob- 
acht ung der Borfihriften der III. Beilage zur Verfaſſungs⸗Urkunde; 

g) die oberfte Aufiiht über Eonfervation und Verwendung der befondern 
zu polizeilihen Zwecken beftimmten Fonde. 


$. 75. Die Berfafjung und Verwaltung der Gemeinten, nach den befon- 
dern Beflimmungen des Edikts vom 17. Mai 1818, in legterer Beziehung 
ald oberfte Curatel unter möglichfter Durchführung des im $. 63 aufgeftellten 
Örundfaßes.- 


$. 76. Die Feitfegung und Aufrechthaltung der erforderlihen Vorbedin— 
gungen zur Erlangung der öffentlihen Stellen in der innern Verwaltung, und 
jwar, was die adfpirirenden Rechtsfandidaten betrifft, unter Mitwirfung des 
Winifteriums der Zuftiz. 

$. 77. Die Oberaufiht und Disciplin gegen die Öffentlihen Anwälte in 
ihren Beziehungen zu den adminiftrativen Stellen und Gefhäften. 

$. 78. Die Anträge auf Belohnungen und Auszeichnungen der bei dem 
innern Dienfte angeitellten Beamten, fo wie auch anderer Unterthanen, die ſich 
um die Öffentliche innere Wohlfahrt befonders verdient gemadyt haben. 


$. 79. Wenn Anträge oder Gutachten an Uns zu erftatten find, die Ini— 
tialive bei Ernennung der General⸗Commiſſaͤrs, des den beiden Regierungs- 
Kammern gemeinfhaftlihen Perfonals, jedoch benehmlich mit dem Miniterium 
der Finanzen; ferner die Snitiative zu Ernennung des landgerichtlihen Per» 
fonals, dann bei Beitätigung der herrfhaftsgerichtlihen Diener, jedoch benehm- 
li mit dem Minifterium der Zuftiz. - 
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Nach eben diefem Grundfage” richtet ſich die Aufficht über dieſe Staats: 
biener und ihre Gefhäftsführung. 

$. 80. Die Eoncurrenz zur Revifion der bürgerlichen und peinlichen Gefege 
bei den vorbereitenden Berathungen des Minifteriums der Zuftiz. 

$. 81. Alle ftantswirthfchaftlihen Gegenftände, die nicht in das Gebiet 
der Finanzen gehören, namentlic) 

a) die Forft- und Jagd» Polizei bei Privat:, Comunal» und Stiftungs- Wal: 
dungen; 

b) Mgricultur ; das Fabriken-, Manufatturs und Gewerbweſen; 

e) Credit: und Nffecuranz:Anftalten (Leih:Häufer, Brand:Affecuranz ıc.) 

d) das Öffentlihe Commerz, benehmlich mit dem Finanz Minifterium ; 

e) die zur Beförderung bdeffelben wirkenden Anftalten in diefer und polis 
zeiliher Beziehung; die Lehnrößler- und Boten-Anftalten im Lande, legtere 
benebmlih mit dem Minifterium der Finanzen ; 

NH Die Wafler:, Brücken- und Straßen:Bauten, ohne Ausnahme, mag der 
biezu erforderlihe Aufwand aus den Staats :Kaflen, den Kreis: oder 
Diftrifts-Umlagen, aus Gemeinde: oder Stiftungs-Kaſſen beftritten wer- 
den. Bei Anlegung neuer Kanäle und Straßen: Züge muß mit dem 
Minifterium der Armee Rüdfprahe genommen werden. 

$. 82. Die Civil:Bauten bei Staats:, Stiftungs: und Gemeinde-Gebäuden ; 
mit Ausnahme der Militär:Gebäude, 

Borläufig beſtimmen Wir, daß die Elementar:lleberfchläge über Eonftruc» 
tion oder Reparation der Nerarial:Gebäude jederzeit den außern Bermwaltungss 
Behörden, zu deren Dienft fie beftimmt find, zur Einfiht und Erinnerung mit- 
getheilt, für jedes Minifterium jährlih eine Haupt:Uleberfiht über den Auf: 
wand, welcher zum Bebufe der zu feinem Reffort beftimmten Staatsgebaude 
nöthig ift, bergeftellt, und dem betreffenden Minifterium nebft den Elementar- 
Ueberfchlägen übergeben werden. 

Auf den Grund einer gemeinfhaftliben Berathung fammtlicher dirigiren- 
der Minifter, mit alleiniger Ausnahme des Armee: Minifters, wird dann unter 
Beruͤckſichtigung der Anfäge des Finanz-Gefeges und Rüͤckbehaltung eines wohl⸗ 
bemefienen Keferve-Fonds der Aufwand auf Bauten für jeden Etat feftgefest. 
Wir werden hierüber jedoch noch ausführlihere Beſtimmungen serlaffen. 

$. 83. Die Anordnungen und Einleitungen zu Herftellung einer vollftän» 
digen Statiftif des Koͤnigsreichs. 


IV. Wirkungskreis ded Minifteriumsd der Finanzen. 

Der Wirkungsfreis deffelben umfaßt 

6. 84. Die Kenntnig und Konfervation ded gefammten Staatspermögens 
in allen feinen Theilen, unter genauer Beobachtung der verfafjungsmäßigen Bes 
flimmungen, insbefondere jener des Titel III der Verfaſſungs-Urkunde. Zu 
diefem Ende fteht demjelben die Inventarifirung des gefammten Staatsvermö— 
gene ſowohl in Domainen ald nugbaren Rechten, die Leberficht der gefammten 
Staats-Einfünfte ohne Unterſchied, die genaue Kenntniß der Stanislaften zu. 
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$. 85. Die oberfte Leitung der Erhebung der fämmtlihen Staatseinnah⸗ 
men aus dem Staats:Eigenthume, ſowohl dem vollen als getheilten, und den 
nugbaren Rechten des Staates, fowohl jenen, die unter den grundherrlihen Ge: 
fällen, ald jenen, welche unter dem Namen der Regalien begriffen find. 

Demfelden koͤmmt daher die oberfte Leitung der gefammten noch dermal 
beftebenden Leben, mit Ausnahme der Thron-Lehen, welche dem Minifterium 
des Haufes und des Neußern übertragen bleiben, zu. 

Die Beforgung diefes Lehenweſens ift unter deffen oberfter Leitung den 
Kreis: Regierungen, Kammern der Finanzen, übertragen. 


$. 86. Die Anordnung der Beſchreibungen, Bermefiungen, Kataftrirungen 
und Schägungen der fteuerbaren Objekte, dann die Erwägung der Prinzipien 
zur allgemeinen gleichheitlihen Vertheilung der direkten Auflagen, und bienady 
der Antrag über die Beftimmung und Erhebungs » Art fämmtliher zu den 
Staatszwecken erforderlichen direften Auflagen und über die Aufitellung eines 
definitiven Steuerfyftems. 


6. 87. Die Prüfung der Sufteme in den bisher beftehenden indireften 
Auflagen und der Antrag über die Abänderung in denjelben, oder die Eins. 
führung neuer; in Hinſicht des Zollwefens benehmlich mit dem Minifterium 
bes Innern. 

$. 88. Die oberfte Leitung über die Erhebung der fammtlihen für Staats 
zwecke beftehenden direkten und indirekten Gtaatsauflagen. 

$. 89. Die obere Aufiiht und die obere Leitung über die Verautgabung 
der Staatd-Einfünfte unter Beobahtung der in den $$. 21 — 24 diefer Ber 
ordnung ertheilten Vorſchriften. 

Die Ausfertigungen in Bezug auf die Subrepartition des Hofetats, und die 
bierauf bafirten Ordonnancirungen an die Staatskaſſen. 

$. 90. Dem Miniſterium der Finanzen find untergeordnet: alle Stellen, 
welhe Theile des Stantsvermögens verwalten, die Staatsrenten percipiren, 
fo wie auch jene Behörden und Nemter, welhe die Staatfonds veraudgaben, 

Dahin gehören folgende Zweige. 

a) Die FinanzKammern mit ihren Kreis-Kaſſen, ihrem gefammten Rech— 
nungsperfonale, den ihnen untergeordneten Rentämtern und äußern Per: 
ceptiond:Bebörden. 

b) das gefammte Zoll: und Mauthweſen fammt den Brücken und Weg» 
geldern; in Beziehung auf die Tarife im Benehmen mit dem Minifte- 
rium des Innern; 

e) das Salinen: und‘ Bergwerkwefen; 

d) die Bönigliche Porzellain-Fabrik; 

e) die Pöniglihe Munz Anſtalt; 

ft) das Poftmweien; 

g) das Forſtweſen, infoferne es die Ararialifhen Waldungen betrifft; 

h) die Böniglihen Jagden; 

i) das gefammte Stempel: und Taxweſen; bei legterem benehmlich mit 
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den betreffenden Miniſterien in Hinſicht aller Anträge über Veraͤnderungen 
in den beftehenden Normen; 

k) die Lotterie-Anftalt; 

1) die Pönigl. Brauereien, Fabriten und Deconomien , insbefondere die un» 
mittelbare Adminiftration der Pönigl. Dekonomien in Schleißheim, Fürs 
ftenried und Weibhenftepban, und endlich 

m) die Gentral:Kaffe, in welcher die Rechnungsrefte aller Gtaatsrenten 
zufammenfließen. 

9. 91. Die DOberauffiht über das gefammte mit feinen eigenen abgefon« 
derten Fonds bereitd dotirte Staatsfhuldentilgungswefen unter genauer Beob— 
achtung der verfaffungsmäßigen Beſtimmungen, insbefondere jener des Titel 
VU der Berfafungs-Urfunde. 

$. 92. Die oberfte Leitung und Bertretung des fiscalifhen Intereſſe, fo 
viel ed das Staats-Eigenthum und die nugbaren Rechte des Staates betrifft, 
und in foferne es fidy bier nit von Differenzen mit auswärtigen Mächten 
bandelt; unter den in der befondern Verordnung wegen Aufhebung des Ge- 
neral:Fiscalats unterm 27. v. Monats beftiimmten Competenz-Verhaͤltniſſen. 


$. 93. Die Eonfervation ded gefammten Staats-Eigenthums und die An» 
träge und Leitung bei Veränderungen deſſelben durch Verkauf oder Austauſch, 
Berpfändungen oder Keluitionen. 

Kein Berfauf oder Austaufh eines zum Staatsgut gehörigen Objefts darf 
angeordnet werden, ohne daß zuvor Unſere fpecielle Genehmigung erbolt wor» 
den iſt. Die in diefer Beziehung erfolgenden koͤnigl. Kefcripte werden von 
dem dirigirenden Minifter der Finanzen Pontrafignirt, müffen aber von dem 
Prafidenten des oberften Rechnungs-Hofes ingrofürt werden, welder dieſel⸗ 
ben in Die MRegifter des oberften Rechnungshofes eintragen zu laſſen, 
und Uns bei Verantwortlichkeit unmittelbare Anzeige zu erftatten bat, wenn 
der Erlös nicht nah den Bellimmungen der Berfaffungs-Urfunde und den 
in den Reſcripten befonders ausgeſprochenen Modalitäten verwendet mors 
den ſeyn follte. 

Auch zu neuen Erwerbungen aus den Kaufſchillings und Ablöfungs-Geldern 
ift Unfere befondere allerhöchfte Genehmigung erforderlich. 

$. 94. Die Auffiht über den oberftien Rechnungshof, welcher nad den 
Gefegen der Eomptabilität über die ibm vorzulegenden Rechnungen unabhangig 
von dem Minifterıum der Finanzen zu erfennen, demfelden jedoch die Reful« 
tate feiner Pruͤfung vorzulegen bat. 

$. 95. Die Bearbeitung des Budgets: Entwurfes für jede Finanzperiode 
und der Vortrag über die in diefer Beziehung zu erlafienden Geſetze. 

$. 96. Innerhalb der Grenzen des jedesmaligen Finanz-Geſetzes die Aſſig— 
nirung der HauptEtats-Summen auf die Staatskaſſen nah den 99. 21 — 24 
gegebenen Borfchriften, 

$. 97. Die Mitwirkung bei Anordnung von Kreis⸗Umlagen und gemein« 
fhaftlidy mit dem Minifterium ded Innern die Gefhäftsleitung in ten Berbande 
ungen mit dem Sandrathe. 
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V. Wirkungskreis des Minifteriums der Armee. 

Hiezu eignen fidy folgende Gegenftände: 

$. 98. Die oberfte Leitung über die gefammten Dienftbehörden der Armee. 

$. 99. Die Aufftelung, Kleidung, Bewaffnung, Bildung, Befoldung und 
Verpflegung der Armee, zu welcher, wie bisher, auch das Gensdarmerie-Korps 
in perfoneller und adminiftrativer Beziehung gehört; ihre Bewegungen und Vers 
wendung mit Ausnahme der Gensdarmerie, welche in diefer Beziehung zur Vers 
fügung des Minifteriums des Innern geftellt ift; ferner das ganze Sanitäts- 
weſen der Armee. Die Landwehr, wenn fich dieje unter den Waffen befindet. 

$. 100. Die Miltär-Transporte und Etappen ebenfalls benehmlich mit dem 
Minifterium des Innern. 

$. 101. Die Beforgung und Behandlung der Kriegtgefangenen. 

$. 102. Die KarteldsEntwürfe in Benehmen mıt dem Minifterium des 
Haufes und des Aeußern. 

$. 103. Die Beftimmungen des General: Pardons. 

$. 104. Die obere Leitung des topographiſchen Büreau, zur Benügung 
fowohl für das Minifterium der Armee felbft, als für alle andere Minifterien. 

$. 105. Die Erbauung, Berbefferung and Erbaltung der Feftungen und 
BWaffenpläge, der Militärgebäude und dahin einfchlägigen Anftalten. 

$. 106. Die Aufrehthaltung der ftrengen — in allen Theilen 
des Heeres. 

$. 107. Die oberſte Aufſicht der Militãr⸗ Gerichte — genauer Beobach⸗ 
tung der verfaſſungsmaͤßigen Beſtimmungen, insbeſondere des Tit. IX, 6, 7 
der Berfaffungs:Urfunde. 

6. 108. Die oberfte Leitung über das Galpeterwefen, und alle zur befiern 
Benügung diefed Regals erforderliben Verfügungen; die Anordnungenüber die 
Yulver- Mühlen, den Abfaß und Verkauf des erzeugten Pulversd; diefe Segen. 
fände benehmlich mit den einfhlägigen Minifterien. 

$. 109. Die Militärs, Adminiftrationd: und Confiskations⸗Gegenſtaͤnde; 
legtere unter Beobahtung der Befimmungen des $. 6, Titel VIII der Ber, 
fafungs-Urfunde. 

$. 110. Alle zur Armee gehörigen Wolthätigfeits-Anftalten, als Invaliden-, 
Wittwen-, Waifen: und milde GStiftungs:Fonde, worüber Uns nad vorgegan- 
gener Superrevifion und Verbeſcheidung des oberften Rechnungshofes im vers 
fammelten Staatsrathe Rechenſchaft abgelegt, und ſolche Öffentlich bekannt ge» 
macht werden muß. 

Die Aufiht auf die beftebende Militär: Fonds-Konmiffion. 

$. 111. Die oberfte Leitung der Militär-Haupt-Kaffe, über deren Ned. 
nung dem oberften Rechnungs-Hofe die Superrevijion zufteht. 

IT Zitel. 
Geſchäftsgang. 

6. 112. Die Leitung aller einem Miniſterium zugetheilten Geſchäfte ſteht 
dem dirigirenden Miniſter derjelben zu, welchem das ſaͤmmtliche Perfonal feines 
Winifteriums untergeordnet iſt. 
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6. 113. In Fällen der Abwefenheit oder Verhinderung eines dirigirenden 
Minifters oder Staatsraths beftimmen Wir denjenigen Minifter oder Staats: 
rath, welcher interimiftifh das Portefeuille zu übernehmen bat. 

$. 114. In den wichtigften Gegenftänden der Vollziehung, wenn diefe den 
Wirkungskreis mehrerer oder aller Minifterien berühren, treten die dirigirenden 
Minifter mit dem Feldmarfhall zu einer Minifterial» Eonferen; zufammen, 
wozu jedoch jederzeit Unfere befondere Genehmigung erforderlich ift. 

$. 115. Wir werden foldhe Conferenzen außerdem noch in jenen befondern 
Fällen anordnen, welche wir dazu geeignet finden, und biezu außer den dirigis 
renden Miniftern und dem Feldmarfchall nad) Gutbefinden auch noch andere 
Staatsbeamte beiziehen. 

$. 116. Diefe Konferenzen find jedoch durchaus nur berathend. 

$. 117. Alle hei dem Minifterium einlaufenden Producte werden nad 
Anordnung des Minifters geöffnet, präfentirt, in das Gefchäftd-Protocoll ein. 
getragen, und mit den Acten an die Minifterial:Räthe nad den von dem Mis 
nifter im Allgemeinen oder für die befonderen Faͤlle erlaffenen Beftimmungen 
vertheilt. 

$. 118. Es bleibt dem Minifter vorbehalten, denjenigen Minifterial:Rä- 
then, welche einen fehr umfaflenden Geſchaͤftszweig zu bearbeiten haben, einen 
oder mehrere Gehülfen zuzutheilen. 

$. 119. Die Ausarbeitungen der Referenten werden dem Minifter. nady 
den von ihm hierüber erlaffenen Beftimmungen vorgelegt. Die Minifterials 
Käthe find für die richtige Darftelung des Factums verantwortlich. 

$. 120. Jedem Minifter bleibt es vorbehalten, die Minifteriafrätbe zu 
befondern Conferenzen zu vereinigen, er ift jedoch Peineswegs an den Befchluß 
derfelben gebunden. 

$. 121. Der dirigirende Minifter Bann die geheimen Sefretaire gan; nad 
feinem Gutbefinden zum Goncipiren, Erpediren, zu Buchhaltungs⸗, Kevifions- 
oder zu Regiftratur-Gefchäften verwenden. 

$. 122. Die Pöniglihen Dekrete und Referipte, welhe Wir eigenhändig 
unterzeichnen, werden von dem betreffenden Minifter contrafignirt. 

$. 123. Die LandtagssAbfchiede werden von fämmtlihen dirigirenden Mis 
niftern und dem Feldmarſchall contrafignirt. 

$. 124. Die Minifterial-Audfertigungen in bloßen Gegenftänden des Vollzuge 
werden in der bisherigen Form unter der Unterſchrift des Miniſters erlaſſen, 
und von dem Generalſekretaͤr contraſignirt. 

$. 125. Die Erpedition, das Sekretariat, die Regiſtratur und die Kanzlei 
mit der Dienerfihaft ftehen unter der unmittelbaren Leitung und Auffiht des 
General:Gefretärs. 

$. 126. Die Regiftraturen und Kanzleien der Minifterien find für alle 
Anwälte und Fremden unzugänglid. 

$. 127. Ueber die nicht zu überfchreitende Etatsſumme, welche Wir gemäß 
$. 12 zur Beftreitung der nöthigen Bureaufoften und zur Anfhaffung der 
erforderlihen Geraͤthſchaften für jedes Minifterium feftfegen werden, ann der 
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dirigirende Minifter deffelben nah Gutbefinden zum Belten des Dienftes ver- 
fügen. Ueber die Verwendung diefer Summen, fo wie des im $. 8 diefer Ber: 
ordnung bemerften Marimums werden bloße Geldrehnungen geftellt, jedoch zu 
feinem andern Zwede, als um nadyzumeifen, wie viel von dem Etats-Maximum 
verausgabt wurde, und um die angefauften Dun und Büreau:Geräthichaften 
inventarifiren zu laſſen. 

Für außerordentlihe Dienft:Bedürfniffe der Minifterien der Juſtiz, ded In⸗ 
nern und der Finanzen werden Wir ftatt der biöherigen Dispofitions-Fonds 
einen Minifterials;Refervefond feſtſetzen, defien gäanzlihe oder iheilmeife Repar⸗ 
tition auf jene Minifterien Wir im Laufe eines jeden — unmittelbar 
beſtimmen werden. 

$. 18. Unfere Miniſter werden beauftragt, allen bei den ihnen uns 
tergebenen Minijterien angeftellten Individuen ohne Ausnahme firenges Schweis- 
gen über die in den Minifterien vorfommenden Gefhäfte zur befondern Pflicht 
ju machen, und denfelben jede offene oder heimliche Anwalticaft, jede Beiftands> 
leiftung für dritte Perfonen in Dienfigefhäften, fo wie jede Correfpondenz in 
Geſchaͤftsſachen zu verbieten, gegen die wirflihen Staatsdiener mit Disciplinar« 
Strafen nad aller Strenge der Vorſchriften der Beilage IX der Berfafjungs- 
Urkunde $. 10 — 15 einzufchreiten, und die dieſem Verbote entgegen handelnden 
amovibeln Individuen aus dem Minifterium zu entfernen. 


IV. Titel. 
Tranfitorifhe Beftimmurgen und Schluß. 


6. 129. Gegenwärtige Verordnung fol mit dem 1. Sänner 1826 für alle 
Minifterien in Kraft treten. 

$. 130. Nur die Beftimmungen der $$. 21, 22, 23, 24, der lit. f. des $. 81 
und die Borfchriften des $. 82 treten erft mit dem nächſten Etats: Sabre in 
volle Kraft. Zu ihrer Ausführung follen jedoch förderlichft alle Vorbereitungen 
getroffen werden; das Minifterium der Finanzen bat zu diefem Behufe im 
Benehmen mit den übrigen Minifterien die erforderlihen Einleitungen zu 
treffen, und folhe Vorarbeiten berzuftellen, daß noch vor dem Ablaufe des erften 
Quartals 1826 die entiprechenden Inftruftionen an fämmtlihe Behörden erlafien 
werden können. Zur Berathung der Hauptinftruftionen werden Wir feiner 
Zeit eine bejondere Minifterial-Eonferen; anordnen. 

$. 131. Die Staats: Buchhaltung der_ Finanzen und die Haupt: Forftbud- 
baltung werden mit dem 31. März fünftigen Jahrs aufgelöfet, und die Geſchaͤfte 
derfelden vom zweiten Quartal 1826 anfangend von dem Minifterium ver Fi« 
nanzen unmittelbar beforgt. 

$. 132. Das definitiv angeftellte Perfonale der Minifterien des Haufes 
und des Neußern, der Zuftiz, des Innern, und der Finanzen, welches in den 
durch den Tit. 1. diefer Berordnung feftgefegten Status nicht eingereiht werden 
kann , tritt mit dem erften Jaͤnner 1826 bis auf weitere Beſtimmung in tem- 
poräre Quiedcen;. 


288 Erfies Buch. — Staatsrecht. 


Diefe nämlihe Maßregel tritt mit dem 1. April 1826 für das Perfonal ber 
Sorfi: Buchhaltung ein. 

$. 133. Das bei diefen Minifterien und Gtellen proviſoriſch angeftellte 
Perfonale und die bloßen Functionaͤre und Diurniften werden mit dem 31. De 
zember d. 3. entlaffen. Die fernere Verwendung derfelben, fo wie die brauch— 
baren Quiescenten eingereibt find, -wird Unfern Miniftern zur Pflicht gemacht, 
und Wir fragen ihnen zugleich auf, diejenigen Functionäre, welche durch Tang« 
jährige Dienfle ihre volle Brauchbarkeit bewährt haben, bei naͤchſter Gelegenheit 
auf Stellen bei den Minifterien oder im äußern Dienfte, wozu fie geeignet 
find, in Antrag zu bringen. — 

Eindweilen kann den Berheiratheten ihr bisheriger Funktions-Gehalt bis zum 
legten September 1826 fort bezahlt werden; fie müffen jedoch, wenn ed nöthig feyn 
follte, biß zu diefem Tage fi für dem öffentlichen Dienft verwenden laſſen. — 
Für diejenigen alten Funktionars, die mit Fleiß und Redlichkeit durch lang 
verfebene Dienfte ſich ausgezeichnet haben, aber aus Abgang der erforderlichen 
Qualififation ſich zu einer fernern Berwendung nicht mehr eignen, werden Wir 
zu ihrer verbältnißmäßigen Unterſtützung die geeignete Fürforge treffen laſſen, 
und erwarten hierüber die Antrage Unferer Minifter, 


$. 134. Das im $. 6. gegenmwärtiger Verordnung bezeihnete Hülfsperfonate 
baben die Minifter durhaus aus denjenigen Individuen ausjumählen, melde 
vorläufig nicht in den ordentlichen Status eimgereiht werden; der von denfelben 
nach $. 26 der Beilage IX zur Verfaffungs:Urfunde anzufpredhende Ergaͤnzungs⸗ 
Gebalt, fo wie jener Theil ihres Quiescenzgehaltes, weldyer inclusive der Ergäns 
zung dem Betrage der für die betreffende Dienftes-Rategorie feftgefegten Func— 
tiond- Gebühren gleihfömmt, ift aus dem Marimum zu beftreiten, welches Wir 
auf den Grund des $. 6 dieſer Verordnung unterm heutigen »in einer befondern 
Entſchließung feitgefest haben. 

Ueber diefes Etats:Marimum darf fein Minifter früher aus freier Wahl 
disponiren, als bis alles überzaͤhlige und hienach in die Quiescenz geſetzte Per- 
fonal in den Status der Minifterien oder der außern Verwaltungsſtellen ein- 
gereiht feyn wird. 

$. 135. Damit der Uebergang zur neuen Gefhäfts. Ordnung erkeichtert, 
und Unfern Minifterien die erforderlihen Mittel verſchafft werden, um alle 
biezu nöthigen Worarbeiten berftellen, insbefondere die Einleitung zur Berein» 
fahung des Gefchäftsganges und der hiezu unentbehrlihen Revifion der Regle— 
ments treffen zu koͤnnen, wollen Wir geftatten, daß jedes Minifterium im 
Fälle des unentbehrlihen Bedarfs über den Normalftand noch einiges Perfonale 
aus der Reihe der zu quiescirenden Ueberzähligen auf Purze Zeit verwenden, 
und denfelben die Supplirung ihres Gehaltes aus der Staatskaſſe bezahlen 
dürfe. Zu diefem Behufe ift ein außerordentlidher Etat anzufertigen, welcer 
Unferer befondern Sanction bedarf. 

$. 136. Die Specialliften ded im $. 132 bezeichneten Perfonals find Ins 
unmittelbar unter Bemerkung der Qualification defielben vorzulegen. 

Wir machen Unfere Minifter verantwortlich, jede Gelegenheit zus Reac⸗ 
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tivirung bdefielben mittelft Einreihung in den Status zu ergreifen, und Uns 
ohne Augerft dringende Nothwendigfeit, worüber die Gründe ausführlih vorge; 
tragen werden müffen, Peine Beförderung in Antrag zu bringen, als bis alle 
brauchbare Quiescenten der betreffenden Claffe bei dem Minifterium oder den 
äußern Stellen ftatusmäßig eingereiht feon werden. 

$. 137. Die dirigirenden Minifter find für den Vollzug diefer Berordnung 
verantwortlih, und zwar jeder derfelben ſowohl binfihtlih der allgemeinen 
ſaͤmmtliche Minifterien betreffenden, Anordnungen als hinſichtlich der befonderen 
Beftimmungen feines Wirfungsfreifes. 

Wir vertrauen in diefelben, und das ihnen untergeordnete Perfonale, daß 
fie ihrem bochwichtigen Berufe mit edlem Eifer entfpredhen und die ihnen an» 
vertraute Gewalt ausfchliegend zur Aufrechtbaltung der Würde Unferer Krone 
und zur Wohlfahrt Unferes treuen Volkes gebrauchen werden. 


* 





Hiezu die Verordnung v. 26. Maͤrz 1826 (Amtsbl. ©. 251), 
die Bildung des Kriegsminifteriums betreffend: 


Sm Eintlang’mit Unferer allergnädigften Verordnung vom 9. Dezember 
9 J. „die Formation der Minifterien betreffend“ und in Golge derſelben ver⸗ 
ordnen Wir binfihtlih Unferesd Staats:-Minifteriums der Armee, welches hin: 
künftig „ Rriegs:Minifterium“ genannt werden fol, Folgendes: 


Bildung des Kriegs-Minifteriums, 

1) Die bisherigen drei Sektionen, des Dienftes, der Adminiftration und der 
Sufiz find aufgelöfet, die Voͤrſtaͤnde derfelben treten in die Zahl der 
Keferenten. 

2) Dagegen werden Unferem Kriegs-Miniſter in — mit oben ange⸗ 
führter Verordnung für die verſchiedenen Dienſtzweige feines Minifteriums 
Referenten, melde in der Regel aus Gtaabsoffizierd oder im gleichen 
Raug ftehenden Individuen des Heeres gewählt werden, zugetpeilt und zwar 

a) für das Dienftlihe und Perfonelle, worunter aud Die 
Kriegsbildungs: und Unterrichtsanftalten des Heeres, die 
Topographie, das Marſch⸗ und Penfions:Wefen ıc. ges 
bören. » ». ei R 

b) Für Artillerie, RriegsmwerPftätten und dad Techniſche der 
Bewaffnung, Ausruͤſtung und Bekleidung .. 

ec) Für Feſtungs- und Militaͤr-Hochbauten .. 

d) Für Kavallerie⸗Gegenſtaͤnde, Remontirung und Foblenhofe 

e) Kür Adminifratin . 2 0 nn en 

N Kür dad Rechtlich. — 

Für das Sanitäts- und Veterinaͤr-Weſen werden dem Kriegs: Minifterium 

die Dberftabsärzte der Armee wie bisher zugetheilt. 

Ferner 1 General:Sefretär. 

1 Oberregiftrator (Archivar). 


Dr. Eiebenpfeiffer's 19 
Sandbuh der Verfaſſung x 


2 Referenten. 


m» Go eb DD m 
s 
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3 Regiſtratoren. 
1 Regiſtraturgehülfe. 
Ferner für den Dienſt der geheimen Sekretaͤre, expedirenden und Buͤreau⸗ 
Sekretaͤre aus dem bisherigen Perſonal dieſes Miniſteriums 6, 
2 Kanzelliſten, 
1 Büreaudiener und die bisherigen Ordonnanzen. 
Den Referenten aus dem Offiziers-Stand des Heeres bewilligen Wir für die 
Zeit ihrer Verwendung eine Zulage, welche 400 fl. jaäͤhrlich nicht überfchreiten wird, 
Die gegenwärtigen Referenten behalten ihre bisherigen Funktionsbezüge bis 
zu ihrer Vorrückung in eine höhere Stelle. 
Für das Eonfervatorium und die Bibliothef wird Unfere näbere Ent- 
ſchließung folgen. 
Die Perfonal:Ernennungen folgen in der Beilage. Die in derfelben nicht 
benannten Fndividuen des Büreau:Perfonals treten in temporäre Quiescenz. 
Uebrigens finden die $$. 6, 7 und 8 mehrerwähnter allergnädigfter Ber» 
ordnung bier ihre analoge Anwendung. 


Wirkungs-Kreis des Kriegd-Mintfteriums. 

Außer der betreffenden Anwendung der in öfters berübrter Verordnung 
Tier M Lit. A gegebenen allgemeinen Beftimmungen, ift der Wirkungsfreis 
Unfers Kriegs: Minifteriums durch Ziffer V obigen Titeld von $. 98 bi und 
einfhlüßig $. 111 beftimmt, 

Die Militärs Hauptbuchbaltung bleibt in Stellung und Wirfungsfreis un: 
verändert. Ebenſo die Militär-Hauptbaffe, 

Ueber das Reviſions-Gericht der Armee, welches bisher aus dem Verfonale 
ter ıten und 3ten Sektion des Kriegsminifteriums gebildet war, wird Unfere 
allerhöchfte Verfügung folgen. 

Gefhäftsgang im Kriegd-Minifterium, 

Für den Gefchäftsgang in Unferem Kriegs- Minifterium kommt der 
Titel IL mehrerwähnter allerhöhft Unferer Verordnung in analoge Anwen: 
dung. So wie ed Unferem Kriegs: Minifter frei fteht, mehrere Referate 
einem Referenten zuzutheilen, eben fo kann derfelde nach $. 118 obigen Titels 
bei einem febr umfafienden Gefchäftsfreis den betreffenden Referenten einen 
oder mehrere Gehülfen aus dem Dfficierd- oder Beamten:Stande des Heeres 
zutbeilen. 

Den aus dem Officiers-Stande zugetheilten Gehülfen beftimmen Wir für 
die Zeit ihrer Verwendung eine Zulage, welche 250 fl. jährlih nicht über: 
fteigen darf, 

So wie ferner. nah F. 120 Unfer Kriegs:Minifter feine Referenten zu 
befondern Konferenzen vereinigen ann, ohne jedoch an die Befchlüffe derfelben 
gebunden zu feyn, fo ift derielbe befugt, in Fällen, wo verſchiedene Dienftzweige 
an einem Gegenftand betheiligt find, 3. B. Dienft und Adminiftration,, oder 
bei rechtlichen und Verwaltungs Rüdfihten in Baugegenftänden, die Bearbei- 
tung dieſes Gegenfiandes durch die betreffenden Referenten kommiſſionell und 
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protofollarifch, oder aber unter feinem Borfig mündlih zur Einigung der An: 
fihten vornehmen, die Ausarbeitung aber nad} feiner Entfheidung dur jenen 
Referenten beforgen zu laffen, welchen er dazu am geeignetften hält. Jedenfalls 
aber wird derfelbe, unbefhadel der gründlihen Erfhöpfung des Gegenftandes 
— zur Erledigung defielben den Weg einfchlagen, der am meilten Zeit und 


Shreiberei erfpart. Es verftebt fih von felbft, daß Unſer Kriegs» Minifter 


befugt ift, in wichtigen Fallen, oder wo er es für nöthig erachtet, auch außer 
dem Kreife feiner Referenten einzelne Gutachten auf dem geeigneten Dienftmege 


abverlangen, oder auch Kommiffionen zufammenfegen zu laffen. Die Mitglieder 


folder Kommifjtonen kann Unfer Kriegs: Minifter namentlich bezeichnen, oder 
deren Benennung der geeigneten Dienftbehörde überlaffen. Diefe Kommiffionen 
ſollen fich jedoch in völliger Unbefangenheit und ganzlih außer dem Wirkungs- 
freife des Kriegd:Minifteriums bewegen, und ihre Nefultate auf dem Dienftwege 
durch die Divifions« oder Korps: und das Armee:-Kommando an Unſer Krieges 
Minifterium einbefördern. j 

Damit auch Unfer Kriegs: Minifter nicht mit Heinlihen Dienftgegenftänden 
überladen wird, welche zeitraubend ihn von der höhern Leitung der feinem Mi- 
nifterium zuſtehenden Gefchäfte abhalten, fo wollen wir unter der Oberaufſicht 
des Armee-Kommando’d den Divifiond: Kommandanten eine bemeflene größere 
Entfheidungs:Befugnig in dienfliher und adminiftrativer Hinfiht eingeräumt 
wiffen, worüber Unfer Kriege: Minifterium Uns baldige allerunterthänigfte 
Vorſchlaͤge zu machen hat. 

Nach den von Uns bei verfihiedenen Beranlafjungen bereits ausgeſproche⸗ 
nen allerhoͤchſten Abfichten einer durchgaͤngigen Bereinfahung des Geſchäaͤftes 
und Befeitigung aller entbehrlichen Schreibereien, maden Wir es Unferem 
Kriegs: Minifter zur befondern Pfliht, in allen demfelben untergeordneten Hee- 
red: und Berwaltungs » Zweigen jede nur immer thunliche weitere Erfparung 
in Perfonal: und Büreaufoften herbeizuführen, und Uns darüber am Schluffe 
ded Etats⸗-Jahres umfaſſenden Bericht zu eritatten. 


2) Der Staatsrath 
bat feine jeßige Geftalt und Amtsinftruction durch die königliche 
Verordnung vom 18. November 1825 (Amtsbl. ©. 191) empfan- 
gen, welche fo Tautet: | 
Wir haben Uns bewogen gefunden, über die Formation Unferes Staats» 
raths und die demfelben zu ertheilende Inſtruction — nad) darüber angeſtellter 
Beratpung — folgende Beftimmungen feftjufegen : 


l. Zitel. 
Bildung des Staatsraths. 
$. 1. Der Staatsrath ift die oberſte berathende Stelle, in und mit welcher 
der König die widhtigften — Tit. IL näher bezeichneten — Angelegenheiten 
der Krone und Seines Bolfes in unmittelbare Berathung nimmt; derfelbe ift 
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zugleich in den Num. 15 bis 25 (inclusive) des II. Titels bemerkten Fällen die 
oberfte entſcheidende Stelle. — An der Verwaltung felbft kommt ibm kein 
Antheil zu, 

$. 2. Er befteht unter der unmittelbaren oberften Leitung des Königs 

1) aus dem Kronprinzen, fobald diefer die Volljährigkeit erreicht; 

2) aus den in der Refidenzftadt anwefenden nadgebornen volljährigen Prins 
zen des Pöniglihen Haufes in der directen Linie, fo oft der König es für 
gut findet, diefe in denfelben zu berufen; 

3) aus den aktiven Miniftern — denen Porte-Feuilles zugetheilt find — und 
dem Feldmarfchall; 

4) aus fehd von dem Könige ernannten Staatsräthen. — Unter diefer Zahl 
können auch Minifter ohne Porte-Feuille begriffen feyn. Diefelben neh 
men in der Sitzung ihren Plag nab den Miniftern, welden Porte- 
Feuilles zugetheilt find; — 

5) aus einem General-Sefretär; 

6) aus dem für die Erpedition, das Sefretariat, die Negiftratur und die 
Kanzlei erforderlihen Perfonale mit der nöthigen Dienerfhaft. 

$. 3. In Beziehung auf den Rang wird feftgefegt : 

Die Staatsräthe im wirklichen Dienfte haben den Rang von den geheimen 
Räthen und General⸗-Commiſſaͤren, welchen nit ein gleiher Rang ertheilet, 
oder im außerordentlihen Dienfte vorbehalten ift. 

Der GeneralSefretär hat den Rang des jüngften Staatsraths. 

Das übrige Perfonale geht dem der Minifterien von gleicher Claſſe vor. 

In Beziehung auf die Amtskleidung bat e bei den bisherigen Beftimmuns 
gen fein Verbleiben. 

$. 4. Der König behält fi vor, nad Umftänden Staatsräthe im außer» 
‚ sedentlihen Dienfte und andere Staatöbeamte ‚au den Berathungen in den 

Gtaatsrath zu berufen. 


6.5. Der König wird in Erledigungsfällen die Stelle der Staatsräthe 
aus den ausgezeichnetften Staatöbeamten und andern vorzüglih würdigen Indi—⸗ 
viduen ergänzen. 

$. 6. Der Staatsrath verfammelt fi in der koͤniglichen Reſidenz in den 
für feine Sigungen demfelben allda angewiefenen befondern Zimmern. 


1. Titel. 
Gefhaftsfreid des Staatsraths. 
$. 7. In den Gefchäftsfreis des Staatéeraths gehören: 


A. Zur Beralhbung. 

: 2 Alle Gegenftände der Geſetzgebung, fie betreffen die Anträge zur Einfüh- 
rung allgemeiner neuer ©efege, Aufhebung oder Abänderung der befte- 
benden, oder zu einer authentifchen Erklärung derfelben; — 

2) Wichtigere Anftände bei der Anwendung der Gefege, worüber die oberften 
volljiehenden Stellen in ihren Anfichten fi nicht vereinigen Bönnen ; 
3) Die von der Stände-Berfammlung an den König gebraten Wünſche 


5) 
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und Anträge, fo wie deren Beſchlüſſe über die an fie gebrachten Geſetz⸗ 
Entwürfe, die Erläuterung derfelben in den beiden Kammern durd die 
von dem Könige biezu beftimmt werdenden GStaatsräthe, dann die von 
dem Könige zu fanktionirenden Gefege (Verf.Urk. $. 30, Tit. VID; 
Die Beſchwerden der Stände wegen Verlegung der P-rfaffung, wenn 
Zweifel darüber obwalten, und diefelben nach der Natur des Gegenftan» 
ded an die oberfte Zuftisftele zur Unterfuhung und Entfdeidung ſich 
nicht eignen ; 

Der General:Finanz-Gtat des Reiche, fo wie derfelbe mit den Entwürfen 
der Gefege und Verordnungen für die Steuern und Auflagen, jur De: 
dung der notbwendigen Staats» Ausgaben, den Ständen verfaflungs- 
mäßig vorgelegt werden foll; 

Die dem Landrathe in feinem Wirkungsfreife vorzulegenden Gegenftände, 
fo wie das Refultat der mit ihm gepflogenen Verhandlungen, und die 
darauf zu veranlaffenden Entfchliefungen ; 
Die Drganifation der Staats-Eollegien, der Staatd-Behörden und Staats: 
Anftalten ; 

Allgemeine Verwaltungs » Normen und Maagregeln, durd melde beſte⸗ 
hende organiſche Einrichtungen aufgehoben, oder weſentlich abgeaͤndert 
werden follen; — 

Die EompetenzEonflicte zwifchen den Minifterien und die den Beihäfts- 
freifen verfchiedener Minifterien gemeinfhaftlihen Gegenftände, wenn 
die einfhlägigen Minifter darüber ſich nicht ‘vereinbaren koͤnnen; 

Die Competenz:Streitigkeiten zwiihen den Gerichten und Verwaltungs⸗ 
ftellen; 

Beſchwerende Vorftellungen an den König über amtlihe Handlungen 
der Minifterien, wodurch Kraͤnkungen des Eigenthums, oder der perfön- 
lien Freiheit angeblich entitanden find, und worüber der Rekurs an die 
ordentlihen Gerichtöhöfe nach den beftchenden Verordnungen nicht ger 
ftattet ift, auch zur Erfenntnig der für die gemifchten Rechtsſachen auf 
geftellten dritten Inſtanz (Tit. III. $. 10) ſich nicht eignet, wenn der 
König nach vorläufiger Vernehmung des betreffenden Minifteriums, zu 
defien Wirkungskreis der Gegenitand gehört, und nad erholter Meinung 
des von dem Könige aus drei Staatsrätben zu bildenden Eomites 
($. 9 diefer Inftruction) das Gutachten des Staatsraths darüber erholt: 


e) ob die angebrachte Beichwerde nach der Berfaffung und den beftehenden 


Geſetzen und Berordnungen gegründet, und 


b) in welcher Art derfelben abzubelfen fey. 
12) Die Jahres-⸗Berichte der Minifter in einer gedrängten Darftellung fowohl 


des allgemeinen Zuftandes des ihnen anverlrauten Geſchaͤftskreiſes, als 
der befondern wefentlihen Competenz-Theile, mit der Anzeige ihrer Hort» 
ſchritte und Hinderniffe, die fi in denfelben ergeben haben, — foferne 
der König darüber im Ganzen, oder über einzelne Theile derjelben den 
Staatsrath mit feinem Gutachten vernehmen will; 
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13) Begutachtung der Indigenats-Geſuche (Beilage I zur erfaffungs» 
Urfunde $. 3, lit. c.); | 

14) Endlich jene wichtigeren Gegenftände, worüber auch außer den in den 
vorftebenden Nummern bezeichneten, der König die Vernehmung des 
Staatsrat?s befonders beſchließt. 


B. Zur Entſcheidung als erkennende Stelle. 


I. Unmittelbar. 


15) Rekurſe gegen die von den adminiftrativen Zuftisftellen ergangenen Er: 
Penntniffe, die Abtretung eines Privat-Eigenthumsd für Öffentlihe Zwecke 
betreffend, unter Beobadhtung der in der Berordnung vom 14. Auguft 
1815 (Reg.⸗Bl. 1815, St. XXXIV, ©, 7%4 — 727) darüber enthaltenen 
Vorſchriften. 

16) Die Entſcheidung der Frage in Unterſuchungen wegen Dienſtverbrechen 
oder Vergehen gegen wirkliche Collegial-Vorſtaͤnde und alle dieſen gleich 
oder höher ftebende Staats:Beamte: ob der Angefchultigte vor Gericht 
geftellt werden folle? (Beil. IX zur VerfUrk. $. 16.) 

17) Rekurſe der Staatöbeamten gegen von den Minifterien ausgegangene 
Disciplinar:Strafverfügungen, nah den nähern Beftimmungen des $. 15 
im Edikte über die Berhältniffe der Staatödiener. (Beilage IX zur 
Berfaffungs:Urkunde. 

18) Rekurſe gegen die Verfügungen des betreffenden Minifteriums in Ges 
genftänden: ‘die Freiheit der Preſſe und des Buchhandels betreffend. 
(Beil. III, Tit. IV, $. 11 der Verf.Urk. $. 9.) 

19) Die Befhwerden wegen Verweigerung des Wahlrechts in einer Gemeinde, 
worauf der Beihwerdeführer gefeglihen Anfpruch zu haben glaubt. (Ge 
meinde-Wahlordnung vom 5. Auguft 1818, Art, 37. Nro. 2. Geſ.Bl. 
St. XXI ©. 508.) 

2%) Die Entfcheidung der über den Simultan-Gebraud der Kirchen zwiſchen 
jwei Gemeinden verſchiedener Religions » Parteien entftehenden Streitig: 
keiten, wenn folbe nach den Beftimmungen des Edikts über die äußern 
Kechtsverhältnijje der Einwohner des Königreihd Bayern in Beziehung 
auf Religion und kirchliche Gefellihaften (IV. Abfchn., Ates Kapitel $. 92 
Beil. II der Verf.Urk.) durch das betreffende Minifterium an den Staats» 
rath gebradyt werden. 

21) Rekurſe gegen erkannte Disciplinar:Strafen der Advokaten in Sachen 
des adminiftrafiven Reſſorts, welche in Gemäsheit der Verordnung vom 
24. März 1816 (Reg.“Bl. 1816, St. X. ©. 153) an den vormaligen ge: 
heimen Rath gemwiefen waren, und in Solge des $, 61 der Dienſtes-In— 
fruction des betreffenden Minifteriums ferner zu deflelben Competenz 

gehören, — wenn bdiefelben gegen Erkenntniffe ergriffen werden, welde 
von dem betreffenden Minifterium nad den Beftimmungen der angeführ: 
ten Berordnung U — 3 unmittelbar ausgegangen find, 
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I. Mittelbar; dur einen aus dem Staatdrathe gebildeten Ausſchuß. 


a) Im Allgemeinen. 

22) Befchwerden, welhe aus einem gerichtlihen Verfahren adminiftrativer 
Stellen in gemifhten Rechtsſachen., oder bei Gelegenheit und in Ber: 
bindung derfelben (ex connexione causae) entfpringen, und worüber der 
Rekurs an die ordentlichen Gerichtshöfe, nach den beftehenden Berord- 
nungen, nicht geftattet ift. 


b) Insbeſondere. 

23) Rekurſe bei folben Gegenfländen, melde theils durch die Verordnung 
vom 8. Auguft 1810 (Reg.⸗Bl. deffelden Jahres St. XXXVIII ©, 612 
seq.) in foweit durch inzwifchen eingetretene organiſche Berfügungen oder 
Geſetze Feine Abänderungen getroffen worden, theild durch ſpaͤtere beſon⸗ 
dere Verordnungen dem vormaligen geheimen Rathe als gemiſchte Rechts: 
fahen zugewiefen waren. 


1. Titel. 
Geſchäftsgang. 

§. 8. Die nah Titel II in den Staatsrath gehörigen Borträge der Mini— 
ferien, fo wie die ſowohl an den Staatsrath, als an den für die gemifchten 
Rechtsſachen angeordneten Ausſchuß geeigneten Rekurſe werden unmittelbar an 
ven König unter der Aufſchrift: 

„An Seine Majeftät den König“ 
„zum Staatsrath.“ 
eingefendet,, und nach der Eröffnung an den General-Seßretär zur —— 
in das Einlaufs⸗Protokoll abgegeben. In daſſelbe werden auch alle übrigen von 
dem Könige an den Staatsrath gewieſenen Gegehftände eingetragen. 

$. 9. Die über die eingefommenen befhwerenden Borftellungen Nro. 11, 
$. 7, Tit. II von dem Könige erholt werdenden Bernehmungen des betreffenden 
Minifteriums werden an das General.Sefretariat des Staats-Raths gefendet, 
und nad) erfolgter Eintragung in das Protokoll, dann von dem Könige ertheilten 
Ermädhtigung einem aus drei Staatsräthen (Nro. 11, $. 7, Tit. II) angeord» 
neten Comite zugefertigt, um über die Borfrage des Competenz- Punktes Bera— 
thung anzuftellen und Gutachten zu erftatten. 

Diefes Gutachten fol, fo wie es in dem Protofolle eingetragen, durch das 
General:Sefretariat des Staatsraths dem Könige in das Cabinet gefendet, und 
Seine weitern Befehle hierauf erwartet werden. 

Findet der Ausihuß bei der Beurtheilung eines angefommenen Rekurſes, 
und der ibm mitgetheilten Aften, daß die angebradhte Beſchwerde frivol ift, fo 
wird derfelbe ermächtiget, in der naͤchſten Plenarfigung dem Gtatsrathe Anzeige 
bievon zu madhen, und auf Beftrafung ded Schriften Berfaffers zum Beiten ber 
Wittwen: und Waifen-Kaffe der Advofaten anzutragen. 

$. 10. Alle bei dem Protofolle des Staatsratbs eingefommenen Rekurfe, 
welche in Tit. II, Nro. 22 und 23 begeichnet find und Pünftig durch einen aus 
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der Mitte des Staatsraths von dem Koͤnig gebildeten Ausſchuß entſchieden 
werden, find von dem General⸗Secretariate des Staatsraths mit genauer Be: 
merkung des Einlaufes an den Borftand dieſes Ausfchuffes abzugeben, welcher 
für ihre Eintragung in das mit dem Gefhäfts:Protofolle verbundene Einlaufss 
Journal forgt, und ‚die Rekursſchriften mit den vollftändigen Alten, deren 
Ablieferung, wenn fie nicht beiliegen, durch dad General:Sefretariat des Staats: 
raths bei dem einfchlägigen Minifterium zu bewirken ift, an die Referenten 
vertheilt, welche er dafür beftimmt, 

Die Beichleunigung des Bortrages wird dem Borftande zur Pflicht gemacht. 
Die Berathung hierüber gefchieht in Pollegialer Form, 

Bei einer ſich ergebenden Stimmen» Gleichheit ift die Stimme des Bor: 
ftandes entſcheidend. 

Zur Nbfafjung eines gültigen Erfenntniffes müflen mit Einfhluß des Bor: 
ftandes fünf Mitglieder der Sitzung beimohnen, 

Der Ausfhuß bat in der Behandlung diefer Rekurfe alle jene Borfchriften, 
welche in den Verordnungen vom 8. Auguft 1810 (Regierungs-Blatt 1810, St. 
XXXVII, ©. 642 seq.) und vom 18. Dezember 1812 (Reg.-Bl. vom Jahre 
1813, St. IH, ©. 91) über die Competenz, die Fatalien und übrigen Form» 
lichkeiten enthalten find, fo wie die an denfelben ergangenen weitern inftruftiven 
Weifungen zu beobadten. 

Die Erkenntniffe werden mit den Akten an das Staatsraths : Protofoll 
abgegeben, und fodann auf die unten $. 20, lit. b naäber beflimmte Art, im 
Mamen des Königs ausgefertigt. 

Bei diefem Ausfchuffe führt der ältefte Staatsrath den Vorſitz. 

Zur Führung des Gikungs-Protofolls in dem Ausfchufie wird der erpedis 
rende geheime Sefretär des Staatsraths beftimmt. 

6. 11. Bei allen Gegenftänden, welche an den GStaatsrath zum Gutachten 
ausgeftellt worden, ernennt der König den Referenten; bei denjenigen, welche 
nah dem Befehle des Königs durd die Minffter an den Staatsrath gebracht 
werden, ernennt derfelbe einen Korreferenten aus der Zahl der von den Mi— 
niftern unabhängigen Staatsrätpe, in foferne der König es ald nothwendig 
erachtet. 

$. 12. Gegenftände von befonderer Wichtigkeit — vorzüglich diejenigen 
welche die Entwerfung neuer Gefege und organifher Einrichtungen, oder Abän« 
derungen ſchon beftehender zum Zwede haben, follen, ebe fie zur allgemeinen 
Berfammlung des Staatsraths kommen, in einem Ausſchuſſe, der von dem 
Könige aus einigen Staatsräthen, dann aus Minifterial:Räthen der eimfhläs 
gigen Minifterien, oder andern Gefchäftsmännern gebildet wird, unter dem Bor: 
fige desjenigen Minifters, zu deffen Neffort der Gegenftand fi eignet, zuvor 
gründlich erörtert, und für das Plenum vorbereitet werden. 


Berührt ein Gegenftand mehrere Minifterien, fo wird der König die Ber 
rathung deffelben durch einen größern zufammengefegten Ausfhuß anordnen, 

13. Zu den Berathungen in den Ausfchüffen Bönnen.auch zu dem Staats» 

rathe nicht gehörige Perfonen zur Ertyeilung der erforderlihen Auffchlüffe über 
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tehnifhe, wiſſenſchaftliche oder fonftige Gegenitände beftimmter DBermwaltungs‘ 
Zweige beigegogen werden; fie haben aber Peine Stimme, fondern werden nur 
mit ihrem Gutachten vernommen, 

$. 14. Die Mehrheit der Stimmen entſcheidet; der Vorſitzende bat gleich 
den übrigen Mitgliedern des Ausſchuſſes nur eine Stimme; das Protokoll wird 
durch einen geheimen Sekretär des einfchlägigen Minifteriums geführt. 

$. 15. Der Staatsrath fann fih nur auf Befehl des Königs verfammeln; 
diefer beftimmt Tag und Stunde, wie auch die Reihenfolge, in welcher die bei 
demfelben eingebrachten Vortraͤge erftattet werden follen. 

_ Dem General:Gefretär liegt ob: die Lithographirung ber Vorträge zu 
veranlaffen, und die Abdrüde an die Mitglieder des Staatsraths durch 
ein Circular⸗Schreiben, im welchem die von dem Koͤnige beſtimmte Sitzungtzeit 
bekannt gemacht wird, zu vertheilen, wobei Sorge zu tragen it, daß die Vers 
theilung mit Ausnahme der befonders dringenden Fälle, acht Tage vor der 
Sitzung geſchehe. 

Wenn ein Mitglied des Staatsraths bei dem Gegenſtande eines Bortra- 
ges verfönlicy betheiligt ift, fo darf daſſelbe der Berathung darüber nicht bei⸗ 
wohnen. 

Wenn außerdem ein Mitglied des Staatsraths gehindert ift, in der ange 
fagten Sitzung zu erfheinen,*fo ift eö gehalten, davon Anzeige zu machen. 

$. 16. Den Borfig im Staatsrathe führt der König; in deffen Abwe— 
fenyeit oder Verhinderung der ältefte Minifter, oder derjenige, den der König 
biegu beftimmt. — Derfelbe verfügt nach vollendetem Vortrage die Umfrage, 
und fpricht nach der Stimmen. Mehrheit den Beſchluß des Staatsraths aus. 

$. 17. Nah dem Bortrage ded Referenten und des allenfalls beftellten 
Korreferenten ftimmt zuerft der Minifter — in deffen Gefchäftsfreis der Gegen» 
fand gehört — wenn er nicht felbft Referent ift; nach diefem unmittelbar die 
Übrigen Minifter und der Feldmarfhall, dann die Staatsräthe nah dem 
Alter des Dienftes. 

In wichtigen Faͤllen, oder auf befondere Anordnung wird ſchriftlich ges 
ſtimmt, und die gefchriebenen Abftimmungen werden nad) ihrer Borlefung zum 
Protofolle abgegeben. 

Bor oder nad der Abſtimmung der Minifter und der GStaatsräthe wird 
der König auch die Meinung der anmefenden Pönigl. Prinzen vernehmen. 


$. 18. Wenn der König im Staatsrath nicht anweſend ift, oder die 
Entfheidung zu geben ſich vorbehält, fo wird demfelben das nad der Mehrheit 
abgefaßte Gutadyten mit den davon abweichenden befondern Beftimmungen in 
dem darüber abgehaltenen Protokolle in das Cabinet gefendet; der König 
beftimmt bierauf, ob Er den Beſchluß des Staatsraths genehmige oder nicht, 
oder folhen mit Bemerkungen zur weitern Berathung zurückgebe. 

Die Gutachten ded Staatsraths und die von demfelben beantragten Ent« 
ſchließungen und Verordnungen find ohne Ausnahme der Beftätigung des Ko» 
nigs unterworfen, und erhalten für die vollziehenden Staatsbehörden nur dann 
Kraft, wenn die Böniglihe Sanction erfolgt if. 
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$. 19. Der General. Secretär nimmt alle Vorträge, die darauf erfolgten 
Abftimmungen und gefaßten Befchlüffe, fo wie die Entfheidung des Königs 
im Staatsrathe in ein ausführliches Protofoll auf, welches, von dem Generals 
Gefretär beglaubiget, von dem Kronprinzen, den anmwefenden Pönigl. Prinzen, 
den Miniftern und dem Feldmarfchall unterzeichnet, dem Kö nige zur Geneh⸗ 
migung vorgelegt wird. 

Die Protokolle mit ihren Beilagen werden bei dem General-Sefretariate 
bewahrt, und können dafelbft von den Mitgliedern des Staatsraths eingefehen 
werden. 

$. 20. Fuͤr die Form der Ausfertigungen wird feftgefegt : 


a) die auf die Vernehmung des Staatsraths nad den Beftimmungen der 
Verfaſſung gegebenen Gefege, die über organifhe Einrichtungen erlaffenen 
Verordnungen, fo wie allgemeine Berwaltungs-Vorfchriften, erfcheinen 
unter dem Pöniglihen Titel in dem größern Kanzleis:Style unter des Kö⸗ 

nigs eigenhändiger Unterfchrift, und werden von den Miniftern , welche 

mit Porte-Feuilles beFfeidet, und von dem Feldmarfchall Fontrafignirt, 
son dem General:Sefretär des Staatsraths beglaubigte, und durch das 
Regierungsblatt bekannt gemacht. 

b) Die Beſchlüſſe des Staatsraths ald erfennender Stelle werden unter 
gleihmäßiger LUnterfhrift des Königs, der Kontrafignatur des dlteften 
Minifters, oder desjenigen, den der König zu dem Borfige beftimmt, 
dann des einfhlägigen Minifterd unter Beglaubigung des General:Se: 
Pretärs des Staatsraths ausgefertigt. 

e) Alle Entjhliegungen, melde der König auf die Gutachten und Anträge 
bed Staatsraths ertheilt, werden unter eigenhändiger allerhoͤchſter Unter» 
fhrift, der Contrafignatur des älteften Minifters, oder desjenigen , den 
der König zum Vorfig beftimmt, und unter Beglaubigung des General» 
Sekretaͤrs dem Protofolle beigefeßt, welches über die Berathungs:Gegen- 
ftände abgehalten wird. 

Diefe allerhöchſten Entjchliefungen werden dem Staatsrathe dur Vor— 
lefung in der naͤchſten Sitzung, oder durch lithographifhe Mittbeilung, — den 
betreffenden Minifterien aber dur beglaubigte Protofoll» Auszüge zu ihrer 
Wiſſenſchaft und Vollziehung befannt gemacht. Erfordern ſolche allerhöchſte 
Entſchließungen Ausſchreiben an die, den Miniſterien untergeordneten Stellen, 
fo müflen diefe unter des Königs eigenhändiger Unterfchrift und der Contra- 
fignatur des einfhlägigen Minifterd „mit Erwähnung der Bernehmung des 
Pöniglihen Staatsraths“ erlafien werden, 

“ Sn Unfern Staatsrath fegen Wir das volle Vertrauen, er werde unter 
genauer Beobachtung der Verfaſſung des Reichs feinen hochwichtigen Beruf mit 
aͤchter Baterlandsliebe erfüllen, und dur feine Rathſchlaͤge Unfer unermüd- 
bares Gtreben nah Beförderung der Wohlfahrt Unferes treuen Volkes 
Präftig unterftügen. — Diefes wird in den Beftimmungen gegenwärtiger Ber. 
ordnung Unfere fefte und unerſchütterliche Abfiht erblicken, den Staats-Orga⸗ 
nismus den Bedürfnifien und Verhältniffen Unferes Reiches anzupaſſen, den⸗ 
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felben unter Beibehaltung alles beftehenden Guten auf moͤglichſte Einfachheit 
binzuführen, und zugleich jede mit dem Hauptzwecke vereinbarlihe Erfparung 
zu erzielen. Ä 





3) DOberfter Kirhen- und Schulrath. 

Diefer wurde durch obige Verordnung vom 9, Dezember über 
Bildung der Staatdminifterien verheißen, und durch die Fönigliche 
Verordnung v. 17. Dezember 1825 (Amtsbl. 1826, ©. 41) errichtet: 

Mir Haben bereits unterm 9. d. M. Unfere allerhoͤchſte Willens-Meinung 
ausgeſprochen, daß in Zukunft für die Angelegenheiten der Kirche, des Unter: 
richts und der für diefe beiden Zwede beftimmten Stiftungen bei dem Staats» 
Minifterium ded Innern eine eigene Stelle beftehen fol. 

Ueber die Formation, den Wirfungstreis und Gefchäftögang derfelben ver- 
ordnen Wir nad Vernehmung des Staatsraths nunmehr, wie folgt: 


.$ovrmatiom 
$. 1. Die Minifterial- Sektion für die Angelegenheiten der Kirche und des 
Unterrichts, welche unter der Benennung „oberfter Rirden» und Schul: 
Kath“ gebildet werden foll, wird aus folgendem Perfonale befteben: 
a) einem Borftande, 
b) drei Rathen, wovon einer der proteftantifhen Confeſſion angebören muß, 
c) einem Secretär, weldyer zugleich die Regiftratur-Gefchäfte zu beforgen bat, 
d) einem Reviſor, 
e) einem von Uns zu decretirenden SKanzelliften. 

Diefe Individuen mit Ausnahme des Kanzelliften müffen die akademiſchen 
Studien ordnungsmäßig abfoloirt und im Staats oder Kirhendienfte bereits 
eine Stelle in definitiver Cigenfchaft begleitet haben. 

6. 2. Die Perfonal:Ernennungen werden Wir unverzüglid vornehmen. 

$. 3. Die Befoldungen werden Wir befonders feltfegen. 

6. 4. Zur Beftreitung der Taggebühren für die Gehülfen, Schreiber und 
Boten, fo wie für die gemwöhnlihe Büreau:Eyigenz werden Wir eine Averfal- 
Summe etatömäßig beftimmen. 

$. 5. Der Vorftand ift zugleich Miniſterial-Rath; — die Käthe und das 
übrige Perfonal ftehen mit dem Perfonale des proteftantiihen Ober-Confiftoriums 
in gleihem Range. 

6. 6. Der Vorftand trägt die Uniform der Minifterial:Räthe, die Raͤthe 
tragen die Uniform der bisherigen Studienräthe; das übrige Perfonale trägt 
die Uniform des Miniiterial-Perfonals gleihen Ranges. 


Wirkungskreis. 

F. 7. Zu dem Wirkungskreiſe des oberſten Kirchen- und Schul-Raths 
gehören alle jene Gegenſtaͤnde, welche in den $$. 61, 62 und 63 der über den 
Wirkungskreis der Minifterien erlaffenen Verordnung vom 9. d. M. dem Mi: 
nifterium des Innern zugewiefen find; die Anfertigung der hierauf Bezug haben» 
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den Etats, und innerhalb der Grenzen der feſtgeſetzten EtatsSummen die Ver—⸗ 
fügung über die hiezu befiimmten Staatsfonds. 

$. 8. Das oberfte Episcopat und alle andern in dem verfaflungämäßigen 
Edifte über die innern Angelegenheiten der proteftantifhen Gefammt-Gemeinde 
näber bezeichneten proteftantifchen Kirdhenfachen, bleiben jedoch der unmittelbaren 
Leitung des genannten Minifteriums vorbehalten, welchem das proteftantifche 
Dber-Eonfiftorium auch fernerhin untergeordnet feyn wird. 

Zu diefem Behufe wird dem Staats: Minifterinm des Innern in der Per: 
fon des proteftantiihen Oberkirchen- und Studien ⸗Raths ein eigener Referent 
zugetheilt. 

$. 9. In allen im S. 7 bezeichneten Gegenftänden’ ift der oberfte Kirchen» 
und Schul KRatb eine bloß inftruirende und berathende Stelle, welche überdieß 
all dasjenige, was durch die Verordnung vom heutigen in den Wirkungskreis 
der Kreid-Regierungen und ihrer Unter-Bebörden gelegt ift, denfelben zu übers 
laffen, und ſich biebei in der Hegel auf die bloße Oberaufficht und oberfte Leis 
tung zu beſchraͤnken hat. 

$. 10. Der oberfte Kirchen: und Schul:Rath bat das Refultat feiner Ber 
rathungen jederzeit dem Minifterium des Innern zur Entfheidung vorzulegen, 
. wenn der Gegenftand hiezu bereitd genügend vorbereitet ift; — im entgegenge 
feßten Falle leitet derfelbe die Bervolltändigung der Inſtruction ein, und referi- 
birt zu diefem Behufe aus eigener Competen;. 


Gefhaftdgang. 


$. 11. In allen zu dem BWirkungsfreife des oberften Kirchen» und Schul 
raths gehörigen Gegenftänden werden die Berichte der Stellen und Behörden, 
fo wie die Vorftellungen der Parteien in der allgemein vorgeichriebenen Form 
an das Minifterium des Innern gerichtet, jedoch mit dem Beifage: „zum ober 
ſten Kirchen- und Schulrathe.“ 

6. 12. Alle einlaufenden Gegenſtaͤnde werden dem dirigirenden Miniſter 
ded Innern vorgelegt, und nahdem durch das General-Secretariat des Minis 
fteriums die Zeit der Eingabe auf dem Ginlaufe bemerft worden, an den Bor: 
ftand des oberften Kirhen» und Schulratbs abgegeben ; diefer. forgt fodann für 
die richtige Eintragung in das Geſchaͤfts-Journal der Stelle und für die Ber- 
theilung an die Käthe. 

$. 13. Die Geſchaͤfts-Repartition ift ganz dem Borftande überlafen, wel: 
cher jedoch felbft eine Geſchaͤftsſparte zu bearbeiten hat. 

$. 14. Der Gefhäftsgang ift bei diefer Section in der Regel Pollegial; 
nur einfache Berichtdabforderungen, Mahnbefeble, Signate zur Revifion oder 
Regiftratur, bloße Sammlung und Zufammenftellungen, und andere Pleine Ge— 
genftände, bei welhen von einer Berathung Peine Rede feyn kann, dürfen im 
Büreaugange behandelt werden. 

$. 15. Bei den Sitzungen des oberften Kirchen: und Schulraths führt der 
Vorſtand den Borfig, hält die Umfrage, und fpricht die Beſchluͤſſe nad der 
Mehrheit der Stimmen aus; die Abſtimmungen gefcheben nach dem Dienfalter 
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von dem älteften bis zu dem letzten Rathe; der Borftand giebt feine Stimme 
zuletzt. 

In Gegenſtaͤnden, welche ausſchließend die katholiſchen Kirchen⸗ Angelegen⸗ 
heiten betreffen, ſteht jedoch dem proteſtantiſchen Rathe kein Stimmrecht zu. 
FS. 16. Dem Miniſter des Innern bleibt es vorbehalten, dieſen Sitzungen, 
deren wenigftens zwei in jeder Woche gehalten werden müffen, beizumohnen, 
und außerdem auch den Vorſtand oder die einzelnen Referenten, fo oft er es 
für nöthig findet, zu fich zu rufen. 

$. 17. Ueber alle Sigungen werden von dem Gecretär befondere Protos 
Polle geführt, in welchen bei wichtigen Gegenftänden die einzelnen Abftımmungen 
bemerft werden follen. 

$. 18. Die nah den Befchlüffen entworfenen und von dem Vorſtande re 
vidirten Auffäge find, wenn der Gegenftand zur Entiheidung reif if, dem Mis 
nifter des Innern zum Expediatur vorzulegen; die Ausfertigungen werden in 
diefen Fällen, in foferne Wir nit ſelbſt eigenhändig unterzeichnen, durch 
den Minifter unterfchrieben, und von dem General:Secretär des Minifteriums 
eontrafignirt, die Expedition beforgt jedoch der Gecretär des oberften Kirchen. 
und Schulraths unter Beifügung der betreffenden Journal-Nummern. 

$. 19. Die Auffäge, welche bloß die Einleitung oder die Bervollftändigung 
der Inſtruction eines Gegenftandes bezielen, erhalten dad Expediatur dur 
den Vorſtand der Sektion, welder in diefem Falle auch die Ausfertigungen 
unterzeichnet. 

$. 20. Diefe gefhehen in der Form der Miniſterial Reſcripte, jedoch unter 
der Schluß:Formel: 


„aus allerböchfter Vollmacht, der oberite Kirchen: und Schul:Rath des Reichs“ 


und werden von dem Gelretär der Stelle contrafignirt. 

6. 21. Die Akten diefer Seftion werden zwar in dem Lokale der Miniftes 
rialsRegiftratur aufbewahrt, aber in einer befondern Abtheilung behandelt. 

6. 22. Die im $. 126 und 128 Unferer Verordnung vom 9. d. M. 
ertbeilten Borfchriften hat dad fammtliche Perfonale des oberften Kirchen» und 
Schulraths genau zu beobachten, und gegen diejenigen, welche dieſen Borfchriften 
entgegenhandeln, ift auf die in den oben allegirten SS. angeordnete Weife zu 
verfahren. 

$. 23. Im Allgemeinen, in foferne über die Gefchäftsbehandlung noch ein 
Anftand ſich ergeben koͤnnte, ift der Geſichtspunkt im Auge zu behalten, daß die 
hiemit angeordnete Behörde nicht eine für ſich beftehende eigene Stelle, fondern 
eine zwar abgefonderte, aber mit dem Minifterium des Innern in inniger Ber: 
bindung bleibende Sektion deffelben ift. 

$. 24. Ueber die Verwendung der $. 4 bemerkten Averfal: Summe bat 
der Borftand des oberften Kirchen: und Schulraths zum Beten des Dienftes 
nad Gutbefinden zu verfügen; er muß jedoch nah dem Schluffe eines jeden 
Jahres im verfammelten Rathe durch den Secretär defielben über die Verwen— 
dung diefer Summen genaue Nachweifung vorlegen und auf den Grund der: 
felben die im Laufe des Jahres angefauften Bücher und Geraͤthſchaften in das 
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Snventar eintragen laſſen. Das bei diefer Beranlaffung abzuhaltende Protokoll 
ift nebft den Ausgabsnachweiſen dem Mirifter des Innern vorzulegen, um es 
nady genommener Einfiht in die Minifterial » Regiftratur hinterlegen und bes 
wahren zu laſſen. 

$. 235. Diefe Verordnung foll mit dem 1. Jänner 1826 in Kraft treten. 

Unfer Minifter des Innern ift mit dem Bollzuge derfelben beauftragt. 

Mir fegen in den oberften Kirchen- und Schulrath das Vertrauen , daß 
derfelbe feinen Wirkungskreis in diefen hoͤchſtwichtigen Angelegenheiten mit 
größtem Eifer erfüllen, Unfere den Schuß der Kirche, die Veredelung der 
Sitten, die Beförderung der Künfte und Wiffenfhaften, und die Heranbildung 
tüchtiger Staatsbürger bezweckenden Abfihten Fraftig unterftügen, und bald 
möglihft einen mwohlbemeffenen, tiefdurchdachten, den Bedürfniffen der Zeit und 
des bayerifhen Volkes entfpredhenden Schul-Plan vorlegen werde. 





4) Oberſter Rechnungshof. 

Ein Conſularbeſchluß vom 29. Frim. IX hatte gemaͤß Art. 89 
der Conſtitution und den Geſetzen vom 28. Pluv. III und 18. 
Frimaire IV die Staatsrechnungs-Commiſſion organiſirt; am 16. 
September 1807 erfchien ein Geſetz über Einrichtung, Wirkfungs- 
freis und Berfahren des oberften Rechnungshofs, der an die Stelle 
jener Commiſſion trat, und ein Defret vom 28. September 1807 
verfügte das Nähere. Wir nehmen Umgang von diefen Beftim- 
mungen, indem jegt blos die neuern gelten. Mit Bezug auf S$. 25 
der Verordnung vom 9. Dezember 1825 über das Staatsminifte- 
rium, erfchien am 11. Jänner 1826 (Amtsblatt ©. 161) folgende 
Verordnung: 

Wir haben die Inftruftion des oberften NRechnungshofes einer genauen 
Revifion unterwerfen laffen, und in Bezug auf das Finanzredhnungswefen des 
Königreihs nad Vernehmung des Staatsraths befchloffen wie folgt: 

A. Allgemeine Beftimmungenm. 

$. 1. Sammtlihe Finanz» Rednungen müſſen jederzeit auf das für die 
betreffende Finanzperiode feftgefekte Buͤdget des Reiches geftüst, und dem Baue 
defjelben nachgebildet werden. 

$. 2, Jedes Stantsgefäll und jeder Staats⸗-Aufwand foll jederzeit auf jene 
Pofition in Rechnung geftellt werden, wohin fie fi) gemäß den Beltimmungen 
des jedesmaligen Finanz:Gefeges nad der Natur der Sache eignen. 

6. 3. Im Laufe einer Finanz» Periode dürfen — keine Poſitions⸗ 
Transferirungen Statt finden. 

$. 4. In allen Staatsrechnungen müſſen die PR der Staatsrenten⸗ 


Bermwaltung von dem eigentlihen Staatsaufwande ausgefhieden und genau 
gefondert vorgetragen werden. 
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$.5. In ganz abgefonderten Rechnungen ift der Staatsaufwand für die 
Shuldentilgungsanftalt vorzutragen. 

$. 6. Die Termine zur Vorlage und Kevifion der Rechnungen werden wie 
bisher von dem oberften Redhnungshofe beftimmt, und follen von demfelden 
fammtlihen Bermwaltungsbehörden fo frühzeitig befannt gemacht werden, daß fie 
auf das Pünftlihfte eingehalten werden koͤnnen. Wenn diefe- Termine nicht 
eingebaltem werden, jo dürfen die mit der Revifion beauftragten Stellen die 
faumigen Rechner, wie bisher, mit angemefienen, für den zweiten und dritten 
Fall fteigenden und auf der Stelle zu erholenden Geldftrafen belegen; im vier. 
ten Falle haben fie nah den Beftimmungen der neunten Beilage zur DBerfaf 
fungs-Urfunde $$. 10 — 15 mit Dieciplinarftrafen einzufchreiten, und fie find 
zugleich ermächtiget, wenn fie es für zuträglih oder nothwendig erachten, 
auf des faumigen Beamten Koften einen eigenen Kommiſſaͤr zur Betreibung 
der Rechnungsſtellung abzuordnen, oder den Beamten bis zur Vollendung der 
Rechnung nötyigen Falld vom Amte zu fufpendiren, und diefes auf feine Koften 
durd ein anderes Individuum adminiftriren zu laſſen. In den lestern Fällen 
ift jedoh Anzeige an das Minifterium zu erftatten. Gleiche Befugnifje fteben 
dem oberften Rechnungshofe gegen diejenigen Verwaltungs: und Reviſionsſtellen 
iu, dur deren Verſaͤumniſſe die Nechnungsftellung der äußern Beamten ver 
jögert wird. 

$. 7. Jeder Rehnung, welche mit einem Aktivreſte abſchließt, muß der 
Beweis angefügt werden, daß diefer Aktivreſt an die unmittelbar vorgefegte 
Kaffe abgeliefert wurde. Wenn diefer Beweis nicht gleich bei der Rechnungs— 
vorlage geführt werden kann, fo ift er doch längftend acht Tage nad dem 
Rechnungstermine zu führen. 


$. 8. Die Revifion und Superrevifion der Finanzrechnungen fol von nun an 
in Beinem Falle mehr durch ein und die nämliche Behörde vorgenommen werden. 


$. 9. Ebenſo wird für die definitive Verbefcheidung der Staatsrehnungen 
der Inftanzenzug in der Art gebildet, daß jener Stelle, welde die primitive Res 
vifion zu beforgen hat, die erfte Inftanz zufteht, die zweite und legte Snftanz 
aber dem oberften Rechnungshofe übertragen bleibt. 

$. 10. Die primitive Revifion der Finanzrechnungen, und die definitive 
Verbeſcheidung derfelben in erfter Inſtanz ftehet künftig den Kreisregierungen 
und den Eentral:-Bermwaltungsitellen zu, unter deren Leitung und Curatel die 
Rechnung ftellenden Kaffen und Aemter geftellt find. 


Die Rechnungen der dem Staatsminifterium der Finanzen unmittelbar 
untergeordneten Kaffen, und zwar indbefondere jene 


a) der Central» Staats : Kaffe, 

b) der Hofftäbe und Intendanzen, 

e) der unmittelbaren Güter-Adminiftration zu Schleißheim, 

d) der Afademie der Wilfenfhaften und der Künfte, fe wie der damit in 
Verbindung ftehenden Inſtitute, in foferne legtere aus dem Staatsver⸗ 
mögen dotirt werden, 
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e) der Regie-Berwaltungen der Gentral-:Stellen und des Öber-Appvellationd- 
gerichtö,, in foferne denfelben Beine Averfal-Summen zur Dispofition ge 
ftellt find, 

werden von einer Nechnungsfammer verbefchieden, welhe Wir in Unſerer 
Refidenzftadt — wie weiter unten folgt — errichten. 

$. 11. - Die! Superrevifion der fämmtlihen Finanzrechnungen wird durd 
die Raͤthe des oberften Rechnungshofes vorgenommen. 

$. 12. Sowohl die erfte als zweite Rechnungs: Inftanz wird nach den Ges 
feßen der Comptabilität über die jährlich abzulegenden Rechnungen unabhängig 
von dem Minifterium der Finanzen erfennen. 

$. 13. Die General:Finanzrehnungen dürfen nur auf definitive Beſchlüſſe 
und die hienach abEorrigirten Elementar-Kechnungen gebaut werden. 


B. Bon der primitiven Revifion und der erften Red: 
nungsd» SI nftanz. 

$. 14. Der Revifionsakt ift jedesmal mit einem, in formeller Hinfiht nach 
den beftebenden Normen zu verfaſſenden Protokoll zu begleiten, in weld;em alle 
bei der Revifion entdeckten Irrthümer, Defecte, unrichtige oder doppelte Anfäke, 
und alle Ausgaben, für welche die Ermädtigung mangelt, zu bemerfen find. 
Am Eingange diefed Protokolls ift jederzeit der von dem Rechner gemadhte 
Haupt: Abflug mit der Summe der Gefammt:Einnahme, der Gefammt:-Auss 
gabe, und des Aktiv» oder Pafliorefted vorzumerfen. Am Ende des Protofols 
müffen die aus den Bemängelungen ſich ergebenden Minderungen und Mehrun“ 
gen nach der Reihe der $$. refapitulirt, proviforifch abgefchloffen, und mit dem 
vom Redner gemachten Abfchluffe verglihen werden. Eine Abkorrigirung der 
Rechnungen findet erft nad Erlafjung des Definitiv-Beſchluſſes in der weiter 
unten vorgefchriebenen Weife Statt. 

$. 15. Die primitise Revifion ift jederzeit durd das befondere Rechnungs⸗ 
Kommiffariatd:Perfonal derjenigen Stelle vorzunehmen, welder die Rechnungs» 
Verbeſcheidung zufteht. 

$. 16. Das von dem Rechnungs⸗Kommiſſariat entworfene Bedenken⸗Pro⸗ 
tofoll muß durch einen mit dem Meferat beauftragten Kath und den Borftand 
der Stelle, welcher die Verbefheidung übertragen ift, geprüft und feftgeftellt 
werden; die hiebei gemachten Abänderungen find in der Art vorzunehmen, daß 


_ jwar die veränderten Stellen ded Entwurfed durdftrichen, aber in einem noch 


leferlihen Zuftande erhalten werden. 

$. 17. Das auf diefe Art richtig geftellte Protofoll muß dem Rechner unter 
Geftfegung eines unüberfchreitbaren Termins zur Beantwortung mit der Firma 
„von Reviſionswegen“ hinausgefchloffen werden; mit demfelben Pönnen zwar 
die bemängelten,, jedoch befonders zu verzeichnenden und gehörig zu contrafigni: 
renden Belege, nie aber die Rechnung felbft und ihre übrigen Beilagen hinaus— 
gegeben werden. — Wenn die zur Beantwortung vorgezeihneten Termine nicht 
eingehalten werden, fo muß gegen die Rechner verfahren werden, wie oben im $.6 
wegen der für dieRechnungs-Vorlage beftimmten Termine vorgeichrieben wurde. 
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$. 18. Mit der Beantwortung des Bedenken⸗Protokolls hat der Rechner 
jederzeit ein Rechnungs-Duplikat vorzulegen, welches nach definitiver Verbeſchei⸗ 
dung der Rechnung mit dem Original durd das Rechnungs-Commiſſariat vers 
‚ glihen, gleichgeftellt, abforrigirt und dem Rechner rüdgeftellt wird, um es bei 
Amt zu verwahren. 

$. 19. Ueber die Beantwortung hat das Rechnungs⸗ Commiſſariat eine ums 
fihtige Prüfung anzuftellen, und das der Sache angemeffene Rechnungs-Erkenntniß 
zu entwerfen; diefes wird ein Rath und der Borftand der Stelle mit der Rech⸗ 
nung und dem Bedenfen: Protokoll, dann der Beantwortung vergleihen, ebenfals 
genau prüfen, vorläufig nad Gutbefinden ratifiziren, und fodann bis zur Ans 
kunft des zum Abrehnungs:Commifjär ernannten Rathes des oberften Rechnungs» 
bofes reponiren laffen. 

$. 20. Diefem Abrehnungs-Gommiffär find bei feiner Ankunft am Site der 
Kreis: oder Eentralftelle alle revidirten Rechnungen mit allen Belegen, Reviſtons⸗ 
Protofollen, Beantwortungen und Merbefheidungs » Entwürfen zur Einſtcht 
vorzulegen. 

-$. 21. Nachdem der Abrehnungs-Commiffar die Rechnung eines Amtes 
oder einer Kaffe, und die auf deren Revifion bezüglihen Verhandlungen durdy« 
gefehen und genau geprüft haben wird, bat die Stelle, weldher die Verbeſchei— 
dung zufteht, unter Vorſitz ihres Borktandes in Gegenwert des Abrechnungs⸗ 
Commiſſars eine Pollegiale Berathung vorzunehmen, und unter Vorbehalt des 
Rekurſes einen definitiven Beſchluß zu faſſen. Unmittelbar vor der Abftiimmung 
müffen die Abrechnungs-Commiſſaͤre abtreten, wenn fie ver Borftand der abur« 
tbeilenden Stelle biezu auffordert, 


$. 22. In diefer Sigung muß der ganze Rechnungs-Prozeß Pur; reafjumirt 
werden; die Vorftände der Eentral-Staatäfaffe, der Haupt-Kreis⸗ und Specials 
Shuldentilgungs-Kaffen und der allgemeinen Rentaͤmter fönnen diefer Sitzung 
während der Reaflumirung der auf ihre Rechnung Bezug bhabenden Verbands 
lungen beimohnen, nad Bollendung derfelben ihre allenfallfigen Einwendungen 
gegen den Schluß-Antrag ded Abrehnungs:Commiffäars kurz vortragen, müſſen 
jedoch abtreten, ehe zur Abftimmung gefchrikten wird. 

Bei diefer Gelegenheit muͤſſen die Rechner auch) ihre Sournale und Ma» 
nualien vorlegen, und die Stelle hat fih, nachdem das Rehnungs-Kommiffariat 
die geeigneten Abfchlüffe gemacht haben wird, von der Uebereinftimmung der 
felben mit den Rechnungs-Reſultaten zu überzeugen, und bei erbeblihen Abwei⸗ 
dungen das Geeignete zu verfügen. 


$. 233. Den im vorftehenden Paragraph genannten Rechnern wird der 
Definitiv- Befhluß in Gegenwart des Abrechnungs-Kommiſſärs perfönlich zu 
Protokoll eröffnet; bei diefer Verhandlung müflen ſowohl dieſe, ald der Abrech, 
nungs:Kommifjär ſogleich die gegen denfelben zu erbebenden Rekurſe unter Be; 
jeihnung der einzelnen Punkte erflären; die Rekurſe ſelbſt find binnen ſechs 
Moden ausjuführen, bei der Stelle, welche den Definitiv» Befchluß erließ, zu 
übergeben, und von diefer unter Anlage der Rechnung und ihrer Belege an 


den oberften Rechnungshof mirtelft Berichtes einzufenden. 
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$. 24. Bon den Definitiv.- Beihlüffen müffen dem betreffenden Redner 
amtliche Ausfertigungen zugeftellt, und bierüter Empfangsicheine zu den Aften 
gebracht werden; diefe find von den Borftänden der Etelle zu unterzeichnen, 
und von dem Abrehnungs:Kommiffar zu contrafigniren, und müfen am Ende 
fogleih die Punkte bezeihnen,, gegen welche ter Abrehnungs: Kommifjär den 
Rekurs ergriff. Bei Ausfertigung der Definitiv:Befchlüffe über die Rechnungen 
der im $. 22 bezeichneten Beamten muß aud von jenen Punkten Erwaͤhnung 
gefhehen, gegen welche die Rechner den Rekurs erklärt haben. 


$. 25. Auf den Grund des Definitiv:Befchlufes geſchieht fodann die Ab» 
Porrigirung der Rechnung; fie muß unter Purzer Allegation des betreffenten 
Paragrapben mittelft rother Dinte in der Art vorgenommen werden, daß ter 
urfprünglibe Rechnungs-Vortrag nirgends entftellt und unleſerlich gemacht wird; 
der bei diefer Neckificirung zu mahende Hauptabfhlug muß von dem Nevis 
denten, den Vorftänden der Gtelle, und dem Abrehnungs : Kommifjär unter 
zeichnet, und in foferne die Necdhnung von einem im $. 22 genannten Beamten 
geftellt wurde, von demjelben förmlich anerkannt, und zu diefem Behufe eben» 
falls unterzeichnet werden. 


$. 26. Nach diefen Rechnungs : Grundlagen müffen die Rechner mit der 
unmittelbar vorftebenden Kaffe fhnell und pünktlih in dem von der verbeſchei— 
denden Gtelle feftgefegten Termine abrechnen und vollfommene Richtigkeit pfle> 
gen. Die PVorftände der allgemeinen Rentämter, und jene Beamte, welche fi 
am Sitze ter ihnen vorftehenden Kaſſen befinden, müfen diefe Abrechnung 
binnen 24 Stunden vollführen. — GYm erforderliben Falle ift die verbeſchei— 
dende Stelle ald Abredhnungs.Commiffion wie bisher ermaͤchtigt und verpflich- 
tet, den Rechner ſelbſt durch Perfonal:Arreft zur Erfüllung diefer Pfliht anzubalten. 


$. 27. Erft nad gepflogener Richtigfeit dürfen den Rechnern in Unſerem 
Namen die Abfolutorien zugeftellt werden; in diefen find die Refervate nad 
den Paragrapben der Definitiv:-Befhlüffe, die Bunte der von dem Abrehnungs« 
Kommiffar ergriffenen Rekurſe, das generelle Kefervat der Irrung im Galcul, 
der Omiffionen und der vorfäglihen Beſchaͤdigung des Aerars fpeciell auszudrüden, 
und die Totalfummen der Cinnahmen und Ausgaben, fo wie des hienach fidy 
darjtellenden Aktiv» und Paſſiv-Reſtes in Zahlen und Buchſtaben anzugeben. 


$. 28. Hafiſcheine des Beamten dürfen zur Berichtigung der Abrechnungs— 
Schuldigkeit durchaus nidt angenommen werden ; nur dann find fie zuläßig, wenn 
bei dem Schluß Acte der Rechnungs: Abbör fih neue Bedenken ergeben, und auf 
Beranlaffung derfelben dem Rechner bedeutende Erſatz-Summen zur Laft gefchrie: 
ben werden; in diefem Falle hat die Abrehnungsftelle jedoch foͤrmlichen Beſchluß 
zu faffen, zu welchem die Beiftimmung ded von dem oberften Rechnungshofe 
abgeordnneten Kommiſſärs erforderlich iſt; in diefem Beſchluſſe muß ein Furz zu 
bemefjender Termin zur Einlöfung des Hafıfheines feftgefeßt, und außerdem das 
A folutorium bei der betreffenden oberen Klaffe, mit welcher abjurechnen ift, bis 
zur wirklichen Ginlöfung aufbewahrt werden, 


$. 29. Die aus den definitiv abgeſchloſſenen Rechnungen hervorgehenden 


" Iweiter Abſchn. — Verkaſſungsm. Beſtandtheile des Staates. 307 


Aktiv- oder Paſſiv-⸗Reſte werden durch die Abrehnungs:Stellen denjenigen Kaf 
fen, in welche diefe Aftiorefte abgeliefert, oder aus welchen die Paflivrefte gedeckt 
werden müffen, eingemiefen, die EinweifungsDefreturen, in welchen der Defini» 
tiv Befhluß förmlich allegirt werden muß, find den Rechnungen der Hauptfafien 
ald Belege anzufügen. 

$. 30. Aus dem Grund der nad) dem Definitiv-Befchluffe abforrigirten Rech» 
nungen wird nad vollendeter Abhör einer Amts: oder Kaffe-Rehnung der 
Skartekel oder das Abrechnungsbuch erſetzt; diejes muß ganz nach dem Baue des 
Büdgets der betreffenden Finanzperiode angelegt, in duplo angefertigt und von 
den Borftänden der Stelle, jo wie dem Kommiljär des oberften Redhnungshofes 
unterzeichnet werden; das eine Exemplar bleibt bei der Abrechnungsitelle, das 
andere bat der Abrehnungs:Kommifjär dem oberftien Rechnungshof vorzulegen, 

$. 31. Werten bei der Revifion oder Abhör der Rechnung Gebrehen von 
Bedeutung, oder Vergehen und Verbrechen entdedt, insbefondere Berfälihuns 
gen, Unterfhlagungen und Erpreffungen, fo ift die Abrechnungsftelle verpflichtet, 
unverzüglih die erforderlihen Einſchreitungen zur GSicerftellung des Aerard 
und anderer Betheiligten und die weitere Unterfuchung vorzunehmen; follte Die 
Stelle hierin ſaͤumig feyn, fo bat der Pommittirte Oberſt-Rechnungs-Rath an 
den oberiten Rechnungshof zu berichten, damit diefer bei dem Staats⸗Miniſte⸗ 
rium der Finanzen das Geeignete veranlafien fann. 

$. 32. Gegen die Definitiv-Befhlüfe der Nbrehnungsftellen ift Fein anderer 
Rekurs ald an den oberfien Rechnungshof zuläßig; der Rekurs hat Peine ſus— 
penfive Kraft. In Ermangelung eines ſolchen Rekurſes wird der Rechnungs— 
Prozeß als beendigt angeſehen. 

$. 33. Die General» Adminiftrationen der Poſten, der Salinen und Berg⸗ 
werke, des Zollmefens und des Lotto find ermädhtiget, uͤber die Rechnungen 
ihrer äußern Aemter Definitiv:Befhlüffe auch ohne Gegenwart des fommittirten 
oberften Rehnungsrathes zu faſſen, wenn diefer erflärt, wegen anderer drin 
gender Gefhäfte den Sigungen diefer Stellen nicht beimohnen zu koͤnnen; in 
diefen Fallen muß in den Definitiv »Befhlüffen die Superrevifion ausdrücklich 
vorbehalten werden; bis zur Nahholung und nicht zu verzögernden Vollendung 
der Superrevifion find die Abfolutorien vorzuenthalten, welche der Abrechnungs— 
rath jederzeit mit dem Borftande der Stelle unterzeichnet. 


C. Bon der Rehnungd:- Kammer. 


$. 34. Die Rehnungs:Kammer fol aus folgendem Perfonale beftehen: 
a) einem Direktor, 
. 5b) zwei Raäthen; 
c) einem Sefretär, 
d) einem Regiftrator, 
e) ſechs Rechnungs-Kommiſſarien, 
wovon die Haͤlfte zur erſten, und die andere Haͤlfte zur zweiten Kiaffe gehören wird. 
Der Borftand, die Räthe und der erfte Rechnungs: Kommifar müfjen die 
zur Ausübung des Richteramis erforderlihen Eigenjhaften befigen, und im 
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äußern Dienfte in definitiver Eigenſchaft Stellen begleitet haben; das letztere 
Erfordernig muß auch bei ten übrigen Rechnungs-Kommiſſarien Statt finden; 
bei der erſten Nomination werden Wir jedody das Perfonal aus dem Perfonale 
des oberftien Rehnungshofes wählen. f 

$. 35. Die Kangverbältnifie, die Uniformen und Befoldungen diefes Per- 
fonals follen jenen des Kreis» Regierungs » Perfonals der nämlihen Kategorie 
gleich ſtehen. 

$. 36. Der Haupt -BWirkungsPreis diefer Stelle ift bereits in dem $. 10 
ter gegenwärtigen Berordnung bezeichnet. 

6. 37. Außerdem liegt der Rechnungs-Kammer auch die Revifion und in 
erfter Inſtanz die Verbefheidung der Rechnungen der Hauptmünzamts » KRafle, 
und der drei Landes:UIniverfitäten 06. Bei Kevifion und Aburtbeilung diefer und 
der im $. 10 bezeichneten Rechnungen bat ſich diefelbe im Weientlihen nad) 
den Borfchriften der 65. 1, 7, 11 — 32 zu richten. Insbeſondere bat diefe 
Gtelle alle Definitiv-Beihlüffe in formlichen S gungen und in Gegenwart eines 
Kommiſſaͤrs des oberften Rehnungshofes zu faſſen. 

$. 38. Die Rechnungs-Kammer wird zugleich die unmittelbare Euratel über 
Diejenigen Kaffen und Aemter übertragen, welche in dem $. 10 lit. a, b, e und 
d befonders benannt find. Gie bat bei denfelben wenigſtens jährlich viermal in 
ungleihen Zeiträumen förmliche Kaffeürze vorzunehmen, und die Unterfuchuns 
gen über die bei denfelben ſich allenfalls ergebenden Kafjedefefte zu führen. 


$. 39. Ebenfo bat fie die Ertraditionen der Eentral:Staatsfaffe, der Staabs— 
und Intendanz:Kaffen, der Hauptmünzamts-Kaffe, und der unmittelbaren Güter: 
Adminiftration-zu Schleißheim zu beforgen, und über die dabei gepflogenen Ber» 
bandlungen nady Pollegialer Beratbung zu erfennen, biebei aber das im $. 115 
der über den Wirkungskreis der Regierungen erlaffenen Berordnung vom 17. 
Dezember vorigen Jahres vorgefchriebene Verfahren zu beobadıten. 

$. 40. Der Gefhäftsgang ift büreaumäßig; nur die Definitiv-Befclüffe 
müffen in förmlihen Sigungen berathen werden. Im Berbinderungsfalle eines 
Rathes wohnt den Sigungen der Rechnungskammer der erfie Rechnungs: Kom» 
miffär derfelben bei, und ‘führt eine entſcheidende Stimme, jedoch dürfen bei 
diefen Sitzungen Feine Rehnungen zum Bortrage fommen, worüber diefer Rech⸗ 
nungs:Kommiffär die primitive Reviſion vornahm. 

$. 41. Die Rechnungs-Kammer fteht mit den Gentral« Stellen und Rreit- 
Regierungen in einem Poordinirten, zu dem oberften Rechnungshofe und den 
Staats: Minifterien in einem fubordinirten Berhältnife. 
$. 42. Die Reviſions⸗Akte und alle Befchlüffe fertigt fie unter der Eingangs 
Formel: 
„Im Namen Seiner Majeftät des Königs“ 
aus, und fest am Ende diefer Ausfertigungen die Firma: 

„Königlihe Rechnungs - Rammer.“ 

Die Ausfertigungen werden von dem Direftor unterzeichnet und von dem 
Sekretaͤr fontrafignirt. Die Definitiv:Befchlüfe hat der der Kedhnungs Aufnahme 
beimohnende oberfte Rechnungs⸗-Rath ebenfalls zu unterzeichnen. Den Hofftäben, 
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dem Gentral.Staatsfaffier, dem Borftand des Hauptmünzamtes, den Akademien 
und Uuiverfitäten, fendet fie die in diefer Form ausgefertigten Beſchlüſſe mittelſt 
Anſchreiben zu, welche im Style der Roordinirung unter Weglaffung der Be> 
grüßungs-Formel abgefaßt werden. 

$. 43. Die ganze Zeitung der Gefhäfte ſteht dem Director zu. 

$. 44. Zur Beftreitung der Koften für die Kanzlei-Individuen, für Boten’ 
diente und Büreau:Erforderniffe wird eine Averfal-Summe beftimmt werden; 
für die erfte Zeit werden Wir jedoch der Rechnungs-Kammer aus dem über: 
zähligen Perfonafe anderer Stellen einige Kanzliften und Boten zumeifen. 

$. 45. Die Rechnungs: Kammer foll mit dem erfien October 1826 Fonftis 
tuirt werden, zu welchem Behufe Wir das dazu beftimmte Perfonale vor dem 
Ende diefed Etats-Jahres ernennen werden. 


D. Bon der Superrevifion und der legten Rehnungds 
Inſtanz. 


$. 46. Die Superreviſion und die legte Rechnungs-Inſtanz bleibt dem 
oberſten Rechnungsbofe übertragen. Dieſer oberſte Rechnungshof ſoll künftig 
aus folgendem Perſonale beſtehen: 

a) aus einem Praͤſidenten, 

b) aus acht Raͤthen, 

e) aus einem Sekretaͤr, welcher zugleich die Sefaäfte des Regiftrators zu 
bejorgen hat, 

d) aus einem Rechnungs-Kommiſſär. 

Der Präfident und die Räthe müſſen die zur Ausübung des Richteramtes 
erforderlihen Eigenfhaften befigen, und im äußern Dienfte der Verwaltung 
bereits eine Stelle in definitiver Eigenfhaft begleitet haben; diefe Beflimmung 
bat jedoch nur Bezug auf neue Nominationen. 

$. 47. Die Uniformen, die Befoldungs: und Rangverhältniffe diefes Per: 
fonals bleiben unverändert. 

$. 48. Der oberfte Rehnungsbof bat in Zukunft ſich nicht mehr mit der 
primitiven Reviſion zu befaſſen; die Superreviſion übt er mittelſt jährlicher 
Abordnung ſeiner Raͤthe an die Sitze der Kreis-Regierungen und Centralſtellen, 
ſo wie an die Rechnungs-Kammer in der Art aus, wie in den vorſtehenden 
Paragraphen vorgeſchrieben iſt. Dieſe aus feiner Mitte abgehenden Kommiſſa⸗ 
rien haben ſich nicht als Vorftände oder Mitglieder der Abrechnungsſtellen, fon 
dern als Staatsanwälte zu betrabten, welhe in Unferem Namen für die 
Aufrechthaltung der Comptabilitätd : Gefege und für das Intereſſe des Staats: 
vermögens zu wachen haben. Kein Oberrechnungsrath foll in zwei aufeinander: 
folgenden Zabren in den nämlichen Kreis abgefendet werden; die Abordnung 
beftimmen Wir felbft auf den Antrag des Prafidenten des oberſten Rechnungs» 
bofes, und auf.den Bortrag Unfers Staatsminifters der Finanzen. 

6. 49. Der oberfie Rechnungshof und feine Kommiflarien find verantwort- 
lich, daß die in gegenmwärtiger Verordnung gegebenen Vorſchriften, und insbe: 
fondere jene, welche Wir in den 89. 1 — 33 ausſprachen, überall pünktlich 
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vollzogen, die Kompetenz:Verhältniffe und die feftgefegten Etatd genau einge, 
balten, jede Ueberfchreitung derfelben rückſichtslos bemängelt und zurückgewieſen, 
die allgemeinen Rehnungs:Normen mit Confequenz und Gleichfoͤrmigkeit durch— 
geführt, alle Staatögefälle gebörig und vollftändig vereinnahmt, und alle Sabre 
auf den Grund der revidirten und definitiv verbeſchiedenen Rechnungen von den 
verrechnenden Aemtern und Kaffen rechtzeitig die vorfchriftsmäßige Abrechnung 
und volle Richtigkeit gepflogen werde, 

$. 50. Der oberfte Rechnungshof bat ferner zu wachen, daß die für die Mi, 
nifterien feftgefegten General» Etats und General» Eredite nicht überfchritten 
werden; von jeder Heberfchreitung derfelben hat uns der Präafident diefer oberiten 
Rechnungsſtelle unmittelbar die Anzeige zu machen. 

$. 51. Gleihe Wachſamkeit liegt dem oberften Rechnungshofe wegen Eins 
baltung der im $.93 Unferer über den Wirfungsfreis der Minifterien unterm 
9. Dezember vorigen Jahres erlaffenen Verordnung gegebenen Vorſchriften, in 
Beiug auf den Berfauf und Austaufh eines zum Staatsgute gehörigen Objekts 
und auf die verfafiungsmäßige Verwendung des biebei erzielten Eriöfes ob. Der 
Präfident ift verantwortliih, Uns unmittelbar von den Webertretungen diefer 
Vorſchriften Anzeige zu maden. 

$. 52. Eben fo mahen Wir es dem oberften Rechnungshofe zur befondern 
Pflibt, gemiffenhafte Sorge zu tragen, daß der Schuldentilgungs-Anſtalt alle 
jene Staaısgefälle abgeliefert werden, welche ihr durch die Gefege zugemiefen find. 

$. 53. Der oberfte Rechnungshof hat zu wachen, daß das gefammte Finanz 
rechnungsmwefen des Reiches für jedes unmittelbar vorher verfloffene Etats⸗Jahr 
längftens bis zum legten Auguft eines jeden Jahres beendiget, und die General 
Finanzrechnung bis zum 15. September dem Staats: Minifterium der Finanzen 
übergeben wird. Nach vollendeter Reviſion der Redhnungsvorfchriften werden 
Mir hiezu einen fürzern Termin beftimmen, 

$. 54. Der oberfte Rechnungshof hat zur Zeit des angeordneten jährlichen 
Rechnungs-Schluſſes bei denjenigen Nemtern, melde Naturalien zu verrechnen 
haben, den Betrag und das wirkliche Vorhandenſeyn derfelben Ponftatiren zu lafen. 


$. 55. Gebrechen, melde der oberfte Rechnungshof im Verlaufe feiner 
Geſchaͤfte in der Verwaltung bemerkt, bat derfelbe Unferem Staatsminiſte⸗ 
rium der Finanzen anzuzeigen; zu diefem Behufe wird jeder Abrechnungs⸗ 
Kommiſſaͤr ein befonderes Vormerkungsbuch, und der oberfte Rechnungsbof zu 
gleibem Zwecke ein General:Fournal führen, in welch legtered auf den Grund 
Pollegialer Beratbungen die entdedten Gebrehen und die zur Abbülfe führenden 
Anträge verzeichnet werden; dieſes General» Journal ift gleichzeitig mit der 
General» Finanzrehnung abzufchließen und zur Vorlage zu bringen. Die am 
Sitze der Abrehnungsitelle befindlihen Kaflen bat der fommittirte Oberredy- 
nungs= Rath jederzeit gleich nad der Abrehnung zu flürzen, und darüber aus» 
fuͤhrliche Protofolle aufzunehmen. 

$. 56. Die zur Rechnungs »- Aufnahme abjufendenden Räthe des oberften 
Rehnungs- Hofes haben über den Vollzug ihrer Kommifforien fortlaufende 
Sournale zu führen, und nad Vollendung derfelben diefe Sournale nebft dem 
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Abrechnungs- und dem im vorftehenden $. bezeichneten Bormertungs: Bude der 
fommittirenden Stelle mit einem umfaffenden Berichte vorzulegen. 


$. 57. Die eben bezeichneten Vorlagen läßt der Präfident nebft den auf 
den Abrehnungs-Aet Bezug habenden Refurfen einem andern Rathe zuitellen, 
um fie zu prüfen und in Pollegialer Sigung darüber Vortrag zu erftatten. 


Der oberfte Rechnungshof giebt über die definitive Erledigung des Abrech— 
nungs⸗Actes und die eingelegten Rekurſe nach den befehenden Komptabilitäts: 
Gefegen und Normen die legte Befcheids » Ertbeilung, welche exefutive Kraft 
hat, Derfelbe ſetzt gleichzeitig das Abrechnungsbuch und die darauf gegründeten 
zur Belegung der General: Finanzrehnung beftimmten Ueberficten feft, und 
beftimmt die aus der Berbefheidung der Rekurſe bervorgebenden Berminde- 
rungen oder Bermehrungen der Pofitionen und Abrechnungsreſte. 

$. 58. Auf den Grund der Abrechnungsbücher ftellt der oberfte Rechnungs⸗ 
hof die General» Finanzrehnung des Reiche. 

$. 59. Die von der Schuldentilgungs:Kommiffion auf den Grund definitiver 
Belcheide und der hienach richtig geftellten Rechnungen berzuftellende Generals 
Ueberficht der Refultate der Gefammt:Operationen der Schuldentilgungs:Anftalt 
bat der oberfte Rechnungshof einer unbefangenen und genauen Euperrevifion 
zu unterwerfen, und ſowohl diefe ald die General: Finanzrehnung unabhängig 
von tem Staatsminifterium der Finanzen definitiv feftzufegen. 

Diefem ift ed jedoch vorbehalten, einen Staatöbeamten an den oberften 
Rechnungshof abzuordnen, um vor dem Abfchluffe und vor der definitiven Feſt— 
fegung der General-Finanzrehnung und der oben erwähnten Ueberfichten ſowohl 
bievon als von den denfelben zu Grund liegenden Beſchlüſſen und Abrechnungs— 
Eonfpecten Einficht nehmen und die geeigneten Erinnerungen dagegen erheben 
zu koͤnnen. 

$. 60. Die definitiv abgefchloffene General:Finanzredinung legt der oberfte 
Redhnungshof mit einem umftändlihen Berichte, in welchem die Rechnungspo—⸗ 
fitionen mit den VPofitionen ded Budgets verglihen werden, dem Staatsminifte 
rium der Finanzen vor; diefem Berichte müfjen aud die anderen oben bezeicy- 
neten Sournale und Weberfihten und das Qualififations-Tableau der Kaffiere, 
Rentbeamten und Rechnungs: Rommiffäre beigefügt werden; in Bezug auf legtere 
ift jederzeit zu bemerken, ob fie zu felbftftändigen Rent- und Kaffebeamten 
geeignet feyen. 

6. 61. Die beiden Kron:Anmwälte find ermächtiget, von den Arten des ober: 
ften Rechnungshofes jederzeit Einfiht zu nehmen, bei demfelben die Stelle des 
Staats⸗Aerars zu vertreten, und zu diefem Behufe abwechslungsweiſe den 
Sitzungen deſſelben beizuwohnen; fie haben im denfelben ibre Erinnerungen 
vorzutragen, müffen jedoch vor der Abftimmung abtreten, wenn fie der Präfident 
hiezu auffordert. 

$. 62. Dem oberften Rehnungshofe liegt wie bisher die Bearbeitung der 
Entwürfe zur möglihften Bereinfahung und Beſchleunigung des Rechnungs» 
wefens unter Berüudfihtigung aller weientlihen Gefhäfts-Bedürfniffe ob. 

$. 63. Alle Verordnungen, Defrete und General:Berfügungen, welche die 
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Sinanzverwaltung und die Realifirung der Etats des Staats aufwands betreffen, 
oder auf die Rechnungsablage der beſonderen Bermwaltungsftellen‘ Bezug haben, 
follen jederzeit dem oberften Rechnungshofe zur Wiffenfhaft und zu feinem Ge: 
fhäftsbetriebe mitgetheilt werden. 

$. 64. In allen das Rechnungsfach betreffenden sum oberften Rechnungs: 
bofe beftimmten Gegenftänden werden die Berichte und Vorftellungen wie bisher 
unter der Ueberfhrift: 

„an den Pöniglihen oberſten Rehnungshof“ 
unmittelbar an denfelben gerichtet, und die Form diefer Berichte richtet ſich nad 
iener bei dem Oberappellationsgerichte des Reihe. Dem Prafiventen wird der 
Einlauf zur Eröffnung und Bertheilung vorgelegt; er läßt alsdann denfelben in 
das dazu beftimmte Protofoll eintragen, und nachdem die VorsActen beigefügt 
wurden, den Räthen zuftellen. 

$. 65. Zur Berathung Über die eingefommenen Gegenſtäande fell wöchentlich 
in der Regel eine Sigung gebalten, und bei einem größern Drange der Ge: 
ſchaͤfte die zur Grledigung derfelben erforderlichen Gißungen angeordnet werden, 
Hiebei hält der Praͤſident die Umfrage, ſpricht den Befhluß nach der Stimmen; 
mebrheit aus, und forgt für deffen richtige Eintragung in das Protokoll. 

$ 66. Die Ausfertigungen erhalten die Eingangs: Formel: 

„Im Namen Gr. Majeftät des Königs“ 

fie werden von dem Präfidenten unterzeichnet, von dem Gefretär Fontrafignirt 
und mit dem Siegel des oberften Rechnungshofes verfehen, welches die bisherige 
Form bebält, 

$. 67. Nach der Erpedition werden die Ausfertigungs: Entwürfe mit den 
Acten reponirt. Die Gefchäfts: und Sigungs-Protofolle müffen periodiſch ges 
bunden und ordentlich aufbewahrt werden. 

$. 68. Für die Beftreitung der Copial: und Regiekoften, fo wie der Aus« 
gaben für die Botendienfte wird eine Averfal-Summe ‚beftimmt, über welde 
ber Präfident nah Gutbefinden zum Beten des Dienftes verfügen Pann. 

$. 69. In Abweſenheit oder im Falle der Verbinderung des Präfidenten 
übernimmt und beforgt deffen Functionen der ältefte Rath. 

$. 70. Die DOberauffiht über den oberen Rechnungshof fteht dem Staatd« 
minifterium der Finanzen ganz in der namlihen Weife zu, wie fie dad Staats; 
minifterium der Zuftiz über das Oberappellationsgericht des Reiches auszuüben hat- 


E. Shluß-Beftimmungen. 
$. 71. Das Abrehnungsgefhäft für 18%, wird noch ganz nach den bis: 
berigen Normen und Obfervanzen geführt, das Abrechnungsweſen für 1854, 
und die folgenden Jahre foll nach den Beftimmungen der gegenwärtigen Ber» 
ordnung behandelt werden. | 
$. 72. Die neue Formation des oberiten Rechnungshofes wird mit dem 
I. Dctober 1826 Statt finden. 
$. 73. Mit dem Vollzuge diefer Verordnung ift der Staatsminifter der 
Sinanzen beauftragt. 
5 ee ae 
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5) Die Generafpoft-, Zoll», Salz und Lotto-Adminiſtration 
und Steuerkataſter. 


Siehe dieſe Abſchnitte in den Abtheilungen Bolkfswirthf ae t 
und Staatswirthbfhaft. 


6) Dbermedizinalausfhuß. 
Siehe Gefundheitspolizei. 
7) Oberſte Baubebörde. 
Durch Berord. v. 14; Febr. 1830 (Amtsbl. S. 49) wurde ein 


Kunjtbauausfchuß aufgeftellt. 

Bon der Abjicht geleitet, das gefammte Baumefen in Unferem Reihe in 
technifher Hinfiht immer mehr zu vervollfommnen , und die freie Entwikelung 
der Kunſt und Wiſſenſchaft zu befördern, haben Wir zu verordnen beſchloſſen, 
wie folgt: 


A. 
$. 1. Die gegenwärtig beftehende Minifterialfection des Bauweſens wird 
aufgehoben , ſchließt mit dem 1. März 1830 ihre Gefhäfte, und ed foll dafür 
von eben diefem Tage an zum Behufe der oberften Leitung des Baumefend bei 
Unferem Staattminifterium des Innern als ein ergänzender Theil defielben 
. eine eigene Stelle unter der Benennung 
Dberfte Baubehörde 
beſtehen. 
$. 2. Die oberſte Baubehoͤrde wird gebildet: 
a) aus einem Borftande mit dem Range des Directors einer Eentralfelle; 
b) aus dem Hofbauintendanten ; 
c) aus vier Oberbauräthen, von welchen ftetd Einer mit Vorzug Civilarchi⸗ 
teft feyn folls 
d) aus dem Oberingenieur, zugleich Gonfervator der Plane, Karten x.; 
e) aus einem Gefretär; 
9 aus einem Buchhalter ; 
g) aus einem Regiſtrator; 
h) aus einem Ganzliften; 
i) aus der erforderlihen Anzahl von Zeichnern. 
$. 3. Bei Beſetzung von Rathöftellen haben Wir vor, in Zukunft auf 
folch e befonderd Bedacht zu nehmen, welche mit höherer wifjenfchaftlihen und 
refp. Kunftbildung auch ausgezeichnete praftifhe Kenntniffe und Wirthſchaftlich— 
Peit in der Behandlung des Baumefens verbinden, und diefe dur die Leitung 
und Führung großer Bauten bewährt haben. 
Für die Stelle des Oberingenieurs werden ebenfalld nebft höherer willen» 
fhaftliher Bildung erprobte praßtifche Kenntniffe erfordert. 
Für die Stellen des Sekretaͤrs und Buchhalters follen in Zufunft nur folche 
Sndividuen gewählt werden, welche dad Cameralfach auf einer Univerfität abfol- 
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virt, und durd vorherige Belleidung einer Stelle im äußern Dienite ſich die 
nöthige Gefchäftsgewandtheit erworben und ihre vorzüglich praftiihe Befähigung 
nachgewieſen haben. 

Sn Hinfiht des Regiſtrators und des Ganzliften finden bei neuen Anſtel⸗ 
lungen die in der Verordnung vom 9. Dezember 1825 wegen der bei den Mi: 
nifterien beftehenden Regiſtratoren und Eanzliften enthaltenen Beltimmungen 
analoge Anwendung. 

Die Zeichner erhalten in Zukunft'keine förmlidhe Anftellung, fondern fie wer: 
den auf Antrag der oberften Baubehörde voninfer m Staatsminifter des Innern 
aus der Reihe der geprüften Praktikanten lediglich gegen Remuneration aufgeftellt. 


$. 4. Die Uniformen des Perfonals bleiben vor der Hand unverändert jene 
der bisberigen Minifterialfection des Bauweſens. 

$. 5. Die Ernennung des Perfonals und die Beftimmung der Befoldungen 
bleibt vorbehalten. 

$.6 1) Der Wirkungsfreis der oberften Baubehörde umfaßt mit Ausnahme 
der Militärbauten dad gefammte Baumefen des Staates, der Stiftungen unt 
der Gemeinden. 

2) Sn allen diefen Gegenftänden ift die oberfte Baubehörde nur eine bera- 
thende zur obern Aufficht und Leitung beftimmte Stelle, mit der Bollziehung 
ſelbſt hat fie ſich nicht zu befallen, jene Fälle ausgenommen, wo ihr foldhe befon: 
ders übertragen wird. 

Die oberfte Baubehörde hat das Reſultat ihrer Berathungen und ihrer 
Wahrnehmungen dem Minifterium des Innern zur Entfcheidung vorzulegen. 

In Hinfiht der Salinenbauten bleibt die Entfheidung dem Miniſterium 
der Finanzen vorbehalten. 

3) Die vorzüglichſte Obliegenbeit der oberſten Baubehörde befteht im der 
Prüfung der von den Gentralftellen und Kreisregierungen angefertigten Jah— 
resetats über die aus Staats- und Kreismitteln zu beftreitenden Straßen», 
Brüden:, Waſſer- und Landbauten, in der techniſchen Guperrevifion der in 
diefer Beziehung von den äußern Bebdrden angefertigten Bauplane und Weber» 
fhläge und in der Verbeſſerung oder Umänderung derfelben: in Beziehung 
auf Civilneubauten ded Staats hat es jedoch bei Unferer Entſchließung 
vom 6. Auguft 1829 und bei den wegen ded Baukunſt-Ausſchuſſes unterm 31. 
Ditober ebengenannten Jahres ertheilten befondern Vorſchriften fein Berbleiben, 
vorbehaltlih der nähern Beftimmungen, welhe Wir binfihtlih der Fünftigen 
Stellung diefes Ausſchuſſes zur oberften Baubehörde zu erlaffen für angemeffen 
erachten werden. 

In foferne Wir übrigens in einzelnen Fällen die Anfertigung von Plänen 
zu Staatöbauten Allerhoͤchſt unmittelbar anzuordnen für gut finden, bat die 
Vorlage der Plane vor Allem auch unmittelbar an Uns zu geſchehen, und 
Wir werden in folden Fallen beftimmen, wer diefelben auszuführen babe, 

4) Die Richtigftellung der Etats innerhalb der Grenzen der von Uns im 
. Allgemeinen oder Befondern feſtgeſetzten Aufwands Summen gehört zum er 
fhAftsfreis der oberften Baubehörde, und #8 liegt in-ihren Pflichten, gehörig 
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zu wachen, daß die geprüften und richtig geftellten Etats und Plane genau nad 
den von Uns oder Unferm Minifterium hierüber ertheilten Entfcheidungen 
und Beftimmungen realifirt werden- 

5) Anfragen der äußern Stellen und Behörden über die Art der Ausfüh- 
rung der von dem Minifterium genehmigten Plane erledigt die oberfte Baube— 
börde, — in foferne hiedurch die für eine angeordnete Baute genehmigte Auf- 
wand » Summe nicht überfchritten , oder der Bauplan nicht in feiner Weienbeit 
abgeändert wird, — im Gorrefpondenzwege aus eigener Competenz; aud in 
Fällen, wo die oberfte Baubehörde Aufſchlüſſe ıc. von Kreisftellen oder außeren 
‚ Beamten zur Erfüllung ihrer Aufgaben nöthig bat, correſpondirt fie hierüber 
mit Unſern Kreisregierungen. 

6) Das Minifterium wird auf Antrag der oberften Baubehörde über die 
wichtigften Neubauten des Reichs und die bedeutendften Reparaturen, fo wie 
über den Zuftand der Gebäude, dann der Straßen und Flüffe überhaupt, jähr- 
lid und fo oft es für nötbig erachtet wird, durch die Oberdauraͤthe und den 
Oberingenieur Nachſſcht pflegen laſſen. 

Diefe haben ſich hiebei zu überzeugen, ob die angeordneten Bauten den 
allerhoͤchſten Beitimmungen gemäß, und mit entiprehender Wirtbfchaftlichkeit 
ausgeführt wurden, aud haben fie über die geftellten "Rechnungen die technifche 
Guperrevifion vorzunehmen, in foferne diefelbe der Minifter des Innern befon- 
ders anordnen wird. 

Sn Beziehung auf die technifhe Superrenifion mird jedoch ausdrücklich 
bemerkt, daß wegen derfelben weder der Definitivbeihluß über die Baurehnun: 
gen, noch die Abfolutorien für Kaffebeamten zurückgehalten werden dürfen, und 

daß diefelbe nur auf die Werantwortlichkeit der Behörden, welche die Anweiſun— 
gen gemaht und die Bauten geführt haben, Bezug haben Pann. 

Ferner haben die infpieirenden Mitglieder der oberften Baubehörde die 
bedeutendften Bauten, welche für das folgende Jahr beantragt werden, an Ort 
und Stelle zu befehen, die Lokalbaubeamten auf die in den Planen und Ueber» 
fhlägen fih etwa zeigenden Mängel aufmerkfam zu machen, und alle jene No: 
tizen einzuholen, welche erforderlich find, um die Prüfung der Etats mit Um— 
fiht und genauer Sachkenntniß vornehmen zu fönnen. 

Ueber das Refultat der vorgenommenen Nadfichtdreifen erftattet der Abs 
geordnete jedesmal ſchriftlichen Bortrag in einer Sigung der oberften Baubehörde, 
welche denfelben fodann mit ihren allenfallfigen Erinnerungen und Bemerkungen 
Unferem Staatd-Minifterium des Innern zur DBorlage zu bringen bit. 

7) Ueber wichtige Bauten wird die oberſte Baubehörde periodifch Die 
Erftattung ordentliher Bollzugsberichte veranlaffen, deren Zahl und Ausdehnung 
jedoh nur auf das Unentbehrlichfte beſchraͤnkt werden fol. 

8) Zur befondern Pfliht machen Wir es der oberften Baubehörde über 
die bedeutenderen Flüffe Unferes Reiches ordentlihe Flußkarten und Recti— 
fifationsplane berzuftellen, und zu diefem Behufe das geeignete Benehmen mit 
dem topographifhen Büreau und der Steuerkatafterfommiffion einzuleiten. 

9) Die Evidenzhaltung der Bauetats gehört zu dem befondern Pflichten 
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der oberften Baubehörde, und insbefondere zu den Dbliegenbeiten des Mor: 
fandes, welcher zu forgen hat, daß alle Genehmigungen oder Abänderungen 
genau vorgemerkt, und mit diefen die von den Gentralftellen und Kreisregierun: 
gen an das Minifterium über die Kealifirung der Etats des Innern periodifc 
einzufendenden Weberfichten gehörig verglichen werden. 

10) Der Bervolltändigung des Baufatafters, und der Gonfervation der 
Baupläne, Fluß- und Straßenkarten hat die oberfte Baubehörde unter Verant: 
wortlichPeit die größte Sorgfalt zu widmen. 

11) Die oberfte Baubehörde prüft die Heberfhläge jener Gemeinde» und 
Stiftungs-Neubauten, welche einen Aufwand von 20,000 fl. und mehr erfordern, . 
und fest unter Vorbehalt der Genehmigung Unfers Staatsminifteriums des 
Innern den Koftenpunft feft. 

Das Nämlihe findet Statt in Bezug auf Neubauten und Ausbeflerungen 
son Gebäuden derjenigen Stiftungen, deren Verwaltung unmittelbar unter 
dem Minifterium des Innern fteht, diefe Bauten werden ebenfalls von denjes 
nigen Mitgliedern der oberften Baubehörde infpieirt, weldje in die Bezirfe abge: 
fendet werden, wo die Baugegenftände liegen. 

Uebrigens behält es hinfichtlich der Prüfung der Bauplane zu Civilneubau- 
ten von Gemeinden oder Stiftungen bei den Beflimmunden Unferer Ent-. 
fhließung vom 6. Auguft, dann den Vorſchriften wegen des Baukunftausfchuffes 
vom 31. Okt. 1829 unter dem oben Ziffer 3 bereits ausgedrücten Vorbehalte 
fein Berbleiben. 

12) Die Prüfung aller Candidaten des Staatsbaudienftes gehört zum Wir: 
Pungsfreife der oberften Baubehörde; es foll jedoch mit Rüdficht auf die Be _ 
flimmungen des $. 8 Ziffer 1 und 2 gegenwärtiger Berordnung diefe Prüfung 
Fünftig nach den zwei Hauptfähern, nämlich der Civilbaukunſt, dann der 
Straßen:, Brüden- und Waſſerbaukunde gefondert gehalten werden. 

Diejenigen Candidaten des Baufaches, welche zu den höheren Stellen in 
der Bauvermwaltung bei den Kreisregierungen und der oberften Baubehörde ad» 
fpiriren, bleiben verbunden, fich der Prüfung aus beiden Fächern zu unterziehen, 
und haben überdies ald Worbedingung der Admiffion vollendetes Studium der 
allgemeinen Wiflenfhaften an einer Univerfität oder einem Lyceum nachzuweiſen. 


13) Für jedes der beiden Fächer foll jährlich eine Prüfung vorgenommen 
und der Termin biezu dur das Regierungsblatt und dur die Kreis 
sntelligenzblätter befannt gemacht werden. 

Die Zeugniffe ftellt die oberfte Baubehörde unter eigener Fertigung aus, 
muß jedoch die Prüfungsrefultate vorher dem Minifter des Innern anzeigen. 


14) Mit der von der Minifterialfection bisher vorgenommenen Prüfung 
derjenigen Individuen, welche in den Städten erfter Klaffe ald Baumeifter oder 
Maurermeifter fi) niederlaffen wollen, bat fi die oberfte Baubehörde nicht zu 
befaffen, und es follen diesfalld für diefe, und für die übrigen Bauhandmerfer 
die unter $. 8, Ziffer 3 gegenmwärtiger Verordnung folgenden Beftimmungen in 
Anwendung kommen. 

15) Ueber die im Staatsbaumefen angeftellten Beamten und Diener hat 
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die oberfte Baubehörde ein ordentlihes Dienft-, Alters und Qualificationsbuch 
zu führen. 

16) Die erforderlihen Inftruftionen für das gefammte Bauperfonal, fo 
wie die näheren Borfchriften über die vorausgehend erwähnten Prüfungen der 
Adfpiranten des Staatsbaudienftes bat die oberfte Baubehörde zu entwerfen, . 


17) In Bauconcurrenz: und Baupolizeigegenftänden, welche zu dem Mini, 
fterium refortiren, wird diefes bie oberfte Baubehörde mit ihrer Erinnerung 
vernehmen. 

$. 7. 1) In allen zur oberften Baubehörde reffortirenden Gegenftänden 
werden die Berichte der Stellen und Bebörden, fo wie die Borftellungen der 
Parteien in der allgemein vorgefihriebenen Form an das reine des 
Innern mit dem Beiſatze: 


„ur oberſten Baubehoͤrde“ 
gerichtet. 

2) Alle einlaufenden Gegenſtaͤnde werden dem Staatsminiſterium des In⸗ 
nern vorgelegt, und nachdem durd das Generalfefretariat die Zeit der Eingabe 
auf dem Einlaufe bemerkt, und diefer in das Hauptjournal gehörig aufgenoms 
men worden, an den Borftand der oberften Baubehörde abgegeben; diefer forgt 
fodann ‚für die richtige Eintragung in das von dem Sekretär zu führende befon- 
dere Gefhäftsjournal der Stelle und für die Vertheilung des Einlaufs. 


3) Die Gefhäftsrepartition ift ganz dem Vorſtande überlaffen, welcher 
jedoch ſelbſt eine Gefhaftsiparte und zwar insbefondere dasjenige zu bearbeiten 
bat, was auf die Perunial» Etats, auf die Eomptabilität und Buchhaltung 
ſich bezieht. 

Dem DOberingenieur ift vorzüglich die Confervation des Katafters, der Plane 
und Karten, der Bücher, der Inftrumente und Mafchinen zu übertragen. 


4) Der Gefchäftsgang der oberften Baubehörde ift in der Regel collegial, 
nur einfahe Berichtsabforderungen, Mahnbefehle und andere derlei Pleinere 
Gegenftände dürfen im Büreaumege behandelt werden. 

5) Bei den Sitzungen führt der Vorftand den BVorfig, die Mitglieder der 
oberften Baubeboͤrde reihen fih nach ihrem Range, bei gleihem Range nad 
dem Dienftalter, der Borftand hält die Borfrage und fpricht die Beſchlüſſe nad 
der Mebrbeit der Stimmen aus, die Abflimmungen gefchehen nad der Reihe 
der Plage, der Vorftand giebt feine Stimme zulegt. 

In Gegenftänden,, welche die Bauten des Hofes betreffen, Fann der Hof 
Bauingenieur wohl feine Erinnerungen mündlich oder fhriftlih abgeben, muß 
aber abtreten, ehe der Referent reaffumirt und die Umfrage beginnt; die Res 
ferenten find für die richtige Darftelung des Faktums verantwortlich. 


6) Dem Minifter ded Innern bleibt ed vorbehalten, den Sigungen, deren 
in jeder Woche wenigſtens Eine gehalten werden ſoll, feldft beizumohnen, auch 
zu denfelben einen oder den andern Minifterialraty, oder zur oberften Baube: 
börde nicht gehörige Bautechnifer anzuordnen. 

7) Ueber alle Sigungen werden von dem Gefretär befondere Protokolle 
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geführt, in welchen bei wichtigen Gegenſtaͤnden die einzelnen Abftimmungen 
bemerft werden follen. 

8) Die nad den Befchlüffen entworfenen, und von dem Borftand revi- 
dirten Auffäge werden dem Minifter des Innern, nad den von ibm bierüber 
erlaffenen Beſtimmungen vorgelegt. ‘ 

Gleiches Verfahren findet bei den-im Büreaumege zu behandelnden Pleines 
ren Gegenftänden Statt. 

9) Gegenftände, weldhe der Miniſter einer näheren Erörterung in den 
Minifterialfigungen zu unterziehen für zweckmaͤßig erachtet, hat in diefen Si— 
gungen der Borftand der oberften Baubehörde Horzutragen, aud kann nad 
Umftänden der Referent derfelben beigezogen werden. 

10) Sämmtlihe Ausfertigungen werden, in fofern Wir fie nicht eigen» 
haͤndig unterzeichnen, durch den Minifter unterfehrieben, und von dem General. 
Sekretär des Minifteriums contrafignirt; die Erpedition diefer Ausfertigungen 
geſchieht durch das geheime Erpeditionsamt des Minifteriums, 

Die Expedition deſſen, was die oberſte Baubehörde aus eigener Competenz 
erlüßt, beforgt der Sekretär diefer Gtelle. 

11) Die Akten der oberften Baubehörde werden in der Minifterialregis 
firatur reponirt, und biebei ganz wie die übrigen Aften des Minifteriums bes 
handelt; die Plane und Karten find jedoch in einem befondern biezu geeigneten 
Lokal aufjubewahren. 

12) Die im $. 18 Unfe erer MBerordnung vom 9. Dezember 1825, die 
FHormation der Miniflerien betreffend, ertheilten Vorfchriften hat das gefammte 
Perfonal der oberften Baubebörde genau zu beobachten, und es ift gegen dieje- 
nigen, welche diefen Borfchriften entgegen handeln, auf die in dem oben alle- 
girten $. angeordnete Weife zu verfahren. 

13) Mit Ausnahme deffen, was von ber oberften Baubehörde unter eige- 
ner Fertigung ergeht, werden die Copialgefchäfte in der Kanzlei des Minifteriums 
beforgt, aus defien Regiemarimum auch die Büreaubedürfniffe und die Kopm 
für die Botendienfte beftritten werden müffen. 


B. 


$. 8. In Beziehung auf die Behandlung des Bauweſens bei den Kreis: 
behörden bleiben vor der Hand die Vorſchriften Unferer Verordnung vom 
26. Dezember 1825 in Wirffamkeit, mit Ausnahme jedoch der aus gegenwärtis 
ger Einrichtung im Allgemeinen bervorgehenden, dann der befondern bier nad» 
folgenden ſowohl die zuerft befagte Verordnung, ald aud die Inſtruktion zum 
Bollzuge der gefeglihen Grundbeftimmungen für dad Gewerbsweſen in den 
fieben ältern Kreifen des Königreichs vom 28. Dezember 1825, theild ergänzen- 
den, theils abändernden Beftimmungen. 

1) Für den äußern Dienft foll die Bauverwaltung nad den zwei Haupt- 
fähern der Eivilbaufunft, dann der Straßen, Brüden: und Wafferbaufunde 
— getrennt, und für je zwei bis drei der gegenwärtigen Ingenieursbezirfe — 
ein — der Kreisregierung gleich den Ingenieurs untergeordneter Civilbau⸗ In⸗ 
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fpector aufgeftellt, und demfelben nach Erfordernig ein oder zwei Conducteurs 
beigegeben werden. 

Die näheren auf Antrag Unſers Staatsminifteriums des Innern zu erlafs 
fenden Beftimmungen über eine zweckmaͤßige Eintheilung der Ingenieurs- und 
Snfipectionsbezirfe, ferner über die Art und den geeigneten Zeitpunkt der Ge: 
fhäftsausfheidung; dann über eine mit Rückſicht auf den vorgezeichneten Zweck 
möglichft entfprechende Verwendung des dermal vorhandenen tale werden 
vorbehalten. 

2) In Folge der im Borftehenden ausgefprohenen Trennung bei der An» 
wendung im äußern Dienfte foll eine gleihe Trennung nah Faͤchern auch Bei 
dem Studium und der Bildung Pünftig geftattet, und hienach den zum äußern 
Dienft adfpirirenden Candidaten unbenommen feyn, fi je nady dem von ihnen 
gewählten Face, entweder nur dem Studium der Eivil- und böhern Baufunfl 
bei Inferer Afademie der bildenden Künfte, oder aber nur jenem des Straßen», 
Brücken- und Waflerbaues an einer Univerfität oder an der polytechnifchen 
Gentralfhule zu widmen. 

Wegen der Prüfungen der Candidaten ded einen und des andern Faches 
ift oben $. 6. Ziffer 12/das Geeignete beftimmt. 


3) Die Prüfung der Adfpiranten zu Baumeifter- und Maurermeifterftellen 
in den 7 ältern Kreifen des Königreiches (Verord. über die Leit. des Bauwe— 
fens v. 26. Dec. 1825 $. 23) ed möge damit eine Anfäffigmahung in Städten 
erfter Klaffe, oder außerhalb derfelben beadhfichtiget werden, foll von nun an 
ebenfo, wie es ſchon biſsher für die Adfpiranten zu Baugewerben außerhalb 
der Städte erfter Klaffe (Inſtrukt. zur Boll. d. g. G. B. für das Gewerbs- 
wefen v. 28. Dee. 1835 $. 61 Zfr. 2 und $. 63 Zfr. 1) vorgefchrieben war, 
am Sitze Unferer Kreisregierungen vorgenommen werden. 

Dabei fegen Wir feit, daß für die Zußunft bei der Prüfung derjenigen 
Individuen, melde fih neben dem gewöhnlichen Betriebe ihres Gewerbes auch 
mit Bauführungen nad) eigenem Plane, fohin mit Loͤſung arditeftonifher Auf— 
gaben befaffen wollen, nad einer, mit Rüdfiht auf die Forderungen der Kunft 
noch zu ertheilenden näheren Vorſchrift verfahren werden folle, 

Bei Erlafjung diefer Prüfungs:Inftruftion werden Wir zugleich binſi cht⸗ 
lich der Prüfung derjenigen Adſpiranten zu Baugewerben, welche ſich auf Baus 
führungen nad vorſchriftsmaͤßig genehmigtem Plane anderer Bauverſtaͤndiger, 
ſohin auf den gewöhnlichen Betrieb ihres Handwerks beſchraͤnken, und darauf 
anfäßig machen wollen, die erforderlichen nähern Beftimmungen feftfegen. Mit 
dem Entwurf diefer Snftruftionen bat fi die oberfte Baubebörde ſogleich zur 
befhäftigen und Unfere Genehmigung darüber im vorgefchriebenen Geſchaͤfts— 
wege durch Unfer Staatsminifterium des Innern zu erholen. . 

Die Zeugniffe der Kreisregierungen binfichtlih der vorbemerften Prüfungen 
überhaupt follen Pünftig gleich den bisher von der Minifterial s Baufection für 
Baumeifter und Maurermeifter und gleich den bisher von den Kreisregierungen 
für Zimmermeifter ausgefertigten Zeugniffen bei Eoncefiiondgefuhen Wirkung 
und Gültigkeit für alle Kreife, Städte und Orte des Königreichd ohne Aus: 
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nahme haben, auch bleibt jedem Bewerber die Wahl überlaffen, bei weicher 
Kreisregierung er die Prüfung befteben molle. 

Den bisher von den Kreisregierungen nad $. 63 Zfr. 1 der Vollz.Inſtr. 
vom 28. Dez. 1825 über die Prüfungen der Adfpiranten zu Baumeifter- und 
Maurermeifter : Gewerben mit der Gültigkeit zur Conkurrenz außerhalb der 
Städte erfter Klaffe ausgeftellten Zeugniffen darf jedoch eine ausgedehntere 
Wirkung nicht beigelegt werden, es fey dehn, daß ſich die Inhaber folder Zeug: 
niffe der von nun an vorgefchriebenen gefteigerten Prüfung nachholend unter: 
ziehen, oder auf den gewöhnlichen Betrieb ihres Handwerks freiwillig befchran: 
Pen wollen. N 

Mit dem Vollzuge gegenwärtiger Verordnung , welhe Wir dur das Re: 
gierungsblatt befannt machen lafjen, ift Unfer Staatöminifter des Innern 
beauftragt. 





8) Kreißgregierungen. 

Die Kreisregierung ift aus dem ehemaligen Präfecten nebft 
Präfecturrath hervorgegangen. Sie hat die gefammte Verwaltung 
des Kreifes unter Leitung der Staatsminifterien. Die neueſte 
Geftalt und Amtsinftruction giebt die Verordnung v. 17. Dezember 


1825 (Amtsblatt 1826 ©. 49): 

Wir haben nah Vernehmung Unferes Staatsraths befchlofien, die For: 
mation, den Wirfungsfreis und den Geihäftsgang der oberften Verwaltungs⸗ 
Stellen in den Kreifen nady folgenden Beftimmungen fetzufegen. 


: Gormation der oberften Verwaltungsftellen in den 
acht Kreifen. 
$. 1. In jedem Kreife des Königreichs wird eine befondere Kreisregierung 
fortbeftehen, melde für denfelben die oberfte Bermwaltungsftelle bildet. 
$. 2. Diefe wird fih, bis auf weitere Anordnung, wie bisher, in zwei 
Kammern theilen, und zwar in jene des Innern und der Finanzen. 
- 5.3. Der erfte Borfand im Kreife ift der General:Commiffär, zugleidy 
Prafident der Regierung. | 
$. 6. Außerdem wird vorläufig das ſtatusmaͤßige Perfonale beſtehen: 
a) bei der Kammer des Innern 
aus einem Direktor, 
aus vier bid ſechs Raͤthen, 
in der Art, daß die Gefammtpeit derſelben bei allen act Regierun— 
gen die Zahl von 40 nicht überfteigt, 
aus einem Medizinalrathe, 
aus zwei Regifiratoren , 
aus drei Rechnungs. Rommifjarien , 
b) bei der Kammer der Finanzen 
aus einem Director, 
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aus drei bis vier Räthen, 
in der Art, daß die Gefammtheit derfelben_bei allen acht Regie: 
rungen die Zahl von 30 hicht. überfteigt , 

aus einem Aſſeſſor, 

aus einem Fiscal-Rathe, 

aus einem oder mehreren Fiscal-Adjuncten, 
wovon in jedem Kreife einer an dem Site bes Appellations-Gerichts 
wohnen muß; die Zahl derfelben in allen Kreifen darf nicht über 
12 fteigen; 

aus einem Kreid:Forftrathe, 

aus einem bid zwei Forft:Infpectoren, 
in der Art, daß die Gefammtheit derfelben in allen 8 Kreifen die 
Zahl von 15 nicht überfteigen darf; 

aus zwei Regiftratoren, 

aus fünf bis acht Nechnungs:Commiffarien, 
in der Art, daß die Gefammtheit derfelben in allen Kreifen die Zahl 
von 56 nicht überfteigen darf; 

aus diefen Rechnungs:Gommiffarien haben die Regierungs-Vorſtände die 

Finanz⸗ Buchhalter zu erwählen, J 


Die Zahl der Räthe und Nechnungs:Commiffarien werden Wir für jede 
Negierung nach Verhältniß ihres Wirfungskreifes durch befondere Refcripte 
beftimmen, 

Zu allen diefen Stellen werden Wir jedoch in Zufunft nur Individuen 
ernennen, welche die afademifchen Studien vollendet haben, und im äufferen 
Dienfte ihre vorzügliche Brauchbarkeit bewährten. 

Anftellungen von Räthen, Affefforen und Gecretären auffer dem Status, 
mit oder ohne Befoldung, fitiden in Zukunft nicht mehr Statt. 

Ueberdies geftatten Wir, daß bei jeder Regierungs: Kammer von dem 
Präfidenten 10 — 12 Individuen auf Ruf und Widerruf aufgenommen und den 
Borftänden, Räthen, Secretären, Regiftratoren und Rechnungs-Commiſſarien 
nach Gutbefinden als Gehülfen zugetheilt werden ; es bleibt auch dem Präſi— 
denten vorbehalten, im Benehmen mit den beiden Direktoren folche Gehülfen 
. von einer Kammer zur andern zu verfegen. 

Drei diefer Gehülfen bei der Kammer des Innern find in jedem Kreife 
für den Rechnungsdienft der Stiftungen und Gemeinden beftimmt. 

Die Zahl fümmtlicher Gehülfen werden Wir für jede Kreis:Regierung 
nach dem wahren Bedarf etatsmäßig feſtſetzen. 

Wegen Beforgung der Baugegenftände wird befondere Verfügung getroffen 
werden. 


$. 5. Dede Regierung erhält ftatusmäßig auffer dem in vorftehendem $. 
bezeichneten Perfonale fünf Sefretäre; aus denfelben wählt fich der Negierungs- 
Präfident einen Präfidial:Sekretär, welcher unter deſſen Befehlen die Aufficht 


auf die Kanzlei und das beiden Kammern gemeinfchaftliche Unter:Perfonale, fo 
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wie die Polizei des Haufes zu führen hat. Won dem vier anderen Sekretären 
theilt der Präfident im Benehmen mit den beiden Directoren einer jeden Regie 
rungs:Kammer zwei zu. 

Zu Sefretärs:Stellen können in Zukunft nur folche Individuen befördert 
werden, welche die akademifchen Studien vollendet und im äußeren Dienfte ihre 
vorzügliche Brauchbarfeit bewährt haben. 

$.6. Wir behalten Uns vor, einem der beiden Direftoren der Regie: 
rung den Nang und Titel eines Vice-Präſidenten zu ertheilen, wodurch aber 
Fein Anfpruch auf höheren Gehalt begründet werden fol. 

$.7. Die Kanzlei ift für beide Kammern gemeinfchaftlih. Kür das hiezu 
erforderliche Perfonale und für die im $. 4 bemerkten Gehülfen, fo wie für 
die nöthige Dienerfchaft wird einer jeden Kreis-Regierung etatsmäßig eine 
Averfal- Summe ausgeworfen, wovon die Hälfte anf dem Etat des Innern, die 
andere auf dem Etat der Finanzen verrechnet werden fol. 

$. 8. Ueber die Befoldungen der neu Anzuftellenden werden Wir bejons 
dere Beftimmung erlaffen. 

Das bereits angeftellte und in Activität verbleibende Regierungs:Perfonale 
wird die bisherigen Befoldungen fortbeziehen. 

$. 9. Die Ernennung des ganzen oben beftimmten Perfonals wird vorbe: 
halten; auch wird darüber bei vorfommenden Erledigungen nach Umftänden das 
Gutachten der Negierung des betreffenden Kreifed erholt werden. 

$. 10. In Beziehung auf den Rang bleibt es, bis hierüber eine allgemeine 
umfaffende Anordnung erfolgen wird, bei den bisherigen Beftimmungen. 

Die Sefretäre, Negiftratoren, Rechnungs:Commiffarien und Buchhalter 
"haben gleihen Rang und reihen ſich unter ſich nur nach dem Dienftesalter. 


Wirkungskreis der oberften Verwaltungs— 
Stellen in den aht Kreifen des Reid 


F. 11. Die oberfien Verwaltungs:Stellen find, jede in dem durch die 
Verordnung vom 20. Februar 1817 beftimmten Gebiets:Umfange, die vollzie: 
benden Organe der Staats:Minifterien des Aeußern, des Innern und der 
Finanzen in Beziehung auf alle diejenigen Theile der Staats-Verwaltung und 
innern Öffentlichen Angelegenheiten, welche zu dem Gefchäfts:Kreife der genann- 
ten Minifterien gehören, und nicht befonderen Gentral:Stellen und deren Unter: 
Behörden übertragen find, nach den in den folgenden 99. bezeichneten befonderen 
Eompetenz:Beftimmungen. 

$. 12. Die Kreis:Regierungen find verpflichtet, in den ihnen anvertranten 
®ebietstheilen die Nechte Unferer Krone, das Beſte des Staates, und die 
allgemeine Wohlfahrt Unferer treuen Unterthanen zu wahren und zu befördern. 

$. 135. Denfelben liegt vor Allem die genaue Befolgung der Verfaſſung ob, 
und die Sorge, daß derfelben innerhalb der Grenzen ihrer Bezirke überalt 
nachgefommen werde. 

$. 14. Die Kreis:Regierungen dürfen nichts verfügen, was einem aus— 
drücktlichen Geſetze entgegenftünde, fie haben fich vielmehr bei Ausübung ihrer 
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Befuaniffe genau an die beftehenden Gefene, Verordnungen und Reglements zu 
en und Sorge zu tragen, daß denfelben von allen Untergebenen nachgelebt 
rde. 
$. 15. Diefelben müffen durchaus von dem Grundſatze ausgehen, Nieman: 
ben in der freien Beniisung feines Cigenthums und im Genuffe der perfönlichen 
Freiheit weiter einzufchränfen, ald es die beftehenden Gefege fordern; fie haben 
‚Sorge zu tragen, daß diefer Grundſatz auch von ihren Unterbehörden befolgt, 
einem jeden Staatsbürger ihres Kreifes innerhalb der Grenzen der Gefebe die 
möglichft freie Entwiclung feiner Kräfte geftattet, und jede unnöthige von dem 
Geſetze nicht poſitiv gebotene Cinmifchung in die Privat-Verhältniſſe der Kreis: 
Bewohner unterlaffen werde, — 
$. 16. Die Kreis-Regierungen find im der Negel befugt, in allen Gegen: 
ftänden des Vollzuges und der durch die Geſetze denfelben zugewiefenen Ent: 
fcheidungen flreitiger Fälle aus eigener Competenz und ohne weitere Anfrage 
feibftftändig zn handeln und zu verfügen, Ä 
$. 17. Nur in folgenden Fähren haben fie bei den vorgefegten Minifterien 
anzufragen und Genehmigung zu erholen: 
a. wenn die Grund:Beftimmungen der Verfaſſung oder die Gefehe einen 
, Gegenftand ausfchließend in die Competenz eines Minifteriums legen; 

b. über Errichtung neuer Geſellſchaften, in fo ferne fie ausdrücklich die 
Rechte oetroirter vom Staate genehmigter oder privilegirter Körper: 
fchaften haben wollen, dann üher Aufhebung folder Geſellſchaften; 

e. bei allen polizeilichen Maßregeln, wodurch wegen außerordentlicher Ereig⸗ 
niſſe die Freiheit des Verkehrs im Innern ſowohl als mit dem Aus⸗ 
lande mehr beſchränkt werden ſoll, als es die Geſehe und aller höchſten 
Verordnungen vorſchreiben; 

d. bei Veränderungen in dem Zweck und der Verfaſſung der Stiftungen; 

e. bei Ueberfchreitungen der Etats, den nicht fpeciell erlaubten Zrangferi: 
rungen auf andere Pofitionen, bei nicht etatsmäßigen Zahlungen und 
wegen Verwendung der durch gegenwärtige Inſtruction nicht ausdrücklich 
zur freien Verfügung überlaffenen Erfparungen an etatsmäßigen Aus— 
gaben ; 

f. bei End-Beftimmungen fiber Veränderungen an dem Dermögensftod bes 
Staates, in fo ferne nicht befondere allerhöchfte Vorſchriften für einzelne 
Gegenftände eine felbftftändige Eompetenz einräumen; 

g- bei Veränderungen in demjenigen Dienft:Perfonale, welches unmittelbar 
von Ung ernannt wird; 

bh. in alten Gnadenſachen, mit Inbegriff der unentgeldlichen Holzabgaben, 
wenn nicht durch fpecielle allerhöchſte Reſcripte und Verordnungen über 
einzelne Gegenftände den Kreis-Regierungen eine felbitftändige Compe— 
tenz eingeräumt oder eine Averfal-Summe zu ihrer freien Verfügung ges 
ſtellt iſt; 

i. in allen jenen Gegenſtänden, für welche in dem nachftehenden $$. diefer 
Inſtruction den Minifterien ausdrücklich die Eompeteny vorbehalten ift. 
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In dieſen Fällen haben die Kreis-Regierungen gleichwohl die erforderlichen 
proviſoriſchen Maßregeln anzuordnen, und hiedurch Sorge zu tragen, daß bis 
zum Eintreffen der allerhöchſten Weifungen Fein Nachtheil entftehe. 


$. 18. Im alfen Gegenftänden, welche der Gompetenz der Kreis:Regie 
rungen überlafien find, haben diefe alle Anfragen und Berichte zu unterlaffen, 
jedoch unter folgenden Ausnahmen : 


a. wenn Vollzugs:Berichte fpeciell angeordnet wurden ; 

b. wenn in Fällen, für welche eine weitere Inftanz geſetzlich angefprochen 
werden darf, Rekurs eingelegt wird; 

e. tiber aufferordentliche Ereigniffe von Wichtigfeit, insbefondere bei folgens 

reichen Beziehungen auf die Reichs: Verfaffung, bei Zumulten, Widers 

feplichfeiten ganzer Gemeinden, großen Ueberſchwemmungen und MWaffer: 
fhäden, Seuersbrünften, Seuchen und aufferordentlichen Natur::Beges 
benheiten; 

fiber aufferordentlihe Vorfälle mit angefehenen Fremden; 

die Durchreifen regierender Fürften; 

die Refultate der vorgenommenen Kreis= und Bezirke: Bifftationen; 

über Kaffen-Defefte; 

über Vorfchüffe, welche den von dem Minifterium eröffneten Eredit übers 

fleigen ; 

auf befonderes Verlangen — aufferdem aber alle drei Jahre — die Qua⸗ 

lifikations- und die Eonduite-Liften desjenigen Perſonals, welches un 

mittelbar von Ung ernannt wurde; 

k. in allen jenen Fällen, wegen welcher durch Special:Referipte Bericht 
abgefordert wird; in Gegenftänden, worüber den Kreis-Regierungen dei 
befiehenden Gefesen gemäß die letzte Inſtanz zufteht, haben fie fich blos 
auf Erftattung von Remiß-Berichten und Vorlage der Akten zu be: 
fchränfen, 


$. 19. Dagegen machen Wir es Unfern Kreis-Regierungen zur Pflicht, 
die Competenz der Unter:Behörden in Feiner Weiſe zu fehmälern, denfelben 
unter Vorbehalt der DBefchwerde und der amtlihen Rüge den unmittelbaren 
Vollzug der Geſetze und Verordnungen, fo wie das eigentliche Detail der Ver: 
waltung zu überlaffen, und insbefondere, in fo ferne die Gefese und alferhöchften 
Verordnungen ed für einzelne Gegenftände und ihre Kathegorien nicht anders 
beftimmen, 

a. den Unter-Behörden jede örtliche Anordnung zur felbftftändigen Verhand: 
lung hinzumeifen ; 

b. jede contentiöfe Beziehung unter Privaten oder zwifchen diefen und Kor: 
porationen durch die Unter:Behörden in erfter Inftanz entfcheiden zu 
laſſen; 

e. die Vollzugs-Berichte nur in denjenigen Fällen zu fordern, für welche 
fie von der allerhöchften Stelle vorgefchrieben find, oder wegen befon: 
derer Wichtigkeit der Sache als unentbehrlich erfcheinen. 


Ba mn & 


- 
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$. 20. Unferer unmittelbaren Ernennung bleiben vorbehalten: 
a. die Stellen der Vorftände und Räthe der —— 
b. des ſtabilen Perſonals derſelben; 
ce. jene Stellen, mit welchen der Raths-Charakter oder ein höherer Rang 

verbunden iſt; 

d. die Vorſtände, Affefforen und Actuare der Landgerichte, die Stadt: 
Kommiffäre, das flabile Perfonale der Polizei:Direftion München, die 
Vorftände der für die Zucht:, Straf: und Zwangs:Arbeitshäufer auf: 
gefteltten Direktionen und Verwaltungen ; | 
das ftabile Kaſſen- und Oberauffchlage Amts: Perfonale,, fo wie die Nent: 
beamten; 

f. die Forftmeifter und Revierförfter; 

g- die Dignitarien und Mitglieder der Kapitel und der Konfiftorien, wie 
die felbftftändigen Pfarrer in jenen Sälfen, für welche Uns diefes No— 
minationg-Recht verfaffungsmäßig oder gemäß befonderer Titel zufteht; 

h. die NRectoren, Profefforen und Lehrer jener Studien:Anftalten, aus 
welchen der Uebertritt zur Univerfität Statt findet, und die Vorfteher der 
Schulfehrer-Semindrien ; 

i. die Stadt: und Landgerichts-Aerzte; 

k. das ftabile Bau: Perfonale in. den Kreifen;z 

Unfern Regierungen überlaffen Wir dagegen zur Zeit und in fo ferne 
Wir Feine andere Anordnung im Allgemeinen oder bei einzelnen Fällen treffen 
werden, die Aufftellung des übrigen Perfonald, jedoch blos in der Eigenfchaft 
pon Functionären, welche auf Auf und Widerruf gegen Zaggebühr oder ein: 
fache Remunerationen aufzunehmen find, — fo wie die Beſtätigung in denjenigen 
Stellen, worauf den Privaten, Gemeinden oder Korporationen verfaſſungs-, 
geſetz- oder vertragsmäßig ein Präfentations: oder Wahlrecht zufteht, in fo 
ferne die Verfaſſung, die beftehenden Geſetze oder nachfolgenden Beftimmungen 
ſolche Ernennungen und Beftätigungen nicht ausdrüdiih Uns und Unfern 
Minifterien vorbehalten oder den UntersBehörden zumeifen. 

Die erzbifchöfichen und bifchöflichen Eollationen find Uns jedoch auch fernerhin 
jur Genehmigung vorzulegen. 


A, Wirkungskreis der Kammern ded Innern, 


$.21. In die Gefchäftsfphäre der Kammern des Fnnern fallen in der Regel 
alle jene Gegenftände, welche im höchften Reffort den Minifterien des Aeußern 
und des Innern zugemwiefen find, in fo ferne fie Gegenftand der Kreis-Verwal— 
tung feyn Fönnen, und nicht befondern Stellen zugetheift find; hieher gehören 
insbefondere die flaatsrechtlichen und militärifchen Angelegenheiten, fo weit let: 
tere den Eivil:Behörden zuftändig find; die Angelegenheiten der Religion und 
der Kirche; jene der Öffentlichen Erziehung, der Bildung, des Unterrichts und 
der öffentlihen Sitten; das Medicinalwefen; die gefammte Landes: Polizei; das 
Communal: und Stiftungswefen; die ftaatswirthfchaftlihen Gegenſtände, welche 
nicht fpeciell der Kanımer der Zinanzen zugemwiefen find; das gefammte Bau: 


€ 
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weſen mit alten Zweigen defjelben und die allgemeine Statiftif, mit ber in alle 
diefe Zweige einfchlagenden Dienft:Ueberficht und Dienſt-Ordnung nebft der 
Gerichts: Polizei. 

Die einzelnen Gegenftände diefes hier bezeichneten Wirkungsfreifes find 
durch die nachftehenden Titel I bis XI beftimmt, 


I. Titel 
Staatsredhtlihe Angelegenheiten. 


9. 22. Aufſicht auf die Randes:Grenzen und Bewahrung der landesherr: 
lichen Gerechtfame gegen benachbarte Staaten, 

Sie fünnen in diefer Beziehung mit den ausländifchen Verwaltungs: Behör- 
den in Korrefpondenz treten, von denfelben die erforderlichen Auffchlüffe un: 
mittelbar erholen, und denfelben die nöthigen Eröffnungen machen. 

Bei Störungen und Beeinträchtigungen der Landes-Grenze oder bei An: 
forderungen zur Auslieferung fremder Unterthanen oder bei Anträgen über 
Veränderung der Grenz-Verhältniſſe oder beftebender Staats:Berträge haben 
fie jedoch an das Minifterium des Innern zu berichten, welches fodann im 
Benehmen mit Jenem des Aeuffern verfügen wird. _ 

$. 23. Die Nachſteuer-Sachen, mit Beobachtung der beftehenden Verträge, 
in Verbindung mit den Ein: und Auswanderungen und Vermögens : Eins und 
Ausführungen. 

Die Inſtruirung und Entfcheidung diefer Gegenftände fteht den Eöniglichen 
Unterbehörden zu, welche hierüber fortlaufende Regifter zu führen, und die 
daraus zu bildenden fummarifchen Weberfichten erft mit den allgemeinen Reden: 
fchhafts: Berichten vorzulegen haben. 

Nur in folgenden Fällen haben die Unter:Behörden an die Kreis-Regie: 
rungen zu berichten : 

a. wenn gegen ihre Entfcheidung appelfirt wird; 

bh. wenn mit den Staaten, wohin die Auswanderungen gehen, keine Frei: 
zügigfeits:Berträge beftehen ; 

e. menn mit den Cinwanderungs:Gefuchen die Bitte um Ertheilung des 
Indigenats berbunden ift. 


An den zu b u. e bemerften Fällen hat die Kreis-Regierung Bericht an 
das Minifterium des Innern zu erftatten. 

Ueber die zu a bezeichneten Befchwerden muß die Regierung in Follegiale 
Berathung treten. 

$.24. Bewahrung und Handhabung der Landes-Berfaffung im Allgemeinen und 
insbefondere die Leitung der Wahlen in den Kreifen zur Stände-Berfammlung nad 
den Borfchriften der Beilage 10 zur Verfaffungs-Urfunde; die nächte Aufficht 
auf die Gefchäfte des Landraths, im fo ferne hierüber nicht auf andere Weiſe 
befonders verfügt wird. 

$. 25. Bewahrung der Gerechtfame des Souverains rücjichtlih der Ver: 
bältniffe der im Kreife anfäßigen Zürften, Grafen, Ritter, und der Ausübung 
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der gutsherrlichen Gerichtsbarkeit, in den geeigneten Fällen benehmfich mit den 
Appellations:Gerichten,, unter genauer Beobachtung der WVorfchriften der vier: 
ten und fechsten Beilage zur Verfaſſungs-Urkunde. 


I. Titel. — 
Militäriſche Angelegenheiten. 


$. 26. Die Militär-Conſcription and auf vorhergehende Koniegiat: Berktung 
die Entfcheidung deffallfiger Reklamationen. 

$. 27. Die Beforgung der Marfch:, Vorſpanns- und Cinguartirungs: 
Angelegenheiten in der Art, daß Ddiefelben nur die allgemeinen Nerfügungen 
für den ganzen Kreis oder mehrere Bezirfe, dann die unmittelbaren Anord: 
nungen der in die Kategorie der allgemeinen Landeslaſten und der gemeinjamen 
Kreislaften gehörigen Einrichtungen und Anftalten, und die Repartition auf die 
Magiftrate, Land: und Herrſchafts-Gerichte felbit vornehmen, die Subrepar: 
tition und die Detail-Anordnungen aber den Diftrifts:Behörden unter Vorbe— 
halt der Appellation überlaffen follen. Bei Entfcheidung ſolcher Appellation muß 
Folfegiale Berathung Statt finden. 

Fremden Truppen kaun der Durchmarfch nur auf den Grund alferhöchfter 
Genehmigungen und in den darin beftimmten Richtungen geftattet werden. 

$. 28. Die Ausgleichung der Kriegslaften unter genauer Beobachtung der 
Borfchriften des Peräquations-Geſetzes vom 22. Juli 1819, wobei fich die Com- 
petenz der Kreis-:Regierungen und der Unter: Behörden in Bezug auf die Diſtricts— 
Laften nach den gefeslichen Beftimmungen des Landtags:Abfchiedes vom 11. Sep: 
tember d. J., Abfchnitt 5, N. 6, richtet; die Ausgleihung der Gemeinde:Laften 
ift den Gemeinde-Verwaltungen unter den im Umlagen-Geſetz vom 22. Juli 
1819 vorgefchriebenen Modalitäten zu überlaffen; — nur in Gegenftinden alfge: 
meiner Landeslaften und in Meburs:Zällen muß an die Miniſterien berichtet 
werden, 

Unter Pollegialer Berathung die Entfcheidung der Entfhädtgungs:Forderungen 
für Kriegs-Laſten und Kriegs-Schäden. 

$. 29. Polizeiliche Oberaufſicht auf die beurlaubten Soldaten and deren 
Einberufung auf Verlangen der Militär:Behörden, 

Diefe Oberaufficht hat fich jedoch nur auf generelfe Anordnungen, er den 
Vollzug fpecieller alterhöchfter Befehle und auf die Entfcheidung der Befchwer: 
den gegen die Verfügungen der Unter:Behörden zu befchränten, welche über 
die beurlaubten Soldaten bei PolizeisHebertretungen eben jene Kompetenz aus: 
zuüben haben, wozu fie die beflehenden Geſetze und Verordnungen im Allge— 
meinen ermächtigen. 

Die Einberufungen der Beurlaubten follen in der Regel wie bisher durch 
unmittelbare Gorrefpondenz der Negimenter mit den Magiftraten, Land = und 
Herrfchafts-Gerichten eingeleitet und nur in dringenden Fällen und bei ganz all: 
gemeinen Anordnungen durch die Kreis:Regierungen verfügt werdei. 

$. 30, Allgemeine Verfügungen zur Abhaltung inländifcher und die Aufficht 
gegen fremde Deferteurs., 
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An Hinfiht der Erfteren haben fle alle befondern @infchreitungen und Ver: 
filgungen den Unterbehörden zu überlaffen, welche mit den Regiments-Com— 
mandos unmittelbar zu correfpondiren haben, — in letzterer Beziehung nur bei 
vorliegenden Reclamationen und in jenen Fällen einzufchreiten, bei welchen der 
Vollzug der beftehenden Kartele folche Einfchreitungen erfordert. 


$. 51. Die allgemeine Aufſicht gegen das unbefugte Hebertreten der Unter: 
thanen in auswärtige Kriegsdienfte und die berichtliche Vorlage der Gefuche 
um die alferhöchfte Erlaubniß zum Uebertritt in ausländifche Civil: und Militärs 
Dienfte, zur Annahme von Gehalten und Ehrenzeichen ausmwärtiger Mächte 
unter Beobachtung der Grund:Beftimmungen des Titel IV, $. 14 der Der: 
faffungs:Urfunde. 


$. 52. Sorge für die den Unter:Behörben zu überlaffende Vollziehung der 
über das Salpeterwefen und die Pulverfabrifation beftehenden Verordnungen; 
unter Follegialer Berathung, Entfcheidungen über Salpeter:Defraudationen in 
zweiter Inſtanz; innerhalb der Grenzen beftehender Gefege die Hinwegräu— 
mung der Hinderniffe, welche der Beförderung der Fünftlichen Salpeter-Erzeu— 
gung entgegen ftehen, in fo ferne die Unter: Behörden vorher um Abftellung 
berfelben angegangen wurden; in zweiter Inſtanz die Entfcheidung der Strei— 
tigfeiten der Gemeinden und Bezirke in Anfehung der Anlagen von Galpetere 

Pflanzungen, wobei ebenfalls Follegiale Berathung Statt finden muß. 


$. 53, Leitung der Landwehr im Kreife, benehmlich mit den befonderd 
aufgefteltten Kreis: Kommandos, 

Bis Wir hierüber die weiters erforderlichen Beſtimmungen erlaffen , wers 
den die Competenz-Verhältniſſe dahin feſtgeſetzt: 

a. die Patentifirung aller Stabe:Dffiziere behalten Wir Ung vor; 
eben fo bleibt 

b. die Berufung zur Wetivität derjenigen Landwehr: Abtheilungen, deren 
Mitglieder auffer den Markungen der mit magiftratifchen Verfaffungen 
verfehenen Städte und Märkte ihren ftändifchen Wohnfis haben, und 

e: die Ertheilung der Erlaubniß zur Erhebung von Reluitions-Beiträgen 
der alferhöchiten Stelfe vorbehalten; 

d. die Patentifirung der Ober:Dffiziere der in Städten und Märkten bes 
findfihen Landwehr:Abtheilungen, bie Berufung der Letzteren zu den 
Waffen, die Superrevifion der Landwehr:Rechnungen, wo diefelbe nöthig 
erachtet wird, die Anordnung eines Landwehr-Rathes zur Entfcheidung 
ber Disciplinar:Bergehen der im Kreiſe commandirenden Stab8:Offiziere 
der Landwehr fteht den Kreis:Regierungeu im Benehmen mit den auf 
gefteltten Kreis-Commandos zu ; dieſes Benehmen muß in der Regel 
mündlich gefchehen. 


Hei Landwehr-Abtheilungen des platten Landes finden vorläufig Feine Ber 
fegungen der Offiziers:Stelfen Statt. Die Anträge auf Erhebung von Re: 
Initiong- Beiträgen dürfen die Kreis:Regierungen jährlich nur einmal unter Aus 
lage von General:lleberfichten zur Worlage bringen, 
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e. Alle andern, die Landwehr betreffenden Anordnungen ftehen in der Com— 
petenz der Unter: Behörden oder der Bataillons-Chefs; bei öffentlichen 
Volksfeſten und zu den gewöhnlichen Uebungen können die Unter:Behörden 
ben Landwehr-Abtheilungen der Städte und Märkte die Erlaubniß zum 
Ausrücken aus eigener Competenz ertheilen, müffen jedoch den Militärs 
Commandanten des Planes, wenn fich einer am Orte befindet, davon 
unterrichten. 

Außerdem rückt die Landwehr diefer Abtheilungen ohne befondere Ermäch— 
tigung in allen jenen. Zälfen aus, welche die Reglements hiezu bezeichnen. — 
In alten Fällen haben jedoch die Commandanten der Landwehr:Abtheilungen, 
wie bisher, vor dem Ausrücken die hiezu erforderliche Genehmigung des allen= 
falls im Orte befindlichen Militär-Commandanten zu erholen; nach dem Aus— 
rüden fteht die Landwehr jederzeit unter den Befehlen des Lebteren. 


1. Titel u 
Religions» und Kirhen-Angelegenheiten. 


$. 34. Beobachtung und Aufrechthaltung der Grundbeftimmungen der zmeis 
ten Beilage zur Verfaſſungs-Urkunde und der zu $. 103 derfelben gehörigen 
Anhänge. Die Sorge für den Vollzug der Verordnungen über die öffentlichen 
und bürgerlichen Verhältniſſe der religiöfen Gemeinden und Körperfchaften; 

Handhabung der gefeslichen Grenzen zwifchen weltlicher und geiftlicher Ges 
walt; Bewahrung und DBertretung der Iandesherrlichen Rechte und Intereſſen 
in Bezug auf die Kirchen aller Eonfeffionen und deren Anftalten und Güter. 

Auffiht auf die Beobachtung der Verordnungen über die geiftliche Ge— 
richtsbarfeit und der Amortifationg:Gefege, überhaupt Handhabung der ges 
fammten Religions: und Kirchen:Pplizei in allen Beziehungen, und befonders im 
Rücficht auf alle äußeren Handlungen der Kirchen-Gemeinden und ihrer Anges 
hörigen. 

Außer denjenigen Gegenftänden, welche die zweite Deilage der Derfafs 
funge:Urkunde und ihre Anhänge Uns unmittelbar oder Unferm Staats— 
Minifterium des Innern zumeifet, bleiben dem lesteren und der demfelben zuge: 
theilten oberften Stelle für Kirchen: und Schul-Angelegenheiten noch vorbe: 
halten: 

a. die Beichränfungen und Aufhebungen der nicht zu den wefentlichen Theilen 
des Eultus gehörigen Feierlichfeiten, Prozeffionen , Neben-Andachten, 

‚ Geremonien, Kreuzgänge und Bruderfchaften; 

b. bie Errichtung geiftlicher Gefelffhaften und Inſtitute mit Beftimmung 
ihrer Gelübde ; 

e. die organischen Beftimmungen über geifkliche Bildungs, DVerpflegungse 
und Straf-Anftalten ; 

d. die Eintheilung der Sprengel; - 

e. die Ernennung zu den ftabilen geiftlihen Kirchen-Aemtern, in fo! ferne 
nicht das Patronats:Recht einzelnen Gemeinden, Körperfchaften oder a. 
vaten zufleht. 
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Alle andere den bloßen Vollzug beftehender Gefebe und Verordnungen be- 
zielende Gefchäfte werden der eigenen Competen; der Kreis-Regierungen und 
ihrer Unter: Behörden in der Art überlaffen, daß der unmittelbare Vollzug in 
der Regel dem letztern zufteht, die Kreis-Regierungen aber erft dann einfchrei= 
ten, wenn gegen die Unter:Behörden Klagen entftehen, oder ein Benehmen mit 
der geiftlichen Ober:Behörde eintritt , oder die Kreis-Regierungen wahrnehmen, 
daß die Unter:Behörden im Vollzuge allgemeiner Geſetze und Anordnungen nach: 
laͤßig find, 


$. 35. Anordnung und Reitung der Prüfungs:Concurfe zu Erlangung geift: 
licher Stellen; Beſetzung der nicht ftabilen geiftlichen und der weltlichen Kirchen: 
dienfte, in fo ferne das Präfentationd: Recht nicht einer Körperfchaft, Gemeinde 
oder einem Privaten zufteht. 


Zur Zeit und bis auf weitere alferhöchfte Anordnung die Beſtätigung der 
Präfentatiitren zu allen geiftlichen und weltlichen Kirchendienften, deren Patro— 
nat3:Rechte von Uns bereits fpeciell anerkannt find, unter genauer Beobachtung 
der Vorfchriften über die Qualification der Gandidaten ; wenn die Regierungen 
jedoch. glauben, daß die Befkätigung verweigert werden müſſe, fo ift der Gegen— 
ftand dem Minifterium vorzulegen. — Die Beftätigung in den domcapitlifchen 
Pründen, worauf Wir nicht Selbft ernennen, wollen Wir Uns jedoch 
vorbehalten. — 

Die Erlaffung der Befehle zu der von ben Unter:Behörden vorzunehmenden 
Einfegung der Kirchendiener in die Temporalien. Diefe Befehle müffen unter 
dem geeigneten Vorbehalte jederzeit gleich mit der Ausfchreibung der Ernennung 
oder Beftätigung verbunden werden. — 

Die vorfchriftsmäßigen Einleitungen zur Wiederbefegung erledigter Pfründen. 
Regulirung der Intercalar:Früchte nach den beftehenden Beftimmungen; die Ab— 
hörung der Sintercalarfrüchte-Rechnungen, 

Die Vereinigung oder Vertheilung der Pfarr-Sprengel Fönnen die Regie: 
rungen in allen jenen Fällen vornehmen, in welchen die Gemeinden, die Patrone 
und die geiftliche Ober: Behörde dazu willigen, und in fo ferne das Patronate: 
Recht niht Uns Selbſt zufteht ; gleiche Eompetenz haben fie bei Umpfarrung 
einzelner Dorfichaften. — 


$. 56. Um den Vollzug der vorftehenden Anordnungen zu erleichtern und 
die bei Erledigungs:Fälfen dermal jederzeit Statt findende Vielfchreiberei zu ent: 
fernen, find die Kreis:Regierungen verpflichtet, in fo ferne es noch nicht gefchehen 
feyn follte, die Revifion der Pfarrei= und Pfründen:Faffionen zu vollenden, die 
Refultate in einem umfaffenden Katafter zu befchreiben, und ein Duplicat dei: 
felben dem Minifterium des Innern vorzulegen, um fich in den Anzeige-Berichten 
über Erledigungen einfach darauf beziehen zu können. 


In diefe Katafter find die allenfalls eintretenden Veränderungen jederzeit 
nachzutragen, und Ueberfichten derfelben den periodifchen Rechenfchafts: Berichten 
beizufügen, in fo ferne in einzelnen Erledigunge:Fälfen die Vorlage der betreffen: 
den Auszüge nicht früher nöthig ſeyn ſollte. 
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$. 37. Im Bezug auf die proteftantifchen Kirchen Angelegenheiten haben fich 
die Kreis-Regierungen durchaus nach dem hierüber beftehenden verfaffungsmäßigen 
Edicte vom 26. Mai 1818 zu richten. 


IV. Titel. 
Erziehung, Bildung, Unterriht und öffentliche 
Sitten. 


$. 38. Sorge für die Beförderung des gefammten Schul: und Erziehungge 
Weſens und der öffentlichen Anftalten für Bildung in Künften und Wiffenfchafe 
ten; Aufrechthaltung der hierüber beftehenden Verordnungen; Aufficht auf die 
Vollziehung der Unterrichts: Normative und Lehr-Ordnung ; die Oberanfficht auf 
alle Volks-, Bürger: und Feiertags-, Arbeits: und nduftrie- Schulen, auf 
die im Kreife gelegenen Schulfehrer:Seminarien , öffentlichen Erziehungs-Häuſer, 
Vorbereitungs: Schulen, Gymnaſien, Lyceen und Bibliotheken; mit Ausnahme 
der höheren Anftalten diefer Art in der Haupt= und Refidenz-:Stadt und der 
im Kreife gelegenen Univerfitäten. — 

Die unmittelbare Reitung des Volks-Schulweſens ift unter Aufficht der Di: 
ftricts:Infpectionen, Randgerichte, Magiftrate und Herrfchafts:Gerichte den Ro: 
cal-Schul:Infpectionen, welche ihre bisherige Formation beibehalten follen, zu 
überlaffen ; eben fo gebührt die innere unmittelbare Leitung der höheren Studien- 
Anftalten den Rectoraten ; insbefondere ift die Aufnahme und Entlaffung der 
Schüler bei den Volks = und Snduftrie- Schulen den Local-Commiſſionen, bei den 
Studien-Anftalten den Rectoraten dergeftalt zu überlaffen, daß fid, die Kreis: 
Regierung nur mit den gegen Verfügungen diefer Behörden fich erhebenden 
Reclamationen und zwar in letter Inſtanz zu befaffen hat. 

Die Kreis:Regierungen haben gerade bei diefem Gegenftande vor Allem den 
in $. 19 ausgefprochenen Haupt:Grundfas zu) berücfichtigen und in Anwendung 
zu bringen, den nfpectionen und Rectoraten jede entbehrliche Schreiberei zu 
erlaffen, insbefondere fogleich die alfenfalls in einzelnen Kreifen dermal noch bes 
ftehenden periodifchen Anzeigen, Weberfichten und Tabellen zu erlaffen und diefe 
ausfchließend auf den jährlichen Nechenfchafts:Bericht zu befchränfen,, über deffen 
Anfertigung Wir noch im Laufe des gegenwärtigen Verwaltungs-Jahres die 
auf möglichite Vereinfachung abzielenden Vorfchriften entwerfen und den Kreis- 
Megierungen zufchließen laffen werden. — 

$. 39. Bewahrung der den Zwecken des Unterrichts und der Erziehung ge: 
widmeten Fonds in der Art, daß, in fo ferne es noch nicht gefchehen fenn follte, 
für eine gründliche Inventarifirung derfelben Sorge getragen, die Revifion der 
Sahres: Rechnungen und die Superrevifion derfelben genau nach den Vorfchriften 
der $$. 59 und 106 des Gemeinde:Edictd vom 17. Mai 1818 vorgenommen, 
und die Kreis-Regierungen fich mit der Verwaltung diefes Gegenftandes nicht 
weiter befchäftigen, als durch diefes Edict fpeciell angeordnet ift. 

Die unmittelbare Leitung der Verwaltung der Kreis:Schulfonde. 

$. 40. Ganz zur competenzmäßigen Verfügung werden den Kreis-Regie— 
rungen bie Ctats-Summen der Kreisfhul:Dotation geſtellt; fle find jedoch ver- 
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pflichtet, bei Verwendung derſelben vor Allem die hierauf ruhenden ſtaͤndigen 
Poſten honoriren und die Rechnung hierüber, nachdem fie ſuperreviſoriſch feft: 
gefteltt feyn wird, durch das Kreis:intelligenzblatt befannt machen zu laſſen; 
bei diefer Bekanntmachung find die Inftitute und Schulen, welche hieraus bes 
dacht wurden, mit den erhaltenen Beiträgen und unter Angabe, ob diefe als 
Befoldung, Unterftüsung zur Regie oder zu neuen Einrichtungen gegeben wur: 
den „ fpeciell zu benennen. 

$.41. Ausmittlung Örtlicher Hülfsquellen; die Regulirung des Schufgeldes, 
in fo ferne’gegen die Unter-Behörden von den Betheiligten reclamirt wird, und 
zwar in lester Inſtanz. 

$.42. Die Erhaltung und Ergänzung der zum Unterrichte dienenden Res 
quifite und Vervollkommnung der. Attribute fteht in der Regel, den Unter-Be— 
hörden zu; die Kreis:Regierung hat jedoch bei Revifion und Superrevifion der 
Rechnungen auf ordentliche Führung der Inventarien zu beftehen dieſe bei gele— 
genheitlichen Vifitationen mit der Einrichtung der verfchiedenen Inſtitute vers 
gleichen zu laſſen, und fodann auf Abftellung der Gebrechen und auf Erjag des 
altenfalls entftandenen Schadeng zu dringen. 

$. 43. Die Ausmittlung zweckmäßiger Schulgebäude unter genauer Beobadh« 
tung der deßwegen beftehenden Verordnungen; in Bezug auf Unterhaltung diefer 
Gebäude haben die Regierungen an die Competenz-Beſtimmung der Euratel: 
Verhältniſſe fich zu halten, und in der Negel auf Abwendung des den Gemeinden 
und Stiftungen drohenden Nachtheils fich zu befchränfen, 

$. 44. Einfchreitung gegen fäumige Unter-Behörden zur Unterdrücdung der 
Winkel-Schulen und zur Beförderung des ordentlichen Schulbefuches. Die in letz— 
terer Beziehung bisher vorgefchriebenen Detailtabellen über die wegen vernach- 
läßigten Schulbefuchs verhängten Strafen find den Schul:nfpectionen zu er: 
laffen, wogegen Wir erwarten, daß diefe in ihrem rühmlichen Eifer zur Bes 
förderung des Volksſchul-Weſens fortiahren, und wie bisher unmittelbar eins 
wirfen werden. 

Errichtung neuer, Aufhebung oder Zufammenfchmelzung beftehender Volks: 
fhulen; Bildung und Berichtigung der Schul-:Sprengel; Erhaltung und Ders 
mehrung der Studien:Vorbereitungsfchufen auf dem Lande; Derftellung genauer 
Schulbefchreibungen. 

$.45. Die Erlaubniß zur Ertheilung von Privat:Unterricht und zur Unters 
nehmung von Privat:Erziehungs = und Unterrichtd:Anftalten ift den Unter-Behör: 
den zu überlaffen; diefe find jedoch verantwortlich, diefelbe nur folhen Indivi— 
duen zu ertheilen, welche genügende von den conftituirten Prüfungs-Commiſſio— 
nen ausgefertigte Zeugniffe befigen; die Regierungen werden in diefer Beziehung 
erft einfchreiten,, wenn die Unter:Behörden ihre Pflichten verabfäumen, oder die 
betheiligten Individuen reclamiren follten. Den Unter:Behörden fleht die uns 
mittelbare, den Kreis:Regierungen die obere Aufjicht über folche Privat:Unter: 
richts-Anftalten zu. 

Prüfung aller Individuen, die fih dem Lehramte für die Volks-Schulen 
oder die niedern nnd höhern Vorbereitungs- Schulen und Anftalten widmen wollen, 


Zweiter Adſchn. — Verfaſſungsm. Beftandtheile des Staates. 333 


In jedem Kreife ift wenigſtens alte Jahre eine folche Prüfung für die ver: 
fchiedenen Lehrfächer anzuordnen und 4 — 6 Wochen vorher durch die Kreis: 
Intelligenzblätter anzukündigen. 

YAufnahme.der fähigen Eompetenten in die Schulfehrer-Z’eminarien , Entlafs 
fung daraus und Obforge zur Handhabung der innern Ordnurg. 

$. 46. Anftellung aller Lehrer an den Volks- und Bürcer-Schulen, an den 
Beiertags:, Arbeits: und Fuduftrie- Schulen, fo wie an den Studien: Borberei: 
tungse-Schulen, in fo ferne nicht das Präfentationg:Recht einer Gemeinde, 
Körperfchhaft oder einem Privaten zufteht; dann der fubalternen Diener an den 
Etudien:Anftalten. 

Derfesung, Duiescirung, Entlaffung diefes Perſonals, Unterüsung und 
Belohnung deffelben ; Sorge für deffen bedürftige Hinterlaffene ; Beftätigung der 
präfentirten Zehrer und Wahrung der Iandesherrlihen Rechte in Bezug auf 
ſolche Präfentationen. 

Anordnung augenblickliher proviforifcher Vorſorge bei erledigten höhern 
Stellen im Schul: und Studienmwefen. 


$. 47. Aufficht auf das Betragen und den Fleiß des gefammten Lehr: und 
Erziehungs: Perfonals ; Aufficht auf die Schul:Eonferenzen; Vifitation der Unter: 
richte: und Erziehungs:Anftalten; Handhabung der Disciplin gegen Schulen und 
Studierende, In diefer Beziehung haben die Regierungen die unmittelbare Lei: 
tung den Rectoraten, den Diftricts: und Local:nfpectionen zu überlaffen, und 
erft dann felbft einzufchreiten, wenn fie mittelft der .periodifchen Vifitationen oder 
auf andere MWeife von obwaltenden Mißbräuchen Kenntniß erhalten. 


$.48. Die Alters:Difpenfationen in Hinficht des Eintritts in die Studien: 
Anftalten, ferner die Difpenfen von einzelnen Lehr:Gegenftänden, fo wie die 
Zulaffung zum Befuche der Studien-Anftalten in der Abficht, ſich nur gewiſſen 
Fächern zu widmen, find den Rectoraten zu überlaffen, welche jedoch diefe Difpen: 
fen pflihtmäßig in den Jahres:Zengniffen vorzumerfen haben; die Regierungen 
fchreiten erft bei entdechten Mifbräucen und auf Reclamationen der DBetheis 
ligten ein. 


Die Beftimmung der öffentlichen Preife ift den Unter-Behörden zu über— 
laſſen, welche jedoch jährlich durch allgemeine Bekanntmachungen auf die interef- 
fanteften hiezu geeigneten Erfcheinungen der Literatur aufmerffam zu machen find. 

$. 49. Die Zuerfennung der Local: und Familien:Stipendien ift durchaus 
den Gemeinden, Bamilien oder Individuen zu überlaffen , welchen gemäß der 
Urkunde das Präfentationg:Necht zukömmt. — Den Euratel:Behörden liegt die 
MWachfamfeit ob, daß der Wille des Fundators genau erfüllt werde, weswegen 
für die Ernennungen die Genehmigung der niedern Guratel nachzufuchen iſt; 
wo diefe bei den Ernennungen felbft betheiligt ift, muß die Genehmigung der 
Ober:Euratel erholt werden. Außerdem hat die Regierung nur daum einzus 
ſchreiten, wenn gegen die Unter:Behörden Reclamationen entftehen. 


Die Verleihung allgemeiner, nicht für einen beftimmten Bezirk eined Kreifes 
fundirten, Stipendien bleibt dem Minifterium überlaffen. 
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$. 50. In zweiter Inftanz die. Entfcheidung der Streitigkeiten zwiſchen 
Schultehrern und Pfarrern oder Gemeinden in Bezug auf die Verhältniffe der 
Schule und die Schulordnung; ferner über Anftände wegen der Schulgebäude 
und ihrer Baulaft , über Schulgründe, über die wechfelfeitigen Schul-Sprengel 
und über verordnungsmäßige oder hergebrachte Neichniffe, in fo ferne diefe nicht 
auf Privatrechts-Titeln ruhen, in welchem Falle bei Ermanglung einer gütlichen 
Ausgleichung die Streitigkeiten vor das Forum der ordentlichen Gerichte ſich 
eignen, 


WRITeh 
Medicinalwefen. 


- 6, 51. Aufrechthaltung ımd Beförderung der Sanitäte:-Anftalten im Allge— 
meinen und Wachfamkeit über den Vollzug der hierüber beftehenden Werord> 
nungen. 

Sammlung und Zufammenftellung wiffenswürdiger Notizen zur Begründung 
einer medicinifchen Statiftif und Topographie. 

$. 52. Allgemeine Vorkehrungen gegen anfteddende Krankheiten und Seuchen 
und gegen deren Verbreitung. R 

Obere Leitung aller Gefchäfte der Schubporken-{mpfung und die Controle 
des Vollzugs in der Art, daß in der Regel nur mehr fummarifche Weberfichten 
‚für jedes Jahr eingefendet, und diefelben bei Vifitationen mit den Regiftern der 
Herzte und Pfarrämter verglichen werden, in welchen die geeigneten Eertifici- 
rungen niedergelegt werden müſſen. 

$. 55. Wegen Nufchaffung und Unterhaltung der Apparate zur Rettung 
von Scheintodten iſt bei Feftfebung der Etats Worforge zu treffen, und bei den 
Viſitationen Nachficht zu pflegen. 

Die allgemeine Anordnung und Handhabung der Leichen: Befchatt; die oberfte 
Aufficht auf die Begräbniß:Orte, deren zweckmäßige Anlegung und nothwendige 
Verſetzung mittelft der Unter: Behörden anzuordnen ift. 

$. 54. Oberaufficht über öffentliche Kranfen-Anftalten, Spitäler, Siechen:, 
Irren-, Gebär- und Findel-Häuſer, mittelft der gehörig zu leitenden Unter: 
Behörden und unter Tebendiger Eontrole durch periodifche Viſitationen; ferner 
die im Kreife gelegenen Hebammen: und befondern ärztlichen nnd wundärztlichen 
Schulen, Aufnahme in diefelben und Entlaſſung daraus; Anordnung und Lei: 
tung der deffalffigen Prüfungen; Handhabung der Disciplin in diefen Schulen. 

$. 55. Aufficht auf das gefammte’ für das Medicinalmefen angeftellte Per: 
ſonale, namentlich die Stadt: und Landgerichts-Aerzte, und auf die genaue Ein: 
haltung ihrer Inftructionen. Entfcheidung alfenfalffiger Dienſt-Conflikte derfelben 
mit andern Beamten, 

Die Aufftellung geprüfter Hebammen, dann befähigter Thierärzte und be 
währter Huf: und Befchlag: Schmiede ift unter Vorbehalt der Reclamationen 
und der Obergewalt zur Abftellung der Mißbräuche und Zehlgriffe den Unter: 
Behörden zu überlaſſen, welche hiebei nicht mur die beftehenden Medicinal— 
Verordnungen, fondern auch die Beftimmungen des Geſetzes vom 11. September 
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d. 3. zu beobachten haben, wenn mit einer folhen Aufſtellung eine Diftricts- 
Umlage verbunden werden foll, oder die Bezirke noch nicht gebildet wären; auf 
gleiche Weife bildet fih die Eompetenz wegen Verſetzung, Entlaffung, Beſtra⸗ 
fung oder Unterſtützung und Belohnung dieſer Perſonen. 

Die Unter-Behörden haben die Erledigung ron Thierarzt-Stellen durch das 
Antelligenzblatt des Kreifes befannt zu machen, und unter Derkündung der 
mit diefen Stellen verbundenen Emolumente und Pflichten einen angemeffenen 
Termin für die Eoncurrenten feſtzuſetzen. 

Die Aufftellung der Neben-Aerzte. 

$. 56. Die allgemeinen Einleitungen, fo wie die durch die Umftände fich 
gebietenden befondern Anordnungen zur Unterdrücdung mebdicinifcher Pfufcherei ; 
die oberfte Aufficht gegen unberechtigten Arznei: und Eift-Handel; Zulaffung 
fremder durch den Kreis reifender Aerzte und Operateurs. 

Die Iulaffung geprüfter Aerzte, in fo ferne fie die erfte oder zweite Note 
der Befähigung erhielten, zur ärztlichen Praris, dann die Regulirung der Bader: 
Gerechtigkeiten und Chehaften wird in die Competenz der Bezirks-Polizei-Behör— 
den gelegt, welche in diefer- Beziehung bloße Anzeigs-Berichte zu erftatten haben; 
die Regierungen ſchreiten hierin nur bei entdeckten Mißgriffen oder auf befondere 
Reclamation ein. 

Wegen der Bervilligung zur Uebernahme und Verweſung beftehender und 
zur Errichtung neuer Apotheken werden die Competenz-Verhältniſſe durch die 
zum Vollzug des Gewerbs-Geſetzes vom 11. September d. I. zu erlaſſende all: 
gemeine Inſtruction regulirt werden. 

Obere Aufficht im Kreife auf Einhaltung der Medicinal: und Apotheker: 
Taren, dann auf Anrufen der Betheiligten oder in vorliegenden Fälfen bei Ver: 
beſcheidung der Finanz, Kommunal: und Stiftungs-Rechnungen, bie Superre⸗ 
viſion der zur Vorlage gebrachten Rechnungen der Aerzte, Wundärzte und Apo— 
thefer: 

Die generellen Anordnungen zur Vifitation der Apotheken und die Prüfung 
der Vollzugs: Vorlagen. : 


VI. Titel 
Allgemeine Landes: Polizei, 


$. 57. Die allgemeinen Anordnungen zur Erhaltung der öffentlichen Ruhe 
und Sicherheit; Wachfamkeit gegen geheime Verbindungen; Vorkehrungen zur 
Handhabung der Ordnung bei großen Verſammlungen; Vollziehung der Verord⸗ 
nungen über das Paßweſen und über Landſtreicher, Geſindel und Bettler, An: 
ordnung der nöthigen Maßregeln gegen Diebs- und Räuber: Banden ; Vorforge 
gegen ausbrechende Tumulte und ſchnelle Unterdrüdung derfelben; Leitung der 
zur Sandesficherheit in den Kreifen verteilten Gensdarmerie in alfen polizeilichen 
Dienft:Verrichtungen, benehmlich mit den Eompagnie-&ommandanten, welche 
zur Vermeidung alfer unnöthigen Schreibereien in der Regel mit dem Vorſtande 
der Kreis:Regierung mündliche Rückſprache pflegen follen. 
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Veranlaſſung auſſerordentlichen bewaffneten Beiſtandes, unter geftauer 
Beobachtung der Vorſchriften des Tit. IX, $. 5 und 6 der Verfaſſungs-Ur⸗ 
kunde, in diefem Falle jedoch Anzeige an das Minifterium. 

$. 58. Oberaufficht auf die Polizei-Gefängniſſe, auf die Beichäftigungss 
und Zwangsarbeits-Anſtalten, Zucht- und Gtrafarbeits:Häufer , bei lestern 
jedoch vorbehaltlich der Mitwirkung der Juftize Behörden ; obere Leitung und 
Gontrole ihrer Verwaltung; fachgemäße Verfügung über die zu diefem Behufe 
feſtgeſetzte Etats-Summe unter DVerantwortlichkeit bei-Weberfchreitung derfelben; 
Mitwirkung bei der durch die Finanzkammer vorzunehmenden Reviſion und 
Verbefcheidung der Rechnungen diefer Verwaltungen. 

$. 59. Handhabung der Feuer:Polizei; Vorſorge zur Anfchaffung und Un: 
terhaltung der Löſch- und Rettungsgeräthe, zur Einrichtung zweckmäßiger Löfch: 
Anftalten und Löfh Ordnungen, und zur Formation der in diefer Beziehung zu 
bildenden Diftricte unter genauer Beobachtung der Umlagen-Geſetze vom 22. Juli 
1819 und 11. September 1825. 

Beförderung der Schadensverficherungs-Anftalten,, insbefondere der Brands 
Affekuranz und Leitung der Detail = Gefchäfte, der lehteren im Kreiſe. — 
Die bisherigen Anzeigen einzelner Feuersbrünfte mit Ausnahme der im $..18 
bemerften großen und ausgedehnten Unglücsfälle diefer Art unterbleiben für die 
Zukunft; auch find von nun an über Ratififationen und Vorſchuß-Anweiſungen 
monatlich nur fummarifche Weberjichten an das Minifterium einzufenden. Wir 
fegen in Unfere Kreis:Regierungen das Vertrauen, daß fie diefem wichtigen 
Gegenftande alle Aufmerkfamkfeit widmen, für das Intereſſe der Anftalt forgen, 
aber auch jede unnöthige Schreiberei und jede Zögerung bei Ausbezahlung der 
Entſchädigungs-Gelder vermeiden. 

Bewilligung von Eollecten innerhalb des Kreifes für verunglücte Gemein 
den und Bezirke deffelben, mit Ausnahme von Brand:Eollecten. Zu den letztern 
muß in den dazu geeigneten aufferordentlichen Fällen die alferhöchfte Erlaubniß 
erholt werden. e 

$. 60. Wufrechthaltung der Bauordnungen; in zweiter Inftanz die Ent: 
fcheidungen über nothwendige Demolitionen und Sperrungen und über polizeiliche 
Bauftreitigkeiten; die Sorge für Herftellung angemeffener Bauplane und Ge: 
nehmigung derfelben ift den Bezirks::Polizei:Behörden unter Vorbehalt der Necla: 
mation zu überlaffen; nur die Plane über Errichtung neuer Gebäude in Städ— 
ten I. und IE. Klaffe find an die Kreis-Regierungen zur befondern Genehmigung 
einzufenden. In Dinficht der Bauten für die Haupt: und Refidenzftadt München 
verbleibt es vor der Hand bei dem defhalb beftehenden befondern Beftimmungen. 

Difpenfationen von einzelnen Bauvorfchriften auf dem Lande werden in Bezug 
auf ifolirt ftehende Gebäude den Bezirks: Polizei: Behörden überlaffen; in Hinficht 
der übrigen gehören fie zur unmittelbaren Competenz der Kreis-Regierungen. 

Vorſorge zur Einführung und Unterhaltung der nächtlichen Straßen:Beleuch: 
tung in den Städten und Märkten. 

$. 61. Die obere Leitung der Baulichkeiten bei Aufführung neuer Staats: , 
Stiftungs- und Gemeinde-Gebäude, und zwar in Bezug auf Stiftungs: und 
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Gemeinde:Gebäude nach den Euratel:Verhältniffen in der Art, daß fie fich nur 
die Plane für neue Gebäude zur Genesmigung vorlegen laffen; bei Staatsge: 
bäuden fteht ihnen jedoch fowoh! bei Neubauten als bei Reparaturen die Genehs 
migung der Bauart und die Feftfesung des Koftenpunktes zu. Die unmittelbare 
Leitung und Aufſicht ift dem im Kreife aufzuftellenden technifchen Behörden zu 
überlaffen, unter deren Refpizienz alle Kathegorien der öffentlichen Gebäude ohne 
Ausnahme und Unterfchied zu ftehen Fommen. Wir werden hierüber, und ine: 
befondere über die Formation und Aufitellung diefer technifhen Behörden noch 
fpecielle Beftimmungen erlaffen. 

$. 62. Sorge für das Eredit = und Nahrungsmwefen im Allgemeinen, worüber 
jedoch die unmittelbaren Vorkehrungen den Unter:Behörden zuftehen. Einrich: 
tung und Beförderung der Armenpflege, unter genauer Beobachtung des Ge: 
feges vom 11. September d. 3. wegen der Heimathsrechte und der darin feftges 
festen Eompetenz: Berhältniffe. — 

Aufſicht auf die Vollziehung der Verordnungen über das Gefinde Ren Ents 
fheidung der im diefer Hinficht fich ergebenden Reclamationsfälle in zweiter Ins 
ftanz, in fo ferne diefelben an und für fich zuläßig find, und ſi ch nicht vor den 
ordentlichen Richter eignen. 

Herſtellung und Beförderung von Leih-Anſtalten, Bewilligung zu Privat: 
Unternehmungen diefer Art, Unterdrückung von Winkel-Leihhäuſern; Oberauf: 
ficht gegen verbotene Spiele und Lotterien; Straferfenntniffe hierüber in zweiter 
Inſtanz. 

Die Bewilligung zur Errichtung der Victualien-, Getreide und Vieh-Märkte, 
in fo ferne hiebei Feine Abgaben an die betreffenden Gemeinden angeordnet wer: 
den, in welch’ letzterem Falle Bericht an das Minifterium zu erftatten ift. 

s Handhabung der Markt: Ordnungen. Oberaufjicht auf die polizeiliche Be: 
fchaffenheit der Nahrungsmittel. 

Regulirung und Handhabung der Fleifch:, Mehl: und Bier-Taxen; die Ne: 
gulirung der Brod:Taren fteht den Unter: Behörden zur. 

Entfernung der Bann- und Zwangs:Rechte und Befchübung des freien Ver: 
Fehrs durch alle zu Gebote ftehenden gefeblichen Mittel und unter ausgedehntefter 
Anwendung der in den $$. 14 und 15 aufgeftellten Grundſätze. 

$. 635. Das ganze Fabrik: , Manufacturs und Gewerbweſen nach den Be: 
ftimmungen des Gefeses vom 11. September d. 3. und den Vorſchriften der 
hierüber nächſtens erſcheinenden Vollzugs-Inſtruction. 

$. 64. Allgemeine Anordnungen zur Beförderung des Ackerbaues und der 
Viehzucht, und die Dertheilung der Prämien und Uuterftüsungen innerhalb der 
Grenzen der zu ihrer Derfügung geftellten Etats-Summen. Wachfamkeit zur 
Aufrechthaltung der Kultur-Geſetze; fodann in zweiter Inſtanz unter Pollegialer 
Berathung auf kurzen fchriftlichen Vortrag die Entfcheidung der Kultur-Strei: 
tigkeiten. 

Erkenntniß über die Vertheilung der Gemeinde-Grfinde und der Gemeinde: 
MWaldungen; Handhabung der — in allen Privat-, Kommunal- und 
Stiftungs-Waldungen. 


Dr. Siebenpieiffer# 22 
Dandbud der Derkafung m - 
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$. 65. Beförderung des Handels; Anfjicht auf Münze, Maaß und Gewicht; 
auf alle Gefährden im Handel und Wandel; Bewilligung zur Errichtung von 
Sahrmärften für inländifche rohe Stoffe; über die Bewilligung zur Errichtung 
anderer Jahrmärkte ift die alferhöchfte Genehmigung zu erhohlen; Geſuche in 
legterer Beziehung, welche die Kreis:Regierung für ungeeignet hält, hat die: 
felbe jedoch jederzeit unter Vorbehalt der Befchwerde fogleich abzumweifen. Obere 
Aufficht auf diefelben und die Handelsmeffen, auf die Land:Krämer und befon: 
ders die herumziehenden Mäckler; Herftellung und Unterhaltung einer Handels: 
Matrikel. 


Leitung des Straßen-, Brücken- und Waſſerbaues ohne Ausnahme, mögen 
die dazu erforderlichen Mittel aus Gemeinde-Diſtrikts-, Kreis: oder Staats: 
Fonds beftritten werden, i 


Sorge für die Anlegung und Unterhaltung zweckmäßiger Vicinal- und Kom: 
munifations-: Wege, unter genauer Beobachtung der Vorfchriften des Geſetzes 
über Diftrifts:Umlagen. In zweiter Inſtanz die Entfcheidung der Streitigfei- 
ten über die dießfallfigen Konkurrenz Derbindlichkeiten. 


Aufſicht auf Öffentliche Gafthöfe und Niederlagen. 

Nolfziehung der Verordnungen über das Land:Frachtwefen. 

In zweiter Inftanz unter Pollegialer Berathung die Entfcheidung der Poft: 
Defraudationen, 

Handhabung der Floß- und Schiffahrts-Ordnungen. 


In zweiter Inſtanz unter Follegialer Berathung die Entfcheidung der Strei: 
tigfeiten fowohl in diefer Beziehung als über die Benüsung öffentlicher Ge: 
wäſſer; dann die Wahrung der dabei betheiligten Iandesherrlichen Rechte und 
Regalien. 


$. 66. Die Sorge für den Vollzug der Geſetze vom 11. September d. J. 
über Heimath, Anfäßigmahung und Werehelichung in der hiedurch bezeichneten 
Eompetenz. 


Die Bewilligung zu neuen Anfiedlungen fteht unter Vorbehalt der Recla: 
mationen den Bezirfs:Polizei:Behörden zu. Wenn es fich aber von Anlage einer 
ganzen Ortfchaft handelt, jo muß die Erlaubniß der Kreis-Regierungen erholt 
werden. 


$. 67. Bis auf weiters, wie bisher, die Vollziehung der Polizei-Straf- 
geſehe und Entfcheidung der Polizei-Straf: und Confiscations-Fälle in zweiter 
Inſtanz, in fo ferne nach den Geſetzen eine Appellation zuläßig ift. 


$. 68. Wachſamkeit gegen die Mißbräuche der Freiheit der Preffe; Cenſur 
der politifchen Zeitungen und periodifhen Schriften politifchen oder ftatiftifchen 
Inhalts; Aufſicht auf den Buchhandel und die Buchdrudereien, auf die Anti: 
quarien und Leihbibliothefen und Lefe-nftitute, auf die lithographifchen Anftal: 
ten, Kupferflih-, Bilder- und Kartenhändler, unter genauer Beobachtung der 
Vorſchriften der dritten Beilage zur Verfaſſungs-Urkunde und der darin bezeich: 
neten Competenz:Verhältniffe; Leitung der Redaction der Kreis:nteltigenz: 
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Blätter; oberfte Aufſicht auf die im Kreife befindlichen Theater, Schaufpiele 
ind andere öffentliche Vorftellungen, auf Volksfeſte und öffentliche Beluftigungen, 
Sorge, daß öffentlicher Unfittlicheit gefteuert werde. | 


vi. Titel. 
Kommunals und Stiftungs-Angelegenheiten. 


$. 69. Die Oberkuratel über das gefammte Gemeindes und Stiftungs: 
weſen, und die Obforge für den genauen Vollzug des Gemeinde:Edicts vom 
17. Mai 1818 und des Umlagen-Geſetzes vom 22. Juli 1819; die Kreis-Regie— 
rungen — in dieſer Beziehung ihre Competenz auf dasjenige zu beſchränken, 
was ihnen durch dieſe beiden Geſetze ſpeciell zugewieſen iſt; alles Uebrige mit 
Ausnahme desjenigen, was dem Miniſterium ausdrüklich vorbehalten iſt, muß 
den Bezirks-Polizei-Behörden und den Gemeinden ſelbſt überlaſſen werden. 

Die Kreis-Regierungen haben in Kommunal: und Stiftungs:Angelegenhei: 
ten von dem Grundſatze auszugehen, daß den Gemeinden hierin die möglichft 
freie Verfügung zu überlaffen, und fie nur in fo ferne zu befchränfen feyen, als 
die Geſetze folhe Schranken pofitiv anordnen ; fie haben alle unnöthigen Eontro= 
fen abzuſtellen, und diefe in der Regel auf die periodifchen Viſttationen ımd auf 
die innerhalb der gefeslichen Competenz vorzunehmende Feſtſtellung der Etats 
und Reviflon und Superrevifion der Rechnungen zu befchränfen. . 

$.70. Aufſicht aufalfe allgemeinen und befondern Wohlthätigfeitd:-Anftalten im 
Kreife; die obere Leitung derſelben; Vorſorge für ihre Erhaltung und Derbef: 
ferung und Aufficht gegen die Vernachläßigung der Zwecke und gegen fchädliche 
Mißbräuche. 

F. 71. Die Beſtätigung neuer Fundirungs-Zuflüſſe in Bezug auf das Ge— 
meinde-Vermögen und die Stiftungen für Unterricht und Wohlthätigkeit iſt den— 
jenigen Bezirks-Polizei-Behörden zu überlaſſen, welchen die niedere Kuratel über 
dieſelben zuſteht. Dieſe haben von der ertheilten Beſtätigung bloße Anzeigen 
an die Kreis-Regierungen zu machen, damit dieſe in ihren Hauptbüchern die 
geeigneten Vormerkungen vornehmen können. 

Die Genehmigung der Fundirungs-Zuflüſſe zu Kultus-Stiftungen iſt den 
Kreis-Regierungen vorbehalten, welche für Aufrechthaltung des geſetzlichen An: 
fpruch8 auf die quarta pauperum et scholarum zu forgen und mit der geiftlichen 
Ober: Behörde fich zu benehmen haben. 

$.72. Sorge für die ftändige Sonderung des Dermögens verfchiedener 
Neligiond:Theile und Zwecke. 

Luffiht gegen Vermifchung des Stiftunge: Vermögens mit dem feparirt ver: 
mwalteten Kommunal:Bermögen; Eröffnung und Gewährung mwechfelfeitiger un: 
verzinslicher WVorfchüffe der Stiftungs:Kaffen zur Beftreitung vorübergehender 
aufferordentlicher Ausgaben. 

6.75. Oberauffiht über die Gebäude der Stiftungen und Kommunen; 
Sorge für deren Erhaltung im ordentlichen Zuftande ; ihre Cinverleibung in die 
Brand: Berfiherungs:Anftalt; Mehrung oder Minderung des Affecuranz:Kapi: 
tals ; Würdigung und DBefchreibung der Plane und Koſten-Voranſchläge bei‘ un: 
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vermeidlichen Neubauten; Dandhabung der Verordnungen über die Konfurrenzen 
zu den Bauten der Stiftungen und Kommunen. 

$. 74, Oberaufſicht auf das Vermögen der Pfarreien und Beneficien, ins: 
befondere auf die Erhaltung und Verficherung der Pfarrgebäude, Unterftüsung 
der Pfarrer aus Stiftungsmitteln zu Führung der Bauten; Ueberweiſung pfarr: 
licher Baulaften ad onus successorum und Negulirung der Ausfisfriften. 

$. 75. Snfpection der Stiftungs: und Kommunalfaffen und des Verwal: 
tungs:Zuftandes in den Städten und größern Märkten, gelegenheitlich anderer 
Difitationen, 


vn Zitel. 
Statiftif und Dienft-Ueberfidt. 


$. 76. Sammlung aller Materialien zu Herfteltung einer Statiftit des 
Kreifes. 

Da jedoch in den meiften Kreifen, die vorgügkichften Materialien in diefer 
Beziehung bereit geordnet find, fo dürfen in Zukunft von den Unter::Behörden 
die Nachträge über Veränderungen nur von drei zu drei Jahren an die Kreis 
Regierungen, und von diefen an die Minifterien vorgelegt werden. 

Die nächte Vorlage des erften fatiftifchen Dauptberichts muß nach dem 
Schluſſe des Etatsjahres 18%, für den Zeitraum 18%, bis 182%, inclusive in 
den von dem Minfterium des Innern zu beftimmenden Termine gefchehen. 

In jenen Kreifen-, für welche die Statiftif noch nicht vollendet ift, müſſen 
vor diefem Zeitpunfte die erforderlichen Ergänzungen vorgenommen werden. 

Die Geburts:, Trauungs- und Sterbeliften find noch fernerhin jährlich 
herzuftellen und einzufenden. 

$. 77. Zufammenftellung und Würdigung derjenigen periodifchen Anzeigen 
und Ueberfichten, welche über die wichtigeren Verwaltungs: Zweige und die Ge— 
fhäftsführung der untergeordneten Behörden und über den Zuftand der denfelben 
anvertranten Auftalten zur Sicherung des Dienftes unentbehrlich find. Diefe pe: 
riodifchen Arbeiten find, wenn fie bloß auf die Statiftif des Kreifes Bezug ha: 
ben, nur von drei zu drei Jahren einzufordern ; — wenn fie jedoch zum Behufe 
der Verwaltung nöthig find, in der Negel nur einmal des Jahres, und zwar 
jederzeit nach dem Schluffe des Etatsjahres abzuverlangen, in fo ferne ihre Ein- 
fendung zum Behufe der Eontrole nicht früher unumgänglich erforderlich wäre ; 
die Kreis-Negierungen werden jedoch Bedacht nehmen, diefe Eontrolemehr durch 
die äußeren Organe und mittelft genauer Vifitationen als durch den todren Buch: 
ftaben und, mechanifche Arbeiten aufrecht zu halten. 

$. 78. Die in den vorftehenden zwei $$. als Regel feſtgeſetzten dreijährigen 
Termine finden insbefondere auch Anwendung auf die dem Minifterium des Hau: 
fes und des Aeuffern vorzulegenden Anzeigen über die Geburts: , Trauungs: und 
Todesfälle der Wdelichen, wobei bemerft wird, daß die Kreis-Regierungen die 
alfenfalls vorkommenden Mängel folher Anzeigen vor der Einfendung berichtigen 
zu laffen haben, 


$ 79, Die Rechenihafts: Berichte über alfe Theile der Verwaltung werden 
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Pünftig nur alle drei Jahre und zwar das nächfte Mal in dem $. 76 vorgefchrie: - 
benen Termine erftattet; im dieſem ift vorzüglich über den Vollzug der gegen: 
wärtigen Inſtruction ausführliche Anzeige zu machen. 


IX. Titel. 
Dienfl-Ordnung und Gerihtd-Polizei. 


$. 80. Anordnung und Leitung der Eoncursprüfungen für die zum Dienfte 
der Polizei: und innern Verwaltung adfpirirenden Kandidaten und zwar, was 
die Rechtsfandidaten betrift, benehmlich mit- den Appellations:Gerichten. 

$. 81. Handhabung der Dienft: ımd Gefchäfts:Ordnung bei allen unterge: 
benen Aemtern und Behörden, Beilegung der Irrungen und Conflikte zwifchen 
denfelben. Sorge für die ordnungsmäßige Uebergabe und Ueberahme der Aemter. 

Verpflichtung und Cinweifung der Beamten , insbefondere die Landgerichts: 
Ertraditionen nach. dem ganzen Umfange des Refforts diefer Aemter. 

In Bezug auf diefe Landgerichte:Ertraditionen wird jedoch hiemit ausdrüd: 
fich angeordnet: 

1) daß vor der Ertradition eines Landgerichts die Kreis-Regierung fich mit 
dem Appellationsgerichte darüber in geeignetes Benehmen ſetze, und daf- 
felbe um Mitcheilung alfer auf die Rechtsverwaltung diefes Landgerichts 
fich beziehenden Daten und der Geſchäfts-Tabellen deffelben erfuche ; 

2) daß während der Ertradition der Regierungs:Commiflär den Zuftand der 
Juſtizpflege bei der zu übergebenden Behörde eben fo forgfältig und auf: 
merffam unterſuche, als den Zuftand der Adminiftrativ:Gefchäfts:Füh- 
rung. 

3) daß nach der Ertradition die Refultate dberfelben dem Appellationsgerichte, 
fo weit fie die Juſtiz ansfchließlich oder im Allgemeinen betreffen, fogleich . 
mitgetheilt werden. 

Veranlaſſung von Vifitationen und adminiftrativen General-Unterfuchungen, 

Grfenntniß in allen Disciplinar:Sachen mit genauer Beobachtung und 
ftrenger Anwendung der Worjchriften der 99. 10 — 15 der neunten Beilage 
zur Verfaſſungs-Urkunde. 

Verfügung proviforifcher Sufpenfionen in dringenden Zälfen, Ueberwei— 
fung der Unterfuchungs-Acten an den ordentlichen Richter, jedoch in den $. 16 
der neunten Beilage zur Verfaſſungs-Urkunde bezeichneten Fällen gutachtlicher 
Antrag an das vorgefehte Minifterium zum Behufe der Entjcheidungen des 
Staatsrathes wegen Stellung vor Gericht, und benehmlich mit den Appella: 
tionsgerichten, wenn die Gebrechen gleichzeitig in die Jufkizpflege eingefchlagen 
und eine Ausfcheidung der Gegenftände in der Unterfuchung nicht thunlich ift. 

$. 82. Abftellung der Unterthans-Beſchwerden gegen Beamte, Schreiber 
und Diener; der Klagen gegen Grund und Gerichtsherrn, wenn fie nicht ftrei- 
tige Rechtsverhältniffe betreffen; Abftellung der Sportel: und Tax-Exceſſe fo: 
wohl von Amtswegen, ald auf Anrufen der Betheiligten, und Entfcheidung in 
ftreitigen Targegenftänden, benehmlich mit der Kammer der Binanzen, 
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Aufſicht auf die Öffentlichen Anwälte in allen adminiſtrativen Angelegen⸗ 
heiten und Beziehnngen; Disciplin gegen diefelben, und Anfficht gegen Winkel 
Advocaten und unberechtigte Schriften: Berfertiger. 

$. 83. Meder die mittelbaren noch unmittelbaren Beamten und Diener 
von den Räthen abwärts und mit Einfchluß derfelben bedürfen fernerhin zum Bes 
hufe der DVerehelichung einer befondern Licenz der Minifterien oder Kreis: 
Regierungen; hierin ift alles den Bezirks: Polizei: Behörden zu überlaffen, welche 
ſich ausfchließend an die gefeslichen Beftimmungen vom 11. September d. J. 
zu halten, und nur bei mittelbaren Beamten und Dienern die Einwilligung der 
Standes= und Gutsherrn als Vorbedingungen anzufehen haben. 

Durch diefe Beftimmungen wird jedoch in Hinficht der Penfions-Anfprüce 
der Wittwen und Waiſen der Staatsdiener nichts verändert. Don den Dei: 
raths-Licenzen, welche an definitiv angeftellte Staatsdiener ertheilt werden, ift 
der vorgefesten Stelle jedesmal Anzeige zu machen. 

$. 84. Die Ertheilung der Urlaubs-Licenzen für das der Kreis-Regierung 
unmittelbar untergeordnete Dienftperfonal der innern Verwaltung unter Verant: 
wortlichkeit der Vorforge gegen Stocungen in der Gefchäftsführung, jedoch nicht 
über die Dauer von 6 Wochen, mag darin eine Reife im Inlande, oder in die 
Refidenz verbunden feyn, bei dem Tandgerichtlichen Perfonale muß das geeignete 
Benehmen mit den Appellationsgerichten gepflogen werden. 

Licenzen zu Reifen in das Ausland können die Kreis-Regierungen aus eig: 
ner Eompetenz nur auf 14 Tage ertheilen, und fie müffen hierüber befondere 
Anzeige erftatten. 

Die Ertheiling der Urlaubsgefuche jener Beamten und Diener der innern 
Verwaltung, welche den Kreis-Regierungen nicht unmittelbar untergeordnet 
find, insbefondere der Patrimonialrichter IL Kaffe, der Pfarrer, Schuifeh: 
rer u. ſ. mw. ift unter oben bemerfter Zeit: Befchränfung und Berantwortlichkeit 
den Un:er:Behörden zu überlaffen. 


——A 
Beftreitung des Staats-Aufwands. 


$. 85. Die Kammern des Innern werden Eünftig innerhalb der Grenzen 
der feſtgeſezten Eratsfummen die Anmweifungen zum Behufe des für die innere 
Verwaltung zu macenden Staatsaufwandes unmittelbar auf die Kreisfaffen 
ausftellen; der Director der Kammer der Finanzen hat jedoch diefe Anweifungen 
als Etatscurator zu contrafigniren, und demfelben fteht ein Veto zu, wenn 
durch die Anmweifung bie für den Kreis bewilligte Etats-Summe überfchritten 
würde, aufferordentliche Bälle ausgenommen, bei welchen Gefahr auf dem Ver: 
zuge ruhen würde, in welchen Fällen jedoch unter des Directors perfönlicher 
Derantwortlichfeit Anzeige zum Minifterium gefchehen muß. 

Die näheren Modalitäten werden Wir durch eine befondere Inſtruction 
vorfchreiben. 

Die reviforifche und definitive Zeftfebung der Ausgabs-Poſitionen bleibt den 
Sinanzfammern unter Vorbehalt der Superrevifion überlaffen. 
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X. Titel 
Zudicatur in Auffhlag-Saden. 


$. 86. Die Entfcheidung der Malzauffchlag-Defraudationen ſteht in zweiter 
Inſtanz den -Kreis:Regierungen, Kammern des Innern, zu, welche diefe Ge: 
genftinde auf den Dortrag eines aus ihrer Mitte Referenten 
colfegial berathen werden. 

Zu den in diefer Beziehung abzuhaltenden Sipungen müffen der Fiskalrath 
und der das Auffchlagswefen refpicirende Rath der Finanzkammer beigezogen, 
und deunfelben vorher die Neten zur Einficht zugeftellt werden, um das Intereſſe 
des Fiscus verwahren zu Eönnen; diefe beide letztgenannten Räthe haben jedoch 
Feine entfcheidende Stimme, fondern nur das Recht der Erinnerung, welches fie 
unmittelbar nach dem Vortrag des Referenten ausüben, und am Schluffe der 
Umfrage durch Reaffumirung wiederholen müfen. Dem Fiscalrathe fteht das 
Recht und die Pflicht zu, von Amtswegen gegen die Befchlüfe der Kammer des 
Innern den Recurs an den Staatsrath zu ergreifen, wenn er dafür hält, daf 
durch die Sentenz der Kammer des Innern das Intereſſe des Fiscus in Nach: 
theil gefent würde. | 


B. Wirkungskreis der Kammern der Finanzen. 


$. 87. Sur Gefhäfte:Sphäre der Kammern.der Finanzen gehören: 

die Leitung der Finanz: Verwaltung in den Kreifen im Allgemeinen, insbe: 
fondere die Auflicht über das Staats-Einfommen; über den Staats-Aufwand; 
die Direction der Kaflen; das Etatsweſen; das Rechnungswefen ; die Aufficht 
über dag gefammte Finanz Dienft:Perfonale ; das Amtsbürgichaftswefen ; fiscalifche 
Prozeſſe; die Kreis: und Diſtricts-Umlagen, und die Angelegenheiten des Lands 
raths gemeinfchaftlich mit der Kammer des Innern; die Finanz-Rechenſchafts— 
Berichte des Kreifes. 


. Titel. 
Finanz-Verwaltung in den Kreifen im Allgemeinen. 


6.88. Die Herftellung des Finanz-Inventars, Eonjervation und Verbeſſe— 
rung des Finanz. Vermögens, Sorge für genauen Vollzug der Finanz-Geſetze 
und Verördnungen im Kreife. 


1. Zitel. 
Bermaltung des Staatd-Einfommend indbefondere. 


$. 89. Sorge für den Vollzug der Gefege wegen Behandlung und Erhe: 
bung der directen Steuern, des Tax- und Sportelmefens, und der Malzauf: 
fchlag:Gefälte. 

$. 90. Gleiche Sorge für die Verwaltung der Staate:Domainen ; insbe: 
fondere der Deconomien, Babrifen und Brauereien; der Foriten und Jagden, 
innerhalb der Grenzen der von allerhöchſter Stelle feftzufependen Material: 
Haupt-Etats, fo wie der Geld-Etats für Vermarkungen und Gulturen, ber 
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grundherrlichen, zinsherrlichen und zehentherrlichen Renten und Rechte unter 
genauer Beobachtung des Grundſatzes, nach Thunlichkeit überall die Selbſtregie 
zu entfernen, und die unſtändigen Gefälle nach den beſtehenden oder noch zu er: 
laffenen Normen zu firiren. . 


$. 91. Die Oberaufficht der den allgemeinen Nentämtern zu übertragenden 
Verwaltung fümmtlicher Lehengefälle, und die Sorge für die vorfchriftsmäfige 
Eonfervation der zur Allodification nicht geeigneten Lehencomplere ; ausgenom: 
men find die Thronlehen. 

In Hinſicht der Beutellehen bleibt die Competenz der Kreis-Regierung un: 
verändert. 

In Hinficht der Kanzlei: und Nitterlehen ftehen ihnen zu 

a die pflihtmäßige Sorge, daß die von denfelben zu entrichtenden Yahrs: 
Abgaben, Ritterpferdgelder und Relevien den Rentämtern gehörig eins 
gewiefen, und von denfelben ordentlich unter einer befondern Rubrik ver- 
rechnet werden; 

.Ausſtellung der Muthfcheine ; 

e. Vornahme des Belehnungs:Actes unter Zuftellung des von Uns ſelbſt 
unterfertigten Lehenbriefes, Erholung des Reverfes und Einfendung defs 
felben an das Minifterinm der Finanzen zur Deponirung im Lehenarchive ; 

d. die Inftruirung der Eonfens:Gefuche unter Vorbehalt des Recurfes in den 
Sälfen, bei welchen geſetzliche Vorfchriften entgegenftehen; die abweistiche 
Berbefheidung derfelben; außerdem Erholung und Ausfchreibung der al— 
lerhöchften Genehmigung ; die Sorge für den Bollzug der mit folchen 
Eonfenfen allenfalls verbundenen Bedingungen; 

e. die Liquidation der Faſſionen; 

£. Inftruirung der Abfonderungen des Allodes vom Lehen, der Lehen: Auf: 
fendungen und Allodoficationen, und die Erhohlung der alferhöchften Ge: 
nehmigung ; 

8 Anzeige der Lehenheimfälle und Anordnung proviforifcher Maßregeln für 
die Verwaltung der heimgefalfenen Lehen ; 

h zur eigenen Competenz die Feſtſetzung der Ablöfunge-Summen von den 
bereits allodificirten Lehen, und die Sorge für die richtige Verrechnung 
berfelben in den Kauffchillings-Realitäten- Rechnungen unter dem $. 96 be: 
merften Vorbehalt. | i 


$. 92. Behandlung der Staats-Activ-Kapitalien, Sorge für die Erhebung 
und Verrechnung der Sinfen und für die Sicderftellung der Kapitalien. 


In Hinfiht auffKündung, Einzug oder Nachlaß diefer Kapitalien haben die 
Kreis-Negierungen mit der ES chuldentilgungs-Commiffion Rückſprache zu pflegen, 
und die Zuſtimmung derfelben zu erholen. 


Die NRentämter haben hierüber, wie bisher, abgefonderte Rechnungen zu 
ſtellen, welchejedoch von den Kreis-Regierungen Fünftig, wie alle anderen Rent: 
amts-⸗Rechnungen behandelt, ihre Activrefte aber von den Abrechnungs:Commif: 
fionen der Schuldentilgungs-⸗ Anſtalt eingewiefen werden, 
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$. 95. Sorge für den richtigen Vollzug der Stempelgefete, und die Ober: 
anfficht über den Debit des Stempelpapiers. 

$. 94 Leitung aller öffentlichen Verkäufe der entbehrlichen, durch alter: 
höchſte Refcripte zur DBeräufferung ſchon vorläufig heſtimmten Staats-Realitä— 
ten, und deren Genehmigung, in ſo ferne die zum Grunde liegende Schätzung 
und durch die vierprocentigen Intereſſen des Kaufſchillings der bisherige Ertrag 
erreicht wird. 

Verkaͤufe, bei welchen geringere Summen angeboten wurden, deren Rea— 
liſirung aber dennoch räthlich zu feyn fcheint, werden zur alterhöchften Geneh— 
migung eingefendet. 

Den Vorfchlägen über Veräußerung entbehrlicher Staats-Realitäten ift je: 
derzeit gleich die Schätzung und Ertrags:Berechnung beizufügen. 

$. 95. Behandlung der Erb= und Zeitpächte, und deren Genehmigung, 
wenn der bisherige Ertrag erreicht oder überftiegen wird, außerdem Erholung 
der Genehmigung der Minifterien. : 

9. %. Behandlung der Ablöfung der Frohnen und Grundgerechtigkeiten 
nach den hierüber erlaffenen oder noch zu erlaffenden Verordnungen. 

Jede Ablöfung,, welche nach beftimmten alferhöchften Normen verhandelt 
werden kann, wird ohne weitere berichtliche Anfrage von den Kreis:Regierungen 
ans eigener Competenz regulirt, und hiebei nur die Superrevifion des oberften Rech: 
uungshofes vorbehalten. Don diefem Borbehalte ift in den Ablöfungs:Briefen 
mit dem Beiſatz Erwähnung zu machen, daß die Ablöfungs:Verhandlung als 
definitiv angefehen wird, wenn vom Tage der Ausftellung anfangend zwei Jahre 
perfloffen find, ohne daß der Ablöfungsbrief rücgefordert, und für nichtig erklärt 
worden iſt. 

$. 97. Berordnungsmäßige Behandlung des Nachlaßweſens, der Ausſtände 
und ruhenden Gefälle, vorläufig nach der in den $$. 1, 2 u. 5 der Verordnung 
vom 12. Mai 1817 (Regierungsbl. von 1817, ©. 531 et seq.) feftgefesten Com: 
petenz, umd den allgemeinen Normen, welche Wir jedoch einer durchgreifenden 
Reviſion unterwerfen werden. 

$. 98. Unter Vorbehalt des Recurſes die definitive Verbefcheidung der 
Steuer-Ausgleichungen , in fo ferne die Maſſe der Steuer-Schufdigfeit des Krei— 
fes nicht gemindert wird. ö 

F. 9. Die Inftruirung der Gilt:Moderationg:Gefuche nach den beftehen: 
ben Normen, welche Wir ebenfalls einer Revifion unterwerfen laffen werden. 


IM. Zitel. 
Auffiht über den Staatdaufwand in den Kreifen. 


$. 100. Anweifung alfer in den Kreifen vorkommenden und aus den Finanz: 
Faffen zu beftreitenden, durch befondere allerhöchſte Refcripte genehmigten oder 
durch die Etatsſanctions-Reſcripte in beftimmten Summen bewilligten, Ausga= 
ben auf Befoldungen, Penfionen, Büreau:Erigenzen und öffentliche -Anftalten , 
in fo ferne fie nicht zu dem Reffort der Kammer des Innern gehören, vorläufig 
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nach der Kaſſe-Inſtruction vom 2. März 1824, welche unverzüglich einer durch 
greifenden Revifion unterworfen werden fol, 

$. 101. Sorge für die richtige Verrechnung des in den Kreifen aus Staats- 
mitteln zu beftreitenden Aufwands, primitive Revifion der Rechniingen aller un: 
ter der Kreis-Regierung ftehenden Aemter und Kaffen mit Inbegriff der Kreis: 
Paffen und deren definitive DVerbefcheidung unter Vorbehalt des Recurfes der 
Abrechnungs:Commiffarien und der Rechner. 

Die weiteren Vorfchriften werden theils in dem Tit. V diefer Inftruction, 
theild bei der nächftens zu erlaffenden revidirten Inftruction des oberften Rech: 
nungshofes ertheilt werden. 

$. 102. Die Anmeifungen der Vorfchüffe für Diäten und Reifekoften gehen 
unter Mitwirkung des Etats-Curators von derjenigen Kammer aus, welche die 
Abordnung decretirt; die reviforifche Einweifung gebührt jedoch der Finanzkam— 
mer; diefe Rechnungen werden nicht mehr abgefondert an den oberften Rech: 
nungshof eingefendet, fondern mit der Kreisfaffa-Rechnung definitiv feſtgeſetzt. 

Die Anmeifungen, fo wie die Definitiv:Ordonnanzen dürfen die Grenzen 
der Etatsfummen nicht überfchreiten. 

Die befonderen Anzeigen der ertheilten Vorfchüffe find, wenn dadurch Peine 
Heberfchreitung der Etatspofitivun entfteht, abgeftellt, eben fo die Duartal:Ueber: 
ſichten. 

$. 103. Beſtimmung und Anweiſung der Umzugskoſten unter ſtrenger Beobach⸗ 
tung der hierüber beſtehenden geſetzlichen Normen und der im vorſtehenden $. 
feftgefesten Beftimmungen. 

$. 104. Die Regulirung und Anmweifung der Penfionen und Alimentationen 
nach den beftehenden gefeslichen Normen, unter Vorbehalt der Superrevifion 
in der $. 110 bezeichneten Weife; die Nelicten der fämmtlihen Stantspenfios 
näre werden bei Erlöfchen der Stammpenfion, wenn diefe bereits feftgeftellt 
war, nach den Regulativ vom 1. Jänner 1805 behandelt, in fo ferne fie nicht 
höhere Anfprüche zu machen haben; nur im letztern Fall ift zu berichten, jedoch 
Fönnen fie nach Umftänden Vorſchüſſe anweiſen. 


Die einzufendenden Quartals-Weberfichten dürfen nur mehr fummarifch die 
Ab: und Zugänge enthalten. 


Penfions:Transferirungen finden fernerhin nicht mehr Statt; nur jene, 
welche dermal auf die Kaffen der Refidenzftadt affignirt find, Pönnen aus dem 
Sfarfreis auf die Kaffen der anderen fieben Kreife transferirt werden. 


Neue Penfionen find bei jenen Kaffen zu aſſigniren, von welchen bisher die 
Beſoldung oder die Stammpenfion bezogen wurde, jedoch Fönnen auf Verlangen 
bei den neuen Penfionen für Individuen, welche ihren Wohnfit bisher in München 
hatten, die Affignirungen auf die äuffern Kaſſen Statt finden. 

Eben fo dürfen neue Penfionen während des erften Jahres nach ihrer De: 
cretirung von einer Kaffe zur andern transferirt werden, nur dürfen diefe Trans: 
ferirungen nicht auf die Kaſſe Unferer Haupt = und Reſidenzſtadt oder auf folche 
Aemter gefchehen, welche zum Behufe der Beſtreitung der auf fie angewiefenen 
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Ausgaben eines Zufchuffes von anderen Aemtern und Kaffen in der Regel be: 
dürfen. 

Ueber die den Schuldentilgungsfaifen gefeglich zugemwiefenen Penfionen müſ— 
fen die Aemter und Kaffen, welche diefelben ausbezahlen, abgefonderte Rech: 
nungen führen, welche jedoch wie alfe übrigen durch die Finanzfammer unter 
Vorbehalt des Recurfes der Rechner und des Abrechnungs-Commiſſärs feftgefest 
werden; die Paffivrefte derfelben find fodann der Schuldentilgungs:Anftalt ein= 
zuweiſen. 

Die Militärpenſionen, welche nicht an dieſe Anſtalt überwieſen wurden, 
werden von 18%, zwar noch bei den Kreiskaſſen oder Rentämtern ausbezahlt, 
jedoch nicht mehr der Gentral-Staatsfaffe zugerechnet, fondern von den Kreis: 
Paffen unmittelbar an die im Kreife befindlichen Militärfaffen auf Rechnung 
der Militärkaffa:-Dotation monatlich fiatt baaren Geldes übergeben; die nähe: 
ren Modalitäten in diefer Beziehung werden durch die Minifterien der Finanzen 
und der Armee durch befondere Inftruction vorgefchrieben werden. 

$. 105. In den ad $f. 102, 105 u. 104 bemerften aus eigner Competenz 
zu verfügenden Anmeifungs-Ordonnanzen müffen alle Umftände, Normen und 
gefeslichen Beſtimmungen, welche die Anmeifung oder die Verfügung begrün- 
den, genau und vollftändig bemerkt, und erftere gehörig belegt werden. 

$. 106. In Bällen, wo für die Ausgabe eine Pofition im Etat befteht, 
können die Regierungen die erforderlichen Borfchüffe bis zum Betrage der 
etatsmäßigen Summe ohne weitere Anfrage-oder Anzeige anweifen. In Fälfen, 
welche in den Etats nicht vorhergefehen, oder wofür die Etatsfummen bereits 
erfchöpft find, können fie Vorſchüſſe bis zu dem Betrage von 2000 fl. anmweifen, 
wenn Gefahr auf Verzug haftet, unter der Verbindlichfeit, hierüber fogleich 
die Anzeige zu erflatten, und in einem motivirten Berichte die Genehmigung 
nachträglich zu erholen. 

$. 107. Sorge und DBerantwortlichkeit, daß die genehmigten Ausgabe: 
Etats in feiner Hauptpofition überfchritten werden. 

Unter Hauptpofitionen werden diejenigen Etatsſätze verftanden, welche 
ganze Categorien von Gegenftänden oder Behörden umfaffen ; das Minifterium 
der Finanzen wird hierüber noch nähere Inſtruction erlaffen. 


IV. Titel. 


$. 108. Sorge für die rechtzeitige und vorfchriftmäßige Anfertigung der 
Special:Etat3 der den Finanzkammern untergeordneten Aemter und Kaffen;z 
Prüfung diefer Etats rücfichtlich des Formellen und Materielfen ; Zufammen: 
ftelung der einzelnen Aemter- und Kaſſen-Etats und Anfertigung eines Kreis: 
Haupt:Finanz:Etats; Cinfendung deffelben mit einem umftändlichen Erläute: 
rungs-Berichte nach der dießfalls gegebenen Borfchrift. 

Die Haupt:Etats für den Staatsaufwand und die fländigen Gefälle wer: 
den von num an von 6 zu 6 Jahren angefertiget , und unter diefer Zeit nur Ba- 
rianten für den ordentlichen, und die Boranfchläge für den aufferordentlichen 
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Dienft und für unftändige Gefälle bearbeitet und vorgelegt, worüber die Spe— 
cialaufträge von dem Minifterium der Finanzen jederzeit erfolgen werden. 

$. 109. Gorge und Wachſamkeit über die Realifirung der Einnahms- 
Etats; Obforge für die richtige umd rechtzeitige Anfertigung der Monate: 
Ertracte und Eonfpecte über den Stand der Kaffen, der Effectuirung der Ein- 
nahmen und ihre Verwendung; über diefe Mannal:Ertracte find in Zukunft im 
Laufe des Jahres nur fummarifche Gonfpecte nach den effectiven Einnahmen 
und Ausgaben unter Befchränfung auf die im Finanzgefebe enthaltenen Haupt: 
pofitionen herzuftelfen; bei erheblichen Abweichungen von dem Soll haben die 
YHemter und refpect. Kreis-Regierungen die Urfachen in den Bemerfungen vor: 
zutragen , um den KRechenfchafts: a des Minifteriums zuvorzu: 
Fommen. 

Andere Eonfpecte als die ebenbemerften Situations-Ueberſichten find im 
Laufe des Jahres nicht einzufenden, in fo ferne in gegenmwärtiger Inftruction 
für einzelne Gegenftände nicht befondere Weberfichten vorgefchrieben, oder dieſe 
von dem Minifterium im Falle des unentbehrlichen Bedarfs fpeciell anfgefodert 
werden, 

Insbeſondere werden hiemit abgeftellt: 

a. die befondern Heberfichten der Staats-Realitäten-Verkäufe; es genügt, 
wenn in den Monats:Eonfpecten die Summe des Erlöfes in einer befon: 
dern Pofition ſummariſch angegeben ift; 
die bieherigen Duartals:Anzeigen über genehmigte Grund:Obereigen: 
thums:Ablöfungen, in der nämlichen Vorausſetzung; 
die Duartald-Ueberfichten der vorgenommenen DVerpachtungen ; 
Quartals-Anzeigen der Eriminal-Gerichtsfoften ; 

Duartald:Anzeigen der zu Boten und Dienern brauchbaren Duiescenten; 
Quartals-Anzeigen der bei den Memtern eingenommenen Staatspapiere; 
die befonderen Anzeigen über den Fortgang der Steuerperception; 

die befonderen Anzeigen über die Ablieferungen zur Kreiskaſſe; 

die vergleichenden Heberfichten der Zehent-Erträgniffe ; 

die befonderen Anzeigen für das Minifterial:Kafabüreau ; 

Beforgung der Ingrofation in jenen Fällen, wo diefe zum Behufe der 
Rehnungs:Eontrole und der Evidenzhaltung der Etats nöthig iſt, oder bei je: 
nen Anweifungen, wodurd die Etats alterirt werden. 

Die Kreis:Buchführung in einfacher Form ausfchlieffend zum Zwede der 
Dberaufficht und der fihern Leitung der DVermaltung und des Kaffawefens nach 
einer von dem Finanz: Minifterium noch zu erlaffenden befonderen Inſtruction. 


m EitEl 
Rehnungdwefen. 

$. 110. Wachfamfeit und Sorge für die rechtzeitige Anfertigung uud Stel- 
lung der Rechnungen von Seite der Aemter und Kaffen; Prüfung und Auf: 


nahme der Rechnungen aller der Kreis-Regierungs:Finanzfammer untergeord: 
heten Aemter ımd Kaffen, und zwar in der Art, daß die primitive Revifion 


* 


FTerrampap 


* 


‚ Zweiter Abſchn. — Verfaſſungsm. Beſtandtheile des Staated. 349 


derfelben durch das Regierungs-Commiffariat gefchieht, die Quartals: und Mes 
berrechnungen im Laufe des Jahrs durch die Regierungs-Finanzfammer unter 
Vorbehalt der Superrevifion feitgeftellt, die von dem Rechnungs-Commiſſariat 
über die Hauptrechnungen aufgefteilten Bedenken durch einen Rath und den 
Director der Finanzkammer geprüft, feftgeftellt und hinausgeſchloſſen, über die 
hierauf erfolgten Antworten der Entwurf des der Sache angemejienen Erkennt: 
niffes durch das Rechnungs:Commiffariat bearbeitet, von einem Rathe geprüft, 
und nachdem der zum Behufe der Jahres-Rechnung abgeordnnete Rath des ober: 
ften Rechnungshofes im Kreife angekommen iſt, und die Nechnungen genau durch— 
geiehen hat, in Gegenwart deffelben unter dem Vorſitze des Regierungs:Prä- 
fidenten oder feines Stelivertreters in einer Gollegial-:Berathung der Finanzs 
Fammer unter Vorbehalt des ‚Recurfes definitiver Beſchluß gefaßt wird, nach 
welhem, gemäß den Beltimmungen des $. 35 der Verordnung vom 20. Dte 
tober 1812 fchnell und pünktlich abgerechnet und vollfommene Richtigkeit ge= 
pflogen werden muß. 

Bei Ausfertigung diefes Definitin-Befchluffes, welcher von dem Präfiden- 
ten der Regierung zu unterzeichnen, von dem Director der Finanzkammer und 
dem Commiſſär des oberften Nechnungshofes zu contrafigniren ift, müffen am 
Schluſſe die Punkte bezeichnet werden, gegen welche der Recurs vorhehalten 
wurde, die Gegenftände der von dem Commiſſär des oberften Nechnungshofes 
eingelegten Recurſe müſſen als Nefervate behandelt werden. Diefe Recurfe 
Fönnen fowohl von den Commiffarien des oberften Rechnungshofes, als den 
Rechnern erhoben werden , fie find jedoch gleich bei Verkündung des Definitiv- 
Befchluffes zn erfären, und binnen den darauf folgenden 6 Wochen auszuführen, 
und der Regierung zu übergeben, welche fie fodann mit den Rechnungen an den 
oberften Rechnungshof einfendet. 

Die näheren DBorfchriften werden theild bei Erlaffung der — der Reviſion 
unterliegenden Inftruction des oberften Rechnungshofes, theils durch befondere 
Weiſungen vorgezeichnet werden; für 1824 wird das Abrehnungs-Gefchäft noch 
in der bisherigen Weife geführt. 

Im Laufe des Jahres werden durchaus Feine Nebenrechnungen an den ober- 
ften Rechnungshof eingefendet. 

$.111. Mit Bezug auf die General:Abrechnungs:Eonfpecte haben die Kreis: 
Regierungen jährlich kurze Nechenfchafts:Berichte über die Urfachen der wich: 
tigeren Abweichungen der Rechnungs:Refultate. von den das Finanzreffort betref: 
fenden Etats:Beftimmungen an das Minifterium der Finanzen zu erftatten, und 
hiebei die ihnen nöthig feheinenden Vorfchläge zu den auffer ihrer Competenz lie: 
genden Verbefferungen der Verwaltung, Vermehrung der Einnahmsquellen und 
Verminderung der Staatsausgaben in Bezug auf die Verhältniffe des Kreifes 
zu. verbinden, 


"VW. Titel 
Direction der Kaffen. 


$. 112. Sorge für die rechtzeitige Einlieferung der etats- und rechnungss 
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mäßigen Weberfchüffe von den Memtern an die Kreisfaffe; etatd: und vorfchrifts- 
mäßige Verwendung der bei derfelben bereits eingefloffenen Geldvorräthe; pünft: 
liche Realifirung und Einlieferung der Central-Staatskaſſe-Dotation und der 
Dotations:Nachträge, unter perfönlicher Werantwortlichkeit des Finanzkammer— 
Directors; Aufficht und Unterfuchung der Kaffen in Hinficht auf den Baarfchafts: 
Beſtand und die ganze Amtsbuchführung ; vierteljährig, jedoch zur unbeftimmten 
Zeit vorzunehmender Kaffefturg; Aufficht über das Kaffe: Perfonal. 

Die bisher beftandenen befonderen Kaffecommiffionen find aufgehoben; die 
Etats: und Kaffefuratel ift unter der Oberaufficht des Negierungs-Präfidenten 
dem Finanzfammer:Director unter perfönlicher DBerantwortlichkeit übertragen, 
welcher zu diefem Behufe alle Zahlungs-Ordonnanzen beider Regierungsfanmern 
contrafignirt, in fo ferne diefe an die Finanzkaffen oder Finanz-Aemter gerichtet 
werden. 

$. 115. Aufficht und Behandlung des Staatsfhulden-Tilgungswefens in 
denjenigen Kreifen, wo folches nicht der unmittelbaren Leitung der Staatsfchul: 
den⸗Tilgungs-Commiſſion übertragen ift. 

$. 114. Wegen Prüfung der Adfpiranten bleibt es noch bei den über die 
Eoncurs:Prüfungen und über die Aufnahme von Acceſſiſten im Finanzfache er: 
laffenen Verordnungen, wobei Wir aber ausdrüdlich die früheren Weiſungen 
wiederholen, daß hiezu nur jene Individuen zugelaffen werden dürfen, welche die 
academifchen Studien ordentlich vollendet habeıt, 

$. 115. Amts-Ein- und Ausantwortungen beforgt die Kammer der Finanzen 
bei allen WUerarialgeldern percipirenden und verrechnenden Beamten, und verbe: 
fcheidet fie unter Vorbehalt des Necurfes und der Superrevifion ; erfterer geht 
an den oberften Rechnungshof, letztere wird durch den Commiffär diefer Stelle 
gleichzeitig mit der Superrevifion der auf die Ertradition folgenden Jahresrech— 
nung vorgenommen; findet diefer Commiffär nichts zu erinnern, fo tritt, wenn 
Fein Recurs vorliegt, der Beſchluß in volle Kraft, im entgegengefesten Falle 
muß die Borlage an den oberften Rechnungshof gemacht werden; von dem einen 
oder dem andern muß dem anftehenden fo wie dem abftehenden Beamten Kenntnif 
gegeben werden. Die Regierungs:Finanzfammer concurrirt auch bei der Amts: 
Ein: und Ausantwortung an die Landrichter und Taratoren benehmlich mit der 
Kammer ded Innern, oder den Juftiz: Behörden, in Hinficht auf Depofiten, 
Zaren und Sporteln. 

Die befondere Abordnung der Räthe zu dem Acte der Inftallation der Rent 
beamten findet nicht mehr Statt; die Inftallation ift jederzeit von demjenigen 
Eommiffär vorzunehmen, welchem die Amts-Ertradition übertragen iſt; es bleibt 
jedoch den Regierungs:Borftänden vorbehalten, nach Gutbefinden ſolche Ertra= 
ditionen auch den Räthen zu übertragen. 

$. 116. Verfügung der gewöhnlichen Amts- und Kaffa-Vifitation Cnach 
den Beftinnmungen über den Gefchäftsgang $. 125.) Uebrigens liegt es in der 
Befugniß und in der Pflicht der Finanzkammern, Vifitationen diefer Art überall 
und zu jeder Zeit eintreten zu laffen, wenn ein gegründeter Verdacht gegen die 
Amts: und Kaffaführung eines Beamten felbe motivirt. 
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$. 117. Unterfuhung der Dienftgebrechen der untergeordneten Finanz: 
beamten und Diener auf höheren Auftrag oder auch ex officio im Falle eines 
gegründeten Verdachts gefährdeter Amtsverwaltung gegen jene Beamten und 
Diener; Führung der General:Unterfuchung und weiteres Verfahren ſowohl 
in diefer Beziehung, als wegen Disciplinarftrafen nad) den für die Kammer 
des Innern $. 81 ertheilten Beftimmungen, und zwar gleichfalls mit dem Rechte, 
in dringenden Fällen, insbefondere bei drohender Gefahr für das Intereſſe des 
alterhöchften Aerars die in Unterfuchung befangenen Beamten zu fuspendiren. 

$. 118. Wegen Ertheilung der Heiraths- und Urlaubs-Licenzen treten die 
in den $$. 83 und 84 über den Wirkungsfreis der. Kammern des Innertt ent: 
haltenen Beftimmungen in analoge Anwendung. 


SI Tit el. 
Amtsbürgſchaftsweſſen. 


$. 119. Das Amtsbürgſchaftsweſen der den Kreis-Regierungen untergeord— 
neten Beamten vorläufig in der bisherigen Weife. 


vH Zitel 
Fiscaliſche Prozeffe 


$. 120. Die Leitung und Führung der fiscalifchen Prozeffe in der Art und 
mit Competenz, welche in Unferer Derordnung vom 27. v. M. näher be: 
zeichnet ift. 

Die Einfendung der bisherigen Duartals:Gefchäfts: Tabellen ift abgeftellt; 
erft nach dem Schluffe eines Jahrs foll eine fummarifche Weberficht über den 
Stand diefer Prozeffe mit dem Rechenfchafts:Berichte zur Vorlage kommen. 

Der General:Commiffär und der SinanzfanımerDirector haben dagegen zu 
wachen, daß die fiscalifchen Prozeß-Angelegenheiten nicht verzögert, und ingbe- 
fondere der Betrieb der Activ-Prozeſſe nicht vernachläßiget werde. 

Die Prozeffe der Schuldentilgungs:Anftalt werden, wenn fie bei den hiefigen 
Gerichtshöfen anhängig find, nicht mehr von der Regierung des Iſarkreiſes, 
fondern durch befondere Fiscale geführt, welche der Staats-Schuldentilgungs⸗ 
Eommiffion unmittelbar beigeordnet werden, und von derfelben die im $. 4 der 
Verordnung vom 27. v. M. bezeichneten Genehmigungen und Ermächtigungen 
nachzuſuchen haben. 

Die Staats-Schuldentilgungs-Commiſſion erhält in diefer Beziehung jene 
Competenz, welche in Hinficht der übrigen fiscalifchen Prozeffe den Kreis-Regie— 
rungen eingeräumt ift. 


| IX. Titel 
Kreis: und Bezirfs:Umlagen, Kriegsbeiträge und 
Landratb8:Angelegenheiten. 


$. 121. Das gemeinfchaftlihe Benehmen der Kammern des Innern mit 
den Kammern der Finanzen ift in diefer Beziehung bereits oben bei den Be: 
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flimmungen über den Wirkungsfreis der Kammern des Innern angeordnet 
worden. 


Gefhäaftsgang bei den oberften Verwaltungsftellen 
in den acht Kreifen des Reichs. 


$. 122. Die oberfte Leitung der Gefchäfte, des Ganges und der Formen 
derfelben, fteht dem General-Commifjär und Präfidenten zu. 

Sein Stellvertreter bei Abmefenheit oder im Derhinderungsfalfe ift derje= 
nige Director, welhem Wir allenfalls den Rang und Titel eines Wicepräfiden- 
ten verliehen haben. 

Hat Feiner der beiden Directoren einen folchen Rang und Titel, fo werden 
Wir in der Regel bei jedem Deränderungsfall denjenigen der beiden Directo> 
ren durch ein befonderes Refcript bezeichnen, welcher jederzeit berufen ſeyn foll, 
den Generalcommiffär und Präfidenten zu vertreten; liegt Feine ſolche befondere 
alterhöchte Beftimmung vor, dann foll der ättefte Director das Präfidium 
führen. 

Jedem Director bleibt ed unbenommen , von den Geſchäfts-Protocollen der 
beiden Kammern, und von den an diefelben gelangenden alterhöchften Refcripten 
Einſicht zu nehmen; auch, wenn es feine Geſchäfte erlauben, den Sitzungen der: 
jenigen Kammer beizuwohnen, deren Leitung ihm nicht übertragen ift. 

$. 123. Der General:Commiffär eröffnet und präfentirt die einlaufenden 
alterhöchften Nefcripte ; die übrigen Einläufe läßt er unter feiner unmittelbaren 
Aufficht durch den Präfidial-Secretär oder ein anderes verläßiges Individuum 
eröffnen, präfentiren und mit den die Referenten bezeichnenden Nummern oder 
Buchitaben verfehen. Da C wie unfen $. 140 verordnet wird) jeded an die Re: 
gierung des Kreifes geftellte Erhibit zugleich die Kammer bezeichnen muß, an 
welche folches gerichtet ift, fo läßt der Generalcommiffär die geöffneten und prä: 
fentirten Erhibita durch den Präfidial-Secretär oder ein anderes Individuum in 
die für jede Kanımer befonders zu führenden Einlaufs- zugleich Geſchäfts-Pro— 
tocolle eintragen. Schm in diefen Einlaufs-Protocollen wird der nach der befte: 
henden Nepartition betreffende Meferent bemerkt; wenn der Präfident den Ein: 
lauf durchgefehen hat, fendet er ihn an den betreffenden Director, diefer 
übergiebt ihm nach gepflogener Durchficht der Regiftratur , welche jedes Erhibit 
mit den Doracten unverzüglich an den betreffenden Referenten auszuftellen hat. 
Die Repartition der Gefchäfte wird von dem General-Commiſſär vorläufig im 
Allgemeinen, und mit jedem Jahre nen entworfen; er hat fich in diefer Bezie— 
hung mit den Directoren zu benehmen. Abänderungen diefer Repartition unterm 
Jahr, oder die Bertellung befonderer Referenten in befonderen Fällen verfügt 
der General:Commiffär fo oft er es für nothwendig erachtet. 

Da keine befondere Kreisfchulräthe mehr aufgeftellt werden, fo wird der 
General:Commiffär das von denfelben. bisher beforgte Referat nach GSutbefinden 
demjenigen Rathe zutheilen,, welchen er hiezu am meiften geeignet findet. 


6, 124. Zur ‚unmittelbaren Befchäftigung des General-Commiffärg. werden 
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vorbehaiten alle Gegenftände , welche ihm perfönlich durch fpecielle Nefcripte 
aufgetragen werden; 

Die jährlihen Viſitations-Reiſen im Kreife macht der General-Commiffär 
nach den hierüber bereits beftehenden Neglementar-Berfügungen, oder Bann fie 
auch nach Umftänden dem Director übertragen. Auch bleibt e8 dem General: 
Eommiffär vorbehalten, zur Bifitation der Aemter der innern Verwaltung von 
Zeit zu Zeit ausgezeichnete Räthe abzuordnen, uud auf diefe Weiſe die Art des 
Vollzugs der Geſetze und Verordnungen bewachen zu laſſen; der jährliche Auf: 
wand hiefür darf jedoch die Summe von 500 Gulden nicht überfteigen, 

$. 125. Die befondern Bifitationen der Rentämter und Kaffen gefchehen 
nach den hierin ebenfalls bereits vorliegenden befonderen Verordnungen, durch 
einen Rechnüungs:Commiffär, oder nach Umftänden durch einen Rath der Kams 
ner der Finanzen, welchen der Director der Kammer der Finanzen vorſchlägt, 
und der General-Commiſſär beſtätiget. 

Das Inſtitut der inſpizirenden Rechnungs-Commiſſäre wird vorläufig bis 
auf weitere Anordnung aufgehoben, Kid es bleibt den General-Commiffären un: 
ter den Reviforen die freie Wahl derjenigen, welche fie zu den Bifitationen der 
Aemter und Kaffen abordnen wollen; jedes allgemeine und befondere Rentamt 
mit Inbegriff der Taxämter folt jährlich, ohne an beftimmte Perioden fich zn bin= 
den, wenigftens dreimal vifitirt werden; auch bleibt es den Kreis-Regierungen 
überlaffen,, bei diefer Gelegehheit einige Rechnungs:Elaborate, insbefondere die 
Tax- und Sportel:Acten, bei den äuffern Aemtern an Ort und Stelle unter 
Vorbehalt der Superrevifion revidiren und von den. Beſtimmungen der Inſtrue— 
tion vom 26. October 1821 dasjenige in Anwendung bringen zu laffen, was beit 
befonderen Amts:Verhältniffen entfprechen wird. 


Die Forft:Vifitationen werden in der Regel durch den Forſt-Inſpector vor: 
genommen’; "jedoch kann die Infpicirung mehrerer Sorftbezirfe auch dem Forſt— 
rathe übertragen werden. 


Sowohl für die Abordnungen der Kammern des Innern als jener der Fi— 
nanzen werden Wir Etatsſummen feſtſetzen, welche nicht überſchritten werden 
dürfen. 


$. 126. Ferner gehört es zu dem perſönlichen Obliegenheiten und Befug— 
niffen des General:Commiffärs, in Fällen bedrohter oder geftörter öffentlicher 
Sicherheit, wo Gefahr auf dem Verzuge haftet oder der Erfolg der Maßre— 
geln von der Bewahrung des Geheimniffes abhängt, fogleich auf feine Verant— 
wortlichkeit entweder alfein und für ſich, oder mit Zuziehung der Directoren und 
nach Belieben auch der ordentlichen Referenten, die erften auf die Geſetze ge 
gründeten Verfügungen zu erlaffen,, damit die Gefahr noch zu rechter Zeit ab: 
gewendet, oder auf der Stelle unterdrüdt, und die Verdächtigen oder Thäter 
außer Stand zu fchaden geſetzt werden. 


Das nämliche gilt von dem Falle, wenn gegen einen Beamten gegründete 
Anzeigen eines Verbrechens oder Vergehens vorliegen, und bei eintretenden 
Verzuge die Vernichtung oder Erſchwerung der Beweismittel zu beforgen wäre, 
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oder der Beamte fich der Flucht verdächtig gemacht hat, oder ſchon auf der Flucht 
begriffen ift. 

$. 127. Eben fo hat der General:Eommiffär perfönlich zu fibernehmen : die 
unmittelbare Auffiht auf die richtige Führung des Paßweſens und der deffall- 
figen Regifter, die Leitung der ftatiftifchen Sammlungen ; die Aufficht auf die 
Anlegung und Unterhaltung der Vormerkungsbücher zur Einzeichnung der im 
Kreife angeftellten Staatsdiener bei den polizeilichen und untergerichtlichen Aem— 
tern, und bei den Behörden der innern Verwaltung, der Duiescenten von der: 
felben Klaffe, und der zum Staatsdienfte adfpirirenden Rechts-Candidaten, dann 
der von allerhöchſter Stelle in einzelnen Fällen ausgefprochenen nicht öffentlich 
befannt gemachten Regierungs: und Verwaltungs:Grundfäge; die pflichtmäßige 
Geſchaͤfts-Controle gegen die Räthe; die Nedaction der alle drei Jahre zu ers 
ftattenden Rechenfchaftsberichte der innern Verwaltung, wozu die Räthe die in 
ihren Referaten gefammelten Erfahrungen und Bemerkungen mitzutheilen haben, 
die fodann mit eingefendet werden; die Redaction der von drei zu drei Jahren 
einzubefördernden Liften über das DBetragen und die Verwendung des Raths— 
und des fibrigen ftabilen Perfonals der Regierung. 


Der General-Commiſſär wird fih in diefen Gegenftänden mit dem Director 
der Kammer des Innern auf geeignete Weife benehmen. 


In alten diefen Gegenftänden, in fo ferne fie auch bei der Kammer der $i: 
nanzen vorfommen, hat der General-Gommiffär mit dem Director derfelben ſich 
zu benehmen ; diefem liegt die Erftattung des Finanz MRechenfchafts: Berichtes ob, 
wobei es jedoch dem General:Commiffär frei fteht, dem Mlinifterium feine An: 
fihten und Bemerfungen, fo wie in allen andern Gegenftänden, befonderg vor: 
zulegen. 


$. 128. Auch in den durch die beiden vorftehenden $$. nicht bezeichneten 
Gecgenſtänden ift der Gefchäftsgang in der Regel büreaumäßig, und den Räthen 
fteht nur eine berathende Stimme zu. 

$, 129. Nur in folgenden Gegenftänden tritt collegiale Berathung ein, 
wobei die Directoren und Räthe eine entfcheidende Stimme haben. 

a. bei Haupt: und Zwifchen:Befcheiden in ftreitigen Sachen, für welche die 
Kreis:Regierungen gemäß den Gefeben eine richterliche Inftanz bilden; 

. bei Haupt:Befcheiden über Befchwerden in Polizei-Straffachen ; 

c. bei definitiven Entfcheidungen über Entfchädigungs:Befchwerden , wenn 
das Reclamations-Object den Werth von 25 fl. überfteigt ; 

d. bei Entfcheidung aller jener Gegenftände, für welche die beftehenden Ge— 
fere und Verordnungen, fo wie die gegenwärtige Inſtruction eine colle: 
giale Berathung Äusdrüdlich anordnen; 

e. bei Seftftellung der Qualifications-Liſten für die der Kreis-Regierung 
untergeordneten Staatsdiener ; 

f. wenn wegen Befesung jener äußern der Kreis-Regierung untergeordneten 
Stelfen, zu welhen Wir Uns die Ernennung vorbehalten, autachtliche 
Vorfchläge zu machen find; 
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tz. bei Begutachtung und Subrepartition des Haubt-Etats; 

h. bei den Vorfchlägen zum Verkaufe der Staats-Domänen ; 

i. bei Genehmigung der Verkäufe umd Verpachtungen von Immobilien, fo 
wie bei Zirirung der unftändigen Gefälle ; 

k. bei Berbefcheidung der Amts-Ertraditiong-Acten und der Amts-Vifita: 
tions: Protocolle ; 

1. bei den Definitiv:Berbefcheidungen der Jahres-Rechnungen unter Beo: 

bachtung der $. 110 ertheilten befonderen Vorfchriften ; 

bei Befchlußfaffung über Anordnung der General:Unterfuchung gegen 

Beamte, fiber Sufpendirumg derfelben, über ihre Stellung vor Gericht, 

oder fiber Aufhebung der General-Unterſuchung; 

n. bei fiscalifchen Prozeffen in den $$. 3, 4, 5, 6 der Verordnung vom 27; 
Nov. d. J. bezeichneten Fällen ; 

o. bei foftematifchen Arbeiten, welche von der allerhöchften Stelle angeord⸗ 

net wurden; 

bei Erftattung der Finanz-Rechenſchafts-Berichte; 

g. in allen Fällen, für welche von der allerhöchten Stelle eine collegiale 
Berathung befonders vorgefchrieben wird. 


Der General:Commiffär wird ausdrücklich verantwortlich gemacht, Peiner 
zur colfegialen Berathung geeigneten Gegenſtand büreaumäßig behandeln zu 
laffen. 


$. 130. Die Referenten find für die richtige Darftellung des Factums, für 
die rechtzeitige, gründliche und pflichtmäßige Bearbeitung des Gegenſtandes ver- 
antwortlih; wurden fie jedoch in Gegenftänden, welche vorfchriftsmäßig der 
colfegialen Berathung unterliegen, von dem Collegium abgeftimmt, fo dürfen 
fie den Befchtuß nicht vertreten, wenn fie ihre abweichende Meinung ganz kurz 
auf dem Eoncepte bemerfen, und diefe Bemerkung fogleich von dem Vorſtande, 
welcher den Vorſitz führt, vifiren Taffen ; fie haften dann nur für die richtige 
Abfaffung des Befchluffes und für eine zweckmäßige Ausführung deijelben. 

Auf gleihe Weife werden fie der Vertretung der von ihnen entworfenen 
Regierungs:Entfchließungen entbunden, wenn in Gegenfläuden, welche zur. bis 
reaumäßigen Verhandlung beftimmt find, ihre Meinung von jener des eutſchei— 
denden Vorſtandes verfchieden ift, und fie in der oben bezeichneten Weife die 
geeignete Bemerkung auf dem Eoncepte machen, oder zu den Acten legen. 

$. 131. Für die Einhaltung der Etats haftet der Director der Finanz: 


kammer, welcher deswegen alle Zahlungsordonnanzen der Kreis-Regierung ſo— 
wohl auf dem Eoncepte als in der Reinfchrift unterzeichnet. 


- 


* 


Derſelbe hat auch die Haftung wegen Einhaltung der Competenz-Befug— 
niffe der Finanzkammer, und für allen dem allerhöchften Aerar aus einer fehler: 
haften Gefchäftsverhandlung der Finanzkammer erwachfenden Schaden ; aus die— 
fem Grunde unterzeichnet er alle Eoncepte und Ausfertigungen der Finanzkam— 
mer, und ift verpflichtet, gegen jede dem allerhöchften Aerar nachtheilig ſchei— 
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nende Regierungs-Verfügung die geeignete Erinnerung zu machen, und wenn 
diefe nicht berückfichtiget werden follte, unmittelbare Anzeige an das Staats: 
minifterium der Finanzen zu erftatten. 

$. 152. Der General:Commiffär haftet für alle im büreanmäßigen Wege 
- herbeigeführten Regierungsbefehle. 

$. 155. Der General:Commiffär kann auch in ſolchen Gegenftänden, welche 
nicht zur collegialen Berathung verwiefen find, fürmliche Sitzungen halten ; da: 
durch wird aber die Haftungs-Verbindlichkeit Peineswegs verändert. 

$. 154. Sede Kammer hält für die der collegialen Berathung unterliegen: 
den Gegenftände ihre eigenen gefonderten Sitzungen, in welchen der General: 
Commiffär und Präfident, und in deffen Abwefenheit der Director den Vorſitz 
führt. Die Abftimmungen gefchehen nach dem Dienftalter von dem älteften bis 
zum festen Nathe, wobei die Mitglieder der Kammer, welche blos für einzelne 
wiffenfchaftliche und technische Gegenftände ausfchließend beftellt find, nur in ih: 
rem Sache eine entfcheidende Stimme haben; der General:Commiffär als Prä- 
fident oder deſſen vorfigender Stellvertreter gibt feine Stimme zulest. Die 
Mehrheit der Stimmen bildet den Beſchluß. Bei Gleichheit der Stimmen ent: 
fcheidet fich die Mehrheit durch die Stinnme des Präfidenten oder feines Stell: 
vertreters. 

$- 135. Bei ſolchen contentiofen Gegenſtänden, in welchen die Regierung 
des Kreiſes als gerichtliche Inſtanz erkennt, fo wie in dem $. 129, lit. b,e, 
d, m bezeichneten Gegenftänden hat fich diefelbe in ihren Berathungen nach 
der Hofratheordnung zu achten und ihren DBefchlüffen, welche auf fchriftliche 
Referate fich fügen müffen, die Entfcheidungsgründe beizufligen. 

Die fchriftlichen Vorträge follen ganz Eurz abgefaßt werden, nur in ge: 
drängtefter Darftellung das Factum und den Antrag enthalten ; diefer ift jeder: 
zeit gleich in Form eines mit. den Entfcheidungsgränden verfehenen Negierungs: 
befchluffes aufzufesen. 

$. 136. Der Präfident muß in den zur collegialen Berathung bezeichneten 
Gegenſtänden der VBollziehung der durch Einheit oder Mehrheit gefaßten Be— 
fchlüffe freien Lauf laffen, und kann folche auf feine Werantwortlichkeit nur 
dann fiftiren, wenn er davon einen großen Nachtheil für das Staatswohl be: 
fürdtet. Er ift zu diefer Siftirung verpflichtet, wenn er glaubt, der Befchluf 
fey gegen ausdrücliche Geſetze oder allerhöchfte Anordnungen gefaßt. In bei: 
den Fällen hat er fogleich davon die Anzeige zu machen. Auch kann er befchlofs 
fene Anträge an die alferhöchfte Stelle, mit denen er micht verftanden ift, durch 
abgefondertes individuelles Gutachten einbegleiten. 

Befchlüffe über die im vorftehenden $. bemerkten Gegenftände Fann der 
General: Commiffär in Eeinem Falle hemmen; findet er, daß diefelben dem aller: 
höchften Aerar nachtheilig feyn Fönnten, fo. hat er den Befchluß nebft der Ac— 
teu-dem Fiscal-Rathe zuzuſtellen, damit diefer den Recurs ergreifen könne. 

$. 157. Dem General:Commiffär als Präfidenten wird es überlaffen, die 
Zahl der Sitzungen und die Tage derfelben nach. Vkrhältniß der Gefchäfte und 
ihrer Dringenheit zu beftinmen; doch foll in jeder Woche wenigftens eine 
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Sitzung gehalten werden. Jeder Neferent bringt über die vorzutragenden Ge: 
genftände die von ihm verfaßten Auffäse fogleich in die Sisung mit, auffer in 
zweifelhaften Gegenfländen, mo ohne vorläufige Berathung der Beſchluß des 
Eollegiums nicht wohl vorauszufehen ift. 

Wenn der Fall eintrit, daß die Erledigung eines zur colfegialen Berathung 
geeigneten Gegenftandes feiner Dringenheit wegen nicht bis zum ordentlichen 
Sitzungs-Tage verfchoben werden kann, fo ift nach der Wichtigkeit des Falles 
und nach Befchaffenheit der Umftände entweder eine außerordentliche Sitzung an: 
zuordnen, oder die Abftimmungen find durch Zirkulare zu erholen und ber Be: 
ſchluß ift in das Protocoll der nächſten Sitzung nachzutragen. 

$. 138. In den wichtigeren Gegenftänden eines gemeinfchaftlichen Intereife 
für beide Kammern veranftaltet der General-Eommiffär und Präfident wenigftens 
einmal in jedem Monat zufammengefeste Sisungen, wozu neben den beiden Di: 
rectoren entweder alle Räthe beider Kammern oder von jeder eine gleiche Anzahl 
von Räthen berufen werden. 

Ju den gewöhnlichen Gegenftänden diefes;gemeinfchaftlichen Intereffe ift es 
hinlänglich, wenn der Referent den in der einen Kammer vorgetragenen und be: 
fchloffenen Gegenftand nun auch in der andern Kammer vorträgt, und Anficht 
und Beſchluß auch diefer Kammer hierüber erholt, oder wenn die Referenten 
der beiden Kammern brevi manu fich benehmen, und die Eoncepte gemeinfchaft: 
tich unterzeichnen. Für alle diefe Fälle bezeichnet der General-Commiſſaär gleich 
bei dem Einlaufe auf dem Concepte die Referenten beider Kammern. 

Ein Notenwechfel zwifchen den Kammern findes nicht Statt, fondern die 
unvermeidlihen Mittheilungen und die Abgaben von Erinnernngen und Aeuße— 
rungen von Einer zur Andern gefchehen durch Protocolls-Auszüge. Der General: 
Commiſſär ift verantwortlich, daß von den beiden Kammern nicht entgegenge: 
feste, fich widerfprechende und aufhebende Entfchließungen erpedirt werden; er 
muß in diefem Sale, wenn der Gegenftand zur cofegialen Berathung geeignet 
ift, Plenar:Sigungen veranlaffen; wenn der Gegenftand aber büreaumäßig be: 
handelt werden kann, nach eigenem Ermeſſen die der Sache entfprechende Ber: 
fügung treffen, jedoch in Etatsgegenftänden mit dem Director det Finanzkammer 
fich benehmen. 

$. 139. Ueber alle Sitzungen werden von einem Gecretäre Protocolfe mit 
möglichft größter Genauigkeit geführt, und bei wichtigen Gegenftänden auch die 
“ einzelnen Abftimmungen darin bemerkt. Dem Rathe bleibt in diefem Falle die 
Abgabe eines fchriftlichen Votums zu den Aeten vorbehalten. Die nad) den 
Befchlüffen entworfenen Auffäbe werden, wenn der Director den Sitzungen bei: 
wohnte , von demfelben revidirt, aufferdem aber von dem älteften Rathe mit ge: 
zeichnet, und von dem General:Commiffär und Präfidenten, aud wenn er den 
Sitzungen nicht beigewohnt hat, mit dem Erpediatur verfehen. 

Die in das Sitzungs-Protocoll eingetragenen Befchlüffe werden von dem 
Secretär in dem Gefchäfts-Protocolte nur mit Hinweiſung auf den Tag und 
Vortrags⸗Ziffer des Sitzungs-Protocolls bemerkt. 

$. 140. In Fällen, wo der General:Commiffär in Folge befonderer ihm 
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perfönlich gegebener Aufträge und Vollmachten handelt, nefchehen die Ausferti— 
gungen in feinem Namen nach der bisherigen Form. | 
Die Ausfertigungen der Regierung des Kreifes werden von dem General: 
Commiffär als Präfidenten unterzeichnet und nur in Etats: und Finanz-Gegen: 
fländen von dem Director der Finanzfammer contrafignirt. Der Secretär un: 
terfertigt fich unten am Rande der Ausfertigung mit der gewöhnlichen Bemer: 
kung » collationirt «, da derfelbe für die Neinfchrift haftet. 
Die Form diefer Ausfertigungen ift folgende: 
a. Sene an die untergeordneten Aemter und Partheien ohne Unterfchied der 
Klaffen gefchehen mit der Ueberſchrift: 
»Im Namen Seiner Majeftät des Königs«; 
Die Schreibart ift befehlend,, und die Unterfchrift: 
» Königlich Baierifhe Regierug bes — Kreifed C Kammer 
» des Innern oder der Finanzen); « 
b. die Schreiben an Foordinirte Stellen fangen mit der Bezeichnung der Bes 
hörde, von welcher , und an welche gefchrieben wird, auf diefe Weife an: 
Die Königliche Baierifche Regierung ded.— Kreifes, 
an . 
16-36. 36 
ec. Die Form ber Berichte an die allerhöchfte Stelle, mit jedesmaliger Be: 
merfung der betreffenden Minifterien, richtet fich nach der Vorſchrift vom 
18. Sänner 1806, und diefelben werden, fo ferne fie nicht perfönliche Ges 
fchäfte des General-Commiſſärs betreffen, im Gollectiv:Namen der ge: 
fammten Regierung des Kreifes verfaßt, von dem General-Commiffär als 
Präfidenten unterzeichnet , und von einem Secretär collationirt ; in Etats— 
"und Finanz:Gegenftänden unterzeichnet auch der Director der Finanzs 
kammer. 

Auf den Reinfchriften der Berichte wird durch den Seeretär auch 
der Name des Eoneipienten bemerkt: den Referenten bleibt es jedoch 
freigeftelft, die von ihnen aufgeſetzten Berichte felbft zu unterzeichnen, 
wenn dadurch die Erpedition nicht verzögert wird. 

Die untergeordneten Behörden, Gemeinden und Privaten beobach— 
ten in ihren, auf gebrochenen Bögen Chalbbrüchig ) zu fehreibenden, 
Berichten und Vorftellungen die Formen der Unterordnung. 

Die Anrede ift: 

»Königliche Negierung des — Kreifes« 

Die Unterfchrift: 

»unterthänig gehorfamft.« 

Don außen muß bei: allen Eingaben die betreffende Kammer bezeich- 
net werden, 

Die bloßen Empfehlungs= und Begrüßungs:Formeln am Schluffe 

der Berichte und Schreiben find in Zukunft wegzzulaffen. 
$. 141. Die unmittelbare Leitung der als Körper zwar vereinigten, in 
den einzelnen Acten aber für jede Kammer ausgefchiedenen Regiftratur , fo wie 
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der Geſchäftsformen, ift unter Oberaufficht des General-Commiſſärs und Prä— 
fidenten zunächft den Directoren übertragen; der Präfidial:Secretär hat die 
Oberaufſicht über die Kanzlei zu führen und zu wachen, daß die Ausfertigun: 
gen befördert und fobald als möglich zur Unterfchrift und Erpedition gebracht, 
und alle Journale und Bücher in Ordnung gehalten werden. 

Unmittelbar mit der Regiftratur ift Fünftig die Erpedition zu verbinden, 
in fo ferne es die Rocalität geftattet. 

Die Vorſtände der Kreis:Regierungen haben übrigens darauf Bedacht 
zu nehmen, daß die Regiftraturen nicht mit ganz unnöthigen der längern Eon: 
fervation unwerthen Papieren überhäuft werden. Zu dieſem DBehufe find alle 
periodifchen Tabellen, Anzeigen, Weberfichten, Polizeitar:Berechnungen, Ma— 
nual- und Journal-Extracte 2c. 2c. ald Maculatur zu veräuffern, wenn nach 
dem Schluffe: des Etatsjahrs, während welchem fie eingefendet wurden, ein 
weitered Jahr verfloffen ift; die Regiftratoren haben über diefe unnüsen Pa— 
piere nach Verfluß des eben. bemerften Zeitraums die geeigneten, nach Kathe— 
gorien anzufertigenden, Werzeigniffe vorzulegen, worüber der Präfident die 
Erinnerung der Eollegialglieder vernehmen wird. 

Die äufferen Archive und Eonfervatorien werden vom 1. Jänner 1826 an⸗ 
fangend den NegierungssKanımern des Innern der Kreife untergeordnet, in 
welchen fie ſich befinden. 

Die Nefpicirung über die am Site der Kreis:Regierungen beftehenden 
Archive und Eonfervatorien haben die General:Commiffarien einem hiezu vor: 
züglich geeigneten Regierungs:Rathe zu übertragen, demfelben dad dermal bei 
diefen Eonfervatorien angeftellte Perfonale unterzuordnnen,, da wo ed unumgäng: 
lich erfordertich ift, die nöthige Perfonal-Unterftüsung durch momentane Zumei- 
fung eines Quiescenten oder eines bei der Regierung angefteltten Individuums 
zu gewähren, ımd von 18%, die zur Büreau:Erigenz erforderliche Summe aus 
dem Regiefond der Kreis-Regierung zur Verfügung zu flellen. 

Die Nefpicienz über die Archiv-Eonfervatorien in Landshut und Nürnberg 
wird unter den Befehlen der betreffenden Kreis-Regierungen den Stadt:Eom: 
miffarien diefer Städte übertragen. — 

Die Etats fämmtlicher äuſſern Archive und Eonfernaterien find von den 
Kreis-Regierungen unverzüglich zu revidiren, auf den nöthiaften Bedarf zu bes 
meffen und darüber längftens bis zum 1. Juli 1826 umfaffendes Gutachten an 
das Staats-Miniſterium des Innern zu erftatten, um für 182%, und die folgen= 
den Fahre neue Etats feftfegen zu können. 

Bei Aufftellung diefer Etats ift die Frage zu beleuchten, ob die aufferhalb 
den Regierungs-Sitzen befindlichen Confervatorien nicht der Refpicirung der 
Local: Beamten gegen Averfal-Gebühren übertragen werden Pönnen ? 

$. 142. Secretariat und Rechnungs:Commiffariat find für beide Kammern 
getrennt; jene der Finanzfammer find der fpeciellen Reitung des Directors un: 
tergeben. 

$. 145. Es wird vorbehalten, zu jederzeit die Gefchäfts: VProtoeolle zı zur Ein⸗ 
ficht abzufordern, zur Erlangung der nöthigen Weberfichten im Ganzen und in 
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einzelnen Theilen der Verwaltung ſpecielle Weiſungen zu erlaſſen, und von Zeit 
zu Zeit Viſitationen anzuordnen. 

$, 144. Der General:Eommiffär als Präfident if verantwortlich, daß der 
Einlauf zu rechter Zeit und nach der getroffenen Repartition vertheilt werde, 
daß durch bedeutende Rücftände Feine Stocdungen verurſacht, daß die Sitzungen 
fleißig und zu rechter Zeit gehörig befucht, daß dabei die geziemende Ordnung 
beobachtet , die Vorträge mit Gründlichkeit erftattet, die Abftimmungen mit 
Nuhe und Anftand gegeben, die Beſchlüſſe beftimmt ausgefprochen , richtig in 
das Protocol! eingetragen und die Ausfertigungen hienach gefaßt werden. 

Ferner ift er verantwortlich für die Bewahrung der Gefchäftsformen und 
für die Einhaltung der Competenz:Vorfchriften, und er hat, im Zweifel in den 
zur collegialen Berathung geeigneten Gegenftänden, über den Eompetenz Punkt 
förmlich abftimmen und colfegialen Befchluß faſſen zu laſſen. 

Endlich liegt ihm ob fich fortwährend in der Weberficht der ganzen Admini— 
ftration zu erhalten, den Gang und die Refultate derfelben zu verfolgen, und 
zu verhüten, daß nicht einzelne Theile und Zweige vernachläßiget werden. 

$. 145. Die Gefese und Verordnungen in Bezug auf das amtliche Stille 
fhweigen, auf heimliche oder offene Anwaltfchaft und unbefugte Meittheilungen 
an bie Partheien, auf privative Eorrefpondenz über Amtsfachen, auf Annahme 
von Gefchenfen und auf unberechtigte Benüsung amtlicher Notizen und Mate: 
rialien für öffentlihe Schriften werden erneuert, und von fänmtlichen bei der 
Regierung des Kreifes angeftelften Sadiolbnen wird die genauefte Nachachtung 
erwartet. 

Gegen die ftabilen Staatsdiener haben die Borftände in diefen Fällen mit 
Disciplinar-Strafen nach aller Strenge der DVorfchriften der $. 10 — 15 der 
neunten Beilage zur Verfaſſungs-Urkunde einzufchreiten, die amoviblen Indivi— 
duen aber fogleich von der Kreis-Regierung zu entfernen. 

Die Vorftände find perfönlich für die ſtrengſte Aufficht, und gegen jede 
Eonnivenz verantwortlich. 

$. 146. Zur Beftreitung der nöthigen Büreau:Koften und zur Nachfchaf: 
fung der erforderlichen Geräthichaften wird für jede Kreis-Negierung eine nicht 
zu überfchreitende Etats-Summe feftgefest, fiber welche der Regierungs-Präſi— 
dent zum Beſten des Dienftes nach Gutbefinden verfügen kann; die Hälfte die— 
fer Summe wird dem Etat des Innern, die andere Hälfte dem Etat der Finan- 
zen zur Laſt gefchrieben. Weber die Verwendung diefer Summe, fo wie des 
im $. 7 diefer Verordnung bemerften Marimums werden aus Auftrag des Ge: 
neral:Commiffärs durch den Präfidial:Secretär bloße Geldrechnungen, jedoch 
zu Feinem andern Zwecke geftellt, ald um nachzumeifen, wie viel wirklich veraus— 
gabt wurde, und um die angefauften Bücher und Geräthfchaften inventarifiren 
zu laſſen; daß die Inventarifirung gefchehe, ift durch die Abrechnungs-Commiſ— 
fion zu veranlaffen. Der General-Commiffär ‘bleibt für die Confervation des 
übernommenen Inventars verantwortlich, umd muß daffelbe, wenn er das Prä- 


fibinun abgibt, feinem Rn in brauchbarem Stande voltftändig überantz 
worten. 
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Aus diefen Etats-Summen kann der General:Commiffär dem Regierungs: 
Perſonale nach Berhältniß der Dienftleiftung oder befonderen Dürftigkeit aufer: 
ordentliche Remunerationen bis zur Erfchöpfung derfelben aus eigener Compe: 
ten; ertheilen. 

$. 147. Der General:Commiffär darf fi aus dem Kreife nicht ohne at- 
erhöhte Bewilligung entfernen. 

Er felbft Bann den Directoren, den Räthen und dem übrigen Regierungs— 
Merfonale einen Urlaub von 6 Wochen geftatten, mag damit eine Reife in das 
Inland oder in die Refidenz verbunden feyn, jedoch unter Verantwortlichkeit 
der Vorſorge für den ordentlichen Fortgang des Dienftes. 

Urlaubs=Licenzen zu Reifen in das Ausland Fönnen auf 14 Tage ertheift 
werden, jedoch muß davon dem Minifterium Anzeige erftattet werden. 


Tranfitorifhe Beſtimmungen und Schluß. 


$. 148. Gegenwärtige Verordnung tritt mit dem Anfange bes britten 
Quartals diefes Etatsjahrs in Vollzug. 

$. 149. Nur die Beftimmungen der $$, 61 und 85 treten erft für das nächfte 
Etatsjahr in Vollzug; für 18%, werden die Finanzkammern noch die darin be- 
zeichneten Gegenftände in der bisherigen Weife bearbeiten. 

$. 150. Die Vorfchriften wegen der Fiscalats- und Ritterlehen-Gefchäfte 
treten dagegen fogleich mit dem. erften Jänner 1826 in Wirkfamfeit, 

$. 151. Don fämmtlichen vorftcehenden den Wirkungskreis der Kreis-Re— 
gierungen betreffenden Beftimmungen der gegenwärtigen Verordnung finden auf 
den Rheinkreis alle diejenigen Feine Anwendung, welche mit den dortigen 
Anftitutionen, Geſetzen und den hierauf geftüsten Verordnungen nicht in Eins 
Fang flehen; in diefen Fällen bleibt es dafelbft durchaus bei dem bermaligen 
Derfahren , und insbefondere darf aus gegenwärtiger Verordnung in den Com: 
petenzVerhältniffen der ordentlichen Gerichte des Rheinkreifes durchaus Feine 
Veränderung gefolgert werden. 

$. 152. Das bei den Kreis:Regierungen definitiv angeftellte Perſonale, 
welches in den durch den Titel I diefer Verordnung feſtgeſetzten Status nicht 
eingereiht wird, tritt mit Dem 51. März 1826 bis auf weitere Beftimmung in 
temporäre Quiescenz. 

$. 155. Das bei denfelben nur proviforifch angeftellte Perfonale und die 
bloßen Functionäre und Diurniften werden mit dem nämlichen Tage ent= 
laffen ; dem verheiratheten Perfonale diefer Kathegorie kann der bisherige Func— 
tionsgehalt bis zum 50. September 1826 auf Rechnung des aufferordentlichen 
Etats noch fortbezahlt werden, felbes muß dagegen, wenn es nöthig feyn folfte, 
bis zu diefem Tage fich für den öffentlichen Dienft verwenden laffen. 

Hiebei follen jedoch die im $. 155 Unferer Verordnung vom 9, d. M. 
wegen fernerer Verwendung, Auftellung und Unterſtützung folher Sunctionäre 
gegebenen Beftimmungen in analoge Anwendung kommen. 

$. 154. Das im $. 7 bezeichnete Perfonale müſſen die Präfidenten aus den: 
jenigen Individuen wählen, welche vorläufig nicht in den ordentlichen Status 


365% Erfted Bud. — Staatsrecht. 


eingereiht werben können, aber volle Brauchbarkeit befinden ; fie dürfen über die 
zu dieſem Zwecke, fo wie über die für den Unterhalt der Kanzlei und der Die: 
nerichaft ausgeworfene Averfal:Summe nicht eher ganz frei verfügen, als big 
alles überzählige Perfonale der betreffenden Klaffe in den Status der Kreis- 
Negierungen oder anderer Stellen nach Verhältniß feiner Brauchbarfeit einge: 
reiht ſeyn wird. Für folche zu verwendende Individuen haben fie die Ergän— 
zungsgehalte aus den Averfal-Summen zu beftreiten, und an diefen werden ih— 
nen überdieß zum Beſten der Staatsfaffe für jeden noch fernerhin zu verwenden: 
den Secretär, Eoncipiften, Reviſions- oder Regiftratureg: Be: 
amten 350 fl. — für jeden Kanzliften 200 fl. — für jeden Diener und Boten 
150 fl. abgezogen, vielmehr rücbehalten. 

$. 155. Die Special:Liften des im $. 152 bezeichneten Perfonals find Ung 
unmittelbar unter Bemerfung der ualification vorzulegen. 

Wir wollen, daß jede Gelegenheit zur Reactivirung deffelben mittelft Ein— 
weiſung in den Status der verfchiedenen Verwaltungsſtellen des Reiches er— 
ariffen,, und ohne Aäußerft dringende Nothwendigfeit, worüber die Gründe aus— 
führlich dargeftett werden müffen, Beförderungen und neue Anftellungen nicht 
eher in Antrag gebracht werden, als bis alle brauchbaren Duiescenten der bes 
treffenden Kathegorie ftatusmäßig eingereiht feyn werden. 

$. 156. Die EStaatsminifter des Innern und der ze. find mit dem 
Vollzuge diefer Verordnung beauftragt. 


Ueber Aufnahme von Rathsacceffiften bei den Kreis-Regierungen 
bat die Fönigliche Kreis-Regierung zu Speier am 28, Februar 
1826 (Int. ©. 289) zwei Verordnungen publicirt, — unter 
Pruͤfung mitgetheilt werden. 


9. Randcommiffariate. 

Bei der Ruͤckkehr diefer Departemente an Deutſchland, wurs 
den die Praͤfecturen in Departemental⸗, die Unterpraͤfecturen in 
Kreisdirectionen verwandelt; die Departementaldirectionen ſpaͤter 
aber aufgehoben und die Kreisdirectionen Bezirksdirectionen be— 
nannt, aus welchen die Land⸗Commiſſariate hervorgingen, deren 
Wirfungsfreis nun jenen der Unterpräfesten und zum Theil der 
Präfecten umfaßt. Die Verordnung vom 6. Nov. 1817 (Amtsbl. 
1818, ©. 155) gibt ihre Form: 

Eeine Füniglihe Majeftät haben nach Vernehmung Ihres Staatsrarhes 
durch allerhöchſtes NRefceript vom 6. November 1817 allergnädigft beftimmt, daß 
die Diftriete der bisherigen Bezirfs-Directionen mit gänzliher Supprimirung 
diefer Stellen, in zwölf Rand: &ommiffariate eingerheilt werden ſollen. 
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Diefe zwölf Land:Commiffariate find: 
1. Hauptort Speier, mit den Gantonen Speier und Mutterftadt; 


2. » Frankenthal, mit den Eantonen Frankenthal und Grünftadt ; 
5. » Neuftadt, mit den Cantonen Neuftadt und Dürkheim; 

» Landau, mit den Cantonen Landau und Edenfoben ; 
5 » Germersheim, mit den Cantonen Germersheim und Kandel; 
6. » Bergzabern, mit den Gantonen Bergzabern und Annweiler ; 
7. Zweibrücken, mit den Cantonen Zweibrücken, Blieskaſtel 


und Nenhornbach; 

8. Pirmaſenz, mit den Cantonen Pirmaſenz, Dahn und Wald: 
fiſchbach; 

9. Homburg, mit den Cantonen Homburg, Landſtuhl und 
Waldmohr; 

10. Kaiferslautern, mit den Cantonen Kaiſerslautern, Winn⸗ 
weiler und Otterberg; 

11. » Eufel, mit den Cantonen Eufel, Wolfftein und Rautereden ; 

12. ».° Kirhheim, mit den Gantonen Kirchheim, Obermofchel, 
Rocenhanfen und Göllheim. 

Auf die Rand:Commiffariate wird der ganze Wirkungskreis der bisherigen 
Bezirfs:Directionen übertragen. 

Nah dem Gutachten der Eöniglihen Regierung und des Randrathes haben 
Seine königliche Majeftät befchloffen, daß die Land:Commiffariate aus einem 
Land:Commiffär, einem Aktuar, zwei Schreibern und einem Boten beftehen 
follen. 

Die Gehalte find: 

Gulden. 

1. Für den Land-Commiſſär nebſt freier Wohnung, welche die Ge— 

meinde des Hauptortes zu ſtellen und zu unterhalten hat. 1300 

Reiſe-Entſchädiguung.. 4 
2. Für den Xctuar . . 
8. Für die Schreiber, welche der Sand: ‚Commifjär ſeibſt zu wäßlen Hat 
4. Für den Bothen . . Fe? —— ——— 
5. Für die Büreau-Koſten, * der Land-Commiſſär zu beſtreiten Hat 400 


Pr 


Eine fpätere Verfügung vom 31. März 1823 (Int. ©. 517) 
überläßt die Wahl des Boten dem Landcommifjär und fest die 
Vergütung auf 250 fl. feſt. 


Wegen den Tagsgebühren lautet ein Reſcript der Kreis⸗Re— 
gierung vom 21. Juli 1822, alfo: 

Unter dem 28. v. M. haben Se. königl. Majeftät in Hinficht der Diäten 
und Reiſekoſten der königl. Landeommiffäre befchloffen, wie folgt: 
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Den Bönigl. Randeommiffären werden für auſſerordentliche mit ihrem ange: 
wieſenen Gefchäftsfreife nicht zufammenhängende Gefchäfte, wozu fie fpezielt 
eommittirt werden, innerhalb ihres Amtsbezirkes fowohl in Amts: ald Par: 
teifachen, mit Einſchlnß der Pferdegelder fünf Gulden; aufferhalb ihres 
Amtsbezirkes unter der nämlichen Vorausfesung incl. der Pferdegelder, 

a. in Amtsfachen fehs Gulden, und 

b. in Parteifahen fieben Gulden Diäten bemilliget. 

Indem man .die Fönigl, Landeommiffäre hievon verftändiget , wird zugleich 
bemerkt, daß Diätenerhebungen von Parteien ohne vorgängige Authorifation 
und Revifion der unterzeichneten Stelle auf Beinen Ball Statt finden dürfen- 





Ein anderes Nefeript vom 30. October 1821 lautet alſo: 

Vermög alterhöchfter Entfchliefung vom 12. d. DM. find den Landeommif: 
fariats-Actuaren in analoger Anwendung des Diäten-Regulativs für das Land: 
gerichts:Perfonale vom 9. Mai 1809, wenn fie principaliter ftatt des Landcom- 
miffärg reifen, an Diäten und Pferdegeldern zufammen bewilliget : 

a. innerhalb der Amtsgrenze täglih drei Gulden, und 

b. aufferhalb derfelben täglich fünf Gulden. 

Wornach fih in vorfommenden Fällen Fünftig zu achten ift. 


Auf den Wirfungsfreis bezieht ſich fodann die Snftruction vom 
22. März 1826, welche bier folgt: 

Zum Vollzug der hieneben bezeichneten allerhöchften Verordnungen von 17. 
Dezember v. 3., wodurch der Wirkungskreis der äuffern Behörden erweitert 
worden ift, wird verfügt, wie folgt: 


I. Staatsrehtlihe Angelegenheiten. 


1) Fun Hinficht auf Grenzangelegenheiten und DVerhältniffe mit Nachbarſtaa— 
ten bleiben die bisherigen Vorfchriften unverändert in Anwendung. 
2) Die Erledigung der Ein= und Auswanderungs- und Vermögens-Ex— 
und Fmportationsgegenftände geht unter Vorbehalt des Rekurſes an die 
k. Land:Commiffariate über mit Ausnahme jedoch, 
wenn die einwandernden Individuen der jüdifchen Profefiion angehören, 
b. wenn mit der Einwanderung zugleich um die Ertheilung des Indigenats 
nachgefucht wird, 
wenn zu einer temporären Auswanderung Heimathefcheine verlangt 
werden, und 2 
d. wenn Auswanderungen nad Staaten gefchehen follen, mit welchen Feine 
Freyzügigkeits-Verträge beftehen, und nicht, wie bei den Auswan— 
derungen nach Frankreich, nach erlaffenen fpeziellen Reſcripten und in 
Folge der Reziprozität eine Nachftener:Erhebung unterbleibt. 
In diefen befondern Fällen müſſen die volftändig inftruirten Gefuche der 
Fönigl, Regierung zur Befchlußnahme vorgelegt werden, 


⸗ 
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Bei der Behandlung diefer Gegeuftände haben die königl. Land:Commif: 
fariate folgende Grundfäge zu beobachten: 

a. Mit Ausnahme derjenigen Einwanderungen, welche aus Frankreich ge: 
ſchehen, muß auf Vorlage eines amtlichen Zeugniſſes über die eventuelle 
Entlaffung aus dem bisherigen Unterthans-Verbande beftanden,, und der 
Gemeinderath derjenigen Gemeinden gehört werden , in welche die Auf: 
nahme ald Bürger nachgefucht wird.k 

Bon den Anträgen diefer Behörden kann nur aus friftigen Grün: 
den abgemichen werden, 

b. Die Bewohner der fieben ältern Kreife werden hiebei den Ausländern 
gleich geachtet, nur fältt bei denfelben das Zeugniß über die Entlaffung 
aus dem bisherigen Unterthans-Verbande weg. 

e. Jedes: Auswanderungsgefuch muß durch ein von der competenten aus- 
wärtigen Behörde ausgefertigtes Zeugniß über die Aufnahme des Aus: 
mwandernden in den Unterthans-Verband belegt werden. 

Diefes amtliche Zeugniß bleibt bei den Acten, um nöthigen Falls die 
Zurüdfchiebung der mittellog Heimkehrenden zu rechtfertigen. 

Nur bei Auswanderungen nah Franfreih kann von Beibringung 
ſolcher Zeugniffe wegen der dort hierüber beftehenden befondern gefeblichen 
Vorfchriften Umgang genommen werden. 

d. Die Bekanntmachung der Auswanderung hat vor Ertheilung der Erlaub: 
niß nach Art. I der Verordnung vom 19. Juli 1816 durch das Kreis: 
Intelligenzblatt zu gefchehen. 

e. Wenn in den Freizüigigfeits: Verträgen Nachfteuern bedungen find, wie 

z. B. in dem Königreih Sardinien, fo muß das betreffende Fünigl. 
Rentamt von der Auswanderung zeitig in Kenntniß geſetzt werden. 

f. Freizügigkeits-Verträge beftehen mit den hier nachftehend bezeichneten 
Staaten: 

Mit allen zum deutfchen Bunde gehörigen Staaten (Amtsblatt 1817, 

pag- 410). 

Mit Ehurheffen (Amtsblatt 1817, pag- 17). 

Mit dem Königreich der Niederlande (Amtsblatt 1818, pag- 289). 

Mit dem Königreiche Preußen (Amtsblatt 1817, pag- 81). 

Mit dem Herzogthum Parma (Amtsblatt 1823, pag- 165). 

Mit dem Kaiferreiche Rußland unter Ausnahme von Polen (Amts: 

blatt 1825, pag- 1). ”) 

Mit dem Königreiche Sarbinen (Kreis = Intelligenzblatt 1825, 

pag- 191). 

g- Bei Auswanderungen von Militärs oder Landwehrpflichtigen haben fich 
die königl. Land: Commiffariate insbefondere wegen Bezahlung oder Hinz 
terlegung der Relationsgelder nach den Beſtimmungen des Conferiptiong: 
gefeges und erfolgten befondern Verordnungen und Verträgen zu achten. 


*) ©. hierüber oben S. 299 m. f. 
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h. Meiber , welche nach 99. 3 und 6 des Edietes vom 26. May 1818 durch 
die Ehe das Indigenat erwerben oder verlieren, bedürfen im diefem 
Falle weder eine befondere Ein- noch YAuswanderungs-Erlaubniß. 

i. Um Anftände zu vermeiden, iſt in den Ausfertigungen über ertheilte 
Auswanderungs:Erlaubniffe die Competenz der königl. Land-Commiſſa⸗ 
riate hiezu, durch Allegirung des $. 23 der allerhöchften Verordnung 
vom 17. Dezember v. J. zu rechtfertigen. 

k. Ueber alfe Aus: und Einwanderimgen find fortlaufende Regifter zu füh— 
ren, die den Namen, Geburts: und Aufenthalts: Ort, Stand und Ge: 
werb, Samilienftand. und Vermögen des Aus- oder Eingewandernden 
bezeichnen. 


Summariſche Auszüge aus diefen Regiftern merben den Jahresberich⸗ 
ten angelegt. 


II. Mitlitärifhe Angelegenheiten, 
Die Behandlungen der militärifchen Angelegenheiten, fo wie 
III. Der Religiong: und Kirhenfaden 


haben durch die Verordnung dv. 17. Dez. v. 3. Peine Abänderung erlitten. 


Nur über das Rechnungswefen der Rechnungsftiftungen folgt im VII. Ti— 
tel eine befondere Beftimmung. 


IV. Erziehung und Unterricht. 

Durch den $. 38 der allerhöchſten Verordnung v. 17. Dezember v. 3. if 
den königl. Land-Commiſſariaten die unmittelbare Leitung des Volksſchulwe— 
fens neben der Aufficht der Diſtricts- und Local-Schul-Commiffionen überlaffen, 

Sie haben demnach die Aufficht auf Erhaltung und Verwendung der Local: 
Schulfonde zu führen, die örtlichen Hülfsmittel für den Unterricht aus zumit⸗ 
teln, und das Schulgeld zu reguliren. Auch kömmt ihnen die Aufſicht auf die 
Erhaltung der Schul-Localitäten und der Schul-Requiſite und Attribute zu. 

Sie geben ferner die Erlaubnif zur Ertheilung von Privat:Unterricht und 
zur Urternehmung von Privat-Erziehungs- und Unterrichts:Anftalten nach den 
im $. 45 der angezogenen alferhöchften Verordnung enthaltenen Bedingungen. 

In alten diefen Fällen wird die unterzeichnete Stelle nur bei vorkommen— 
den Reclamationen in zweiter und letzter *) Inſtanz entfcheiden. 

Die Studien-Anftalt, fo wie das Schulfehrer-Seminarium bleiben, wie 
bisher, unter der unmittelbaren Leitung und Refpizienz der Eönigl. Regierung. 


V. Medizinalmwefen, 


In Hinſicht auf die Medizinafpolizei wird den königl. Land:Commiffariaten 
neben ihrer bisherigen Competenz zugewiefen. 


a. die Aufitellung geprüfter Hebammen mit Berücfichtigung der beftehen: 
den Diftricte. 


Die königl. Land:Commiffariate haben hiebei die betreffenden Ge— 


) Die legte Inftanz in Verwaltungsſachen find dad Minifierium und der Staatdrath. 
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meinderäthe zum vernehmen und die Werfügungen benehmlich mit dem 
königl. Kantonsärzten zu erlaffen. 

Auf gleihe Weife gefchieht die Auswahl der Hammer: Schülerin: 
nen auf den Borfchlag der Gemeinderäthe benehmfich mit den königl. 
Kantonsärzten. 

Wo bei Mittellofigkeit der Gemeinden zu diefem. Behufe Zuſchüſſe 
aus dem Kreisfonde erforderlich ſind, müſſen die Verhandlungen, wie 
bisher, der königl. Regierung vorgelegt werden. 

Dier Wochen vor dem Abgang der Schülerinnen ift der gewöhnliche 
Unterhaltöbeitrag nebft den Koften für den Apparat, wo dieſes erfor: 
derlich ift, anher einzufenden, und dabei der Name, Alter und Geburts: 

- ort der Schülerin, fo wie die Gemeinde, für welche fie beftimmt ift, 
anzuzeigen, damit das Directorium der Hebammen-Schule wegen der 
Aufnahme derfelben benachrichtigt werden könne. 

b. Benehmlich mit den Fönigl. Kantonsärzten die Annahme von Zhierärgten, 
welche fich durch Zengniffe der Fünigl, DVeterinärfchule zu München ge— 
hörig ausweifen können, in den Fällen wo einzelne oder mehrere Ge: 
meinden aus ihren Mitteln folche aufftelfen rollen. 

Bei Erledigung ift mit der Ausfchreibung nach $.55 der alferhöch: 
ften Verordnung vom 17. Dezember v. J. zu verfahren. 

Die 12 Thierärzte, welche aus dem Kreisfonde eine ftändige Suften: 
tation beziehen, werden, wie bisher, unmittelbar von unterzeichneter 
Stelle bekannt. 

c. Die Zulaffung geprüfter Aerzte zur ärztlichen Praris, in fo ferne fie 
die erfte oder zweite Note der Befähigung erhielten, mit der Oblie: 
genheit, von folhen Verfügungen jedesmal die Anzeige zu erflatten, und 
gleichzeitig den vom Fönigl. Land:Commiffariate beglaubigten Matrifel 
Auszug in duplo vorzulegen. 

In allen übigen Gegenftänden der Medizinalpolizei, namentlich in 
Hinficht der Polizei der Apotheken, verbleibt es bei den bisherigen Be: 
ſtimmungen. 


VI Allgemeine Landespolizei. 


Die beftehenden Competenz-Verhältniſſe in Handhabung der Landespolizei 
erleiden im Allgemeinen Feine Abänderung. 
Jedoch haben die königl. Land-Commiſſariate 
a. über Handhabung der geſetzlich beſtehenden Bauvorſchriften, 
b. über Concurrenzen zu Erbauung und Erhaltung von Vizinal- und Ver— 
-  bindungsftraßen, und 
e. über die Benusung öffentliher Gewäffer, welche nicht als Floßbäche qua: 
Kifizirt find, und über Mühlſtreitigkeiten, 
in erfter Juſtanz zu erkennen, in fo ferne folche Gegenftände nach den Beftehen: 
den Gefegen nicht zu der Competenz der Gerichtel geeignet find. 
Auch bleibt den Fönigl. Land:Commiffariaten die Aufftellung der Kantonsbo: 
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ten auf Wohlverhalten, fo wie ihre Entfernung, wenn gegründete Beſchwerdet 
vorfommen, überlaffen, ohne daß jedoch, ohne höhere Genehmigung, an dem 
gegenwärtigen Bezügen derfelben, oder an den regulirten Botengrenzen und 
Influenzen eine Abaͤnderung verfügt werden könnte. 


Vo. Communal: und Stiftungs: Angelegenheiten. 

1) Büdgets und Rechnung 

a. der fänmtlichen noch beftehenden proteflantifchen und Fatholifchen 
Kirchenfchaffnereien, 

b. des Waifenhaufes zu Homburg, 

e. der in einigen Land-Commiſſariaten noch vorhandenen Neferve-Unter: 
ſtützungsfonde, 

d. der Gemeinden 

Annweiler, Bellheim, Dürkheim, Frankenthal, 

Grünſtadt, Haßloch, Kaiſersläutern, Lambsheim, 

Landau, Mutterſtadt, Neuſtadt, Speier, 3wei— 

brücken, Germersheim, Lingenfeld, Rülzheim, 

Herrheim bei Landau, Iggelheim, Maudach, Kirch— 

heimbolanden, Herzenheim, Lachen und Speier— 

dorf, Wattenheim und Willgartswieſen, 

nebſt den Büdgets und Rechnungen der in dieſen Gemeinden befind— 
lichen Kultus- und Wohlthätigkeits-Stiftungen, werden, wie bisher, 
unmittelbar von der königl. Regierung, die Büdgets und Rechnungen 
aller übrigen Gemeinden und der darin befindlichen, hier oben nicht 
genannten Kultus: und MWohlthätigkeits-Stiftungen von den Fönigl. 
Land:Commiffariaten abgefchloffen, und die Duplicate der abgefchloffe: 
nen Rechnungen und Büdgets, und zwar lebtere ohne die Berathfchla: 
gungsprotocolfe, in den durch die Verfügung vom 25. November v. J. 
Intelligenzblatt pag. 1257) neuerlich bekannt gemachten Terminen 
anher vorgelegt. 

Nach diefer Beftimmuhg find die bisher eingefendeten und in 
Zukunft von den königl. Land-Commiſſariaten abzufchließenden Ned: 
nungen pro 1825 und die Büdgets pro 1827 zu behandeln. 

Gegen die Büdgetsabfchlüffe ftehr den Gemeinden, gegen die Rech: 
nungsabfcehlüffe den Gemeinden und Rechnern das Recht der Beru— 
fung zu. 

2) In den Bidgetsabfchlüffen Fönnen die Fünigl. Land-Commiſſariate Feine 
ftändige Laften, Eeine Befoldungen und Remunerationen , Feine Ver— 
änderungen in der fländigen Zulage zu den Pfarrergehalten, und Peine 
Ausgabe für die Gebäude, oder die Regie der Land:Commiffariate, Feine 
außerordentliche Umlage authorifiren ohne vorgängige Genehmigung der 
Fönigl. Regierung. 

Hierunter find jedoch die gewöhnlichen Reparaturen jener Gebäude, 
dann die Bezüge der Yirten und Feldſchützen zc. nicht begriflen, 
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Heber die Bezüge der Hebammen und der Waldſchühen beftehen be: 
fondere Verfügungen. 

3) Unter genauer Beobachtung der beftehenben Vorſchriften über die Um: 
lagen und den Fuß derfelben, erflären die Fönigl, Land:Eommiffariate die 
Hebregifter nach gefchehener Reviſion berfelben und mit frezielfer Allega— 
tion der authorifirenden Regierungs:Entfchließung ereeutorifh. Ein Ge: 
neral:Ctat der Statt gehabten Umlagen nach Gemeinden mit Bezeichnung 
der erhobenen Summe, des Zwecks, des Steuerfapitald und bes Ver- 
theilungsfußes ift nach dem Ablauf jeden Jahre vorzulegen. 

4) Die. Land-Commiſſariate genehmigen auf den Antrag der Gemeinderäthe, 
Babrifräthe, SpitaleInfpizien und Wohlthätigfeits:Commiffion 
a. die Niederfchlagung ungiebiger Poften und uneinbringlicher Ausftände, 

wo diefe nicht durch Verſchulden des Rechners veranlaßt find; 

B. die Geftattung mäßiger Friſten für Gemeinde: und Stiftungsfchuldner, 
wo feine Gefährde zu beforgen ift; 

e. die Anträge auf Pachtnachläffe wegen ElementarsEreigniffen, wenn jene 
nicht den vierten Theil des Pachtes überfteigen ; 

d. #) den Ankauf und die Veräufferung von Mobiliargegenftänden, deren 
Werth nach den DVoranfchlägen und Schägungen nicht fünf hundert 
Gulden überfteigt. 

Diefe Verfügung erftredt fih auf folhe Mobiliargegenftände, die, 
wie Uhren, Glocken, Kirchenftühle ic, nach ihrer Beſtimmung als Im— 
mobiliargegenftände zu betrachten find. 

Wo bei Beurtheilung ſolcher Geräthfchaften technifche Prüfung erfor= 
derlich ift, haben die Fünigl. Land:Commiffariate vor der Genehmigung 
der Accorde und Verfteigerungen das Gutachten der Diſtricts-Baubeam— 
ten zu vernehmen. 
e. Die Aufnahme von Pfründern in Local:Wohlthätigfeits:Anftalten, in 

fo ferne diefe Aufnahme nicht mit onerofen [läftigen) Bedingungen für 

den einen oder andern Theil verbunden find. 

Alte diefe Befugniffe werden von den königl. Land: Sommilfariaten, mit 
Ausnahme der Domfabrif zu Speier , auch in der Verwaltung derjenigen 
Gemeinden und ihrer Kultus: und MWohlthätigkeitd:Stiftungen geübt, 
deren Büdgets und Nechnungen von der Fönigl. Regierung abgefchloifen 
werden. 

Dabei wırd jedoch vorausgeſetzt, daß durch die Verfügungen der Eönigl. 
Land:Commijfariate in den genehmigten Büdgetd:Pofitionen nichts alte: 
rirt [verändert] werde. 

5) Die Veräußerung des Gabholzes in dem Falle der Unzufänglichfeit der 





") Ad d. (In Gemußheit eines NegierungsdsRefcriptd vom 30. Mär; 1826, N. exp. 8554, 
wird bier bemerit: | 
daß die Veräufferungen von Erträgniffen der Gemeindegüter un) Waldungen, wie biöber, 


ohne Beihränlung von den föänigl. Zand.Eemm ffariaren genehmigt werden ) gr 
Dr. Eievenpfeiftere 94 * 
Oandbuch der Verſaſſung ir — 
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Gemeinde-Einkünfte kann von den königl. Rand:Eommiffariaten auf den 
Antrag der Gemeinderäthe verfügt werden. 

6). Die Bermarkungsfoften werden von den königl. Land:Commiffariaten 
nach den bereits erlaffenen WBorfchriften regulirt, und die defhalb erfor: 
derlichen Umlagen ohne vorgängige Genehmigung erecutorifch erklärt. 

In allen übrigen, in gegenmwärtiger Verfügung nicht berührten,, Gegenftän: 
den bleibt. die bisherige Eompetenz und der Bas Gefchäftsgang unverän: 
dert beibehalten. 

indem die umterzeichnete Stelle durch die gegenwärtige Verfügung den 
Wirkungskreis der Fönigl. Land-Eommiffariate in Eonformität der alferhöchften 
Verordnung vom 17. Dezember v. 3. erweitert hat, darf fie erwarten, daß die 
felben fich eifrigft beftreben werden , den gefteigerten Aufforderungen des öffent: 
lihen Dienftes zu entfprechen, und dadurch das in fie gefehte Vertrauen zurecht: 
fertigen. . 

Schließlich wird den königl. Land-Commiffariaten noch bemerft, daß in Zu: 
Funft die Berichte an unterzeichneter Stelle auf allen Seiten halbbrüchig gefchrie: 
ben vorzulegen feyen. 


- 10. Baubehörden des Kreifes. 

Mit Umgehung der franzöfifchen Beftimmungen hierüber, welche 
durch die neue Drdnung befeitigt find, bemerfen wir, daß durch 
fönigl, Reſcript vom 17. April 1818 Baninfpectionsbezirke , 
und durch koͤnigl. Reſcript vom 11. November 1818 die Gonducs 
teurdbezirfe beftimmt worben waren; daß aber bie jegige Anftalt 
und Wirfungsfreis der Banbehörden auf folgenden Verfügungen 
befteben : 

Koͤnigl. Verordnung vom 26. Dezember 1826 (Amtsbl. ©. 197.) 

Wir haben Uns in den Verordnungen vom 9, und 17.d. M. vorbehalten, 
wegen der dem Minifterium des Innern beizugebenden Bautechnifer und wegen 


Leitung des gefammten Bauweſens befondere Verfügungen zu erlaffen. Zu die: 
fem Behufe verordnen Wir nad Vernehmung des Staatsraths, wie folgt: 


I. 


ORBERBLURE bed Bauwefend bei dem Minifterium. 
a. Formation einer Minifterial:Section, 
$. 1. Bei dem Staatd:-Minifterium des Innern wird eine eigene Section 
bes Baumefens gebildet. 
5.2. Das bisher beftandene Minifterial-Bau-Büreau und das ——— 
ECommiſaria des Innern werden dagegen aufgehoben. 
5:3. Diefe Section bildet ſich 
a. aus einem Minifterialrathe als Vorſtand, 


— 
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b. dem Hof:Bau-ntendanten, 

e. zwei Ober:Bauräthen, 

d. einem Architecten mit dem Range eines Kreis⸗ Bauraths, in fo ferne Wir 
demſelben keinen höhern Rang verleihen, 

e. einem Ober:ngenieur in dem nämlichen Rang-Verhältniſſe. 

$. 4. Uebrigens erhält die Section einen Secretär, drei Zeichner und ei- 
nen Kanzliften. 

9.5. Die in dem $. 5, lit. e, d und e bemerften Techniker und den Se: 
eretär, werden Wir dermal aus dem Perfonal des Minifterial-Bau:Büreau er: 
wählen ; die Dber:Bau:Räthe werden Wir in Zufunft aud denjenigen Bau: 
Räthen und Genie:Offigieren erwählen, welche fich durch höhere wiffenfchaftliche 
Bildung , durch die Leitung und Führung großer Bauten und durch wirthfchaft: 
liche Behandlung des ihnen anvertrauten Bauweſens augzeichneten, 

Auf gleiche Weife werden Wir die Stelle eines Architecten und des Ober: 
Ingenieurs nur folhen Individuen anvertrauen, welche mit einer höhern wif: 
fenfchaftlichen Bildung gründliche praftifche Kenntniffe verbinden, von jener bei 
einer firengen Prüfung, von diefer aber durch die .felbftftändige Leitung einiger 
größeren Bauten volle Beweife gegeben haben. 

Der Secretär diefer Stelle wird in Zufunft aus der Reihe jener Fndivi- 
duen ermwählt, welche das Kameralfach auf einer Univerfität abfolvirt und im 
äuffern Dienfte der Verwaltung des Innern oder der Finanzen eine Stelle be: 
reits in definitiver Eigenfchaft begleitet haben. 

$. 6. Die Zeichner werden nicht befonders angeftellt ; dermal werden hiezu 
diejenigen Individuen verwendet, welche diefe Dienfte bisher bei dem Miniſte— 
rial:Bau:Bürean und dem Ober:Bau:Eommiffariat verfehen, und förmliche An: 
ftellungs:Decrete befigen. In Zukunft wird fie der Vorſtand der Minifterial: 
Section, nachdem er darüber das Gutachten der Sections:Mitglieder vernom: 
men haben wird, aus der Neihe der geprüften Practikanten aufftellen und aus 
der Averfal-Summe remuneriren, welche Wir zu diefem Behufe etatsmäßig 
feftfeben werden. 

In Hinficht des Kanzliften treten bie in der Derordnnung vom 9. d. M. mes 
gen den bei den Minifterien beftehenden Kanzliften FERBENEN Beftimmungen in” 
analoge Anwendung. 

$. 7. Die Befoldungen des Perfonals bleiben vor der Hand unverändert , 
eben fo die Uniformen. 

$.8. Die Ernennuungen werden nachfolgen. 


b. Wirfungsfreis. 


$. 9. Der Wirkungskreis diefer Minifterial-Section umfaßt die oberfte 
Leitung des gefammten Baumefens des Staats Cjedod, mit Ausnahme der Mi- 
litär-Bauten,) der Stiftungen und Gemeinden, und die Gegenftände der Bau— 
Polizei. 

$. 10. In allen diefen Gegenftänden ift die Section jedoch in der Regel 
nur eine inftruirende und berathende Stelle, welche das Refultat ihrer Bera⸗ 
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thungen vem Miniterium des Innern zur Enticheidung vorzulegen hat, wenn 
der Gegenſtand hiezu bereits genügend vorbereiter iſt; im entgegenacienten Falıd 
leitet Vervollſtändigung der Inſtruetion ein und reſcribirt an die äußeren 
Stellen zu diefem Behufe aus eigener Competenz. 

Eine Entfcheidung kömmt der Section nur im jenen Zälfen zu, welche diefe 
Verordnung befonders bezeichnet. 

In Hinfiht der Salinen: Bauten bfeibt die Entfcheidung dem Minifterium* 
der Finanzen vorbehalten; die Art und Reife, wie die hierauf Bezug babenden 
Gegenftände am die Section gebracht, und dem obengenannten Minifterium 
nach gefchehener Bearbeitung vorgelegt werden follen, wird durd die Miniftes 
rien des Innern und der Finanzen im gemeinfchaftlichen Benehmen: feitgefest 
werden. 

$. 11. Die vorzüglichſte Obliegenheit der Section befteht in der Prüfung 
der von den Central-Stellen und Kreis:Regierungen angefertigten Jahres-Etats 
über die ans Staats: und Kreis-Mitteln zu beftreitenden Strafen:, Brücken-, 
Waſſer- und Land-Bauten ; der technifhen Superrevifion der in diefer Bezie— 
hung von den äußeren Behörden angefertigten Bauplane und Ueberfchtäge ; der 
Verbeſſerung oder Umänderung derfelben; der Nichtigftellung der Etats inner: 
halb der Grenzen der von Uns im Allgemeinen oder Befonderen feftgefesten Auf: 
wands-Summen, und der Sorge, daß die auf diefe Weife geprüften und richtig 
geftellten Etats ımd Plane nach den von Uns oder Unferem Minifterium hiers 
über zu erholenden befonderen Entfcheidungen und Beftimmungen realifirt werden. 

$. 12, Anfragen der äußern Stellen und Behörden über die Art der Aus- 
führung der von dem Minifterium genehmigten Plane und Etats befcheider die 
Eection aus eigener Competenz, in fo ferne nicht hiedurch die für einen Neubau 
genehmigte Aufwands-Summe überfchritten, oder der Bau-Plan in feiner We— 
fenheit abgeändert wird. 

$. 13. Eben fo wird der Section die Berugniß ertheilt, nach DVernehmung 
der äußeren Behörden die an einem Bau:Gegenftande gemachten Erfparungen 
auf andere Bauten des betreffenden Kreiſes oder der einfchlägigen Central-Ad— 
miniftration übertragen zu laſſen, wenn diefe Erfparungen unbefchadet der So: 
tidität der Bauten herbeigeführt wurden, und nicht über 10 Procent der urs 
fprünglich feitgefesten Bau: Summen betragen. Zur Transferirung höherer Erz 
fparnngen oder zur llebertragung von einem Kreis auf den andern ift die befon- 
dere Genehmigung des Minifteriums erforderlich. 


$. 14. Den Bollzug der angeordneten Bauten bewacht die Section theils 
mittelbar durch die den Kreis-Regierungen zugetheilten Techniker, theils unmit: 
telbar durch Abordnung der Oberbauräthe und anderer Mitglieder der Section. 

6. 15. Ueber wichtige Bauten wird fich die Section periodifch ordentliche 
Vollzugsberichte erftatten laffen, deren Zahl und Ausdehnung jedoch nur auf das 
Unentbehrlichfte befchränft werden foll. 


$. 16. Die ummittelbare Bewachung des Bollzuges foll in der Regel den 
, Dberbauräthen übertragen werden; jedoch Fann der Architekt, fa wie der Ober: 
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ingenieur, jährlich in einen Kreis abgefendet werben, und re ſou je⸗ 
sier jeden beträchtlichen Civil-Neubau inſpiciren. 

$. 17. Die infpicirenden Oberbauräthe haben jederzeit die wichtigen Neu⸗ 
bauten und die bedeutendſten Reparaturen in Augenſchein zu nehmen, ſich zu 
überzeugen, ob die angeordneten Bauten den allerhöchſten Beſtimmungen ge— 
mäß und mit entſprechender Wirthſchaftlichkeit ausgeführt wurden „ und übir die 
hierüber geftellten Rechnungen die technifhe Snperrevifion vorzunehmen, in fo 
‚ferne diefe der Minifter des mern befonders anordnen wird. 

Zur. Vermeidung von Mißverftändniffen wird hiemit ausdrücklich bemerkt, 
daß wegen diefer technifchen Superrevifion weder der Definitivbefchluß über die 
Baurechnungen noch die Abfolutorien ‚für die Kaffa-Beamten rückbehalten were 
den dürfen, und daß diefelbe nur auf die Derantwortlichfeit der Behörden, 
welche die: Anweifungen gemacht und die Bauten geführt haben, Bezug haben 
kann. 

Eben ſo liegt es in ihren Pflichten, die hedentendſten Bauten, welche für 
das folgende Jahr beantragt werden, an Ort und Stelle zu befehen,, die Zoe 
cal-Baubeamten auf die in den Planen und Heberfchlägen entdeckten Gebrechen 
aufmerkfam zu machen, und alle jene Notizen einzuholen, welche erforderlich 

find, um die Prüfung der Etats mit Umſicht ımd genauer Sachkenntniß vorneh⸗ 
men zu können. 

$.18. Die Bezirke, welche die Mitglieder der Section jährlich zu inſpici⸗ 
ren haben, beftimmt auf den Antrag des diefelbe dirigirenden Minifterialrathes 
der Minifter des Innern; dieſe Bezirke find jedoch jederzeit in der Art abzutheis 
fen, daß jeder der Hauptflüffe des Reiches, insbefondere die Donau, der Rhein, 
der Main, der Inn ımd die far, nach feiner ganzen Ränge von dem nämlichen 
Oberbaurathe infpieirt werde, 

$. 19. Zur befonderen Pflicht machen Wires biefer Minifterial:Section, 
über diefe und andere bedeutende Flüſſe Unferes Reiches ordentliche Flußkar— 
ten ımd Rectificationg: Plane herzuftellen,, und zu dieſem Behufe mit dem topo— 
graphifchen Büreau und der Steuer:Katafter:Commiffion im das geeignete Be: 
nehmen zu treten. 

$. 20. Die Evidenzhaltung der Bau:Etats gehört zu den befondern Pflich- 
ten der Section, und insbefondere zu den Obliegenheiten des Vorftandes, wele 
cher zu forgen hat, daß alle Genehmigungen oder Veränderungen genau vorge: 
merkt und mit diefen die von den Gentral:Stelfen und Kreis-Regierungen an das 
Minifterium über die Realifirung der Etats des Innern periodiſch einzuſenden⸗ 
den Ueberſichten gehörig verglichen werden. 

$.21. Der Vervollſtändigung des Bau-Kataſters und der Gonfervation der 
Bauplane, Fluß- und Strafen: Karten bat die Section unter Verantwortlich: 
Feit die größte Sorgfalt zu widmen. 

$. 22.- Die Minifterial-Section prüft die Plane und Ueberfchläge jener Ge: 
-meinde: und Stiftungs-Neubauten, welche einen Aufıwand von 20,000 Gulden _ 
und mehr erfordern, und fett unter Vorbehalt der Genehmigung Unferes 
Miniftere des Innern den Koftenpunft feſt. Das Nämliche findet Statt in 
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Bezug anf Neubauten und Reparaturen derjenigen Stiftungen, deren Berwal- 
tung unmittelbar unter dem Minifterium des Innern fteht. Diefe Bauten wer: 
den ebenfalls von denjenigen Sectiong: Mitgliedern infpicirt, welche in die Be— 
zirke abgefendet werden, wo die Bau-Gegenſtände liegen. 

$. 23. Diefelbe hat alle zu Bauräthen, Inſpektoren, Ingenieur und Eon: 
ducteurs adfpirirenden , fo wie diejenigen Individuen zu prüfen, welche in den 
Städten erfter Klaſſe als Baumeifter oder Maurermeifter fich niederlaffen wol- 
Ien ; fie hat zu diefem Behufe alle Jahre wenigftens eine Prüfungs-Verhand⸗ 
fung vorzunehmen und den Termin hiezu durch das Regierungsblatt und 
Durch die Kreis-Inteligenzblätter bekannt zu machen. Die Zeugniffe ſtellt fie 
aus eigener Competenz aus, muß jedoch die Prüfungs-Refulrate dem Miniſter 
des Innern anzeigen. 

$. 24. Ueber die im Staats-Bauweſen angeftellten Beamten und Diener 
hat diefelbe ein ordentliches Vormerkungsbuch zu führen. 

$. 25. Diefe Minifterial:Section hat die erforderlihen Inftructionen für 
das geſammte Bau: Perfonal zu entwerfen. 

$. 26. Eben fo hat diefelbe die Entwürfe der nöthigen Verordnungen in 
Bau:Polizei:Gegenftänden zu. verfaffen, und Wir machen es derfelben zur vor- 
züglichen Pflicht, die beftehenden Bau Polizei: Ordnungen unverzüglich in Revi: 
fion zu nehmen , und eine mwohlbemeffene die DVerhältniffe der verfchiedenen Ge: 
genden des Reichs umfichtig erlaffende Eivil:Bau: Ordnung zu entwerfen und zur 
Vorlage zu bringen. 

6. 27. In ſolchen Polizei:Gegenftänden, welche zu dem Minifterium reffor: 
tiren, leitet die Section die hiezu erforderliche Inftruction ein, und entwirft 
nach Vervollſtändigung bderfelben die den Gefesen und Verordnungen entfpre: 
chende Entſchließung, welche jedoch der Genehmigung des Minifters des Innern 
oder den von ihm nothwendig erachteten Abänderungen unterliegt. 


ce. Gefhäftsgang. 

5. 28. In allen zu diefer Minifterial-Section reffortirenden Gegenftänden 
werden die Berichte der Stellen und Behörden, fo wie die Vorftellungen der 
Parteien in der allgemein vorgefchriebenen Form an das Staatsminifterium des 
Innern gerichtet, jedoch muß der Beifab gemacht werden: 

»zur Section ded Baumwefend.« 

$. 29. Alle einlaufenden Gegenftände werden dem Staatsminifter des Ju— 

nern vorgelegt, und nachdem durch das General-Sefretariat die Zeit der Ein— 
gabe auf dem Einlaufe bemerkt worden, an den Sections: Borftand abgegeben; 
diefer forgt fodann für die richtige Eintragung in das von dem Gefretär zu 
führende Gefchäfte:Fournal der Stelle und für die DVertheilung des Einlaufes 
an die Räthe. 
- 89.30. Die Gefchäfts-Repartition ift ganz dem Vorftande überlaffen, wel: 
her jedoch ſelbſt eine Gefchäftd:Sparte, und zwar insbefonders dasjenige zu bes 
arbeiten hat, was auf die Pecunials:Etats, auf die Eomptabifität und Bud: 
haltung, fo wie auf das rein Polizeiliche fich bezieht. 
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. Dem Ober:Ingenienr ift vorzüglich die Eonfervation des Kataſters, der 
Plane und Karten, der Bücher, Inſtrumente und Maſchinen zu übertragen. i 
Dem HofbausIntendanten find vorzüglich. die. Gegenftände der Gemeinde: 

und Stiftungs:Civil-Bauten und jene der Eivil-Bau-Polizei zu übertragen... 

$. 31. Der Gefchäftsgang der Section iſt in der Regel collegial; — nur 
einfache Berichts:Abforderungen, Mahnbefehle, Signate zur Revifion oder Re: 
giftratur, bloße Sammlungen und Iufammenftellungen und andere kleine Ge: 
genftände, bei welchen von einer fürmlichen Berathung Feine Rede fegn kann, 
‚dürfen im Büreaumege behandelt werden. 

$. 52. Bei den Sitzungen führt der Vorſtand den Vorſihzʒ die Sections⸗ 
glieder reihen ſich nach ihrem Range, bei gleichem Range nach dem Dienſtalter; 
der Vorſtand hält die Umfrage und fpricht die Befchlüffe nach der Mehrheit der 
Stimmen aus; die Abftimmungen gefchehen nach der Reihe der Pläpe; ‚der 
Vorſtand gibt feine Stimme zulebt. 

In Gegenftänden, welche die Bauten des Hofes hetreffen, Fann der Hof: 
bau: intendant wohl feine Erinnerung mündlich oder fchriftlich abgeben, muß 
aber abtreten, ehe der Referent reaffumirt und der Vorftand die Umfrage be: 
ginnt. 

$. 33. Dem Minifter des Innern bleibt es vorbehalten , diefen Sitzungen, 
deren in jeder Woche zwei gehalten werden ſollen, beizumohnen, und denfelben 
in diefem alle einige nicht zur Section gehörige Minifterialräthe oder Bau 
technifer beizuordnnen. 

Eben fo bleibt es demfelben vorbehalten, den Vorſtand oder die — 
Glieder der Section, ſo oft er es für nothwendig hält, zu ſich zu rufen. 

$. 34. Ueber alle Sitzungen werden von dem Secretär beſondere Protokolle 
geführt, in welchen bei wichtigen Gegenftänden die einzelnen Abftimmungen be= 
merft werden follen. 

$. 35. Die nach den Befchlüffen entworfenen und von dem Vorſtande re: 
vidirten Auffäge find, wenn der Gegenftand zur endlichen Entfcheidung reif ift, 
dem Minifter des Innern zum Expediatur vorzulegen; die Ausfertigungen wer: 
den in diefen Fällen, in fo fern Wir fie nicht eigenhändig unterzeichnen, durch 
den Minifter unterfchrieben, und von dem General:Secretär des Minifteriums 
contrafignirt,, die Erpedition beforgt jedoch der Secretär ber. Section unter 
Beifügung der betreffenden Journal-Nummern. 


$. 36. Die Auffäse, welche blos die Einleitung oder Vervollſtändigung 
der Inſtruction eines Gegenftandes bezielen, erhalten das Expediatur von dem 
Vorſtande der Section, welcher in diefem Falle die Ausfertigungen unterzeichnet. 


$. 37. Diefe gefchehen in der Form der Minifterial: Referipte, jedoch un: 
ter ber Schluß:Formel : 
»aus alferhöchfter Vollmacht« 
»die Miniſterial-Section des Bauweſens.« 


65F. 38. Die Akten dieſer Section werden in der. Miniſterial-Regiſtratur 
reponirt, und hiebei ganz wie die übrigen Akten des Miniſteriums behandelt ; 
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zur Aufbewahrung der Plane und Charten ift jedoch eiu beſonderes hie zu geeig⸗ 
netes Local aus zuwahlen. 
9, 89. Die im $, 128 Unferer Verordnung vom 9. d. M. ertheilten Vor= 
ſchriften Hat’ das gefammte Perfonale diefer Minifterial:Section genau zu beo— 
"dachten, und es ift gegen diejenigen, welche diefen Vorfchriften entgegenhandeln, 
auf die in dem oben affegirten $. angeordnete Weiſe zu verfahren. 
$. 40. Im Allgemeinen — in fo ferne über die Gefchäftsbehandfung noch 
: ein Anftand fich ergeben Fönnte, ift der Gefichtspunft im Auge zu behalten, daß 
die hiemit angeordnete Minifterial-Section nicht eine für fich beftehende eigene 
: Stelle, fondern eine zwar abgefonderte, aber mit dem Pinifterium des Innern 
in inniger Verbindung bleibende Abtheilung deffelben ift. 
$. 41. . Die Kopial:Gefchäfte werden in der Kanzlei des Minifteriums bes 
ſorgt, aus deffen Regie-Marimum auch die Büreaubedürfniſſe und die Koften 
für die Botendienfte beftritten werden müffen. 


IL 
Behandlung des Baumefens bei den Kreis-Behörden. 
a. Bezeihnung ber Behörden und deren Formation. 


$..42.. Unter dem. Staatsminifterium des Innern beforgen die Kreis-Re⸗— 
gierungen, Kammern bes Innern, die obere Leitung des ganzen Bauweſens in 
den Kreifen; ausgenonmen hievon find die Militärs und die Salinenbauten, 
dann die Hofbauten der Reſi idenz, welche wie bisher von der vofbau⸗ Intendanz 
geleitet werden, 

$.45. Jeder Kreis-Regierung wird zu diefem Behufe ein Kreis:Baurath 
für die technifche Oberleitung der Wafler:, örädene, ER md Landbau: 
ten beigegeben. 

Die unmittelbare Leitung und Führung der Staatsbanten des Kreiſes 
ſteht dieſem Rathe in keinem Falle zu. 

$. 44. Sur Aufnahme von geometriſchen und hydrometriſchen Vermeſſun⸗ 
gen, zur Aufnahme und Kopirung von Planen, zur Beihülfe in der techniſchen 
Prüfung der Ueberſchläge und Rechnungen, zu Rectificirung und Umarbeitungen 
der verſchiedenen, von den äuſſeren Beamten angefertigten Bau-Projekte wer: 
den jeder Kreis:Regierung auch noch zwei Ingenieurs zweiter Klaſſe zugetheilt. 

Auſſerdem überlafien Wir es den Kreid:Bauräthen, unter Genehmigung 
der Megierungs-Präfidenten einen oder nach Wichtigkeit der Baugefchäfte eines 
Kreifes zwei fachverftändige Gehülfen aus der Reihe der geprüften Bau-Prak— 
tifanten auszuwählen, und gegen eine mäßige Remuneration auf Ruf und Mi: 
derruf aufzunehmen; die hiefür verwendbare Summe werden Wir etatsmäßig 
feſtſetzen. 

$. 45. Die mittelbare Reitung und Führung der Bauten ift unter den 
Kreis:Regierungen den Ingenieurs erfter Klaſſe übertragen; einem jeden der: 
felben wird ein beſtimmter Bezirk zugemwiefen, und zwar vorläufig bis auf weis 
tere Anordnung einer der bisherigen Infpectiong: Bezirke, 
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$. 46. Den Ingenienrd erfter Kläffe wird dort, wo es nöthig ift, ein, 
oder wenn die bisherigen Weg: und Werfmeifter entfernt feyn werden, auch 
mehrere Condukteurs beigegeben werden. 

6. 47. Die Anftellung ftabiler Auffeher, Wegmeifter und. Werfmeifter foll 
durchaus nicht mehr Statt finden; ftatt derfelben werden Wir am jenen Orten, 
bei welchen fich bedeutende Wafler: , Brücken- und Straßen:Bauten befinden, 
gut unterrichtete Condukteurs aufftellen; an anderen minder wichtigen Orten 
ſoll die Aufficht nach Thunlichkeit den Poftmeiftern, Schusförftern u. f. w. über: 
tragen, und bei der Ausführung der Bauten felbft die in der Gegend anfäßigen 
Baus, Mäurer= und Zimmermeifter verwendet werden, 

$. 48. Noch weniger haben künftig ſtabile Wegmacher zu beftehen; ihre 
Arbeiten follen, wo möglich, in Accord gegeben oder gegen Zaglohn verrichtet 
werden, 

$. 49. Bu Kreid:Bauräthen werden Bir jene Ingenieurs erfter Klaffe 
oder Genie-Offiziere befördern, welche eine ftreng wiſſenſchaftliche Ausbildung 
erhielten, und fowohl hierüber, als über ihre volle Brauchbarfeit im prakti— 
ſchen Baumefen bei Leitung wichtiger Bauten fich ausgezeichnet, und in ihrer 
übrigen Dienftverrichtungen Eifer, Ordnung und eine wohlbemeſſene Sparfam: 
feit bei Verwendung der öffentlichen Fonds an den Zag gelegt haben. 

Wir werden insbefondere hiebei denjenigen den Vorzug geben, welche in 
beiden bisher getrennt beftandenen Fächern der Straßen, Brücken- und Waf: 
ſerbaukunſt und der Civilbaukunſt praftifche Kenntniſſe ſich erworben. 

$. 50. Die Ingenieurs erſter nnd zweiter Klaſſe müſſen in Zukunft vor ih: 
rer Anftellung Proben ihrer gründlichen wiffenfchaftlichen und praftifchen Aus: 
bildung in diefen beiden Fächern der Baufunde geben. | 

Bei den erften Nominationen werden Wir jedoch darauf Rückſicht nehmen, 
daß jeder Kreis:Regierung ein Ingenieur beigegeben werde, weldyer bisher als 
Landbaumeiſter functionirte, oder auf andere Weife feine volle Vertrautheit mit 
der Civilbanfunde bewährte. 

$. 51. Die Eondufteure müſſen, wenn fie nicht eine rein wiffenfchaftliche 
Ausbildung befisen, doch wenigſtens dargethan haben, daß fie in einer polytech— 
nifhen Schule den ganzen Lehreurs zur vollen Zufriedenheit der Vorſtände ab: 
folwirt , oder auf andere Weife die zum UWebertritte von der dritten zur vierten 
Gymnaſial-Klaſſe erforderlichen Kenntniffe fich erworben haben, und aufferdem 
meſſen, in PM an legen, und Handriffe zeichnen fönnen, auch die gewöhnlichen 
Vortheite der Steinhauer, Maurer: und Zimmermannsfunft praktifch Fennen 
lernen. 

Bei Befebung der Condukteurſtellen und der allenfalls noch nothwendigen 
Werfmeifter-Stelfen ift bei gleicher Qualification vorzülicher Bedacht auf dieje: 
nigen Individuen zu nehmen; welche in den technifchen Kompagnien unferer 
Armee mit Auszeichnung gedient, und DBeweife ihrer vollen Brauchbarkeit in 
der eben bezeichneten Weiſe gegeben haben. | 

$. 52. Die Ernennung der bei den Negierungen anzuftellenden Bauräthe 
nnd Ingenieure werden Wir nachfolgen laſſen; die dermaligen Bau⸗-Inſpekto⸗ 
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ren bleiben, in fo ferne Wir für einzelne Bezirke nicht befondere Beftims 
mungen erlaffen, auf ihren Stellen, und nehmen den Titel von »Ingenieurs« an, 

Die dermal bei dem Baumefen angeftellten Beamten und Diener bleiben in 
dem Sortbezug ihrer Befoldungen und Emolumente ; jene der Neuanzuftellenden 
werden Wir befonders beftimmen. 


b. Wirkungskreis. 


$. 55. Der MWirkungsfreis der Kreis:Regierungen in diefer Beziehung 
bleibt im Wefentlichen unverändert. 

$. 54. Die wichtigfte Obliegenheit der Kreis-Regierungen befteht in der 
Prüfung der Elementar-Bau:Ueberfchläge, in der Aufftellung der jährlichen 
Kreis⸗Bau⸗Etats, der Vorlage derfelben mittelft wohlbemeffener Berichte und 
in der Sorge, daß der von der allerhöchſten Stelfe genehmigte Etat ſowohl in 
technifcher ald pecuniärer Hinficht genau vollzogen, und die zum Behufe des 
Bauweſens beftimmten Bonds zu Feinem andern ald dem bemilligten Zwecke 
verwendet und gehörig verrechnet werden. 

$. 55. Die Prüfung der Bauplane und Elementar-Ueberſchläge, die An— 
fertigung und Begutachtung der Etats, die Sorge für die vorfchriftmäßige 
Ausführung der angeordneten Bauten, und die Anmweifung der hiezu erforder: 
lichen Summen fteht innerhalb den Grenzen der von allerhöchſter Stelle feft: 
gefesten Etats den Kammern des Innern zu; bei diefen wird auch die tech: 
nifche Prüfung der Bau-Rechnungen durch das denfelben beigeordnnete technifche 
Derfonale vorgenommen; die reviforifhe Prüfung der Bau-Rechnungen wird 
durch das Rechnungs:Eommiffariat der Kammer der Finanzen beforgt, und die: 
fer fteht fodann die definitive Feftfebung derfelben in der $. 85 Unferer den 
Mirkungsfreis, die Formation und den Gefchäftsgang der Kreis-Regierungen 
betreffenden Verordnung vom 17. d. M. vorgefchriebenen Weife zu. 


Bei den Anmweifungen müffen die Vorfchriften des $. 83 genannter Ver: 
ordnung befolgt werden, über deren Vollzug jedoch noch nähere inftrußtive 
Beftimmungen folgen werden. 


$.56. Bei aufferordentlihen im Bau⸗Etat nicht vorgefehenen Ereigniffen ift 
zwar augenblicklich zu verfügen, was die Abwendung einer größeren Gefahr 
erfordert; jedoch hat die Regierung hierüber nach Werfchiedenheit der Um: 
flände die Nachgenehmigung zu erholen oder Anzeige:Bericht zu erftatten. 


Das Verfahren richtet fich im Wefentlichen nach den allgemeinen Compe— 
tenz⸗Vorſchriften, welhe Wir unterm 17. d. M. den Kreis-Regierungen er: 
theilten, und übrigens vorläufig nach den bisherigen Normen, in fo ferne die 
felben nicht durch die oben erwähnte oder die gegenwärtige Verordnung befon: 
ders abgeändert wurden: die $$. 12, 15, 21, 22 und 25 der Restern haben 
die Kreis-Regierungen in analoge Anmwendung zu bringen. 

Die an einem Bau:Gegenftande gemachten Erfparungen dürfen die Kreis: 
Regierungen auf andere im Etat bezeichnete Objekte des nämlichen Bauzweiges 
übertragen, wenn diefe Erfparungen unbefchadet der Solidität der Bauten her— 
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beigeführt- wurden, und nicht über 5 Procente der urfprüngtich feftgefehten 
Summe betragen. 

Transferirungen von dem Haupt-Etat des Kreifed auf einen Gegenftand 
des befondern Etats einer Gentral-Adminiftration, oder umgekehrt, dürfen je: 
doch nicht vorgenommen werben. 

$. 57. Die beftehenden Dienftes = und andere das Baumefen betreffende 
Anftructionen find vor der Hand aufrecht zu erhalten; Wir werden jedoch die: 
felben einer ftrengen Reviſion unterwerfen laffen, und fodann das weiter Ge 
eignete anordnen. 

$. 58: In Hinficht des Bauweſens der Gemeinden und Stiftungen, fo 
wie in Bezug auf die Leitung der Bau: Polizei, haben Wir das Erforderliche 
bereits in der oben allegirten Verordnung vom 17. d. M. feftgefest. 

$. 59. Wegen Anftellung und Anfnahme, Entlaffung und Verſetzung des 
bei dem Baumefen erforderlichen Perfonals find die Eompetenz-Beftimmungen 
der Kreis:Regierungen ebenfalls bereits in genannter Verordnung ausgefprochen. 

$. 60. Die Ingenieurs erfter Klaffe treten durchaus in den bisherigen 
MWirkungskreis der Straßen: und Waſſerbau-Inſpektoren; fie haben jedoch 
nunmehr auch den Landbau zu übernehmen, und in diefer Beziehung al’ das— 
jenige zu beforgen, was den Infpectoren bisher in Bezug auf das GStraßen- 
und Wafferbauwefen übertragen war; insbefondere haben fie die Anfertigung 
der Ueberfchläge, Plane und Etats für den Landbau zu beforgen, wovon die 
Rentämter nunmehr entbunden werden. 

$. 61. Ueber das Verfahren bei Anfertigung des Landbau-Etats wird hie 
mit im Allgemeinen auf die Inftruktion der nunmehr ſich auflöfenden Landhaus 
Anfpectionen, auf die Bau-Inſtruction vom 15. Auguft 1819, und auf den $. 82 
der Verordnung über den Wirkungskreis der Minifterien vom 9. d. M. hin: 
gewiefen. 

$. 62. In Bezug auf die Auszahlung und Verrechnung bleibt ed im Wes 
fentlichen bei der den Rentbeamten in der Verordnung vom 17. April 1818 er: 
theilten Competenz, und zwar mit der Erweiterung, daß die Anmeifung und 
Verrechnung der Landban:Ausgaben Fünftig ganz in der nämlichen Weife ge 
fchehen müffe. 

$. 63. Den Kreis:Regierungen, fo wie den denfelben untergeordneten Be: 
zirks-Ingenieurs wird es zur Pflicht gemacht, alle neue Bauten und Repara- 
turen in der Regel, wo es nur immer thunlich ift, jedoch mit voller Sicherheit 
für den Zweck, auf dem Wege der öffentlichen Verfteigerung an tüchtige Un: 
ternehmer zur Ausführung in Akkord zu übergeben, die genaue und verläßige 
Erfüllung derfelben aber ftrenge bewachen zu Taffen. 

Die Bekanntmachung und Leitung der Verfteigerung, fo wie die Führung 
des dabei abzuhaltenden Protocolls, ift den Polizei:BezirPe:Behörden zu fiber: 
tragen; den DVerfteigerungen müffen jedoch die Bezirks-Ingenieurs beiwohnen , 
und dabei das Intereſſe des Aerars vertreten. 

In einer eigenen Inftruktion fol über die Qualification der Unternehmer 
und den Betrag der Bürgfchaften für alle Fälle die erforderliche Vorſchrift er: 
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theitt werden; im biefer Inſtruktion wird auch feftgefest werben, in welchen 
Fällen, durch wen und unter welchen Gicherheitd:Maßregeln den Unterneh: 
mern während des Baues Vorſchüſſe oder Abſchlags-Zahlungen angewiefen wer: 
ben dürfen. 

$. 64. Bei großen und wichtigen Negiebanten ſollen, wo ed thunlich iſt, 
die technifchen Kompagnien Unferer Armee verwendet werden, -in fo ferne 
dem milit ärifchen Zwecke hiedurc nicht Abbruch gefchieht; in diefer Beziehung 
ift das geeignete Benehmen zwifchen den Miniſterien des Innern und der Ar: 
mee zu veranlaffen und einzuleiten. 

Wenn die technifchen Kompagnien zu diefem Zwecke verwendet werden, fo 
ftehen fie zu den Eivilbehörden in dem nämlichen Verhältniffe, in welchem bie 
Gendarmerie in Hinfiht ihrer Dienft:Verrichtungen zu den Polizeibehörden 
ſteht; feiner Zeit wird hierüber ein befonderes Reglement erfolgen. 

$. 5. Die Eonduetenrs follen unter der Leitung und den Befehlen der 
Bezirks-Ingenieurs vorzüglich verwendet werden, um die Öffentlichen Bauten 
jeder Art, mögen fie in Regie oder Akkord ausgeführt werden, zu beauffich 
ten und zu controliren, die MVerzeichniffe der Arbeiter und die Lohnzettel zu 
führen, das angefaufte Material-zu meffen und abzuzählen, die Verwendung 
deffellen zu verzeichnen, den Ingenieurs bei Anfertigung der Bauplane und 
Meberfchläge Beihülfe zu leiften, und zur Handhabung der Bau Polizei mitzu: 
wirken... Eine befondere Inſtruktion wird noch die näheren Beftinmungen bier: 
über feſtſetzen. 
$. 66. Wenn ein Bau:Technifer in Gemeinde:, Stiftungs⸗ oder Privat⸗ 
Angelegenheiten zu Inſpectionen und Augenſcheins-Einnahmen abgeordnet wird, 
fo müſſen die Reiſegelder und Diäten deſſelben aus den Mitteln der ‚betreffen: 
den Gemeinden, Stiftungen und Partheien vergütet werden. 

Werden jedoch von denfelben folche Infpectionen und Augenfcheine nur ge: 
legentlich anderer Gefchäftsreifen vorgenonmen, fo werden die Reifekoften der: 
:jenigen Kaffe anfgebürdet, and deren Fonds die zu infpicirenden Bauten beftrit: 
ten werden müffen, und für die Neben: ufpicirung dürfen nur die dem Zeitauf: 
wande entfprechenden Diäten vergütet werden. Bei folhen Abordnungen zum 
Behufe der aus verfchiedenen Kaffen zu beftreitenden Bauten ift für eine jede 
Reife nur eine einzige Nechnung zu ftellen, jedoch in derfeiben die Ausfcheidung 
der Fonds und der diefelben treffenden Laſten vorzunehmen, worauf die Kreis: 
Regierung diefelbe competenzmäßig feftfeben wird. 

e. Geſchäftsgang. 

$. 67. Die Bezirks-Ingenieurs berichten in allen zu ihrem Wirfunge: 
Freife gehörigen Gegenftänden an die vorgefesten Kreis-Regierungen, Kammern 
des Innern, und erhalten von diefen die erforderlichen Weifungen. 

5.68. Alle Regierungsberichte in Baugegenftänden werden unmittelbar an 
Unfer DMinifterium des Innern unter dem im $. 51 bemerften Beifage ge 
richtet, 

$. 690. Der Kreisbaurath trägt in allen gemäß den augemeinen Vorſchrif⸗ 
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ten zur eolleginlen Berathung geeigneten Baugegenftänden in der Kammer des 
Innern oder nach Umftänden in einer Plenar-Sitzung vor. Im Falle der Ab: 
wefenheit oder Verhinderung deffelben kann der Regierungs:Präfident oder def. 
fen Stellvertreter einen der beiden Kreis-Ingenieurs zuden Sitzungen beiziehen; 
diefe haben jedoch dann nur eine berathende aber Feine entfcheidende Stimme. 

$..70. Wenn bei den im vorftehenden $. bezeichneten Gegenfländen bas 
Collegium, oder bei büreaumäßig zu behandelnden Gegenfländen der General- 
Commifär einen dem techniichen Gutachten des Bauraths entgegengefegten Be— 
ſchluß faßt, fo hat der General-Commiſſär in jenen Fällen, bei welchen Feine 
Gefahr auf dem Verzuge ruht, den Entwurf des Befchluffes vor feiner Ere- 
eution dem Minifterium des Innern unter Anlage des technifchen Gutachtens 
des Referenten vorzulegen, — in Fällen dringender Gefahr aber pflichtmäßig 
die entfprechende Verfügung zu treffen, und unter gleicher Ynlage umftändliche 
Anzeige über die getroffenen Anordnungen zu machen. 

$. 71. Baugegenftände, bei welchen mehr eine Rechtsfrage oder polizei= 
liche Beziehung ald eine technifche DBeurtheilung Statt finden muß, gehören 
nicht zu dem Referate des technifchen Bauraths, fondern- werden ihm nur, 
wenn es die DVorftände für nöthig erachten, zum Correferate oder technifchen 
Gutachten zugefteltt. 

$. 72. Der Kreis:Baurath muß jährlich die fchiffbaren Flüſſe und die aus 
Etaats= oder Kreismitteln zu unterhaltenden Etraßen des Kreifes bereifen, die 
wichtigern Öffentlichen Bauten, worüber der Kreis-Regierung die obere Leitung 
zufteht , befichtigen, von dem Zuftande der an diefen Slüffen und Straßen lie 
genden Staatsgebäude, Brüden und anderen Bauobjeften Einficht nehmen, 
und über das Refultat feiner — — an die Kreis-Regierung Be— 
richt erſtatten. 

Zur Beſichtigung — Bauobjekte, welche der Kreis-⸗Baurath nicht 
beſehen kann, ſind die beiden Kreis-Ingenieurs abzuordnen. 

$. 73. Seine bei dieſer Unterſuchungs-Reiſe des Bezirks-Ingenieurs zu 
ertheilenden Kommiffions:Weifungen miüfjen mit dem genehmigten Bau:Etat- 
übereinftimmen. Hievon abweichende Kommifjionsweifungen dürfen wur in äuſ— 
ferft dringenden Fällen, wo es höchft nachtheilig feyn würde, die vorläufige 
Genehmigung der Regierung abzuwarten, unter perfönlicher Werantwortlichkeit 
des abgeordneten Kreis-Bauraths und nicht anders als fchriftlich erlaſſen wer: 
den; auch ift hierüber unverweilt Anzeige:Bericht an die Regierung zu erftatten. 

$. 74. Ein Hauptzwec der Kommiffions:Reifen des Kreis-Bauraths ift 
die Sammlung von Materialien zum Bau-Etat des folgenden Jahres. 

Als die erite Vorbereitung hiezu haben fämmtliche Polizei-Diſtriktts-Be— 
hörden zur Zeit, welche ihnen die vorgefeste Regierung befannt machen wird, 
ihre Vorfchläge über die im Bünftigen Jahre in ihrem Amtsfprengel vorzuneh— 
menden Straßen: und Warlerbau:Arbeiten an die Kammer des Innern einzus 
enden. 

Diefe Berichte dienen dem Kreis:Baurathe zum Leitfaden, um an Ort 
und Stelle mit dem einfchlägigen Polizei-Beamten und Bausngenieur und mit 
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Zuziehung des Auffeher:Perfonals in Ueberlegung zu ziehen, welche Reparatio: 
“nen oder nene Anlagen am nothwendigften feyen, und welcher Aufwand hiezu 
beiläufig erforderlich feyn dürfte. 

Auch foll der Kreis:Baurath nicht verfäumen, bei feinen Kommiſſions-Rei— 
fen gelegenheitlih mit erfahrnen Rent, Forſt- und Poftbeamten Rückſprache 
zu pflegen, und ihre Anfichten über die Nothwendigkfeit oder Verfchieblichkeit 
von Bau: Reparationen und Neubauten, über mögliche Erfparungen oder Ber: 
befferungen u. f. mw. zu vernehmen, 

$. 75. Ueber den Bau:Etat des Kreifes finden jährlich bei jeder Kreis: 
Regierung drei aus Mitgliedern der beiden Kammern zufammengefeste Sitzun—⸗ 
gen Statt, zu welchen insbefondere nebft dem Baurathe auch der Fiskal- und 
der Zorftrath beizuziehen find. 

$. 76. Die in diefeu Sihungen vorzubringenden Neferate und andere Aus- 
arbeitungen find jederzeit drei Tage vor der beftimmten Plenar-Sisung fämmt: 
lichen hiezu beftimmten Individuen zur Einficht vorzulegen; die beiden Kreis: 
Ingenieurs müſſen in diefen drei Tagen während der Büreauftunden in dem 
Rocale, wo diefe Elaborate aufgelegt werden, gegenwärtig bleiben, und den 
obengenannten Staatsbeamten die erforderlichen Auffchlüffe geben. 

$. 77. Die erfte vorbereitende Gibung hat den Zweck, auf den Grund 
der vorliegenden Notizen, Berichte und Anzeigen in Weberlegung zu ziehen: 

»welche Anftalten, Maßregeln und Verfügungen zum Unterhalte und zur 
»Merbefferung der beftehenden Bauten erforderlich ſeyen? ob die Noth— 
»mwendigfeit oder ein überwiegender Vortheil die Anlagen neuer Bauten 
»erheifche ?« 

»und welche Mittel hiezu anzuwenden feyen ?« 

Es. ift demnach forgfältig auszufcheiden und zu prüfen: 

1) was fchlechterdings nothwendig, dringend und unverfchieblich fcheine, oder 
was wohl nüslich und wünſchenswerth fenn mag, aber im Falle die Mit: 
tel nicht hinreichen, auch noch verfchoben werden kann? 

2) Welche von den auszuführenden Bauten nach Gefenen, Herkommen oder 
Verträgen ausfchließend oder doch zum Theile dem Staatsärar zur Laſt 
falten ? 

s) Endlich, was in rechtlicher, pofizeilicher und flnatswirthfchaftlicher Be: 
ziehung hinfichtlich jener Bauten zu verfügen fey, welche ganz oder doch 
zum Theile durch die Eoncurrenz von Privaten, Gemeinden oder Etif: 
tungen hergeftelft werden follen ? 

Ueber diefe Berathungen ift ein umftändliches und wohl motivirted Proto— 
coll abzuhalten, und in der Folge mit den Etats-Vorſchlägen einzufenden. 

$. 78. In Mebereinftimmung mit den vorläufig gefaßten Befchlüffen müſ— 
fen die Bezirks-Ingenieurs zur Anfertigung ihrer Special-Etatsfoften-Ueber: 
fchläge und Plane inftruirt, die von ihnen eingefendeten Produfte revidirt und 
zurechtgefteltt, und endlich von dem Kreis:Baurathe zur Redaction der Kreis: 
bau:Etats in der vorgefchriebenen Form benust werden. 

Ein wefentliches Erforderniß der von den Bau⸗Inſpectionen anzufertigenden 


- 
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Special:Etats ift es, daß fie für jeden Landgerichts: und Rentamtsbezirk ab: 
gefondert angelegt, und bis in das Einzelne gehörig ausgebildet feyen.. 

$. 79. Ueber den zufammengefesten Kreisbaus@tat läßt fih Unfere Re: 
gierung in einer zweiten Sigung umfländlichen Vortrag erftatten, und ſendet 
ſonach denfelben nebft allen dazu gehörigen Special-Etats-Planen und Ueber: 
fichten mit ihrem wohlbemeffenen Berichte und Gutachten an Unfer Staats: 
Minifterium des Innern ein. 

$. 80. Die Beftimmung der Zeit, warn die Reifen von dem Kreis-Bau— 
rathe vorzunehmen, die Berathungen über den Kreisbau-@tat zu pflegen, und 
die Special:Etats von dem Bezirks-Ingenieur anzufertigen find, muß ſich nach 
dem Termin richten, welcher zur Cinfendung des Etats an Unfer Staatd« 
Minifterium des Innern feftgefest ift. 

$. 81. Bei der Genehmigung der Kreisbau:Etats werden Wir genau be 
zeichnen: 

a. welhe Summe auf die Unterhaltung, 
b. welche Summe auf neue Anlagen des Waſſer-, Brücden:, Straßen: und 
Landbaues verwendet werden darf. 

Diefe Unfere alferhöchften Beſchlüſſe werden in einer dritten zufammen- 
gefesten Sisung der beiden Regierungs: Kammern vorgetragen, bie zur Aus⸗ 
führung nöthigen Maßregeln berathen, die etwa erforderlichen Concurrenzen 
der Steuerpflichtigen des Kreiſes ausgeſchrieben, und die genehmigten Eriftenz- 
Summen unter genauer Bezeichnung der Gegenftände, worauf fie zu verwenden 
find, den einfchlägigen Aemtern und Kaffen zur Anmeifung in den erforderlis 
chen Raten bekannt gemacht. 

Zugleich ift fämmtlichen Landgerichts: und Polizeibehörden ausführliche 
umd genaue Nachricht zu ertheilen, welche Waſſer⸗, Brücken- und Straßen: 
bauten nach dem genehmigten Bau:Etat in ihrem Amtsfprengel vorgenommen 
werden follen. 

Don den genehmigten Landbauten muß denjenigen Stellen und Aemtern 
Kenntnif gegeben werden, welche die Gebäude benühen, für welche diefe Bau: 
ten angeordnet werden. 

6.82. Unfere Regierung hat hienach forgfältig darüber zu wachen, daß 
die genehmigten Bauten, Reparationen ıc. genau nach den ertheilten Vorſchrif⸗ 
ten ausgeführt, die Etats pünktlich eingehalten, und auf keine Weiſe über— 
ſchritten werden, vorzüglich daß die auf die einzelnen Abtheilungen des Waſ⸗ 
ſer⸗, Brücken-, Strafen: und Land-Baues angewieſenen Summen auch hiefür 
verwendet, und nicht willkührlich ohne vorher erholte Genehmigung auf andere 
Gegenſtände übertragen werden, in ſo ferne ſie nicht in die Kathegorie der im 
$. 59 bezeichneten Erſparungen gehören. 

$. 83. Wenn -aufferordentliche unvorhergefehene Faͤlle oder Elementar-Er- 
eigniffe einen Bau nothwendig veranlaffen, welcher bei der Etatsanfertigung 
noch. nicht berüctfichtiget werden konnte, fo iſt hierüber gleichfalls in einer ges 
meinſchaftlichen Sigung Vortrag und Gutachten an Unfer Staats:Minifte: 
rium des Innern zu erftatten. Ä 23 
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Wenn Gefahr auf dem Verzuge haftet, Pann Unfere Negierung nach der 
ihr für ſolche Zälfe im Allgemeinen eingeräumten Competenz Vorſchüſſe auf 
Rechnung des nachhin zu erwähnenden Refervefonds anweifen, 

$. 84. ‚Es wird nämlich jährlich für jeden Kreis ein Special:Refervefond 
und bei der Eentral:Staatsfaffe ein Haupt-Bau-Reſervefond feftgefeut werden. 

Durch den. erften werden Eleinere Ausfälle bei den einzelnen Bau-Gegen— 
ftänden und minder wichtige im Laufe des Jahres vorfallende, früher nicht vor= 
gefehene Reparaturen gededt, worüber die Regierung aus eigener Competenz 
verfügt, und bloß Anzeigebericht erftattet. 

Diefer Special:Refervefond wird auf 5 Procente der Hauptſumme feſt⸗ 
geſetzt. 

$. 85. Um über die genehmigten Etat3:Pofitionen und deren altmählige 
Verwendung, über die erfolgten Nachgenehmigungen und Anweifungen auf den 
Reſervefond, über die Transferirungen ꝛc. beftändig eine klare und fchnelfe 
Ueberficht zu erhalten, hat die Regierung hiefür ein eigenes hi 
zu führen. | 

Mas übrigens die Verrechnung der einzelnen Bauten, die Stellimg der 
Haupt:Rechnungen, die Legitimationen und Gontrafignirung der Arbeits-Eonti, 
die Bezahlung und Controle der Ausgaben, die Revifion der Rechnungen, die 
Anftellung der Arbeitsleute bei Bauten , die Beraccordirung der Fuhren und ans 
derer Arbeiten ꝛc. betrifft, fo bleibt es bis zu weiterer Verfügung bei den bie: 
herigen Inſtructionen und Vorſchriften, in fo weit nicht fchon gegenwärtige 
Entfchließung hierin eine Abänderung zur Folge hat. 

$. 86. Der Gefchäftsgang der Bezirks-Ingenieurs richtet ſich vorläufig 
ganz nach den für die Juſpektoren bisher beſtandenen Juſtructionen, welche je: 
doch ——— der Reviſion unterworfen werden ſollen. 


Schlunß. 


$. 87. Gegenwärtige Verordnung tritt erſt mit dem Etat-Jahre 18754, in 
volle Kraft, 

$. 88. Die auf das Perfonale der Kreis:Regierungen ſich beziehenden Be⸗ 
ſtimmungen werden jedoch ſchon mit dem dritten Quartal dieſes Etats: Jahres 
in Vollzug gefeht. 

6. 89. Alles, was auf die Ausführung ber in den Etats von 18%/%, aufge: 
nommenen Staatsbauten Bezug hat, wird von den Kammern der Finanzen be= 
forgt; die Anfertigung der Bau-Etats für 18%, reffortirt dagegen jchon im 
Laufe diefes VerwaltungssFahres zu den Kammern des Innern, und Wir er: 
warten, daß diefe die Etats rechtzeitig vorbereiten werden. 

95.9. Ganz nach der nämlichen Abrheilung wird das bis zum Testen Sep: 
tember 1826 fortbeftehende Dinifterial-Bau-Büreau die auf 1846 Bezug haben- 
den Gegenftände des Staats:Bauwefens dem Staate-Minifterium der Finanzen, 
die auf 18%, bezüglichen Elaborate und Berichte aber dem Staats-Miniſterium 
des Innern ‚vorlegen. 


Der dem Letztern für das gefammte Bauweſen beigegebene Miniſterial-Rath 
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hat im Laufe diefes Verwaltungs: Jahres bei dem Staats-Miniſterinm der Fi: 
nanzen noch alle dahin reffortirenden Baugegenftände zu bearbeiten. 

Das Bau:Commiffariat des Innern bleibt bis zum 50. September 1826 in 
feiner Stellung und feinem Wirkungskreiſe unverändert. 

Unfere Staats-Minifter des Innern und der Finanzen find mit dem Boll: 
zuge gegenwärtiger Verordnung beauftragt, welche durch das Regierungs: 
blatt bekannt gemacht werden foll, 


Sn Beziehung auf Eintheilung der Ingenieurd-Bezirke erfchien 
dann im Kreis-Intelligenzblatte von 1826, S. 562, folgende 
Verfügung: 

Durch allerhöchſtes Reſcript vom 51. vorigen Monats, haben Seine Ma: 
jeftät der König die unmittelbare Leitung und Führung des gefammten öffent: 
lichen Baumefens im Rheinfreife, (mit Ausnahme der Militär: und Salinenz, 
bauten) welches aus den Sonden des Staates, des Kreifes und der Gemein 
den beftritten wird, vier Bezirks:ingenieuren, denen Bau:Eonducteure zuge: 
theilt find, alfergnädigft zu übertragen geruht. 

Der Ingenieurs-Bezirk Speyer erftredt fich über die Kand:Commiffariate: 
Diftricte Speyer, Frankenthal und Neuftadt; der Ingenieurs-Bezirk Landan 
umfaßt die Land:Commiffariats:Diftricte Landau Germersheim und Bergza— 
bern; der Ingenieurs-Bezirk Kaiferslautern dehnt fich über die Land-Commiſ— 
fariats-Diftricte Kaiferstautern, Kirchheimbolanden und -Kufel aus, und der 
Ingenieurs-Bezirk Zweibrücen begreift die Land:Commiffariats:Diftricte Zwei— 
brüden, Pirmafens und Homburg in fich. 


Sodann gehört hieher eine Verfügung über das Gemeinde- und 
Stiftungsd-Baumwefen im Kreis-Intelligenzblatte 1826, ©. 574. 
Mit Beziehung auf die in dem Kreis-ntelligenzblatte Nro. 110 bekannt 
gemachte Eintheilung der Ingenieurs-Bezirke werden folgende Vorfchriften über 
die Fünftige Behandlung des Gemeinde: und Stiftungs-Bauweſens ertheilt: 
D Nach der alferhöchiten Verordnung vom 26. Dezember 1825 ftehen alle 
Bauten der Gemeinden und Stiftungen unter der unmittelbaren Leitung 
der neu gebildeten Bezirfsbaubehörden. — Hievon bilden fediglich Repa— 
raturen von geringerem Belange, deren Koften die Summe von einhuns 
dert Gulden nicht übertreffen, eine Ausnahme; letztere können von den 
Fönigl. Land:Commiffariaten, ohne Zuthun der königl. Ingenieure, aus 
thorifirt und ausgeführt werden. 
Die Pläne, Bedingnißhefte und Koftenberechnungen über Neubauten 
‚und über bedeutendere, die Summe von fünfhundert Gulden überfteigende 
Reparaturen werden von den königl. Ingenieuren aufgeftellt; die An— 
fchläge und Bedingnißhefte über minder anfehnliche, unter dem Betrage 


von 500 fl. bleibende Ausbeſſerungen Eönnen von fähigen. Baumeiftern 
Dr. Eiebenpfeiffer’s 25 
Haudbuch der Verfaſſung 3%. 
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und Handwerfern verfaßt werden, müffen aber, in fo ferne fie das be- 
flimmte Marimum von 100 fl. überfteigen,, vor ihrer Ausführung von den 
Bezirks-Ingenieuren revidirt und gutgeheifen werden. Bei Aufftellung 
der definitiven Aufnahme und der etwa zu fertigenden Abfchlagzahlungs: 
Gertificate findet gleiches Verfahren Statt. 

Die Neubauten bedürfen nicht allein der fpeziellen Genehmigung der un: 
terzeichneten Stelle (k. Regierung) vor ihrer Ausführung, fondern es 
Fann felbft die Weifung zur Anfertigung des Planes, Bedingnifheftes 
und Koftenanfchlages nur von der königl. EINE an die Fönigl. 
Bezirks-Ingenieure erlaffen werden. 

In folhen Fällen ift alfo jedesmal von den Eönigl. Land-Commiſſa⸗— 
riaten ein vorläufiger Bericht zu erftatten, und in demfelben find das Be: 
dürfniß oder der Nuten des Baues, fo wie die Mittel zur Ausführung 
nad vorläufiger Vernehmung der betreffenden Localbehörden umftändlich 
zu erörtern. 

Bei großen, Neubauten gleichkommenden Reparaturen, welche mehr 
als 500 fl. Foften, können ſich zwar die Fönigl. Land:Commiffariate direct 
mit den Fönigl. Bezirks-Ingenieuren benchmen, allein auch hier bedarf 
ed, vor der Ausführung , der dieffeitigen Genehmigung. 

Die königl. Bezirks-Ingenieure fenden diefe Elaborate mit guracht: 
lichen Berichten anher ein. 

Die königl. Ingenieure oder die königl. Bau-Conducteure werden bei ih: 
ren Rocalbefichtigungen fich jederzeit mit den Vorftänden der betheiligten 
Gemeinden und Stiftungsverwaltungen über die Örtlihen Verhältniſſe 
und Bedürfniffe benehmen, welche bei Anfertigung der Baupläne, Ko: 
ftenanfchläge und Bedingnißhefte berückfichtigt werden müſſen. 

Der Berfleigerung von anfehnlihen Neubauten follen entweder die 
königl. Bezirks-Ingenieure, oder die von ihnen delegirten Bau-⸗Conduc⸗ 
teure beimohnen, um darüber zu wachen, daß Feine unzwecdmäßigen Be: 
dingungen aufgenommen werden. 

Die Diätenjournale für die beſonderen, in Gemeinde: und Stiftungsbaus 


Angelegenheiten gemachten Reifen der Baubeamten, werden jederzeit von 


den Ingenieuren vorerft der unterzeichneten Regierung zur Revifion vor: 
gelegt, und fodann den Land:Commiffariaten zur Veranlaſſung der Zah: 
lungsanweiſung zugefertigt werben. 

Zur Vermeidung von befonderen Koften find die für die Rocalauf: 
nahme nöthigen Zaglöhner von den Vorftänden der betreffenden Gemein: 
den und Stiftungsverwaltungen zu requiriren. 

Die Aufftellung der Kautonal:Wegauffeher kann Pünftig von den königl. 
Land:Commiffariaten nur gemeinfchaftlich mit den Eönigl. Bezirks-Inge— 
nieuren gefchehen, umd diefe Individuen haben Cunbefchadet ihrer Unter: 
ordnung unter die Fönigl, Land-Commiſſariate) rüdfichtlich ihrer tech: 
nischen Werrichtungen ganz den MWeifungen der Fönigl. Ingenieure 
oder der königl. Bau-Conducteure nachzukommen. Die Fünigl. Ins 
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genieure find befugt, dergleichen Uuffeher , welche Feine Brauchbarfeit be: 
ſitzen, benehmlich mit den königl. Rand:Commiffariaten, von ihren Stel 
len zu entfernen, und andere hiezu geeignete Individuen zu verwenden. 

Soltten ſich hier abweichende Anfichten zwifchen den königl. Land: 
Eommiffariaten und den technifchen Behörden ergeben, fo werden beide ab: 
gefonderte Berichte hierüber anher erftatten. 

7) Bon allen Reparaturen, worüber von den königl. Bezirks-Ingenieuren 
nach $. 1 Koftenanfchläge anzufertigen find, müffen dieſelben durch die 
Fönigl. Land:Commiffariate, in der Regel, fpäteftens im Monate Auguft 
eines jeden Jahres in Kenntniß gefegt werden, damit fie bei der Herbſt— 
bereifung die erforderlichen Kocalbefichtigungen machen, und im Laufe des 
Spätherbftes und Winter die Pläne nnd Voranfchläge anfertigen Fünnen. 

Die Anträge auf Ausführung von Neubauten aber müffen von den 
königl. Land-Commiffariaten längftens bis Ende Juli des vorhergehenden 
Jahres mit den Berichten und Verhandlungen der Rocalbehörden anher 
vorgelegt werden, damit bie königl. Bezirke: “Ingenieure rechtzeitig die 
erforderlichen Weifungen erhalten Eönnen. 

Sollten diefe Bauanfchläge zur Zeit, während — die Büdgets 
der Gemeinden und Stiftungen abgeſchloſſen werden, noch nicht beendigt 
ſeyn, fo haben die königl. Bezirks-Ingenieure den königl. Land-Commiſ— 
ſariaten den ungefähren Koſtenbedarf anzugeben, damit dieſelben in die 
Bügets aufgenommen werden. 


Durch Verfuͤgung vom 9. Januar 1829 (Int. S. 28) wurde 
die Competenz der Polizeibehörden von 100 fl. auf 500 fl. aus» 
gedehnt. 


Am 25. Suni 1830 (Int. S. 238) wurde die Inſtruction zur 


Prüfung der Candidaten im Bauweſen alſo befannt gemacht : 

Nach alterhöchfter Verordnung von 14. Februar I. J. (Regierungsblatt vom 
20. Febr. N. 7), die Einrichtung des Bauweſens betreffend, haben fich die Kan: 
didaten des Staatsbaudienftes, fo wie alle diejenigen, welche fich der Profeffion 
eines Architekten, eines Maurer, Zimmer- oder Steinhauermeifterd widmen 
wollen , vorerft einer Prüfung zu unterwerfen, wozu eine Inftruction entworfen 
ift, welche man, nachdem fie die allerhöchſte Beftätigung erhalten hat, nachite: 
hend mit dem Anhange zur allgemeinen Kenntniß bringt, daß die nächte Prüs 
fung für den Staatsbaudienft am Mittwoch nach Oftern 1831 bei der oberften 
Baubehörde Statt finden werde, und daß der Abfchnitt B der Inftruction nicht 
auf diejenigen Individuen zu beziehen fey, welche das Gewerbe eines Baumei> 
fterd oder Bauprofeffioniften im Rheinfreife auszuüben gedenfen. 

Diejenigen Bautechniker, welche fich der im $. 34 der Inftruction vorge: 
fchriebenen Prüfung am Sige der unterzeichneten Stelle (k. Regierung) zu un: 
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terwerfen wünſchen, ſey es, daß ſie ſich als ſelbſtſtändige Architekten in den ältern 
Kreiſen des Königreichs niederlaſſen, oder weil fie überhaupt ein Fähigkeits— 
atteft erlangen wollen, werden zu diefem Zwecke in ENTE Bekanntmachung 
rechtzeitig aufgerufen werden. 


Inſtruction zu den Pruͤfungen fuͤr das Bauweſen im 
Koͤnigreich Bayern. 


A. Die Prüfungen beider oberſten Baubehörde 
für den Staatsbaudienft 


$.1. Es findet alfe Fahre bei der oberften Baubehörde eine Prüfung für 
die Gandidaten des Staatsbaudienftes Statt, und zwar in zwei Abtheilungen, 
nämlich für diejenigen, welche ſich der Civilbaukunſt, und für diejenigen, welche 
fih der Straßen:, Brücken- und Wafferbaukfunde widmen, 

52. Der Anfangstermin diefer Prüfungen wird wenigftens drei Monate 
zuvor durch das N egierungsblatt und durch die Kreisintelligenzblätter be: 
Fannt gemacht werden. In der Megel wird hiezu der Mittwoch nach Oftern be: 
flimmt werden. 

$. 5. Es flieht jedem Candidaten des Staatsbandienftes frei, je nach dem 
befonderen Sache, das er fich gewählt hat, die eine oder die andere der $. 1 er: 
wähnten Prüfungen abzulegen. 

Nur diejenigen Gandidaten des Baufaches , welche zu den höheren Stellen 
in der Bauverwaltung bei den Kreisregierungen und der oberften Baubehörbde 
adfpiriren, find verbunden, ſich der Prüfung aus beiden Fächern zu unterziehen. 
Jedoch fteht es jedem derfelben frei, der einen oder der andern diefer Prüfun: 
gen fich zu verfchiedenen Zeitepochen zu unterziehen. 

$. 4 Als DVorbedingung der Admiffion zu diefen Prüfungen hat jeder 
Gandidat für den höhern Staatsbaudienft ein Zeugniß über das vollendete Stu: 
dium der alfgemeinen Wiffenfchaften an einer Univerfität oder Lyceum nebft ei: 
nem Sittenzeugniffe beizubringen und außerdem noch einige Proben feiner Zer- 
tigfeit im Beichnen vorzulegen. 

Für die Gandidaten, welche fih auf den antern Staatsdienft im Baufache 
befchränfen wollen , genügt, flatt des erfterwähnten Studienzeugniffes, das Gym: 
nafial:Abfolutorium nebft dem Sittenzeugniffe und den entfprechenden Beichnungs- 
proben. 

$.5. Die Eandidaten, welche an einer Prüfung Theil nehmen wolfen, has 
ben ihre desfalffigen Gefuche nebft den im vorigen $. vorgefchriebenen Beugniffen 
drei Monate vor dem Anfangstermine bei der Regierung desjenigen Kreifes, in 
welchem fie anfäßig find, einzureichen. Die Regierung hat diefelben au das 
Fönigl. Staatsminifterium des Innern einzufenden, die oberfte Baubehörde 
hat Form und Inhalt derfelben ftrenge zu prüfen, und wenn folche genügend ge: 
funden werden, die Admiflionsdecrete auszufertigen, welche den Berheiligten 
fpäteftens. 12 Tage vor Eröffnung der Prüfung durch die Regierungen zugefer= 
tigt werden. 
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Normen für diefe Prüfungen; Aufficht und Disciplim bei 
denfelben. 


$.6. Die Prüfungen für den Staatsbaudienft gefchehen unter der befon- 
dern Leitung und Aufficht eines hiezu committirten ee der oberften Bau: 
behörde. 


$.7. Um für die Zukunft eine beſtimmte Slei farmigreit bei diefen Prü- 
fungen herzuftellen, werden die Fächer, aus melden die Aufgaben und Fragen 
geftellt werden, fo wie die Anzahl der Fragen aus jeder Wiffenfchaft feftgefest 
und zwar wie folgt: 


$. 8. Die Fächer, aus welchen die Fragen bei den Prüfungen für den Ci— 
vilbaudienft gegeben werden, find folgende : 
1. Arithmetik und "Algebra (bis incl. zur Lehre von den Gleichungen des 
2ten Era) 2 ee ee.  B Brage. 
2. Mathematif, (Geometrie, Stereometrie, Trigonometrie 
und Curvenlehree. 6 Zragen. 
3. Statik und Mechaniiiii. 4 Bragen. 
4. Phyſik BE ee 
5. Lehre von den Baumaterialien. 6 8ragen. 
6. Conſtructionslehre.. .. 6 ZFragen. 
7. Theorie der Säulen und des ariechiſche Tempels .  . 4 Bragen. 
8. Ausarbeitung eines gegebenen Programmes aus der bürger: 
lichen Baukunſt. 
9. Ausarbeitung eines Programmes aus der Prachtbanfunft. 
10. Ausarbeitung eines folchen aus der Ornamentenlehre. 
Zwei der sub 8 — 10 bezeichneten Programme wer: 
den ald Skizzen nun leicht behandelt, eins aber wird nach 
jedesmaliger Beftimmung in allen feinen Theilen ausgear: 
beitet; legteres wird für 12 Fragen gezählt, jedes der bei- 
den andern für 4 Tragen; alle 3 zufammen gelten alfo für . 20 ragen, 
11. Berfaffung des Koftenanfchlages zu einem der sub Nro. 8 
et 9 erwähnten Programme allt für - 20.8 ragen 
12. Ein fchriftliher Auffas über einen Gegenflaud aus der Ge: 
ſchichte der Architektur, gilt für. 0 0 ee. 5 Bragen. 


Am Ganıen - 62 Fragen, 
$. 9. Die Sächer, aus welchen die Fragen für die Prüfungen zu dem 
Straßen: , Brücken- und Wafferbaudienft gegeben werden , find folgende: 

1. Arithmetif und Algebra (bis incl. zur Lehre von den Gleichungen des 
2ten Grade) . 020. . ee. 8 Fragen. 

2. Mathematif, (Geometrie, Sterenmetrie, Zrigonometrie 
nnd Eurvenlehre) at te 20 Fragen. 
3. Statit und Mechani. ee 6 Fragen. 
4. Hydroſtatik und Hydrauli. 6 Zragen. 
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5, Phyſik 4 Fragen,. 
6. Lehre von den Baumaterialien. 38ragen, 
7. Straßenbau 
8, Brücenbau 10 Zragen, 
9. Flußbau 
10. Ausarbeitung eines gegebenen Programmes über einen Bau 

aus den letzterwähnten 3 Fächern nach allen feinen Theilen, 

gilt für — 9 Fragen, 
11. Verfaſſung des Koftenanfchlages zu diefem Programm, gilt 
für . . . . , , e . . . . 3 Sragen, 
Ein ſchriftlicher Aufſatz über einen auf die Gefchichte und 
das Studium dieſer Wilfenfchaft Bezug habenden Gegen: 
een ee 38ragen. 


Im Ganzen » 2° 62 Fragen, 


$. 10. Die Fragen und Aufgaben für jede diefer Prüfungen werden von 
ber oberften Baubehörde beftimmt und bleiben fodann im Werwahre des Vor: 
ftandes derfelben, 


$. 11, Um die für diefe Prüfung entftehenden Arbeiten zu vermindern und 
gu vereinfachen, wird beflimmt, daß die beiden $$. 8 et 9 erwähnten Prüfungen 
immer zu gleicher Zeit gehalten werden ſollen; die Fragen aus den allgemeinen 
Fächern werden fodann, fo weit fie nach den nähern Beftimmungen der $$. 8 
et 9 bei beiden Abtheilungen diefelben find, von den fämmtlichen Eandidaten ges 
meinfchaftlich beantwortet; die Fragen und Ausarbeitungen aber, welche nur zu 
einer der beiden Abtheilung gehören, werden den Candidaten einer jeden diefer 
Abtheilungen Tag um Tag alternirend befonders mitgetheilt, damit diejenigen 
Candidaten, welche fich der Prüfung aus beiden Baufächern unterziehen wol: 
len, diefe Prüfung auch in dem nämlichen Termine beftehen Pönnen, 


6. 12. An dem beftimmten Zage haben fich die fämmtlihen Eandidaten 
bei dem von der oberften Baubehörde ernannten Commiffär zu melden, und ihre 
Admiffionsdefrete nebft den Zeichnungsproben Clegtere zur Prüfung) vorzulegen, 


$. 13. Der mit der Leitung und Aufficht der Prüfung beauftragte Eom: 
mirfär erhält an jedem Morgen fo viele Fragen, ald muthmaßlih an einem 
Zage beantwortet werden können, von dem DVorftande der oberften Baubehörde 
verfehloffen zugeftellt, eröffnet biefe in Gegenwart der fämmtlihen Eandidaten 
und theilt ihnen diefelben ſucceſſive mit. 


6.14. Die Beantwortung der Fragen und Wusarbeitung der Programme 
geſchieht in einem gemeinfchaftlihen , von der oberften Baubehörde hiezu be: 
flimmten und eingerichteten Loecale. 


Nur die Bearbeitung des Hayptpregrammes bei der Prüfung für den Ei: 
pifbau= ſowohl, als für den Strafen: und Waſſerbaudienſt, Bann von einem je: 
den zu Haufe gefchehen,, nachdem zuvor die Skizze dazu im Prüfungslocale ent: 
mworfen und dem Commiffär übergeben wurde‘; jedoch wird von einem jeden Can; 


12 


* 
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didaten das Handgelübde verlangt, daß er die Arbeiten felbft und obne alle 
fremde Hülfe gemacht habe. Die Programme werden am erften Tage der Prü: 
fung mitgetheilt, wo die oben erwähnten Skizzen fogleich entworfen und über: 
geben werden müſſen. Zu der Einreichung der ausgearbeiteten Programme wird 
aber ein Termin von zwei Monaten, von Beendigung der Prüfung an gerechnet, 
beftimmt ; nach welchem die Genfur der gefammten Prüfungs:Elaborate vorge: 
nommen werden wird. 

$. 15. Die zu der Prüfung beftimmten Stunden find von.6 bie 12 > ur Bor: 
mittags und von 3 bis 7 Uhr Nachmittags ; die Reihenfolge der Pläbe im Prü- 
fungslocale wird durch das Loos feftgefest, und von dem Tage der Eröffnung 
der Prüfung an wird an einem Werktage mehr ausgeſetzt, big die Prüfung 
ganz beendet ift. 


$. 16. Die Beantwortung der Fragen muß von einem Jeden ohne alle 
fremde Hülfe, ohne Benützung von Büchern und gefchriebenen Heften, unter den 
Augen des Commiffärs gefchehen. Es kann daher auch nicht geftattet werden, 
daß fi die Eandidaten im Prüfungslocale leiſe befprechenz noch weniger darf 
einem an der Prüfung nicht Theilnehmenden der Zutritt in das Locale geftattet 
werden, 


$. 17. Kein Candidat darf das Locale der Prüfung früher verlaffen, als 
bis er dem Commifjär die fchriftliche Beantwortung der zufegt mitgelheilten Fra— 
gen eingehändigt hat. Die übergebenen Beantwortungen nimmt der Commiſſär 
in Verwahr und darf fie unter Feinem Vorwande wieder in die Hände des Be: 
antworters zurücgeben, wenn biefer einmal das Locale der Prüfung verlaffen 
hat. 

Der Eommiffär verläßt das Locale nicht eher, bis felbft der lebte Candidat 
die Beantwortug der mitgetheilten Fragen übergeben hat. 


$. 18. Nach Beendigung der Prüfung an jedem Tage werden die eingelie- 
ferten Beantwortungen und Probearbeiten verflegelt dem Vorſtande der oberften 
Baubehörde übergeben. 

$. 19. Zritt der Fall ein, daß einer der an der Prüfung theilnehmenden 
Gandidaten durch Unpäßlichkeit oder andere triftige Gründe, (wovon er jedoch 
unverzüglich den Commiffär in Kenntniß zu ſetzen hat ,) einen oder mehrere Tage 
verhindert würde, bei der Prüfung zu erfcheinen, fo hat der Commiffär fogleich 
die fchriftliche Anzeige davon an die oberfle Baubehörde zu machen, welche fo: 
dann nach Befund der Umftände eine gleiche Anzahl äguivalenter Fragen beſtim— 
men wird, die nad) Beendigung der Prüfung von den fo verhinderten Indivi: 
duen, unter Aufficht des Commiſſärs, auf gleiche Weife beantwortet werden 
müffen. 

Menn aber ein Candidat ohne zureichende Entfchuldigung auch nur einen Tag 
von der Prüfung wegbleibt, fo kann er bei dieſer Prüfung nicht mit eingerech— 
net werden. 

9. 20. Der Commiſſär iſt dafür verantwortlich, daß die in den $$. 12 bis 
19 enthaltenen Veſtimmungen gewiffenhaft und genan in Vollzug geſetzt werden, 
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$. 21. Die von den Candidaten vorgelegten Zeugniſſe und Zeichnungspro= 
ben bleiben bei der oberften Baubehörde deponirt und werden mit dem Zeug: 
niffe über das Refultat der Prüfung jedem wieder zurückgeſtellt. 


Eenfur der Prüfungsarbeiten, Claffifiecation der Candi- 
daten, Zeugniffe, 


$. 22. Die Cenſur der Beantwortungen und Ausarbeitungen gefchieht 
durch eine aus drei Mitgliedern der oberften Baubehörde beftehende Commif: 
fion, welche unverzüglich nach Einlieferung der Programme ihre Arbeiten bes 
ginnt, 
$. 35. Jede einzelne Beantwortung oder RER wird befonders 
eenfirt und erhält eine eigene Note, 
$: 24. Für die gleichmäßige Beurtheilung dr Arbeiten werden folgende 
Genfurnoten feftgefeht : 
eine vollkommen befriedigende, den Gegenftand erfchöpfende Beantwortung 
oder Ausarbeitung rbält 0 ee ee Motel. 
eine gute Beantwortung oder Ausarbeitung » “+. Motte 
eine unvolfländie 2 ee er Moe: 
und eine unvichtig verfehlte oder ganz hinmweggelaffene „ . Note 7. 
Iſt eine Antwort oder Ausarbeitung fo befchaffen, daß fie nicht mit Be: 
flimmtheit unter eine der bier bezeichneten Gategorien rubrieirt werden Fam, 
fo hat fich die Prüfungscommiffion der dazwifchen fallenden Zahlen als Cenſur 
zu bedienen, 
$. 25. Die Zahlen der fämmtlichen Genfurnoten eines jeden an der Prü— 
fung theilnehmenden Gandidaten werden zufammengezählt, und hiernach be: 
flimmt fich die Reihenfolge oder Elaffification der Eandidaten, fo zwar, daß 
der Menigftzählende den erften, der Meiftzählende den Testen Play erhält. 
Tritt der Fall ein, daß zwei oder mehrere Candidaten diefelbe Gefammt: 
cenfurzahl haben, fo hat die Prüfungscommiffion nach nochmaliger Durchficht 
der fo gleich ftehenden Arbeiten, über die Reihenfolge derfelben zu entfcheiden. 
$. 26, Um das Zeugniß der beftandenen Prüfung zu erhalten, wird 
feitgefest, daß das Gefammtrefultat der Prüfung (d. h. das Produkt, welches 
man erhält, wenn man die Summe der Genfurnoten eines jeden mit der Anzahl 
der Fragen theilt) höchftens vier fey. Wenn das Gefammtrefultat mehr als 
vier beträgt, fo wird die Prüfung als ungenügend erfannt und der Betheiligte, 
als nicht beftanden habend, zurücigewiefen, jedoch ift es einem folchen unbe: 
nommen, ſich noch einmal bei einer fpätern Prüfung wieder zu melden, 


$. 27. Nach Beendigung der Genfurarbeiten erftattet die Prüfungscommif: 
fion einen ausführlichen Bericht über das Refultat der Prüfung und die daraus 
hervorgehende Glafjification der Gandidaten an die oberfte Baubehörde, welde, 
nachdem fie darüber einen Befchluß gefaßt hat, die vorfchriftsmäßige Anzeige 
davon an den Fönigl. Staatsminifter des Innern erftattet und fodann die Zeug: 
piffe an die Berheiligten ansftellt. 
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Aufnahme der Praftifanten, Verwendung und fernere | 
Ausbildung derfelben. 


$. 28. Jeder, der das Zengniß der beftandenen Prüfung erhalten hat, 
tritt in der Regel in die Reihe der Baupractifanten, entweder für das ge: 
fanımte Bauwefen, wenn er die Prüfung aus beiden Abtheilungen, oder für das 
Eivilbauwefen, oder für das Straßen:, Brüden: und Wafferbaumefen, je nach: 
dem er nur die Prüfung aus einer oder der andern diefer Abtheilungen abge: 
legt hat. 

Seder Praktikant ift als folcher verbunden, fich die zu feinem Fünftigen Be: 
rufe erforderlichen praftifchen und Gefchäftsfenntniffe und Erfahrungen bei ei: 
ner königl. Baubehörde zu erwerben. Die Wahl, bei welcher ein jeder diefe 
feine Praris antreten will, fteht jedem frei, 


Die oberfte Baubehörde führt tiber die fämmtlichen Praktikanten ein Vor— 
merfungsbuch, in welches diefelben in jedem Jahre nach der Reihenfolge ihrer 
Elaffification eingetragen werden.‘ 


$. 29, Die oberſte Baubehörde wird für die zwedmäßige Befchäftigung 
und Derwendung, fo wie für die fernere Ausbildung derjenigen Praktikanten, 
welche fich die erforderlichen technifchen Kenntniffe erworben haben, Sorge tra= 
gen, indem fie diefelben nach Maßgabe des vorhandenen Bedürfniffes den äuſ— 
fern Baubehörden zur Verwendung bei der Aufficht von Neubauten, zur Unter: 
ſtützung der Beamten bei technifchen Arbeiten und zur Aushülfe bei den Zeich— 
nungsgefchäften im Büreau zutheilt; wobei diefelben nach den bereits hierüber 
beftehenden Beftimmungen auch Anfprüce auf Vergütung und Zaggelder haben. 


$. 30, Diejenigen Praktikanten, welche den äußern Beamten auf die im 
vorigen $. erwähnte Weiſe zugetheilt werden, müſſen aber vorerft verpflichtet 
werden, und ihre Arbeiten und Verrichtungen haben fodann auch amtliche Wir: 
Fung. 


Diefe Praktikanten haben halbjährig am 1. Januar und am 1. Juli einen 
ausführlichen Bericht fiber ihre Verwendung, über die Gefchichte der Bauten, 
bei deren Anfficht fie verwendet waren, und über die dabei gemachten Erfah: 
rungen, unmittelbar an die oberfte Baubehörde zu erflatten. 


$. 31. Einige ausgezeichnete Praktikanten Pönnen, wie bisher, aus dem 
alferhöchft hiezu genehmigten Fond mit Stipendien und Unterftügungen zu bau: 
wiffenfchaftlichen Reifen bedacht werben. 


$. 32. Es wird übrigend vorausgefest , daß die Praftifanten die Zeit ih: 
rer Praris ald eine Gelegenheit, fich für ihren künftigen Beruf auszubilden und 
fih die dazu nöthigen Kenntniffe und Erfahrungen zu fammeln, nicht aber als 
ein Mittel, ihre Subfiftenz zu fichern, betrachten, und daß fie bei der Wahl die: 
ſes Berufs vorher wohl überlegen werden, ob ihr Unterhalt bis zur wirklichen 
Anftellung, zum Theil wenigftens, durch ihre eigenen Mittel gedeckt fey. 
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B. Die Prüfungen bei den königl. Kreisregierungen 
der Civilarditeften, dann der Maurer-, Zimmers 
und Steinmegmeifter. 


$. 35. Unter Civilarchitekten werden diejenigen verftanden, welche fich mit 
Anfertigung von Plänen zu neuen Gebäuden für Private, Stiftungen, Gemein: 
den und Corporationen, fohin mit Löfung architectonifcher Aufgaben und mit 
Dauführungen nach eigenem Plane befaffen wollen. Sie find zwar Feine Staats: 
diener, dürfen aber ihre Kunft nicht ausüben, ohne die hier vorgefchriebene 
Prüfung beftauden zu haben. 

Dei eingewanderten Architecten jedoch ift jedesmal bei der alferhöchiten 
Stelle anzufragen, ob fie der Prüfung zu unterwerfen find. 


Prüfung der Eivilardhitecten. 


$. 34. In Zukunft findet am Sigtze einer jeden Kreisregierung jährlich, 
oder nah Maßgabe der Anmeldungen, alle zwei Jahre eine Prüfung der Ei: 
vilarchitecten Statt. Der Anfangstermin derfelben wird durch das Kreisin: 
telfigenzblatt wenigftens zwei Monate vor demfelben befannt gemacht, und hiezu 
in der Regel der 2. November, Coder wenn diefer auf einen Sonntag fält) 
der 5. November beftimmt werden. 

$.. 355. Us Vorbedingung der Admiffion zu diefer Prüfung wird erfor: 
dert, daß der Candidat ſich an einer polytechnifchen oder andern hiezu geeigne: 
ten 2ehranftalt, die feinem künftigen Berufe entfprechende allgemeine Vorbil— 
dung erworben habe und darüber genügende Zeugniffe beibringen Fönne; außer: 
dem hat ein jeder ein Sittenzeugniß und Proben feiner Zertigfeil im Zeichnen 
vorzulegen. 

$. 56. Die Fragen und Programme für die Prüfung der Eivilarchitecten 
werden jederzeit von der oberften Baubehörde, nach Maßgabe des Eünftigen 
Berufes der zu Prüfenden beftimmt und den Regierungen mitgetheilt werden; 
fie umfaſſen im Wefentlichen die im $. 8 für die Prüfungen der Adfpiranten zum 
Staatsbaudienft feftgefesten Bächer der Wilfenfchaften und der Kunft. 

5.37. Die Prüfungen der Civilarchiteeten werden am Site der Kreisre: 
gierung unter der fpeciellen Aufficht und Leitung des Kreisbaurathes, und zwar 
unter Beobachtung derfelben Normen und Vorſchriften, welche in den $$. 12 
bis inel. 21 ausgedrüct find, abgehalten. 

$. 38. Die Cenfur der Prüfungs:Elaborate, fo wie die Entfcheidung der 
Frage, ob eine Prüfung für genügend anzuerkennen fey oder nicht, gefchieht 
durch eine Eommiffion, welche aus den Kreisbanrathe und zwei dazu gezogenen 
Civilbaninfpectoren befteht , welche ganz auf diefelbe Weife und nach denfelben 
Grundſätzen verfährt, welche für die Prüfungen der Staatsbaudienfladfpiran: 
ten in $. 22 bis incl. 27 vorgefchrieben find. 

Die Negierung hat, bevor fie die Zeugniffe ausftellt, die Nefultate diefer 
Prüfung dem Lönigl. Staatsminifterium des Innern anzuzeigen. 

$, 59. Ein jeder, der diefe Prüfung beftanden hat, erhält ein amtliches 
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Zengniß darüber, welches ihm die Befugniß ertheift, in irgend einer Stadt 
oder einem Orte des Königreichs ohne Ausnahme feine Kunft auszuüben. 

Die Adfpiranten zum Staatsbaudienfte, welche die für das Eivilbaufach 
vorgefchriebene Prüfung bei der oberften Baubehörde beftanden haben, erhalten 
durch das ihnen darüber ausgefertigte Zeugniß eine gleiche Befugniß. 

$. 40. Es fteht einem jeden, der die Prüfung als Givilarchitect ablegen 
will, frei, diefelbe bei einer Kreisregierung nach feiner Wahl abzulegen. 


Die Prüfungder Maurer:, Zimmer: und Steinmegmeifter. 


$. 41. Diejenigen, welche fih ald Maurer, Zimmer : oder Steinmetzmei⸗ 
fter anfäßig machen wollen , haben die in der Fönigl. Verordnung über das Ge: 
werbmwefen vom 28. December 1825, Tit. I, $. 61, art. 2 vorgefchriebene Prü⸗ 
fung abzulegen. 

Diefe Prüfung findet jährlich einmal, ganz in derfelben Art, wie bisher, 
am Site einer jeden Kreisregierung, unter Aufficht und Leitung des Kreis: 
baurathes oder eines andern technifchen Mitgliedes diefer Stelle Statt. Der 
Zermin und die Art der Bekanntmachung deffelben ift wie $. 34 beftimmt 
wurde, 

$.42. Die Zengniffe der Kreisregierungen hinfichtlich der auf diefe Weiſe 
zur Zufriedenheit beftandenen Prüfungen haben Fünftig bei Eonceffionsgefuchen 
rolle Wirkung und Gültigkeit für alle Kreife, Städte und Orte des König: 
reichs ohne Ausnahme. Auch bleibt jedem Bewerber die Wahl überlaffen, bei 
welcher Kreisregierung er die Prüfung beftehen wolle. . 

$, 45. Die Inhaber folher Zeugniffe erhalten aber durch diefelben nur die 
Befugniß auf die Ausübung des gewöhnlichen Betriebes ihres Handwerkes und 
müſſen ſich auf Bauführungen nach vorfchriftsmäßig genehmigten Planen ande: 
rer Bauverftändigen befchränfen. 

$. 44 Diejenigen, welde eine folche Prüfung fchon früher beftanden ha: 
pen, deren Anfäßiomachung aber, in Folge der durch diefe Prüfung erlangten 
Pefugniß, noch nicht Statt gefunden hat, und welche fich in Zukunft mit Bau: 
führungen nach eigenem Plane und mit dem Entwerfen von Plänen für Pri- 
vate, Gemeinden ıc. befchäftigen wollen, haben fi der im $. 34 bis 40 vor: 
sefchriebenen gefteigerten Prüfung zu unterwerfen. 

$. 45. Diejenigen Individgen, weldhe die Prüfung als Maurer:, Zim: 
mer: und Steinmesmeifter bei einer Kreisregierung fchon früher beftanden und 
Dadurch nur einen Anfpruch auf Anfäßigmachung aufferhalb der Städte I. Elaffe 
begründet haben, erhalten zwar nach $. 42 die Befugniß, fi auch um die An 
ſäßigmachung in den Städten J. Claffe zu bewerben, allein fie haben fich ale: 
dann lediglich auf den gewöhnlichen Betrieb ihres Handwerks zu beſchränken. 


11. Kreis: und Bezirkskaſſen. 
Die Steuereinnehmer fommen bei den Steuern vor. Sie und 
Die Domänens oder Nentmeifter liefern ihre Gelder in die Ber 
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zirföfaffen,, diefe in die Kreisfaffe ab. Ueber die Bezirks- und 
Kreiskaffen beftehen nur folgende neuere Beftimmungen: 
Bom 16. Juni 1818 (Amtsbl. ©. 743): 

Durch alferhöchftes Nefeript vom 2. Juni I. 3. haben Se. Pönigl. Maje: 
ftät alfergnädigft geruht, die definitive Beibehaltung der Bezirkskaſſen in ihrem 
bisherigen Wirfungskreife auszufprechen. | 

Der Bezirk diefer Behörden begreift jenen der gleichnamigen Bezirksge— 
richte, Die Bezirksfaffiere haben den Rang und die Uniform der Kreiskaſſe— 
Eontroleurs, 

Ihre Befoldung befteht in 1200 fl. ftändigem Gehalte ımd % pY%, Remife 
von den Einnahmen nach den geſetzlichen Beftimmungen und in einem garantir: 
ten DBetrage von 1800 fl.; woraus die Ausgaben für Büreau:Perfonal, Bü: 
reau:Miethe und andere Büreau-Koſten zu beftreiten find. 


Bom 29. Januar 1827 (Amtsbl. ©. 121): 


Wir finden Uns alfergnädigft bewogen, Unferen Kreisfafiieren den 
Rang Unferer Regierungs:Räthe hiemit zu verleihen, und befehlen, daß 
diefe Unfere allerhöchſte Verordnung dur das Negierungsblatt be 
Fannt gemacht werden foll, 


Bom 6. Dctober 1823 (Intelligenzbl. ©. 1416): 

Es ift gefelich angeordnet, daß wenn von einer Amtsbehörde oder von 
irgend einem Privaten eine Bezahlung an eine der Fönigl. Bezirkskaſſen gelei— 
ftet wird, die dafür empfangene Quittung mit dem gleichlautenden Quittungs: 
Abfchnitte alfogleich dem am Gib der Bezirkskaſſe conflituirten Fönigl. Land: 
Eommiffariate vorgelegt werde, damit lebtered den Quittungstalon fofort zur 
geeigneten Controle gegen die DBezirfsfaffe in Empfang nehme, und die dem 
Intereſſenten verbleibende Quittung gleichzeitig contrafigniren Eönne, Dean hat 
auch diefe gefesliche Anordnung den gedruckten Quittungs-Formularien der Bes 
zirföfaffen ausdrücklich beifügen laſſen. 

Dem ungeachtet muß man neuerlich wahrnehmen, daß bei den Bezirkskaſ— 
fen mehrere Sahlungen refpective Geld:Ablieferungen in ihren Caſſa-Tagbüchern 
in Einnahme erfcheinen,, welche in den auf den Grund der Quittungs-Abſchnitte 
von den Fönigl. Land-Commiffariaten gegen die Bezirköfaffen zu führenden Con— 
trol:Regiftern entweder gar nicht oder mwenigftens um mehrere Wochen und 
Monate fpäter vorkommen. 


Es werden daher in Folge jener gefeglihen Beftimmungen, alle Private, 
welche an eine Fönigl. Bezirkskaſſe irgend eine Bezahlung entweder in baar 
Geld oder mittelft MWechfel und andern Effecten leiften, hiedurch wiederholt ges 
warnt, daß eine Bezirkskaffe- Quittung, welche nicht mit der rechtzeitigen Con— 
trafignation des königl. Laud:Commiffariats verfehen ift, überhaupt Feine ges 
febliche Gültigkeit habe, und hinfichtlich der fämmtlichen an die Pönigl. Bezirks: 
Faffen abliefernden Steuer:Cinnehmer und Aemter wird hiemit noch beſonders 
beftimmt, daß wenn bei den erfolgenden periodifchen Wifitationen der Bezirks: 
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Paffen irgend eine Ablieferung oder Zahlung in Einnahme erfcheine, welche fich 
nicht auch in gleichem Betrage unter demfelben Tag auf dem Land-Commiſſa— 
riats:Eontrol:Regifter vorgemerkt findet, der betreffende Einnehmer und Beamte 
für jeden Einnahms-Journal-Artikel, in eine Ordnungsftrafe von ein Gulden 
dreißig Kreuzer verfallen ſey. Wonach ſich zu achten iſt. 





Auch vergleiche man den Landrathsabſchied von 1827, Ar. II, 
Buchſt. d 





Wir muͤſſen jedoch auf die aͤltern Beſtimmungen zuruͤckgehen, 
und finden folgende: 


Geſetz vom 23. Sept. 1793 (Rudler'ſche Geſetz⸗Sammlung, 
Th. III, Heft VI, ©. 183). 


Art.5. Kiünftighin follen ale Gelder, die in Gefolge von Urtheilsfprüchen oder 
mit Erlaubniß der Juſtiz-Behörde hinterlegt werden, zu Paris, in die General: 
kaſſe des Nationalfchapes, und in den Departementen, in die Kaffen der Di— 
ftrifte Cder Departements:Cinnehmer) gefchoffen werden. 

Art. 6. Diejenigen, bei welchen freiwillige Hinterlegungen gemacht werden, 
müffen diefe Gelder, falls ein Arreft darauf gelegt wird, oder ſich Oppofitionen 
dagegen erheben, fogleich in eben diefelben Kaffen abliefern , die im vorhergehen= 
den Artikel find beftimmt worden. 

Art. 7. Die Vorgefesten der Einreaiftrirungs:Regie haben zu wachen, daß 
befagte Depofitens®elder an ihre Behörde abgeliefert werden, und die Depoſi— 
tarien zu belangen, die in dem anberaumten Termin das Gefes nicht befolgt 
haben, unter Strafe, felbft für den Verluſt haften zu müffen, der durch ihre 
Derfäumniß verurfacht werden Pönnte. 

Art. 8. Die Einnehmer oder Beamten und andere Perfonen, bei denen 
Gelder hinterlegt find, follen eine umftändliche Generaltabelle verfertigen, welche 
enthalten muß: 1) die Namen derjenigen, denen die Gelder gehören; 2) die 
Summen, welche jeder derfelben hinterlegt hat. Diefe Tabelle ftellen fie dem 
Diftrifts: (Departements:) Einnehmer zu. 

Art. 9. Gedachte Tabelle muß auch der Arrefte und Oppofitionen erwäh- 
nen , welche gegen jede der darin enthaltenen Summen eingelegt worden find. 

Art. 10. Die Diſtrikts- (Departements:) Einnehmer follen die in den 
Artikeln 8 und 9 gemeldete Tabelle in ein Tagebuch eintragen, in welches auch 
alfe Hinterlegungen, die bei ihnen gemaht werden, in Zufunft eingefchrieben 
werden müffen. Dieſes Tagebuch wird in fünf Eolonnen abgetheilt: in die erfte 
muß das Datum der Hinterlegung gefest werden; in die zweite, die Namen, 
Vornamen und Gewerbe derjenigen, welchen die hinterlegten Gelder gehören; 
in die dritte die hinterlegten Summen felbft; in die vierte, die Oppofitionen, 
welche gegen diefe Gelder gemacht, oder die Arrefte, mit denen fie find belegt 
worden; die fünfte, endlich, bleibt frei, um die Zurückgabe der hinterlegten Gel: 
der hineinzutragen, welche Einfchreibung fodann ftatt einer Quittung dienen kann. 
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Art. 11. Die Diſtrikts- (Departements) Einnehmer und der Generals 
Kaffirer des National-Schatzamtes follen Empfangsfcheine für die Summen aus: 
ftelfen,, die bei ihnen hinterlegt worden find. Diefe Empfangsfcheine müffen, zu 
Paris, von dem General:Kontroleur der Kaſſen des Schabtamtes, und in den 
Diftriften (Departementen),, von zwei Mitgliedern des Direftoriums (der Een: 
tralverwaltung) vifirt werden, welche diefelben in ein hiezu beftimmtes Regifter 
eintragen zu laffen haben. 

Art. 12. Die Diſtrikts- (Departements:)Einnehmer müffen jeden Monaf 
dem Kaffirer der täglihen Einnahmen des Natiomalfchatamtes die Summen zu: 
fchicken, die in Vollziehung der vorhergehenden Artikel in ihre Kaffen geichoffen 
find, und .denfelben eine, von dem Einnehmer befcheinigte, und von zwei Glie— 
dern des Diftrifts-Directoriums (der Departements:Verwaltung) vijirte Eins 
nahm=ZTabelle beilegen. 

Art. 13. Die von den Diftrifts: (Departenients:) Einnehmern dem Kal 
firer der täglichen Einnahmen des National:Schages zugeſchickten Gelder müſſen 
alte acht Tage von gedachtem Kaffirer dem General-Kaffirer zugeftellt werden, 
welcher diefelben in die Kaffe zu drei Schlüffeln nebft den Summen zu hinter« 
legen hat, die ihm, vermöge der von den Tribunälen der Stadt Paris gefpro> 
chenen Urtheile, unmittelbar überliefert worden find. 

Art. 14. Die Oppofitionen gegen die Zahlung der Summen, welche un: 
mittelbar in der General:Kaffe des National-Schatzes hinterlegt worden find, 
müffen,, dem Geſetze vom 19. Hornung 1795 gemäß, und wie es fiberhaupt für 
alle Summen üblich ift, die aus gedachtem Schate bezahlt werden, bei den Com— 
miffarien des National-Schagamtes gemacht werden. 

. Die Oppofitionen gegen diejenigen Gelder, welche bei den Diftrifte: (De: 
partements:) Einnehmern hinterlegt worden find, müffen bei gedachten Einneh— 
mern felbft gemacht werden, auch in dem Falle, wenn fie diefe Gelder fchon 
an den National-Schatz abgeliefert hätten. 

Art. 15. Der zur Aufnahme gedachter Oppofitionen beftelfte Beamte muß 
Tag für Zag die Nummer einer jeden Oppofition in der Kolonne des Tagebuches 
des General: Kaffirers anmerken laffen. 

Art. 17. Diejenigen Gelder, die bei den Diſtrikts- CDepartements:) Ein: 
nehmern hinterlegt worden find, follen von denfelben zurücgegeben werden, im 
Gefolge der Urtheilsfprüche, welche diefes verordnen, und nachdem alfe Oppo= 
fitionen aufgehoben worden find. Sie haben gedachte Zahlungen aus der laufens 
den Einnahme der bei ihnen hinterlegten Gelder zu machen, und wenn dieſe 
nicht hinreichen, aus den übrigen Geldern, die ihnen auf Rechnung des öffent: 
lichen Schabes anvertraut werden. 

Art. 18. Wenn die tägliche Einnahme der Depofiten-Gelder nicht hinreicht, 
die Rückzahlungen zu machen, die den Monat hindurch befehligt werden, und 
der Diſtrikts- CDepartements:) Einnehmer alfo genöthigt wird, feine übrige Ein— 
nahme anzugreifen, fo läßt er diefes, bei der Unterfuchung feiner Kaffe, von 
den beiden Mitgliedern des Direktoriums, denen diefes Gefchäft aufgetragen iſt, 
conflatiren, Gedachte Verwalter ftelen ihm fodann einen Schein über die 
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Eumme aus, die er folhermaßen feiner gewöhnlichen Einnahme bat entziehen 
müſſen. Diefen Schein fehickt hieranf gedachter Einnehmer dem Kaffirer der 
täglichen Einnahmen des National:Schapes als baare Zahlung zu. 

Art. 19. Der Kaffirer der täglichen Einnahmen überliefert ebenfalls die im 
vorhergehenden Artifel gemeldeten Scheine der Diftrifrs-Direftorien (Departe: 
ments: Verwaltungen) dem General:Kafiirer ftatt baarer Bezahlung. Der Ge: 
neral:Kaffirer nimmt fodann aus der Kaffe zu drei Schlüffeln die in gedachten 
Scheinen angezeigten Summen, und legt hingegen die Scheine ftatt derfelbei 
in die Kaffe. 

Diefes alles muß in Gegenwart eined der Commiffarien des National: 
Schapamtes und des GeneralKontroleurs der Kaffen gefchehen, welcher lehtere 
einen Verbal:Prozeß darüber auffest. 


Gefeg vom 15. Germ. IV (Th. VN, Heft XIV, S. 43 — 45): 

Ar. 1. Die Departements:Einnehmer der unmittelbaren Auflagen follen ge: 
halten feyn, eine Bürgfchaft in unbeweglichen Gütern zu ftelfen. 

Art. 2. Diefe Bürgfchaft muß dem zwölften Theile ded Betrages der unmit- 
telbaren Auflagen eines Jahre am Werthe gleich feyn. 

Art. 3. Diefelbe foll von den Departements:Berwaltern aufgenommen, 
und von ihnen nach den Rollen gedachter Auflagen beftimmt und feftgefept werden. 

Art. 4. Diefe Feſtſetzung muß jedes Jahr erneuert werden. 





Geſetz vom 25. Niv. V (Th. VIE, Heft XIV, ©. 45): 

Art. 1. Die Departements:Einnehmer , welche ermangeln würden, in den 
durch die Artikel 14 und 15 des Geſetzes vom 7. Brumär vorgefchriebenen Sri: 
ften die in befagten Artikeln angezeigten Verzeichniffe einzufchicten, ſollen für die 
Verſäumung der erften Dekade, der Hälfte der Remiſen verluftig ſeyn, die ih: 
nen an den in gedachte Werzeichniffe einzutragenden Summen zugefommen wä— 
ren, und im Falle fie noch eine zweite Dekade verfäumen, follen fie der gedach⸗ 
ten Remiſen gänzlich verluſtig ſeyn. 

Art. 2. Die Departements-Einnehmer, welche einen Monat werden ver: 
ftreichen Taffen, ohne die im vorhergehenden Artikel erwähnten Einfendungen zu 
machen, follen abgefegt werden. Die Commiffarien des Schapamtes werden fie 
dem Vollziehungs ⸗ Directorium anzeigen, welches gehalten iſt, fie zu erfeben. 

Art. 3. Die Einnehmer und die von ihnen in den Bezirken angeftellten Bor: 
gefenten der Steuer-Erhebung follen unter den nämlichen Strafen gehalten fepn, 
in der erften Dekade eines jeden Monats ihre Situations-Bordereaur bis zum 
30. des zu Ende gegangenen Monats an das National-Schatzamt einzufchicten. 

Art. 4. Die ECommiffarien des Schatzamtes Fünnen die Kaffen, Bücher 
und Zage:Regifter der Departements-Einnehmer unterfuchen laffen; der Unter: 
fuchungs:Berbalprozeß wird an das Schatzamt geſchickt, und im Falle fich dar: 
aus Beweife einer untreuen Verwaltung oder Untüchtigfeit ergeben, fol das 
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Directorium dieſe Einnehmer abfesen, ihre Stelle durch andere befegen,, und 
nach Bewandniß der Umſtände belangen laffen, 


Gefeg vom 17. Brüm. V (Th. IV, Heft VII, ©. 137): 

Art. 14. Die Central-Verwaltungen follen, am 50. eines jeden Monats, 
oder am folgenden Tage, dem Finanzminifter (dem Regierungs:Commiffär) die 
Lifte (den Status) der von Departements:Einnehmer erhobenen Summen, eins 
fenden. Diefer Status foll, jeigen: 

1) Den Betrag der directen Steuern, die dem Departement für jeden Zeit: 
raum, deffen Rechnung noch nicht abgefchloffen iſt, zugetheilt find. 

2) Den Betrag der Summen, die dem vorhergehenden Status zufolge, ab: 
bezahlt worden find. 

5) Den Betrag der Summen, die feit dem lebten Status bezahlt worden 
find. 

MD Den Betrag der Summen, die, zur Schließung der Rechnung für den: 

ſelben Steuer-Zeitraum, noch zu bezahlen find. 

5) Den Betrag der Summen, die, feit dem lestern Status aus allen Thei— 
len der andern Öffentlichen Einnahmen auffer den direkten Steuern, ein: 
gekommen find. 

6) Den Betrag der in der Kaffe noch vorhandenen Summen. Diefer Sta: 
tus ſoll 

7) Die Lage einer jeden Gemeinde, auf die, int vorhergehenden Artikel vor: 
gefchriebene Art, darftellen. 

Art, 15. Die Departements-Einnehmer follen, in Anfehung der Eommif: 
färe der National:Schapfammer (des Juſtiz-Miniſters), das nämliche thun, 
was im vorhergehenden Artikel, in Anfehung der Gentral-Derwaltungen, vor: 
gefchrieben ift, 


Gefeß vom 22. Brüm. VI (Th. II, Heft VI, ©. 27), welches die 
Steuer » und Einnahmebehörden betrifft, nebſt weitläufiger In⸗ 
ſtruction. S. Staatswirhfchaft. 


Hieher gehört der $. 2 der Inſtruction, welcher von den Amts⸗ 
verrichtungen der Bezirks⸗Kaſſiere handelt: 

Die Borgefesten der Einnahmen find Mittelsperfonen zwifchen den Steuer: 
Einziehern der Gemeinden und dem Steuereinnehmer des Departements. Der 
Vorgeſetzte empfängt die Gelder von den erftern, und überliefert fie dieſem letz— 
tern ; diefe doppelte Handlung fest fie unaufhörlich in Stand, die Steuererhe: 
bungen zu betreiben, und derfelben Fortſchritte zu keunen. 

Alſo während daß die Schatfammer vermittelft ihrer Einnehmer die Ver: 
zeichniffe der Hebungen empfängt, erhält der Minifter von den Central-Verwal— 
tungen, von den Commiffarien und Inſpektoren, andere DBerzeichniffe, die ihm 
zu Gegen: Regiftern für die erftern dienen: alsdann ift in den öffentlichen Gel- 
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dern Peine Stocdung mehr möglich ; fondern, im Gegentheil, ſchnelle, regelmäf: 
fige und vollkommen gefannte Eingänge. 

Der Vorgeſetzte foll die Gelder aus den Händen der Einzieher alle Deka: 
den empfangen, es fey denn, befondere Gefese beftimmen andere Epochen. 

Zu diefem Ende foll er für jede Contribution und für jeden Jahrgang ein 
Regifter für jede Gemeinde halten, in welchem jeder Einzieher eine offene Mech: 
nung halten fol. 

Er foll immer, jede Dekade, die Fonds, welche er während der vorherges 
henden Dekade empfangen hat, in die Hände des Departements-Einnehmers ein- 
fchießen. 

Er fol ein genaues Regifter von feinen Einſchüſſen halten. 

Alte Dekaden foll er dem Departements:Commiffariug ein Verzeichniß feiner 
Einnahme und feiner Einfchüffe ſchicken. 

Er foll ihm zu gleicher Zeit die Einzieher zu Fennen geben, die fich verfpäs 
figen, ihm ihre Einnahmen zu bringen, und foll dem Departements:Commilffa 
rius diejenigen anzeigen, gegen welche man Gerichts-Zwänge ergehen Taffen muß. 

Diefer foll die Gerichte: 3wänge der Departemental:Berwaltung vorfchlagen, 
und fie hernach an den Vorgeſetzten ſchicken, damit er fie gegen die verfpätigten 
Einzieher vollſtrecken laſſe. | 

Der Borgefeste foll die größte Sorge tragen, daß der Departements:Com: 
‚miffarius von den Einnahmen und allen Geld:Einfchüffen ſtets Kenntniß habe, 
damit, wenn diefer genaue und regelmäßige DVerzeichniffe liefert, auch der Mi: 
nifter dadurch, zu welcher Epoche es ſeyn mag, von dem Zuſtande der Steuer: 
erhebungen in allen Zheilen der Republik unterrichtet fey. 


Das Geſetz v. 17. Fruct. VI feßt an die Stelle der Departements 
Einnehmer die Haupt-Einnehmer (receveurs généraux) jeßt Kreis— 
Einnehmer, und beftimmt den Gehalt ıc. (Th. VII, Heft XIV, ©. 49.) 

Art. 5. Die Haupt:Einnehmer und ihre Vorgeſetzten follen für ihre Tara: 
tionen, von ber nämlichen Zeit auch an zu rechnen, einen firen Gehalt, und dazu 
einen Nachlaß an ihren refpektiven Einnahmen, erhalten, 

Art. 4. Der fire Gehalt der Haupt:Einnehmer foll 6000 France ſeyn. 

Art. 5. Ihre Nachläffe follen das Drittel eines Gentime vom Franc aller 
Einnahmen des Haupt-Bezirks, welche in ihre Kaffen bewerkftelligt worden, 
ausmachen, 

Sedennoc folen die Nachläffe des Haupt-Einnehmers im Departement der 
Seine nur ein Fünfteld:Gentime von jedem Franc der Einnahmen der Gemeinde 
Paris ausmachen. 

Der Ertrag der indireften Stenern derfelben Gemeinde fol fernerhin uns 
mittelbar in die National-Schatzkammer eingefchoffen werden. 

Art.6. Die Nachläffe der Haupt:Einnehmer follen in einem Zehenteld:Gen- 
time von jedem Franc der Einnahmen beftehen, welche von ihren Vorgeſehten 
in ihre Kaffen eingefchoffen werden. 
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Art. 7. Der fire Gehalt der Einnahme-Vorgeſehten fol 2400 Frane's ſeyn. 

Art. 8. Ihre Nachläffe follen in einem Dritteld:Eentime von jedem Franc 
alfer Art Einnahmen, welche auch in ihre Kaffen eingegangen find, beftehen. 

Art. 9. Sind ausgenommen von der Einnahme welche für die Nachläffe 
der Haupt-Einnehmer und ihrer Vorgeſetzten beftimmt ift, 1) die der Inſcrip— 
tionen, NRembourfirungs:Bons , oder anderer Effeften der Staats-Schuld, 
welche in Zahlung der National:Domänen gegeben werden; 2) der Betrag der 
Entladungen und Reduktionen; 3) der Betrag der National-Schatzungen. 

Art. 10. Die Haupt:Einnehmer und ihre Vorgefesten follen von ihren Zaren 
die Befoldungen ihrer Commis, und die Koften ihrer Büreaux beftreiten.- 

Art. 12. Die Eommiffarien der National-:Schapfammer follen alle Monate 
das umftändliche Verzeichniß der Nachläffe der Haupt:Einnehmer und ihrer Vor: 
gefesten auf die Einnahme, die in ihren refpeftiven Kaffen während dem vorigen 
Monat bewerfiteliigt worden, abfchließen. ⸗ 

Dieſes Verzeichniß ſoll dem Finanz-Miniſter eingehändigt werden. 

Art. 12. Die Haupt-Einnehmer und ihre Vorheſetzten können, bei Strafe 
der Veruntrenung, an ihren Einnahmen Feinen andern Abzug für ihre Nachläffe 
vornehmen, ald der durch gegenwärtiges Geſetz autorifirt ift, nach und nach und 
verhältnigmäßig mit den bewerkftelligten Einnahmen. 

Auch Fönnen fie unter der nämlidhen Strafe nicht mehr ald dad Zwölftel 
ihres firen Gehalts jeden Monat zurücbehalten. 

Art. 13. Der Infpektor der direkten Steuern foll bei dem Haupt-Einneh— 
mer die Kaffe der Einnahmen des Bezirks vom Hauptort, nach den Regeln, 
die im Geſetz vom 22. des lebten Brümärs und in der beigefügten Inftruftion 
erFlärt find, wie auch nach folgenden Verfügungen, verifiziren. 

Kt. 14. Wenn die Einzieher der direften Steuern die Einfchüffe in die 
Kafie des Einnehmers oder feiner Vorgeſetzten bewerfftelfigen, fo folfen fie ge: 
halten feyn, in Zeit von 24 Stunden die Empfangfcheine, die fie erhalten, vom 
Commiſſarius des Vollziehungs-Direktoriums bei der Munizipal-Berwaltung der 
Refidenz des Einnehmers oder Vorgefesten vifiren zu laffen. 


Art. 15. Die Einnahme-Vorgeſetzten follen auch, in Zeit von fünf Tagen, 
vom Commiffarius bei der Munizipal: Verwaltung ihrer Refidenz die Empfang: 


fcheine von den Summen, die fie in die Kaffe des Haupt:@innehmers einfchießen 
werden , vifiren laſſen. 


Art. 16. Die Commiffarien des Direftoriums ſollen, nach der Ordnung des 
Datums amd mit Auszügen, die Empfongfcheine , die ihnen zum Viſa dargebracht 
werden, einregiftriren. 

Sie follen deßfalls ein Regifter halten, welches offene — mit dem 
Einnahme⸗Vorgeſetzten und mit den Einziehern feines Bezirks enthalten ſoll. 

Art. 17. In den großen Gemeinden, welche in Bezirke getheilt ſind, ſollen 
das Viſa und die Einregiſtrirung der Empfangſcheine durch den Commiſſarius 
des Direktoriums bei dem Central-Büreau geſchehen. 

Art. 18. Im Fall einer Abweſenheit oder Hinderung des Conmiſſrius des 
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Direftoriums, fol das Viſa und die Einregiftrirung durch den gefchehen, welcher 
ihn in feinen Anitsverrichtungen erfehen wird. 

Art. 19. Die durch vorftehende Artikel vorgefchriebenen Formalitäten follen 
auf freiem Papier und ohne Koften erfüllt werdeit, 

Art. 20. Alle nicht vifirten Empfangfcheine Fönnen in Peinem Fall den Einzie: 
bern, noch den Einnahme: Borgefesten zur Entladung dienen. 

Art. 21. Die Einzieher und die Vorgefesten der Einnahme, welche vernach— 
läßigt haben, ihre Empfangfcheine vifiren zu laſſen, follen überdieß ihrer Nach— 
läffe am Betrag der nicht vwifirten Empfangfcheine beraubt werden. 

$. 22. Die Eommiffarien des Direftoriums bei den Diumizipal:Bermwaltun: 
gen des Hauptorts der Einnahme-Bezirke follen am erften jeder Dekade dem Com: 
miffarius des Direktoriums bei der Gentral:Berwaltung die Lifte der Summen, 
die auf den Empfangfcheinen ftehen,, die fie während der vorhergehenden Dekade 
vifirt haben , zuſchicken: die Lifte fol das Datum der Empfangsfcheine anzeigen. 

Art. 25. Der Commiffär bei der Central-Verwaltung fol eine Hauptliſte 
von diefen befondern Liften formiren. 

Er foll auf eine abgefonderte Columne bdafelbft das Datum und den Betrag 
der Empfangfcheine der Einnahme: Vorgefesten hinfchreiben. 

Er fol diefe Hauptlifte dem Jaſpektor der direkten Steuern einhändigen- 
Er foll auch eine Abfchrift davon dem Finanz Minifter und der National-Schag— 
Fammer zufenden, 

Er foll ein fummarifches Negifter von den Liften halten, die er in Vollzie— 
hung des gegenwärtigen Artikels gebildet hat. 

‚ Art. 24. Die Liften der Einnahme-Vorſteher follen funmarifch der Ein: 
fchüffe erwähnen, die in ihren Kaſſen gemacht worden, und fie follen vom Prä— 
fidenten der Munizipal:Bermwaltung ihres Wohnorts befcheinigt, vorher aber 
auf dem vom Gommilfarius des Vollziehungs-Direktoriums gehaltenen Regiſter 
verifizirt werden. 

Art. 25. Die Liften der Haupt-Einnehmer follen gleichfalls ſummariſch die 
Einfchüffe angeben, welche in ihre Kaſſen gemacht worden, und fie ſollen auch 
von der Gentral:Berwaltung befcheinigt werden, nachdem man fie auf dem von 
dem GConmiffarius bei gefagter Verwaltung gehaltenen Regifter verifizirt hat. 

Art. 26. Alle Einnehmer in direften Steuern, welche den Ertrag ihrer 
Einnahmen in die Kaffen der Haupt:Einmehmer oder ihrer Vorgeſetzten einfchief- 
fen , follen auch gehatten feyn, dem Inſpektor der direkten Steuern auf fein Be: 
gehren ihre Regifter mitzutheilen , wodurch die von ihnen gemachten Einſchüſſe 
conftatirt werden. 

Art. 27. Das Volfziehungs: Direktorium fol dem gefebgebenden Korps, im 
Laufe des Vendemiär Jahr 8, das umftändliche Verzeichniß des Betrags der 
Nachläffe jedes Haupt: Cinnehmers und jedes feiner DBorgefesten während dem 
Fahr 7, vorlegen. 

Art. 28. Alle vorherigen Geſetze, die den gegenwärtigen zumiderlaufen, 
find aufgehoben. 
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Gefeg vom 4. Frim. VIL (Heft XVD über Thürs und Fen⸗ 
fterfteuer : 

Art. 13. Die Einnehmer ꝛc. find perfönlich für die richtige Einziehung 
verantwortlich; fie follen im Zall einer Zögerung auf ihre Güter und Bürafchaft 
verfolgt werden , vorbehaltlich ihres Regreſſes an die untern Einnehmer und die: 
fer gegen die Steuerbaren. 


Das Gefeß vom 27. Bent. VIII hebt die fogenannten Einnahme 
Borgefegten auf, und ſetzt an ihre Stelle die Partifular » oder 
jegigen Bezirkskaſſiere, beftimmt ihre Gaution auf ein Zwanzigftel 
der Grundfteuer, und verfügt noch im Art 10: 

Die General:Einnehmer find ermächtigt, von den Bezirföfafiieren Sou— 
miffionen zu verlangen, daß fie die direkten Steuern in die Hauptkaſſe liefern 
wolen, und zwar zu gleichen Epochen, wo die Departements:Einnehmer ab: 
liefern, nur jedesmal 14 Tage zuvor. 





Nah dem Geſetz vom 4. Germ. VIII hat die Regierung die 
Gaution des Zahlmeifters und Kaffiers des Staatsſchatzes zu bes 
ſtimmen. 


— 


Jetzt werden die Amts buͤrgſchaften in liegenden Guͤtern oder 
Staatspapieren geſtellt, woruͤber die Verordnung vom 12. Maͤrz 


1828 (Int. S. 67) Vorſchrift giebt: 

Bei der Prüfung der Amtsbürgſchaften in Grundgütern hatte die unter— 
zeichnete königl. Regierung ſchon öfters zu bemerken die Gelegenheit, daß die 
betreffenden Beamten mit den in dieſem Rechtsgeſchäfte zu beobachtenden Förm— 
lichkeiten nicht hinreichend vertraut find, und daß die Bürgfchafts:Aften nicht 
immer mit der erforderlichen Sorgfalt und Negelmäßigfeit errichtet werden. 

Man findet fich defihalb bewogen, um einestheils unnüsen Weitläufigfeiten 
zu begegnen, anderntheils den Kaffebeamten Feine überflüffigen Koften zu ver— 
urſachen, in nachftehenden Beftimmungen die wefentlihen Momente aufzufaſſen, 
worauf bei der Stellung von Real:Bürgfchaften Bedacht zu nehmen ift. 

$.1. Bei der Bürgfchaftsleiftung ift fich zunächſt der Eigenfchaft des Eau: 
tionsſtellers zu verfichern; derfelbe muß großjährig und im vollen Genuſſe fei: 
ner bürgerlichen Rechte feyn, er darf fich mithin weder im Zuftande der In— 
terdiction, noch auf irgend eine Weife unter gerichtlicher Wormundfchaft bes 
finden. 

$. 2. Wenn der Gautiongftelfer verheirathet ift, fo muß deffen Ehefrau 
dem Bürgfchafts:Aft beitreten und fich folidarifch mit ihrem Ehemann verbin- 
den, unter WVerzichtleiftung zum Vortheil des Fönigl. Aerars refpektive der Ge— 
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meindefaffe auf die ihr zuftehende gefegliche Hypothek, überhaupt auf alle ihr 
äzuftehende und auf den zu verpfindenden Kiegenfchaften beruhende Rechte. 

$. 3. Bei der Bürgfchaft ift der Gegenſtand, die Dauer und der Um: 
fang genau zu unterfcheiden und in dem Cautions-Inſtrument beftimmt auszu: 
drüden. | 

Der Gegenftand ift die Haftung für die ganze Geftion des betreffenden 
Caffa: Beamten; die Dauer erftrect fih auf die ganze Zeit, für welche der 
Beamte in der Ausübung des ihm verliehenen fpeziell zu bezeichnenden Amtes, 
oder in der Verwaltung einer fpeziell zu bezeichnenden Kaffe iftz der Umfang 
endlich bezieht fi auf die Summe, bis zu deren Belaufe der Cautionsitelfer 
die folidarifche Haftung übernimmt. 

$. 4, In Anfehung der Unterpfänder, welche der Gautionsftelfer zur Gi: 
cherheit und Gewährleiftung der eingegangenen Verbindlichkeit hingibt, ift zu 
betrachten: 

1) deren Natur, 2) deren Werth, 5) der Urfprung berfelben, 4) ob fie 
im freien Befite des Cautiongftellers find, 5) ob der etwaige Acquifitionspreis 
völlig berichtigt ift, 6) ob die Güter von hupothefarifchen Kaften auf die frü— 
bern Inhaber befreit, und endlich 7) ob fie nicht mit gefeblichen, vertrags— 
mäßigen oder gerichtlichen Hypotheken durch das Factum des Cautionsſtellers 
befaftet find. 

$.5. Ad 1. Hinfichtlich der Natur der Unterpfänder handelt es fich hier 
vorzüglich von einer genauen Befchreibung der immobilien, nach ihrer natür: 
lichen Befchaffenheit, Lage und Begränzung. Bei Gebäulichkeiten ift die Num: 
mer anzugeben, unter welchen diefelben in die Brandverficherungsanftalt aufge 
nommen find, bei Grundftücken muß der wirkliche oder beiläufige Slächeninhalt 
bemerft feyn. 

5.6. Ad2. Der Werth der Unterpfänder wird jedenfalls durch gericht: 
liche Schätzung ausgemittelt. Die Schäbleute, zwey an der Zahl, werden auf 
Betreiben der betreffenden Gaffa:Beamten, von dem einfchlägigen Bürgermei- 
fteramte ernannt, welches fich zur Pflicht rechnen wird, dazu nur ganz ambes 
fcholtene in der Landwirthfchaft wohlerfahrne Männer zu beftellen. Sollte der 
Ball eintreten, daß die beiden Erperten fich nicht vereinigen Fönnen, fo hat der 
DBürgermeifter noch einen dritten zu bezeichnen, welcher der einen oder der an— 
dern Anficht der Experten beitreten muß. 

Nach vorheriger Beeidigung vor dem königl. Friedensgerichte fchreiten die 
Erperten zur gewiffenhaften Abfchäpung der Immobilien, wobei nicht zu über: 
fehen ift, daß der Werth eines jeden Objekts individuell ausgemittelt und bes 
flimmt werden muß. 

Der Abfchäsungsakt muß belegt ſeyn: 

1) mit der Erperten-Ernennung; 

2) mit der Erperten-Beeidigung; 

3) mit einem Auszuge der Sectiondregifter und refpeftive der Mutterrolfe, 
über die in der Schätzung begriffenen Riegenfchaften ; 

4) mit dem Schäsungsprotofolt oder Erpertenbericht, welchem für die Ge: 
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bäufichfeiten auch noch der Auszug ans dem Brandverfiherungs-Grund: 
buche anzufügen ift. 

$. 7. Ad 3, Was den Urfprung der Unterpfauds:Gegenftände anbelangt, 
fo muß, wenn die Güter durch Kauf oder Taufch erworben wurden, der Kauf: 
oder Tauſch-Contrakt, und im Fall fie aus einer Erbfchaft herrühren, der Theis 
Iungsaft, vermöge welchem das Eigenthum an den Gautionsfteller übergegangen 
ift, in gehöriger Form beigebracht werden. 

$.8. Ad 4. Durd den unter $. 6 erwähnten Auszug der Sections-Re— 
gifter ift zu erhärten, daß der Cautionsſteller in wirklichem Beſitz und Eigen 
thum der Liegenfchaften ift, die Fdentität derfelben,, mit den Objecten, wie fle 
die Eigenthums:Urfunde befchreibt,, muß auffer alfen Zweifel gefest feyn. 

Die Güter find nur dann als völlig frei in den Händen des Eautiongftellers 
anzufchen, wenn fie weder mit einer Grund: oder zinsherrlichen Abgabe oder 
Leiftung, noch mit einem Nießbrauche zu Gunften eines dritten, noch mit einem 
Rücfaltsrechte behaftet find. Sobald folche Beſchwerniſſe vorhanden find, kann 
die Liegenfchaft nicht zum Unterpfand dienen, es fey denn, daß nach den obwalz 
tenden Umftänden von der königl. Regierung das befondere Zugeftändniß ertheilt 
worden wäre. Wenn die Liegenfchaft durch Echenfung erworbeu wurde, wobei 
das Rückfallsrecht ſtipulirt ift,, fo Fann diefelbe in Feinem Zalle zum Unterpfande 
angenommen werden, weil für den Ball, wo das Rückfallsrecht ausgeübt wird, 
die Riegenfchaft frei von Hypotheken, welche der Schenknehmer darauf contra: 
birt haben könnte, in den Beſitz des Schenfgebers zurückgeht. 

Die Freiheit der Güter kann in der Negel durch die Eigenthumstitel beur: 
theilt werden, jeden Falls hat aber der Cautionsfieller in dem Bürgfchafts:In: 
firument,, unter der Strafe des Stellionats die ErBlärung abzugeben, daß er 
die Unterpfänder eigenthümlich und frei befige, und daß er nichts davon ver: 
äuffert Habe. 

$.9. Ad 5. MWenn die Liegenfchaft durch Kauf erworben wurde, fo muß 
bie Quittung über den ausbezahlten Kauffchilliing vorgelegt werden, in fo ferne 
diefelbe nicht ſchon in dem Kaufact felbft enthalten ift; hat fie der Cautionsſtel— 
ler durch Theilung oder Tauſch überfommen, wobei eine Herausgabe bedungen 
wurde, fo ift auch die Quittung über die entrichtete Herausgabe beizubringen, 
wenn fie ebenfalls nicht fchon im Zheilungsact oder Zaufchvertrag aufgenom: 
men ift, 

In fo ferne diefe Quittungen unter Privatunterfchrift ertheilt werden, fo 
müffen diefelben durch den einfchlägigen Bürgermeifter legalifirt werden. 

Diefelben Productionen find auch für die Erwerbung aller frühern Beſitzer 
(mit Ausnahme des Staats, der Gemeinden und Stiftungen) im Zeitraum von 
dreißig Jahren erforderlich, weil eine Klage auf Auflöfung des Contrafts, we: 
gen Nichtbezahlung des Preifes, unabhängig von dem Hppothefarrecht und dem 
Privilegium befteht und erft nach Ablauf von dreißig Jahren verjährt. 

$. 10. Ad 6. Zum Beweiß, daß die Unterpfänder von alten hypotheka— 
rifhen Laften auf die früheren Inhaber befreit find, wird vor alfem die 
Tranſcription der Erwerbstitel bei dem Hypothekenamte erfordert. Weber die 
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Erfüllung diefer Zörmtichfeit ift die geeignete Befcheinigung beizubringen, mit 
den weitern Atteſten, daß 15 Tage nach der Zranfeription Feine hypothekariſchen 
Einfchreibungen mehr beftanden haben, oder daß die nach der ZTranfeription 
wirflich beftandenen und noch innerhalb der fünfzehn Tagen neu genommenen, 
ganz und ohne allen Vorbehalt geftrichen worden find. Auch für den Fall, wo 
die Güter durch Erbichaft an den Eautionsftelfer übergegangen find, ift die Bei: 
bringung einer Befcheinigung des Oppothefenamtes unerläßlich, Daß auf den Na— 
men und gegen den Frblaffer Feine hypothekariſchen oder privilegirten Laſten mehr 
eingetragen find, ebenmäßig auch ein Zeugniß des königl. Friedensgerichts, daß 
der Erblaffer mit Feiner Bormundfchaft oder Kuratel behaftet war. 

Wenn die erworbene Liegenfchaft mit einer Legal-Hypothek, welche ohne 
Einſchreibung ſtillſchweigend beſteht, behaftet war, zu deren Löſchung das durch 
den Art. 2193 und folgende des Civilgeſetzbuches vorgezeichnete Verfahren ein: 
gefchlagen werden müßte, fo find alle auf dies Verfahren bezügliche Verhand— 
Jungen vorzulegen. 

$.ı1. Ad7. Der Eantiongfteller muß gleihmäßig durch ein Zengniß des 
SHppothefenamtes nachweifen, daß auf deu Unterpfändern Feine hypothefarifchen 
Einfchreibungen auf feinen Namen und gegen ihn, fo wie gegen feine Ehefrau, 
wenn er verheirathet ift, beftehen; ferner hat er auch durch ein Zeugniß des 
einfchlägigen Pönigl. Friedensgerichts darzuthun, daß ihm Peine VBormundfchaft 
oder Kuratel übertragen ift, alfo auch Feine geſetzliche Hypothek gegen ihn be: 
fteht. Diefe beiden Zengniffe find einen Tag nachher, ald die Caution in das 
Hppothefen:Regifter eingetragen wurde, ertheilen zu laſſen. 

$. 12. Für den Fall, ald ein cautionspflichtiger Beamte auf ein anderes 
Amt verfest oder befördert wird, und ihm von der königl. Negierung die Be: 
willigung ertheilt wurd®, die bereits geleiftete Dienftbürgfchaft auch für das nen 
verliehene Amt zu beftellen, fo muß hierüber ein neues Bürgfchafts:Inftrument 
ganz in der Form des frühern und unter Beobachtung des Art. 2129 des Eivil- 
gefeubuchs aufgenommen und in das Hypotheken-Regiſter eingetragen werden; 
es bedarf aber für dieſen Fall bloß des Beweifes, daß der Eautionsfteller auf 
die Unterpfänder Peine neue Hypothek contrahirt hat, folglich blos der unter 
$. 11. bemerften Attefte. 


Noch fey das Decret vom 11. Januar 1808 erwähnt: 

„Nach Anficht der Art. 155, 187 und 189 des Handelsgeſetzbuchs, 

Art. 1. Die Ziehungen des Generalkaſſiers des öffentlihen Schatzes auf 
ihn ſelbſt, übertragbar auf einen Dritten, ald Zahlung durch einen Kaffebeamten, 
der hiezu befonders ermächtigt iſt, find den Handelswechfelbriefen gleichgeftellt, 
ſowohl in Anfehung der Friſt, wo fie nichtig werden, als in Anfehung der Dauer 
der Gaution, die vom Eigenthümer gefordert werden könnte, welcher, kraft ei: 
nes Urtheilg, die Zahlung empfangen hätte, ohne das Original der befagten Sie: 
Hungen präfentirt zu haben, im Fall dieſes Original verloren wäre, 

Art.2. Die Art. 155, 187 und 189 des Handelsgeſehes find daher als an: 
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wendbar erklärt. Doc laufen die fünf Jahre der Verjährung erft vom Tage 
der Uebertragung durch den Schatzahlmeifter an die empfangende Partei.« 





Ueber. bie Uniform der Finanzbeamten überhaupt f. weiter 
unten diefe Rubrif, 


12. Domänenbehörden. 


Diefe wurden durch die Fönigl. Verordnung vom 30. Dctober 
1817 (Amtsbl. ©. 513) folgendermaßen neu organifirt: 
Auf den Bericht Unferer Negierung des Nheinfreifes vom 28. Auguft 
d. J., die Organifation der Einregiftrirungs: und Domänen: Verwaltung be: 
treffend, mwodurd Uns zugleich eine vollftändige Darftellung der Verfaſſung 
und Einrichtung diefer- Verwaltung vorgelegt worden, finden Wir Uns aller: 
guädigft bewogen, zu befchließen, wie folgt: 


I. 
Allgemeine Beftimmungen. 


Art. 1. Die gegenwärtig beftehende Einrichtung der Einregiftrirungs- 
und Domänen: Verwaltung, deren Zweckmäßigkeit fich fchon durch eine lange 
Reihe von Fahren bewährt hat, fol in allen ihren Theilen und Vorfchriften 
beibehalten werden, mit Ausnahme jedoch der Domänen:Direction ,. deren Ges 
fchäftsfreis und Competenz in Folge Unſer s organifchen Ediftes vom 27. März 
a. c. über die Formation der oberften Verwaltungsftellen in den Kreiſen, auf 
Unfere Regierung, Kammer der Finanzen, übergeht.* 

Art. 2. Für die Erhebung und Verrechnung der Einregiftrirungs = und 
Stempel:Gebühren, Domanial:, Forft: und Fiskal-Gefälle follen, wie bisher, 
befondere Rentämter, Hypothekenämter und ein Stempelamt beftehen; für die 
Auffiht und Eontrolfe aber, Inſpectoren und Berificatoren, ald wachende Or: 
gane der Regierung , angeftellt werden. 

Art. 3. Die Arbeiten und Funktionen, welche bisher dem Büreau der 
Domänen:Direction obgelegen haben, werden Fünftig unter der fortwährenden 
Leitung des Referenten in Domänen-Sachen, durch "eine befondere Abtheilung 
bes Rechnungs-Commiſſariats der Regierung .beforgt, welche letztere Sorge 
tragen wird, daß die Einheit der Gefchäfts:Behandlung erhalten, die Akten 
ſeparirt gehalten, und alle Gegenftände, welche zur Berathung und Entfchei: 
dung der Kammer der Finanzen fich eignen, durch den treffenden Referenten in 
den Sitzungen des Collegiums vorgetragen, und unter der Birma der Regierung 
ausgefertigt werden. 


II. 
Don den Rentämtern. 
Art. 4 Die Rentämter werden in zwei Infpections:Bezirfe, Frans 
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Penthal und Kaiferslautern, eingetheilt, und follen aus folgenden 
beftehen: 
a. Im Inſpections-Bezirke Frankenthal. 


1) Das Rentamt Frankenthal aus dem Kanton Sranfenthal. 
2) Das Rentamt Grünftadt aus dem Kanton Grünftadt. 

3) Das Rentamt Speyer aus dem Kanton Speyer. 

4) Das Rentamt Oggersheim aus dem Kanton Mutterftadt. 
5) Das Rentamt Neuftadt aus dem Kanton Neuftadr. 

6) Das Rentamt Dürkheim aus dem Kanton Dürkheim. 

7) Das Rentamt Germersheim aus dem Kanton Germersheim. 
8) Das Rentamt Kandel aus dem Kanton Kandel, 

9) Das Rentamt Landau aus dem Kanton Landau, 
10) Das Rentamt Edenkoben aus dem Kanton Edenfoben. 
11) Das Rentamt Bergzabern aus dem Kanton Bergzabern. 
12) Das Rentamt Annweiler aus dem Kanton Annweiler. 


b Im Infpectiong: Bezirk Kaiferslautern. 


15) Das Rentamt Kaiferslautern aus den Kantonen Kaiferslautern und Dt: 
terberg. 

14) Das Nentamt Winnweiler aus dem Kanton MWinnweiler. 

15) Das Rentamt Kirchheimboland aus den Kantonen Kirchheimboland und 
Göllheim. 

16) Das Rentamt Obermoſchel aus den Kantonen Obermoſchel und Rocken— 
haufen. Ä 

17) Das Rentamt Kufel aus dem Kanton Kufel. 

18) Das Rentamt Lauteredten aus den Kantonen Lauterecken und Wolfftein, 

19) Das Rentamt Homburg aus den Kantonen Homburg und Waldmohr. 

20) Das Rentamt Landftuhl aus dem Kanton Landſtuhl. 

21) Das Rentamt Zweibrüden aus den Kantonen Zweibrüden, Neuhorns 
bach und Medelsheim. 

22) Das Rentamt Bliesfaftel aus dem Kanton Blieskaſtel. 

23) Das Rentamt Pirmafens aus den Kantonen Pirmafens und Waldfifchbach. 

24) Das Nentamt Dahn aus dem Kanton Dahn, 

Der Sitz diefer Aemter muß in dem genannten Yauptfise ihres Bezirkes 
feyn. 

Art.5. Die Nentämter ftehen unter den unmittelbaren Befehlen der Re: 
gierung, Kammer der Finanzen, an welche fie in allen Gegenſtänden des Dien: 
ftes berichten ; fie haben jedoch den Weifungen ihrer Infpectoren, und jenen der 
Verificatoren, wenn diefe in einem Nentamte mit einer Miffion beauftragt find, 
Folge zu leiten. 

Art. 6 Die Funktion eines Nentamtes ift mit jedem andern adminiftra= 
tiven, gerichtlichen und finanziellen Amte unvereinbar. 

Art. 7. Die Rentbeamten müffen vor dem Antritte ihres Amtes gericht: 
Kich verpflichtet feyn und Kantion leiſten. 
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Art. 8. Sie dürfen ſich nicht ohne Urlaub von ihrem Poſten entfernen, 
und find für die Verwaltung des Stellvertreters, den fle in Vorſchlag zu brin- 
gen haben, und welcher gerichtlich verpflichtet feyn muß, verantwortlich. Würde 
jedoch in ſolchen Fällen wegen der Wichtigkeit des Rentamtes oder aus anderen 
Gründen die interimiſtiſche Verwaltung deſſelben, einem Oberbeamten oder ei: 
nem Acceſſiſten übertragen, fo verliert der Rentbeamte nad einer vierzehntägi: 
gen Abwefenheit feine Remifen für die längere Abwefenheit. 

Art.9. Sie müffen ihre Amtsftuben jeden Zag (die Sonn= und gefehli: 
hen Feiertage ausgenommen) acht Stunden, und. zwar vier Stunden des Mor: 
gens und vier Stunden des Nachmittags, offen halten, 

Art. 10. Bei jedem Rentamte wird ein eigener Bote angeftellt, weicher 
den Debenten die Mahnbriefe vor der Erekution zuzuſtellen hat. 

Art. 11. Bei der Einregiftrirungs: und Domänen: Verwaltung des Rhein: 
Preifes werden in Zufunft vier Rentamts:Acceffiften zugelaffen, um 
fi für den Dienft diefer Verwaltung zu bilden. Sie werden nach vorgängiger 
Prüfung und auf den Vorfchlag der Regierung, Kammer der Finanzen, ange: 
ſtellt, und an diejenigen Rentämter, welche die Regierung begutachten wird, 
vorzüglich aber an die Rentämter der Bezirks-Hauptorte, angemiefen. 

Art. 12. In Zukunft Pönnen nur Reutamts-Acceſſiſten ausfchließend zu ei: 
ner wirklichen Anftellung bei der Ginregiftrirungs= und Domänen: Verwaltung 
und bei dem Rechnungs-Commiſſariate der Kammer der Finanzen gelangen. Sie 
haben als Accefiiften Feinen Anfpruch auf Befoldung. 

"Art. 15. ‚Nur diejenigen Kandidaten Förnen zu dem Acceſſe zugelaffen wers 
den, welche fich ausweifen, daß fie 

a. die Rechtswiſſenſchaften auf einer Univerfität abſolvirt, und 
b. bei einem Advokaten oder Notär ein Jahr practizirt haben, und 
ce. die Kenutniſſe der franzöfifhen Sprache befigen. 

Art. 14. Die Dienftzeit eines Aeceffiften fol, um für denfelben einen An: 
fpruch auf eine wirkliche Anftellung begründen zu Fönnen, in der Regel nicht un: 
ter zwei Jahren betragen, von dem Tage des Dienftantritt3 bei dem ihm an: 
gewiefenen Rentamte gerechnet. 

Nur eine vorzügliche Auszeichnung eines Acceſſiſten darf in befonders drin: 
genden Fällen und bei dem Mangel hinreichend qualifizirter anderer Acceſſiſten 
hievon eine Ausnahme zulaffen. . 

Art. 15. Die Acceſſiſten ftehen unter den Beſehlen der Rentbeamten und 
und Oberbeamten, und müffen die gefeslichen Arbeitsftunden einhalten. 

Sie dürfen fich nicht ohne höhere Erlaubniß von ihrem Poften entfernen, 
bei Strafe von dem Acceſſe ausgefchloffen zu werden. 

Art. 16. Sie können ohne. höhere Autorifation Feine Amtshandlungen 
vornehmen, und Feine Quittungen unterzeichnen. 

Im Falle fie zu einer interimiftifchen Verwaltung committirt werden, müf: 
ſeu fie zuvor gerichtlich verpflichtet feyn. 

Art. 17. In Betreff der Eompetenz und Gefchäfts:Behandlung werden 
alte Beamten der Einregiftrirungs = und Domaͤnen⸗Verwaltung des Rheinfreifes 
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vorlaͤufig auf die beftehenden alfgemeinen und fpezielfen Dienſtes-Inſtruktionen, 
insbefondere aber auf die Ordres generaux de Regie vom Jahre 1792, in fo 
weit die Beftimmungen derfelben Peine Veränderung erlitten haben, zur pünkt⸗ 
lichen Befolgung derfelben hingewiefen. 

Die Regierung hat inzwifchen für eine zweckmäßige Redaction einer Dien- 


. fleg:Inftruction auf den Grund der erwähnten Ordres generaux etc. und der 


- 


feitdem Statt gefundenen Veränderungen, Sorge zu tragen, und ſolche Uns 
feiner Zeit zur Einficht vorzulegen. 


IM. . 
Bon den HypothefensANemtern. 


Art. 18. Borläufig und fo lange in dem Rheinkreiſe die bisherige Hy— 
potheken⸗Verfaſſung fortdauert, bleiben die Hypotheken-Aemter, welche 
bei den vier Bezirks-Gerichten zu Frankenthal, Landau, Kaiferslautern und 
Zweibrücken beftehen, nach ihrer gegenwärtigen Einrichtung unter der admini⸗ 
firativen Aufficht der Einregiftrirungs = und Domänen-Verwaltung. 


| IV. 
Bon dem Stempel: Amte, 


Art. 19. Das Stempel:-Amt fteht in Zukunft unter den unmittelbaren 
Befehlen der Regierung, Kammer der Finanzen, und insbefondere unter der 
Aufficht desjenigen Rathes, welchem das Referat über die Einregiftrirungs- 
und Domänen-Bermwaltung übertragen ift. 

Es befteht 

a. aus dem Magazins-Verwalter; 

b. aus dem Stempler; 

e. aus einem-Gehülfen, welcher zugleich die Dienfte eines Boten zu ver: 
fehen hat. 

Art. 20. Die Stempel, fo wie das Magazin des geftempelten und unges 
ftempelten Papiers, werden unter dreifachen Schluffe aufbewahrt, wobei zwei 
Rechnungs:Commiffäre und der Stempel:Berwalter die Mitfperre führen. 

Die Eontrolle und Rechnungsführung über dad Stempel-:Magazin gefchieht 
nach den hierüber beftehenden Vorfchriften, 


V. 
Von den Verificatoren. 


Art. 21. Zur Viſitation der Geſchäfts- und Rechnungs-Führung der 
Rentämter, der Notariats- und Gerichts-Regiſtraturen, ſo wie jener der Ver— 
waltungs⸗Behörden, zu Unterſuchungen fiber die pünktliche Vollziehung der Ge— 
ſehe über Einregiſtrirungs- und Stempel-Gebühren ꝛc., zur Anzeigung entdeck⸗ 
ter Uebertretungsfälle, zur Aufſuchung und Vindizirung unterſchlagener Staats: 
Realitäten ꝛc., werden für den Rheinkreis drei Verificatoren Eder 
Unter⸗Inſpectoren) mit dem Range als Rechnungs-Commiſſaͤre angeſtellt. 


! 
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Art. 22. Dieſe Beamten ſtehen unter den unmittelbaren Befehlen der 
Regierung, Kammer der Finanzen, und find den Inſpectoren im Dienſte, ob: 
gleich nicht im Range coordinirt. 

Art. 3. Sie haben feinen fländigen Sitz, fondern müſſen fich jedesmal 
an demjenigen Orte aufhalten, wohin fie des Dienftes wegen berufen werden. 

Art. 24 Gie müfen vor Antritt ihres Dienftes gerichtlich verpflichtet 
feyn. Ihre Funktion ift mit jedem andern, ſowohl adminiftrativen, als finan: 
zielen umd gerichtlichen Amte unvereinbar. 


VI 


Bonden Infpectoren. 


Art. 35. Zur Aufftelung der vierteljährigen Rechnungen der Rentäm— 
ter, zur Aufficht über ihre Amtsführung und die ordnungsmäßige Vollziehung 
der gefeglichen Verfügungen und Inftructionen, fo wie zur Wifitation der Nent: 
ämter, werden zwei Infpectoren, mit dem Range ald Regierungs-Aſſeſſo— 
ren, angeftelft, welche den unmittelbaren Befehlen der Regierung, Kammer 
der Zinanzen, untergeben find. 

Zu dem Ende werden die Mentämter des Rheinkreiſes nach der oben ent: 
haltenen Beftimmung in zwei Sinfpeftions: Bezirke abgetheilt, deren Site zu 
Sranfenthal und Kaiferslautern feyn werden. 

Art. 26. Die Infpectoren müffen vor ihrem Dienft:Antritte gerichtlich 
verpflichtet feyn. Ihre Funktion ift mit jedem andern adminiftrativen , finan: 
zielen oder gerichtlichen Amte infompatibel. 

Art. 27. Gie dürfen fi ohne höhere Erlaubniß nicht aus ihren Bezir- 
fen oder aus dem Kreife entfernen. 

Art. 28. Unfere Negierung des Rheinfreifes wird für dieſe Verificato— 
ren und Inſpectoren unverzüglich eine paffende Inftruction entwerfen und Uns 
zur Cinficht vorlegen. 


VII. 


Von den Renovatoren. 


Art. 29. Mehrere Renovatoren ſind zur Erneuerung der Urkunden über 
die Erb- und Grundzinſe und anderer Staats-Realitäten bis auf weitere An— 
ordnung beftimmt. Sie ftehen unter den unmittelbaren Befehlen der Regie: 
rung, Kammer der Finanzen, und unter der jedesmaligen Aufficht derjenigen 
Rentämter , in deren Bezirken fie verwendet find. 


VII. 


Bon der Befoldung des Perfonald der Domanen- 
Verwaltung. 


a. Der Rentämter. 
Art. 30. Die Beſoldung der Rentämter beſteht, wie bisher, in Remi— 
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fen von dem Brutto:Ertrage der Jahres-Einnahme, welche vom Jahre 1818 
anfangend, nach folgenden Abftufungen beftimmt find: 
1) Don den erften 5000 Gulden der Schres:Einnahfme . . 8 pEt. 
2) Don den Einnahmen über 5000 Gulden und bis 25,000 Gul: 
den einfchließlich (mithin von dem nächften 20,000 Gulden) . 5 » 
3) Don 25,000 Gulden bis 65,000 Gulden einfchließlich (mithin 
von den nächften 40,000 Gulden. 00. 
4) Bon 65,000 Gulden bis 150,000 Gulden einfchließlich (mithin 
von den nächften 85,000 Gulden) » + an ee. 1.1» 
5) Don 150,000 Gulden bis 550,000 Gulden (mithin von den 
nächften 200,000 Gulden) ee Ei ee 
6) Bon jeder Einnahme über 850,000 Gulden, ohne Einfchräns 
7 VE re 99 

Art. 31. Die jährliche Befoldung eines Nentamtes, deffen Remiſe nicht 
400 Gulden per Jahr ertragen würde, ift auf 400 Gulden als Minimum feit: 
gefebt. 

Art. 32. in aliquoter Theil der Gefammtremife alfer Rentämter des 
ganzen Jahrganges wird, nad; Verhältniß der Dienftzeit, der Beſchwerlich— 
feit des Amtes, und der befondern Auszeichnung der einzelnen Beamten unter 
die verfchiedenen Rentbeamten, worüber Uns aber die Regierung noch ein 
wohl bemeffenes Gutachten bald möglichit zu erftatten hat, vertheilt. | 

Art. 33. Vermittelſt der durch den 30. und 31. Artifel beſtimmten Ber 
foldungen, find die Rentbeamten gehalten, wie bisher ihre Büreaukoften jeder 
Art, die Koften der Geldablieferungen und das Salarium ihrer Gehülfen zu 
beftreiten. 

Art. 34. Die Rentamtsboten beziehen Feine fire Befoldung, fondern eine 
Gebühr von jeder Mahnung, welche fie den Debenten zuftellen, und zwar: 

a. für jede erfte Mahnung, vier Kreuzer; 

b. für jede zweite Mahnung, wenn der eingeforderte Rückſtand nicht 5 
Gulden überfteigt, fünfzehn Kreuzer; wenn der Rückſtand über 
5 Gulden, aber nicht über 50 Gulden fteigt, dreißig Kreuzer, 
und von jedem ſtärkeren Rückſtande acht und vierzig Kreuzer. 

Diefe Gebühren müffen von den Debenten erlegt werden. 


2» 


b. Der Hpypothefen: Beamten. 


Art. 35. Die Hnpothefen-:Beamten fahren fort, bie ihnen durch das De: 
eret vom 21. September 1810_bewilligten Salare von den Privat: Parteien zu 
beziehen. 

Kür die Erhebung der Hypotheken- und Stempel:Gebühren ift denjenigen 
SHppothefen:Beamten, welche nicht zugleich Rentbeamten find, die durch den 
30. Artikel befiimmte Remife, und eintretenden Falls das durch den 31. Ar: 
tikel beftimmte Minimum bewilliget. 
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e. Des Stempel-Amtes. 


Art. 56. Die Beſoldungen der Angeſtellten bei dem Stempel-Amte ſind 
auf folgende Beträge feſtgeſetzt: 
a. für den Stempel:Magazind-Vermwalter auf 800 Gulden; 
b. für den Stempler auf 400 Gulden; 
e. für den Gehülfen des Stempierd anf 350 Gulden jährlich, 


4 Der Inſpectoren und Verificatoren. 


Art. 37. Die Befoldimg der Inſpectoren und Verificatoren befteht theils 
aus einem firen Gehalte, theils aus einer Remife vondem Brutto: 
Ertrage der Einnahme. 

Art. 3. Die Befoldung für jeden Infpector tft auf 1800 Gulden und 
für jeden Verificator auf 1400 Gulden beftimmt. 

Art. 39. Als Remiſe wird den beiden nfpectoren und dert drei Verifi⸗ 
catoren zufammen drei achtel Gulden von hundert Gulden von ber 
ganzen Jahres-Einnahme bemilliget, 

Art. 40. Die Bertheilung biefer Remife ımter die Partizipanten ge 
fchieht in dem Maaße, daß jedem Inſpector Ystel und jedem WVerificator Atel 
‚des ganzen Betrages zufonmt. 

Art. 41. Im Falle einer Vacatur fällt der Remiſen-Antheil der erledig: 
ten Stelle dem Xerar anheim, um hieraus den alfenfallfigen interimiftifchen 
Stelivertreter für die Koften der Aushülfe zu entfchädigen. 

Art. 42. Diefe Nemife wird vierteljährig nach Abfchluß der Quartals 
rechnung, auf die Anweifung der Regierung, Kammer der Finanzen, bezahlt, 

Art. 43. Dermittelft diefer Nemife haben die Infpectoren und Werifica 
toren, alle Reiſe- und Bürcau:Koften zum Behufe des gewöhnlichen Dienftes, 
ohne allen Anfpruch auf Vergütung aus der Kaffe, zu beftreiten, 


e. Der Renovatoren, 


Art. 44. Die Renovatoren beziehen in der Regel und als folche Peine 
fire Befoldung , fondern Diäten für diejenige Zeit, währeud welcher ſie ver: 
wendet find, und noch nothwendig ſeyn werden. 

Art. 45. Hiernach hat fih Unfere Regierung zu achten, und die Vor: 
Eehrung zu treffen, daß diefer Unfer allerhöchſter Beſchluß bis zum 1. Jänner 
1818 in Vollzug gefept werde. 


Sodann find noch anzuführen: 


Verordnung vom 15. Sinner 1818 (Int. ©. 17) wegen Tas 
belen: 


Um den Gefchäftsgang bei den königl. Rentämtern zu vereinfachen, und fo 
viel möglich zu erleichtern, hat man befchloffen, folgende periodifhe Arbeiten 
mit dem Anfange des laufenden Monats abzuſtellen, nämlich: 

1) Den zehntägigen Kaffen-Status. 


2) 


5) 


4) 


5) 


6) 


7) 
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Die monatliche Meberficht des Standes der Einnahmen und Rückſtände. 
Diefe Ueberficht wird Fünftig nur vierteljährig, und zwar nach einer 

noch zu beftimmenden,, verbefferten Form, aufgeftellt. 

Den monatlichen Etat der ausgegebenen Reife: und Gewehr-Paß-For- 

mulare. (Circular vom 10. September 1814, Nro. 49.) 

Die vierteljährige Nachweife- der erhobenen Pachtfchilfinge, (Circular 

von 19. Mai 1817, Nro. 107, Schema Nro. 1.) 

Das monatliche Verzeichniß der erhobenen Holzwechfel. (Circular vom 

12. Sanuar 1816, Nr. 167.) : 

Das vierteljährige Verzeichniß der Holzfteigerer. (Eircular vom 3 April 

1816, Nro. 184.) 

Die vierteljährige Ueberſicht der Gerichts-Koſten. (Circular von 8. Juni 

1817, Nr. 111.) 


Dagegen. erwartet man um fo pünktlicher die regelmäßige Einfendung fol= 
gender Verzeichniffe, welche in der bisherigen Form fortdauern, in fo weit nicht 
einige Abänderungen fpeciel vorgefchrieben werden, nämlich: 


1) 


mönatlid. 

a. Den Ertract der Einnahmen und Ausgaben, fammt den fpeciellen 
Derzeichniffen der Ausgabs-Belege. 

b. Die Nachweife der erhobenen Güterfauffchillinge, (Circular vom 
12. April 1814, Nro. 5.) 

ec. Don den Rentämtern der vier Bezirks-Haupt-Orte, den Ertract 
aus den Journalen der Bezirks-Kaſſen, über die Geld:Ablieferungen 
der Rentämter. 


2) vierteljährig. 


5) 


-@. Die Ueberficht des Standes der Soll:Cinnahme, nad dem ges 


dructen Schema, welches noch mitgetheilt werden wird. 

b. Das Verzeichniß der erhobenen Zuhren-Polizei:Strafen, zur Zah: 
lungs:Anweifung der Straf:Antheile der Denunzianteg. - (General 
Snftruction vom 3. October 1807, Nro. 345.) 

e. Die Uerbeficht der abgelößten oder renopirten Staats: Kapitalien. 
(Eirenlar vom 13. uni 1817, Nro. 112.) 

d. Das Verzeichniß der entdedten und vindizirten Staats-Realitäten. 
(Eircular vom 24. Dezember 1816 und 6. Februar 1817, Nro. 52 
und 77.) 

e. Don den Rentämtern der vier Bezirks-Haupt-Orte: die Weberficht 
des Standes der ‚fiscalifchen Prozeſſe. (Eircular vom 6. Auguft 1817, 
Nro. 123.) 

halbjährig. 

a. Die fpeziellen DVerzeichniffe der erhobenen Erb- und Grundzind- 
Rückſtände, welche nach dem Paiferl. Decrete vom 9, Vendemiär XIII 
zur Tilgung der Geneinde-Schulden beftinmt find. (Eircular vom 
15. Juli und 4. October 1817, Nro. 117 und 158.) 

Diefe Berzeichniffe werden den Infpectoren, bei den Rechnungs: 
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Abſchluſſe abgeſtellt, von ihnen revidirt, und mit ihrer Beſcheinigung 

verſehen in einer Sendung für den ganzen Inſpections-Bezirk zufam: 

men, an die unterzeichnete Stelle (k. Regierung), jedoch von den 

Quartal⸗Rechnungen abgefondert, einbefördert. 

b. Das Verzeichniß der, für das nächfte Semefter zur Verpachtung 
: vorzufchlagenden Staats-Realitäten. (Eivenlar vom 10. September 
1817, Nro. 130.) 
e. Das Verzeichniß der erhobenen Strafgelder wegen Uebertretung der 
Geſetze über die Lotterie und die verbotenen Spiele. (Eircular vom 
25. October 1817, Nro. 148.) 
4) wer 
- Das Verzeichniß der den Gemeinden und Hoſpizien attribuirten Po: 
lizei:- Strafen. (Önftruction vom 23. October 1817, Nro. 8705 5.) 
b. Die fpeziellen Verzeichniffe der den Gemeinden attribuwirten Forft: 
Strafen. (Inſtruction vom 6. November 1817, Nro. 8751 5.) 

Findet eines oder das andere diefer DBerzeichniffe nicht Statt, fo wird für 
jedes derfelben eine befondere Fehl-Anzeige geliefert. 

Das Format der Merzeichniffe, fo wie der Sefl-Angeigen, muß jenes der 
gewöhnlichen Acten feyn. 

Die Einfendung gefchieht unter Begleitung eines fummarifchen Berichtes, 
welcher blos das Verzeichniß fimmtlicher eingefchietten Schriften, ohne alle fpe: 
cielle Bemerfungen enthalten muß; folhe Bemerkungen, wenn fie zur Erläute: 
rung eines Gegenftandes nothwendig find, müſſen dem betreffenden Verzeichniſſe 
oder der Fehl:Anzeige felbft beigefügt werden. 

Am Ende eines Quartals, Semefters oder Jahrganges, werden fänmt: 
liche Verzeichniffe für diefe Epochen, mit jenen des Monates in einem Beglei: 
tungs: Berichte begriffen. 

Uebrigens find durch gegenwärtige Verfünung diejenigen periodifchen Nach: 
weifen nicht apgeftelft, welche, nach den beftehenden Vorfchriften, den nfpec: 
toren als Rechnungs: Belege oder doch bei Gelegenheit des Rechnungs-Abſchluſ— 
fes geliefert werden müffen. 

Bei der beträchtlichen Erleichterung, welche den Rentämtern durch diefe 
Abänderung zu Theil wird, erwartet man, daß ſie die übrigen Theile ihres 
Dienftes mit defto mehr Thätigkeit und Pünktlichkeit betreiben werden. 


. 


Hiezu die Verfügung der Fönigl. Kreisregierung vom 10. Mai 
1826 (Int. ©. 430), periodifche Nachweifen der Nentämter betreffend: 
Man hat wahrgenommen, daß bei den periodifch durch die Fönigl. Nentäm: 
ter vorzulegenden Tabellen , welche 
1) die Hinauszahlung von theilweis oder im Ganzen attribuirten Strafen, 
2) die Rückgaben indebite erhobener Gefälle jeder Art, oder endlich 
3) die Niederfchlagung von Strafen, fammt angehörigen Gebühren, fo wie 
die übrigen dazu geeigneten Domanial:Einkünfte 
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betreffen, hie und da nur einige mit der Beftätigung der königl. Domänen: In: 
fpectoren verfehen waren. 


Um diefem Mangel vorzubeugen, wird verfügt, daß künftighin Feine der 
oben angeführten Tabellen die Genehmigung oder Zahlungs:Anmweifung der un: 
terzeichneten Stelle erhalten wird, ehe und bevor fie nicht mit dem Revidit der 
Fönigl. Domänen: nfpection verfehen feyn werden; wornach ſich die königl. 
Rentämter bei der Vorlage gedachter Nachweifen zu achten, aber auch dahin 
zu wirken haben, daß die befragten periodifchen Nachweifen jederzeit in den 
erften Tagen nach Umfluß eines jeden Quartals vollftändig abgefchloffen ſeyen, 
damit fie dem betreffenden königl. Domänen:nfpector jedesmal bei der Quartal: 
Umreife zur Revifion vorgelegt und unverzüglich anher eingefendet werden Fönnen. 


Verfügung vom 20, Sänner 1818 (Intel. ©. 25) Gebühren 
ber Renteiboten: 


Die alferhöchfte Verordnung vom 50. October 1817 über die Organifation 
der Fönigl. Domänen: Verwaltung (Amtsblatt Nro. 56), bewilligt den Rent: 
amts:Boten für die Jufinuation der Mahnbriefe, welche fie den Debenten zu: 
ſtellen, folgende Gebühren: 

a. für jede erfte Mahnung vier Kreuzer; 

b. “für jede zweite Mahnung, wenn der eingeforderte Rückſtand nicht fünf 
Gulden überfteigt, fünfzehn Kreuzer; wenn der Rückſtand über 
fünf Gulden, aber nicht über fünfzig Gulden fleigt, dreißig Kreu: 
jer, — und von jedem ſtärkern Rückſtande aht und vierzig 
Kreuzer. 

Diefe Gebühren müffen von den Debenten erlegt werden. 

Die Erhebungsart derfelben war aber bisher nicht überall gleich; an man: 
chen Orten gefchah fie durch die Rentämter, welche die Gebühren mit der 
Schufdigfeit der Debenten zugleich in Empfang nahmen, und hieraufden Rent: 
amts:Boten verrechneten; an andern Orten erhoben diefe Boten ihre Gebüh: 
ren unmittelbar von den Debenten; Ponnten fie folche aber nicht fogleich erlan- 
gen, fo giengen fie ihnen gewöhnlich verloren , weil die Rentämter ſich mit der 
Nachfoderung nicht befaffen wollten; mehrere Rentams:Boten verlangten ende 
lich die Gebühren von ungiebigen Poften, und von mehreren Seiten liefen 
ſelbſt Befchwerden ein, daß manche Boten fich erlaubt haben follten, die geſeh— 
lihen Zaren zu überfchreiten. 

Um nun einerfeitd Ordnung und Gleichförmigfeit im Dienfte zu erzwecken, 
andererfeits aber den Rentamts-Boten ihre Gebühren fo viel ald möglich zu 
fihern, und zugleich jedem Mißbrauche vorzubengen, befchlieft die unterzeich 
nete Stelle (königl. Regierung) folgende Verfügungen, wornach ſich die Fönigl. 
Rentämter und Rentamts:Boten pünktlich zu achten haben: 


» Mit dem 1. Februar 1818 hören fämmtlihe Rentamts:Boten auf, ihre 
Gebühren unmittelbar von den Parteien zu erheben. 


Dr. Eiebenpfeiffer’s 97 
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2) Dieſe Erhebung geſchieht künftig durch die königl. Rentamter bei dem 
Empfang der Schuldigkeit der Parteien. 

3) Zu dem Ende werden die königl. Rentämter angewiefen : 

a. in ihren Manualien, zugleich mit der Vormerkung der erlaffenen 
Mahnbriefe, auch die für folche zu erhebende Gebühr anzugeben ; 

b. auf die Quittungen, welche fie den Parteien ertheilen, die empfan- 
gene Gebühr des Nentamts:Boten am Rande befondere zu quif: 
tiren; 

e. diefe Gebühr fodann, mit Angabe des Betrags derfelben, in dem 
betreffenden Journale, wo die erhobene Echuldigkeit des Debenten 
in Einnahme geftellt wird, am Rande’ ald Empfang gleichfalls vor: 
jutragen; und 

d. am lebten Tage eines jeden Monats die erhobenen Beträge den 
Rentamt3:Boten gegen Quittung auszuzahlen. . 

4) Da den Nentamts:Boten bisher eine Vergütung ihrer Gebühren von 
folhen Poften, welche ald ungiebig niedergefchlagen werden müſſen, 
nicht zuftand, fo hat es auch ferner hierbei fein Bewenden. 

Es find mithin diefe Gebühren in den vorgefchriebenen Verzeichniffen 
der verlorenen Erefutions:Koften, melde entweder dem 
Yerarium oder in Betreff der attribuirten Strafen, den Gemein: 
den und Hofpizien zur Laft fallen, nicht zu begreifen. 

5) Diejenigen Rentamts-Boten, welche fih erlauben würden, ihre Gebůh—⸗ 
ren noch unmittelbar von den Debenten einzufordern, ſollen als Erpref: 
fer den Gerichten zur Beſtrafung übergeben werden. 

6) Im Falle einige Rentamts:Boten noch rückſtändige Gebühren zu fordern 
hätten, haben fie folhe den Rentämtern anzuzeigen, damit diefe die Nach: 
erhebung beforgen. 

7) Sämmtliche Rentämter werden ihren Boten die Verfügungen diefed Be: 
fchluffes bekannt machen, und ihnen die genaue Befolgung defjelben ein: 


fchärfen. 


15. Sorftbehörden. 

Die oberfte Leitung geht vom Finanzminifterium und dem 
ihm beigeorbneten Oberinfpector aus, wie wir oben gefehen ba» 
ben; in den Kreifen behandeln die Regierungen und die ihnen 
beigegebenen Kreisinfpectoren die Gefchäfte, wie gleihfalld vorges 
tragen worden. 

Wir haben alfo nur noch von den Auffern Forftämtern und uns 
tern Forftbehörden zu handeln, worüber die Verordnung vom 22. 
Dezember 1821 (Amtsbl. 1822, ©. 1) bie neneften Beitimmungen 
„enthält: 
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Durch Unfere Verordnung vom 14. Juli 1818 haben Wir Unfern Rreis- 
Regierungen die Direction und obere Verwaltung Unfres Domänen:, $orft: 
und Jagd-Weſens übertragen, und denſelben it dent Umfange ihrer Kreisbezirke 
die Leitung des technifchen Betriebes und die Bewirthſchaftung Unfrer Staates 
Waldungen nach den Forderungen eines geregelten Forfthaushaltes zur befondern 
Pflicht gemacht. 

Hiebei ift jedoh Unfrer Aufmerkfamkeit nicht entgangen, dafi die biehe: 
rige Einrichtung des äuffern Forftdienftes noch einer forgfältigen Reviſſon be— 
darf, um die Ungleichheiten und Gebrechen in den mannigfaltigen, unter fich 
fehr abweichenden äuffern Sorftdienft:Einrichtungen in den verfchiedenen älter 
und neuern Gebietstheilen Unfres Reiches zu befeitigen, ımd durch Feſtſetzung 
gleichheitlicher, mit der innern Verwaltungs-Form Unfrer Kreis-Regieruns 
gen übereinftimmender Normen in der Gefammt:Berwaltung Unfres Forft: 
und Jagdweſens die erforderliche zufammengreifende Wirffamkeit zu erzielen. 

Wir haben daher die Einleitung zu einer gleichmäßigen Reorganifation und 
Vereinfachung des äuffern Korftdienftes, durch eine immftändliche Anweiſung der 
dazu erforderlichen Vorarbeiten treffen laffen, und nachdem diefe mit den Vor: 
fchlägen und Gutachten Unferer Kreis-Regierungen vorgelegt, und der ges 
eigneten Prüfung unterftellt worden find, fo haben Wir, auf den Uns bier: 
über erflatteten Antrag Unferes Staats-Minifteriums der Finanzen und nach 
Vernehmung Unferes Staats-Rathes, befchloffen, nnd verordnen, wie folgt s 

I. | 
Beftimmungen über die äuffern Forftdienft- Grade, 
deren Hülfd:Perfonal und Forſtbezirk s-Eint hei— 
fang. 

6: 1: Um die bisher in den meiften Kreifen. und Gebietstheilen Unfres 
Reiches, fowohl in der Zahl, als in der Stellung der äuffern Forftdienft: 
“ Grade Statt findende auffalende Verfchiedenheit, wodurc nicht nur die Leber: 
ficht erfchwert, fondern Die Wirkſamkeit einer geordneten und ineinandergreis 
fenden. Verwaltung Unferer Staats:Waldungen gehindert wird, zu befeitis 
gen, und zugleich durch eine unmittelbare directe Verbindung der Unferen 
FKreis:Regierungen übertragenen Leitung und Verwaltung des Forft: und Jagd: 
weſens mit den äuffern Völziehungs: Organen auf dem einfachften und ficher: 
ften Wege zu erreichen, haben Wir die für Unfere ältern Landestheile fchon 
im Jahre 18053 vorgenommenen Forft:Organifationen als Grundlage, mit der 
Modification, daß die Forft:$nfpectoren als mobile Organe der Kreis:Regie: 
rungen zur Aufiiht, Controlfe und Nachhülfe im äuffern Forft:Dienfte, nicht 
als äußere Local:Behörden, fondern zur innern Verwaltung anf Sit der Kreis: 
Regierungen zu beftehen haben, beibehalten, und hienach feftgefest, daß für den 
äuffern Forftdienft lediglich zwei ſtabile Dienft: Grade Statt finden follens 

- 5. 2. Diefe zwei äuffern Dienft-Grade zerfallen in den höhern, unter der 
Benennung Forftmeifter, und in den nieder unter der Benennung Res 
vier:Zörfer 
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$.5. Der Korftmeifter hat, als das Haupt-Organ der äuſſern Der: 
waltung, in dem ihm zugewiefenen Forftamts:Bezirf, den Vollzug des Betrie— 
bes in allen feinen Theilen an Ort und Stelle anzuordnen — ununterbrochen 
zu leiten — die Rechnungen und Nachweifungen darüber herzuftellen — den De: 
bit und die Verwerthung der Forft- und Jagd-Producte unter der Eontrolle des 
betreffenden Revier-Förſters umd des Forftamts-Actuars zu beforgen — den 
Verhandlungen der Forft: und Jagd-Frevel bei den einfchlägigen Gerichten bei: 
zumohnen — die Taration der Maldungen zu leiten — den Betriebs: und 
Nutzungsplan zu entwerfen — fo wie die forftpofizeiliche Aufficht über die Ges 
meinde= und Privat:Waldungen uach den beftehenden, oder in der Folge ges 
feglich zu erlaffenden Verordnungen zu führen. Derfelbe ift, gebunden an bie 
ihm zugehenden Betriebs:Vorfchriften — für den ganzen Bollzug verantwort: 
lich, und hat das ihm untergeordnete Forftperfonal zu leiten. 

5.4 Der Revier:Körfter, als Haupt:Organ des Forftfchuses , wo: 
für derfelbe fpeciell verantwortlich iſt, hat zugleich die Beſtimmung ald Vers 
waltungs:Affiftent des Horftmeifters in dem Umfange feines Reviere. Er hat 
daher in diefer Eigenfchaft das Detail der Ausführung des Forſt-Betriebes 
nach den Anordnungen des Forſtmeiſters, ohne deffen fpecielle Anweifung nichts 
aus dem Walde abgegeben — oder darin zuaelaffen werden darf, zu beforgen— 
die Schläge und Kulturpläge zu vermeffen, die Wald: Arbeiter zu leiten — ihre 
Producte und Arbeiten zu prüfen — diefelben, fo wie die Lohns-Beträge zu 
verzeichnen, und die fpecielle Aufficht über den Debit der Waldproducte und 
die deffalld erforderliche Euntrolfe zu führen. 

In diefer Beziehung hat der Mevier:Förfter bei der Abgabe der Walde 
producte feinen Waldhammer bei allen Holzabgaben beizufchlagen — die genaue 
Vormerkung der abgegebenen Waldproducte in fein Schlag-Regiſter aufzuneh: 
men, und die forftämtlichen Abgabe:Defignationen und äuffern Regie:Ausgaber 
Rechnungen vorzubereiten, und mit zu unterzeichnen, 

$. 5 Nachdem Wir die unmittelbare Leitung des äuffern Forſt- und 
Jagdweſens den Kreis:Regierungen übertragen haben, fo ergibt fich durch die 
räumliche Begrenzung den Kreifen fchon von felbft die Grundlage für die Los 
cal:Eintheilung der äuffern Forſtverwaltungs-Bezirke, und es darf demnach mit 
dem Vollzuge der nenen Sorftbezirfs-Eintheilung ein äufferer Forftbeamter 
fernerhin der Untergebene zweier! Kreis-Regierungen bleiben. Nur Ausnahme: 
weiſe haben Wir es zuläßigi befunden, daß die an den Kreis-Grenzen gelegenen 
MWald:Komplere mit dem betreffenden Forſtperſonale dem Verwaltungs-Bezirke 
desjenigen Kreifes einverleibt, werden dürfen, wohin fie fi nach dem Debit 
und nach der zweckmäßigſten Revier:Eintheilung am füglichften arrondiren. 

$. 6. Die Durchfchnitts:Größen der äuſſern Verwaltungs-Bezirke haben 
Wir bei den Forſt-Aemtern auf circa 20,000 Tagwerk Domänen: Waldungen , 
und bei den Revier: Bezirken auf circa 4000 Tagwerf, als das allgemeine Durch: 
ſchnitts-Ergebniß von fämmtlichen Domänen: Waldungen Unferes Reiches, un: 
ter Vorbedacht aller durch die Local:Verhältniffe im Einzelnen herbeigeführten 
Abweichungen auch bei der neuen Bezirks:Eintheilung beibehalten, 
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$. 7, Da in Unfern Domänen:Waldungen der Dienft volftändig und 
gleichmäßig beftellt , und die unmittelbare Leitung ihrer Verwaltung bei den ein: 
fchlägigen Kreis:Regierungen vereinigt fen muß, fo wollen Wir, daß die neue 
Forſtbezirks-Eintheilung auchjauf jene einzelne Domänen: Waldungen ausgedehnt 
werde, welche bisher in einigen Kreifen für Unfere Berg: und Hüttenwerke 
ausgefchieden,, und ohne in ihrem technifchen Betriebe von einem obern Korftbe: 
amten geleitet zu fenn, ben äuſſern Berg: und Hütten:Memtern unterftellt wa: 
ren; doch haben die Kreis-NRegierungen bei Beftimmung des Betriebs: und 
Nusungs: Plans diefer Waldungen fih mit Unferer General-Bergwerks-Sa— 
Iinen = umd Münz-Adminiſtration geeignet zu benehmen, und nach dem Erforder: 
niß des Waldſtandes auf die nachhaltige Sicherung des Bedarfes Unferer 
Berg: und Hüttenwerke dabei das forgfältigfte Augenmerf zu richten. 

5.8 Don der Einverleibung in den Adminiſtrations-Bezirk der einfchlägi« 
gen Kreis-Regierung bleibt allein jener Theil des Ifarfreifes ansgenommen, in 
welchem die Verwaltung des Forſt- und Jagdweſens bisher fchon Unſerer 
General:Bergwerks:, Salinen= und MünzAdminiftration zugewiefen war. 
$. 9% Die Ausſcheidung der zum Verkaufe beftimmten Domänen-Waldun—⸗ 

gen, der erft im Werlaufe eines angemeifenen Zeitraums nad Unfern gegebes 
nen Beftimmungen mit dem zu erwartenden Erfolge vollführt werden kann, 
macht vor der Hand noch die Beibehaltung proviforifcher Unteraufſichts-Bezirke 
und felbft zum Theil die Bildung. proviforifcher Forft:Neviere nothwendig, die 
fih auföfen, fobald der Verkauf diefer Waldungen bemwerkfteltiget feyn wird, 
bis dahin aber nothwendig beftellt bleiben müften. Ingleichen hat auch in jenen 
Kreifen Unferes Neiches, wo zur Zeit Unferem Forftperfonale die. fpecielle 
Beauffihtigung und Verwaltung der Gemeinde:; Stiftungs- und Unterthangs 
Waldungen übertragen ift, und wo bisher fchon befondere Unteraufſichts-Be— 
jirfe, oder fogenannte gemeinheitliche Forſt-Reviere beftanden haben — diefe 
Einrichtung noch fortan, und in fo lange fortzubeftehen,, bis hierüber allgemeine 
gefebliche Beftimmungen erfolgen werden — und eben fo hat es hinſichtlich der 
hiebei beftehenden Befoldungs:Verhältniffe bei den bisherigen Beftimmungen zu 
verbleiben. 
$. 10. Zur Unterftüsung und Hülfeleiftung für die vorbezeichneten zwei 
Grade des Äuffern Forſt- und Jagd-Dienſtes beftimmen Wir ein angemeffenes 
Hülfs:Perfonal, und zwar 
a. in Bezug auf die den Korftmeiftern beizuordnenden Hülfs-Judividuen 
fol das wichtigfte Augenmer? dahin gerichtet feyn, diefe Forſtbeamten na⸗ 
mentlich in ihren fchriftlichen Arbeiten zu erleichtern, um fie in den Stand 
zu ſetzen, ihre Zeit fo viel möglich dem äuffern Dienfte zu widmen — zus 
gleich foll jedoch der Bedacht genommen werden, diefe Hilfs: Individuen 
zur Eontrolfe zu verwenden. Behufs deffen wollen Wir jedem Forſtmei— 
fter ein folches Individuum unter der Benennung: Forſtamts-Actuar 
beigeben laffen, welchem fowohl die Function als Actuar für die fhriftlichen 
Arbeiten des Korftamtes, als auch insbefondere die Prüfung der Rech: 
nungsfäse in den Schlag:Regiftern nnd Regiekoſten-Verzeichniſſen der 


ann Erftes Bud, — Staatsrect. 


Revier:Förfter — die Anfertigung der forftämtlichen Abgabe-Defignatios 
nen und Regie-Rechnungen mit der fpecielfen Verantwortlichfeit für deren 
Hebereinftimmung mit den Yuffchreibungen der Revier-Förſter, — die Zu: 
fammenftellung der ganzen Forſtamts-Rechnung, die forftämtliche Buch: 
führung und die Affiftenz des Forſtbeamten, bei deffen Betriebs-Reguli— 
rungs-Arbeiten zur Obliegenheit zu machen ift. 

b. Als Hülfs-Individuen der Nevierförfter wollen Wir nad) dem Organi- 
fations:Syftem vom Jahre 1803 die Forftwärter und Revier-Ge— 
bülfen beibehalten, mit der Befchränkung, daß nur da Forftwärter an: 
gefteltt werden follen, wo die RocaleVerhältniffe erponirte 
Hülfs:Organe unmittelbar nothwendig machen. 

e. Die Horftwarte fowohl, ald die Mevier-Gehülfen, erhalten eine ganz 
gleihe Beftimmung, und haben zumächft unter der Anmweifung und Eon: 
trolfe der Revier:Förfter zu ftehen. Da jedoch zu den erponirten Poften 
eines Forftwarts nur folche Individuen verwendet werden dürfen, die fich 
bereits als verläßig bewährt haben, . fo find die Forftwärter als ein hd: 
berer und auch verhältnißmäßig höher befoldeter Forſtgehülfen— 
Brad zu betraghten. 

d. Diefe beiden Grade von Hülfs-Individuen haben den Revier:Förftern 
nicht allein zur Unterftüsung in Beziehung auf den Forſt-Schutz insbefons 
dere, und in Hinficht auf die fpeciellen Revier-Verwaltungsgeſchäfte zu 
dienen, fondern fie find auch zur Eontrolfe derfelben in der Art zu verwen: 
den, daß fie, in fo weit es eines Jeden Specialbezirk betrift, die Schlag: 
und Wald-Productenregifter — Regie: Koftenverzeichniffe — und Zrevel: 
regifter der Revier-Förſter unterfchriftlich zu atteftiren, und nöthigen Falls 
eine gleiche Auffchreibung zu führen haben, und bei der den Revier:För: 
ftern in befondern Fällen ausnahmsweife überlaffenen Producten:Abgahe 
2c. 2c. beigezogen werden müffen. 


e. In befondern Fälfen, wo eine Aufficht nothwendig erfcheint, ohne den 
Koftenaufwand für die Anftellung eines eigenen Forſtwarts zu lohnen, 
Fann zur Handhabung des Forſtſchutzes, in fo ferne Bein brauchbares Per: 
fonal hiezu aus den allenfalls noch vorhandenen Quiescenten aufgefunden 
und verwendet werden Pönnte, die Aufſtellung angefeffener, verläßiger 
Landleute, unter der Benennung Forft:Auffeher, als bloße Func— 
tionäre, gegen einen verhältnißmäßigen Sunctiongs Bezug, Platz finden. 
$. 11. Die bezeichneten Hülfs-Individuen — nämlich die Forftamts:Xc: 
tuare — Zorftwärter und Revier-Gehülfen, erhalten Feine Stabilität im Staats: 
dienfte, fondern find blos ald Adfpiranten zu betrachten , welche durch ihre Ans 
ftellung in den angeführten Hülfsdienft:-Graden durch entfprechende Befähigung 
und Wohlverhalten im Dienfte auf Vorrückung und ftabile Anftelung Anfpruch 
machen können. 


Nur denjenigen Korftwarten , welche fünfzehn Jahre mit Treue und zur vol: 
ten Zufriedenheit gedient haben, wollen Wir die Dienftes:Stabilität, und fo: 
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mit die damit verbundenen Anſprüche, nebft einer angemeffenen Gehaltsverbef: 
ferung gewähren. j 

$. 12. Da auf die vorbezeichnete Weife der Forſtbeamte, ber Revier-För— 
fter und die ihnen beis und untergeordneten Hüffsindividuen in ein fich gegenfei- 
tig controlirendes Verhältniß zu einander geftellt werden, wodurch der Zweck 
der bisherigen rentämtlichen Controlle bei der Material: Ybgabe volftändig er: 
reicht wird, fo hat Fünftig die bisher eingeführte gemeinfchaftliche Verwerthung 
der Forftproducte zu unterbleiben, und fomit auch die fernere Ausgabe, welche 
bisher durch die Diäten der Rentbeamten und ihrer Schreiber veranlaßt worden 
iſt, zu ceffiren. 2 

Im Uebrigen ift aber mit Strenge darüber zu wachen, daß der Antheil der 
Rentänter an der Äuffern Sorftverwaltung, unter einer gegenfeitigen Eontrolfe 
der Forſtbeamten, vorzüglich in Hinficht auf die Perception der Forſtgefälle aller 
Art, unverändert, wie ihn das Zorft-Organifationsfyftem vom Jahre 1808 be: 
ſtimmt hat, belaffen werde. 

$. 13. In Anfehung des Rangverhältniffes ftehen Unfere Zorftmeifter 
auf gleicher Linie mit den durch die Forft:Organifation vom Jahre 1805 beftelf: 
ten Oberförftern, und haben demnach gleichen Rang mit Unferen Rentbeam— 
ten nach dem Dienftesalter. Eben fo verbleiben die Revier-Zörfter , als die ſta— 
bilen Verwaltungsaffiftenten der Zorftmeifter, in demfelben Rangverhältniffe, 
wie die organifirten Revier-Förfter vom Jahre 1308. - 

Bon dem äuffern Hülfsperſonale ftehen die Forſtamts-Actuare im Range 
den RevierFörftern am nächften, ihnen folgen die Forſtwärter, und diefen die 
Revier:Gehülfen. 

1. 
Beftimmungen über dad neue gleihheitliche Befok 


dungsfpftem. ’ 


$. 14. Der bisherige Befoldungs-Stand des äuſſern Forſtdienſt-Perſonals 
ſowohl in den Forftorganifations-Bezirken vom Jahre 1803, ald in den noch 
nicht organifirten Gebietstheilen und Kreifen Unferes Reiches erfcheint nicht 
nur in Dinficht auf die Ungleichheit und Werfchiedenartigfeit in den Haupt: 
Geld: und Nebenbezügen, fondern aud in dem Maße der verfchiedenen Tan⸗ 
tiemen⸗-⸗Bezüge und Natural-Emolumente in einem auffallenden Mißverhältniſſe, 
daher finden Wir Uns bewogen, dieſe auf den äuſſern Forſtdieuſt ſchädlich ein⸗ 
wirkende Verſchiedenheit der Größe und Geſtalt der gegenwärtigen Beſoldun— 
gen ffir die einzelnen Stellen eines und deſſelben Dienftgrades zu entfernen, und 
ein allgemeines gleihmäßiges Befoldungs:Regulativ feftzu: 
feßen, wobei Wir von dem Grunbfage ausgegangen find, das zureichende 
Auskommen eines jeden Bedienfteten nach Verhältniß des ihm angewiefenen Po: 
ſtens und der damit verbundenen Functiond: Ausgaben in ein angemeffenes Der: 
hältniß zu ftellen. 

$. 15. Wir haben daher für alle Bedienfteten einer und derfelben Klaſſe 
im äufferen Borftdienfte einen gleich großen mit den Gehalten anderer Bedienftes 
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ten im gehörigen Verhältniſſe ſtehenden Haupt-Geldbezug feitgefent, und deu 
weitern Bedacht dahin ‚genommen, daß das Dienftes:Ausfommen eines Jeden 
fo viel als möglich durd Natural: Bezüge gefihert werde, namentlich fo: 
wohl wie bisher durch Zutheilung, wo möglich, einer. freien Wohnung , einer 
angemeffenen Anzahl Dienftgründe oder. einer Entfhädigung hiefür in Geld, ei: 
nes Holzbezuges und eines verhältnißmäßigen Getreide-Bezuges, dann eines ans 
“ gemeffenen Geldzufchuffes , welcher jedoch nur proviforifch, und in fo lange zu be 
ftehen hat, bis durch Ausmittlung des Material: und Pecunial:Ergebniffes ei: 
nes jeden der neu zu bildenden Forſtämter und Forftreviere ein bemeffener Tan: 
tiemen:Maßftab feftgefebt werden Fann, welcher im Durchfchnitte diefem Gelb: . 
Zufchuffe gleichftehen , nnd denfelben furrogiren folle: worüber Wir Unfern 
Kreis:Regierungen noch befondern Auftrag ertheilen laffen werben. 
8 16. Don dem Grundfage ausgehend, daß in der Regel jeder ftabile 
Forftbedienftete, fo lange er nicht zu einer höhern Dienftesftufe befördert wird, 
auf feinem Poften zu verbleiben habe, indem der Werth des äuffern Forftdiens 
ſtes wefentlich auf der genaueften Bekanntfchaft mit den Local: Verhältniffen,, 
und auf der fortgefesten Local-Erfahrung beruht — zugleich aber auch die billie 
gen Anfprüche auf Gehalts:Verbefferung, welchen die Bedienfteten durch forte 
gefeste treue Verwaltung ihres Poftens fich erworben, berücfichtigend — ſetzen 
‚Bir folgende mit dem Dienftesalter fortfchreitende ftufenweife Steigerung des 
Haupt:Geldbezuges fe: 

a. Die erfte Steigerung des Haupt:Geldbezuges findet Statt für die 
Epoche vom erften bis zum zurücgelegten achten Dienftesjahre in dem 
fpeciellen Dienftesgrade. 

b. Die zweite Steigerung für die Epoche vom neunten bis zum zu: 
rücgelegten vierzehnten Dienftegjahre in ein und demfelben Dienftes: 
grade. 

e. Die dritte Steigerung für die Epoche vom fünfzehnten bis 
zum zurücgelegten zwanzigften Dienftesjahre. 

d. Die vierte und letzte Epoche von dem im fpeciellen Dienſtes-Grade 
ausgelaufenen zwanzigften Dienftesjahre. 

$. 17. Bei Vorrüdung und Beförderung auf einen höhern Dienſtes— 
Grad zählen für diefen die in dem vorigen Dienft:Grad zurücgelegten Dien: 
ftesjahre nicht mit. 

$. 18. Damit jedoch diefe ftufenmweife Steigerung ded Haupt:Geldbezuges 
zugleich zur Aneiferung und Belohnung fortgefebter treuer Amts-Verwaltung 
diene, fo werden Wir in der zu erlaffenden Korftdienftes:Ordnung dies 
jenigen Säle beſtimmen, wo den Bedienfteten ald Strafe für erwiefene Dienftes- 
Vergehen, Webertretungen oder Dienftes:Verfäumniffe, welche nicht unter die 
fhweren , einer gerichtlichen Unterfuchung unterliegenden Dienftes:Bergehen 
oder Verbrechen gehören, daffelbe Jahr , oder mehrere Jahre in der Vorrüdung 
zur Gehalts:Erhöhung zu Verluſt gehen. 

$. 19. Bei dem nicht ftabilen oder dem Äuffern Hülfs:Perfonale, 
namentlich den Sorftamts:Actuaren, Korftwärtern und Revier 
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Behülfen, ſetzen Wir hinfichtlich ihrer Gehalte zwei Klaffen feft, ders - 
geſtalt, daß nach Maßgabe des Dienft:Alters und der bewiefenen Dienftes: 
Brauchbarfeit und Treue ein Drittheil in die Höhere Klaffe des ausge: 
worfenen Gehalts einzurüden hat. 

6. 20. Was bereits oben ($. 18) wegen Siffirung in die höhere Gehalts: 
Morrüdung wegen Dienftes:Dergehen, Webertretung oder Dienſtes-Verſäum— 
niffen 2c. beflimmt worden ift, findet gleiche Anwendung in vorkommenden Fällen 
bei den Forſtamts-Actuaren, Sorftwärtern und Revier-Gehülfen. 

$. 21. Um den Betrag zur Vergütung der Dienftes:Ausgaben mit dem ge: 
ringern oder größern Umfang und Koften:Erforderniß der Dienftesftellen in ein 
angemeſſenes DVerhältniß zu flellen, haben Wir die verfchiedenen Dienftes:Bes 
zirfe in drei Klaffen geordnet, und für jede diefer Klaffen ein entfprechendes 
Maß für den Betrag der Nebens oder FZunctions:- Bezüge, deren wes 
fentlihe Beftimmung auf die Vergütung der Functionsausgaben gerichtet ift, 
feftgefebt. 

$. 22. Bei der Deranfchlagung der Natural: Bezüge, fowohl in Anfehung 
der Natural:Wohnung , ald der Dienftgründe und des Getreide:Deputats, be: 
flimmen Wir für alle Bedienftete ein und derfelben Klaffe einen gleichen Geld: 
Anschlag. 

$. 23. Das Setreides:Deputat wird von Unfern Rentamts:Kaffen in Nas 
tura abgereicht, und nur in dem Falle, wo die Natur:Abgabe felbft nicht Statt 
finden Fann, darf die Vergütung in Geld, ausnahmmeife in der Art geleiftet 
werden, daß der laufende Normal:Preis nach den Schrannen- oder Marft:Preis 
fen vom 15. November und 15. Dezember zum Grunde gelegt wird, 

$. M. Die Größe des Holz:Bezuges beftimmt fich nach dem Verhältniffe 
der Elimatifchen Lage der verfchiedenen Standorte der Forftbedienfteten, nach 
Erforderniß der verfchiedenen Dienftes:Klaffen und wird als Mafftab in Fichten: 
oder Buhen:Scheitholz in der Art feſtgeſetzt, daß es in der vorherrfchenden 
Holzart der laufenden Jahres-Hiebe abzugeben ift, dabei aber den Bedienfteten 
überlaffen werden Fann, ed auch in andern Brennholz-Sortimenten, als in 
Scheitholz, bis zu dem MWerthbetrage des firirten Deputat-Quantums anneh: 
men zu dürfen. Da Wir übrigens bei der Zutheilung des Holz.Deputats nur 
das Bedürfniß nach der Lage des Standorts berlicfichtiget haben, fo wollen 
Wir, daß hiefür gar Fein Geldwerth in Anrechnung gebracht, und daffelbe fo: 
fort als ein Befoldungstheil, doch Iediglich in Natura, und ausfchließlich des 
Arbeits-Lohns Cden die Horftbedienfteten Unfern Aerar zu vergüten haben) 
verreicht werde, mit der Beſtimmung jedoch, daß ein Verkauf des Befoldungs: 
Holzes durchaus nicht Statt finden dürfe. 

$. 25. Nach diefen vorläufigen Beftimmungen über die Art und Geftalt 
der Haupt:Geld: und Nebenbezüge ſetzen Wir die regulären jährlichen Bes 
foldungen des Auffern Forſt-Dienſt-Perſonals in folgenden Größen feft: 


A. Für den Zorftmeifter: 
1) den HanptsGelbbezug: 
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in der erften Epoche von acht Dienft:Fahren auf 1000 fl. C Eintan: 
fend Gulden). 

In der zweiten Epoche vom neunten bis vierzehnten Dienft-Jahre 
einfchlüßig auf 1150 fl. (Eintaufend einhundert fünfzig, Gulden). 

In der dritten Epoche vom fünfzehnten bis zum zwanzigiten Dienft: 
Jahre einfchlüßig auf 1300 fl. (Eintauſend dreihundert Gulden). 


d. In der vierten Epoche nach vollſtrecktem zwanzigften Dienft:Zahre 


auf 1400 fl. (Eintaufend vierhundert Gulden). 


2) die Neben Bezüge: 


b, 


Diefe beftehen 

in einer freien Wohnung, im Anfchlag zu 120 fl., oder Vergütung 
hiefür. 

In ſechs Tagwerk Dienft-Gründen, im Anfchlag zu 60 fl., oder 
Vergütung hiefür. 

In einem Getreide-Deputat, beftehend aus zwei bayerifchen Normal: 
Schäffeln Waitzen oder Kern, das Schäffel nach einem firen unver: 
änderlichen Anfchlag zu 14 fl., fieben Schäffel Korn oder Roggen 
au 10 fl. 41 Fr. das Schäffel, zwölf Schäffel Haber (zu Haltung 
des erforderlichen Dienftpferdes) gleichfalls nach einem unveränder- 
lichen Anfchlag zu 4 fl. 9 Er. das bayerifche Schäffel. 

In einem Geldzufhuß, und zwar für die Forſtamtsbezirke I. Klaffe 
zu 500 fl. Cfünfhundert Gulden), für die Sorftamtsbezirfe MU. 
Klaffe zu 400 fl. Cvierhundert Gulden), und für die Forſtamtsbe— 
zirfe III. Klaſſe zu 300 fl, Cdreihundert Gulden), und zwar in fo 
lange, bis an beffen Stelle die auszumittelnde, diefen Betrag fur: 
rogirende Tantieme feſtgeſetzt werden wird, 

In einem Holzdeputat Cohne Geldanfchlag) nach Verfchiedenheit der 
Flimatifchen Lage der Bezirke, und zwar in der I. oder rauheften 
Flimatifchen Lage 24 SKlafter Fichten: , oder 18 Klafter Buchen: 
Scheit:Holz im bayerifchen Normal: Klafter:Maaß (126 bayerifche Ku: 
biffuß Raum-Maß ); in der II. oder mittlern Lage 20 Klafter 
Fichten = oder 15 Klafter Buchenholz, und in der DIE. oder mildern 
Lage 16 Klafter Fichten oder 12 Klafter Buchenholz. 


B. Für den Revier:Förfter: 


1) den Haupt-©eldbezug: 


b. 


in der erften Epoche von u Dienft:Sahren auf 400 fl. ie 
dert Gulden). 

In der zweiten Epoche, vom neunten bis vierzehnten Dienſt-Jahre 
einfhläßig auf 450 fl. (vierhundert fünfzig Gulden). 

In der dritten Epoche, vom fünfzehnten bis zum zwanzigſten Dienft- 
Fahre einfchlüßig 500 fl. Cfünfhundert Gulden). 

In der vierten Epoche, nach vollendetem zwanzigſten Dienſt⸗Jahre 
auf 550 fl. (fünfhundert fünfzig Gulden). 
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2). Die Neben: Bezüge: 


bh. 


Diefe zerfatten 

in eine Natural-Wohnung, in Anfchlag zu 60 fl. (ſechzig Gulden), 
oder Vergütung hiefür; 

in ſechs Tagwerk Dienft:Gründe, in Anſchlag zn 60 fl. (ſechzig 
Gulden), oder Vergütung hiefür; 

in ein Getreide-Deputat zu 1%. Schäffel Cein und ein halbes Schäf- 
fel) Waiten oder Kern, in obigem Anfchlag, und 5 Schäffel (fünf 
Schäffel) Korn oder Roggen ; 

in einem Geldzufchuß, und zwar bei den Revieren I. Klaſſe zu 50 fl. 
(fünfzig Gulden), und bei den Revieren IL. Klaffe zu 25 fl. (fünf 
und zwanzig Gulden) bis zur Seftfegung einer bemeifenen ſurrogi⸗ 
renden Zantieme; 

in ein Holz-Deputat, gleichfalls nach der Verfchiedenheit der Elima- 
tifchen Lage, und zwar in der I. oder ranheften Lage 20 bayerifche 
Normal: Klafter Fichten oder 15 Klafter Buchen-Scheitholz, in der 
II. Lage 16 Klafter Fichten: oder 12 Klafter Buchenholz, und in 
der III. Lage 12 Klafter Fichten= oder 9 Klafter Buchen-Scheitholz. 


C, Für den Forſtamts-Actuar. 


Der Gehalt des Forſtamts-Actuars beſtehet: 

a. in einem firen Geld-Bezug, und zwar für die J. Klaſſe, in welche das 
erfte Drittheil einzureihen ift, zn 150 A. (Einhundert fünfzig Gulden), 
für die II. Klaffe, oder die übrigen zwei Drittheile, zu 120 fl. (Ein: 
hundert und zwanzig Gulden); 

b. in einem DVerköftigungs:Beitrag von 150 fl. sr und fünfzig 
Gulden) in Geld, und 

e. in einem halben Schäffel Waitzen oder Kern, und ein und einem halben 
Schäffel Korn oder Roggen, nach den oben feftgefegten unveränderlichen 
Preifen. 


D. $ür die Forftwärfer: 


Der Gehalt diefer Klaſſe hat zu beftehen: 

a. für das erfte Drittheil in der I. Klaſſe in einem firen Gelv-Bezug von 
240 fl. jährlich (Sweihundert und vierzig Gulden), für die übrigen 
zwei Drittheile in der IL. Klaffe von 200 fl. (Sweihundert Gulden); 
für diejenigen Forſtwärter, welche in dieſer Eigenfchaft f ünfzehnu 
Hahre mit Treue gedient, und denen Wir die Dienftes: Stabilität er: 
theilt haben, findet noch eine aufferordentliche Zulage von 60 fl. (ſechzig 
Gulden) Statt, wornad der Haupt:Geldbezug berjelben auf 300 fl. 
(Dreihundert Gulden) jährlich feftgefegt wird; 

b. in Natural:Cmolumenten, und zwar in einer Ratural:Wohnung im Anz 
fchlage zu 30 fl. (dreißig Gulden), oder Vergütung hiefür, drei Tage: 
werke Dienft:Gründen in Anfchlag zu 30 fl. (dreißig Gulden), oder 
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Dergfitung hiefür, und in einem Schäffel Waiten oder Kern, und drei 
Schäffel Korn oder Roggen, nach den bereits beftimmten Anfchlägen: 
e. in einem Holz:Bezuge in der J. Lage zu acht Klafter Fichten: oder fechs 
Klafter Buchen, in der IL. zu fechs Klafter Fichten: oder vier Klafter 
Buchen:, und in der IIE zu vier Klafter Fichten- oder brei Klafter 
Buhen-Sceitholz. 
E. Für die Revier:Gehülfen 
beftimmen Wir 
a. für das erfte Drittheil in der J. Klaffe einen firen Geldbezug von 100f. 
CEinhundert Gulden); für die übrigen zwei Drittheile in der IL 
Klaffe 75 fl. (Siebenzig fünf Gulden), 
b. für den DVerföftigungs:Beitrag ein jährliches Averfum von 82 fl. (Acht: 
zig zwei Gulden), dann 
e. an Getreide-Deputat denfelben Betrag wie für die Forſtamts-Actuare. 
$. 26. Die Verköſtigungs-Beiträge in Geld und Getreid der Forftamts: 
Actuare fowohl als der Mevier-Gehülfen haben in der Regel die Forſt-Beam— 
ten (Borftmeifter) und Revier:Förfter zu beziehen, wofür fie denfelben den er: 
forderlichen und angemeffenen Unterhalt, nebft Dach und Bach zu verreichen haben. 
Nur ausnahmsweife, bei nachgewiefenen zureichenden Motiven, welche Unfere 
Regierungen, Kammern der Finanzen, für jeden fpeziellen Salt firenge zu er: 
meffen haben, darf den Forſtamts-Actuaren und Revier-Gehülfen die Selbft: 
derpflegung gegen Bezug der DBerföftigungs:Beiträge geftattet werben. 
$. 27. Die Ausftheidung des Gefammt:Gehalts der ftabilen äuffern 
Sorftbedienfteten in Standes: und Dienfte 8: Gehalt richtet ſich nach den 
Beftimmungen Unfers Edictd vom 26. Mai 1818 über die Verhältniffe der 
Staats-Diener $. 8. In Folge beffen wird der Standes:Gehalt mit 
gänzliher Wegrehnung aller Nebenbezüge an Geld: und Na: 
tural:Genuß, im erften Jahrzehent des Dienftes auf acht Zehn: 
theile — nad) dem Eintritte in dag zweite Jahrzehent des Dienftes für 
die ganze Solgezeit, auf neun Behntheile des Haupt:Geld:Bezuges 
feftgefest. 
$. 38. Die Penflonen und Unterhalts:Beiträge der Wittwen und Kinder 
der ftabilen Forftbedienfteten richten fich nach den gefeglichen Beftimmungen. 
| $. 29. Da Wir durch vorftehendes Befoldungs-Regulativ das Bedürfnif 
des zureichenden: Auskommens Unferer äuſſern Sorftbedienfteten bemeffen 
und feftgefeht haben, fo hören mit dem 1. Jänner 1822 alle bisherigen, unter 
den verfchiedenen Benennungen vorkommenden Gehalts:Bezüge auf, und es fin- 
den demnach durchaus Feine andere Haupt-Geld- und Nebenbezüge Statt, als 
die in vorftehendem Beſoldungs-Regulativ fpecififch für jeden äuffern Sorftdienft: 
Grad ausgefprochen worden find. Nur jenen Korftbedienfteten, welchen auf 
einen allenfaltfigen Mehrbezug aus Altern Dienftes:Verhältniffen, nach recht: 
lichen Gründen ein Anſpruch zukömmt, foll nach vorläufiger Unterfuchung und 
rechtlicher Würdigung lediglich in dem Kalle, wenn der neue Gefammt:Gehalt 
(das Aggregat der Haupt: und Nebenbezüge) hinter dem Gefammt:Gehalt jener 
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aus Altern Dienftes:Verhältniffen herrührender Bezüge, worauf ihnen ein recht: 


licher Anfpruch zufteht, — — die betreffende Entfchädigung gewährt 
werden. 


II. 
Beitere Beftimmungen in Anſehung der a 
des äuffern Forſt-Dienſtes. 
$. 30. Zur vollftändigen Begründung und Ergänzung Unferer netten 

Verfaſſung im äuffern Forftdienfte finden Wir nothwendig, für jede Dienſtes— 
Klaffe eine fpecielle, alle Eunctionen mit Beftimmtheit erörternde Dien— 
ſtes-Inſtruction entwerfen zu Taffen, und an die Stelle der im Umfange 
Unferes Reiches bisher beftehenden verfchiedenen Dienftes:nftructionen feft: 
zufesen. Zugleich wollen Wir, daß ausgefchieden von diefer bloßen Anleitung 
zum Dienfte, auch eine allgemeine Forft: Dienftordnung feſtgeſetzt werde, 
wodurch die Grenzen der Befugniffe jeder Dienftes:Klaffe, und die auf deren 
verfchiedenartige Weberfchreitungen oder ‚Dienftes:Berfäumniffe gefesten Strafen 
genau bezeichnet werden. 

5. 51. Ueber den Entwurf nnd Vorlage der Dienftes:Inftruction haben 
Wir bereits fämmtliche Kreis-Regierungen bei der allgemeinen Inftruirung der 
Borarbeiten über die äuffere Forft:Dienft-Einrichtung anweifen laffen , da jedoch 
von den meiften diefer Auflage gar nicht, von einigen wenigen aber nicht voll: 
ftändig entfprochen worden ift, fo befehlen Wir hiemit, daß fih Un ſere 
Kreis-Regierungen, Kammern der Finanzen, mit diefer Aufgabe befchäftigen, 
und Uns Tängftens nach Verfluß eines haben Jahres die umftänblich bearbeite: 
ten Entwürfe hierüber vorlegen, wozu fie fih nunmehr, da Wir die Wirfungs- 
Kreife, Stellung und Gefchäfts:Berbindung des äuffern Forftdienft:Perfonals 
definitiv feftgefeut haben, in vollfommenen Stand gefest finden, Hiebei haben 
Unfere Kreis:Regierungen den vorzüglichiten Bedacht darauf zu nehmen, daf 
die möglichtte Vereinfachung der Gefchäfts:Behandlung und insbefondere die 
möglichfte Verminderung der fhriftlihen Arbeiten bei dem 
äuffern Sorft:Perfonale erzweckt werde. 

$. 32. In Anfehung der Bearbeitung einer allgemeinen Dienſtes-Or d⸗ 
nung für das äuffere Forſt-Perſonal ift der vorzüglichſte Geſichts-Punkt dahin 
zu richten, daß der Inbegriff und die Grenzen der Obliegenheit und Befug⸗ 
niffe einer jeden Dienftes:Klaffe genau beftimmt, und für alfe erheblichen Fälle 
der Ueberfchreitung diefer Grenzen und der Dienſtes-Verſäumniß die verhältniß- 
mäßigen Strafen ftufenweife regulirt werden. Dabei muß namentlich auch die 
Grenze, wo die bloße DisciplinarzBeftrafung fih endet, und die ges 
rihtlihe Unterfuhung und Beftrafung einzutreten hat, ingleichen 
die erforderlihe Form der Unterfuhung, und der Umfang der Befug: 
niffe, die ſowohl den Kreis:Regierungen als auch den äuffern Dienfl:Graden zur 
Beſtrafung, oder zur Zurechtweifung ihrer Dienftes:Untergebenen einzuräumen 
ift, genau bezeichnet werden. | 

Die folher Geftalt bezeichneten, und von Unfern Kreis-Regierungen zu 
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bearbeitenden Dienft:Orbnungen find gleichzeitig mit. den Entwürfen der Dien: 
ſtes⸗Inſtructionen zu Unferer Befchlußfaflung vorzulegen. 

$. 33. Inzwiſchen bis diefe neue Dienftes:Inftruction und Dienftes:Ord: 
nung Unfere Genehmigung erhalten haben wird, find die bisherigen Dien- 
ftes-inftructionen, in fo weit fie fich mit den oben gegebenen Reſſorts-Beſtim— 
mungen der äuffern Dienftes:Grade vereinbaren Faffen, in geeignete Anmendung 
zu bringen. 


IV. 

Befimmungen über die Vorbedingungen und Erfor 
derniffe zum Eintritt und zur Anftellung im Forſt— 
Dienfte, dann zur finfenweifen Borrüdung in den 
verfhiedenen äuffern Dienſtes-Graden. 


$. 34 Um durch alte Klaſſen des äuffern Forſt-Dienſtes eine zweckmäßige 

Anftellungs= und Promotions-Ordnung zu begründen, und hiernach die perfön: 

lihen Eigenfchaften und Vorbedingungen , die Ausfichten und Anfprüche zur An: 

ftellung der Forft:Dienfl-Adfpiranten, fo wie der bereits Angefteiten zum Vor— 

rüden in höhere Dienſt-Grade zu bezeichnen, ſetzen Wir folgende Normen feſt: 

1») Zur Anftellung im Forſt-Dienſte ift nur derjenige Inländer fähig, der 

neben einem unbefcholtenen Rufe der Rechtfchaffenheit und eines morali= 

fchen Lebenswandels, neben der erforderlichen Eörperlichen Befchaffenheit, 

auch die für den fpeeielen Poften erforderlichen befondern Cigenfchaften 

und Befähigung befitt, diefe gehörig nachgewiefen, ingleichen die dazu 
beftimmten Vorbedingungen vollftändig erfültt hat. 

Nach Maßgabe der Art und Michtigfeit des äuffern Forft:Dienft: 

Grades beftimmen fich die befondern Eigenfchaften und Vorbedingungen: 

2) Zur Anftellung ald Sorftauffeher, dazu auch angefeffene Landleute 
erwählt werden Fünnen, wird an fperiellen Eigenfchaften erfordert die nö: 
thige Befanntfchaft mit den practifchen Wald:Arbeiten, und daß das zu 
verwendende Individuum des Lefens und Schreibens Pundig ſey, übrigens 
mit Einrehnung des Functiond-Bezuged ein hinreichendes Einkommen 
beſitze. 

5) Zur Anſtellung als Revier-Gehülfe wird ſpeciell erfordert: 

a. daß das Individuum das niedere Forſt- und Jagdweſen vollſtändig 
erlernt habe; 

b. correft und leferlich fchreiben Fönne , die gehörige Fertigkeit fich 
fchriftlich auszudrüden, und die Elemente der Arithmetif und der 
praftifchen Geometrie fich eigen gemacht, 

e. dieſe Eigenfchaften durch ein Prüfungs:Zeugniß oder Abfolutorinm 
nachgewiefen habe. 

4) Zur Anftellung als Forftwärter find nur folhe Individuen zuläßig, 
die als Revier-Gehülfen, unter Nachweifung der hiezu erforderlichen Vor: 
bedingungen bereits mehrere Jahre zur Zufriedenheit gedient haben. 
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5) Zur Anftellung ad Forſtamts-Actuar wird fpeciell erfordert: 

a. Nachweiſung Über eigen gemachte Haupt: und Hülfs-Wiſſenſchaften 
des Forft:Dienfted, 

b. SBertigkeit im fchriftlihen und Rechnungs-Geſchäfte, im Chartirungs: 
Geſchäfte, Eigenmachung der zum Zorft:Dienfte gehörigen mathema- 
tifhen ſowohl theoretifchen als practifchen Kenntniffe und Fertigkei— 
ten, welche durch eine Prüfung vollftändig nachgemwiefen werden 
müſſen. 

e. Vorläufige zureichende Praris, 

6) Die fpeciellen Erforderniſſe zur Anſtellung als ſtabiler Revier-För— 
fter beftehen; 

a. in den durch vorläufige Prüfung nachgewiefenen zureichenden Kennt: 
niffen und Fertigkeiten für den Revierförfters:Dienft ; 

b. in einer vouftändigen, wenigftens zweijährigen Praris im niedern 
Sorft:Dienfte und längern Dienftesleiftung in den niedern Graden 
deffelben, 

7) Zur Anftelung ald Forftmeifter Eönnen nur folche Individuen gelan: 
gen, welche fih in allen Haupt: und Hülfs-Wiſſenſchaften des niedern 
und höhern Sorft:Dienftes befähiget, diefes durch geeignete Prüfung nach: 
zumeifen haben, und nebft zurüdgelegter practifcher Laufbahn im niedern 
und höhern Forft:Dienfte, namentlih im Revier-Förftere:Grade, mit 
Auszeichnung mehrere Jahre gedient haben. 

$. 35. Zur Prüfung der wiffenfchaftlihen Tüchtigkeit für den höhern Forft- 
dienft werden Wir nach Ermeffen von Zeit zu Zeit Prüfungs:Eoncurfe anords 
nen laſſen. 

$. 36. Die Prüfung der Eoncurrenten zur Anſtellung ald Revier-Gehül: 
fen und Forſt-Wärter, Forſtamts-Actuare und Mevier:Förfter wird der fpeciel: 
len Anordnung Unferer Kreis-Regierungen, Kammern der Finanzen, über: 
laſſen, welche dusch eine Prüfungs:Commiffion, beftehend aus den betreffenden 
Kreis:Forft:Referenten und den Kreis-Forft:$nfpectoren, die Eraminanden 
nicht allein fchriftlich, fondern auch mündlich prüfen zu laffen haben. Die Re: 
fuftate über die gemeinfan berathenen Dualifications: Noten find mit Bericht 
Unferm Staats:-Minifterium der Finanzen nach einer jeden vollzogenen Prü- 
fung zur Einficht vorzulegen. 

$. 37. Die Prüfung für den höhern Forft:Dienft hat nur auf unmittelbare 
Anordnung Unferes Staats:Minifteriums der Finanzen Statt, welches die 
Fragen Unfern Regierungen, Kammern der Finanzen, ARME, und die 
weitern Beftimmungen jedesmal erlaffen wird. 

$. 38. Ohne vorläufige , wenigft zweijährige Praris im Revier = oder Forft: 
amts:Dienfte darf Fein Forſt-Dienſt-Adſpirant zur Prüfung zugelaffen werden. 

Durch die hiemit ertheilten Beftimmungen über den Umfang und die in: 
nere Einrichtung des Äuffern Sorft:Dienftes haben Wir Unfern Kreis-Regie: 
rungen, Kammern’ der Finanzen, die Obliegenheiten bezeichnet, die ihnen in Be: 
ziehung auf die Direction und Verwaltung Unfers Domainen:, Forſt- und 
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Jagdweſens, fo wie in befonderer Hinficht anf den Vollzug und die Erecution 
diefer gegebenen Beftimmungen zufonmen. 

Wir befehlen daher, daß vorbezeichnete Anordnungen über die räumlichen 
Beftimmungen der Forſt-Verwaltungs-Bezirke — über die gleichförmige Eins 
richtung des äuſſern Forft:Dienftes, und fiber die angemeffene Zahl und Be: 
fimmung der Dienftes:Grade — über die Einführung eines für alle äuſſern 
Forftdienft: Grade feftgefeuten Befoldungs-Regulativg — über die Berfaffung 
befonderer für jeden Dienftes:Grad paffender Dienftes:Inftructionen und Diens 
fles:Ordnung — über die VWorbedingungen und Erforderniffe zum Eintritte und 
zur Anftellung im äuffern Sorft:Dienft, genau beobachtet und in geeigneten 
Vollzug gebracht werden. 

Unfere Kreis:Regierungen, Kammern der Finanzen, haben demnach ohne 
Derzug die geeigneten Vorbereitungen zu treffen, damit die von Uns dem: 
nächft zu erlaffenden weitern allerhöchſten Beftimmungen über die Forſt-Be— 
zirks-Eintheilung und Beſetzung der äuſſern Forſtdienſt-Stellen fogleich vollzo⸗ 
gen, und die Amts-Ertraditionen und Dienſtes-Einweiſungen ohne Stockung des 
laufenden Dienftes bewirkt werden Pönnen. 





Die im $. 30 verheißene Korftdienftordnung und Dienftins 
ſtruction ift Öffentlich nicht erfchienen , fomit gilt noch we 
fentlih das Regulativ des Generalgouverneurd vom 28. Mai 
1814, welches durch die Verordnung vom 10. Auguft 1814 als 
fortbeftebend erklärt worden. 

Diefes Regulativ lautet alſo: 

Durch die Verordnung vom 26. Februar und 10. März d. J. find einige 
vorläufige Regeln für die Forft:Berwaltung des General-Gouvernements des 
Mittel-Rheins ertheilt worden. Sie betrafen vorzüglich das Perfonal und die 
Abftufungen, welche Fünftig in demfelben Statt finden follen, zu dem Gefchäfte: 
gange felbit gaben fie noch Feine Anleitung. 

Ob fich gleih in dem gegenwärtigen Augenblic eine vollftändig ausgear: 
beitete Forſt-Verfaſſung noch nicht entwerfen läßt, und die Materialien dazu 
erit gefanmelt werden müffen, fo ift es doch nothmwendig, daf die, zum Theil 
fhon in einzelnen Verfügungen ausgefprochenen, Grundzüge. derfelben in ein 
Regulativ zufammengetragen und die Haupt:Grundfäse näher beftimmt und 
feftgefegt werden, nach denen der Gefchäftsgang eingelgiter und geführt wer: 
den fol. 

Daher wird Folgendes verordnet: 


Erfter Abſchnitt. 
Allgemeine Verfügungen 
Anordnung von Departements:Forftmeiftern. 

$. 1. Der Forftmeifter in dem Hauptorte eines jeden Departements (dem 
Wohnorte des General:Gouverneurs-Eommiffairs) erhält den Titel ald Depar: 
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tements-Forftmeifter. Er bearbeitet als folder für das ganze Departentent 
diejenigen Forft:Berwaltungsfachen, welche, in Gemäßheit der weiter unten 
gefhehenen Anseinanderfegungen, mit zur Kenntniß der Herren General-Gous 
verneurs-Commiffaire gelangen follen und die Kreis-Forſtmeiſter haben daher 
ihre deffalffigen Berichte an ihn zu richten. 

Zur Unterfcheidung von dem Kreis:Forftmeifter, trägt der Departements: 
Borftmeifter, auffer der für erftern vorgefchriebenen Epanlette, eine Eontres 
Epaulette ohne Frangen, 


Beftallung und Abſetzung des —— NT 


$. 2. Ein jeder, in dem General:Gouvernement des Mittel-Rheins arts 
geftellt werdende Ober = und Unter:Zorftbeamte erhält feine Beftallung unmite 
telbar von mir und kann daher auch nur durch mich von feiner Stelle wieder 
abgefeut werden. 

Proviforifhe Suspendirung vom Dienfte 

$. 3. Dem Departements:Forftmeifter fleht jedoch die Befugniß zu, auf 
den Antrag des Kreiß:Forftmeifters und mit Genehmigung des General:Gous 
verneurs:Commiffaird, einem Unter:Forftbeamten (Ober: und Nevier:Förfter) 
die Ausübung feiner Funktionen vorläuflg zu unterfagen, wenn diefe Mafregel 
durch dringende Umſtände hinlänglich gerechtfertigt wird. Er muß jedoch fos 
gleich eine berichtliche Anzeige davon an den Ober:Forftmeifter gelangen laffen, 
welcher das Weitere meiner Entſcheidung anheim fteltt, 


Dienftpferde. 


$. 4. Ein jeder Ober:Forftbeamte und Ober:Förfter ift verbunden fich ein 
Dienftpferd zu halten. 
Derantwortlichfeit für Dienftwidrigfeiten, 
$. 5. Ein jeder Forſt-Offiziant ift für die Dienftwidrigfeiten des unter 
ihm ftehenden Perfortald verantwortlich, wenn er diefelben nicht fofort feinem 
unmittelbaren Vorgeſetzten anzeigt, fobald fie zu feiner Kenntniß gelangen. 


Vebernehmung eines andern Amtes ift verboten. 
$. 6. Kein Forft:Offiziant darf, ohne meine befondere Erlaubniß, ein ame 
deres Öffentliches Amt übernehmen. 
Desgleihen Wirthſchaft zu halten, 
6.7. Wirthſchaft zu halten iſt dem Sorftperfonaf durchaus verboten. 
Desgleihen Holzhandel zu treiben oder daran Theil zu 
nehmen. 
$. 8. Kein Ober= oder Unter:Forftbeamte darf fich, bei Strafe der Caf— 
fation, mit Holzhandel befaffen, noch daran auf irgend eine Weiſe Theil neh: 
men. Der Berfauf des Beſoldungsholzes iſt demſelben bei eben der Strafe 
unterſagt. 
Erhebung der Forſt-Einkünfte. 
F. 9. Die Erhebung der Forſt-Einkünfte geſchieht durch diejenigen Domai— 
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nen⸗Empfänger, in deren Bezirk die Waldungen liegen. Die Wiedereinzie— 
hung des vorgefchoffenen Hauerlohns liegt denfelben ebenfalls ob. Beides muß 
dem Forftperfonal fchlechterdings fremd bieiben, denn es iſt unverträglich mit 
denen ihm übertragenen Berwaltungs:Gefchäften, daß ſich daffelbe auch mit ir- 
gend einer Gelderhebung befaffe. 


Alle Accidenzien oder Gefhenfe verboten. 


$. 10. Es ift dem Forfperfonal bei Strafe der Eaffation verboten, irgend 
ein Gefchen? oder Accidenz von einer Gemeinde, einem Holzſteigerer, einem 
Privat: Waldeigenthlimer,, oder von fonft jemanden, unter welhem Vorwande 
es auch feyn möge, ohne meine fpezielle Erlaubniß anzunehmen. 


- Gemeinde: 1. Waldungen, 


$. 11. Die Gemeinde- und ungetheilten Waldungen, fo wie jene, welde 
öffentlichen Anftalten gehören, bleiben unter Auflicht und Verwaltung des Zorff: 
perfonals. Die Grundfäge, wonach in Anfehung derfelben künftig zu verfahren feyn 
wird, follen demnächft noch auf eine, das Eigenthum weniger befchränfende Art 
feftgefeßt werden. Die Befoldungs:Beiträge, welche bis jest unmittelbar an 
das Forftperfonal bezahlt wurden, follen Fünftig an die betreffenden Domainen- 
Gaffen entrichtet werden und erfteres dagegen feinen ganzen Gehalt aus lesteren 
beziehen. Der Termin, von welchem diefe Einrichtung anheben fol, wird für 
jedes Departement noch näher beftimmt werden. 

Sährlider Forſtnutzungsplan. 

$. 12. Der jährliche Forftnusungsplan oder Hanungsvorfchlag wird nach 
den beftehenden Sorfttarationen und Schlag-Eintheilung ( amenagement), wo 
ſolche bereits regulirt worden ift, entworfen und es darf davon, ohne meine 
ausdrüdliche Genehmigung , nicht abgewichen werden. Da wo die Schlag:Ein- 
theilung noch nicht bewirkt worden ift, fol der Forfinugungsplan nach Maßgabe 
des höchfimöglichen, jedoch nachhaltigen, Ertrags der Waldungen angelegt werden. 


Holzverfaufs:Art. | 

$. 13. Statt der ausfchließlich eingeführt gemefenen Art des Holzverfaufs 
in ganzen Schlägen, nach deren Slächeninhalt, welche das Publikum in den Fall 
feste, feine Brenn: und Bauholz: Bedürfniffe nicht aus erfter Quelle beziehen 
zu Fönnen, fondern folche zu höhern Preißen aus den Händen der Großhändler 
anfaufen zu müffen, fol Fünftig vorzugsweife das aufgemachte Material in klei— 
nen Partien verkauft und die Veräufferung in ganzen Schlägen nur da beibehal: 
ten werden, wo fie, den Local:Umftänden nach, die angemeffenfte ift. In den 
jährlichen Hauungs-Vorſchlägen wird daher, bei jedem einzelnen Schlag, an: 

zugeben feyn, auf welche Art der Verkauf deffelben zur bewirken ſeyn möchte. 
Die Hauptanfichten, von welchen, bei Beurtheilung diefer Frage, auszu— 

gehen ift, find folgende: 

a. Der Betrieb in den Baumholz:Beftänden oder Hochwaldungen Chautes 
futaies) erfordert die meifte Umficht in feiner Ausführung. Es ift nach— 
theilig, die Auszeichnung (martelage) der darin anzulegenden Hauungen, 


b. 
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von welcher die dem Beſtande zu gebende, für den Zuwachs oder die 
Verjüngung deffelben fo wichtige, richtige Stellung abhängt, übereilen 
zu müffen,, wie dies bei dem Coupenſyſtem öfters der Fall war; es ift ge: 
fährlich, die Hauung felbft in die Hände eines Steigerers zu legen, der in 
den meiften Fällen nur ſchwer, bei Durdforftungen aber gar nicht con: 
trolirt werden kann. 


Daher foll es Regel feyn, daß in allen Hochwaldungen die Hauung 
für Rechnung des Gotwernements geführt und das Material erft nad) ge: 
fchehener Fällung, Aufmachung und Sortirung des Holzes verfauft werde, 
umd nur dann eine Ausnahme Statt finde, wenn das alferhöchfte Inte: 
treffe, durch Mangel an Abſatz im Detail, gefährdet werden möchte, z. B. 
in Gegenden, wo die Randesbewohner ihre Bedürfniffe aus eigenen Wal: 
dungen befriedigen Fönnen und nur etwa Holzhändler, die das Material 
in andere Gegenden transportiren laffen, oder Hüttenwerke, ald Concur— 
reiten bei dem Verkauf zu erwarten find. 


In denjenigen Forftdiftrikten, worin ein gemifchter Betrieb von Hoch 
und Niederwald (futaie sur taillis) eingeführt ift, oder bei der Fällung 
einzelner Stämme in Hüthungs-Revieren und andern lichten Beftänvden , 
ift es eher thunlih, in reinen Schlagholz.Orten aber ganz unbedenflich, 
den Verkauf auf dem Stode eintreten zu laſſen. In lesteren wird er 
fogar in vielen Fällen vorzuziehen’ feyn , weil die Ausbeute folher Schläge 
ein ‚weniger gefuchtes Material liefert und daher die bedeutende Auslage 
welche fie erfordert der Caſſe allzu lange unerfest bleiben Fönnte; dem 
zum Nachtheil der Unterthanen gereichenden Holzwucher aber, durch Ver: 
theilung der Schläge in mehrere Loofe, leicht vorgebeugt werden kann. 

Bei allen folhen Waldungen alfo, muß die durch forgfältige Prüfung 
alfer örtlihen Derhältniffe zu eruirende, höchftmögliche Nutzung rücficht: 
ih des Geld-Ertrags die Beſtimmung an die Hand geben, ob die eine 
oder die andere Verkaufs-Art vorzuziehen fey. 

Es wird noch näher regulirt werden, welcher Hämmer man fich in 
beiden Fällen zu bedienen habe. 


Holz: Berkaufsart. Fortfebung. 


$. 14. Der Berfauf auf dem Stode Fann entweder: 


nach den Flächen-Inhalt, Hektaren= oder Morgenweife, oder 
nach Klaftern ꝛc. 2c. Brennholz und Kubikſchuh Bauholz dergeftalt bewirkt 
werden, daß nach gefchehener Hauung des Schlags und Aufmalterung des 
Holzes durch den Steigerer, das Material abgezählt und ausgemeffen und 
durch die Multiplication der gefundenen Anzahl Klafter oder Kubikfchuhe 
mit dem bei der DVerfteigerung gebotenen höchften Preiß als Einheit, die 
zu bezahlende Summe beftimmt werde, 

Welcher Weg der rathfamfte fey, muß fich ebenfalls aus der Prü— 
fung aller einwirkenden Local:Berhältniffe ergeben. 
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Hauerlöhne. 
$. 15. Zur Beftreitung der, jedes Jahr durch den Kreis-Forftmeifter, ges 
meinfchaftlich mit dem Kreis:Director, zu regulirenden Hauerlöhne für diejeni: 
gen Schläge, welche für Nechnung des Gouvernements gehauen werden follen, 
wird dem Sorftperfonal der erforderliche Eredit auf die Domainen:Eaffen eröff: 
net werden. 


Vermeffung und Nachmeffung der Schläge. 


$. 16. Die bisher übliche Vermeſſung uud Nachmeffung der jährlichen 
Echläge wird nur rückſichtlich derjenigen beibehalten, welche nach $. 15 auf dem 
Etode verfauft werden follen, und es wird zu dem Ende für jede Forſtmei— 
fterei ein Sorftmeffer beftellt werden. 

In Anfehung der für Rechnung des Gouvernements zu führenden Hauungen, 
bedarf es Feiner Vermeſſung und es ift hinreichend, wenn die natürlichen Gren: 
zen des Forftorts, in welchem gewirthfchaftet werden fol, bezeichnet und ange: 
geben werden. 

Holz: Abzählungen. 

$. 17. Die Abzählung und Aufnahme des in denen zulept erwähnten Hauuns 
gen aufgemachten Materials ift wichtig, da aufihr die Controle des Nechnungse 
wefens beruht, und muß jedesmal mit der grüßten Pünktlichkeit gefchehen. 

Sie wird entweder durch den Forftmeifter, mit Zuziehung des Ober: und 
Revier:Förfters , oder durch die beiden leuten , wenn der Forftmeifter andermeite 
dringendere Gefchäfte hat, bewirft. Am leuten Fall fol der Bürgermeifter des 
Orts, in defien Gemarkung die Waldungen liegen, die Abzählungen mit ab: 
halten. 

Ueber diefes Gefchäft ſoll, für jeden einzelnen Schlag, ein befonderes Pro: 
tokoll, welches die Quantität. und den Schäpungswerth der vorgefundenen Holz: 
fortimente fpecifiziren muß, aufgenommen und von denen dabei concurrirenden 
Behörden unterzeichnet werden. Daffelbe wird fofort mit dem verausgabten 
Hanerlohn verglichen. Finden fih dabei Irrthümer zum Nachtheil der Caſſe, fo 
falfen folche dem Forftbeamten, welcher fie veranlaßt hat, zur Laſt. 

Die Abzählungs-Protokolle dienen demnächſt zum Beleg der Forft:Rechs 


nungen. 
Holz: Verkauf. 


$. 18. Der meiftbietende Verkauf des Holzes gefchieht , rücfichtlich der 
jährlichen Schläge, vor dem Kreis:Direktor, oder einem von ihm zu dieſem 
Gefchäfte delegirten öffentlichen Beamten, rücfichtlich der Neben-Nutzungen, 
aber (menus marches) vor dem Bürgermeifter des Orts, in deſſen Gemarfung 
die Waldungen liegen, beides in Gegenwart des Forftmeifters und Ober:Zör: 
fters cbei den Neben: Nunungen auch des Nevier:Forftbedienten) und des mit 
der Erhebung der, Gelder beauftragten DomainenEmpfängers. Von dem über 
jeden Verkauf aufzunehmenden Protofoll erhält die Korftbehörde zwei, der Do— 
mainen- Empfänger aber eine Ausfertigung, auf deren Grund er die Einziehung 
der Gelder beforat. 
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Monatlide Erhebungs-Liſten. 


$.19. Die Erhebung derjenigen Forſt-Revenüen, welche nicht auf dem Wege 
der meiftbietenden Verfteigerung realifirt werden Eönnen, gefchieht auf den Grund 
monatlicher Erhebungstiften, welche dem Domainen-Empfänger durch die Ober: 
Sörfter zugefertigt werden müſſen. 
Forſt-Neben-Nuhungen. 


$. 20. Vorfallende Windfälle oder Windbrüche und ſonſtige Forft: Neben: 
Nutzungen werden in der Regel meiſtbietend, ohne vorherige Aufklärung des 
Holzes, verſilbert. Eine Ausnahme kann dann Statt finden, wenn bei bedeu: 
tenderer Anzahl der vom Sturme, in einem gewiſſen Diftrift, umgeworfenen 
Stämme, ein höherer Geld:Ertrag durch deren Aufmalterung zu erwarten fteht. 

Die Maft kann durch. meiftbietende Derfteigerung oder durch das — 
gen von Schweinen genutzt werden. 

Vor der Abzählung darf keine Abfuhr Statt — 


$. 21. Es iſt ein unnachläßlicher Grundſatz, daß in denjenigen Schlägen, 
welche für Rechnung des Gonvernements abgetrieben werden, oder in denen 
wovon im $. 14 ad b Erwähnung gefchehen ift, Hauung und Abfuhr durchaus 
nicht zu gleicher Zeit, auf derfelben Fläche, Statt finden dürfen. So lange ein 
foiher Schlag nicht abgezählt worden ift, darf Fein Debit, Feine Derweifung 
des Holzes darin Statt finden, Peine Spur eines Abfuhrwagens in demfelben zu 
fehen feyn. Nach der Abzählung aber darf durchaus Feine Art mehr in denfels 
ben angelegt werden. 

Das Forftperfonaf ift für die Erfüllung diefer Vorſchrift ſtreug verant: 
wortlid. 

Schlag: Befihtigung. 

$. 22. Nicht minder wichtig, als die in dem $. 17 erwähnten Abzählungen 
ift die Befichtigung (recolement) der Schläge, welche auf dem Stode verfauft 
worden find. Es foll dabei nach denen deshalb beftehenden oder noch zu erlaſ— 
fenden fpezielfen Vorfchriften verfahren werden und, fp oft der Zorftmeifter die: 
felben nicht felbft vornimmt, der Bürgermeifter des Orts, in deffen Gemarkung 
die MWaldungen liegen, folhe mit abhalten, damit jederzeit, bei der Schlag: 
Abzählung fowohl als bei der Schlag:Befichtigung , drei verfchiedene Behörden 
concurriren. 

Gerechtſame und Servituten. 


9. 23. Die Verabfolgung des Holzes an Waldberechtigte geſchieht aus den 
jährlichen Schlägen nur an diejenigen, welche zufolge der von dem franzöſiſchen 
Gouvernement angeordnet geweſenen Unterſuchung der Waldbenutzungs-Befug— 
niſſe, im Beſitz der Ausübung ihrer Gerechtſame erhalten worden find, und 
nach Maßgabe diefes jüngften Befisftandes. 

Diefe Zugeftehung ift jedoch nur als proviforifch anzufehen und es ift aug 
derfelben Feinesweges eine definitive Anerkennung deffen, was in dieſer Hinficht 
unter der franzöfifchen Regierung gefchehen ift, zu folgern. Vielmehr wird-eine 
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desfallſige nochmalige Prüfung und Unterfuchung, wo folhe für nöthig erachtet 
werden ſollte, ausdrücklich vorbehalten. 

Reclamationen über erlittene Schmälerungen oder Gefuche um Wiederein— 
feßung im ältere, während der franzöfifchen Occupation nicht anerkannte, Ge: 
rechtfame müffen an die Herren: General:Gouverneurs-Epmmiffaire verwieſen 
und dürfen von dem Forftperfonal, ohne meine ausdrüdliche Verfügung , nicht 
berückfichtigt werden. 

In allen Fällen foll die Ausübung einer jeden Wald:Berechtigung den Re 
geln der Holzzucht und eines regelmäßigen forftwirthfchaftlichen Betriebs unter: 
geordnet feyn. 
\ Jagd- und Fifhereimwefen. 

$, 24, Das Jagd: und Fifchereimefen gehört mit zum Reſſort der Forft: 
Verwaltung. Wegen Benusung der herrfchaftlichen Jagden, fo wie wegen der 
Jagden überhaupt, werden noch nähere Beftimmungen erfolgen. Cinftweilen hat 
das Zorftperfonal erftere unter ſtrenge Aufficht zu nehmen, durchaus. Feine un: 
befugten Jäger darin zu dulden, und fich die Vertilgung der Raubthiere, mit 
Beobachtung derjenigen Vorficht, welche zur Erhaltung der Jagd in der Sip: 
und Degezeit erforderlich ift, jederzeit beftens angelegen feyn zu laffen. 

Alte Jagd:Erlaubniß:Scheine, welche unter der franzöfifchen Regierung er: 
theilt worden find, werden hiermit für ungültig erklärt. 

Sorft:Eulturen. 


$. 25. Zur Beftreitung der höchſtnöthigen Forft:Eulturen , Pflanzungen 
und Verbeſſerungen fol ein befonderer Fond dergeftalt gebildet werden, daß die 
Domainen:Empfänger 5 Prozent von dem Brutto:Ertrag der Zörfte zu obigem 
Zwede zurücbehalten. Der Zeitpunkt, von welchem an diefes gefchehen fol, 
wird noch näher beftimmt werden. 


Bisherige Forſt-Geſetze und Verordnungen. 


$. 26. Alle bisherigen Sorft:Gefege und Verordnungen behalten ihre Kraft, 
in fo weit fle nicht durch das gegenwärtige Regulativ, oder durch fpäterhin von 
mir erlaffen werdende Verfügungen aufgehoben werden. 


Zweiter Abfhnitt. 
Bon dem BGefhäfts >: Gange überhaupt. 
Unterfheidung der Forſt-Verwaltungsgegenſtände. 


$. 27. Die Forft:Berwaltungsgegenftände werden unterfchieden : 
a. in folhe, welche in die allgemeine Landes: Verwaltung einfchlagen ; 
b. in folche, welche bloß die innere Sorftwirthfchaft betreffen, welche rein tech: 
nifch find, 


Forſt-Verwaltungsgegenſtände, welche in die allgemeine 
Landes: Adminiftration einfhlagen. 


6.28. In Anfehung der erften iſt es nothwendig, daf die Herren General: 
Gouverneurs:Commiffaire in Kenntniß deffen, was verhandelt wird, erhalten 
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werden, damit fie-theils durch Rückſprache mit dem Departements:Forftmeifter, 
theils durch Vorträge an mich, wo fie ſolche für nöthig erachten , eine gewiſſe 
Controlle über die Forft: Verwaltung dergeftalt ausüben und dahin wirken Pön- 
nen, daß diefelbe in fteter Webereinftimmung mit der, durch die Hände der Her: 
ren General:Gouverneurs:Commiffaire laufenden , allgemeinen Landes: Admi- 
niftration erhalten werde. " 

Es gehören namentlich dahin: 

Aufficht über das politifche und moralifhe Betragen des Forſt-Perſonals; 
Befchwerden gegen daſſelbe und gutachtlihe Anträge zur Wiederbe: 
ſetzung der erledigten Stellen. 

Veräufferung der Forft-Produfte. | 

Ueberficht des Forſt-Rechnungsweſens, folglich auch alfer und jeder Ausga— 
ben für die Forſt-Verwaltung. 

Entwerfung der Holztaxen. 

Ausübung der Gerechtfame, womit bie herrfchaftlichen Waldungen belafiet 
find. 

Merwaltung der Gemeinde: und Privat-Waldungen. 

Forft: Polizei. 

Erlaß-Geſuche. 

Geſuche um ertraordinaire Holz. Bewilligungen. 

Wolfs⸗Jagden. 

Die Kreis:Forftmeifter haben daher in allem, was auf dieſe Gefchäftd:Ge: 
‚genftände Beziehung hat, an den Departements:Forftmeifter zu berichten, wel: 
cher die wichtigften Sachen, fü wie ähnliche aus feiner eigenen Borftmeifterei , 
dem General-Gouverneurs:Commiffair mündlich vorträgt, mit demjelben Rüd: 
fprache nimmt und hernach die, nach Befinden der Umftände, entweder an die 
Kreis-Forftmeifter zu erlaffenden Verfügungen, oder an den Ober:Forftmeifter zu 
erftattenden Berichte, dergeftalt ausfertigt, daß folche in mundo mit dem Vidi 
des Herrn General:Gouverneurs:Commiffairs verfehen werden. 

Iſt diefer legte mit dem Departements:Forftmeifter verfchiedener Meinung, 
fo berichtet der General-Gouverneurs-Commiſſair an mich, der Departements: 
Forftmeifter aber an den Ober:Forftmeifter , worauf meine Entfcheidung erfolgen 
wird. 

Unter den bezeichneten Geſchäfts-Gegenſtänden find einige, welche, nach dem 
Inhalte dieſes Regulativs, nicht anders ale communicativ mit den Herrn Kreis: 
Direktoren bearbeitet werden Fünnen; z. B. Feſtſetzung der Tage, an denen die 
Holz⸗ Verkäufe Statt finden ſollen. In Anfehung derfelben müffen,, um unnöthi⸗ 
gen Zeitaufwand durch Hinz und Herfchreiben zu vermeiden, alle Vorarbeiten 
erledigt, die Communicationen mit den Kreis:Direftoren bewirft worden ſeyn, 
ehe der Kreiß-Forſtmeiſter an den Departements:Forftmeifter berichtet. 
Forſt-Verwaltungs-Gegenſtände, welche rein techniſch ſind. 

$. 29. In Anſehung der Gefhäfts:Gegenftände ad b hingegen — Forft: 
Zarationen und Schlag:Eintheilung ; Abänderungen in der Betriebs:Art ; Re: 
vier:Eintheilung , Verbeſſerung derfelben und daraus herfließende Veränderun⸗ 
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gen in der Organiſation; Anlegung der Hauungen; Ausführung derſelben und 
der Zorft:Eulturen; Beſtimmung der Gehege; kurz alles was bloß den techn i— 
nifhen Forſthaushalt betrifft — ift es unnöthig, daß die Herrn General: 
Gouverneurs:Commiffaire in Kenntniß der Verhandlungen gefeht werden. Diefe 
bleiben Tediglich dem Forftperfonal, unter der Leitung des Ober:$orftmeifters, 
überlaffen, mit welchem in diefer Hinficht die Kreis:Forftmeifter, ohne Dazwi: 
fchenfunft der Departements: Sorftmeifter , in unmittelbarer Berührung ftehen 
ſollen. 


Dritter Abfänitt. 
Bon den Funktionen ded Revier⸗Förſters. 
Funktion des Revier:Förfters im Allgemeinen. 


$. 30. Der Revier:Förfter führt die unmittelbare Aufficht über einen ge: 
wiffen, durch die feſtgeſetzte Revier:Eintheilung näher bezeichneten, Walddiſtrikt und 
beſorgt in demfelben diejenigen fpeciellen Verwaltungs-Gegenſtände, welche ihm 
von dem Ober:Förfter übertragen werden oder welche, in Gemäßheit der vor: 
handenen Verordnungen und Inftructionen, zu feinem Officio gehören. 


Auffiht über die Grenzen, Servituten 1.1 


6. 31. Zunächſt hat er fich mit den Grenzen feines. Reviers auf das voll: 
ftändigfte bekannt zu machen und forgfältig darüber zu wachen, daß keine Ein: 
griffe in dieſelben nefchehen und folche unverlest erhalten werden. Ueberdieß muß 
er fich die genauefte Local-Keunmiß , ſowohl in Anfehung des Holz: Beftandes, 
als der Benennung der einzeinen Waldtheile, des Bodens u. f. w. verfchaffen. 

"Die in feinem Reviere eriftirenden Gerechtfame, Servituten, Bergünftigune 
gen und Anfprüce , fie mögen zum Vortheile oder zum Nachtheile der Herrſchaft 
gereichen, und deren Begrenzangen, muß er ebenfalls vollkommen kennen lernen , 
und jeden, Vorfall oder .DVeränderung, wodurch das herrfchaftliche Intereſſe 
leiden Fönnte, alsbald dem Ober-Förſter anzeigen. 

} Beſchützung des Reviers gegen Waldfrevel. 

4. 32. Bei Tag ſowohl als, den Umſtänden nach, auch bei der Nacht, ſoll 
er fein Revier fleißig begehen, nichts von dem verfäumen, was dazu dienen Fann, 
baffelbe gehörig zu fehüten und, Tag vor Tag, die Forft:Frevel die er entdeckt, 
nach denen hierüber beftehenden Verordnungen , aufzeichnen und zur Anzeige 
bringen. 

Strenge Hegung ber in Zufchlag gelegten Forft: Diſtrikte iſt eine der wefent« 
lichſten Bedingungen der Holzzucht. Der Revier-Förſter hat es ſich daher be 
ſonders angelegen ſeyn zu laſſen, die jungen Schonungen oder Gehege vor Hü— 
tungs⸗Freveln zu bewahren. 


Aufficht über die Hanungen. 
$. 35. Die in feinem Reviere für Rechnung des Gouvernements geführt 
werdenden Hauungen oder Schläge muß er täglich befuchen, die Holzhauer ans 
und zurechtweiſen, daß fie forftmäßig verfahren umd die Klafter nicht betrüglich, 
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ſondern genau in das übliche oder vorgeſchriebene Maß ſehen, auch alles in 
ſolchen Schlägen ſich vorfindende Bau-, Werk- und Nutholz nicht zu Brenn: 
holy aufmachen, fondern vielmehr forgfältig fortiren. 

Am Ende einer jeden Woche hat er denen Holzhauern das aufgemalterte 
und fortirte Holz abzunehmen und die, fofort an den Ober:Börfter einzufenden: 
den, Löhnungs-Bettel anzufertigen. 

Sobald aber eine Hauung ganz fertig ift, muß er dem Ober:Zörfter eine 
Anzeige davon thun, damit zur Abzählung gefchritten werde. 

Auffiht über die Haltungen. Fortſetzung. 

$. 34. Auch diejenigen Schläge, welche auf dem Stode verkauft worden 
find und die folglich nicht für Rechnung des Gouvernements gehauen werden, 
muß der.Revier:Förfter öfters und fpäteftens alle zwei Tage revidiren und 
firenge darauf fehen, daß der Steigerer forftmäfig und in allem denen ihm 
beim Verkauf auferlegten Bedingungen gemäß verfahre. 

‚ Gorft:MNeben-Nusungen. 

$. 35. Vorkommende Windfälle, Windbrüche oder fonftige Neben-Nutzun⸗ 
gen hat er jedesmal fofort dem Ober:Förfter anzuzeigen, damit diefer für deren 
Verfilberung forgen Eönne. Den MaSbericht muß der Revier:Förfter jedes 
Jahr zu rechter Zeit erftatten. 

Forſt-Manual. Fort: Rehnung. 

$. 36. Ein jeder Nevier-Förfter ift gehalten, ein Forſt-Manual zu führen, 
in welches er das in den Schlägen gehauen werdende Holz, fo wie er es nach 
und nach den Holzhauern abnimmt, und alles aufferdem vom Stode getrennt 
werdende Holz in Einnahme, alles verkauft oder verwiefen werdende Material 
aber in Ausgabe forafältig eintragen mnf. Am Schuß des Jahrs ftellt er, 
auf den Grund diefes Manuals, die Natural:Borft:Rechnung (Material-Rech—⸗ 
nung) auf. 

Sunbordination. Aufführung. 

6. 37. Der Revier:Föriter berichtet über alles, was den Forſt-Haushalt 
in feinem Revier betrifft, an den ihm vorgeſetzten Ober-Förſter, hat gegen 
diefen, fo wie gegen feine übrigen Vorgeſetzten, die gehörige Subordination 
niemald aus den Augen zu ſetzen und fich jederzeit pünktlich nach den beftehen: 
den oder noch zu erlaffenden Berordnungen und Inſtruktionen, fo wie nach de: 
nen in Gemäßheit derfelben ihm ertheilt werdenden fpezielleren DBorfchriften 
zu achten. 

Auch foll er einen gefitteten Lebenswandel führen und fih dem Trunke, 
bei Gaffationsftrafe, nicht ergeben. 

Bierter Abſchnitt. 
Bon den Funktionen des Dber s Förfters,. 
Funktion des Ober:Förfters im Allgemeinen, 


$. 38. Die höhere Stufe auf welcher der Ober:Förfter gegen den Ne: 
vier⸗For ſt-Bedienten ſteht, der ausgedehntere Wirkungskreis welcher demfels 
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ben angewiefen ift, laſſen ihm fchon eine wichtigere Gefchäftsführung, ein wirk 
fameres Eingreifen in den Forſt-Haushalt zu Theil werden. Unmittelbarer 
Vorgefehter des RevierFörfters, liegt ihm die Pflicht ob, die Dienſt-Verrich— 
tungen und Aufführung deffelben zu überfehen, zu revidiren, zu controliren. 
Durch ihn gelangen die höhern Orts erlaffenen Verfügungen an die Forſt-Be— 
dienten. Don ihm wird erwartet, daß er fie denfelben gehörig auseinander: 
fege und begreiflih mache, feine Untergebenen in allen bis zu ihrer Sphäre 
herabgehenden Gefchäfts:Gegenftänden unterrichte und zurechtweife. In feinen 
Händen liegt vorzüglich die fpecielfe Leitung des praftifhen Betriebs. Selbit 
‚von beften Eifer befeelt, müffe er ftets durch fein Beifpiel die Thätigkeit fei- 
ner Untergebenen anfpornen und im Schwunge erhalten. 


Monatliche Infpektion der Reviere, 


5. 39. Der Ober:Förfter wird, wo möglich, monatlich einmal die ver: 
fchiedenen Reviere feier Ober:Förfterei infpiciren; aufferdem aber hat er, fo 
ofi es die Controlle über die Nevier:Förfter oder andere praßtifche Gefchäfte 
erfordern, dies oder jenes Revier zu befuchen. Bei diefen Umreifen muß fich 
feine Aufmerkfamkeit auf alle Theile des Forſt-Haushalts erftreden. Ob die 
Revier:Förfter ihre Manualien mit Ordnung führen, ob fie die Frevel, deren 
Spuren in dem Walde zu fehen find, gehörig aufgezeichnet, die Windfälfe richtig 
angegeben haben; ob fie überhaupt denen ihnen ertheilten Vorfchriften nachge: 
fommen nnd ihren Dienft:Verrichtungen pünktlich obliegen oder ſich nachläßig 
zeigen, find Gegenftände, mit denen ſich der Ober-Förſter befonders zu be: 
fchäftigen hat. 

Erhaltung der Wald:Grenzen fowohl als jener, wodurd die Ausübung 
einer Servitut beftimmt wird; Verhinderung eines jeden Mißbrauchs, einer 
jeden Ausdehnung in Anfehung diefer lepteren; öftere NRevifion der Sauungen 
und Leitung derfelben nach forftmäßigen, den Regeln der Holzzucht angemeſſe— 
nen, Grundfäsen müffen ihm ebenfalls am Herzen liegen. 

Nicht minder gehört es zu feinen Pflichten, alle Frevel, die er felbft ent: 
deckt, fofort zur Anzeige zu bringen. 


Jährlicher Hauungs: und Cultur-Vorſchlag. 


$. 40. Die jährlihen Hauungs- und Cultur-Vorſchläge werden durch den 
Ober:Förfter,, nach genommener Rüdfprahe mit dem Revier:Förfter, entwor: 
fen und dem Forftmeifter , bei deffen Forft:Bereifung , übergeben. Daher mus 
fih der Ober:Förfter genaue Localkunde von allen, in feinem Bezirke gelege- 
nen, MWaldungen und insbefondere die Kenntniffe der Diftrifts:Benennung des 
Holz:Beftandes und Bodens, und der Schläge-Eintheilung verfchaffen. 


Anweifung, Auszeihnung und Abfhäbung der Schläge. 

$. 41. Nah erfolgter Genehmigung” der Hauungs-Vorſchläge ſchreitet 
der Ober:Förfter, in Gemäßheit der ihm von dem Forftmeifter hierüber er: 
theilt werdenden fpeziellen Anleitung, zur Anweiſung, Auszeichnung und Ab: 
fhäsung Cussiette, martelage ct esimation) der Schläge in den Gemeinde: 
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Mafdungen, fo wie derjenigen in den herrfchaftlichen Forſten, wozu er fpeziel: 
len Auftrag erhalten haben möchte. Nach Beendigung diefes Gefchäfts über: 
fendet er die darüber aufgenommenen fchriftlichen Verhandlungen dem Forſt— 
meifter. 

Abzählung oder Befihtigung der Schläge, 

$. 42. In fo weit der Ober:Förfter zu Holz: Abzählungen oder Beſichti— 
aungen durch den Forftmeifter committirt worden, verrichtet er diefelben und 
und überfchickt die desfallfigen Protofolle ebenfalls an letztern. 

Holz: Derfäufe 

$. 43. Eben fo hält er, im Namen des Forſtmeiſters, die Holy Berfäufe 
mit ab, wenn er dazu fpeziell beauftragt worden ift und forgt dafür, daß der 
Forftmeifter die für ihn beflimmte Ausfertigung des Verkaufs: Protokolls er: 
halte, 

Forſt-Neben-Nutzungen. 

$. 44. Er hat für die Verſilberung der Windfälle und ſonſtiger Forſt— 
Neben-Nutzungen dergeftalt zu forgen, daß er jederzeit auf die Erzielung des 
höchſtmöglichen Geld:Ertrags bedacht fey. 

Wenn die in einem Reviere zu verfaufende Neben-Nutzung den Schäbungs: 
werth von 50 Francs nicht überfteigt, fo Fann der Ober:Zörfter ohne weiteres 
den meiftbietenden Verkauf einleiten, Sobald aber der Aeſtimations-Werth hö: 
her ift, muß er erft an den Forftmeifter berichten, es fen denn daß der Gegen: 
ftand der Neben: Nusung der Entwendung fehr ausgefest wäre. 


Maft. 
$. 45. Die Befichtigung und Abſchätzung der Maft und die Erftattung ei: 
nes Hauptmaft:Berichts an den Forftmeifter, zu gehöriger Seit, mit Vorſchlä— 
gen zur zwechmäßigften Benutzung, gehört zu den Pflichten des Ober:Förfters. 
Beftimmung der Gchege. 


$. 46. Nicht minder gehört es zu feinem Officio, im Frühjahre nach ge: 
nommener Rücdfprache mit dem Revier:Förfter , diejenigen Forftorte zu beſtim— 
wien, welche in Schonung gelegt werdeg müffen, oder jene, welche den Weide: 
Berechtigten zur Behlitung eingegeben werden Fönnen, 


Accorde mit den Holzhauern. 


$. 47. Der Ober:Förfter fchlieft die Aecorde mit den Holzhauern, in Ge: 
mäßheit der durch den Korftmeifter, communicative mit dem Kreis:Direftor, 
regulirten Anfäge, für diejenigen Schläge ab, welche für Rechnung des Gou— 
vernements gehauen werden follen. Nur in einzelnen befonderen Fällen Fann er 
folches durch den Revier:Förfter beforgen laſſen. 

Die ihm von letzterem zugehenden wöchentlichen Löhnungszettel befördert er 
an den Korftmeifter und forgt dafür, daß die Holzhauer den Betrag erheben 
können, fobald die Zettel, mit der nöthigen Anweiſung verfehen, zurücerfolgt 
find. 
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Forſtbuß-Geſchäft. 
$. 48. Das Einſammeln der Forſtfrevelliſten (proeèsverbaux de delit) und 
das weitere Verfahren damit, nach denen über diefen Gegenftand beftehenden 
oder noch zu erlaffenden Inſtruktionen, gehört gleichfalls zu den Dienſt-Ver— 
richtungen des Ober-Förſters. 


DOberförfterei:Manual. * 


$. 50. Der Ober:Förfter führt ein Hauptmanual, iu welchem, für jedes 
einzelne Forſt-Revier, die nöthige Anzahl Blätter beftimmt feyn muß. Im die: 
fes Manual trägt er das Nefultat der Abzählungen, Holz:Berfäufe und Neben: 
Nusungen nah und nach fummarifch'ein, fo daß daſſelbe ſtets eine vollständige 
Ueberficht des Forfthaushalts feiner Ober:Förfterei, vorzüglich in Hinſicht auf 
das Rechnungswefen , gewähre. 


DOberförfterei:Rehnungen. 


6.51. Am Schluffe des Jahres fammelt der Ober:Förfter von den Revier: 
Sörftern die im $. 36 erwähnten Spezialforft:Rechnungen ein und ſtellt, nad: 
dem er folche revidirt hat, auf den Grund derfelben, für jeden Domainen:Be: 
zirf eine befondere fummarifche Natural:Forftrechnung auf. 

Zuziehung des Revier: Förfters, 

$. 52. Da der Revier:Förfter die genauefte Kenntniß von allem, was in fei- 
nem Forſte vorgeht, ftets haben muß, fo foll der Ober-Förſter Eein praßtifches 
Geſchäft in demfelben , ohne deffen Zuziehung, vornehmen. 

Geſchäfts-Gang. Negiftratur. 

$. 55. Der Ober:Sörfter berichtet über alles, was den Forfthaushalt feiner 
Dber:Förfterei betrifft, an den Kreis-Forftmeifter unter deffen unmittelbarem 
Befehl er fteht. . 

Es wird ihm zur Pflicht gemacht die Oberförfterei-Regiftratur ftets in gu: 
ter Ordnung zu erhalten. 


Fünfter Abfhnitt. 
Don den Funktionen des Kreid:Forftmeifter® 
Bunftion des Kreis-$orftmeifters im Allgemeinen. 


$. 54. Die größere Wichtigkeit des Gefchäfts:Kreifes des Korftmeifters 
fteht mit dem bedeutendern Umfang , welcher demfelben, in Hinficht auf Flächen: 
Ausdehnung ſowohl ald auf Einwirkung, gegeben ift, in DVerhältniß. Er um: 
faßt den Haushalt mehrerer Oberförftereien und greift eben ſowohl in die An: 
ordnungen der oberen als in das Detail der untern Forſt-Verwaltung ein. 
Don dem Sorftmeifter werden nüsliche Anträge zur Vervollkommnung der er: 
fien erwartet, währenddem ihm, von den Gefchäften des Ober:Zörfters bis 
zu den Verrichtungen. des Holzhauers und Köhlers herab, nichts fremd bleiben 
darf. Seine Aufmerkfamkeit muß ſich auf alles erftreden, muß alles umfaf: 
fen. Er erläutert die höhern Orts erlaffenen Verfügungen und feht fie derges 
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ſtallt in Vollziehung, daß dabei und mit Nücdkficht auf die Local:Berhältniffe 
überall‘ für Einförmigkeit geforgt werde. Stets das Ganze im Auge behal— 
tend , ohne das Einzelne darüber zu vernachläßigen, muß der Forftmeifter das 
Mechanifhe der untergeordneten Gefchäftsführung vollkommen zu überfehen, 
in Ordnung zu halten, zugleich aber auch fich über die Befchränftheit deffelben 
zu höhern, aus den Grundfäsen der Forſtwiſſenſchaft, der Korft:Direftion, 
der Staats: und Forſt-Oekonomie hergeleiteten, eine pflegliche Kultur, Erhal: 
tung, WBerbefferung und möglichft hohe nachhaltige Benubung der Forfte ftets 
bezwedenden, Anſichten zu erheben und denfelben eine nügliche Anwendung zu 


geben wiſſen. , 
Sorft:Bereifungen. 


$. 55. Der Forftmeifter foll jährlich zwei Haupt:Forft:Bereifungen halten, 
aufferdem aber einzelne Theile feines Bezirks fo oft befuchen, als es die prak⸗ 
tifchen Gefchäfte nothwendig machen. : | 

Die Haupt:Gegenftände mit welchen er ſich, neben der allgemeinen Sorge 
‚für die Erhaltung der herrfchaftlihen Grenzen und Eigenthums-Recht, und 
Dber:Auffiht über alle Theile des Forſthaushalts und das Verhalten des ihm 
untergeordneten Perſonals, auf diefen Forft:Bereifungen,, bei welchen ihn der 
Oberförfter und Revierförfter, ein jeder in feinem Bezirk, begleiten müffen, 
zu befaffen hat, find folgende: 

Gefhäfte beidererften Forftbereifung,. 

$. 56. Erfte Sorftbereifung. In dem Zeitranm vom April bis Juni. 

a. Nevifion der im vergangenen Herbft und Winter geführten Hauungen 
und der im Herbſt und Frühjahr vorgenommenen Eulturen. — Prüfung 
ob folche forftmäßig bewirkt und in denen für Rechnung des Gouverne— 
ments abgetriebenen Schlägen das Material nach feiner Nutzbarkeit fors 
tirt und ordnungsmäßig aufgemacht worden iſt. 

b. Cinfammlung der Hauungs- und Gultur:Borfchläge für das künftige 
Wirthichaftsjahr. Prüfung an Ort und Stelle. Abänderung und Ver: 
beiferung derfelben wo fie als forftwidrig oder fonft unzweckmäßig befun: 
den werden. Genaue Unterfuchung der örtlihen Verhältniſſe welche für 
die eine oder die andere der in den $$. 15 und 14 erwähnten Verkaufs: 
arten beftimmen können; mit einem Worte: Einziehung aller Nachrich- 
ten welche in den Stand fesen, einen, nach richtigen Grundfägen ausge— 
arbeiteten, Forftnusungsplan für jede Oberförfterei aufzuftellen und zur 
Genehmigung einzureichen. 

Diefer Zorftnugungsplan muß im Laufe des Monats Juni an ben 
Departements:Forftmeifter eingefendet werden. 

e. Befichtigung der in Zufchlag gelegten oder denen MWeide-Berechtigten 
aufgegebenen Forſtdiſtrikte. Abänderungen, wo die deßfallſigen Anord— 
nungen der Unterbehörden nicht für zweckmäßig erkannt werden. 


Gefhäfte beider zweiten Forfibereifung. 
$. 57. Zweite Sorftbereifung. In dem Zeitraum vom September bis zum 


November, 
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Revifion der vorjährigen Hauungen , befonders in Hinfiht auf Räumnng 
der Schläge. | 

Befichtigung der auf dem Stode verkauften, im vorigen Herbft und 
Winter gehauenen, Schläge und Aufnahme der deffallfigen Protofolle. — 
Diefes Gefchäft gehört wefentlich zu dem Officio des Forſtmeiſters und 
er darf es nur dann dem Oberförfter übertragen, wenn er folches durch 
hinreichende Gründe zu rechtfertigen vermag. 

Sollte den Steigerern zur Räumung einzelner Schläge, durch die 
Verfaufs-Bedingungen, eine längere Zeitfrift geftattet und diefelbe da: 
ber noch nicht beendigt feyn, fo bleibt die Befichtigung bis zur nächſten 
Sorftbereifung ausgefest. 

Anweifung und Auszeichnung der, in Gemäßheit der Hauungs-Vor— 
fchläge, welche alsdann mit Genehmigung zurückerfolgt ſeyn werden, in 
denen herrrfchaftlichen Waldungen , für das Fünftige Wirthſchaftsjahr zu 
hauenden Schläge, in fo weit der Forftmeifter fich felbft damit befaffen 
Fann und nicht, wegen anderer dringender Gefchäfte, den Oberförfter dazn 
conmmittiren muß. — Vorzugsweiſe wird er in folhem Fall die Anwei— 
fung, Auszeihnung und Abſchätzung ſolcher Schläge felbft vornehmen, 
welche dazu beftimmt find, auf dem Stode verkauft zu werden. 
Regulirung der Holzabgaben an Berechtigte (usagers) für das bevorite: 
hende Jahr. Beſtimmung der Schläge, aus welchen folche Statt finden 
ſollen. 

Einziehung aller nöthigen Nachrichten um, ſogleich nach beendigter Forſt— 
bereiſung, oder, wenn die Holzfälluug hier und da früher beginnen ſollte, 
noch während derſelben durch ſchriftliche Communication, die Holzhauer— 
löhne für jedes Revier, gemeinſchaftlich mit dem Kreis-Direktor, reguli— 
ren zu können. 

Beſichtigung der Maſt. Reviſion der durch den Oberförſter vorgenom— 
menen Abſchätzungen. Einleitung zu der höchſtmöglichen Benusung und 
Verſilberung. 

Geſchäfte beider erſten und zweiten Forſtbereiſung. 


$. 58. Bei der erften ſowohl als der zweiten Forſtbereiſung: 


c. 


Anleitung zur richtigen Führung der Hauungen. . Belehrung des Unter: 
perfonals in diefer Hinficht und Zurechtweifung deffelben, wenn fich fin: 
det, daß es Anfichten und Begriffe hat, welche den Regeln, der Hol: 
zucht nicht angemeffen find. 

Prüfung des Zuftandes des Forftbuß-Gefchäftes in alfen feinen Theilen. 
Unterfuchung der Forft:Manualien und Forft:Regiftraturen,, ob folche vor: 
fchriftsmäßig geführt und in Ordnung gehalten werden. Zurechtweifung 
wenn fich dabei eins oder das andere zu erinnern findet. 

Einziehung der nöthigen Nachrichten über das Steigen und Fallen der 
Holzpreife. Erforſchung der Gründe aus denen fich daffelbe erklären läßt. 
Anwendung der Refultate auf die beftehenden Holztaxen und Vorſchläge 
zu deren Abänderung, 
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e. Aufficht über die Ausübung aller Servituten, Gerechtfame, Vergünftigun:- 
gen und Anſprüche, fie mögen zum Vortheile oder zum Nachtheile der 
Herrfchaft gereihen. Sorge dafür daß erftere nicht vernachläßigt, letz— 
tere nicht erweitert werden. ’ 

f. Unterfuchung und Erörterung aller aufferdem zur Sprache fommenden fpe: 
ciellen Sorft-Angelegenheiten. | 


Sorft:Bereifungs: Protokoll. 


$. 59. Bei jeder Forftbereifung führt der Forſtmeiſter ein Protokoll, in 
welches er feine täglichen wefentlichften Bemerkungen über den Zuftand der Wal- 
dungen überhaupt, der Hauungen insbefondere, über Verbeſſerung der Be— 
wirthfchaftung durch Abänderung der Betriebsart oder auf fonftige Weiſe, über 
den Erfolg der Eulturen u. f. mw. mit Angabe der betreffenden Oberförftereien 
und Forſt-Reviere, einträgt. — Eine Abfchrift diefes Protokolls, in welchem 
nur wiffenfchaftliche und rein technifhe Gegenftände eine Anfnahme finden fol: 
len, wird, nach beendigter Forft:Bereifung, dem Ober:Forftmeifter zugefertigt. 
Alle übrigen, zur Sprache zu bringenden Gefchäfts:Angelegenheiten, welche zu de: 
nen im $. 27 a und $. 28 bezeichneten gehören, müffen auf dem gewöhnlichen 
Wege, durch befondere Berichts:Erftattungen an den Departements-Forftmeifter 
über jeden Gegenftand erledigt werden. 

Holz: Abzählungen. 

$. 60. Der Forftmeifter fol das Gefchäft der Holz: Abzählungen nicht les 
diglich den Ober:Förftern übertragen, fondern die wichtigern,, namentlich in fol- 
hen Schlägen, wo das Material zwar auf dem Stocde, aber nicht nach dem 
Slächeninhalte, fondern Klaftermweife verkauft worden ift, oder aus denen bedeu- 
tende Abgaben an Hüttenwerke und Berechtigte Statt finden follen, felbft vor: 
nehmen, die Abzählungen in weniger bedeutenden Schlägen aber , welche er durch 
die Oberföriter hat bewirken laffen , zuweilen revidiren oder nachzählen, um fich 
zu überzengen ob alles gehörig gewahrt worden iſt. 


Holz: Verfänfe, 


$. 61. Die Sorge für die Einleitung und Bekanntmachung der Haupt: 
Holz. Verkäufe in den herrfchaftlihen Waldungen und die Abhaltung derfelben, 
mit den Kreis:Direftor oder dem von demfelben delegirten Commiffarius, ges: 
hört zu den Pflichten des Forftmeifters. 

Diefem für das herrfchaftliche Intereffe fo wichtigen Gegenftand wird er 
eine vorzfigliche Aufmerkfamfeit widmen und alle Maßregeln fo treffen, daß die 
Holz: Berfäufe zu angemefjener Zeit gehalten und nicht, durch Nachläßigfeit in 
den Vorarbeiten, zum größten Nachtheil der Eaffe fo wie der Waldungen felbft, 
verfpätet werden. 

Zu den Berfäufen in Gemeinde:Waldungen, fo wie zu den wenig bedeuten=. 
den in herrfchaftlihen Waldungen, Fann er den Ober:Förfter committiren. 


Forftmeifterei-: Manual, 
$. 62, Der Forſtmeiſter hält ein Mannal, in welches alle Holz: Verfäufe 
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und Neben-Nuhungen ſummariſch eingetragen werden. Daſſelbe muß dergeſtalt 
angelegt und geführt werden, daß daraus zu jederzeit der Forſt-Ertrag, nach 
Oberförſtereien und Domainen-Bezirken, zu erſehen ſey und eine Reviſion der 
Material-Rechnungen, fo wie auch eine richtige — des Domainen⸗Caſſen⸗ 
weſens, darauf begründet werden können. 


Rediſion der Forſtrechnungen. 


5. 65. Die Reviſion der ſummariſchen Ober-Förſterei-Rechnungen ($. 51), 
welchen die Spezial-Revier⸗ Rechnungen zum Beleg dienen, gehört zu dem Reſ— 
fort des Zorftmeiftere. Es wird demnächſt noch näher beftimmt werden durch 
welche Behörde fämmtliche Forſt-Rechnungen definitiv abgenommen werden follen. 


Sehfter Abſchnitt. 
Bon den Funktionen der Forft-Sefretaire 


Sunftionen des Borft: Sefretaird bei dem Kreis: 
Sorftmeifter. 


$. 64. So wie es im Allgemeinen die Abficht iſt daß die Forſt-Sekretaire 
dem Forftmeifter in allen Schreibereien an die Hand gehen, fo wird es ihm 
noch befonders zur Pflicht gemacht die Regiftratur und das Rechnungsweſen 
der Zorftmeifterei beftens in Ordnung zu halten, und vorzüglich das $. 62 er: 
wähnte Manual mit der größten Pünftlichkeit und Achtfamfeit, unter Zeitung 
des Forftmeifters, zu führen fo wie auch die verlangt werdenden Auszüge aus 
demfelben mit Genauigkeit anzufertigen. 

Der Eorftmeifter bleibt jedoch immer für alle in dem Rechnungswefen vor: 
fallenden Irrungen und Fehler verantwortlich, indem der Forft:Sefretair Feines: 
weqs als eine Behörde anzufehen ift, die einem eigenen, für fich beftehenden, 
Wirkungskreiſe vorfteht, er durchaus Feine Verfügungen aus eigener Autorität 
erlaffen darf, und überall nur als der Gehülfe des Forftmeifters, für: die 
Kanzlei: Gefchäfte, erfcheint. 

Funktionen der Forſt-Sekretaire beidem Obers 
Forſtmeiſter. 


$. 65. Die dem Ober-Forſtmeiſter beigegebenen Sorfl-Sekretaire, ſtehen 
gegen denſelben in eben dem Verhältniß. 


Siebenter Abſchnitt. 
Von den Funktionen des Departements-Forſtmeiſters. 
Funktionen des Departements-Forſtmeiſters. 


$. 66. Auſſer den Dienſt-Verrichtungen, welchen ſich der Departements 
Forftmeifter, als Forftmeifter eines SKreifes, nach Anleitung des fünften Ab— 
ſchnitts, zu unterziehen hat, ift er diejenige Gentral:Behörde welche den Ge: 
fchäftse:- Gang in Unfehung aller, in dem $. 28 bezeichneten, zu dem äuſſern 
Sorftwefen gehörigen, Gegenftände, für das ganze Departement, leitet. In 
biefer Eigenfchaft fteht er, nach Anleitung des angezogenen F., mit dem Herrn 
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General-Gouverneurs:Commiffair ſowohl ald mit dem Ober:Forftmeifter und 
mit den Kreis-Forftmeiftern in unmittelbarer Berührung, trägt erflerem die 
wichtigften Sachen mündlich vor und fertigt die darauf zu erlaffenden Verfügun— 
gen oder zu erftattenden Berichte, nachdem er mit dem Herrn General-Gouver- 
neurs:Commiffair Rüdfprache und, gemwiffermaßen als Forſtrath, die Gefchäfts- 
BGegenftände mit demfelben beleuchtet hat, unter feiner Unterfchrift und dem 
Vidi des Herrn General:Gouverneurs:Commiffaird, aus. 

Bei unbedeutenden Sachen, die für lettern Fein Intereffe haben Fönnen , 
bedarf es des mündlichen Vortrags nicht. Der Departements-Forftmeifter kann 
folche, fo wie auch, wenn der Herr General:Gouverneurs:Commiffair abwefend 
ſeyn follte, wichtigere Gegenftände die Feinen Auffchub erleiden, für ſich erledi— 
gen. Damit aber, in beiden Fälfen, der Herr General:Gouverneurs:Eommifs 
fair wenigfteng eine Weberficht alles deffen was vorgefommen ift erhalte, foll der 
Departements:Forftmeifter demfelben alle 8 Tage fein Journal oder Ordnungd- 
Regiſter zur Einficht vorlegen, welches erfterer mit feinem Vidi verfehen wird, 


Sunftionen des Departements-Fotftmeiftere Fortſetzung. 


$. 67. Der Departements:Forftmeifter hat zwar, da alles was technifch 
ift, nicht unter. feiner, fondern unter der unmittelbaren Zeitung des Ober-Forft: 
meifters fteht, ex officio Feine Forftbereifungen aufferhalb feines eigenen Krei— 
fes zu halten, jedoch kann derfelbe, wenn der Herr General-Gouvernenrs-Com— 
niffair ed, mit ihm, für zweckmäßig erachtet, oder wenn ihm ein befonderes 
Commifforium durch den Ober:Forftmeifter ertheilt worden ift, einzelne Revi— 
fionen, Unterfuchungen und Befichtigungen in andern Forftmeiftereien des De— 
partements vornehmen, wobei er aber, falls die Unterfuchung nicht perfönlich 
gegen den Kreig:Forftmeifter gerichtet iſt, lesteren zuzuziehen und deffen gut= 
achtlichen Anfichten beizubringen hat. 

Auch ift ihm unbenommen, DVBorfchläge und Anträge zu thun, die den in- 
nern Forſthaushalt in andern Sorftmeiftereien betreffen, wenn er dazu Veran— 
laffung zu haben glaubt. 


Achter Abſchnitt. 
Bon den Funktionen des OberForſtmeiſters. 


Funktionen des Oberforſtmeiſters im Allgemeinen. 


$. 68. Dem Ober⸗-Forſtmeiſter iſt, unter meinem unmittelbaren Befehl, 
die obere Leitung des gefammten äuſſern und innern Sorftmefens in dem Ge: 
neral:Gouvernement des Mittelrheins anvertraut. 


Bearbeitungder Saden. 


$. 69. Er trägt mir nicht allein diejenigen Forftfachen, welche bei mir 
einfommen und ihm zum Vortrage zugefchrieben werden, fondern auch jene, 
welche durch die Departements: und Kreis:Forftmeifter an ihn gelangen, in fo 
fern folche meiner Entfcheidung bedürfen, fchriftlich oder mündlich vor, läßt 


folche ausfertigen und legt mir zur Unterfchrift vor, was fich hierau eignet. 
Dr. Eiebenvfeiffer's 99 u 
Dandbuh der Berfailung 1. * 
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Gegenftände, welde der Unterfchrift des Herrn General— 
Gouverneurs bedürfen. 


$. 70. Namentlich follen folgende Gegenflände nicht anders als unter mei: 
ner Unterfchrift vollzogen werden: 
Forft: Verordnungen. 
Genehmigung der zur Ausführung derfelben durch den Ober:Zorftmeifter 
entworfenen fpezielfen Inſtruktionen. 
Miederbefesung erledigter Stellen. 
Abferung wegen Dienftwidrigfeit. 
Genehmigung der jährlichen Hauungs- und Cultur-Vorſchläge und ber 
Holz:Verfäufe, in fo fern fie bei lebtern vorbehalten worden if. 
Bewilligung aller und jeder Forſt-Verwaltungs-Ausgaben. 
Eorrefpondenz mit den Herrn General:Gouvernenrs:Commiffairen. 
Ertraordinaire Holz-Bewilligungen. 
Erfaß von Forft:Geldern und Forft:Strafen. 
Niederfchlagungs-Ordres für entwendetes Material und dadurch verlorene 
Hauerlöhne. 
Feſtſetzung der Holztaxen und Abänderungen in denſelben. 
Entſcheidungen in Anſehung der Verhältniſſe mit den Waldberechtigten. 
Regulative zur Beförderung und Aufrechthaltung des Forſtſchutzes. 
Ueberdies darf der Forſtmeiſter überhaupt für ſich nicht verfügen, ſobald 
es auf die Feſt ſetzung eines Verwaltungsgrundſatzes ankömmt. 
Gegenſtände, welche der Ober-Forſtmeiſter unter ſeiner 
Unterſchrift erledigen kann. 
$. 71. Dagegen iſt ihm die Sorge für die Ausführung und Volt: 
ziehung der von mir feftgefesten Grundſätze, die Entwerfung der zu dem 
Ende nöthig werdenden fpeziellen Inſtruktionen und die Ertheilung der Verfü— 
gungen, welche den technifchen Theil des Forfthaushaltes und die Form des 
Details der Gefchäftsführung betreffen, übertragen. 
In diefer Hinficht erfcheint er ald diejenige Gentral:Behörde, welche Ein: 
heit und Einförmigkeit in den Gefchäftsgang bringen und erhalten ſoll, und cor= 
refpondirt mit den Departements: und Kreis:Forftmeiftern. 


Forſt-Archiv. 

9. 72. Der Ober-Forſtmeiſter wird ſich ſofort in Beſitz der Forſt-Regiſtra— 
tur und des Forſt-Archivs der geweſenen Conſervation ſetzen und für deren gute 
Aufbewahrung ſorgen. 

Ueberſicht des Rechnungsweſens. 

$. 75. Er hat ſich eine vollſtändige, ſtets wohl unterhaltene, Ueberſicht des 

JForſt-Rechnungsweſens zu verſchafſen und die Reſultate derſelben mir vorzulegen. 
Bierzehntägiger fummarifher Rapport. 
$. 74. Ale vierzehn Tage foll er mir einen fummarifchen Rapport über 
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den Zuftand der Forſt-Verwaltung im möglichft gedrängter Kürze, jedoch mit 
Berührung der wichtigften Gegenftände, welche vorgefonmen find, erftatten, 


FSorſt-Bereiſungen. 


$. 75. Es wird dem Ober-Forſtmeiſter zur Pflicht gemacht, fo viel es die 
Befchäfte bei dem General:-Gouvernement geftatten, die Waldungen zu bereifen 
und bei diefer Gelegenheit die Verwaltung des ihm untergeordneten Perfonals 
bis in ihre Fleinften Theile zu revidiren. 

Dabei hat er ein vorzügliches Augenmerk auf den praftifchen Betrieb: zu 
richten , Sehler gegen die Negeln der Holzzucht zu rügen und verkehrte Anfichten 
an Ort ımd Stelle zu berichtigen. 

Derbefferung der Organifation, der Holztaren, des Forftfchuges, müſſen 
ihn nicht weniger befchäftigen, und er hat überall diejenigen Notizen einzufam: 
meln, welche ihn in den Stand ſetzen können, mir demnächft, in einem oder meh: 
reren Hauptberichten, nüßliche und zweckmäßige Anträge zur Vervollkommnung 
der Forſtverfaſſung zu thun. 

Beſchwerden gegen das Forſtperſonal, wenn folche zu feiner Kenntniß gelan: 
gen, und Prüfung des Betragens deffelben, müffen ebenfalls Gegenftände feiner 
Unterfuchungen feyn, und es fteht ihm, auf diefen Sorft:Bereifungen, die Be: 
fugniß zu, einem Ober: oder Unter:Forft:Beamten die Ausübung feiner Funk— 
tion proviforifch zu unterfagen, wenn er dazu, an Ort und Stelle, eine durch 
überwiegende ‚Gründe gerechtfertigte Veranlaſſung findet. Jedoch muß er mir 
fofort das Nähere berichtlich anzeigen. 


Der Ober:$orftmeifter kann feinen Forfl-Sefretairen 
auswärtige Gefchäfte übertragen. 


$. 76. Der Ober:Forftmeifter kann denen, ihm als Forft:Sefretairen bei- 
gegebenen, Ober:Förftern einzelne auswärtige Gefchäfte übertragen, in welchem 
Fall die Forftmeifter und übrigen Local:Forft:Behörden denfelben zu deren Aus: 
führung behülflich feyn werden, fo wie denn überhaupt das gefanımte Forftper: 
fonal jederzeit auf das fträflichfte den Verfügungen und Anordnungen nachzufoms 
men hat, welche der Oberforftmeifter, im Sinne des gegenwärtigen Regulativs, 
oder der Verordnungen und Befehle, die ich noch weiter ertheilen werde, erlaf: 
fen und treffen wird, 


Schluß. 


Dieſes Regulativ enthält die Haupt-Umriſſe des, bei der Forſt-Verwaltung 
zu befolgenden Geſchäftsganges und der Dienſt-Verrichtungen des Perſonals 
nach deſſen verſchiedenen Abſtufungen. Das Detail der Form, welches in Hin— 
ficht beider zu beobachten feyn wird, foll nach und nach durch den Ober:Forft: 
meifter, mit welchem fich die Departements = und Kreis:Forftmeifter fofort, fo 
wie auch untereinander felbft, in Correfpondenz zu ſetzen haben, näher regulirt 
werden. Ginftweilen haben letztere, nach der ihnen beiwohnenden Local- und 
Geſchäfts-Kenntniß, unverzüglihe Anordnungen zu treffen und vorläufige ſpe— 
zielfe Anleitungen zu geben, damit überall die unteren Forftbeaniten von dem 
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Inhalte diefed Regulativs, ein jeder nach Maßgabe des Poftens, welchen er be: 
kleidet, fofort unterrichtet und genau darnach verfahren werde. 

Ich erwarte, daß reger Eifer für feine Berufs-Geſchäfte einen jeden Forft: 
Dffieianten befeelen, daß jeder fich beftreben wird, den ertheilten Vorfchriften 
beftens nachzufonmen, daß Ordnung und flrenge Pünktlichkeit überalf den Ge: 
fchäftsgang begleiten werden und daß zumal die oberen Forſt-Beamten es ſich 
angelegen feyn Taffen werden, denen, während der franzöfifchen Occupation fo 
fehr von ihrem blühenden Zuftand herabgefunfenen Waldungen wieder emporzu: 
helfen und einen beffern Geift in die Forſt-Verwaltung zu bringen , ald derjenige 
ift, welcher zulest darin herrfchte, um dadurch dem gefanmten Perfonal dieje- 
nige Achtung wieder zu verfchaffen, welcher fich deutfche Forftmänner, wegen ih- 
rer Treue und Hechtlichkeit in der Erfüllung ihrer Berufspflichten, immer zu 
erfreuen gehabt haben. 

Jede Veruntreuung, jede Verletzung der Pflichten, jede Dienftwidrigkeit 
wird auf das fchärffte geahndet, dagegen werden Treue, Thätigfeit und Ver: 
dienft nicht unbemerft, nicht unbelohnt bleiben. 


Ale Forftbeamten müffen nach Art. 12, Tit. III des Geſetzes 
vom 29, Dezember 1791 (H. IX, ©. 195) vor bem Bezirkögericht 
beeidigt werben. Daſſelbe Gefet verbietet 

Art. 13. Den Forftbeamten, Mitglieder eines Verwaltungs- oder Ge: 
richtscorps zu ſeyn; 

Art. 14. MWirthfchaft zu treiben, wit Holz zu handeln u. f. w. 

Art. 15. Eigenthümer oder Pächter von Eifenwerken, Schmelzöfen, Glaß— 
hütten oder andern Feuerwerken zu feyn; auch dürfen 

Art. 16. In gerader Linie oder bis zu Oheim und Neffen verwandte oder 
verfihwägerte Perfonen nicht im gegenfeitig untergeordneten Dienftverhältnik 
ftehen. 





Wegen Vorbereitung, Prüfung, Praris find noch, 
auffer obiger Verordnung vom 22. Dezember 1821, folgende Vers 
fügungen anzuführen:: 


Bekanntmachung ber Regierung des Untermainfreifes vom 29. 
Sctober 1819 (Int. ©. 620): 

Für die feit zwölf Jahren zu Aschaffenburg beftehende Korftlehranftalt haben 
Seine Majeftät der König eine neue Cinrichtung mit angemeffenen Fonds 
und Localitäten fo großmüthig genehmiget , daß in ihrer Vereinigung mit 
natürlichen Vorzügen, welche die Umgebungen von Afchaffenburg darbieten, der 
fhöne Zweck diefer Tildungsanftalt nicht verfehlt werden Fann. Der Speifart 
gehört befanntlich noch zu jenen deutfchen Waldungen, wo Lehrer und Zöglinge 
in der Wirklichkeit finden, was Natur und Kunft Gutes und Böſes in der Forit: 
haushaltung bewirken Fönnen, Die Föniglichen Gärten um Afchaffenburg befisen 
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fehr vollftändige Sammlungen von deutfchen und auswärtigen Waldpflanzen, 
und die ganze Flora in diefer Gegend ift reichhaltig und fchön. Reichen Stoff 
für Mineralogie und Geognoſie findet der Forftimann in den Gebirgen des Spef- 
fart, und die Forfttednofogie wird dafelbft in alfen ihren Zweigen vielfach be= 
trieben. 


Der Lehrplan diefes nftituts, weicher den theoretifchen und practifchen 
Unterricht für den gemeinen Forftwart, wie für den Revierförfter und höheren 
Sorftbeamten umfaßt, füllt zwei Jahre oder vier Gemefter aus, und theilt fich 
in einen niedern und höhern Kurs. Die Winterfemefter erftredeu fih vom 15. 
November bis zum 30. April des nächſten Jahres und die Sommerfemefter 
vom 1. Mai bis 30. September deffelben Jahres. Der erfte Kurs beginnt mit 
dem 15. November 1819. 


Zur Aufnahme in die Forftlehranftalt wird erfordert, daß 

1) der Adfpirant dad 15. Jahr erreicht habe, 

2) fih, wenn er ein Jnländer iſt, über die fi eigen gemadten Progym- 
nafialftudien durch legale Zeugniffe ausmeife, dann einer befondern Auf: 
nahmse-Prüfung unterwerfe, wovon jedoch foldhe Individuen ausgenom- 
men find, welche nach bereits zurüdgelegten Gymmafialftudien oder nad 
vollendeten Lyceal⸗ oder academifchen Studien die Lehranftalt zur Aus— 
bildung im höheren Forſtdienſte befuchen ; 

3) daß jeder Zögling immatriculirt werde, wogegen derfelbe in allen Disci: 
plinar:Berhältniffen unter den Gefegen der Anftalt und ihrem Direfto: 
rium, in allen äufferen aber unter der Orts-Polizei und deu Gerichte: 
behörden ftehet. 

4) Matrikel und DVorlefungen werden unentgeldlich gegeben, Nur der 
Ausländer zahlt bei der Aufnahme in die Anftalt ein für allemal zwei 
Garolinen Honorar. 

5) Die Inländer find gebunden, den zweijährigen Kurs ofne Ausnahme 
einzelner Vorträge zu vollenden. 

Altes Nähere wird von der Direction des Inſtituts bekannt gemacht werden, 


Verordnung vom 1. Mat 1823 (Int. ©. 655): 


Die alterhöchfte Verordnung vom 22. Dezember 1821, bie Forſtbezirks— 
Eintheilung und die äuffere Forfdienft-Einrichtung betreffend, enthält in Bezie⸗ 
Hung auf die Qualification der Forftdienft-Adfpiranten und deren Prüfung fol: 
gende Beftimmungen: cf. oben ©. 450 — 451.) 


In Gemäßheit diefer allerhöchſten Beftimmungen wird die erfte Eoncurs- 
Prüfung im Rheinkreife, für die Dienftesgrade ald Forſtamts-Actuar und Re 
vierförfter im Laufe des Fünftigen Monats Juli, und für den Dienftesgrad 
als Revier-Gehülfe im Laufe des Fünftigen Monats Auguft dahier in Speyer 
Statt finden. 

Die Tage an welchen jede diefer Concurs-Prüfungen ihren Anfang nehmen 
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fol, werben noch näher feitgefest und das Möthige deshalb wird in dem Kreis: 
Intelligenzblatt nachträglich befannt gemacht werden. 

Alte diejenigen Forftdienft:Adfpiranten welche entweder noch in der Praris 
begriffen find oder einftweilen nur interimiftifch refpective proeiforifch im Forſt— 
dienfte verwendet werden, (wohin namentlich die dermaligen proviforifchen Re: 
viergehülfen und Forftamts-Actuare gehören) und welche die vorfchriftsmäßige 
Prüfung noch nicht beftanden, haben fich vor dem 15. Juni d. J. durch Ein: 
fendung ihrer Sittlichkeits:, Unterrichts: und Studien- refpective. Fortgangs— 
Zeugniffe und Abfolutorien, ferner der Zeugniffe über die vorgefchriebene Praris 
oder juterimiftifche Verwendung im Forftdienfte, welche als Praris angerechnet 
wird, endlich ihrer Geburtsfcheine, und Indigenats-Zeugniſſe, falls fie Aus: 
länder find, darüber auszuweifen, daß fie die Vorbedingungen erfüllt haben, 
welche erforderlich find um zur Prüfung zugelaffen zu werden. 

Diefen Zeugniffen ift eine von jedem der betreffenden Individuen felbit zu 
verfaffende und eigenhändig zu fehreibende kurze Auseinanderfesung ihres big: 
herigen Lebenslaufs beizufügen, in welcher angegeben werden muß : 

Namen und Stand der Eltern, auc ihr jesiger Wohnort, wenn fie noch 
am Leben find. 

Geburtsort, Jahr und Tag des Adfpiranten. 

Religion, Aufenthalt bis zu der Zeit wo fein Unterricht angefangen hat. 

Orte, wo er Unterricht erhalten hat und von wen; oder Studien-Anftal: 
ten, welche er befucht hat, und während. welcher Zeit in den verfchiedenen 
Klaſſen. | 

Aufenthalt nach den Unterrichts: oder Studienjahren. Wo, und zu wel: 
her Zeit er die Praris angetreten hat oder im Forſtdienſt interimiftifch verwen: 
det worden ift, und Dauer der Praris oder interimiftifhen Verwendung. 

Ob der Adfpirant fürs erfte nur zur Prüfung für den Dienftgrad als Res 
viergehülfe oder fofort zn jener für ‚die Dienftesgrade als Forſtamts-Actuar 
und Revierförfter zugelafjen zu werden wünfche. 

Die vorgefchriebene Vorlage gefchieht durch das einfchlägliche Forftamt , an 
welches die PrüfungssConeurrenten obige Auseinanderfegung mit Belegen zu 
rechter Zeit einzugeben haben. Diejenigen Individuen, deren Zeugniffe erft nach) 
dem 15. Juni eingefendet ‚werden, Eönnen für diesmal nicht berückjichtigt,, ſon— 
dern werden auf die nächftjährige Eoncurs-Prüfung hingewiefen werden. — 

Altes Vorbeſagte haben auch diejenigen Revier: oder Stationsgehülfen 
und Horftwärter zu erfüllen, welche zwar als folche wirklich angeſtellt, allein 
für die fpeciellen Dienftesgrade als Forftamts-Actuar oder NRevierförfter noch 
nicht geprüft find, und bei der nächſten Prüfung zu concurriren wünfchen. Diefe 
haben überdies auch ihre bisherigen Dienftesverhäftuiffe in der vorgefchriche: 
nen Auseinanderfesung anzugeben. 

Adfpiranten, welche ihre Abfolutorien von der königl. Forſtlehr-Anſtalt zu 
Aſchaffenburg bereits eingefendet haben und für jetzt noch nicht zur Prüfung 
als Forſtamts-Actuar oder Nevierförfter zugelafen zu werden wünfchen, brau: 
hen fh zur Prüfung für den Dienftesgrad, als Reviergehülfen nicht zu mel: 


* 
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den, indem das Abſolutorium, nach $. 34, 3, ec der alterhöchften Verordnung 
vom 22. Dezember 1821, für diefen Dienftgrad als Prüfungs-Zeugniß gilt. 


Diejenigen Sorftdienft:Adfpiranten aber , welche ihre Abfolutorien noch 


nicht eingefendet oder die vorfchriftsmäßige Prüfung bereits beftanden, aber 
die Prüfungs:Zeugniffe noch nicht vorgelegt haben folften, haben diefe Zeug: 
niffe ebenfalls vor dem 15. Juni einzubefördern, 


1) 


2) 


5) 


4) 


5) 


6) 


Verordnung vom 20. October 1823 (Int. 1824 ©, 290): 


Die Forſtlehre an der Schule zu Afchaffenburg iſt in zwei Kai: 
fen getheilt, worin in der einen Klaſſe bloße Revierförfter, in der an: 
dern aber höhere Forftbeamten (Forſtmeiſter) fich vollftändig, fo wie es 
der Forftdienft erfordert, auszubilden Gelegenheit erhalten. 
Für beide Klaffen zufammen beftehen nur drei Lehrkurſe, wovon die 
erfte oder niederfte Klaffe, nämlich die für den Revierförftersgrad fich 
ausbildenden Audividuen, den 1. und 2. Kurs in zwei Jahren 
oder vier Semeftern, — die zweite oder höhere Klaffe, oder die 
zu höheren Forſtbeamten adfpirirenden Individuen hingegen, hinfichtlich 
ihrer vorauszuferenden höheren Vorbildung, nur den 2. und 3. Kurs 
inzwei Jahren, oder vier Semeftern zu befuhen haben. 
Der Unterricht für jede Klaffe ift auf zwei Jahre oder vier Ge: 
mefter feftgefest , und darf demnach nicht verlängert, aber auch nicht ver: 
kürzt werden. | 
Zur Aufnahme in die niedere oder erfte Klaffe werden von den Schülern 
die Vorkenntniffe aller jener Gegenflän de gefordert, welche in 
den Progymmafial: Klaffen des öffentlichen Unterrichts gelehrt 
werde. — Cie müſſen legale Zeugniffe über diefe Studien beibringen, 
oder eine befondere ſtrenge Prüfung hierüber beftehen. 
Zur Aufnahme in die zweite Klaffe oder den höhern Kurs werden Zeugs 
niffe über vollftändig abfolvirte Gymnafial:- Studien Clega: 
les Gpymnafial:Abfolutorium) erfordert. 
Ohne Beibringung folder, zum Eintritte im die zwei Klaffen 
des niedern und höhern Forftunterrichts erforderlichen Beugniffe darf 
Feinem Individuum der Befuh der Lehranftalt geftat: 
tet werden, den einzigen Fall ausgenommen, wenn Schüler aus der 
erſten oder niedern Klaffe fih in den zweiten Lehrfurfe dergeftalt aus: 
zeichnen, daß nach dem einftimmigen Zeugniffe aller Profefforen 
der Lehranftalt, der Webergang in die zweite oder höhere Klaffe als 
zuläßig und Erfolg bringend erfcheint. 

In einem folchen fpeziellen Ausnahmsfalle finden drei Kurfe, im 
Verlauf von drei Jahren, Statt. 
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Anfündigung der Direction der KForftfchule vom 4. Juni 
1825 (nt. ©. 945): 

Mehrere der Eönigl. Forſtlehr-Anſtalt zu Afchaffenburg gegebene Beſtimmun— 
gen machen es nothwendig, zur Befeitigung von Unftänden bei der Aufnahme 
der Forſt-Eleven, folgendes zur allgemeinen Kenntniß zu bringen: 

Der Unterricht an diefer königl. Forſtlehr-Anſtalt wird in 5 Kurfen vorge: 
tragen, fo zwar, daß der erfte und zweite Kurs jene Wiffenfchaften umgreift, 
welche für folche Individuen nothwendig find, die fich für die untern Dienftes: 
grade, einfchließlich jenes der Revierförſter, ausbilden wollen. Der dritte Kurs 
iſt ausfchließlich für diefenigen beftimmt, welche ſich dem höhern Borftdienfte zu 
widmen gedenken, die aber vorher die Vorlefungen des 2. Kurfes ald Vorbe— 
reitung zum 3. zu hören haben, 

Die Vorlefungen eines jeden Kurfes gefchehen in 2 Semeftern, und fängt 
das Studienjahr in den erften Tagen des Monats November an, und fchließet 
in dem Monate September. 

Um als Forft:Eleve an der hiefigen Forftlehr:Anftalt aufgenommen werden 
zu Fönnen, find folgende Bedingniffe erforderlich : 

1) Der Eleve muß über 15 Jahre alt ſeyn und ſich mit einem Taufzeugniſſe 
legitimiren. 

2) Muß derfelbe ein Zeugniß von der Obrigkeit feines Aufenthaltortes, wel: 
ches deſſen Sittlichfeit beftätigt und ausdrücklich bemerkt, daß folcher zu 
Feiner geheimen Verbindung oder Gefelffchaft gehört habe, oder in einer 
Unterfuchung befangen gemwefen ſey, beibringen. 

3) Um in den erften Kurs aufgenommen zu werden, ift ein legales Zeugniß 
eines Studien-Rectoratd erforderlich, welches beftimmt ausdrüdt, daß 
der Eleve zum Eintritt in die unterfte Gymnaſialklaſſe vollkommen befä— 
higt geweſen fey. 

Den zweiten Kurs als Vorbereitung zur Aufnahme in den dritten Kurs ſo— 
gleich beſuchen zu dürfen, iſt das legale Abſolutorium eines Studien-Rectorats 
erforderlich, welches. enthält, daß der Eleve die Fähigkeiten beſitze, ein Lyceum 
oder eine Univerfität befuchen zu Fönnen. 

4) Zum Beweife, daß es den hier aufgenommen werden wollenden Forit:Eleven 
nicht an den gehörigen Subfiftenz- Mitteln mangele , ift eine Erklärung der 
Eltern, nächften Anverwandten oder Vormünder beizubringen, welche, im 
Falle die Siegelmäßigfeit nicht in Mitte liegt, durch die Orts-Obrigkeit 
legalifirt feyn muß. 

5) Inländer erhalten den Unterricht unentgeldlich, Ausländer zahlen bei der 
Immatriculation ein= für allemal ald Honorar für fämmtliche Pönial. 
Nrofefforen 22 fl. rheinifch. 

6) Für die Nepetitionen, welche zu befuchen dennoch von dem freien Willen 
der Eleven abhängt, wird ein billiges Honorar entrichtet. 

7) Bei der Immatriculirung, fo wie im Anfange eines jeden Studienjahres, 


müſſen den einfchlagenten Profefforen die vorgefchriebenen Lehrbücher vor: 
gezeigt werden. 


u 


* 
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Der in dem Studienjahr 182% ertheilt werdende Unterricht, fo wie die nö— 
tigen Lehrbücher find aus folgender Weberficht zu entnehmen, und haben fich 
fümmtliche Adfpiranten bis zum 15. October l. J. entweder. in Perfon oder durch 
fchriftliche Vorlage, über die Erfüllung der Aufnahms-Bedingniſſe bei der Di- 
rection der Fönigl. Sorftlehr:Anftalt zu legitimiren. 


Ueberfidt. 


Dandbud 


Nummer Berennung 
i na j 
welchem vorgetragen wird, 


ee 
des der g 
Kurfes. | Lehrgegenflände. = 


tumde 


S 











© 


1. ‚ Theoretische und prae⸗ Nach eigenen Heften, mit Hinweifung 
tifche Forſtwiſſenſchaft. auf Papius Fleine Schriften über einzelne 
Theile der Forſtwiſſenſchaft. 


c 


Jagdkunde. 1 Vach eigenen Heften, 
Miedere Writhmetitl 5 Nah Hofmanns Anleitung zur Ele: 
mentar:Arithmetif I. und IL. Theil, 
2 | Nach eigenen Heften und Mayrs prac: 
tifher Geometrie. 
Planzeichnen. 45 Nach eigenen Heften. 
Vorbereitungstehren] 1 Nah Strauß Lehrbuch der hefoudern 
der Phyſik und Chemie. und angewandten Phyſik, Mainz 1825 
bei Florian Kupferbera. 
Naturgefchichte. Nach Behlen’s Lehrbüchern der vage 
benden Forſtbotanik, Frankfurt aA. bei 


Körner 1823. 
Anfangsgründe der Mineralogie für 
Forſtmänner des niedern Dienftes, Frank: 
furt a / M. bei Weiche 1835. __ 
Nach eigenen Heften mit Hinweiſung 
anfPapius Fleine Schriften über einzelne 
Theile der Forftwiffenfchaft. 
Vach eigenen Heften. 
Desgleichen. 
Nah Hoffmann's Lehrbüchern 
a. Anleitung zur Elementar-Arithme— 
tif, I. Theil 3. Auflage, U. Theil 
2. Auflage, 1821. 

b. Populäre Darftellung der niedern 
und höhern Algebra, 1825. 

c. Allgemeine Bewegungslehre, Statik 
und Dechanif, 1825. 

Nach eigenen Heften. 


11. | Theoretische und prac: 
tifhe Forſtwiſſenſchaft 
nebft Forft: u. Jagdrecht. 

Forſtrechnungsweſen. 


Jagdkunde. 

Höhere Arithmetik, 
Elemente der Algebra, 
der Statifu. Mechanik.) - 


Theoretifche u. practi: 
iche Geometrie u, dieEle— 
mente der Zrigonometrie 

Planzeichnen. 

Baukunde. 


Nach eigenen Heften. 
Rad r 8 
Naturgeſchichte. 


eigenen Heften. 

Handbuch der Gebirgs- und Boden— 
Funde, IX. Theil der Forſt- und Jagd: 
wiſſenſchaft nach alfen ihren Theilen ıc., 
vormals herausgegeben von Bechitein, 
fortgefest von Laurop. Gotha und Er: 
furt bei Hennings, 1825. 

Bon demfelben Lehrbuch der 
Forſt- und Jagd-Thiergeſchichte, Leip: 
zig bei Brocdhaus, 1825. 











# 
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Nummer Benennung (EEE Handbuch 

des der Ss nach 
Kurſes. Lehrgegenſtände. 55 welchem vorgetragen wird. 


— — — —— Ú — — 





— — — — ————— 


Allgemeine Phyſik. 


Chemie in techniſcher 
Beziehung mit Experi— 
en — 

ehre von Holz erſpa— 
renden — 

Geſchäftsſtyl. 

Landwirthſchaft. 

III. TIheoretiſche und prae— 
tiſche Forſtwiſſenſchaft, 
nebſt Forft: u. Jagdrecht. 

Forſtverfaſſungskunde 
und Forſtſtatiſtik. 
Jagdkunde. 
Höhere Algebra. Zunf: 
tionen⸗Lehre. Elemente 
der Differenzial: u. In— 
tegral: Rechnung, Optif, 


. Iheoretifche und prac: 
tifche Geometrie, Trigo: 
nometrie, Polygonome: 
trie und Kurvenlehre, 

PD anzeichnen. 
Baukunde. 
Naturgeſch. Ergänzung 
der Vorträge im II. K. 
Beſondere u.angewandte 
Phyſik mit Erperimenten 
Chemie in Anwendung 
aufs Forſtweſen u. Land: 
wirthſchaft mit Experim. 
Geſchäftsſtyl. 
Landwirthſchaft. 

Kameral-⸗-Encyklopädie. 
Nah Vollendung. des 
Vortrags überdorftwill- 











| 








Bondemfelben botanifhes Hand— 
buch oder Diagnoftif alter in Deutfchland 
einheimifchen und akklimatiſirten eroti: 
ichen Holzarten. Bamberg bei Weiche, 
1823. 

Bon demfelben Topographie bes 
Speſſarts I. Theil die mineralogiſch-geo⸗ 
gnoftiihe Darftellung und die Flora; 
(zum Gebrauch bei den Demonftrationen 
auf den Ereurfionen) Leipzig bei Brod: 
haus, 1825. j 

Hoffmanns Lehrbuch der allgemeinen 
Phyſik. Mainz 1821, bei Sl. Kupferberg. 

Strauß _Grundlehre der allgemeinen 
Ehemie, Erfurt und Gotha 1824, in 


5 | Hemnings Buchhandlung. 
Nach eigenen Deften. 
ı | Nach eigenen Heften. 
Desgleichen. PEN 
5 | Nach eigenen ‘Heften mit Hinweiſung 


auf Papius kleine Schriften über einzelne 
Theile der Forſtwiſſenſchaft. 

Darftellung der Eönigl, bayer. Sort: 
verfaffung von Behlen, 1825. 

Nach eigenen Heften. _ 

Nach Hofmann’s Lehrbücern. . 

a. Deſſen populäre Darftellung der nies 
dern und höhern Algebra. 

b. Deifen Grundfehren der höhern Geo: 
metrie, der Differenzial: und Ins 
tegral:Nechnung ꝛc., 1817. 

ec. Deſſen Elemente der Optik, Nach 
dem 2. Bande des 8. Theils der 
Forft = und Jagdwiſſenſchaft nach al⸗ 
len ihren Theilen 2c., vormals her: 
ausgegeben von Bechftein, nun aber 
fortgejest von G. P. Laurop, 1824 

Nach eigenen Heften und Däzels Anz 

leitung zur Vermeſſung der Wälder. 


> 


Nach eigenen Heften. 
lach eigenen Heften. 
Nach den beftimmten Lehrbücern und 
3 eigenen Heften. 
Strauß Lehrbuch der befondern und 
a Phyſik. BR 
eſſen Grundlehren. der Chemie im 
Anwendung auf das Forſtweſen. 


20 





3 


Nach eigenen Heften. 
15 Desgleichen. 
Nach eigenen Heften. 
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Schließlich wird bemerft , daß an guten und billigen Quartieren Bein Dan: 
gel ift, und daß bei anftändiger Verpflegung eine Summe von jährlich 250 fl. 
bis 400 fl, rheinifch genüge. 

Sollten Eltern oder Vormünder geneigt feyn, die Beforgung der pecuniä= 
ren Angelegenheiten ihrer Söhne oder Pflegbefohlenen einem vertrauten Indivi— 
duo überlaffen zu wollen, fo wird bemerft, daß der mitunterfertigte Pönigl. Se: 
cretär der Anftalt zu diefem Gefchäfte von Directions wegen gegen ein Honorar 
von 5 Prozent beauftragt fey; fo wie bei dem hiefigen Buchhändler Knode, ge: 
gen gleich baare Bezahlung die nöthigen Lehrbücher zu befommen find. 





Hinſichtlich des Beſoldungsholzes, Verordnung vom 9. Auguſt 
1814 (Amt, ©. 73): 


1) Die Oberforftbeamten, Oberförfter und Forſtſekretäre, fo wie diejenigen 
Revierförfter, welche Peine andere, ald Staatswaldungen zu refpiciren 
haben, beziehen ihr Befoldungsholz aus den Waldungen des Staats. 

In denjenigen Revieren aber, welche aus Staats: und andern Wal: 
dungen zufammengefegt. find, oder die gar Feine Staatswaldungen be: 
greifen, haben die waldbefisenden Gemeinden oder öffentlichen Anftalten, 
fo wie die Mitbefiger der ungetheilten Waldungen, pro rata des Flächen⸗ 
Inhaltes, zu dem Befoldungsholz des Zörfters beizutragen. 


2) Für die Abgabe des Befoldungsholzes dürfen Peine befonderen Diebe ange: 
legt, noch einzelne Stämme angewiefen werden, fondern daſſelbe ift aus 
den gewöhnlichen Gehauen zu erledigen. Sollten fernerhin ganze Schläge 
auf dem Stode verfteigert werden, fo ift durch die Bedingungen die Ab: 
gabe den Steigerern zur Laft zu legen. 


3) Kein Befoldungshol, darf vorzugsweife aus den Schlägen ausgewählt 
werden; fondern, nachdem die Hölzer numerirt und abgezählt find, hat 
der Forftmeifter oder Oberförfter aus der Mitte der Nummer:Zolge hier: 
aus diejenigen Klafter- oder Wellenhaufen zu beftimmen, welche dem 
Forftperfonale überwiefen werden follen, und folches in dem Abzählungs: 
protofoll zu bemerfen, 

4) Die Abfuhr des Befoldungsholzes darf nicht eher Statt haben, als die 
Abfuhr der übrigen Hölzer in demjelben Schlage; der Hauerlohn muß 
durch das Foritperfonale erftattet werden. 

5) Wenn in den Etaatswaldungen eines Neviers gerade Fein Schlag angelegt 
ift, fo wird die auf diefe Waldungen fallende Duote des Beſoldungshol— 
zes in einem Schlage eines zumächft liegenden Neviers angewieſen. 

Dem Oberforftperfbnale, den Oberförftern und Forſtſekretären wird 
das Befoldungsholz aus den zur Abfuhr am nächften liegenden Gehauen 
verabfolgt. 

6) Zu Befoldungshotz werden die Hölzer genommen, fo wie fie der Schlag 
giebt, und es find hierzu Feine befonderen Holzarten gewidmet. Kein Korft: 
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offiziamt Pann daher Buchen-Scheit:Holz verlangen, wenn fich in ben 
Schlägen feines Reviers nur Eichen: oder Weichholz, oder nur Wellen 
befinden. 4 

7) Bis dahin, daß die Holzmaaße regulirt feyn werden, foll die Beſoldungs— 
Plafter zu 4 Steren gerechnet werden. Hrernach ift die Reduftion in das: 
jenige Klaftermaaß, welches in dem Revier üblich tft, zu bewirken und 
die in folhem Maaße zu verabfolgende Quantität zu beftimmen. Wie viele 
Wellen für ein Klafter zu 4 Steren zu rechnen find, muß ebenfalls nad 
deren Stärke feftgefegt werden. 


Der Berfauf wurde durch die obige Verordnung vom 22, 
Dezember 1821, $. 24 verboten. Am 7. Februar 1828 Int. ©. 25) 
bat die Regierung beigefügt: | 

Diefe Eontravention, fo ferne fie nicht ohnehin unter die gefehliche Beſtim⸗ 
mung ded durch den General-Gouverneur Gruner water dem 16. Mai 1814 ge: 
gebenen Forft:Regulativs fällt, von nun an mit einer Discipfmarftrafe von 50fl. 
zu belegen, den Käufer ſolcher Hölzer aber nach $. 102 der Forftftrafverordnung 
vom 30. Juli gerichtlich verfolgen zu laſſen. 

Dem Eorftperfonal und dem Publikum wird diefes zur Warnung bekannt 
gemacht. 





14. Stenercontrollz und Stewererhebungsänter. 
©. Staatswirthſchaft; ebenfo 
die Gemeindbebehörden, Schulbehörden und Hofpiziens 
verwaltungen, Medizinalperfonen, Poſtbehoͤrden, Zuftiz- 
behörden , kirchlichen Behörden , Bergbaubehörden , 
Mauthbehörden , Salzbehörden , Kottobehörden , 
unter den betreffenden Rubrifen. 


Tit. II. Amtswirffamfeit, Eonflicte, Amtsüberſchrei— 
tung und Unvereinbarfeit verfhiedener Aemter in 
einer Perfon. 

I. Amtswirffamfeit überhaupt. 

Bon dem Wirkungsfreis der einzelnen Behörden ift bisher ſchon 
gehandelt worden; manches wird noch fpäter am geeigneten Orte 
vorfommen. Hier wollen wir im Allgemeinen davon reden. 

Es verfteht ſich von felbft , daß es Pflicht aller Behörden ift, 
untereinander ein dienftbereites Benehmen zu pflegen und ben ges 
genfeitigen,, auf die Gefege gegründeten Anforderungen mit gefäl- 
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ligem Eifer zu entſprechen. Es iſt allerdings das Verhaͤltniß der 
untergeordneten Behoͤrden gegen die Obern von dem Verhaͤlt⸗ 
niſſe, welches zwiſchen gleichen oder nebengeordneten Stellen, oder 
zwiſchen den Stellen verſchiedener Zweige der Staatsregierung bes 
ſteht, verſchieden. Der untergeordnete Beamte muß dem Obern gehor⸗ 
chen; doch nur ſoweit, als der Befehl des Obern geſetzlich iſt. 
Glaubt der Untergebene ein Geſetz verletzt, ſo muß er Vorſtellung 
machen und, wenn dies nicht fruchtet, den Befehl gleichwohl voll⸗ 
ziehen; doch iſt er dann nicht verantwortlich. 

Die verſchiedenen Zweige der Staatsregierung ſind Ausfluͤſſe 
derſelben Staatsgewalt, und ſtreben auf daſſelbe Ziel hin, die 
Wohlfahrt des Staates. Indeß muͤſſen die Verrichtungen und Ber 
zirfe gehörig gefchieden feyn, damit feine Verwirrung entſtehe. 
Was die Auffere Umfchreibung der Bezirke betrifft, fo ift ſolche 
Teicht und richtet ſich nach der Gebietseintheilung, und zwar nach 
den Grenzen , welche die Gemarfungen oder Bänne fcheiden. Den 
innern Wirfungsfreis bezeichnen die Gefege und Dienftvorfchrife 
ten. Allein wie fcharf die Wiffenfchaft, das Gefeß und die Diens 
ftesinftruction die Grenzen zu beftimmen trachten, fo wird doch 
oft bei der Anwendung ein Zweifel übrig bleiben, und dann ent 
ftehen Conflicte. Iſt dies der Fall zwifchen Behörden deſſelben 
Dienftzweiges, fo entfcheidet die obere Behörde befjelben Zweiges. 
Streiten zwei oder mehrere Behörden verfchiedener Zweige, welche 
jedoch fämmtlich zur Verwaltung im weitern Sinne gehören, fo 
loͤßt ebenfalls die für beide Zweige höhere Staatsſtelle den Etreit. 
Wenn aber die Juſtiz- und Verwaltungsbehörden über einen Ges 
genftand zugleich competent zu ſeyn beharren, fo ift dies im eis 
gentlihen Sinn ein Sonflict, wovon nachher. 





Ueber Amtswirkfamkeit im Allgemeinen muͤſſen wir in Bezies 
hung auf die Verwaltungsftellen bier ein Gefeß vom 20. Auguft 
1790 nachtragen CRudler’fche Gefegfammlung Band I, Heft I, 

Die Verwaltungs: Berfammlungen haben aufmerffam zu betrachten, was fie 
nad) der Ordnung der Conftitution Cpolitifhen Ordnung) find, damit fie nie die 
Grenzen ihres Amts überfchreiten und daffelbe durchaus mit Sorgfalt verſehen. 

Sie haben vor alfem zu bemerken, daß ihnen nur die Verwaltung obliegt, 
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daß ihnen Feine geſehgebende oder richterliche Handlung zuſteht, und daft jeder 
Eingriff von ihnen in eine oder die andere diefer Verrichtungen die Verwir— 
rung der Gewalten zur Folge haben würde. 

Die Departements: Verwaltungen können Feine Defrete, Ordonnanzen oder 
Verordnungen machen ; fie Fönnen nicht anderft zu Werfe aehen, als vermittelft 
bioßer Berathfchlagungen über die allgemeinen Materien, oder nach Befchlüffen 
über befondere Gegenftände, oder durch Eorrefpondenz mit den Munizipalitäten. 

Die Gefchäfte der Munizipal:Vermwaltungen beftehen darin: alle Nachric: 
ten einzuziehen und alle Anfragen zu thun, welche den Kanton intereffiren för 
nen; unter der Leitung und Gewalt der Departemental:Bermwaltung die Be: 
fchlüffe derfelben zu volziehen; alle Unterfuchungen vorzunehmen, und alle Be: 
richte zu erftatten, welche von ihnen über, Gegenftände verlangt werden, die it: 
ren Kanton betreffen. Ä 

Die Departements:-Verwaltungen müffen über alfe ihre Verhandlungen 
Derbal:Prozeffe aufleben, und fie nach Ordnung des Datums, und ohne eine Lüde 
zu laffen, in ein Regiſter eintragen, welches von dem Präfidenten numerirt und 
mit feinem Handzuge bezeichnet ift. 

Die Berathichlagungen der Verwaltungen werden blos von dem Präfiden 
ten und Sefretär unterfchrieben, auch wird darin der Glieder, welche zugegen 
waren, erwähnt. 

Die Archive der Verwaltungen müffen an einem fihern Orte und mit Ord: 
nung eingerichtet werden; über die darin niedergelegten Akte wird ein Regifter 
geführt. 

Wenn die DVermaltungs:Körper bei den öffentlichen Feierlichkeiten fich zus 
fommen und mit den Munizipalitäten einfinden, gehört der Departemental:DBer: 
waltung der Vorzug über die Munizipalität. 


Eorrefponden;. 


Die erfte Sorge der Verwaltungs-Korps eines jeden Departements muß 
feyn, ſowohl unter fi, ald mit den Municipaliäten ihres Gebiets die Eorrefpon: 
denz zu errichten; die gefchwindeften und fparfamften Mittel müffen vorgezogen 
werden. 

Die Briefe, welche die Verwaltungen fchreiben, müſſen folgendermaßen 
fchließen: 

Die Verwalter des Departements von... 

Hierauf unterfchreiben fich alle gegenwärtigen Glieder. 

Die Kauf:Zufchläge,, die Zahlungs-Befehle, und überhaupt alle von den 
Verwaltungen herrührenden Afte werden in der nämlihen Form unterfchries 
ben, es wird nämlich unten angeſetzt: 

Durch die Verwalter des Departementspon... 

Darauf unterfchreiben fich alle anmefenden Glieder. 

Die Drunizipal: Korps bedienen fich in ihren Briefen und übrigen Aften vor 
ihrer Unterfchrift folgender Formel: 

Die MunizipalsBerwalter des Kantons von... 
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Die Briefe und Petitionen, welche von den Munizipalitäten an die Depara 
tements⸗Verwaltungen gerichtet werden, müffen in einem befcheidenen Tone und 
mit der Ehrerbietung abgefaßt ſeyn, welche man dem höhern politifchen Range 
fchuldig ift, den jedes diefer Korps in demjenigen anerfennen müffen, der nach 
der Ordnung und Bertheilung der Gewalten ihnen vorgeht. 

Die Eorrefpondenz der höhern Verwaltungen muß, ohne ſich etwas von dem 
GharaPter zu vergeben, der ihnen nach ihrer Gewalt zufteht, den Ausdruck der: 
felben mäßigen, dadurch, daß fie diejenige Achtung an den Tag legt, welche der 
aufgeftellten Gewalt die Gemüther gewinnt und es ihr leicht macht, das ge— 
meine Gute zu fliften, auf welches beftändig ihr Augenmerk gerichtet feyn muß. 
Der einzige all, wo von den höhern Verwaltungen der gebietende Ton dürfte 
angenommen werden, wäre der, wenn es nöthig wäre, die untergebenen Ver: 
waltungen wegen Mangel von Subordination an die Abhängigkeit zn erinnern, 
in welche fie gefest find. 


Vorfhrift, weldhe die Verwaltungs: Korps zu beobadten 
haben, bei Ausübung der Yuffiht und Gemalt, die ih: 
nen über die Munizipalitäten beigelegt ift. 


Die Verwaltungs-Korps müſſen die Munizipal:Beamten im Laufe ihrer 
Geſchäfte Shüsen und den Mißbräuchen wehren, welche diefe Beamten von ihrer 
Gewalt zu machen bewogen werden Fönnten. 


Die Verwaltungen müffen vor allen Dingen wachen, daß die Munizipal- 
Beamten fich Feine andere Verrichtungen anmaßen, ald foldhe, die für die Mu— 
nizipal-Gewalt geeignet, oder in die allgemeine Verwaltung einfchlägig, und 
ihnen bejonders übertragen find. 

Wenn die Munizipal:Korps in die gefebgebende Gewalt Eingriffe und De: 
frete und Verordnungen machten; wenn fie fich in gewöhnlichen Civil-Sachen 
oder in peinlichen Fällen das Nichter- Amt anmaßten; wenn fie ihr Verwaltungs: 
Amt ausdehnten, entweder durch Weberfchreitung der ihmen vorgezgichneten 
Grenzen, oder durch Verſuche, fich der Aufficht und Gewalt der Verwaltungs: 
Korps zu entziehen; fo müffen diefe beforgt feyn, ihnen zu ſteuern, die ungefeb: 
lichen Akte derfelben zu annulliren und gebieten, daß fie nicht in Vollzug geſetzt 
werden. 

Die Verwaltungs:Korps haben die Pflicht auf ſich, den Vollzug der von 
der Diunizipal:Gemwalt rechtmäßig ergangenen Afte zu unterſtützen, und die Uns 
ehrerbietigfeit und den Mangel an Ehrfurcht gegen diefelbe zu beftrafen. (*) 

Sollte fi) irgend ein Widerſtand gegen den Vollzug der von einer Munizi- 
palität genommenen Berathfchlagungen oder ertheilten Befehle ergeben, fo wür- 
den die Verwaltungen gehalten feyn, die ganze Stärke der höhern Gewalt, wo— 
mit fie bePleidet find, und felbft im Falle der Noth, die Hülfe der betvaffneten 
Macht anzuwenden, um diefen Widerftand zu heben, 





(*) Dieb richten ſich jept nah dem Staatädieneredict, 429. 
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Die Verwaltungen werden bei Ausübung ihres Amtes in Betracht nehmen, 
daß wenn auf der einen Seite die Munizipal-:Berwaltung eine ganz brüderliche 
Einrichtung ift, wenn fie belehrt werden muß, fobald fie ſich wilfführlichen Hand» 
lungen nähert, und. zurüdgehalten, fobald fie unterdrüdend wird; auf der au 
dern Seite der Mangel an Subordination gegen die Munizipal:Beamten und 
die Verachtung der ihnen übertragenen Gewalt, fehr fchwere Vergehungen find, 
die, wenn fie nicht firenge beftraft würden, die nachtheiligften Folgen nach ſich 
ziehen könnten. 

Indeſſen werden ſie nicht auffer Acht laffen, wenn die Handhabung der öf— 
fentlichen Ordnung ihnen die traurige Nothwendigfeit auflegen wird, fich gegen 
Munizipal-Beamte zu erheben, daß in einem fo verdrüßlichen Falle die Strenge 
erft dann angewandt werden muß, wenn alle Schonungsmittel erfchöpft find; und 
fo fehr die Klugheit den Gebrauch derfelben mäßigen muß, eben fo fehr müſſen 
Würde und Achtung das Bittere derfelben mildern. 

Sie werden auch bedenken, daß wenn in ftürmifchen Zeiten das Volk fich der 
Ztigellofigkeit überläßt und einen Augenblic die, den Gewalt-Inhabern fehuldige 
Ehrfurcht vergißt, diefes Unmefen meiftens von den Feinden des Öffentlichen 
Wohls angezettelt oder unterhalten wird; daß es diefe Menſchen find, welche die 
Unwiſſenheit des Volks mißbrauchen, es mit Täufchungen erfüllen und durd 
falfche Begriffe von Freiheit irre führen; daß fie alfein die wahrhaft Schufdigen 
find, die hauptfächlich entdedt und den Gerichtshöfen angezeigt werden müffen, 
um durch eine eremplarifche Beftrafung die völlige Wiederkehr zur öffentlichen 
Ruhe zu bewirken. 

Die Eentral:Bermwaltungen müffen endlich ein wachfames Auge auf die Mu: 
nizipalitäten haben, damit diefelben mit Sorofalt und klugem Benehmen die ih: 
nen obliegende wichtige Pflicht erfüllen, den aufrührerifchen Zuſammenrottungen 
zu ſteuern. 


Finanzen. 


Es würde überflüßig ſeyn, ſich umſtändlich über die Maßregeln einzulaſſen, 
welche die Central-Verwaltungen zu ergreifen haben, um die Verfertigung und 
Berichtigung der Steuer-Rollen zu beſchleunigen, die Erhebung der Steuer zu 
ſichern und zu betreiben, den Beſchwerden der Steuerbaren abzuhelfen, und für 
den Fortgang der öffentlichen Arbeiten, beſonders der Landſtraßen, zu ſorgen 
und die Aufſicht darüber zu flihren. 

Die Munizipal-Verwaltungen haben in Zukunft alle fünfzehn Tage ſich eine 
von den beſondern Empfängern beſcheinigte Tabelle über die während den fünfzehn 
Tagen gemachte Einnahme ausſtellen zu laffen, und diefelbe auf der Stelle an die 
Departements-Verwaltung zu ſchicken, mit ihrem Bericht über die Urfachen der 
fpäten Eingehung der Gelder, und über die Mittel, diefelbe zu befchleunigen. 

Die Departemente haben ebenfaus zu Ende jeden Monats ein allgemeines 
von ihnen befcheinigtes Verzeichniß über die auf ihrem Gebiete gemachte Ein: 
nahme zu verfertigen, und mit ihren Bemerkungen an den Finanz Minifter can 
den Regierungs:Commiffär) einzufchicken, welcher immer im Stande feyn muß, den 
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wahren Stand der Steuer: Einnahme, und die Urfachen, welche een dortgang 
aufhalten konnten, zu kennen. 

Ehe man den Artikel über die Sinanzen befchließt,, will man die — 
tungs⸗Korps an eine Wahrheit erinnern, die fie betänNig vor Augen haben 
müffen. 

Die richtige Erhebung der Öffentlichen Einfünfte Fann allein der Regierung 
die Mittel verfchaffen, ihre aufhabenden Pflichten zu erfüllen; mit einem Worte, 
die Einnahme der Steuer ift ed, wovon das Mohl des Staates abhängt. 

Welche Vorwürfe müßten fich demnach die Verwaltungen machen, wenn fie 
als Vorgefeste , um über diefe Einnahme zu wachen, und ihr allen Schuß ange: 
deihen zu laffen, nicht alle ihre Kräfte anftrengten, um die unzähligen Uebel zu 
verhüten, die aus der Leere des öffentlichen Schages entfpringen. 

In Betreff der Befoldungen für die Perfonen, welche auf den öffentlichen 
Plägen und Märkten angeftclit find, und das Gewicht und die Makung der 
Waaren und Lebensmittel zu beforgen haben, fo follen die Diunizipalitäten diefe 
Befoldungen durch eine Zare beftimmen, welcher nur diejenigen umterworfen find, 
die fich diefer Perfonen bedienen wollen, und die nicht eher erhoben werden foll, 
bis die. Central: Verwaltung fie wird beftätigt haben. 


Nationalgüter. 


Die Departemente follen ein DVerzeichniß über alle National-Güter machen, 
die in ihrem Gebiete liegen. Sie follen ungefäumt ſich mit der Verfertigung 
diefes Verzeichniffes befchäftigen, in welchem die mancherlei Arten von Gütern 
forgfältig von einander unterfchieden feyn müſſen. Es muß ein eigenes Kapitel 
über die Wälder und Forſte gemacht werden. Sie follen demnach jeder Munizis 
palität aufgeben, ihnen eine zergliederte Anzeige aller Güter ihres Bezirks zu 
verfchaffen. Die allgemeine Tabelle der Nativnal-Güter eines jeden Departe: 
ments mit der Abtheilung in Kantone und in Gemeinden muß der National: 
Berfammiung dem Regierungs:Commiffär) zugefertigt werden, 


Aderbauund Handel, 


Die häufigen Gefchäfte, denen die Verwaltungs: Berfammlungen ihre erften 
Arbeiten widmen müffen, erlauben ihnen nicht leicht, allen Gegenftänden des 
Ackerbaues und Handels fogleich den Fleiß und die Sorgfalt zu fchenken, die ih— 
rer großen Wichtigkeit angemeffen ift. Nichts deftoweniger find fie fehuldig 
nichts zu verfäumen, was dringend feyn Bann, und fich bei guter Zeit die Auf: 
fchlüffe und Kenntniffe zu verſchaffen, nach welchen vortheilhafte Verbefferungen ‘ 
vorgefchlagen und gemacht werden können. Es gibt Fein Departement, das nicht 
auf diefe Art dem Arbeits:Eifer feiner Verwalter ein weites Feld darböte; es 
gibt deren fogar mehrere, die eine gänzliche Umfchaffung von einer wachfamen 
und väterlichen Verwaltung erwarten. | 

Die National: Berfammlung hat die Austrocdnungen ald eine der 
dringendften und mwefentlichiten Arbeiten angefehen. Durch fie werden dem Anz: 
baue Feld-Stücke wiedergegeben, die auf allen Seiten die Induſtrie der Eigen- 
thfimer und das Intereſſe der Regierung auf fich- ziehen. Durch fie wird.eine 
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der Urfachen zerftört , welche für die Gefundheit der Menschen und ffir das Fort: 
kommen der Pflanzen fehr machtheilig war. Durch fie werden Taufende von 
Händen, die arbeitslos find, und aus Noth und durch Iutrigue fih gegen die Ge: 
ſellſchaft brauchen laffen, anf eine nüsliche Art beichäftigt. 

Sie müffen auch die Mittel auffuchen und angeben, den Wäſſern freien Lauf 
zu verfchaffen, zu verhindern, daß die Wiefen nicht durch die zu große Erhöhung der 
Schleuffen, Mühlen und durch andere Werke der Kunft, die man am Waſſer anlegt, 
überfchwenmt werden; endlich alles Ghewäfler auf ihrem Gebiete zu einem alfges 
mein nüslichen Zweck nach den Grundfägen der Bewäſſerung zu leiten. 

Ohne Ausgänge für den Transport der Produkte befteht Fein Handel; eins 
der erften Bebürfniffe des Handels, einer der hauptfächlichiten Gegenftände für 
die Wachfamleit der Verwaltungen ift demnach der Bau und die Unterhaltung 
der Wege und fchiffbaren Kanäle, 

Sie follen nah den neuen Berhältniffen , welche die gegenwärtige Einthei: 
lung erzeugen kann, Borfchläge thun, in den Orten, wo fie es für ſchicklich hal: 
ten, neue Meffen und Märkte einzuführen, oder die vorher beſtandenen aufzu- 
heben. 3 

Sie'follen die Art von Gewerbfleih angeben, welcher dem Laud angemeffen 
ift, den Grad von Vollkommeunheit, auf den feine Fabriken und Spinuereien ge: 
bracht, und deſſen fie empfänglich find. Sie follen die Manufakturen und Ar- 
beitshäufer aus allen Kräften ſchühen und über diefelben wachen, jedoch ohne 
Unterfuchungen uanzuftellen. Die Freiheit erzeugt die Induſtrie, fie will aufge: 
muntert feyny wird fie aber beunruhigt, fo verfchwindet fie. 

Die Verwaltungen follen ferner genane Nachrichten über die Minen, Dam: 
merwerfe und Verfertigung der Feuer-Schlünde einziehen; fie follen fih Mühe 
geben, zu erfahren, ob dieſe verfchiedenen Anftalten durch ihre Rage, Arbeit 
oder ihren Abfab dem Handel fiberhaupt mehr Nuben bringen, als fie durch ih: 
ren ftarken Holz Verbrauch dem Kanton, oder durch die Verſchlimmerung des 
für fie beftimmten Erdreiche dem Ackerbaue Schaden verurfachen. 


Sie folten ein wachfames Auge haben anf die Feld: Polizei, auf die Nachlefe 
(glanage), ald das Erbtheil der Armen; auf das Gepräge von Recht oder Un: 
recht, das die mandherlei Verträge darbieten mögen, die unter dem Pächter und 
dem Cigenthümer herkömmlich find, über die mit der Sreiheit vereinbarlichen 
Mafregeln, durch welche die Fleinen Pacht:Güter vervielfältigt und die Ber: 
theilung der großen Befipungen erleichtert werden, über die Handhabung ber 
Derhältniffe von Subordination und wohlthätiger Gefinnung, welche ein beftän- 
diges Band zwifchen dem Herrn und feinem Arbeiter Enüpfen müſſen. 

Sie werden endlich dem Regierungs: Commiffär alle Aufſchlüſſe mit: 
theilen, aus welchen derfelbe die Kultur und den Handel in ihrem Gebiete, die 
Hinderniffe, welche den Fortfchritten deffelben im Wege ftehen und die Mittel 
zur Verbefierung beurtheiten kann. 


Armen: Wefen, Spitäler, Gefängniffe 
Der Dürftige muß unterſtüht werden, nicht nur in der ſchwachen Kindheit, 
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in dem gebrechlihen Alter, fondern auch iu der Lebenszeit, wo er zwar feine volle 
Stärke befist, der Mangel an Arbeit aber ihn der Nothdurft bios gibt. Auch 
der Angeklagte, deffen Verhaftung die öffentliche Ordnung erheifcht, darf Peine 
andere Strafe leiden, ald den Mangel feıner Freiheit; es muß demnach ſowohl 
für den gefunden Zuftand, als für die Eicherheit der Gefängniffe geforgt werden. 

Es gibt noch mehrere andere Punkte, von denen der Regierung nach und 
nach Kenntniß verfchafft werden muß, amd die es nühlich iſt, dieſen Verwaltun— 
gen mitzutheilen, damit fie gleich.jept die Belehrungen darüber vorbereiten und 
diefelben der Regierung zufertigen Fönnen, fobald fie fie erhalten haben. 

Die Departemente mülfen demzufolge eine Tabelle entwerfen, über bie in 
ihrem Gebiete gelegenen Spitäler und Urmenhäufer, über die Beltimmung der: 
felben, über die Anzahl der Unglücklichen, welche in denfelben verpflegt werden, 
über die Verwalter und Dienftleute derfelben, und über die Maſſe und Beſchaf— 
fenheit ihrer Cinfünfte, fo wie auch ihrer Verwaltung. 

Die Verwaltungen haben das nämliche in Betreff aller Gelder zu thun, die 
in jedem Departement zur Almofenpflege, Austheilung und Unterftüsung jeder 
Art, fie fey geftiftet oder nicht, beſtimmt find. Eie haben die verfchiedenen Ar: 
ten diefer Stiftungen anzugeben, ob fie mit befondern Klaufeln verfehen find, 
und welche Laſten auf ihnen kaften. Sie haben der Regierung zu berichten, ob 
in ihren Bezirken Güter liegen, welche Eiechhäufern, Spital:Orden und Pilgri- 
men zugehören, und welches ihre Befchaffenheit und Werth ift. 

Eie haben ferner über den Zuftand der Bertelhäufer und Gefängniffe, ihre 
Größe, Dauerhaftigkeit und die Mittel, wodurch fie gefund und bequem gemacht 
werden Pönnen, zu berichten und forgfältig alle Kenntniffe zu fammeln, die auf 
Derbefferungen abzielen, welche in der Einrichtung des Bettelweſens, der Epi: 
täler und Gefängniffe mit Nusen vorgenommen werden können. 

Befhwerden, Schadloshaltungen. 

Die Eteuerbaren, welche in Betreff der unmittelbaren Steuern über den 
Anfas ihres Antheild Befchwerde führen, müffen fich zuerft an die Eentral:Ber: 
waltung wenden, welche auf das Gutachten der Munizipalität , die den Austhei: 
fer gemacht hat, fpriht. Das Departement gibt die endliche Entfcheidung auf 
eine bloße Vorſtellung und ohne vorläufige Verhandlung. Alle Gutachten 
und Entfcheidungen diefer Art müffen die Gründe enthalten, anf welche fie fid) 
ftüben. 

Die Unternehmer der öffentlichen Arbeiten find gehalten, im Falle über de 
Sinn oder den Vollzug der Bedingniffe ihrer Verträge Schwierigkeiten entſtün— 
den, fih bei der Munizipal:Verwaltung auf dem Wege der Güte abzufinden; 
Fann die Sache nicht in der Güte abgethan werden, fo muß fie vor das Depar: 
tement gebracht , und von demfelben entfchieden werden, und zwar in letzter Ju⸗ 
flanz und nach Anficht des Gutachtens der Diunizipalität, das die Gründe ent: 
hält, worauf es ſich ftüst. 

Die Gefuche und Streitigkeiten über die Regulirung des Schaden-Erſahes, 
welcher einzelnen Bürgern für die Feldſtücke gehört, die zum Bau der Wege, 
Kanäle oder anderer Öffentlicher Werke genommen und umgearbeitet worden, 
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müffen ebenfalls auf dem Wege der Güte vor die Munizipal:-Berwaltung , und 
Fönnen nachher auch vor das Departement gebracht werden, welches die endliche 
und letzte Entfcheidung gibt, gemäß der Abſchätzung, welche die Friedensrichter 
und ihre Beifiger darüber werden gemacht haben. 

Deffentlihes Straßen-Wefen. 

Die Verwaltung in Betreff des Straßen:Wefens, die den Verwaltungs: 
Korps beigelegt iſt, begreift in dem ganzen Umfange des fränfifchen Gebietes 
«und eroberten Randes) das Abſtecken der Straßen in den Städten, Flecken und 
Dörfern, welche zu den Landitraßen dienen. 

Gutachten auf Geſuche. 

Es ſoll bei allen Munizipalitäten und Departementen ein Regiſter geführt 
werden, in das der kurze Inhalt der Vorſtellungen und Geſuche, ſo wie auch 
die ganzen Gutachten, Entſcheidungen und Befehle, welche darauf ergangen, ein⸗ 
getragen werden. 

Die Gutachten der Munizipalitäten müffen den Petitionen unten angeſetzt 
werden, demnächſt folgen die Entfcheidungen und Ordonnanzen der Departe 
mente; das Ganze wird dann den betheiligten Parteien im Original wieder ges 
gegeben, nachdem es in das Regifter des Sefretariats eingetragen worden, 


Die Verhandlungen der Kantons: oder Departements:Bermwaltungen dürfen 
weder Defrete, noch Ordonnanzgen,nodh Verordnungen oder Pro: 
clamationen benennt werden. Sie heißen Beſchlüſſe. 

Die Urfhrift eines jeden Befchluffes muß die Anzahl der Berathfchlagenden 
enthalten. Diejenigen, welche nicht der Meinung waren, denfelben zu faffen, 
brauchen ihn nicht zu unterfchreiben. 

Die Klag: Sachen, welche National:Güter oder öffentliches Cigenthum be: 
treffen, können von einer Munizipalitäit nur mit Bevollmächtigung des Depar: 
tements angeftellt und betrieben werden. 

Diefe Klagen müffen im Namen des Commiſſärs der volfziehenden Gewalt 
bei dem Departement angeftellt und betrieben werden. 

Wenn die Departemente nach zwei auf einander folgenden und durch die Eor: 
refponden; beftätigten Erinnerungen von den Munizipalitäten die zur Verwal: 
tung erforderlihen Auffchlüfe und Nachrichten nicht erhalten können, fo find 
fie bevollmächtigt, zwei Commiffarien zu ernennen, die fih auf Koften der Mu: 
nizipal-Beamten an Ort und Stelle verfügen, um diefe Aufichlüffe und Erkun— 
digumgen einzuziehen. 

Anger der gewöhnlichen Eorrefpondenz, welche die Departemente mit dem 
Pinifter des Innern (dem Negierungs:Commiffär) zu unterhalten ver: 
bunden find, haben fie ihm alle Monate eine Tabelle mit Erläuterungen über 
die Gefchäfte des Departements und den Fortgang des Vollzugs der verſchie— 
denen Theile, die ihrer Sorgfalt anvertraut find, einzufchicten, 
Hauptſächliche Amtsverrihtungen der Verwaltungs:Eorps 

und Munizipalitäten in Bezug auf die Forſt-Verwaltung.“ 

Die Eentral: und Munizipal:Berwaltungen haben den Auftrag, jede in 
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ihrem Gebiet und mach der Ordnung ihrer Einſetzung, auf die Erhaltung der 
Wälder zu wachen, und zu dem Eude mit bewaffneter Macht Beiftand zu leiſten, 
wenn fie von den Beamten der Sorft:Confervation dazu aufgefordert werden, 

Die Munizipal: Beamten ſollen, auf die an fie ergangene Aufforderung, den 
Nachſuchungen beimohnen, welde tiber Frevelholz in den Werkftätten, Häuſern 
und umliegenden Bezirken, wohin das gedachte Holz; Eönute gebracht worden 
feyn, angeftellt werden. \ 

Die Verwaltungs-Corps können, fo oft fie für gut finden, die National: 
und andern unter der Forſt-Verwaltung flehende Wälder, welche in dem Um: 
fange ihres. Gebietes liegen, befuchen, um fich von der Sorgfalt und Treue der 
Sorft:Beamten zu überzeugen; fie Pönnen Verbal-Prozeſſe auffeben, und fie mit 
ihren Berichten und Anmerkungen entweder an die General:Eonfervation, oder 
an die vollziehende Gewalt (den Regierungs:Commiffär) ſchicken, damit die 
nöthigen Mafiregeln ergriffen werden können. 

Grenzen der Munizipal>Gemalt.. 

Die Dimizipalitäten dürfen Feine Befehle geben, Peine Commiſſarien aus— 
ſchicken, noch auch irgend eine Munizipal-Verrichtung ausüben, als nur in ihrem 
Gebiete. Es ift allen Verwaltungs: und Militär-Corps und allen Bürgern 
verboten, irgend eine Aufforderung zu befolgen, die ihnen von den Commiffarien 
einer Munizipalität außer dem Umfreis ihres Gebiets gemacht werden Eönnte. 

Sollten nah der Bekanntmachung des gegenwärtigen Defrets vorgebliche 
Commiſſarien dergleichen Aufforderungen machen, fo ſollen fie arvetirt und ihnen 
der Prozeß als folchen gemacht werden, die der Verlegung und Empörung. 
gegen das Gefes fchuldig find, 


Aehnlihe Geſetze, wie das vorftehende, werden wir im. 
folgenden zweiten Buch, im Abfiht auf die Gerichtsbehoͤrden 
u. f. w. finden. 


U. Eomflicte. 

Ein Eonflict entfteht, wenn eine gerichtliche und eine abmini- 
ftrative Behörde zugleich fich in einer Sache für competent anfehen. 

Die Gefege verbieten gegenfeitige Einmifchungen. „Die Bers 
waltungsftellen,, heißt ed Art. 189 der Gonftitution vom Fruct. 
II, tönnen die Beſchluͤſſe des gefegebenden Körpers und der Re 
gierung nicht abändern , fie dürfen fich nicht in Gegenftände mi- 
ſchen, welde von dem Urtheil der Gerichte abhängen.” Dagegen 
unterfagen die Gefeße vom 24. Augufi 1790, Art. 13, und vom 
21. Fruc. II den Gerichten, über Verhandlungen der Berwaltungs- 
behörden zu urtheilen. Allein fo leicht diefe beiden Säge auszu⸗ 
fprechen waren, fo wenig ift Damit die Hauptfchwierigfeit geho— 
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ben , welche in der Frage liegt, in wie fern tritt ein an fich der 
Berwaltung argehöriger Gegenftand ind gerichtliche Gebiet? oder 
mit andern Worten: wann und in wie weit fann ein Act ber 
Berwaltungsbehörde der richterlichen Beurtheilung unterliegen? 


Das Berbot der Gefege an die Gerichte, Adminiftrativacte 
zu beurtheifen , darf nicht im unbedingten Sinne ausgelegt wers 
den, ſonſt würde die verfaffungsmäßige Gewähr aller Privats 
rechte feine Wahrheit feyn. 

Meber diefe Fragen find ſchon mehrere gerichtliche Entfchei- 
dungen ergangen, welche, da fein Gonflict erdoben worden, und 
da die Urtheile in Rechtskraft übergegangen find, jest ald maß- 
. gebend zu betrachten feyn werben. In den trefflihen Annalen des 
5 Hilgard, Band II, fommen von einem ſolchen Kal bie Urs 
theile des Appellations- und Gaffationdgerichtd vor, welche bier 
folgen: 

Bekanntlich wurde, in Folge der Revolutionskriege und der dadurch veran- 
laßten Territorial-Veränderungen auf dem linken Nheinufer, die Entrichtung 
der in diefem Lande fo häufigen Grundzinfen und Erbpächte auf geraume Zeit 
unterbrochen, und fiberdies verfchwand, durch das Flüchten der Archive, ein 
großer Theil der darauf bezüglichen Urfunden. Defto häufiger war, in biefen 
drangvollen Zeiten, der Wechfel des Eigenthums. Durch diefe Verhältniſſe muß: 
ten daher, in Bezug auf den Beweis einer Zinsberechtigung, und befonders in 
Bezug auf die Identität und den Befig der mit einem Binfe befchwerten Grund: 
ftüde, große Schwierigkeiten entftehen; und auf ſolche Weiſe bewirkte die Ge: 
walt der Umftände, wenigſtens theilweife, was eine weife Gefebgebung viel: 
Leicht allgemein hätte verfügen follen : nämlich der Landmann, ohnehin genug be: 
laftet durch die neu aefchaffene Grundftener , hörte auf, bie neben derfelben auf 
feinem Grundftücde ruhenden Binfen zu bezahlen, nnd zwar größtentheils in der, 
durch die Abfchaffung der Feudql-Zinſen veranlaßten Meinung, daß er fie wirf: 
Lich nicht mehr fchulde. 

Zwar hatte das, in fehr fisfalifhem Geiſte erlaffene Faiferl. Dekret vom 
9, Vendemiaire XIII nicht nur die Merkmale aufgezählt, wonach die rechtliche 
Vermuthung der Feudalität oder Nicht:Feudalität eines Grundzinfes fich zu rich: 
ten habe, fondern auch den Satz ausgefprochen, daf in den Fälfen, wo der Be: 
fis der Binsberechtigung zur Zeit des Einmarfches der fränzöfifchen Deere nad: 
gewiefen fen , fchon die Vorlegung eines Hebregifters, eined Lagerbuchs oder ei: 
ner ähnlichen, wenn auch nach allgemeinen Grundfäsen ungureichenden Beweis: 
urfunde, genügen folfe, um die Eriftenz einer Binsberechtigung darzuthun. Allein 
da das Erfenntniß über die Identität der befchwerten Grundſtücke, im Fall ei: 
ner Gonteftation über diefen Punkt, immer den Gerichten vorbehalten blieb, 
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ein folcher Beweis aber, der Natur der Sache nach, nicht leicht zu führen if, 
fo blieben , zum Glück der Landleute, noch immer eine große Dienge von Grunb- 
zinfen im Stande der Ungiebigkeit. 

Im 9. 1816 fuchte nun die damalige proviforifche Regierung dieſes 
Landes, — die K. K. Defterreichifche und K. Bayerifche gemeinfehaftliche Lan- 
des⸗Adminiſtrations⸗Commiſſion in Worms, — die Entrichtung alfer „ dem Bis: 
Eus gehörigen Grundzinfen wieder in den Gang zu bringen, und fle erließ zu 
zu diefem Ende, am 6. April 1816, eine Verordnung, weldhe in der That ala 
ein merkwürdiges Beifpiel abminiftrativer Willkühr und legislativer Uebereilung 
anzufehen ift. Der wefentlihe Inhalt derfelben iſt folgender : 

Die Adminiftrativ:Behörde ernennt Renovatoren, weldhe die dem Fiskus 
gehörigen Erb: und Grundzinfen jeder Art an Ort und Stelle unter Beihülfe 
der Ortsbehörden renoviren, d. 5. bie betreffenden Grundſtücke, fo wie die 
Quote des auf jedem derfelben haftenden Zinfes und den Namen des dermaligen 
Beſitzers ausfindig machen, und in ein Renovations-Inſtrument eintragen follen. 
Dabei find frühere Hebregifter, Zinsbücher, n. f. w. zum Grund zu Tegen, 
- welche ald hinreichende Beweisfchriften für die Eriftenz der Binfen gelten ſollen. 
«Bon der durch das K. Dekret v. 9. Vend. XIIE feitgefehten Bedingung des Be: 
fies der Zinsberechtigung zur Zeit des Einmarfches der franz. Deere, ift hier 
Peine Rede mehr.) 


Erfährt der Renovator eine Beleidigung, fo iſt, wenn der Thäter unbe: 
kannt bleibt, die ganze Gemeinde für Schaden und Koften verantwortlich; 
werden ihm Schriften entwendet, gleichviel von wem, fo ſollen die Grundzinfen, 
uach dem Steuerfuße, auf die ganze Gemeinde ausgefchlagen werden, felbft wenn 
bas Renovationsgefchäft nur einzelne Mitglieder der Gemeinde betraf. 


Bei dem Renovationsgefchäfte ift der Zinspflihtige zu hören, nm feine 
Schuldigkeit anzuerkennen und die Zinsgüter zu bezeichnen. Weigert er fich, fo 
fol fein Bind-Antheil dennoch ausgemittelt, ihm in Beifeyn des Ortsporftandes 
als Schuldigkeit angefeht werden, und diefer Anſatz eben fo gültig feyn, als ob 
er ihn anerkannt hätte. Gehören die Zinsgüter abwefenden oder entfernt 
mohnenden Perfonen, fo Sollen fie, ohne Beiruſung, durch den Ortsvorftand „ 
mit. Zuziehung der Beftänder oder Nusnießer folher Güter, verkreten wer- 
den. 

Macht der angebliche Debent Einmendungen in Bezug auf den Anfab des 
Zinſes oder auf die Frage, ob ein Grundſtück zu den zinspflichtigen Gütern ge: 
höre oder nicht, »ſo foll fogleich durch den Renovater und den Ortsvorftand , 
»mit Zuziehumg ded Schöffenrathes, und mach vergängigem Einvernehmen der 
»älteften Gemeindeglieder und der Feldſchühen, über den flreitigen Gegenſtand 
sentfchieden werden.« $. 10. 

Jeder Ortseinwohner iſt ſchuldig, fiber die Sinspflichtigfeit Anderer Anf: 
ſchluß zu geben; erfcheint er auf die desfalfige Aufforderung nicht, fo ſoll er 
in eine Geldſtrafe verurtheilt werben. Diefelbe Strafe trifft den, der ehe: 
mals Sammler des Binfes war, und zwar erfcheint, »aber diejenigen Erlänte: 
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v»rungen verweigert, welche er, dem Zeugniſſe des Ortsvorſtandes zufolge, zu 


»geben im Stande iſt.« 
Als zinspflichtig iſt derjenige zu betrachten, welcher das Zinsgut im Au— 
genblick der Renovation beſitzt. Er haftet ſowohl für den laufenden Zins als 


für die Rückſtände, vorbehaltlich ſeines Rückgriffes gegen den frühern Beſitzer. 


Nach Fertigung der Renovations-Urkunde werden die Zinspflichtigen durch 
eine öffentliche Bekanntmachung aufgefordert, binnen einer peremtoriſchen Friſt 


von 5 Tagen fie einzuſehen und ihre Einwendungen vorzubringen. Letztere wer: 


den auf die oben C$. 10) vorgefchriebene Weiſe entfchieden. $. 14. 

Nach Ablauf dieſer Friſt wird die Urkunde definitiv gefchloffen. »Sie geht 
»alsdann, für alle darin begriffene Sinspflichtige, ihre Güter und die darauf 
»angefesten Schuldbeträge, unter der-im folgenden Artikel ausgedrücdten Be: 
»fchränkung, in Rechtskraft über.« $. 15. 

‚Hierauf wird die Renovations-Urkunde der Landes-Adminiſtration zur Ge: 
nehmigung vorgelegt, und durch diefe erlangt fie- erefutorifche Kraft. »Je— 
»doch ift den Zinspflichtigen unbenommen , nach den beftehenden Gefeben über 
»die Rechtmäßigkeit Cexigibilite) ber angeforderten Zinfen das Erfenntniß der 


Gerichte nachzufuchen.« $. 16. 


Auch Privatperfonen, welche Grundzinfen vom Staate erkauft haben, Eön: 
nen fie auf gleiche Weife renoviren Taffen. 

Nachdem diefes Meifterftück legislativer Weisheit und Gerechtigkeit zu 
Stande gebracht war, wurden viele Nenovationen auf die vorgefchriebene Weiſe 
gefertigt, und eine alferhöchfte Entfchließung von 22. Juli 1821 erklärte, »daß 
»die Verordnung der gemeinfchaftlichen Landes:Adminiftration, vom 6. April 
»1816, auch auf die Grundzinfen der Stiftungen und Gemeinden in 
»analoge Anwendung gebracht werden Fönne, wobei jedoch die Betheiligten in 
»der Verfolgung ihrer privatrechtlihen Einfprüche gegen die Liquidität der For: 
»derungen auf dem ordentlichen Juſtizwege, verfafiungsmäßig nicht aufgehalten 
»ſeyn follem« — 

: €8 erhoben ſich bald, zumal feit der. Publifation der DVerfaffungs-Urfunde 
bon 1818, ernfte Zweifel über die Frage, ob einer folhen Renovations-Ur— 
kunde vor Gericht eine unbedingte Bemweisfraft beizumeffen fey, wenn der an: 
gebliche Ans-Schuldner nicht felbft in jener Urkunde feine Verbindlichkeit an: 
erkannte, und wenn er der gegen ihn auf Entrichtung der Grundrente ange: 
ftellten Klage den Einwand entgegenfest , daß er Fein mit der Rente behafteres 
Grundftüd befise. Diefe. wichtige Frage Fam in folgender Sache vor dem K. 
App.⸗G. zur Verhandlung und Entfcheidung. 

Die proteftantifche Kirchenfchaffnei im Grünftadt trat mit der Behauptung 
auf, daß in den Gemarkungen der beiden Gemeinden Obrigheim unn Eol: 
genftein zwei Erbzius:Güter gelegen feyen, das fogenannte Monsheimer-Gut 
und das Wefterburger-Gütchen , deren Eompler fich aus einer Menge zerſtreut 
liegender Grundftücde bilde, und auf welchen ein Erbzins von 36%, Malter 
Korn jährlich hafte, nämlich 355 M. auf dem erften, und 1, M. auf dem lent: 
genannten. Gute, Im 3. 1822 ernannte die K. Regierung des Rheinkreiſes, 
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in Gemäßheit der Verordnung vom 6. April 1816, den Rechtspraktifanten 
Godron von- Grünftadt zum Commiſſarius, um diefen Erbzins nach den Bor: 
fhriften jener Verordnung zu renoviren, Dies gefchah, jedoch in der Art, 
daß die angeblichen Debenten ſelbſt weder ihre Verpflichtung an ſich, noch die 
Identität der Zinsgüter mit den in ihrem Beſihe befindlichen Grundſtücken an: 
erannten. Das auf ſolche Weife zu Stande gebrachte und am 14. Juni 1823 
gefchloffene NRenovationg-Inftrument wurde am 14: Auguſt 1824 von der K. 
Kreisregierung genehmigt und gegen die darin ald Rentenfchuldner bezeichneten 
Individuen erefutorifch erklärt. 

Auf diefe Urkunde geftüst, ließ die proteftantifche Kirchenſchaffnei Zahlungs⸗ 
befehle an die ermähnten Individuen, namentlih an Joh. Schiffer und Con— 
forten aus Obrigheim und Colgenftein, ergehen. Allein diefe machten Oppofi. 
tion, indem fie behaupteten, Feine Zinfen ſchuldig zu feyn, und Feine zinspflich- 
tigen Güter zu befisen. Auch widerfpradhen fie der gegen fie in: Anfpruch ges 
nommenen Solidarität. Beide Einreden wurden jedoch. durch ein Urtheil 
des 8. Bez.-G. in Frankenthal, vom 22. Juni 1826, verworfen: 

»In Ermw., daß die Klage auf einer, über die fogenannte Monsheimer und 
»Mefterburger Erbbeftandsgülte dur den von.K. Regierung ernannten Reno: 
»vator Godron gefertigten, von gedachter Regierung beftätigten und eserutn: 
»rifch erklärten Renovations-Urkunde beruhet ; 

»Daß nach dem $. 16 der Verordnung der gemeinfchaftlichen Landes: Ad: 
»minifiration vom ‚6. April 1816 über die Nenovation der dem Staate zuge: 
»hörigen Erbpächte, Gülten und Grundzinſen, welche nach der alferhöchften 
»Merordnung vom 22. Juli 1821 auch auf die den Stiftungen und Gemeinden 
»gehörigen Gefälle folher Art ausgedehnt worden, gegen ein alfo beftätigtes 
»Renovationg-nftrument nur über die Rehtmäßigfeit Cexigibilite) der 
»angeforderten Zinfen das Erfenntniß des Richters : von den Zinspflichtigen 
»machgefucht werden kann; 

»Daß der Ausdruck exigibilird, nad) dem Geifte-des ganzen $.. und im 
»Einklange mit den Beftimmungen des Defrets vom 9. Vendem. XIII, fich 
»fediglich auf den Einwand der Feudalität, oder des Mangels des Beſitzes bei 
»dem Einzuge der franz. Deere in die dieffeitigen Lande, beziehet ; 

»Daß aber die erwähnte Verordnung vom 6. April 1816, wie ang ihrem 
»ganzen Inhalte hervorgeht, vor den ordentlichen Gerichten jede Einrede ge: 
»gen die Zingspflichtigfeit eined in die Renovation eingetragenen Grundſtückes 
»ausfchließt, indem Einreden Diefer Art vor den Nerwetnc Eommiſſar ge: 
»bracht werden müſſen. 

»In Erw., daß bie Verordnungen der demeinſcha ſtüchen Landes⸗Admini⸗ 
»ſtration Gefenestraft haben und auch immer Rn gleich angewendet wor: 
»den; | 
»Daf die fragliche Verordnung durch die Verfaffimgs-Urkunde, $. 9, it. 4 
»und $. 5, tit. 8, wodurch lediglich der Richter bezeichnet wird, der in den 
»angegebenen Fällen zu erfennen hat, Feinestwegs aber der Werth einer, nad) 
»einem beftehenden Gefeb errichteten Urfunde beſtimmt wird, nicht: aufgehoben 
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„worden it, und dak auch die allerhöchſte Verordnung vom 22. Juli 1821 Peine, 
»der Verordnung vom 6. April 1816 entgegenftehende Verfügung enthält; 
»Daß fohin die fragliche Renovations-Urkunde den Beweis liefert, daß die 
»barin bezeichneten, im Befise der Opponenten befindlichen Grundſtücke mit der 
⸗»Monsheimer resp. Wefterburger Erbbeſtands-Gülte belaftet find. 
»In Erw., was die Solidarität betrifft,e.n. f. m. #7 ° 


Bernfung von Seiten der angeblichen Zinspflichtigen. 

»Es würde leicht ſeyn, fagten die Appellanten , die Competenz der pro 
viforifhen Landes: Adminiftration im Worms zur Erlaffung einer Tegislativen 
Verordnung, wie die vom 6. April 1816, zu beftreiten, — zumal da jene Be: 
börde nicht nur durch ihre amtliche Benenunng als eine bloße Verwaltunge— 
Behörde bezeichnet, fondern auch durch Bekanntmachungen vom 15. und 16. 
Juni 1814 dem Lande als eine folche angefündigt wurde. 

»Alfein ed bedarf nicht einmal dieſes Gefichtöpunktes, mm die Unhaltbar⸗ 
Peit der erftrichterlichen Entfcheidung darzuthun. Die Kirchenfchaffnei, als Klä- 
gerin, muß einen rechtöbeftändigen Beweis über die widerfprochene Thatſache 
führen, daß. ein oder mehrere, mit dem fraglichen Erbzind behaftete Grund: 
ſtücke fich im Beſitze der Beklagten befinden. Das fraglihe Renovations-In— 
firument aber Fann aus einem doppelten Grunde nicht als ein folder Beweis 
vor Gericht geltenz 1) Weil die Verordnung vom 6. Aprit 1816 felbft, nad 
einer richtigen und fachgemäßen Auslegung, im Kal einer förmlichen Eon: 
teftation über jene Frage, das Erfenntuiß den ordentlichen Gerichten nicht 
entzieht; und 2) Wei fie, wenn dies der Fall feyn follte, durch die Verfaſ— 
fungs-Urkunde vom J. 1818 in diefer Beziehung aufgehoben feyn würde. 

»Niemand kann Richter und Partei zugleich ſeyn, und diefer heilige Grund: 
fat gilt für den Fiskus fo gut, wie für jede andere Rechtsperſon, zumal un: 
ter einer Gefengebung, weiche dem Fiskus durchaus Peine privatrechtlichen Pri- 
vilegien zugefteht. Erhebt fich alfo zwifchen dem Fiskus und einem Privat: 
manne Streit über die Frage, ob ber Letztere im Beſitze eines Zinsgutes und 
deshalb Schuldner des Fiskus fey, fo kann die Entfcheidung diefer Frage we: 
der dem Fiskus felbft, noch einem Commiſſarius deſſelben zuftehen ; fie gehört 
wefentlich den Gerichten. Mithin ift nicht zu vermuthen, daß die Verord⸗ 
nung vom 6. April 1816, wenn auch einige Artißel derfelben zweidentig abge: 
faßt ſeyn follten, ein fo wichtiges und fo allbefanntes Sımdamentak- Prinzip habe 
verlegen wollen. 

»Der $. 16 diefer Verordnung fagt ansdrädlich, daß zwar das von der 
MHdminiftrative: Behörde genehmigte Renovations-Inſtrument erefutive Kraft er: 
halte; daß es jedoch den Binspflichtigen unbenommen bleibe, nach den befichen- 
. den Geferen über die Rechtmäßigkeit der angeforderten Sinfen das Er: 
Penntnifi der competenten Gerichte nachzufuchen. Die Rehtmäßigfeit er 
ner jeden Binsforderung aber beruht auf drei Punkten, nämlich: x) daß die 

") Wir übergeben fir jegt Diefen Theil des Werheild, weil die Frage der Solidarität in 
der UppellationdsInfan; noch nicht entfchieden if. 
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Bindforderung felbit erwiefen fey; 2) daß ber angebliche Debent ſich im Be: 
ſitze eines zinspflichtigen Grundftüces befinde; und 5) daß der Zins nicht 
feudal fey. Die Prüfung und Entfcheidung diefer drei Punkte ift fonach 
ausdrüclich den Gerichten vorbehalten, und dieje haben, bei Unterfuchung des 
zweiten Punktes, welcher bier hanptfächlich in Frage fteht, die gewöhnlichen , 
bei Local-Streitigkeiten anzuwendenden Beweismittel anzuordnen. 

»Die $$. 10 und 25 ftehen diefer Auslegung nicht entgegen. Der $. 10 
verfügt zwar, daß die Einwendungen der Eenfiten, im Falle fie die Derthei- 
lung der Schuldigfeit auf einzelne Grundftüde, oder die Frage betreffen, ob 
ein Grundftüc zu den zinspflichtigen Gütern gehöre, fogleich durch den Reno: 
vator, mit Zuziehung des Bürgermeifterd und anderer Gemeindeglieder , ent: 
fchieden werden follen,. Allein dies kann, — wenn man nicht annehmen. will, 
baf die Verordnung alle Grundfäse mit Füßen getreten habe, — nur von einer 
vorläufigen und ‚reglementären Entfheidung zum Behufe der Anferti- 
gung des Renovations-Inſtrumentes welches ſonſt unterbroden 
werden müßte), verftanden werden, keineswegs aber von einer definitiven rich- 
terlihen Entfheidung. In der That würden der Renovator, der Bürgermei- 
fter, der Schöffenrath und der Feldſchütz ein feltfames Tribunal bilden! Und 
wenn man bedenft, daß die Landes: Adminiftration in- Worms fich Feineswegs 
durch demokratiſche Anfichten beherrfchen ließ, fo wird man um fo weni: 
ger an ein fo republifanifches Tribunal glauben können, zumal da über die Form 
des Verfahrens, der Abftimmung und. Entfcheidung, fo wie über den Rekurs 
gegen die Kestere, durchaus nichts beftimmt iſt. Diefe Verfügung ift daher 
mit dem $. 16 in Einklang zu bringen, welcher die definitive Entfcheidung über 
Alles, was zur Begründung der Rechtmäßigkeit der Zinsforderung gehört, dem 
gewöhnlichen Gerichten. überläßt. 

»Was den $. 15 betrifft, welcher fagt, daß nach Ablauf der zur Einficht 
der Betheiligten feftgefebten Frift von 5 Tagen, das Renovationd = Inftrument 
in Rechtskraft übergehe, jedoch unter der im $. 16 ausgedrückten Befchrän- 
kung, — fo hebt diefer Zuſatz jede Bedenklichkeit, indem gerade der $. 16 dem 
Rekurs an die Gerichte im Falle des Widerſpruchs vorbehält. 

»Sollte aber auch die Behauptung der appellatifchen Parthei, daß der Sinn 
der Verordnung dahin gehe, nach dem Abfchluß und der Genehmigung. eines 
folhen Renovations-Inſtruments über die Frage, ob der Debent wirklich ein 
ginsplihtiges Grundſtück beſitze, Peine weitere Disfuffion vor Gericht 
zuzulaſſen, ihre Nichtigkeit haben, fo iſt nichts gewiſſer, als daß fie durch die 
fpätere Berfaffungs: Urkunde vom J. 1818 in diefer Beziehung wieder 
anfgehoben wurde. 

»Der $. 5, Zit. VII der Verfaffungs = Urkunde fagt: »Der K. Fiskus 
„wird in allen ffreitigen Privatreht&Merhältniffen bei den 
»K. Gerihtshöfen Recht nehmen.« 

»Dies bedeutet Doch wohl nichts Anderes, als daß, wenn zwifchen dem 
Fisfus und einem Privatmanne fi irgend eine Streitigkeit erhebt, welche fich 
auf die Frage bezieht, ob der Privatmann Schuldner fey vder 
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nicht, die Entſcheidung einig den ordbentlihen Gerichten zufonmt, 
und micht dem Fiskus felbft, oder irgend einer andern Adminiftrativ: Behörde. 
Eine ſolche Streitigfeit aber liegt unverkennbar in dem Kalle vor, wo der Fis— 
kus einen Privatmann als Rentefchuldner in Anfpruch nimmt, diefer aber feine 
Verbindlichkeit ans dem Grunde beftreitet, weiler Fein zinspflichtiges 
Grundftüd befise. Die Trage alfo, ob ein folcher Beſitz Statt finde, 
oder nicht, fo wie die Frage, ob die Sinspflicht überhaupt rechtsbeftändig erwie: 
fen fey, gehören nach dem Blaren Buchftaben der Verfaſſuugsurkunde, zur aus⸗ 
ſchließlichen Competenz der Gerichte. 

»Mithin iſt klar, daß die Verfügung ber Verordnung v. 6. April 1816, 
wonach der Renovator, welcher ein Commiſſär der Fiskal-Behörde iſt, mit Zu— 
ziehung des Bürgermeiſters, der Schöffenräthe und des Feldſchützen dieſe Fra— 
gen entfcheiden fol, — und wonach überhaupt der Fiskus fich ſelbſt, auf einfei- 
tige Weife und fogar bei dem Widerfpruche der Betheiligten, eine rechtsfräf: 
tige und vollziehbare Urkunde folk verfchaffen Pönnen, im fchärfften Widerfpru: 
che mit der Berfaffungsurfunde fteht und fonach durch diefelbe aufgehoben ift. 
Denn man wird nicht beftreiten wollen, daß frühere Verfügungen, welche das 
Gegentheil von dem beftimmter, was die feitdem publizirte Verfaſſung ausfpricht, 
durch diefe Publikation eo ipso abolirt find; und wenn man fich dagegen auf 
den Umftand beruft, daß die Berfaffungs = Urfunde für den Rheinkreis nur 
unter dem Borbehafte feiner befondern Inſtitutionen publizirt fen, (ſ. das K. 
Reſcript vom 2%. Mai 1818) — fo würde dies nur dann als ein Einwand gel: 
ten können, wenn man der feltfamen Anſicht Raum geben wollte, daß die Ab: 
gefchmactheiten der Wormfer DBerordnung vom 6. April 1816 unter die Zahl 
der koſtbaren Inſtitutionen zu zählen feyen, die den Bewohnern diefes Kreifes, 
als die Grundpfeiler ihres bürgerlihen Rechtszuftandes , ſo theuer find, nnd 
die ihren bei der Beſitznahme des Landes. garantirt wurden. Gleichheit 
vor dem Gefehe und vor dei Gerichten ift eine diefer Inſtitutionen, nicht aber 
fisfalifche Willkühr und türfifhe Juſtiz, wie die Verordnung von 1816, nad 
der Auslegung der appellatifchen Parthei, fie autorifirt. 

»Auch die Betrachtung des erften Richters, daß nur von dem Werthe 
der Beweiskraft) einer Urkunde, nicht aber von einer außergewöhnlichen Ju: 
risdiftion die Nede fen, ift hier ohne Gewicht, weilman die Beweisfraft 
der Renovations-Urkunde gerade darauf baut, daß der Renovations-Commiſſion 
die Befugniß zuftehe, über die auf den Beſitzſtand und die Jdentität der Grund: 
ftücke bezüglichen Einwendungen und Schwierigkeiten rechtöfräftig zu entſchei— 
den; fo daß, dem Wefen der Sache nad), das Renovatious-Inſtrument, wo es 
Feine Anerkennung des Debenten felbft enthält, als Urtheil, und nicht als 
vertragsmäßige Beweis-Urkunde geltend gemacht wird, und ſonach 
mit jener angeblichen Befugniß zufammenfaleu muß.« — 

Die appellatifhe Parthei fuchte ihrerfeits das erftrichterliche Erkenntniß 
durch Ausführung der im angefochtenen Lirtheil enthaltenen Motive zu recht: 
fertigen, und machte noch insbefondere die Behauptung geltend, daß die Gerichte 
fhon darum unbefugt fenen, das fragliche Renovations : Inftrument, als unbe: 
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weiſend oder unkräftig zu befeitigen, weildaffelbe als ein Adminiſtrativ-Akt 
zu betrachten, als ſolcher von der höhern Adminiftrativ: Behörde genehmigt 
und vollziehbar erklärt fey, nach der beftehenden Gefesgebung aber (ſ. ©. 
v. 24 Auguft 1790, Tit. 2 Art. 13 und Gefeh von v. 16. Sructidor III) den 
Gerichten ftreng unterfagt fen, über die Gültigkeit oder Ungültigfeit eines 
Adminiftrativ- Aftes zu erkennen, oder gar denfelben in feiner Wirffamkeit zu 
lähmen, — 


Urtbeil des 8. Appellationsgerihtd, vom 6. Januar 
- 1829. 


»In Erw. in facto, daß die Appellanten, Joh. Schiffer und Eonf., auf 
»Entrichtung einer Grundrente, für die Vergangenheit und Zukunft, und zwar 
»unter folidarifcher Verbindlichkeit, belangt werden, fo ‘wie auch auf Erfab der 
»Koften einer, auf diefen Gegenftand Bezug habenden Renovation vom Jahr 
»1823; 

»Daß aber die Beklagten fürmlich in Abrede ſtellen, fich im Beſitze von 
»Grundſtücken zu befinden, weldye mit der eingeflagten Grundrente behaftet 
»feyen; | 

»Daß dagegen der Flagende Theil fich vor Allem auf die ſchon erwähnte, 
»durch den Renovator Godronim J. 1823 gefertigte und von K. Regierung des 
»Rheinfreifed am 13. Auguft 1824 genehmigte und vollziehbar erflärte Reno— 
»vation beruft, und die Behauptung aufftelit, daß dieſes Aktenſtück, inhaltlich 
»einer Verordnung der gemeinfchaftlichen Landes-Adminiſtrations-Commiſſion 
»in Worms, v. 6. April 1816, und einer alferhöchiten Entfchließung vom 22, 
»Juli 1821, die gedachte Einrede der Beklagten abfolut ausfchließe, indem ders 
»gleichen Cinwendungen vor dem Renovator felbft hätten vorgebracht und ent= 
»fihieden werden müſſen, und da diefes nicht gefchehen, dem Renovations-Ju— 
»ftrument eine unumftößliche Beweisfraft rücfichtlich diefer Punkte inwohne. 

»Daß daher das K. App. = &., nach Maasgabe der vor ihm genommes 
men Anträge, fich für jest lediglich mit der Würdigung diefes Aktenſtückes 
»zu befaffen hat. 

»In Erw., daß nach allgemeinen und unlängbaren Rechtsgrundfäben zur 
»Begründung einer Klage auf Entrichtung einer Grundrente vor Allem der 
»Beweis darüber erforderlich ift 1) daß ein oder mehrere fpeciell zu bezeich 
»nende Grundftüce mit der eingeflagten Rente behaftet feyen, und 2) daß der 
»Beflagte ſich in dem wirklichen Beſitze eines folchen Grundftüdes befinde; 

»Daß, wenn über den einen oder den andern diefer Punkte fih Streit er— 
»hebt, nach den im Nheinkreife beftehenden Fundamental-Geſetzen, die Entfcheis 
»dung einer folchen Streitfrage, wie einer jeden andern Gonteftation über-Ei- 
»genthums- oder Forderungsrechte, nur dem ordentlichen Richter zuftehen kann. 

»In Erw., daß niemand ſich ſelbſt, und einſeitig, eine Beweis = Urkunde 
»fchaffen kann, und daß dieſer, aus der Natur der Sache ſelbſt hervorgehende 
»und nie verfannte Sap eben fo gut für den Fiskus und für Gemeinheiten 


> 
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»und Stiftungen, al für einzelne Individuen gilt, da Me vor dem Geſehe 
»gleich find; 

»Daß daher eine Renovationd = Urkunde nur dann gegen den angeblichen 
»Schuldner Bemweistraft haben Fann, wenn fie die Anerkennung der Verbind- 
»lichkeit von Seiten des Schuldners felbft beurfundet ; 

»Daß aber die hier in Frage ftehende Renovation von einer folchen Aner⸗ 
»Pennung Feine Spur enthält, mithin, den fchon erwähnten Grundprinzipien 
»ʒufolge, unbemweifend ift, 

»In Erw., was die Verorduung vom 6. April 1816 betrifft, daß der $. 
»26 in fine den, in das MRenovationd = Inftrument eingetragenen Zinspflichtigen 
»ausdrücklich vorbehaͤlt, jederzeit nad den beftehenden Geſetzen über die Recht: 
»mäßigfeit der angeforderten Binfen die Entfcheidung der competenten Gerichte 
»nachzuſuchen; 

»Daß aber zur Rechtmäßig keit einer Zinsforderung, wie ſchon weiter 
»oben geſagt worden iſt, weſentlich auch der Beweis gehört, daß das Grund: 
»ſtück wirklich mit einer Rente behaftet fey, und daß der Beklagte daſſelbe 
»befibe; 

»Daß auch das in dem erwähnten $. 16 Bei dem Ausdruck Rechtmäßigkeit 
»inclavirte Wort exigibilird feinen andern Sim darbietet, indem vdiefer Aus: 
»druck im Allgemeinen die Klagbarfeit eines Nechts bezeichnet — ce qui peut 
»etre exigd em justice — folglich auch die fo eben erwähnten Bedingungen der 
»Klagbarkeit in fich begreift; 

»Daß diefe, dem Wortfinne des $. 16, fo wie den allgemeinen Grundfäsen 
»vollkommen entfprechende Auslegung auch nicht mit den übrigen Beftimmungen 
»der Verordnung, und namentlich den ſ9. 10, 14, 15, und 16, Abfchn. 1, im 
»Miderfpruch fteht, indem diefe 99. blos beftimmen, auf welche Weife, im 
»Fall eintretender Zweifel oder Einwendungen, die Anfertigungbder Re 
»novation, welche nicht durch jeden Einſpruch unterbrochen werden durfte, — 
»beendigt werden foll, und von welchen Zeitpunfte an Feine weiteren Reklama: 
»tionen gegen die Abfaſſung des Inſtruments von dem Renovator zu be 
»rücfichtigen feyen, — unbefchadet der geſetzlichen Würdigung der Beweiskraft 
sund Wirkung der Renovation von Seiten der ordentlichen Gerichte, falls die 
»Betheiligten, nach $. 16 in fine, dad ErPenntniß derfelben nachfuchen würden; 

»Daß insbefondere der im $. 16 vorkommende Ausdrud Rechtskraft 
»um fo gewiffer nur in einem uneigentlihen Sinne zu verftehen ift, weil 
»diefe Rechtskraft, nach Faffıng des Paragraphen, fchon vor der Genehmigung 
»von Seiten der Randesadminiftration eintreten fol, während es doch keinen Zwei⸗ 
»fel leiden Fann, daß, im Fall diefe Genehmigung verfagt würde, das Renova: 
»tions-⸗Inſtrument ohne Kraft und Wirfung bliebe; 

»Daß fibrigeng, felbft im Falle wirkticher Zweideutigkeit, der obigen inter: 
»pretation, welche die Verfügung des $. 16 in fine in ihrem umfaffenden 
»MWortfinne nimmt, ein entfchiedener Vorzug gebührt, weil fie allein mit den 
»Rechtsprinzipien und den Grundgeſetzen des Landes im Einklange fteht; 

»In Erwägung ferner, daß, auch abgefehen von dem bisher Gefagten, und 
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vſelbſt unter Woransfepung ber Richtigfeit der von der appellantifchen Parthei 
»aufgefteltten und von dem erften Nichter angenommenen interpretation ber 
»Merordnung vom 6. April 1816, dennoch der in Frage fiehenden Renovations⸗ 
»Urkunde aus einem boppelten BER feine Beweiskraft beigemeffen werden 
»Pönnte, und zwar 

»I. weil, nach jener — des Appellanten, die Verordnung von 
»1816, indem fie die Streitfrage über die Exiſtenz der Grundrente, über die 
»Identitaͤt der damit belafteten Grundftüde und siber den dermaligen Befis 
»bderfelben, der definitiven Entſcheidung ded Renovation: Kommiffärs und andes 
»rer, im 5. 10 der Verordnung benannten Perfonen anhein ftellte, oder, was 
»ganz daffelbe ift, indem fie einer einfeitig geführten und abgefchloffenen Unter— 
»fuchung die Kraft einer umftößlichen, jeden weitern gerichtlichen Widerfpruc) 
»ausfchließenden, rechtskräftigen Entſcheidung beilegte, offenbar rückſichtlich die- 
»fer Eonteftationen im Intereſſe des Fiskus eine außergewöhnliche, und noch 
»überbdies höchſt fonderbare nnd ımgeregelte Juris dik ti on gefchaffen hätte, — 
»eine felche Beſtimmung aber auf jeden Fall durch den $. 5 des Titels VIII 
»der Berfaffungsurfunde nothwendig aufgehoben worden wäre, indem der er- 
»wähnte $. ausdrücklich erflärt, daß der K. Fiskus in allen flreitigen Private 
»rechtöverhältniffen bei den gemöhnlichen Gerichtöhöfen Recht zu nehmen habe, 
»mithin von einer vermeintlichen Rechtskraft des vorliegenden, lange nach 
»Publifation der DVerfaffungs = Urkunde gefertigten Renovationg = Inftruments 
»Peine Rede feyn kann. 

»Daß auch der Einwand, als finde die erwähnte Verfügung der DVerfaf: 
»fungs= Urfunde hier darım Peine Anwendung, weil es fich blos von der Pe: 
»weiskraft einer Urkunde handele, nicht Platz greifen Fan, weil diefe Beweis: 
»fraft gerade aus jener verfafungswidrigen urisdiftion des Renovators her: 
»geleitet werden will; 

»II. weil die allerhöchſte Entfchließung vom 22. July 1821 der, blos für 
»die Grundrenten des Fiskus erlaffenen Verordnung vom 6. April 1816 keines⸗ 
»wegs eine volle, unbedingte und nothwendige Ausdehnung auf die Grundrenten 
»der Stiftungen und Gemeinden giebt, fondern lediglich in unbeftimmten und 
»facntativen Ausdrücken, eine blos analoge Anwendung berfelben geftattet, 
»und dabei den Bethelligten ausdrücklich vorbehält, ihre privatrechtlichen Ein: 
»fprüche gegen die Liquidität der Anforderungen auf dem ordentlichen 
»Juſtizwege verfaffungsmäßig geltend zu machen, ein Vorbehalt, der um 
»fo ungmweideutiger erfcheint, da einestheils der Ausdrud Liquidität keines— 
»wegs blos auf die Frage über Feodalität oder Nicht = Feodalität der Rente 
»bezogen werden Fann, vielmehr vor Allem die fchon mehrmals erwähnten Ber 
»mweisgründe über die Eriftenz der Rente, die Fdentität der Grundftüde und 
»den Befisftand weſentlich im fich begreift; und da anderntheils jener ganze . 
»MVorbehalt als ein völlig unnüher Zuſatz erfcheinen würde, wenn die erwähnte 
»Entfhließung eine unbedingte Anwendung der Verordunng von 1816 auf die 
»Gemeinden und Stiftungen ausfprechen und nicht vielmehr ausdrüdlich hätte 
»audeuten wollen, daß Diejenigen Beſtimmungen der Verordnung , welche etwa 
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»der ſeitdem -verlichenen Verfaſſung zuwiderlaufen möchten, Fraft diefer Der: 
»fafjung weggefallen feyen. 

»In Erw, daß die unter dem 14. Auguft 1824 von Seiten der Kreisre: 
»gierung erfolgte Beftätigung des fraglichen Nenovationg-nftrumentes, wodurch 
»dafjelbe gutgeheißen und volziehbar erklärt wurde, auf die Competenz der 
»Gerichte, infofern es fih von Würdigung des rechtlichen Werthes und der 
»Beweisfraft jener Urkunde zum Behuf der bei dem Gericht beantragten Ber: 
»urtheilung handelt, Peinen befchränfenden Einfluß haben Fann ; 

»Daß zwar den Gerichten unterfagt ift, durch Hemmung adminifkrativer 
»Operationen oder Vernichtung abminiftrativer Akten in den Gang der Ver: 
»waltung ftörend einzugreifen ; 

»Daß aber diefe Trennung beider Gewalten gegenfeitig ift, und daß, 
»fowohl uach den frühern Juſtitutionen des Nheinkreifes, als auch insbefondere 
»nach $. 5 Tit. VIII der Verfaſſungs-Urkunde, die Gerichte ihrerfeits in dem 
»Bereiche ihres verfaffungsmäßigen Wirkungsfreifes unabhängig find; 

»Daß daher die Würdigung der Geſetzmäßigkeit und Beweisfraft aller 
»Urfunden oder fonjtiger Beweis: und Nechtsmittel, welche zur Rechtfertigung 
»einer bei dem Nichteramte beantragten Verurtheilung geltend gemacht werden, 
»nothwendig der unabhängigen, nur das Geſetz und die Nechteprinzipen 
»zur Richtſchnur nehmenden Benrtheilung des Richters angehören muß, ohne 
»daß er hiebei an administrative Afte oder Anordnungen gebunden wäre; 

»Daß, wenn das Gericht in feinem Bereiche einen folchen Akt unberüd: 
»fichtigt läßt, dadurch noch Fein Eingriff in den Gang der Verwaltung flatt 
.»findet, weil der adminiftrative Akt, wenn er auch ohne Einfluß auf die richter: 
»liche Entfcheidung bleibt, dennoch in der adminiftrativen Ephäre, welcher er 
»angehört, feine Wirkfamkeit behält, in foweit er fich hiezu eignen mag; und 
»weil überhaupt das durch die Gefeugebung ausgefprochene Verbot einer ftö: 
»renden Einmifchung in Verwaltungsafte Eeineswegs ein Gebot pofitiver 
»Mitwirkung zur Vollziehung derfelben involvirt, — Gebot, welches mit 
»dem Grundprinzip der richterlichen Unabhängigkeit völlig unvereinbar ſeyn 
»würde. 

»Daß übrigens der Akt der K. Kreisregierung, wovon es ſich hier han— 
»delt, nichts iſt, als eine adminiſtrative Billigung des, bei der Anfertigung des 
»Renovations-Inſtruments beobachteten Verfahrens des Renovators, und daß 
»die K. Regierung dadurch dieſem Aktenſtück keinen höhern Werth vor Gericht 
»verleihen konnte, noch wollte, als ihm nach Maasgabe der Geſetze und Rechts— 
»prinzien ohnehin beigelegt werden kann. 

»Daß auch die Formel, wodurch die K. Kreisregierung das Renovations- 
»Juſtrument vollziehbar erklärte, nach dem wahren Sinne der hieher gehö— 
»rigen Verordnungen, keine andere Wirkung haben konnte noch ſollte, als daß 
»nunmehr, wie es bei allen Staatseinkünften vermittelſt executoriſcher Zwangs— 
»befehle geſchieht, auf dem Wege unmittelbarer Execution verfahren werden 
»könne, — unbeſchadet des Rechts der angeblichen Debenten, auf dem Wege 
»der Oppoſition dagegen einzukommen und dadurch die Entſcheidung über 
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»den rechtlichen Grund oder Ungrund der Anforderung vor den ordentlichen 
»Richter zu bringen, wie denn auch die K. Kreisregierung ſelbſt die Autoriſa— 
»tion zur gerichtlichen Austragung der von den Opponenten aufgeftellten Ein: 
»mwendungen ertheilt hat. 

»In Erwägung, daß nach allem Obigen die Beweife, welche die appellati= 
»fche Parthei aus dem Renovations-Inſtrumente herzuleiten fucht, nicht rechts— 
»heftändig durch daffelbe begründet find; 

»Daß jedoch diefe Parthei fich fubfidarifch erboten hat, jene Beweiſe durch 
»andere Urkunden zu führen, und daß fie zu diefem Behufe auch den Antrag 
»geftelft hat, daß die Einfendung der Lager-, Beed- und Sectionsbücher der 
»&emeinde Colgenſtein auf die Kanzlei des K. App. Gerichtes verordnet, und 
»der Notär More in Grünftadt ermächtigt werden möge, der appellatifchen 
»Parthei von den auf die fragliche Grundrente bezüglichen,, bei ihm hinterlegten 
»Rotarielaften Abfchriften zu ertheilen ; 

»Daß jedoch, bevor diefem Antrage wilffahrt werden kann, jene Notarial 
»aften einzeln zu bezeichnen find; 

»In Erwägung, daß, nach geführtem Beweife, den Beklagten vorbehalten 
»bleibt, über ihre fernern Einreden und Befchwerden, namentlich in Betreff 
»der von dem erften Richter anerkannten folidarifchen Zahlungsverbindlichkeit, 
»vor dem K. App. Gerichte zu verhandeln. 

4. d. Gr. | 

»Erflärt das K. App. Gericht, daß durch die vorgelegte Renovations-Ur— 
»Eunde vom Jahr 1825 weder die Eriftenz der eingeflagten Grundrente, noch 
»die Fdentität der Grundftüde, worauf fie haften fol, noch die Thatſache 
»des dermaligen Befisftandes rechtsbeftändig erwiefen fen, vorbehaltlich, beffgre 
»Beweife hierüber vorzubringen; und ehe das K. App. Gericht über den fubfi: 
»diarifchen Antrag der appellatifchen Parthei zu Recht erfennt, giebt es derfel- 
»ben auf, die bei Notär More in Grünftadt hinterlegten Notarialaften, wovon 
»fie Abfchrift begehrt, einzeln zu bezeichnen, u. f. w. 

Auf gleiche Weife hatte das K. App. Gericht bereits durch ein Urtheil 
vom 14. Mai 1827, in Sachen des Joh. Beder von Erpolzheim gegen 
das K. Aerar entfchieden. Gegen diefes Urtheil gab das K. Ae rar ein Ca 
ſations-Geſuch ein, welches jedoch verworfen wurde durch ein 
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»In Erm., daß die Caſſations-Klägerinn fich auf die Behauptung ſtützt, es 
»ſeyen die befraglichen Renovationd = Urkunden vom 18. Dezember 1822 und 4. 
»Januar 1825 nach den Vorfchriften der angezogenen Verordnungen angefertigt, 
»durch die Genehmigung der K. Regierung des Nheinkreifes, Kammer der $i: 
»nanzen, in Rechtskraft übergegangen ; es Fünne über den Beſitz der darin dem 
»Gaffationg- Beklagten zugefchriebenen Grundftücde und deren Qualität ald Be— 
»ftandtheile des ehemaligen fogenannten Pfalzguts Fein Streit mehr vor den or: 


»dentlichen Gerichten geführt werden, weil hierüber jene Urkunden vollfommen 
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»bewieſen, und es ſey ſonach nur mehr eine Conteſtation über die Feudalität der 
»fraglichen Rente, oder ihre Rechtmäßigkeit, vor jenen Gerichten zugelaffen ; 

»In Erw, daß, wenn man auch diefe Behauptung als richtig annehmen 
»wollte, den gedachten Dofumenten doch aus dem Grunde jene Rechts: oder 
»Beweisfraft nicht beigelegt und den Gerichten die Cognition hierüber und über 
»die aus dem Renovationd: Verfahren entftandene Conteftation nicht entzogen 
»werden Fünnte, weil die fchon früher, nämlich am 26. Mai 1818 erfchienene 
»und durch die Pubkfationen von 12. Juni und 17. Oktober 1818 auf den Rhein: 
»kreis anwendbar erBlärte Verfaſſungsurkunde für das Königreich Bayern im 
»Zitel IV g. 8 ausdrüdtich befagt, daß Niemand feinem ordentlichen Richter 
»entzogen werden dürfe, und im Zitel VIII $. 5 beftimmt, daß der K. Fiskus 
»in allen flreitigen Privatrechts:Verhältniffen bei den K. Gerichtshöfen Recht 
»nehmen werde; wornach jene Verordnung vom 7. April 1826, welche nach der 
»Behauptung der Caſſations-Klägerinn die Unterfuchung und Keftftellung der 
»Rechte und Verbindlichfeiten des K. Aerars und deſſen Genfiten einer eigenen 
»Adminiftrativ:Behörde übertragen und den ordentlichen Gerichten die Eognition 
»über derlei Rechte und Derbindlichkeiten im Conteftationsfalle entzogen, und 
»ebendaher den von diefer Behörde angefertigten Nenovationen volle Beweiskraft 
»beigelegt haben fol, hierin nothwendig als abolirt erfcheint ; 

»Daß auch die befondere Verfügung der Verordnung vom 6. April 1816 in 
»den Sinne, welcher von der Caſſations-Klägerinn behauptet wird, Feineswegs 
»zu den Juſtitutionen des Rheinkreifes gehört, indem jene Verordnung alsdann 
“ »eine, fpezielle, von allen Sundamental:Prinzipien der Gefebgebung im Rhein: 

»Preis abweichende Einrichtung und Juftiz-Attribution enthielte ; 

»Daß auch diefe Anficht durch das allerhöchſte Refeript vom 22. Juli 1821, 
»dadurch beftätigt wird, daß jene Verordnung vom 6. April 1816 nur verfaf 
»fungsmäßig angewendet werden foll; wonach der Einwand der Eaffations- 
»Klägerinn, als gehörten die fraglichen Verfügungen der Verordnung vom 6. 
»April 1816 zu den Inftitutionen des Rheinkreiſes ungegründet iſt; 

»Daß alfo nad) allem Diefem das erfte Caffations-Mittel als ungegründet 
»erfcheint. — 

»Das zweite Caſſations-Mittel, Verlehung des Art. 13 Tit. 2 des Ge: 
»fehes vom 24 Auguſt 1790 und des Gefehes vom 16. Fructidor LIE betreffend: 

»In Erw. , daß zwar die eben angeführten Geſetze den Grundſatz aufftellen, 
»daß ſich die Richter in die Operationen der Werwaltungsbehörden nicht einzu: 
»mifchen haben ; | 

»Daß aber die Gerichte in den Gränzen ihrer amtlichen Befugniffe Handeln, 
»wenn fie nach dem oben Angeführten zu ihrer Eognition gehörige Streitigkeiten 
»aus Rentenverträgen zwifchen dem Staate und den Unterthanen entfcheiden; 

»Daß eben daher die Würdigung der Beweiskraft der ald Beweismittel ih: 
»nen vorgelegten Renovations-Urkunden, zu ihrem Fompetenzmäßigen Wirkungs⸗ 
»kreiſe gehören muß; 

»Daß durch dieſe richterliche Würdigung ſolcher Urkunden in Bezug auf 
»das Rechtsverhältniß der Contrahenten die Attribution der Adminiſtrativ⸗ 
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»Stellen nicht verlest wird, indem der Richter nicht ermißt, welche Glaub: 
»würdigfeit und Wirkungen auffer jenem Nechtsverhältniß im Gebiete der Ad: 
»miniftration diefen Urkunden beizulegen feyen. 

»Daß demnad das K. Uppellationd:Gericht durch die verfügte Beweisauf: 
»lage und die derfelben vorausgegangene Prüfung der Beweisfraft fraglicher 
»Renovations:Urfunden Feine Verletzung der oben bezeichneten Geſetze beging, 
»mithin auch das zweite Caſſations-Mittel als unbegründet fich darftellt. 

A. d. ©. 
»Verwirft das K. Caſſations-Gericht das Caſſations-Geſuch, u. ſ. w. 





Wenn aber ein Fall vorkommt, wo die Gerichte und die 
Verwaltungsbehoͤrden zugleich Zuſtaͤndigkeit anſprechen, und kein Theil 
nachgiebt, ſo erklaͤrt die Kreisregierung (ehemals der Praͤfekt) 
daß ein Confliet vorhanden ſey, woruͤber dann der Staatsrath 
entſcheidet. Ohne Zweifel iſt hieruͤber bald ein neues Geſetz zu 
erwarten. Bis dahin gilt aber die jetzige Vorſchrift, d. h. die 
Geſetze vom 24. Auguſt und 7. Oktober 1790, Art. 13, und vom 21. 
Fructivor II, Art. 27, I) und der Confularbefhluß vom 13. 


Brumaͤr X über die Gompedenzconflicte. Diefer lautet alfo: 

Art. 1. Sobald die Commiffarien der Regierung benachrichtiget feyn wer: 
den, daß eine durch das Geſetz der Verwaltungsgewalt beigelegte Streitfache 
vor das Tribunal, wo fie ihr Amt verfehen, gebracht worden, follen fie gehalten 
feyn, die Verweifung derfelben bor die befugte Autorität zu reguiriren, und 
ihre Reguifitionen in den Urtheilſpruch der darüber ergehen wird, einrücten zu 
laffen. 

Art. 2. Wenn das Tribunal die Verweiſung abſchlägt, follen fie auf der 
Stelle den Präfeft des Departements davon benachrichtigen, und demfelben zu: 
gleich Abfchrift befagter Requifitionen, wie auch der Beweggründe worauf fie 
beruhen, überfchicken, 

Art. 3. Der Präfeft , innerhalb der vier und zwanzig Stunden, foll den 
Eompetenz.Eonflict erheben, und ohne Verſäumniß, Abichrift feines Schluſſes 
dem Commilfarius der Regierung fenden, durch den er dem Gerichtshof notifi: 
zirt wird, mit Erflärung , daß laut dem 27. Artikel des Geſetzes vom 21. Fruk— 
tidor 3ten Jahres allen gerichtlichen Prozeduren Einhalt gethan werden muß, 
bis der Staatsrach über den Conflict entfchieden haben wird. 

Art. 4. Unabhängig von aller Denunzirung der Regierungs-Commiſſarien 
bei den Gerichtshöfen, folfen die Präfeften den Competenz-Confliet zwifchen den 
beiden Gewalten erheben, jedesmal als fie durch irgend einen andern Weg er- 
fahren, daß bei einem Tribunal eine Sache anhängig iſt, die ihrer Natur nad) 
von der Competenz der Vermwaltung ift, und in diefem Fall foll der Commiffa: 
ring der Regierung gleichfalls gehalten ſeyn, die durch vorftehenden Artikel be: 


*) ©, zweites Bud: Geridtdordnung. 
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gehrte Notififation zu machen, was auch jonft über die Competenz ſelbſt feine 
Meinung fen mag. 

Art. 5. Die Eommiffarien der Regierung bei den Gerichtshöfen follen dem 
Juftizminifter von allen Streitfachen die die Republik intereffiren können, bin: 
nen der vier und zwanzig Stunden, die auf ihre Vorbringung vor befagte Ge 
richte folgen, fkatt aller Friſt, Wiſſenſchaft zu geben; fie follen ihn vom Gang 
der Prozedur unterrichten, wie auch von den darüber ergangenen Urtheilfprüchen. 


II. Unvereinbarfeit gewiffer Stellen. 

Drei allgemeine Regeln ſprechen die Gefege aus: Erftens, 
daß Niemand mehrere Stellen oder Aemter zugleich beffeiden fol: 
dieß wird zwar nicht ftrenge beobachtet , ift jedoch ganz allgemein 
ausgefprochen in der Eammlung der Gefeße und Verordnungen 
des Regierungs-Gommiffärd der Rhein-Departemente Band I, Heft Ir 
Zweitend: Daß die richterlihen und abminiftrativen Func 
tionen fcharf getrennt feyn follen , wie das Geſetz vom 24. Vend, 
IM Art. 1, ausdruͤcklich beftimmt. Dieß ift im franz. Gefeß fo ftreng 
befolgt, daß nad; Art, 14 des Geſetzes vom 18. Dezember 1789 
richterliche Perfonen und nad) Art. 13 Tir. MI des Geſetzes vom 
20. Auguft — 29. September 1791 die Forſtbeamten nicht einmal 
Gemeinderäthe feyn Finnen. Sch bin jedoch der Meinung , daß 
biefed durch die neue Verfaffung abgeändert ift, welche den Be: 
amten ohne Noth die Ausübung dev bürgerlichen und politifchen 
Rechte nicht entziehen will. Drittens: Niemand fann an einem 
Amte Theil nehmen, welches die Aufficht über ein anderes Amt 
bat, das er befleidet. Dieß bezieht fich befonders auf verrechnende 
Aemter. Diefen allgemeinen Regeln, wovon die zweite u. dritte durch 
Verordnung der gemeinjchaftlichen Landesadminiftration, Amtsblatt 
Nr. 4, v. 1814 erneuert worden fint, gegenüber brauchen wir ung alfo 
nur mit den Ausnahmen zu befaffen. Eine folche ift im 2. und 5. 
Art. Tit. II des Geſetzes vom 24. Vend. III enthalten , wonach 
die Notarien zugleich Birgermeifter oder Gemeindefchreiber feyn 
fönnen. Der 3. Art. dieſes Geſetzes geftattet, daß die Aſſeſſoren 
oder jetzt die Suppleanten der Friedensrichter in Orten unter 4000 
Seelen zugleich Gemeindebeamten ſeyen. 

Jeder, der ein Amt erhält, das mit feinem bisherigen zus 


gleih unvereinbar iſt, iſt gehalten, folches anzuzeigen und. zu 
wählen. 


— 
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Außerdem hat die K. Kreisregierung folgende zwei Verfuͤ⸗ 
gungen in Beziehung auf Gemeinderaͤthe u. ſ. w. erlaſſen: 
Dom 23. Suli 1819: 

»Man erwiedert dem K.Randeommiffariat auf feine Anfrage vom 16, dieſes, 

»Ad ı. Die Berwandtfchaft der Gemeinderaths:Mitglieder betreffend : 

»Die Mitglieder des Gemeinderath3 Fönnen in jedem Grade unter fick 
»perwandt feyn; die deßfalls für die übrigen Kreife beftehende Verordnung 
»fpricht nur von den Magiftraten, welche im Rheinkreiſe nicht exriftiren. 

»Ad 2. Die Unvereinbarkeit der Gemeinderathöftellen mit jenen’ der Ho— 
»fpizien:&ommiffionen und Kirchenfabriken betreffend: 

»Es iſt möglichft darauf Bedacht zu nehmen, daß die Mitglieder des Ge— 
»meinderaths nicht zugleich Glieder der Hofpizien-Commiffionen und Kirchenräthe 
»ſind. Jenen, die zu zwei diefer Stelfen berufen find, fteht die Option frei. In 
»jenen Gemeinden, wo die Kirchen= und Wohlthätigfeits- Anftalten hinlängs 
»liches Vermögen befiben, um jenes der Gemeinden nicht anfprechen zu dürfen, 
»kann man gefchehen laſſen, daß die Gemeinderäthe auch Mitglieder der Pres- 
»byterien und Kirchenfabrifen. find. 

»Ad 3. Die Einweifung des Gemeinderaths betreffend: 

»Menn bei der Wahl der Gemeinderäthe Feine Anftände fich ergeben, fo 
»hat das K. Landcommiffariat dem noch im Dienfte befindlichen Bürgermeifter 
»aufjutragen, die neuerwählten Gemeinderäthe zufammen zu berufen, und den— 
»felben zu erklären, daß von dem Augenblid an ihr Amt anfange. Weiterer 
»Sörmlichkeiten bedarf es nicht. 


Dom 31. März; 1828. 

»Es ift zur Anzeige gekommen, daß die Schulfehrer öfters zu Mitgliedern 
»des Gemeinderaths gewählt und als folche beftätiget werden. 

»Da aber diefelben Gründe, welche der Aufnahme der Schulfehrer in den 
»Kirchenfabrifrath im Wege ftehen, auch bei der Wahl derfelben in den Ge: 
»meinderath obwalten, fo macht man die K. Landeommifjariate darauf aufmerf: 
»fam und weist diefelben andurc an, folhe Wahlen in der Regel nicht gut zu 
»heißen und nur in jenen wenigen Fällen zu beftätigen, wo fie befonderer Ber: 
»hältniffe wegen für das Gemeindewohf von vorzüglicher Nüslichkeit feyn Fönnten. 

- Die Unvereinbarfeit der Aemter mit Gewerben, Güterbefit 


u. f. w. gehört nicht hierher und ift fchon oben berührt worden. 


Tit IV, Geſchäftsgang. 
Hierüber find befonders die Verordnungen über den Wirkungs⸗ 
kreis jeder Stelle und die Dienſtinſtructionen nachzuſehen. Indeſ— 
fen giebt es auch eine Anzahl allgemeiner Verfügungen, welche 
bier aufzuführen find. Bon den frühere erwähne ich folgende zwei. 
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Staatsrathsgutachten v.26. Aug. 1806 über die Frage: ob die 
Staatöprocuratoren direct mit den Mairs und Polizeicommiffären 
correfpondiren können. Diefe Frage wurde bejahend entſchieden, 
und zwar felbft in Eonferiptionsfachen. 


Decret v. 25. Feb. 1809. 


Art. 1. Alle Anreden und Addreſſen, welche im Namen eines politifchen, 
adminiftrativen , gerichtlichen oder gelehrten Körpers durch den Präfidenten 
gehalten werden, müffen vorher der Genehmigung des betreffenden Körpers 
unterlegt werden. 

Art. 2. Wenn die Abfaffung nicht einer Eommiffion übertragen ift, fo ift 
der Präfident von Rechtswegen damit beauftragt. 

Art. 3. Iſt eine Commiffion ernannt, fo bezeichnet diefe ein Mitglied zur 
Abfaffung; fie hört alsdann folche und berathichlagt, wenn es nöthig fcheint, be: 
ſchließt die erforderlichen Zuſätze, Weglaſſungen und Abänderungen, die der Re: 
dafteur ausführt, und hierauf wird der Entwurf dem ganzen Körper vorgelegt. 

Art. 4 Wenn der Präfident mit der Abfaffung beauftragt ift, fo wird 
eine Commiffion von fünf Gliedern durchs Loos bezeichnet , um nach Art. 3 zu 
verfahren. 

Art. 5. Die in der Verſammlung genehmigten Anreden und Addreſſen 
werden in die Regifter oder die Protokolle des Sekretariats eingetragen und 
eine Ausfertigung wird dem Präfidenten zugeftellt, um das Wort zu führen, 


Ueber Form der Berichte und Gefuche beftehen folgende neuere 
Vorſchriften: 


Verordnung vom 21. Juni 1814 (Amtsbl. ©. 6). 

1) Sämmtliche Behörden der Adminiſtrations-Bezirke haben in ihren Be— 
richten oben zur Linken den dießſeitigen Numero, welchem der Bericht ent— 
ſpricht, und zur Rechten den Ort und Tag der Berichterſtattung zu bemerken. 

2) Die Berichte ſo wie die Vorſtellungen beginnen im anredenden Styl. 

5) Unmittelbar unter der Titulatur iſt in kleiner Schrift und gebrochenen 
Zeilen der Gegenftand des Inhalts kurz zu bezeichnen. 

4) Zur Erleichterung der Akten-Formation ſoll bei allen Berichten ein glei: 
ches Papierformat beobachtet werden ; daffelbe wird hiermit auf 20 %, Genti: 
metres Breite und 54 %% Gentimetres Länge feftgefebt. 

5) Alle vom Stempel gefeslich befreite Vorftellungen find dem nämlichen 
Sormate unterworfen, 

6) Die Vorftellungen für Privativ = Intereffe müffen in Duplicat eingege- 
ben werden, nnd an ihrem Ende den Kanton, Kreis und das Departement be— 
zeichnen, in welchem der Wohnort des Bittftelers, oder nach der Natur des 
Geſuchs das Objekt der Bitte liegt. 
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7) Sämmtliche Vorfteltungen, werden diese Eigenſchaften fehlen, werden 
simplieiter ad registaturam siguırt, und die Partheien haben fich es felbft zu: 


zufchreiben, wenn ihre Geſuche unerledigt bleiben. 





Verordnung vom 30. Mai 1816 (Amtsbl. ©. 13). 

Da feit der Befignahme diefes Landes fehr häufig Bittfchriften mit Um: 
gehung der aufgeftellten Landes-Behörde unmittelbar bei Sr. Fünigl. Majeftät, 
oder bei den verfchiedenen Minifterien, felbft von den Bittftellern mit einem ganz 
unnöthigen Reifekoften: Aufwand perfönlich übergeben werden, welche fich entwe— 
der nach dem Gefchäftsgange nicht dahin eignen, oder wenigftens zur Entfchei: 
dung auf feinen Kal reif find, fo wird auf befondern alterhöchiten Befehl def: 
halb verodnet, wie folgt: 

1) Alle Gefuche, Vorftellungen und Befchwerdefchriften, welche zum Gutach: 
ten oder zur Entfcheidung der Kantonal=: Behörden, der Kreisdireftionen, oder 
der Landesadminiftration geeignet find, müffen bei der Stelle, wohin fie gehören, 
und zwar in doppelter Erpedition, wovon die eine mit dem vorfchriftsmäßigen 
Stempel verfehen ift,, eingereicht werden. 

Geſuche, welche mit Umgehung diefer Vorſchrift unmittelbar an Se. königl. 
Majeftät oder an die hohen Minifterien geftelit werden, wollen Se. königl. Maje— 
ftät ohne Entfchließung lediglich der einfchlägigen Landesftelle hinaus geben 
laſſen. 

2) Nur dann, wenn der Bittende bei der ihm vorgeſetzten Behörde feinen 
Zweck nicht erreichen Fann, oder mit Grund glaubt, daß ihn zu hart gefchehen 
fey, oder den Gegenftand der Bite feiner Natur nach nur der allerhöchſten 
Eutfcheidung unterliegen kann, darf die Vorftellung bei Sr. Majeftät dem Kö: 
nige, oder dem einfchlägigen Minifterium eingereicht werden, jedoch muß die von 
der untern oder Landesftelfe erhaltene befchwerende Entfchließung, oder die Vor: 
ftelfung, wodurch die Eutfchließung vergebens nachgefucht worden, ald Beleg anz 
gefügt werden. 

3) Bittfchriften um Dienftesftellen,, welche ohnehin nie ohne das erholte 
Gutachten der geeigneten Behörde vergeben werden, find unmittelbar bei diefen 
Emzureichen, und fie ijt verbunden, bei Erftattung des Antrags über die Befegung 
der Stelle aller Eompetenten zu erwähnen, und ihre Ansprüche zu entwickeln. 

23) Geſuche oder Befchwerdefchriften, welche im Namen von Gemeinden 
oder midern Korporationen ohne befondere legale Vollmacht übergeben werden, 
bleiben inerledigt, oder werden, wenn ein Falſum zu vermuthen ift, dem geeig— 
neten Gerichte übergeben, um die Unterfuchung gegen den DBerfaffer einzuleiten. 

5) Unbeftimmte Gefuche, umnleferliche oder anonyme Eingaben bleiben eben- 
falls unerledigt, 

6) Da e8 übrigens auch ganz unnütz ift, daß Supplifanten mit Aufwand 
großer Koften, um mit Verfäumung ihrer Gefchäfte und Gewerbe, ihre Gefuche 
in München perfärich überreichen, fo wird zu Abſtellung diefes Mißbrauches 
zugleich auch bekannt gemacht, daß die Polizeiftelle der Refidenzftadt angewieſen 
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ſey, ſolche den Geſetzen zuwiderhandelnde Supplikanten, von dort hinweg zu 
weiſen. 

Gegenwaͤrtige Verordnung ſoll durch den Druck zur allgemeinen Kenntniß 
gebracht, in die Kreisblätter eingerückt, und von den Kreisdirektionen beſonders 
auch bei Ausſtellung der Rn für Supplifanten gehörig berückfichtiat 
werden. 





Verordnung vom 25. San. 1817 (Amtsbl. ©. 10). 


1) Alle Bittfchriften müſſen Doppelt eingereicht werden. 

Das eine "Eremplar ift auf Stemßelpapier von beliebiger Größe, das an: 
bere halbgebrochen auf einem Bogen ungeftempelten Papieres zu fchreiben. 

2) Im Eingange am linken Rande ift jedesmal vorzumerken: 

a. Namen und Wohnort des Ant: mit Angabe des Kantons umd 
Kreifes. 

b. Der Furze Inhalt des Gefuches, 

3) Der Bittſteller hat jedesmal perfönlich zu unterzeichnen, oder die 
Erflärung beifügen zu laffen, daß er nicht fchreiben könne. 

4) Iſt die Bittfchrift nicht von dem Bittenden felbft aufgefest, fo hat der 
Verfaſſer derfelben jedesmal mit zu unterzeichnen, auf folgende Weiſe: 

»N. N. 

»Verfaſſer der Bittfchrift.« 
Zugleich hat er den Betrag der Gebühr beizufegen, welche ihm für die Verfer— 
tigung der Bittfchrift bezahlt worden ift. 

5) Zwei oder mehrere Perfonen Fönnen ihre Gefuche nicht in einer Bitt: 
ſchrift vereinigen. 

6) Eben fo muß, wenn ein Yndividunm mehrere ganz verfchiedene Gegen: 
ftände vorzutragen hat, eine befondere Bittfchrift angefertiget werden. 

7) Alte im Auslande anfäflige Bittfteller haben, in dem Gefuche, eine im 
dießfeitigen Gebiete wohnende Perfon zu nennen, welcher die erfolgende Ent: 
fheidung mitgetheilt werden könne. 

8) Alte anftöffige und unſchickliche Ausdrücke find forgfältig zu vermeiden. 


Verordnung vom 9. Sept. 1817 (Amtsbl. S.425). 


Es ift Schon zu verfchiedenen Malen bemerft worden, daß Bittfchriftm und 
andere DVorftellungen, welche nach dem Gefeb vom 15. Brümar VIEL Jahres 
. (Art. 12 $. 1) der Stempelgebühr unterworfen find, nur der erfte, rder äußere 
Umjchlagebogen geftempelt, zu den weiteren oder Cinlagsbogen aber ungeftem: 
peltes Papier gebraucht war, 

Da nad) dem Willen des Gefebes jede Schrift, welche dem Scempel unters 
liegt, in ihrer ganzen Ausdehnung auf Stempelpapier gefchrieren feyn muß; fo 
wird folches mit dem Bedeuten hierdurch in Erinnerung gebramt, daß Borftel: 
lungen und Bertfchriften,, bei welchen der gerügte Mifbramh noch ferner wahr: 


a 
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genommen würde, eben fo, als wenn fle ganz ungeftempelt wären , müßten an: 
gefehen und mithin unbeachtet gelaffen werden. 

Dabei wird überdieß noch bemerkt , daß Beilagen zu Birtfhrften und Vor⸗ 
ſtellungen, wenn fie nicht in Original beigefügt werden, nur dom berückſichtiget 
werden können, wenn fie in legaler Abſchrift, und game diefe Abſchriften 
nicht ausdrücklich von der Stempelgebühr ausgenommen jind auf Stempelpapier 
beigebracht werden. , 

Sämmtliche Behörden haben unter eigener Haftaig Für die gefehlichen 
Strafen und Gebühren, auf die Vollziehung diefer Derfügungen zu wachen, 
welche durch das Amtsblatt zur öffentlichen Kenutnif gebracht werden ſoll. 


— 
— 








Verordnung vom 15. Jan. 1818 und v. 10. Mai 1826 uͤber die 
periodiſchen Tabellen der Domaͤnenb voͤrden, ſ. Domaͤnenbehoͤrden. 

Verordnung vom 17. Apr. 181P Int. S. 221) daß in Berichten 
und Vorſtellungen über Militaͤrſefreiungsgeſuche ſtets im Eingang 
die Altersraffe des Militaͤrpfichtigen bezeichnet werden ſoll. 

Verordnung vom 15. Ma 1818 (Int. S.269) wonach Urkunden, 
welche zum Gebrauch im Auslande den Gefandtihaften vorgelegt 
werden wollen, zuvor von ber k. Kreisregierung legalifirt ſeyn 
müffen. Died wurde am 17. Oft. 1829 (Int. ©. 300) erinnert 
und weiter bemerkt, daß auch die Legalifation des Staatsminijtes 
riums zuvor nöthig fey. | | 

Verordnung vom 12. Aug. 1823 (Int. ©. 1175). 

Alle untergebenen Behörden und Aemter werden angewieſen, in ihren 
Dienftberichten, wenn die allegirten Aktenſtücke oder Effecten-abgefondert ein- 
aefender werden, hievon gehörige Erwähnung Yu thun und letztern einen freien 
Zettel beizufügen, worauf der Betreff, Nummer und Datum des Berichtes be: 
merkt ift. 


K. Kabinetsrefcript v. 25. Nov. 1825 (Int. ©. 1277): 

Sp wenig Wir Unfern lieben und getrenen Unterthanen den Nefurs an 
Unfere Perfon, in gerechten Klagen, oder zu Unferer Königl. Gnade, er: 
fchweren und verfagen wollen; fo häufen fich dennoch ‚die Birtfchriften, Vor— 
ftellungen und Befhwerden bei Unferem Kabiner — welche entweder nad) 
dem Gefchäfts:Organismus fich nicht dahin eignen, zu einer Enfcheidung nicht 
vorbereitet, oder fonft mangelhaft, unverfländfich oder gar unleſerlich verfaßt 
find — auf eine Weife, daß Wir, da hiedurdh nur nachtheilige und unnöthige 
Verzögerungen für die Bittſtellenden ſelbſt entſtehen, fo wie Unfer Kabinet 
mit einem zum Theil überflüffigen Einlaufe belaftet wird, auch Unfere höhere 
Regentenforge bei folhem Andrange von Bittſchriften in der den wichtigeren 
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Gegenſtandn der Staatsverwaltung zu widmenden Aufmerkſamkeit, in der 
Folge ſelbſt um Nachtheile des Gemeinwohles, unterbrochen werden Eönnte, — 
zu befehlen Urg veranlaßt fehen, daß die in den frühern Verordnungen vom 
26. Mai 1801 egierungsblatt vom Fahre 1801, St. XXIU, ©. 352 u. f.w.) 
namentlich von Stier 1 — 7 einfchließlih; dann vom 22. October 1808 (Regie: 
rungsbl. vom 3. 18Q, St, LXIV, ©. 2581) und endlich in jener vom 25. April 
1811 (Reggsbl. vom “apre 1811, St. XXVIII, ©. 537) und zwar diefe ihrem 
ganzen Inhalte nach, eahaltenen Beſtimmungen in Erinnerung gebracht, und 
Unfere Unterthanen zurgenauen Beobachtung derfelben neuerdings aufgefor- 
dert werden, 
Wir befehlen daher: J 


1. Sollen die geeigneten Mil⸗lſullen niemals übergangen, und alle Geſuche 
und Vorſtellungen, welche ya Gutachten und zur Entſcheidung derſelben 
geeignet find, daſelbſt eingerecht werden, indem fonft die Schreibereien 
unnütz vervielfältiget, und der wdentliche Geſchaͤſtsgang geftört wird. 

2. Nur dann, wenn der Bittende in den vorgeſchriebenen Inſtanzen ſeinen 
Zweck nicht erreichen Fonnte oder nit Grund glaubt, verfept zu ſeyn; 
oder wenn der Gegenftand feiner Bere, nach deſſen Nater, Unferer 
befondern Entfcheidung unterliegt, fol de Vorſtellung an Untere Per: 
fon gerichtet, im Eabimete unmittelbar abgegeben werden dütsen, und 
Berücfichtigung finden; jedoch müffen, wenn von der Unter: oder Miwer- 
ftelfe in der vorzubringenden Sache bereits Enmchließungen vorlägen , die: 
felben,, oder die Vorſtellung, durch welche eine Entſchließung vergebens 
nachgefucht worden iſt, ald Belege angeführt werden, 

5. Bittfchriften um Dienftesftellen , welche ohnehin nie ohne das erholte Gut: 
achten der geeigneten Behörde vergeben werden, find unmittelbar bei die: 
fer einzureichen, und fie ift verbunden, alle Gompetenten bei Erftattung 
des Autrages über die Beſehung der Stelle dem Miniferium bekannt zu 
machen, welches dann, im Falle diefelbe nothwendig wird, an Uns den 
geeigneten Antrag zu ftellen hat. 

4. Unbeftimmte Gefuche, unleferliche oder unverffändliche Eingaben und Be: 
fchwerden werden unbeachtet bei Seite gelest, und in das Cabinets— 
Journal nicht eingetragen. 

5. Eingaben wegen Gegenftänden, worüber bereits nach vorgängiger Würbdi: 
gung eine entfcheidende Verfügung von Uns erlaffen worden ift, fo wie 
Rekurfe in Sachen, welche in den geſetzlichen Inſtanzen bereits rechts: 
Fräftig abgeurtheilt worden, eignen fich eben fo wenig zu Unferm 
Gabinete. 

6. In bloßen Gnadenſachen jedoch darf ferner, wie bisher üblich war, 
das Gefuch unmittelbar-an Unfere Perfon gerichtet werden. 

7. Ganz zwedwidrig ift es auch, wenn Bittende mit Koftenaufwand, und 
mit Verſäumniß ihrer Gefchäfte oder Gewerbe, ihre Eingaben perfönlich 
überreichen, und aufUnfern Eabinetebefchluß warten wollen ; indem Wir 
auf eine jede Vorftellung ungefäumt die geeignete Entfchließung ertheilen. 
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8. Wir verfehen Uns dabei zu dem öffentlichen Sachwaltern,, daß fie es für 
einen würdigen Theil ihres achtungswerthen Berufes halten werden, den 
Armen und Bedrängten mit Sachkenntniß zu leiten und zu unterftügen, 
und ihm die nöthigen Vorträge mit rückfichtslofer Bereitwilligkeit zu ver: 
faſſen; fo wie Wir denn auch insbefondere zu Unfern Königlichen Stel: 
len und Behörden das Vertrauen hegen, daß fie ihrer Seits ebenfalls die 
an fie gebrachten Eingaben mit pflihtmäßiger Beförderung erledigen wer: 
den. Sollte indeffen gegen Unfere Erwartung von denfelben den Bit: 
ftellenden die nöthige Unterftügung erfchwert oder verfagt werden, fü 
bleibt diefen in ſolchen Faͤllen die unmittelbare Berufung an Unfere 
Perſon ſtets vorbehalten, “ 





Hierzu das weitere v. 2. Febr. 1826 (Int. ©. 169). 


Die von Uns unterm 25. November v. J., in Betreff der unmittelbaren 
Eingabe von Bitrfchriften bei Unferm Eabinete erlaffene allerhöchſte Verord⸗ 
nung wird fortwährend fo vielfältig umgangen, und zum Zheile irrig aufgefaßt, 
daß fich der Andrang von ungreigneten Bittfchriften und Vorſtellungen in rein 
proceffualifchen und abminiftrativen Gegenftänden, worüber ausfchließend die 
Geſetze zu entfcheiden haben, und in welchen die Bittenden vergebens eine ein— 
feitige Verfügung auf dem Gnadenwege zu erhalten ſich beftreben — nament= 
lich in Gant = und Gewerbsſachen — auffallend, und den Gang der Gefchäfte 
unangenehm ftörend vermehrt. 


Indem Wir daher den Inhalt gedachter Unferer Verordnung hiemit 
ausdrücklich beftätigen und auf ihre genaue Befolgung hinweifen, finden Wir 
Uns zur Befchränfung des bisherigen Mißbrauches bei Uebergehung der ein: 
geſetzten Mittelftellen, zu der weirern Bekanntmachung gedrungen, daß außer 
den darin näher bezeichneten, vorfchriftmäßig geftatteten Eingaben bei Unferm 
Eabinete, welche Fünftig in Duplo eingereicht und mit Ausnahme der Armen: 
fachen mit dem Stempel verfehen feyn müffen, dann in reinen Gnadenfa: 
hen, die aber Feine Einfchreitung gegen fanftionirte Geſetze und eingeführte 
Geschäfts : Inftanzen, fondern nur Gegenſtände von Unterftüsungen und folche 
betreffen Eönnen, deren Gewährung mit den Rechten und Anfprüchen Anderer 
in Peine Berührung kommt, und von Unferm freien Willen oder Unferer 
Föniglichen Milde abhängen, von nun an alle ungeeigneten Vorſtel— 
lungen und Geſuche bei Unferem Cabinete unberüdfichtigt gelaffen und 
vernichtet werden follen. 

Wir haben insbefondere mit Theilmahme wahrgenommen, wie Supplikan: 
ten, ohne alle Begriffe einer Gefchäftsverhandlung und ohne den Beirath ir- 
gend eined Sachfundigen, aus den entfernteften Gegenden des Königreichs nach 
der Hauptſtadt reifen, um Geſuche einzureichen, welche zu deren Inſtruirung 
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wieder an ihre Stelle und Behörde zurückgeſchloſſen werden müſſen, während 
die Bittftelfenden felbft in der rauheften Jahreszeit eine weite befchmwerliche Reife 
unternommen, ihre Gefchäfte vernachläffigen, und fich, bei dem oftmaligen Man: 
gel aller Geldmittel, in die äußerfte Derlegenheit ſtürzen, ohne daß nach der 
Natur ihres Gefuches denfelben eine befriedigende Entfcheidung fogleich ertheilt 
werden kann. i 


Wir machen hierauf befonders Unfere Behörden und Beamten auf dem 
Lande aufmerkſam, und weifen diefelben hiermit an, für die Bekanntmachung 
Unferer Verordnung vom 25. November v. J. durch die Gemeindevorfteher 
und Auf fonft geeignete Weife ernftlichft zu forgen, und den in foldyen Angele- 
genheiten minder erfahrnen Landmann mit befehrendem Rathe und Anleitung 
menfchenfreundfich zu unterftüsen, damit ihm folche unnütze und koſtſpielige Rei: 
fen um fo mehr exfpart werden, als es fih Unfere fämmtlihen Staatsmini: 
fterien fortdauernd zur angelegentlichften Pflicht machen werden, in den Ge: 
fchäftsgang aller Zweige der Adminiſtration jene Befchleunigung zu bringen, die 
Unferem Willen und dem Wohle Unferer getreuen Unterthanen am ent: 
fprechendften ift. 


Verordnung vom 17.April 1826 (Int. ©. 416). Bildung und 
Gonfervirung der Acten: Nicht die Berichte felbft, fondern nur die 
Auffäge zu denfelben fönnen nad der Verordnung vom 20. Febr. 
1826 auf halbe Bogen gefchrieben werden. 


Verordnung vom 11.Sept. 1826 (Int. ©. 521 ). In Berich⸗ 
ten über Perfonen follen ftets die Vornamen angegeben werden. 


Verordnung der Staatsfchuldentilgungscommiffton v. 16. Nov. 
1826 (int. ©. 596): 


Unterzeichnete Stelle fieht fich veranlaßt, alle diejenigen, welche bei ihr 
oder auch anderweitig in dem zur ihrem Gefchäftsfreife (Staats = Schulden : Tit- 
gungs: oder Penfions: Sahen u. f. w.) gehörigen Gegenftände, Eingaben zu 
machen haben, 

a. auf die Beobachtung der gefeslichen Beftinmmmgen wegen Anwendung 
des Stempelpapierg, 
b. auf die allgemein beftehenden VBorfchriften wegen Aufftelung von Manda— 
tarien Behufs der Zuftellung und der Auslöfung der Taren, 
aufmerkſam zu machen. Die Mandatare find auch in den alfenfalffigen Dupli— 
Faten der Eingaben zu benennen. Wer die Aufitellung eines Mandatarg unter: 
läßt, hat es fich felbft zuzufchreiben, wenn auf feine Eingabe nichts verfügt wird, 
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Eine ganz aͤhnliche Bekanntmachung hat die Generallottond- 
miniftration am 4. Dezb. 1826 (Int. ©. 805) erlaffen. 

Am 22. Sul. 1829 (Int. © 209) wurde erinnert, daß alle 
Gefuche auch an die Minifterien doppelt eingegeben und, wenn 
es Befchwerden gegen Verfügungen ber Mittelftellen und unterm’ 
Behörden betrifft, dieſe Verfuͤgungen fogleich in Abfchrift beiges 
fügt werden muͤſſen. 


Tit. V. Staatöbeamten. 


So vieles ſchon über Staatsbehörden und Staatsbeamten 
bisher vorgetragen worden und in den folgenden Abtheilungen 
noch unter den betreffenden Rubriken vorgetragen werden wird; 
fo bleibt doch eine bedeutende Erndte übrig, welche bier unter 
dieſer gemeinfamen Hauptüberfchrift zufammen gefaßt werden foll, 
und zwar unter folgenden Rubrifen : 

$. 1. Vorbereitung, Prüfung, Praris, 

Mit Umgehung der frühern Vorfchriften genügt die Anfuͤh— 
rung der folgenden: 

Berordbnung vom 6. März 1830. (Amtsbl. ©. 209.) 

Wir haben die beftehenden Vorfchriften über die Prüfnng der dem Staats: 
diente fih widmenden Rechts-Candidaten einer Revifion unterftellen laſſen und 
verordnen nach Vernehmung Unferes Staatsraths wie folgt: 

$. 1. Jeder Rechts-Candidat, der fich entweder um irgend eine Anftellurg 
im Staatsdienfte, zu welcher vollendete Rechtsſtudien erforderlich find, oder um 
die Advokatur zu bewerben gedenft, hat, nach Beendigung des vorfchriftmäßis 
gen Studiums an der Hochfchule, und noch vor der Zulaffung zur Praris, den 
gedeihlichen Erfolg feiner Studien uud die Iulänglichfeit der gefammelten Kenn:= 
niffe, durch Eritehung einer theoretifchen Prüfung zu erproben. 

$. 2. Zu diefem Zwecke foll alljährlich in jeder Univerfitätsftadt am Schluife 
des Sommer:Semefters eine Prüfung gehalten werden, welche am 1. October, 
oder wenn auf diefen Tag ein Sonn: oder gebotener Feiertag fiele, an dem 
nächftfolgenden Werktage zu eröffnen ift. 

$. 5. Die Vornahme der Prüfung wird einer Commiffion übertragen, 
die, unter der Leitung eines von Uns aus der Elaffe der höheren Staatsbeam: 
ten zu ernennenden Commiffärs, aus Profefforen an der Univerfität beftehet, 
welche jedesmal von Unferen Staatsminifterien der Juſtiz, des Innern und 
der Finanzen gemeinfchaftlich beftimmt werden. 

$. 4. Der Eommiffion ift zur Führung des Prdtokolls und zur Beſorgung 
der ſonſtigen Schreibereien ein dazu geeignetes rechtskundiges Individuum aus 
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dem Sekretariats-Perſonale der Kreisregierung beizugeben, deſſen Beſtimmung 
dem Regierungs-Präſidium überlaſſen iſt. 

$. 5. Jedem der zur Prüfungs» Commiffion berufenen Profeſſoren wird 
eine Remuneration bewilliget, die für jeden Prüfungstag in fünf Gulden be 
ſtehet. 

Zar Beſtreitung der Auslagen wird von den Prüfungs-Candidaten eine an: 
gemejfene Tare erhoben, welche bei der Ausftellung des Prüfungs-Zeugniſſes 
entrichtet wird. 

$. 6. Jeder Candidat, der zur Prüfung zugelaffen werden will, hat nad: 
zuweiſen: 

1) daß er nach vollendetem Gymnaſialſtudium die vorgeſchriebene Zeit den 
Univerſitätsſtudien gewidmet und davon wenigftens ein Jahr an einer in— 
ländiſchen Hochfchufe ſtudirt und zugleich 
2) während feines akademiſchen Studiums ein den Vorſchriften der Univerſi— 
täts-Sabungen angemeffenes Betragen beobachtet habe. 
Diefe Nachweifung ift zu geben 
a) Durch ein verfiegeltes Schlußzengniß des Rektorats, worin die in jedem 
Semefter gehörten Eollenien angezeigt find; 
b) Durch ein verfiegeltes Zeugniß der zuftändigen Polizeibehörde über fitt: 
liches Betragen, und über die Vermeidung aller geheimen, insbefondere 
aber der fogenannten burfchenfchaftlichen Verbindungen. 


$. 7. Für die Aufnahme und Erledigung der Gefuche um Zulaſſung zu der 
theoretifchen- Prüfung wird an jeder Univerfität ein Ausfchuß aus dem Dekan 

. der Juriftenfaßultät, dann aus zwei Mitgliedern der nämlichen, und der flaate- 
wirthfchaftlihen Fakultät zufammengefest. 

Bei diefem Ausſchuſſe find die Gefuche um Zulaſſung zur Prüfung Ipäteftens 
bis zum 51. Auguft jeden Jahres einzureichen. 

Die Bittfteller haben jederzeit den Ort zu benennen, wo bdenfelben die er: 
folgende Entfchließung zugeftellt werden kann. 

Gefuche, die entweder erft nach dem beftimmten Tage einfommen, oder 
nicht mit den vorgefchriebenen Zeugniffen belegt find, ſollen unberücfichtiget ge= 
laffen und den Bittftellern zurücgegeben werden, um fich bei einer der folgenden 
Prüfungen zu melden. 

- 58. Der Prüfungsausfchuß hat Form und Inhalt der beigebrachten Zeug: 
niffe und die Iulänglichfeit derfelben, insbefondere in Beziehung auf fittliches 
Betragen forgfältig zu prüfen, und wenn dadurch den beftehenden Vorſchriften 
Genüge geleiftet wird, die Admiffions:Decrete auszufertigen. 

Diefe Decrete find an die Candidaten felbft zu richten, den am Orte der 
Prüfung Anwefenden unmittelbar gegen Empfangsbefcheinigung zuzuftellen, den 
Abwefenden aber fpäteftens bis zum zwölften Tage vor der Eröffnung der Prü— 
fung durch die Poft gegen Beſcheinigung zu überfenden. 

$. 9. In dem Deerete über die bewilligte Zulaſſung iſt jederzeit der Tag zu 
beftimmen, an welchem ſich der Candidat zur Prüfung zu ftellen hat. 


x 
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Es find hiebei auf jeden Tag, von dem Eröffnungstage an gerechnet, mit 
Uebergehung der Sonn: und Feiertage vier Gandidaten zu berufen, die fich 
jedoch fchon zwei Tage früher an dem Prüfungsorte einzufinden, und bei dem 
Dekan der Juriftenfafultät zu melden haben. 

Gandidaten aus einem und dem nämlichen Orte, oder aus benachbarten 
Gegenden folfen, fo weit es gefchehen Bann, auf die gleiche Zeit einberufen 
werden, 

$. 10. Wenn ein Gandidat zu der beftimmten Zeit fich wicht meldet, fo hat 
die Eommiffion die Prüfung mit den nachfolgenden Eandidaten fortzufesen. 

Diejenigen, welche den beftimmten Termin verfäumt haben, find erft nad 
vollendeter Prüfung aller andern Eandidaten, und nur dann noch zur Prüfung 
zuzulaſſen, wenn jie mitcelft vollgültiger Zeugniffe nachweifen,, daß fie durch une 
verfchuldete und nicht zu befeitigende Hinderniffe zurücgehalten worden find. 

Den Candidaten , welche diefe Nachweifung nicht zu liefern vermögen oder 
ganz ausbleiben, find die zum Zwecke der Admiffion eingereichten Zeugniffe ver: 
fchloffen zurüc;ugeben; denfelben bleibt vorbehalten, fich zu einer folgenden 
Prüfung zu melden. 

$. 11. Aus den eingelaufenen und bewitigten Iulaffungsgefuchen, und den 
damit vorgelegten Zeugniffen iſt eine Grundtifte aller einberufenen Candidaten 
nach alphabetifcher Ordnung herzuftellen und der Prüfungs:Commiffion bei ihrem 
Zufammentritte, fanımt einer Ueberficht der Reihenfolge, in welcher die Einbe- 
rufung gefchehen ift, fogleich mitzurheiten. 

$. 12. Die Prüfung hat fich über folgende Disciplinen zu erftreden: 

1) philofophifche Rechtslehre, 
2) römifches Civilrecht, 
3) deutfches Privatrecht , 
4) Eivilproceß, 
5) Eriminalrecht, 
6) Eriminalproceh , 
7) allgemeines und befonderes bayerifches Staatsrecht , 
8) Fatholifches und proteftantifches Kirchenrecht, 
9) Polizeiwiffenfchaft und Polizeirecht, 
10) Nationalwirthfchaft, 
11) Staats:Finanzwirthfchaft. 

$. 15. Die Prüfung fol mündlich und öffentlich in einem dafür ges 
eigneten Lokal gefchehen. Ä 

$. 14. An jedem Tage find vier Candidaten, und von diefen je gwei Vor— 
mittags und zwei Nachmittags zufammen vorzurufen, und jeder ift aus den im 
$. 12 bezeichneten Wiffenfchaften während zwei Stunden ununterbrochen zu 
rüfen. 

ö $. 15. Die Prüfungs:Commiffarien haben bei jeder einzelnen Wiſſenſchaft 
ihr Beftreben dahin zu richten, durch zufammenhängende, in die wichtigften 
Lehr: und Grundfäge eingehende Befragung ein fiheres Urtheil darüber zu bes 
gründen, ob die Eandidaten fowohl in Anfehung der allgemeinen Stu: 
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dien diejenige Bildung, als in den befonderen Bernufswiffenfhaften 
diejenigen Kenntniffe erworben haben, deren Beſitz ald wefentliche Vorbedin 
gung des Anerkenntniffes ihrer Befähigung zu dem Mebergange in die Prarid 
anzufehen ift. 

Die Föniglichen Eommiffarien find verpflichtet, mit befonderer Aufmerf: 
famfeit darüber zu wachen, daß die Befragung dem vorbezeichneten Zwecke ent: 
fprede, und die Prüfung nad) den gegebenen Vorfchriften gleichheitlich vorge: 
nommen werde, 


$. 16. Das Urtheil über die Befähigung eines jeden Candidaten it, anf 
porausgegangened Abtreten des Geprüfica und der etwa anwefenden Zuhörer, 
fogleich zu fchöpfen und nach der Stimmenmehrheit auszufprechen. 

Bei Gleichheit der Stimmen ftehet die Entfcheidung dem Füniglichen Com— 
miffär zu. 

Die Abftimmung und der Beichluß der Prüfungs:Commiffion ift in ein 
Protokoll aufzunehmen, welches von dem Commiſſär und fänmtlichen Commif: 
fionggliedern zu unterzeichnen ift. 

$. 17. Wenn ein Candidat nicht hinreichende theoretifche Kenntniſſe bewie⸗ 
ſen hat, um mit Nutzen ſich der Praxis zu widmen, ſo iſt derſelbe von der 
Prüfungs-Commiſſion als nicht genügend befähiget, zurückzuweiſen. 

Solche Candidaten können nur einmal noch nach Ablauf eines Jahres, wäh— 
rend deſſen ſie die Studien an einer Hochſchule fortzuſetzen haben, jedoch unter 
keiner Bedingung früher, zu einer wiederholten Prüfung zugelaſſen werden. 

F. 18. Denjenigen Candidaten, die nach dem Urtheile der Prüfungs-Com— 
miſſion hinreichende Kenutniſſe bewieſen haben, iſt auf den Grund des Com— 
miffions-Befchluffes das Zeugniß auszufertigen, daß fie nach dem Ergebniß der 
beſtandenen theoretiſchen Prüfung für befähigt erkannt worden find, zu der 
practifchen Vorbereitung für den Staatsdienft zugelaffen zu werden. 

Die Ausfertigung des Zeugniffes erfolgt unter der Unterfchrift des könig— 
lichen Commiſſärs, wird fogleih am Tage der gefchehenen Prüfung ausgeſtellt 
und dem Geprüften eingehändigt. 

$. 19. Nach beendigter Prüfung iſt die Grundliſte aller geprüften Candi— 
daten c$. 11) nebft den Sisungs-Protofollen, und einem alphabetifchen Wer: 
zeichniffe der zur Praris zugelaffenen Rechts:Candidaten an Unfer Staatsmi: 
nifterium des Innern einzuſenden. 

$. 20. Nach erftandener Prüfung hat jeder Gandidat durch eine zwei- 
jährige Amtspraris zum Staatsdienfte fich weiter zu befähigen. 

Hiewon find zwölf Monate der Adminiftrativ-Prarig beieiner 
Unterbehörde der innern oder der Finanzverwaltung und zwölf Monate der 
Suftizpraris bei einem Untergerichte zu widmen. 

Wird die Praris bei einer Unterbehörde angetreten, in deren Wirkungs— 
Ereife die Rechtspflege und innere Verwaltung vereiniget find, fo hat der Vor: 
ftand dafür Sorge zu tragen, daß der Practikant für jeden der beiden Ge— 


fchäftszweige während des feitgefesten Zeitraumes ausfchließlich verwendet 
werde, 
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Unfere Staatsminifterien der Juſtiz, des Innern und der Finanzen wer: 
den, fo weit es noͤthig erfcheint, durch befondere Bekanntmachung die einzelnen 
Elaffen der Unterbehörden bezeichnen , bei welchen die vorgefchriebene Praxis 
genommen werden Fann. 

$. 21. Den Candidaten ift gefkattet, unter ben Behörden der bezeichneten 
. diejenigen zu wählen, bei welcher fle die vorgefchriebene Praxis nehmen 
wollen. 

Bon den Kreisregierungen und Wppellationsgerichten fol aber für jedes 
Gericht und für jede Behörde, mit Rückficht auf Umfang, Wirkungsfreis und 
andere Werhältniffe, eine gewiffe Zahl von Praktikanten feſtgeſeßt, nnd ohne 
befondere Beranlaffung und alferhöchfte Bewilligung nicht überfchritten werden. 

Unſeren SKreisftellen machen Wir zur Pflicht, auf die Befolgung diefer 
Vorfchrift ihre befondere Aufmerkſamkeit zu richten, und wenn bei einzelnen 
Behörden eine Heberhäufung mit Praktikanten wahrgenommen wird, die geeigs 
neten DBerfügungen dagegen ohne Auffchub zu treffen. 

$. 22. Nach vollendeter Praris haben fich diejenigen, welche fich um ein 
Richteramt, um felbftändige Beamtenftellen im Adminiftrativdienfte, um Raths— 
und Aifeiforsftellen bei Verwaltungscollegien, dann um die Advofatur zu bes 
werben gedenken, einer zweiten Prüfung zu unterwerfen. 

Durch diefelbe hat der Gandidat zu erproben, daß er fih während feiner 
Mraris mit dem innern Staatdorganismus und dem Gefchäftsgange näher be: 
kannt gemacht, die erforderlichen praftifchen Kenntniffe erworben und dabei das 
Studium der Theorie fortgefebt habe. 

$. 23. Zur Vornahme diefer Prüfung fol jährlich einmal, am 1. Mai, 
in der Kreishauptftadt eines jeden Regierungsbezirfes ein Concurs für jene 
Nechtspraktifanten eröffnet werden, welche in dem Bezirke entweder das Heiz 
mathsrecht befigen , oder dafelbft die vorgefchriebene Praxis vollendet haben. 

$. 24. Die Directorien der Könige. Kreisregiernngen und der Appella= 
tionsgerichte haben hiefür eigene Prüfungscommiffionen niederzufegen, die ' 

aus einem Director des Appellationsgerichts, 

aus zwei Näthen deffelden Gerichtshofes; ferner: 

aus einem Director der Kreisregierung, 

aus einem Mathe der Kammer des Innern, 

aus einem Rathe dery Kammer der Finanzen 
beftehen fol. — 

Zur Führung des Protokolls wird ein Individuum aus dem Secretariats- 
perfonale der Kreisregierung beigegeben. 

$. 25. Ein Anfpruch auf Nemuneration findet hiebei nicht Statt; jedoch 
werden den von den Appellationggerichten abgeordneren Mitgliedern der Prüfungs: 
commifjion im jenen Regierungsbezirken, in welden das Wppellationsgericht 
feinen Sit an einem andern Orte, als in der Kreishauptftadt hat, die regu— 
lativmäßigen Diäten und Gefährtgelder vorbehalten. 

5.26. Das Geſuch um Zulaſſung zur Prüfung ift fpäteftend 14 Tage vor 
der Eröffnung bei der Kreisregierung, Kammer des Iumern, einzureichen. Mis 


dem Geſuche find vorzulegen: 
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a) das Zeugniß Über die erflandene erfte Prüfung, 
b) das, oder die Zeugniffe über die mit Fleiß und Fortgang u mit unta= 
delhaftem fittlihem Betragen vollendete zweijährige Praxis. 

$. 27. Die Kreisregierung hat Form und Inhalt der vorgelegten Zeugs 
niffe in deliberativen Sitzungen firenge zu prüfen, und, wenn diefelben genügend 
befunden werden, das Admiffionsdefret auszufertigen 

Gandidaten, welche fich über !die mit Fleiß und Fortgang vollendete vor: 
fchriftsmäßige Praris und zugleich über ein untadelhaftes fittlihes Betragen 
nicht auszumeifen vermögen, find zur Prüfung nicht zuzulaffen. 

$. 28. Die zweite Prüfung der Rechtscandidaten ift theils ſchrift lich, 
theils mündlich zu vollziehen, und aus folgenden Disciplinen vorzunehmen. 
I. Abtheilung. 

1) Eivilrecht, mit befonderer Rückficht auf die noch beftehenden Provinzial: 
rechte jedes betreffenden Kreifes ; 
2) DBayerifcher Civilprozeß; 
3) DBapyerifches Eriminalrecht ; 
4) Bahyeriſcher Eriminalprozeß; 
II. Abtheilung. 
5) Bayerifches Staatsrecht; 
6) Katholifches und proteftantifches Kirchenrecht; 
7) Polizeiwifienfchaft und Polizeirecht; 
8) Nationalwiſſenſchaft; 
9) Staatsfinanzwirthfchaft. 

Die Prüfung hat jedesmal mit den Gegenftänden der erften Abtheilung 
zu beginnen. 

$. 29. Bei der ſchriftlichen Prüfung find den Eandidaten aus jeder 
Disciplin in den Gegenftänden beider Dauptabtheilungen der Prüfung zwei 
Probeanfgaben, dann aus jeder der eben erwähnten beiden Dauptabthei- 
lungen ein practifcher Fall zur Bearbeitung vorzulegen. 

In der erften Abtheilung ift der practifche Fall aus dem Gebiete des Eivil: 
rechts zu entnehmen. 

Für diejenigen Candidaten, welche fich dem höheren Sinanzdienfte zu widmen 
gedenfen, und defihalb die Praris bei einer Unterbehörde der Finanzverwaltung 
genommen haben, ift der für das Adminiftrarivfach zuzutheilende practifche Fall 
aus dem Gebiete der Finanzadminiftration auszuwählen. 

$. 30. Die Staatsminifterien werden die Probeaufgaben und practifchen 
Fälle beftimmen und bei der Auswahl darauf Bedacht nehmen, daß durch die 
Alfgemeinheit und practifche Richtung derfelben den Prüfungscandidaten Gele: 
genheit gegeben werde, neben dem Umfange und der Gründlichkeit ihrer Kennt: 
niffe vorzüglich ihre. practifche Befähigung zu beweifen und genügende Proben 
ihrer Beurtheilungsfraft und Darftellungsgabe zu liefern, 

Die ausgewählten Aufgaben und Fälle werden vor jeder Concursprüfung 
in der erforderlichen Zahl lithographirter Eremplare den Präfidien der unterge: 
ordneten Kreisſtellen verfchloffen zugefendet. 
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Jedes Präfidium hat diefelbe fofort der Prüfungscommiffion zu übergeben, 
von welcher die Eröffnung nicht früher ald’an dem zur Bearbeitung beftimmten 
Tage und zwar in Gegenwart der Gandidaten vorzunehmen iſt. 

$. 31. Den zu prüfenden Gandidaten ift jederzeit nur eime fchriffliche 
Aufgabe auf einmal vorzulegen, und dabei die von den Miinifterien zur Beant: 
wortung geftattete und genau einzuhaltende Zeit zu bemerfen. 

Dor Ablieferung der Auffäge darf Eein Candidat nach Haufe entlaffen 
werden. 

Für die Bearbeitung des praktifchen Falles in jeder Abtheilung wird der 
Zeitraum eines Tages in der Art fetgefebt, daß die Aufgabe am Morgen geges 
ben wird, und daß, wenn diefelbemehr ald einen Vormittag in Yufpruch nimmt, 


die Entlaſſung für die Mittagsftunden nach einftweiliger Eiulieferung des Aktes 


und des bereits beendigten Theiles der Arbeit Statt findet. 


$. 52. Die Bearbeitung der fehriftlichen Aufgaben ſoll unter der Aufſicht 


eines Mitgliedes der Prüfungscommiffion gefchehen, welches gegen alle Unterfchläife 
zu wachen hat. 

Den Gandidaten ift dabei der Gebrauch der Gefepbücher, der Anmerkun— 
gen zu denjelben, fofern fie mit Geſetzeskraft bekleidet find, der Regiernngs- und 
Gefesblätter, dann einzelner Verordnungen und Novellen, fo wie der Genera= 
lienſammlungen, nicht aber fonftiger Hülfsquelfen zu geftatten. 


“ 


$. 55. Mit der fchriftlichen Prüfung ift eine mündliche zu verbinden, | 


welche fogleich nach Beendigung der Prüfung aus den Rechtsgegenſtänden unter 
dem Vorſitze des Eöniglichen General-Commiſſärs in Gegenwart der Mitglie: 
der beider Abtheilungen der Prüfungs:Commiffion flatt finden, und als pracz 
tifche Aufgabe darin beftehen foll, daß über den von den Gandidaten bereits 
fchriftlich bearbeiteten civilrechtlichen Akt fummarifcher mündlicher Vortrag er: 
ftattet wird, wobei die Benützung Purzer fchriftlicher Notaten erlaubt ift. 

$. 34. Das Urtheil über das Nefultat der mündlihen Prüfung iff 
fogleich nach dem Abtreten der zugleich vorgerufenen Candidaten zu ſchöpfen, 
und in dem Protofolle vormerken zu laffen. 


$. 55. Zur Prüfung find täglich at Stunden, vier Vor: und vier Nady 
mittags zu verwenden. 

$. 356. Bei der Cenſur und Claſſifikation follen vier Noten und Elaifen 
angenommen werden, nämlich: 


I. der ausnezeichneten, 

1I. der fehr guten, 

IIE der guten, 

IV. der ungureihenden Befähigung. 

$. 57. Bei der Elaffififation find die in dem $. 22, Abfab 2, und $. 5), 
Abſatz 1 bezeichneten Zwecke und Directiven der Goncursprüfung genau im 
Auge ju behalten, und hiernad) find die Noten mit der größten Genauigfeit 
zu ertheilen, je nachdem ein Candidat entweder in allen, oder in den meiften, 
“oder doch in den wichtigeren Disciplinen mehr oder weniger befriedigende Ant: 
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worten und Ausarbeitungen geliefert, oder aber in den Dauptfächern nicht Ge: 
nüge geleiftet hat. 


9.38. Das Urtheil über die Befähigung eines jeden Gandidaten und die Glaf- 
fififätion deffelben iſt in Anfehung jeder einzelnen Disciplin befonders zu fchöpfen. 

Bei der Beurtheilung der fchriftlichen Ausarbeitungen haben fich in beiden 
Abtheilungen die Räthe in die Erftattung des Vortrages zu theilen, dabei die 
einzelnen Arbeiten genau zu prüfen und das Gutachten darnach abzugeben. 

Die Total-Claffififation für jedes Hauptfach wird durch Summirung der 
aus den einzelnen Disciplinen erhaltenen Elaffenzahl, und durch Zheilung der 
Summe mit der Zahl der Disciplinen feftgefebt. 

Jede bei diefer Berechnung fich ergebende Fraktion, welche zwei Dritttheile 
des Ganzen überfteigt, ift der nächft untern Claſſe beizuzählen. 

Auf die DBefchaffenheit des Styls, der Darftellungsgabe und des mündli— 
chen Bortrages der Candidaten ift bei der Gefammtbeurtheilung ftetd die an: 
gemeffene Rücklicht zu nehmen, 

Bei den practifchen Aufgaben ift nach den nämlichen Grundſätzen zu ver: 
fahren. 

Die fchriftlichen Ausarbeitungen der beiden practifchen Bälle find, bei der 
Zufammenftellung des Refultats der Prüfung, jede fünf auderen fchriftlichen 
Aufgaben gleichzuachten, ze 

Die Glaffififation jedes Einzelnen wird nach vorgängiger reifer Berathung 
durch Abftimmung feftgefest, wobei im Falle der Stimmengleichheit die Stim: 
me des DVorftandes den Ausfchlag gibt. 

$. 59. Dede Abtheilung der Prüfungs:Commiffion hat nad vollendeter 
Genfur die abgehaltenen Protokolle nebit einer tabellarifchen Ueberſicht des Er: 
gebniffes der Cenſur, der Kreisregierung, Kammer des Innern, fogleich mit: 
zutheilen. 

Bei diefer ift die endliche Elaffififation aus fämmtlichen Gegenfkinden der 
beiden Abtheilungen durch Summirung der aus denfelben erhaltenen Claſſenzahl 
und durch Zheilung der Summe mit der Zahl zwei zu beftimmen. Bei fich ers 
gebenden Fraktionen ift nach der Vorfchrift des $. 58 Abfas 4 zu verfahren. 

Die Prüfungszeugniffe find genau nach den Befchlüffen der Prüfungs 
Commiffion und dem daraus gezogenen Gefammtrefuktat auszuftellen, und die 
Prüfungsakten an Unfer Staatsminifterium des Innern einzufenden. 

Rejicirte Candidaten Fönnen nachher nur noch zu einer einzigen Prüfung 
zugelaffen werden. 

$. 40. Nach befriedigender Erftehung der zweiten Prüfung kann dem Ge: 
prüften fofort der Rathsaeceß bei den Kreisregierungen und Appellationsgerich- 
ten bewilliget werden. 

Jeder Candidat ift übrigens verbunden, auch nach erftandener zweiter Prü— 
fung feine weitere Ausbildung bei Unferen Stellen und Behörden, oder in fe 
ferne er fich der Advofatie widmen will, bei einem vecipirten Rechtsanwalt 
fortzufegen. * 
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$. 41. Die gegenwärtige Verordnung ift, fo weit dieſelbe die erfte Prü- 
fung und die Dauer der zu nehmenden Amtspraris betrifft, auch für den Rhein— 
freid zur Anwendung zu bringen. 

Dagegen foll die zweite Prüfung daſelbſt, bis auf weitere Beſtimmung, 
folgende Disciplinen umfaffen : 


1. Eivilrecht 
2. Handelsrecht 
3. Civilproceß und Juſtizverfaſſung ) des Rheinkreiſes, 
4. Strafrecht 
5. Strafproceß 
6. Bapyerifches Staatsrecht, 
7. Katholifches und proteftantifches Kirchenrecht, 
8. Polizeiwiffenfchaft und Polizeirecht, 
9. Nationalwirthfchaft , 
10. Staats: Finanzwirthfchaft,, 
11. Allgemeine Verwaltung des Nheinfreifes. ' 

Aus dem Civilrechte find vier, aus dem Givilproceffe und der Juſtizver⸗ 
faſſung vier, aus dem Strafrechte drei, und aus dem Handelsrechte zwei, 
aus jeder Disciplin im Adminiftrativfache aber zwei fehriftliche Aufgaben zur 
Bearbeitung zuzutheilen. 

Kückfichtlich der mündlichen Prüfung verbleibt es einftweilen bei der. bis⸗— 
herigen Einrichtung. 

Die Wahl der fchriftlihen Aufgaben und der practifchen Bälle wird im 
Rheinkreis den Präfidien der Kreisregierung und des Appellationsgerichtes 
überlaffen. 

$. 42. Mit der Bekanntmachung der gegenwärtigen Verordnung find alle 
früheren Verordnungen über die Concurspräfungen aufgehoben. 

$. 43. Diejenigen Candidaten, welche am Schlufe ber Stubdienjahre 
1827/48 und 182%, die Univerfitätsftudien beendigt haben, bleiben der durch die 
gegenwärtige Verordnung eingeführten theoretifchen Prüfung an den Univerfl- 
täten enthoben. 

Auf diefe Gandidaten fol auch die "Forderung einer zweijährigen Praris 
nicht angewendet werden; fie können, wenn fie über die Erftehung der einjäh: 
rigen Praris nach den bisherigen Vorfchriften fich ausweiſen, zu den nächften, 
am 1. Mai 1830 bei den Kreisregierungen Statt findenden Prüfungsconcurfen 
zugelaffen werden. 

$. 44. Diejenigen Rechtd:Eandidaten, welde bereits nach den DBorfchrif: 
ten der älteren Verordnungen die Eoncursprüfung erftanden. haben, find von 
einer nochmaligen zweiten Prüfung befreit. 

Unfere Staatsminifterien der Juſtiz, des Innern und der Finanzen find, 
jedes in den betreffenden Punkten, mit dem Vollzuge der gegenwärtigen Der: 


ordnung beauftragt. 
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Berordnung vom 31. März 1830 (Int. ©. 166): 


. Um die Eonenrsprüfungen für den Staatsforftdienft in den verfchicdenen 
Kreifen gegen die bisher Statt gefundenen Unregelmäßigkeiten, woraus Nat: 
theile für den Dienft ſowohl, als für die zu demfelben adfpirirenden Indivi— 
den entftehen können, zu fihern, und die große Ungleichheit bei der Beſtim— 
mung der Claffennoten, welche Daraus hervorgegangen ift, daß die Prüfung: 
fragen nicht für alle Kreife diefelben waren, fondern in dem einen leichtere in 
dem andern fehwierigere Aufgaben gewählt wurden, für die Zukunft zu befeitis 
gen, haben Seine Majeftät der König durch alferhöchftes Reſcript vom 
18. v. M. Folgendes zu verordnen geruht: 


1. Die Ausfchreibung und Abhaltung der Prüfung der Forſtlehrlinge pro 
absolutorio, zum Behuf des Eintritts in die Forſtpraxis nud der demmäcftis 
gen Anftellung in den unteriten Dienftesftellen, für welche es nach $. 54 ad 
3 md 4 der. Verordnung vom 22. Dezember 1821 der eigentlichen Concursprü— 
fung’ noch nicht bedarf, bleibt nach den Beftimmungen des Nefcripts vom 50, 
Auguſt 1825 und des Dentigen über die Aufnahme von Forftpractikanten und 
deren Cinreihung in die unterften Dienftgrade, fo wie nach den fpecielleren 
Vorſchriften, welche in diefer Beziehung noch werden ertheilt werden, der Bi: 
., niglichen Negierung‘, Kammer der Finanzen, überlaſſen. 


2. Was hingegen die Concursprüfungen derjenigen Individuen betrifft, welde 
nicht blos zu den Dienftaraden des bloßen Forftfchuges adfpiriren, fondern ihrer 
Ausbitdung eine höhere Richtung gegeben haben, und fich für die Dienftgrade 
des Forftverwaltungs:Perfonals (das heißt vom Forftamts:Actuar an aufwärts) 
befähigt haften, fo behält fich das Staatsminifterium der Finanzen vor, fpäte 
fiens alle zwei Jahre eine Zeit zu beffimmen, zu welcher diefe Prüfungen in 
fänmtlichen Kreifen vorgenommen werden follen, und die dabei zum Grund zu 
legenden Fragen jedesmal hinauszuſchließen. 


5. Für das laufende Jahr iſt die erſte ſolcher Concursprüfungen dergeſtalt fe: 
fort auszuſchreiben, daß dieſelbe am 12. Juli, am Sitze der Kreisregierung 
ihren Anfang nehme. 

A4, Zu der bevorftchenden, wie zu allen folgenden Concursprüfungen darf nach 
$. 38 der Verordnung von, 22. ‚Dezember 1821 niemand zugelaffen werden, 
der nicht wenigſtens eine zweijäfrige Praris im Revier- oder Forſtamtodienſte 
vollendet und nachgewiefen hat. Daß die, eigentlichen Lehrjahre bei einem aut: 
fibenden Forſtbedienſteten nicht mit zur Praris gezählt und als folche aufgered: 
net werden können, verfteht fich von ſelbſt. Eben fo wenig die Zeit, welde 
einzelne Individuen etwa während ihres Fachſtudiums auf Univerfitäten oder 
Sorftiehranftalten in den Vakanzen ꝛc. bei einem Forftbedienfteten, zur Ermei: 
terung ihrer Kenntniſſe und um fich vorläufige practifche Anfichten zu verfhaf 
fen, zugebracht haben möchten. Die Forſtpraxis beginnt erft wenn bie Studien 
oder ze Lehrzeit vollendet ift. 

. Weitere Beftimmungen werden in Betreff der Genfur und ber Erthei— 
fung 8* Claſſennoten, um auch im dieſer Hinficht fo viel als möglich Einheit 


 " 


Zweiter Abſchn. — Verfaſſungem. Beſtandtheile des Staates. 503 


zu erzielen, bei Ueberſendung der Aufgaben für die anf den 12. Juli d. J. 
anberaumte Eoncursprüfung erfolgen. 

Mit der Bekanntmachung und in Bolge diefer alferhöchiten Beftimmungen 
ertheilt num die unterfertigte Stelle (königl. Regierung) an diejenigen Indivi— 
duen, welche die vorfihriftsmäßige Prüfung ad $. 2 der obigen Verordnung für 
den Fort: Verwaltungs: Dienft, vom Forftamtsactuar aufwärts, noch 
nicht beftanden, aber die durch die $$. 84 und 58 der ällerhöchſten Verordnung 
vom 22. Dezember 1821, für diefe Dienftgrade beftimmte Vorbedingungen der 
Zulaffung zu einer Prüfung vollſtändig erfüllt haben und nunmehr der nach den 
obigen Artifeln 2 und 3 bei der unterzeichneten Kreisregierung am nächftfünf- 
tigen 12. Juli d. J. beginnenden Eoncurspräfung fich unterziehen wollen, nach: 
ftehende Weifungen: 

1. Diefelben haben eine von jedemfelbft verfaßte und eigenhändig gefchriebene 
Furze Darftellung ihres bisherigen Lebenslaufes zu entwerfen, welche fol: 
gende Momente enthalten foll: 

a) den Namen, Stand oder Gewerb und dermaligen Wohnort ihrer 
Eitern. 

b) Jahr, Tag und Ort der Geburt des Adfpiranten. 

e) Die Religion, zu welcher er fich bekennt, feinen Aufenthalt bis zu der 
Zeit, wo fein Unterricht begonnen hat. 

d) Die Orte, wo, in welchen Gegenftänden und von wem er Unterricht 
erhalten hat; die Studienanftalten, die Klaffen und die Zeitdauer, 
während welcher er jegliche befucht hat, 

e) Den Aufenthalt und die Befchäftigungsweife nach den Unterrichts: und 
Studienjahren, an welchem Ort, bei wem und in welcher Seit er die 
Forftpraris angetreten und fortgefebt habe oder im Borftdienfte provi= 
forifch verwendet wurde. 


2. Diefe Darftelltung ift mit dem Geburtsfchein, den Unterrichts:, Studien: 
und refp. Fortgangszeugniffen,, dem Abfolutorium, ferner mit dem Sitt⸗ 
Tichkeitszeugnik und den Zeugniffen über die vorgefchriebene zweijährige 
Praxis oder proviforifche Anftellung im Forſtdienſte, welche als Praris 
angerechnet wird, zu belegen. 

3. Die unter Nro. 1 benierfte vorfchriftsmäßig belegte Darftelung ift mit 

dem auf Stempelpapier gefchriebenen Gefuche un Zulaffıng zu der Concurs⸗ 
prüfung fpäteftens bie zum 15. Mai d. J. durch das einfchlägige K. Forſt— 
amt anher einreichen zu laſſen; im Fall diefer Termin nicht eingehalten 
wird, hat jeder Gefuchftelfer fich felbft beizumeſſen, wenn er bei fich erge= 
benden Anftänden von der bevorftehenden Eoncursprüfimg zurückgewieſen 
und auf einen Fünftigen Concurs verwiefen wird. 


4. Vorſtehende MWeifungen haben auch diejenigen Revier: oder Stationsge: 
hülfen und Forftwärter und Forftamtsactuare zu erfüllen, welche zwar als 
ſolche wirklich angefteltt, allein für die fpeziellen Dienftgrade vom Forſtamts— 
actuar aufwärts noch nicht geprüft find und bei der nächften Prüfuna 
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zu concurriren wünſchen. Dieſe haben auch bie unter Nro. 1 bemerkte 
Darftellung mit ihren Anftelungsfignaturen zn belegen. 





V. v. 27. Sept. 1830 (Int. ©. 311): 

Da fich bei der jüngften allgemeinen Eoncursprüfung für den Staatspdient 
Feiner ‘der Rechtscandidaten auch der verordnungsmäßigen Prüfung für ben 
Staats:Finangdienft unterzogen hat, fo ift die unterfertigte Stelle durch alter: 
höchſte Entfchließung von 10. Sept. I. J. ermächtigt: für den Rechnungscon- 
miffariate:, Nentamts: und Steuercontroldienft in jdiefem Kreife ausnahms- 
weiſe eine allgemeine Conceursprüfung mit denjenigen Finanzdienftpraftifanten 
vorzunehmen, welche fich entweder an öffentlichen Schulen oder durch Privat: 
ftudien und mehrjährige Dienftpraris die für die gedachten Dienftftellen erfor: 
derliche theoretifche und practifche Bildung erworben haben und ſich hierüber 
durch die Vorlage des erhaltenen Gymnaſtalabſolltoriums, dann legafer amtli: 
cher Zeugniffe auszumeifen vermögen. 

Indem man diefe alferhöchfte Anordnung den betreffenden Practifanten 
burch das Kreisintelligenzblatt zur Kenntniß bringt, wird vorläufig beftimmt : 

1. Daß die befragte Concursprüfung fih nur auf Inländer befchränfend 
gegen Ende des Monats Februar des nächſtkommenden Jahres 1831 abgehal: 
ten, der Eröffnungstag aber noch befonders bezeichnet werde. 

2. Die Prüfung wird mit befonderer Rüdficht auf die dem Finanzdienſte 
wefentlich erforderlichen theoretifchen und practifhen Kenntuiffe folgende Dis: 
eiplinen umfaffen : 

1. Das Eivilrecht 

2. Das Handelsrecht 

5. Den Civilprozeß des Rheinkreiſes. 

4. Das Strafrecht 

5. Den Strafprozeß 

6. Die, Polizeiwiffenfchaft, 

7. Nationalwirthfchaft, 

8. Staatsfinanzwirthfchaft, 

9. Binanzverwaltung, Kaffa: und Nechnungseinrichtung des Nheinkreifes 
mit befonderer Hinficht auf die Einregiftrirungs: und Stempel:Oeiepe 
und auf die Geſetze über die directen Staatsauflagen. 

3. Diejenigen Practikanten, welche diefer Concursprüfung fich unterziehen 
wollen, haben ihre fchriftliche Anmeldung mit dem Gymnaſialabſolutorium und 
den Zeugniffen ihrer Dienftpraris, fo wie mit dem Sittenzeugniß und ihrem 
Geburtsfcheine belegt, bis zum 1. Geb. 1831 bei der unterfertigten Stelle 
(E. Regierung, Kammer der Finanzen) in gefeslicher Förmlichkeit einzureichen. 


Hierzu die V. v. 2. Dezember 1830 (Int. ©. 377): 


Mit Bezug auf das in obigem DBetreffe unter dem 50. Sept. 1850 von 
ber unterfertigten Stelle ck. Reg., Kammer der Finanz.) im 55. Stüd des diesjährt: 


— — — — — — — — — 


— — — 
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gen Kreisintelligenzbl. erlaffene Ausfchreiben haben bereits mehrere Indivi duen um 
die Zulaffung zu der befragten Eoncursprüfung fich gemeldet, jedoch mit der 
Bitte: daß fie von der aufgegebenen Vorlage eines Gymnafialabfolutoritimd die” 
penfirt werden möchten, weil fie Fein Gymnaſium befucht, fondern die nöthigen 
Vorkenntniſſe zu ihrer theoretifchen und practifchen Ausbildung für ven. Staats: 
finanzdienft durch Privatftudien erworben haben, 

Aus Veranlaffung diefer Bitte wird num zu jenem Ausfchreiben —— 
eröffnet, daß ſich die unterfertigte Stelle nicht befugt halten könne, die nachges 
fuchte Dispens zu ertheilen; daß aber auch die Erwerbung eines Gymnaſialab⸗ 
folutoriums den unmittelbaren Beſuch eines Gymnaſiums nicht nothwendig 
vorausfege, fondern dieſes kann auch mittelft einer fpeziellen Prüfung bei den 
Fönigl. Gymnaſialrectoraten in Speyer oder Zweibrücden erworben werben, 
wenn die Betheiligten eine ſolche duch Privatſtudien erworbene wiſſenſchaftliche 
Vorbildung erweiſen, welche dem Begriff eines Gymnaſialabſolutoriums eutſpricht. 

Um dieſe Gymnaſialprüfung haben daher diejenigen Individuen welche die 
Prüfung für den Finanzdienſt beſtehen wollen und noch mit keinem Gymnaſial⸗ 
abfolutorium -verfehen find, bei dem einen oder dem andern der obgedachten 
beiden Rectorate im Laufe diefes oder des nächftfommenden Monats Januar 
bittlich einzußonmen, damit ihnen von diefen Behörden für den Monat Bebruar 
nächften Jahres ein Prüfungstag bezeichnet werben könne. 

Das über folche Prüfungen in der Cigenfchaft ald Gynmaflalabfoluntorium 
empfangene Rectoratszeugniß ift fodann bei der unterfertigten Stelle (Königl. 
Regierung) zur Erfüllung der Vorbedingniffe für die fFaatsdienftliche Concursprü— 
fung mit den amtlichen Zeugniffen über Sittlichkei und Dienftpraris einzureichen. 


Die neuefte Verordnung v. 1831 verweißt die Prüfungen der 
Rechtskandidaten an die Univerfität München; ift aber im Rheins 
freife nicht verfündet, 





V. v. 4. Okt. 1820 (Gut. ©. 563): 

Se, K. Maj. haben durch allerhöchſtes Reſcript vom 24. Sept. d. 3. ge: 
nehmigt, daß bei den Landfommiffariaten im Rheinkreiſe Practikanten angenom: 
men werden dürfen, deren Aufnahme jedoch dem königl. Landkommiſſär zu über: 
laffen iſt. » | 

Eine folhe Annahme foll aber weder als eine An ftellung angefehen werden 
noch auch auf eine Fünftige Anftellung unbedingten Aufpruch geben. 

Die Practifanten müffen übrigens als Vorbedingung ihrer Annahme die Vol— 
lendung ihrer afademifchen Studien aufeiner Landes-Univerfität nachweifen können. 





Am 28. Feb. 1826 (Int. ©. 289) hat die f. Negierung 
nachfolgende Verordnungen v. 5. Feb. 1826 und 16. Juli 1816 
bekannt gemacht: 
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A. Verordnung vom 5. Februar 1826: 
Staats: Minifterium der Finanzen. 


Nah dem $. 114 der alferhöchften Verordnung vom 17. Dezb. 1825, die 
Sormation ꝛc. der oberften Verwaltungsſtellen in den Kreifen betreffend, bleibt 
es wegen Prüfung der Adfpiranten noch bei den über die Eoncursprüfungen 
und über die Aufnahme von Acceſſiſten im Finanzfache erlaffenen Berordnuns 
gen. — Die allerhöchſte Verordnung vom 16. Juli 1816, die Anftellung von 
Rathöaccefiiten bei den k. Finanz:Direktionen betreffend, geflattete im $. II, 
daß den Bewerbern um den Rathsacceß das Beibringen von Zeugniffen über 
beftandene Eoncursprüfung nachgefehen werden könne, da die Prüfungen vielfäk 
tig nicht Statt fanden. 


Da diefer Grund einer ausnahmsmweifeh Nachficht nunmehr gänzlich wegge— 
falten ift, weil fchon feit mehreren Jahren die jährlichen Eoncursprüfungen 
der Staats:Dienft:Adfpiranten regelmäßig vorgenommen werden, fo erhält die 
k. Regierung des Rheinkreifes, Kammer der Finanzen, hiemit den Auftrag, 
von nun an die Beibringung des vorfchriftsmäßigen Zeugniſſes über die beftan- 
dene Eoncursprüfung und die dadurch. beurkundete Erlangung wenigftens der 
2. Claſſifikations-Note hiebei, zur unerläßlihen Dorbedingung der Zulaffung 
zum Eramen für den Rathsacceh zu machen, und dieſes Zeugniß bei Einfendung 
der Verhandlungen über lestere Prüfung jedesmal mit beizulegen. 


Hiebei wird der k. Negierung, Kammer der Finanzen bemerkt, dak von 
jest an, in Gemäßheit der B. v. 16. Juli 1816, die Anzahl der Raths-Acceſſiſten bei 
jeder Finanzkammer ſtreng auf zwei befchränkt ſeyn foll, und daß die Pünftigen 
Demwerber um den Rathsacceh darauf aufmerffam zu machen find, daß; fie in 
Folge der alterhöchften Verordnung vom 17. Dezb. 1825 nicht mehr unmittelbar 
als Kolfegialmitglieder, fondern zunächſt nur im äußern Dienfte angeftellt wer: 
den können, wenn einmal die Zahl der zur Reactivirung geeigneten Quieszenten 
fich gemindert haben wird. 


B. Verordnung vom 16. Suli 1816: 

Wir haben auf den Antrag Unferes Finanz Minifteriums alfergnädigit be: 
fchloffen, zur Bildung tauglicher Subjecte für höhere Finanzftellen den Raths— 
Acceß bei den Finanz-Directionen einzuführen, indem Wir Uns überzeugt haben, 
daß einerfeits Erfahrung und Gefchäfts:-Praris allein die für jene höheren Stel: 
len nöthige wiffenfchaftlihe Bildung mie erſetzen Fönnen, andererfeits aber auch 
die Einfeitigkfeit der blos wiffenfchaftlihen Ausbildung ohne jene Erfahrung 
und Uebung den Dienft auf höhere Stellen nicht felten durch Mißgriffe und 
falihe Maßregeln gefährdet. Ueber Art und Weife diefes Raths-Acceſſes, die 
Borbedingungen und Folgen deffelben, erlaffen Wir folgende allferhöchfte Beftim: 
mungemt 

J. Die aufzunehmenden Raths-Acceſſiſten müſſen die Rechtsftudien und 
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‚ Kameral:Wiffenfchaften auf einer vaterländifchen Univerfität abſolvirt, und bei 
einem k. allgemeinen Rentamte wenigftens ein Jahr lang practizirt haben. 

Auch über ihr fittliches Betragen müſſen ſie ſich durch befriedigende Zeug⸗ 
niſſe ausweiſen. 

2. Das Beibringen von geugniſſen über beſtandene Concursprũfung kann, 
da dieſe Prüfungen vielfältig nicht Statt fanden, nachgeſehen werden, dagegen iſt 

3. eine ftrenge theoretifche und practifche Prüfung der Adfpiranten durch 
die E. Finanz-Directionen unerlaßliche Vorbedingung des Acceſſes. 

4. Die Adſpiranten um den Acceß haben ihre Geſuche bei Unſeren Finanz⸗ 
Directionen einzureichen, ſich dort zugleich über Studien und Praris auszu⸗ 
weiſen und die Prüfung nachzuſuchen. 

Die Finanz:Directionen weiſen ungeeignete Geſuche ſogleich zurück, erſtat⸗ 
ten über die Aufzunehmenden belegte Gutachtens-Berichte an Unſere Mini: 
fterial = Finanz = Section, welche Uns ſolche mit ihren Anträgen vorlegt. Mir 

behalten Uns die allerhöchfte Genehmignng hierin vor. 7 

Die Aufgenommenen werden bei den Föniglichen Finanz-Direktionen vers 
pflichtet. 

5. Der untere Kanzleidienft wird den Acceſſiſten erlaffen. Die — 
Direktionen werden nach dem Maße der Bildung und Erfahrung dieſer Acceſ— 
ſiſten beſtimmen, ob ſolche den Dienſt des Geeretariats und der Regiſtratur 
durchzumachen haben. 

In jedem Falle follen die Acceſſiſten hiebei nicht lange vermweilt werden. 

6. MWefentlih und ımerläßlich ift dagegen für fie der Dienft im Red: 
nungs:Kommiffariate, welcher wenigftens ein Jahr lang dauern foll, und worin als 
Ausnahme nur denjenigen nachgefehen werben kann, welche diefen Dienft bereits 
eine gleiche Zeit hindurch mit Auszeichnung beftanden haben, ehe fie um den 
Raths-⸗Acceß fich bewarben. 

Von dem Ermeffen der Sinanz:Direftionen wird es übrigens abhängen, ob 
und wie lange ein Weceffitt, nach dem Maße feines Willens, feiner Faſſungs⸗ 
Praft, feiner Verwendung noch übers Jahr in diefem Vorbereitungs-Acceſſe 
verharren fol. 

7. Der Acceß im Rechnungs:Commiffariate ift die Einleitung ımd Vor— 
bedingung zum eigentlichen Raths-Acceß. Alfein diefer Rechnungs-Commiſſariats⸗ 
Acceß foll darım als Fein befonderer angefehen werden, der für fich allein ohne 
den Raths-Acceß nachgefucht, begutachtet oder bemilliget werden kann. 

8. Im Rechnungs:Commiffariate wird der Acceſſiſt einem verfäßigen Rech: 
nungs-Commiſſär, (wenn es an folchen fehlen follte) auch einem Nathe unterge: 
ben, unter deffen Aufjicht und Revifion derfelbe fo lange arbeitet, bis der Fi— 
nanz- Direktor ihn für fähig erkennt, felbftftändig zu arbeiten, 


9. Wenn der Wecefiift die fchmerften Aufgaben des Rechnungs:Commiffa: 
riats auf diefe Weife genügend bearbeitet hat, kann er ohne weitere Prüfung 
in den Raths-Acceß eintreten. 

Dagegen follen Acceſſiſten, die fchon im Rechnungs: Commiffariatsdienfte 
ihre Untüchtigkeit für Raths- und höhere Finanz: Dienfte an den Tag 


508 Erfies Buch. — Staatsredt. 


legen, längftens nach Verfluß eines Jahres aus dem Acceſſe gewiefen, vielmehr 
zur ausfchließenden Uebung für untergeordnete Finanz: Dienfte angemwiefen wer: 
den. Jenes wie diefes ift von den Finanz-Direfrionen berichtlich anzuzeigen. 

10. Im Rathe:Acceffe wird der Aeceffift mit feinen Arbeiten der Aufficht 
und Revifion eines Finanzraths untergeben. Erft wenn der Finanz = Director 
ihn für tüchtig hält, Rathsarbeiten felbftftändig zu Ieiften, kann der Acceſſiſt 
den Raths-Sitzungen beigezogen werden, worin er ein: votum consultativum 
führt. 

11. Erft von dem Zeitpunfte anfangenb; wo der Mccefift früher bei dem 
Rechnungs:Commiffariate, fpäter ald eigentlicher Raths-Acceſſiſt felbftitändig ar: 
beitet, Fönnen demfelben auch Commiffionen eines Rechnungs:Commiffärs oder 
‚Binanz:Raths bei äußern Aemtern mit den normalmäßigen Diäten eines Red: 
nungs⸗ Conmiſſars oder Raths übertragen werden. 

12. Solcher Acceſſiſten ſollen bei einer Finanz-Direktion höchſtens vier aufs 
genommen werden, und dieſes nur immer mit der Rückſicht, daß nie mehr als 
zwei dieſer Acceſſiſten bei dem Rechnungs-Commiſſariate, und zwei als eigent: 
liche Raths-Acceſſiſten beſtehen. Verſetzung dieſer Acceſſiſten von einer Fi— 
nanz⸗Direktion zur andern, nah Umſtänden und Bedürfniſſen, Bann allerdings 
Statt haben. 

13. Da der Zweck des Acceſſes nur die Bildung der Aufgenommenen ift, 
fo können Weceffiften auf einen Gehalt, oder überhaupt auf eine Belohnung 
ihrer Dienfte Leine Anfprüche machen. Nur bei außerordentlichen Dienften, 
und folcher erfprießlicher Verwendung, daß durch diefe Dienfte und Verwen— 
dung eines Acceffiften wirklich ftatusmäßiges ‚Perfonal erfpart wird, behalten 
Wir Uns vor, folhen Acceſſiſten auf motivirten Bericht Gratififationen aller: 
gnädigft zu bewilligeu. 

14. Eben fo wenig können Acceſſiſten in dem Falle, wenn fie auch unver: 
ſchuldet noch vor ihrer definitiven Anftellung entlaffen werden, eine Entfchädi: 
gung in Anfpruch nehmen, 

15. Eine beftimmte Dauer diefes Acceſſes wird micht feſtgeſetzt. Er fol 
in der Regel bis zur definitiven Anftellung des Acceſſiſten dauern. 

16. Bei Dienftverbrehen unterliegt der Mecefiift der nämlihen Strafe, 
wie der wirkliche Staatsdiener. Dienftvergehen deffelben werden nur digcipli: 
narifch beftraft. So lange der Acceſſiſt in der erften Periode feines Dienftes 
noch nicht felbftftändig arbeitet, haften feiner Dienftvergehen und Verbrechen 
halber nach Umftänden auch diejenigen, welche über feine Gefchäfte die Auf: 
ſicht führen. 

17. Wir verfichern hiemit alfergnädigft, daß Wir auf Beförderung nnd 
definitive Anftellung derjenigen Weceffiften, welche während des Acceſſes ihre 
Bildung und Tüchtigkeit für den höheren Finanz-Dienſt ewiefen haben, alfen 
nach den Umftänden nur möglichen ganz vorzüglichen Bedacht nehmen werden. 

18. Erft nad Verfluß eines Jahres im wirklichen Rathsacceffe folten 
Acceſſiſten befugt feyn, Beförderung oder definitive Anſtellung nachzufuchen. 

19. Die Xcceffiften Pönnen ſich zwar auch um fubalterne Stellen bei den 
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SinanzDirectionen, um Caſſa-Stellen, befondere und allgemeine Mentämter, be: 
werben, indeffen find es doch eigentlich die Stellen der Finanzräthe, die Wir 
als leute Beſtimmung und Belohnung derjenigen bezeichnen, welche Unfern be; 
Einführung des Raths-Acceffes zum Grunde gelegten Iandespäterlichen Abfich- 
ten in ihrem vollen Umfange entfprechen. 

20. Ausgezeichnete Rentbeamte concurriren indefjen diefem ungeachtet in erle: 
digten Finanzraths-Stellen mit den Raths-Acceſſiſten, und zwar bei gleichem Grade 
der Auszeichnung im Dienſte vorzugsweife vor denfelben, fo wie Wir über: 
haupt durch Einführung diefes Raths-Acceſſes bereits angeftellte verdiente 
Staatsdiener im Vorrücken nicht zurückgeſeht wiffen wollen. 

21. Unfere Minifterial-Finanz:Section führt über diefe Accefiiften, deren 
Dualififation und Conduite fortwährend ein befonderes Dienft: Bormerfungs: 
buch; daher die Finanzdirectionen angewiefen werden, alle hieher gehörigen 
Notizen erwähnter Minifterial-Section zu Begründung und Ergänzung diefes 
Vormerkungsbuchd halbjährlich berichtlich vorzulegen. 

Wir verfehen Uns zu Unfern Finanz: Directionen und namentlich zu Unſe— 
ren Finanz: Direktoren alergnädigft, daß fie Unfere alferhöchite Iandesväterliche 
Abſicht, durch Einführung diefes Rathsacceffes einem wefentlichen Bedürfniffe 
des Fin anzdienftes abzuhelfen, zu würdigen vermögen, und durch Aufficht und 
Leitung dieſes Acceß-Dienſtes ihrerfeits die wohlthätigen Folgen herbeizufüh: 
ren fih beftreben werden, die Wir Ung biebei ald Zweck vorgefest haben. 





Hiezu die Verfaſſung des koͤnigl. Finanzminifteriumd vom 
26. Juli 1831 (Amtes und Intelligenzbl. ©. 229): 2, 

Da fich über die Vorbedingungen jur Erlangung des Rathsacceſſes bei den 
Regierungs:Finanzkammern insbefondere über die fernere Anwendbarkeit der 
Derordnung vom 16. Juli 1816, die Anftellung von Rathsacceſſiſten bei den 
k. Sinanzdireftionen betreffend, Zweifel und Anftände ergeben haben, fo wird 
bierüber im Allgemeinen Nachftehendes verfügt : 


1) Die Erwerbung des Rathsacceſſes bei einer Regierungs-Finanzkammer 
ift durch die Erfüllung der in der Werorduung vom 6. März 1850, die 
Concursprüfung der zum Staatsdienfte adfpirirenden Rechtskandidaten 
betreffend, vorgefchriebenen Erforderniffe ‚bedingt. Der Adfpirant hat 
demnach die Vollendung der. Univerfitäts - Studien, Die Erftehung der 
erften theoretifchen Prüfung, zweijährige Amtspraris, unter diefer eine 
einjährige Praxis bei einem allgemeinen k. Nentamte, dann die beſtan— 
dene zweite Hauptprüfung mit dem Danptrefulate der erworbenen erften 
oder wenigfteus der zweiten Klaffe nachzuweisen. 

2) Die Ertheilung des Hathsacceffes und die Beftimmung der Anzahl 
der Acceſſiſten bei einer Finanzkammer bleibt dem Staatsminifterium 
der Finanzen vorbehalten. 

3) Che der Rathsacceſſiſt mit confultativer Stimme in das Kollegium zu: 
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4) 


5) 


6) 
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gelaffen werden kann, muß derfelbe wenigens ein Jahr lang im Rech: 
nungs= Commiffariate unter gehöriger Nefpizienz gearbeitet und Die 
fchwerften Aufgaben diefes Dienftes zur Zufriedenheit erledigt haben. 
Während diefer Zeit muß er auch theilweife bei: dem Fiscalate beſchäf— 
tigt werden. * 

Zur Zulaſſung zu den Sitzungen cum voto eonsultativo iſt die Ge: 
nehmigung des Staatsminifteriums der Finanzen erforderlich, an melde 
fonach die k. Kreisregierungen Gutachten zu erftatten haben. 

Sp lange bei einer Kammer der Finanzen drei Acceſſiſten cum voto 
vorhanden find,. fol in der Regel Fein weiterer zum Antritt des Raths— 
acceffes bei diefer Kammer zugelaffen werden 
Auch nach der Zulaffung eines Acceffiften zu den Sitzungen foll derfelbe 
neben den Eollegial:Arbeiten noch in Rehnungscommiffariats:Arbeiten ge: 
übt und mit fiskaliſchen Gegenftäuden befchäftiget werden; in erfterer Bezie⸗ 
hung muß er insbefondere die vollftändige Nevifion der fämmtlichen 
Rechnungsgegenftände eines allgemeinen, Rentamtes beforgen, in lesterer 
Beziehung aber immerhinmehrere laufende Prozeffe"unter der Refpizienz 
des Fiskalrathes bearbeiten‘; in erfterer Beziehung muß jährlich die 
Abrechnungs-Commiſſion, in lehterer der Fiscalrath die |Qualififationg: 
Note ausftellen. 


Adfpiranten, welche fich bisher blos für den Dienft der innern Verwal— 
tung oder der reinen Juſtiz vorbereitet, die rentämtliche Praris nicht 
genommen und bei der zweiten Prüfung den praftifchen Fall aus dem 
Gebiete der Finanzadminiftration nicht bearbeitet haben, fpäter indeß 
zu diefer überzutreten wünfchen, haben die einjährige Mentamtspraris 
nachzuholen und fich bei einer der folgenden Concursprüfungen der Be: 
arbeitung des praftifchen Falles aus der Sinanzadminiftration zu unter: 
ziehen. Die Erfüllung diefer Bedingungen liegt auch denjenigen Adſpi— 
ranten ob, welche fchon vor dem Erfcheinen der Verordnung vom 6, 
März 1850 nad den früher beftandenen Vorfchriften die Univerfitärg: 
Studien abfolwirt und bie allgemeine Concursprüfung beſtanden haben. 
Sollten Adfpiranten, welche die einjährige Praris bei einem allgemeinen 
Rentamte beftanden haben, bei |der zweiten Prüfung nebft dem’ prafti: 
ſchen Kalle aus dem Gebiete der innern Adminiftration auch jenen aus 
der Finanzverwaltung zu bearbeiten wünfchen, fo ift diefem Geſuche, 
wenn es thunlich ift, zu entfprechen und defhalb von den Prüfungscom— 
mifjionen das Erforderliche zu verfügen. 

Ausnahmsweife können ‚Practifanten und Acceſſiſten ausfchließend 
für das Fiscalat aufgenommen werden, wenn die Bittfteller die zweite 
Prüfung beftanden haben; der förmliche Acceß bedarf iedoch der Geneh— 
migung von Seite des Staatsminifteriums der Finanzen. 


Die Präfidien und Directorien der Kreisregierungen werden übrigens 
fortan bemüht ſeyn, durch Aufficht, Belehrung und Aufmunterung im Geiſte 
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der Altern und der neueften Verordnung die Ucceffiften der Finanzkammiern fo- 
gründlich und umfaſſend ald möglich zu bilden und aus diefem Inſtitute t üchtige 
Beamte für den äußern wie für den Kollegialdienft heranzuziehen. 





$. U. Verwendung von Ausländern, 
Hierüber beftehen außer dem Berfaflungsgefege noch die V. v. 
25. Aug. 1816 (Amt. ©. 371): 


Es find feit einiger Zeit mehrere Indigenats-Geſuche von ſolchen Auslän— 
dern an Uns gelangt, welche johne Unfer Vorwiſſen zum Staatsdien;te funk: 
tionsweis verwendet, und dadurch zum Austritte aus ihrem urfprüngticjen Das 
terlande veranlaßt worden find. 


Damit ähnliche Geſuche von Fremden zum Nachtheile Unferer inländifchen 
oft fähigern oder wenigſtens gleich befähigten Subjecte Fünftig nicht mehr Statt 
finden Eönnen; fo befehlen Wir hiemit, daß Fein Ausländer zu einer Junktion 
im Staatsdienfte ohne Unfere befondere vorher ertheilte Genehmigung ferner 
verwendet werde. 

Hiernah werden fämmtlihe Stellen und Behörden Unferd Königreichd 
unter ihrer firengen Derantwortlichkeit angemwiefen. 





V. v. 14. Sept. 1821 (Int. ©. 559): 

Es hat fich bei mehreren Gelegenheiten ergeben, daß fich verfchiedene öffent: 
liche Beamte befugt hielten, Ausländer ald Schreiber oder Gehülfen aufzu— 
nehmen, 

Da auf folhe Verwendungen gewöhnlich Anſprüche anf Indigenatsrecht 
begründet werden wollen und da fie den brauchbaren Inländern immer zum Nach— 
theil find, fo fieht man ſich in Gemäßheit der beftehenden Dienftesordnung 
veranlaßt, fänmtlichen Verwaltungs: und Finanzbeamten mit Inbegriff der Ge: 
meinde: und Schulverwaltung umd technifchen Branchen die Verwendung oder 
Beibehaltung von Ausländern zum öffentlichen Dienfte bei perfönlicher Werant: 
mwortung zu unterfagen. 

Sollte in einzelnen Fällen eine folche Verwendung aus befondern Gründen 
nothwendig erfcheinen, fo muß die Genehmigung der unterzeichneten Stelle (k. 
Reg., Kammer der Finanzen) vorerft befonders nachgefucht und erhalten werden. 


4. 3. Pflidten und Rehte der Staatsbeamten. 

Die Pflihten und Rechte der Staatsbeamten find manchfach. 
Zuförderft müffen dad Staatsdieneredict, die Verfaffung felbft und 
der 2. Abfchnitt Tit. I des IM. Buchs des Strafgeſetzbuchs Art. 
166 bis einfchließlich 198 nachgefehen werden. Sodann muß man 
fih auch bier auf die unter andern Rubriken vorfommenden Ber- 
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füguingen, insbefondere auf die Dienftesinftructionen beziehen. Was 
die Juſtizbeamten betrifft, fo ift in der Abtheilung der Gerichts; 
ordnung das Meifte enthalten u. f. w. Das noch fehlende Allge- 
meine wird bier zufammengeftellt und zwar zur beffern Weberficht 
unten folgenden Rubrifen: 


1. Amtdantritt und Austritt, 


Niemand darf fich ohne Ernennung ober Auftrag der betrefs 
fenden Staatsbehörbe mit einem öffentlichen Amt befaffen, und 
auch das übertragene vor gefchehener Beeidigung nicht antreten. 
Der Eid, den jeder Staatsbeamte abzulegen bat, lautet im $. 3 
des Ttt. X der V.U.: »Ich ſchwoͤre Treue dem Könige, Gehors 
»fam dem Gefete und Beobachtung der Staatöverfaffung; fo wahr 
smir Gott helfe und fein heiliges Evangelium.« 

Die Beeidigung der obern Beamten gefchieht im Rheinkreiſe 
vor bem betreffenden Bezirfögericht ; der untern vor dem Friedens; 
gericht: die der Bürgermeifter vom Landcommiſſariat. 

Ueber die Amtsübergabe und Uebernahme wird ein Protokoll 
errichtet. Das Inventarium über die vorhandenen Mobilien, Gels 
der, Bücher, Urkunden u. f. w. wird verglichen und erneuert. Sie 
be hierüber auch das Defret v. 7. Oft.1809, weldhesunter Staat % 
wirtbfhaft, Zufascentimen mitgetheilt werden wird. 

Ueber die Rechenschaft, welche jeder Beamte beim Austritt 
abzulegen hat, fpricht dad Gefeg v. 8. Germ. 3 (H. 9, ©. 49 
der Rudler'ſchen Geſetzſammlung): | 

Art. 1. Die Mitglieder der Verwaltungen der Departemente und der 
Ptunizipalitäten, deren Amtsverrichtungen, es fey nun wegen Abferung oder 
Stelterfegung, oder Niederlegung ihrer Aemter, oder Verminderung der Anzahl 
der Verwaltungs: Mitglieder, oder irgend einer andern Urfache aufgehört haben, 
oder anfhören werden, follen gehalten feyn, zufammen oder jeder für ſich, den 
Verwaltungs-Corps, deren Mitglied fie waren, die Rechenſchaft von ihrer Amts: 
führung innerhalb 8 Defaden, wenn es eine allemeine Rechenfchaft betrifft, und 
binnen vier Defaden, wenn nur von einer befondern Rechenfchaft die Rede it, 
vom Zage der Bekanntmachung des gegenwärtigen Defrets, und biunen einer 


gleichen Friſt vom Tage des Aufhörens ihrer Amtsverrichtungen an zu rechnen, 
abzulegen. 
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2. Verantwortlidfeit. 


Diefe hatte die Conſtitution vom Jahr 8, Tit 6 ausgefprds 
chen; ebenfo erffärt die neue bayerifche Verfaſſung im Art, 4 deg 
Tit. X die Staatödiener für die Beobachtung Reren verant⸗ 
wortlich. 

3. Cautionen. 


Hieruͤber gelten die aͤltern Geſetze und Verordnungen, welche 
ſammt den neuern an den betreffenden Orten, naͤmlich haupt— 
fachlich unter Staatswirthfchaft, ſodann unter Orts gemein 
den, Gerihtsordnung, Hofpizien u. ſ. w. vorgetragen 
werden. Hier findet nur bie eine allgemeine V. v. 9. Aug. 1820 
(Amtsbl. S. 133) ihren Plag: 

Da in Unferm Rheinkreiſe bereits ein befonderes Cautiotisfyftem beftekt, 
welches dem dortigen Adminiftrations:Syftem, dann den einzelnen Amts: und 
Perfonalverhältniffen angemeffen if, und wodurch die nöthige Sicherheit des den 
Beamten anvertrauten Werarial: ind Communalvermögens bezweckt wird; fo 
wollen Wir nad dem Antrage Unfers Staats:Minifteriums der Finanzen, es 
vor der Dand ganz hiebei belaſſen haben, und ſoll daher Unſere Normal: Ver— 
ordnung vom 19. Februar 1819, die Wiedereinführung der Umtsbürgfchaften bes 
treffend, auf erwähnt Unfern Rheinfreis nicht ausgedehnt werden. 





4. Wohnſitz; Urlaub. 


Das Geſetz v. 29. März und 12. Sept. 1791 (9. 9, S. 28 


der Rudlerfhen Sammlung) fagt: 

Art. 1. Die öffentlichen Beantten find gehalten, während der ganzen Dauer 
ihrer Amtsführung an den Dertern, wo fie diefelbe ausführen, zu wohnen, wenn 
fie nicht gültiger Gründe wegen diefer Pflicht enthoben find. 

Art. 2. Die Gründe Farm niemand für gültig erkennen und die Dispenfa> 
tionen ihnen ertheilen, ald die Korps, deren Mitglieder fie find, oder ihre Vor: 
geſetzten, wenn fie Feine Korps ausmachen, oder die BermwaltungssDireftorien in 
den vom Geſetze ſpezifirten Fällen. 
| Art. 3. Die in den hier oben ftehenden erften Artikeln erwähnten öffent: 

fihen Beamten, welche die Verfügungen diefer zwei Artikel übertreteh, werden 
eben der bloßen Thathandlung ihrer Uebertretung wegen dafür dngefehen, als 
ob fie ihre Aemter unwiderruflich wiebergelegt hätten, und müffen durch andere 
etrſetzt werden. 


Ferner verfuͤgt der Beſchluß des a v, 
19. ._. 4 (Rudler a. a. DI: 


. Eiebenpieiffer'd 43 
— der Verfaſſung x. 
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‚ Art. 1. Die Commiffäre der Vollziehungs-Gewalt beiden Eentral:Bers 
waltungen der Departenente dürfen fich von ihrem Poften, ohne vom Minifter 
des Innern (vom Regierungs - En a dazu Erlaubniß erhalten zu haben, 
nicht entfernen, 

Art. 2. Eben fo wenig dürfen es die Commiffäre bei den Munizipal: Ver: 
waltungen, ohne die Befugniß dazu erhalten zu haben, die ihnen von der Een: 
tral: Verwaltung ihres jederfeitigen Departements ertheilt wird, welche es den 
Miniftern des Innern und der allgemeinen Polizei (dem Regierungs:Commiffär) 
fogleich berichten foll. 

Art. 3. Alle diejenigen unter den Commiffären der Bollziehungs = Gewalt, 
die ihren Poften verlaffen, ohne die Erlaubniß dazu in den hieroben angezeigten 
Formen erhalten zu haben, ſollen fogleich abgefegt werden. 





Neuere Verordnungen über Urlaub find mir nicht befannt, 
boch hat die Kreisregierung am 10. Juni 1829 (Int. ©. 157) 


befannt gemacht: 

In Folge alterhöchften Referipts vom 29. dv. M., wird befannt gemacht, daß 
in dem Lizenz» Gefuchen k. Beamten zu Reifen in das Ausland, jedesmal der 
Ort, nach welchem die Reife gerichtet ift, namentlich angegeben werden müſſe; 
da ohne die Beobachtung diefer WVorfchrift dem Geſuche Feine Folge gegeben 
werden Pönnte. 

Was die Juſtizbeamten betrifft, f. die Gerichtsorduung. 





5. Arbeit3ordnung. 


Diefe ift in ben meiften Gollegien und Aemtern durch eigene 
innere Polizeivorfchriften regulirt. Ein Befchluß des Directoriums 
v. 5. Vend. 7 feßt die Arbeitszeit aller Angeftellten, (Employés) 
alfo untergeordneten Beamten und Angeftellten auf 7 Stunden 
jeden Zag fell: Art. 35 verordnet, daß in den Buͤreaus Arbeites 
und Gegenwartsliften gehalten werden follen ; die Abwefenden 
follen das erftiemal mit 10 Tagen, das zweite mit einem Monat 
Gehalt, und das dritte mit Entlafjung beftraft werden : Art. 
5 — 9. (9. 17, ©. 41 obiger Sammlung). 


6. Gehalt; Penfion; Diäten; Anftellungstaren; Um 
zugsgebühr. 
Das Geſetz v. 29. Nov. 1789 (H. 9. S. 31) verbietet die 
Annahme von Neujahrsgeſchenken oder ſonſtigen Verehrungen we— 
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gen amtlicher Berrichtungen bei Strafe der Erpreffung. Ueberhaupt 
gilt die Regel, daß fein Beamter irgend. eine Gebühr oder Bes 
dahlung annehmen darf, die fih nicht auf eine gültige Verfügung 
gründet. Dieß fpricht noch folgender Beichluß des Regierungs— 
Commiſſaͤrs v. 14. Meſſ. 6 CH. 8, ©. 187) aus: 

Art. 1. Die Eommiffäre des Vollziehungs-Directoriums bei den Admini« 
frationen und Tribunälen find unter eigener perfönlicher Verantwortlichkeit 
verbunden, diejenigen Richter, Beiſitzer, Verwalter und öffentliche Angefteflte 
bei dem Regierungs:Commiffär anzuflagen, welche von den Verwalteten oder 
Gemeinden irgend eine Bezahlung oder Belohnung angenommen hätten, oder 
noch annehmen.werden, die ihnen nicht eigens durch das Geſetz, durch Urs 
theile oder Befchlüfe höherer Verwaltungen zugeftanden wären, welche in Ges 
folg, und in von denfelben vorhergefehenen Fällen gegeben worden find. 

Art. 2. Sie follen ebenfalls gehalten feyn, auf der Stelle bei den Verwal 
tungen und Tribunälen, bei denen fie angeftellt find, die Abſetzung aller derjeni— 
gen ihrer Emploirten, Gerichtöfchreiber und Sefretäre verlangen, welche — 
Fehlers ſchuldig gefunden würden. 

Art. 3. Die öffentlichen Angeſtellten, die ſich in dem Fall einer Anklage 
befinden, welche in dem erften Art. vorhergefehen ift, follen noch überdies nach 
dem, was durch die Art. 8 und 14 der 5. Ubtheilung des erften Tit, des zweiten 
Theild des Geſetzbuchs der Strafen vorgefchrieben ift, und deffen Inhalt hier 
folgt, peinlich verfolgt werden; 

»Jeder öffentliche, Angeftellte, jeder auf ;die Lifte der Gefchwornen einges 
»fchriebene Bürger , welcher überführt werden wird, daß er um des Geldes, 
»der Gefchenfe, oder Verfprechungen wegen, mit feiner Meinung, oder der Aus: 
»übung feiner ihm anvertrauten Gewalt gewuchert habe, foll mit der bürgerlis 
»chen Degradation beftraft werden.« 

Jeder Angeftellte oder öffentliche Beamte, jeder zur Einnahme von Gefällen 
und Öffentlihen Steuern Beftellte, welcher überführt werden wird, entweder 
durch fich oder feine Vorgeſetzte. des Werbrechens der Erpreffung fich fchuldig 
gemacht zu haben, fol, ohne Vorurtheil des Erſatzes der unrechtmäßig empfan⸗ 
genen Summen, zu 6jähriger Kettenſtrafe verdammt werden. 

Art. 4. Um die Erfüllung der vorhergehenden Verfügungen zu verſichern, 
ſoll jeder öffentliche Beamte und Angeſtellte gehalten ſeyn, auf das Anfordern 
der ſtreitenden Partheien einen Empfangſchein der geforderten und erhaltenen 
Summe abzuliefern. 


Die neuern Beſtimmungen iiber Diäten und Gebuͤhren, wel, 
he nicht an einem andern Ort vorfommen , find folgende : 
Verordnung vom 23. Sept. 1817 (Amtsbl. S. 600): 


Wir find von dem Lebermaße in Kenntniß geſetzt worden, welches bei den 
Anfrechnungen der Commifliong = Diäten vielfältig Statt hat, und Unfer Staats 
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Aerar auf eine unverhaͤltnißmäßige Weiſe beläſtiget. Da Wir die Ueberzeu— 
gung geſchöpft haben, daß der Grund dieſes Uebermaßes nicht fo faſt in zu hohen 
Diäten-Sätzen, als in der Frequenz und zu langen Dauer der Commiſſionen 
zu fuchen fey; fo wollen Wir, auf den Antrag Unfers Staatsminifteriums der 
Finanzen, und nach Vernehmung Unfers Staatsraths, die bisher beitandenen 
Diäten-Regulative, namentlich die in der proviforifchen Taxordnung v. 8. Oft, 
1810, in der Verord. v. 9. Mai 1809, und in allen jemem den verfchiedenen 
Stellen und Behörden bei ihrer Organifation, oder fpäterhin im diefer Bezie: 
‘hung ertheilten Spezial:$nftruftionen hierüber enthaltenen Beſtimmungen, zwar 
hiemit beſtätiget, und als auch noch ferner geltend erklärt haben; jedoch aus⸗ 
drücklich nur unter folgenden die Abſtellung jenes — bezweckenden 
Einſchränkungen und Modifikationen, 

I Bei Commiſſionen, melde an einem und demfelben Orte tiber 14 Tage 
dauern, follen nach Verfluß diefer 14 Tage nur mehr zwei Drittel der re: 
aulativmäßigen Diäten verrechnet werden dürfen. 

II. Zu gewöhnlichen Gommiffionen im adminiftrativen Fache folfen in der 
Regel nur Rechnungs: Commiffärs — nicht Räthe — gebraucht werden. Com: 
miſſionen von geringer Bedentung find den Land: Beamten zu übertragen. 

I. Die Commifjions = Actuare follen allemal, wo es die Befchaffenheit 
des Gefchäftes erlaubt, und Feine Collufion mit den Beamten zu beforgen ift, 
aus dem Schreiberperfonal eines im Eommiffions= Orte befindlichen Amtes ge: 
nommen werden. 

"IV, Allen FREE TEEN, Stellen wird aufgegeben, den abzuordnenden 
Commiffarien beftimmte ausführliche Inftructionen zu ertheilen,, welche nicht 
blos den Gegenftand des Gefchäftes im Allgemeinen, fondern nad) allen feinen 
Beitandtheilen, Gang und Form der Ausführung, in mögfichfter Vollſtändigkeit 
bezeichnen. 

Ueber alle Erzeffe und Mißgriffe der Commiſſärs, melche als Folgen einer 
mangelhaften Inftruction erfcheinen, werden die committirenden Stellen hiemit 
ausdricklich verantwortlich gemacht. — Befonders werden folche aufmerkjan 
gemacht, nie zu geftatten, daß der Commiſſär ſich fein Commiſſorinm (feine In: 
ftruftion) felbft aufſetze. 

V. Nicht minder wird ed dem committirenden Stellen zur Pflicht gemacht 
die Commiſſärs, — indem fie dDiefelben von Zeit zu Zeit ihre Geſchäfts-Journale 
vorzulegen, und über den Fortgang ihres Geſchäfts zu berichten anhaften, in 
ihrem Verfahren genan zu bewachen, und im Falle eines fich bezeigenden Saum 
ſals oder zweckwidriger Behandlung, fogleich Präftig einzufchreiten. 

VI Amts-Ertraditionen ımsbefondere betreffend — bei welchen die 
auffallendſten Exrzeffe durch übermäßige Ausdehnung diefer Commifjionen ſich 
ergeben haben — weifen Wir die committirenden Stellen vorläufig dahin au, 
in den Inftruftionen, und durch genaue NRefpizirung der Commiffarien zu forgen, 
daß diefe Sommiffarien nicht, wie bisher, fich mit ganz fremdartigen, dem abite: 
henden oder neu anftehenden Beamten obliegenden Gefchäften auf Unfere Kosten 
befaffen, oder Unterfuchungen Raum geben, ehe fie, nach Vorlage des erhobenen 
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Anlaffes, hiezu befonders ermächtigt find. Wir behalten Uns vor, über diefeu 
Gegenſtand noch nähere Weifungen in einer befondern Verordnung zu erlaffen. 

Vo. Keine Erftattung von Kommiffiond-Diäten foll Statt haben, wenn’ der 
Kommiffär feine Reife und Gefchäfte, in der ganzen Progrefiion derfelben, nicht 
Durch ein fortlaufendes Geſchäfts-Journal, durch die bei den einzelnen Ver— 
Handlungen abgehaltenen Protofolle, oder weniaftens aus feinen Manual-Akten 
durch die. Aufjäge der erlaffenen Verfügungen und Anordnungen nachweiſen kann. 


VII, Kommiffarien, welche ihr Gefchäft aus Unkunde, Nachläffigkeit oder 
Abficht verzögern, oder nicht zweckmäßig ausführen, unterliegen, nach dem Er- 
kenntniſſe der Fommittirenden Stelle, dem Erfage der Diäten zu ganz oder 
theilweife. 

IX, Die General: Kreisfommiffarien Präfidenten), Vicepräft: 
denten, Direktoren der Regierungen, dann alle Vorftändeder centrafifirten Be: ' 
hörden follen, Cin foferne ed nicht die beſondern Dienſt-Inſtruktionen mit fich 
bringen) ohne allerhöchften Auftrag oder erholte allerhöchſte Bewilligung fich 
durchaus Feiner Kommiffions:Reife unterziehen. 


X. Präfidenten, Borftände und Direktoren follen — außer in den bereits 
vorfchriftsmäßig bezeichneten Fällen, oder in Fällen, welche fchon der ordentliche 
Gang der Adminiftration nothwendig mit fich bringt, 3. B. zu Amts:Ertradi- 
tionen, Kaffa:Bifitationen, Rechnungs:Aufnahme ꝛc. 2c..— ohne vorläufige An: 
zeige und erhaltene Bewilligung Feiner Commiſſions-Abordnung, bei eigener Hafe 
sung, fih erlauben. 


XI. Sämmtliche committirenden Stellen werden angewiefen, über die von " 
ihnen. angeordneten Commiffionen — mit Anzeise des Gegenftandes, des Com— 
miffärd, der Bewilligung oder anderiwärtigen Veranlaffung, der Dauer, der 
Koften und des Reſultates — alle Vierteljahre einen tabellarifchen Konſpekt 
dem betreffenden Staats:-Minifterium zur Einficht vorzulegen, welches denfel: 
ben Unferm Staatd-Minifterium der Finanzen mittheilen wird. 

XU, Die Diäten bei Commiffionen außer Landes, fo wie jene in auffer - 
ordentlichen Angelegenheiten, und für Staatsdiener höhern Ranges, welche in 
die bisherigen Diäten-Regulative nicht aufgenommen worden find, follen für 
jeden befondern Fall Unferer befondern alferhöchften Beftimmung vorbehal: 
ten bleiben. 

Unferm oberften Rech nungs-Hofe wird es zur Pflicht gemacht, bei Revi: 
fion und Entfcheidung der Diäten-Rechnungeu hiernach ftrenge zu verfahren. 


Verordnung vom 14. Jaͤn. 1823 (Int. ©. 117): Daß den 
Unternehmern von öffentlihen Bauten nur die wirklichen Koften 
für Stempel, Einregiftrirung und Bekanntmachung, aber feine 
Gebühren für Abhaltung der Berfteigerung abgefordert werben 
duͤrfen. 
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Die Umzugsgebuͤhren ordnet die Verordnung vom 16. 
Aug. 1817 (Amtsbl. S. 593): — 


Die vielen Zweifel und Anfragen, welche über die den verſetzten Beamten 
in Beziehung auf ihre verſchiedenen Dienſtesverhältniſſe zu bewilligenden Um: 
zugsgebühren vorgefommen find, haben Uns veranlaßt, diefen Gegenftand 
einer nenen Revifion zu unterwerfen. Wir haben hierüber den Antrag Unfers 
Sinanzminifteriums erholt, und befchliefen und verordnen, nach Vernehmung 
Unfers Staatsraths, die Fünftige Bewilligung diefer Umzugsgebühren 
betreffend, wie folgt: 

$. 1. Auf Umzugsgebühren CErfab der Umzugskoften) hat jeder Be: 
bienftete Anfpruch zu machen, der, ohne fein Anfudhen, ohne feine 
Schuld, und ohne hbinlänglihe Entfhädigung durch Beförde— 
rung, eigentlihb Vermehrung des bisherigen Gehalts, von 
einem Orte zum andern verfept worden ift. 

6.2. Da Umzugsgebühren nur Erfas von Auslagen, und nicht 
Croie die Penfionen 2c.) Auszeichnung und Belohnung des Staatsdieners find; 
fo Eommen folche jedem Bedienfteten im weiteſten Sinne des Wortes zu, 
alfo auch 

1) denjenigen Bedienfteten, die auf die Dienftpragmatif, nach Unferer 
Verordnung vom 28. November 1312 *) Feinen Anfpruch haben, 
2) den mit andern Landestheilen übernommenen Bedienfteten, 
35) den Duiescenten, wenn fie die Quiescenz nicht felbft nachgefucht, oder 
forhe durch ihre Schuld (man fehe unten $. 6) herbeigeführt haben, 
4) felbit den blos proviſoriſch Angeſtellten, wenn fie bei ihrer Werfesung 
Feine definitive, fondern wieder nur eine proviforifche Anftellung erhalten, 
$. 3. Momentane Beſtimmungen an einem Orte zu Ausrichtung eines be: 
fonderu befchloffenen Geſchäfts gehören nicht hieher,, fondern find wie Commiſ— 
fionen niit Bewilligung von Gefährtgeldern und Diäten zu behandeln. 

$. 4 Mer um Derfesung auf einen beſtimmten Pas, oder eine beftimmte 
Gattung Bedienftung anfucht, Fann, wenn feinem Gefuche wiltfahrt wird, unter 
feinem Vorwande, felbft wenn er durch die Verfesung an Rang und Gehalt 
verlieren follte, Entfchädigung verlangen, und find ſolche ungeeignete Geſuche 
ohne Inſtruirung und Gutachten gleich bei den unteru Behörden zurückzumeifen. 

Ganz alfgemeine Gefuche um Beförderung, ohne Bezeichnung eines Platzes 
oder einer Art von Bedienftung, follen indeffen dem Birtfteller in feinen An: 
fprüchen auf Umzugs:Gebühren nichts benehmen. 

$. 5. Wir werden in den bei Anftellungen durch Verſetzung zu erlaffen: 
ben Refcripten jedesmal den Umſtand, ob der Angeſtellte auf fein eigenes 
Anfuchen verfent werde, aufnehmen laſſen; fo wie wir hiemit allen begutach— 
tenden Behörden befehlen, in ihren Anträgen und Berichten dieſen Umftand 
immer genau herzuftelfen. 

— ee — 


*) Regietungsblatt vom Jaıır 1813, Seite 761. 
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6.6. Aus eigener © u erklären Wir einen Bedienfteten verſetzt, 

wenn feine Verſetzung 
1) durch) feine fubjektive Unfähigkeit für den Poften, welchen er bekleidet, 
2) durh Saumfal, oder andere Dienftgebrechen, 
5) durch felbftveranlaßte Perſonal-Verhältniſſe, herbeigeführt worden if. 

Auch Umfkände diefer Art find in den Anträgen und Berichten immer ges 
nau aufzunehmen, damit in den Reſcripten über folche Verſetzungen Unfere Ent: 
fhließung hiernach beftimmt gefaßt werden, könne. 
97 Bermehrung des Gehalts auf dem Poften, wohin ein Be: 
dienfteter verfest wird, in Wergleichung mit feinen vorigen Bezügen, hebt die 
Anſprüche auf Umzugs:Gebühren auf, wenn diefe Vermehrung jährlich 
fo viel, oder noch mehr beträgt, als die Umzugs-Koſten nach den unter $. 9 ıc. 
beftimmten Normen betragen würden. 

$. 8. Erreicht diefe Bermehrung den Betrag der Umzugs-Gebüh— 
ren nicht, fo erhält der Derfente nur den Mehrbetrag der Umzu gs-Gebühren 
gegen die Gehalts-Vermehrung. Die ohnehin nur im befonderer Beziehung 
auf die damalige Organifation erlaffene Verordnung vom 15. Sept. 1808 *) 
ist alfo hiernach als erlofchen anzuſehen. 

$. 9. Die Umzugs-Gebühren werden Fünftig von dem Haupt-Geld⸗ 
bezuge derjenigen Stelle, von welcher die Verſetzung gefchieht, entrichtet. 


$. 10. Ueber den Betrag der Umzugs-Gebühren werden folgende 
Beflimmungen feftgefebt : 

1) der ledige Bedienftete bezieht für die erften fünf Meilen feiner 
Reife 174, vom Hundert jenes Haupt:Geldbezuges, für die weiteren zehn 
Meilen, nämlich von fünf bis fünfzehn Meilen einfchlüffig, 4, vom Yunz 
dert, für die übrigen Meilen feiner Reife %, vom Hundert ; 

2) der verheirathete DBedienftete ohne oder mit nidt 
mehr alsdrei noch unverforgten Kindern bezieht im erften 
Falle 2 vom Hundert, im zweiten Falle 1 vom Hundert, und im dritten 
Falle %, vom Hundert; endlich 

3) der verheirathete Bedienftete mitvier oder noch mehre— 
ren noch unverforgten Kindern bezieht nach diefen nämfichen 
drei Unterfchiedemerfmalen 21%, 1% und 1 vom Hundert ald Mm 3 u'alg- 
Gebühren. 

$. 11. Entfhädigungs: Zulagen und Mehrbezügeaus frü— 
bern Dienft:Verhältniffen, diefe mögen pragmatifch oder nicht 
pragmatifch feyn, — werden in jenem Haupt:Geldbezuge zu Beſtimmung 
der Umzugs-Gebühren eingerechnet. Andere Neben, Geld: oder Naturals 
Bezüge fommen hier in Beine Betrachtung. 

$. 12. Bei Berechnung der Meilenzaht ift nicht gerade die befuchtefte Poft: und 
Landftraße, fondern ber nächte Weg, jedoch mit Ausnahme der für größeres 


*) Regierun;stlatt vom Jahr 1808, Stud LV, Seite 2173, 


— 
>» 
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Fuhrwerk —— Nebenwege, anzunehmen. Unſere General, Zoff: und 
Mauth: Direktion wird, wie bisher, in zweifelhaften Fällen die Entfernungen 
attefliren. 

F. 15. Die zu bewilfigende Summe der Umzugs:Gebühren darf bei 
Bedienfteten mit Befoldungen von 3000 fl, einfchlüffig in keinem Falle die Hälfte, 
und bei Bedienfteten mit Befoldungen über 3000 fl. den dritten Theil des jähr— 
lichen Haupt:Geldbezuges überfteigen, jedoch bei lestern nur dann, wenn Die 
Umzugs-Gebühr mehr ald 1500 Gulden betragen würde. 

$. 14: Bei Verfegungen im nämlihen Orte, oder in der Entfernung 
einer achtel Meile haben Feine Umzugs:Gebühren Statt. 

$. 15. Der geringfte Betrag der zu bewilligenden Umzugs = Gebühren 
fol jener nah zwei Meilen Entfernung feyn, Bei geringern Entfernungen 
bis herab zur achtel Meile einfchlüfiig, werden die nämlichen Umzugs-Gebühren, 
wie bei einer Entfernung von zwei Meilen bewilligt, 

$. 16. Die Umzuge:Gebühren werden, um den zu Verſetzenden fogleich den 
nöthigen Vorſchub zu geben, an dem Orte, von — die Verſetzung geſchieht, 
angewieſen und bezahft, 

$. 17. Bei Verſetzungen und Reifen Unferes Gefandtfehaftsperfonats bleibt 
es einftweilen bei den bisherigen befondern Beitimmungen. 

$. 18. Die General, Zoll und Mauth:Direftion behält für 
ihr Perſonal noch ihr befonderes Umzugskoſten-Regulativ vom 5. Febr. 1808 *). 

$. 19, Da die Umzugs-Gebühren bei Verfegungen der Bedienſteten 
eine bedeutende Laſt für Unfer Staats-Aerar find, deren Wir Uns, in 
foferne ſolche der Dienft nicht erfordert, ein für allemal enthoben wiffen wollen, 
fo befehlen Wir hiemit allen Behörden Unſere s Königreichs, Verſetzungen, wel, 
che Unfer Aergr mit Umzugs-Gebühren befchweren, ohne Noth, und ohne we: 
fenttichen Vortheil für den Dienft, nie in Antrag zu bringen, noch minder zu verfügen. 





Ueberdie Anke llung®, Ausſchreibe-und Botengebuͤh— 
ren verfuͤgt die k. Verordnung vom 7. Februar 1818 (Amtsblatt 
©. 885): 


Gleich nach dem Antritte Unferer Regierung haben Wir zur Erleichterung 
der angehenden Staatsdiener die bis dahin bei Anftellungen im Gebrauch gewe: 
fene größere geheime Tare mit 25 vom Hundert der Befoldüng aufgehoben, uud 
dafür die fogenannte Pleinere Tare mit 10 vom Yundert für alle Fälle anzu: 
wenden bewilliget; jedoch mit dem Beiſatze, daß Fünftig ein Nachlaß an diefer 
fo viel geminderten Taxe nicht mehr Statt haben folle. 

Deifen ungeachtet wird die Bemerkung immer häufiger, daß. die Zahlung 
diefer Gebühr durch Nachlaß-Geſuche, ungegründete Reklamationen und andern 


*) Regierungsblatt vom Jahr 1808, ©. 474, ; 
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Saumfal hingehalten, und nach vielen Schreibereien von Behörde zu Behörde, 
zulegt nur durch Befoldungs: Abzüge bewirkt werden könne. 

Um nun eines Theiles den richtigen Einfluß diefes Staats-Gefälles zu bes 
fördern, und andern Theiles den Pflichtigen die Zahlung zu erleichtern, verords 
nen Wir hiemit, wie folgt: 


.D Bei der Beftimmung, daß Anftellungs: und Befoldungsmehrungs:Taren 
durchaus nicht nachgelaffen werden, hat es fein Berbleiben. | 

2) Alle Zahlung der Anftellungs:Taren mit Einfchluß der Siegel:, Ausfchreib- 
und DBotengebühren gefchieht in Zukunft durch Abzüge bei jener Eaffe, 
bei welcher der Angeſtellte feine Befoldung zu beziehen hat. 

5) Die Abzüge werden vom Monate des erften Befoldungsbezuges anfanz 

gend bis zum fechsten einfchlüffig in ſechs gleichen Friften gemacht. 

4) Dede Eaffe oder jedes Amt, welche Befoldungen auszuzahlen haben, were 
den bei der Anweifung des Gehaltes von der treffenden Tax-Schuldig— 
Feit in Kenntniß gefest, und haben fodann die fechsmonatlichen Abzüge 
ohne Geſtattung von Einwendungen bei eigener Haftung zu machen. 

5) Für die monatlichen Beträge ftellen die bezahlenden Eafjen oder Aemter: 
Interims-Quittungen aus. Iſt die ganze Summe erhoben, fo wird fie 
an das geheime Taxamt eingefendet, welches dafür die Hauptauittung 
zurück fchicfet, die dann dem Debenten gegen Rücdgabe * Interims⸗ 
Quittungen zugeſtellt wird. 

6) Bei Beſoldungsmehrungen iſt die treffende Taxe in drei gleichen Monats: 
friften abzuziehen. 

7) Bei Anftellungen und Beförderungen, bei welchen Feine Befoldungs-Tare,. 
fondern nur die Ausfchreib: und Botengebühr Statt hat, foll der Abzug 
auf Einmal gemacht werden. 

Unfere Eentral:Staats:Eaffe, alle Kreis: und Spezial:Eaffen, dann Rent: 
und andere Nemter, welche Befoldungen auszuzahlen haben, werden zur genaue: 
sten Befolgung diefer Unferer Verordnung hiemit angewiefen, und Unſer ge: 
heimes Taxations-Amt hat ſich darnach zu achten. 

Zur Erläuterung der vorftehenden alferhöchften Verordnung vom 7. Beb. 
werden in Gemäßheit alferhöchften Neferipts vom 3. November 1818 noch 
nachfolgende Beftimmungen bekannt gemacht. 

1) An den zn bezahlenden Auftellungstaren kann nur dann ein Abzug ges 
macht werden, wenn durch die frühere Anſtellung ein wirkliches Amt per: 
manent verliehen worden ift, und für die Verleihung in Rüd: 
fiht auf die dbamitverbundene Befolduug eine regula: 
tivmäßige Zare bezahlt wurde. 

Da die Zuftus Grunerifhe Verwaltung und die gemeinſchaftliche 
Adminiſtration nur interimiſtiſch waren, und ſohin wirklich bleibende An— 
ftellungen nicht verfügen Eonnten, fo verfteht es fich von ſelbſt, daß nur 
die ehemals franzöfifchen Anftellungen, oder die früher bayerifchen dabe! 
in Aurechuung kommen können, 
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2) Danur die regulativmäßig vertarirte Summe in Abzug gebracht werden 
darf, fo können Naturalien= Bezüge nur dann in Anrechnung gebracht 
werden, wenn fie in Geld angefchlagen früher vertarirt worden find. 

3) Diäten, als bloße Taggebühren oder Vergütungen der Reifezehrungen 
Fönnen nicht in Anſatz gebracht werden. 

In Gemäßheit diefer k. Verordnung find demnach, die geeigneten Verfü. 
gungen getroffen worden, daß die noch rückſtändigen Anftellungs-Taren, Siegel, 


Ausfchreib: und Bothengebühren in der gefeplichen Weile in Abzug gebracht 
werden, 





Am 15. Dezember 1818 (Int. ©. 661) verordnete die Kreis, 
regierung biezu weiter : 

Gemäß alterhöchfter Verordnung vom 7. Febr. 1818 (Amtsbl. Nro. 35) 
ſollen die Anftellungs:Taren, Ausfchreib: und Botengebühren, welche durch die 
Öffentlichen Beamten bei Berleihungen von Anftellungen zu entrichten find, Fünf: 
tig durch Abzüge an den Befoldungen, in ſechs gleichen Friften von Monat zu 
Monat eingebracht werden. 

Für den Rheinfreis, wo die Erhebung diefer Taren bisher nur fufpendirt 
war, und in Gemäßheit alferhöchiten Referipts vom 3. November 1818 nun: 
mehr activirt werden fol, muß der Vollzug dieſer Mafregel ſowohl auf die 
bisher verliehenen Anftellungen, als auch die Fünftig erfolgenden, feine An: 
wendung finden. 

Die Anftellungstaren find von den Ausfchreibgebühren ganz verfchieden und 
unabhängig. 

Die Anftellungs: nnd Befoldungsmehrungs:Taren werdeu bei der Verleihung 
einer Anftellung von dem damit verbundenen Gehalte, oder von der Bewilli— 
gung einer Befoldungs:Erhöhung mit 10 Prozent — die Ausfchreibgebühren 
aber von der Bekanntmachung der verliehenen Auftellungen oder Beförderungen 
zu einer höhern Dienftes:Stufe, und zwar nad vier Klaffen, zu 5, 10, 15 und 
50 fl. entrichtet; ed Fann demnach eine Befoldungsmehrungs:Tare ohne Aus: 
ſchreibgebühr für einen höhern Dienft:Rang, oder umgekehrt eine Ausſchreib⸗ 
gebühr wegen Beförderung in eine höhere Dienſtes-Kategorie ohne Mehrungs: 
Zare, Statt finden. Die Botengebühr zu 1 fl. Fann in beiden Zälfen eintre: 
ten; ift aber Beförderung im Rang und Erhöhung des Gehaltes mit einan- 
der verbunden, fo wird die Botengebühr nur einfach angefebt. 

In Betreff der Anftellungstaren, welche für die Verleihung von Pfarreien 
zu entrichten find, haben Se. K. Majeftät, in Erwägung der geringen EmoInmente 
der Geiftlichkeit des Rheinkreiſes, durch alferhöchftes Nefcript vom 12. Jän. 
1818 die alfergnädigfte Milderung auszufprechen geruht, daß alle Fatholifchen 
und proteftantifchen Pfarrer, die nicht über 400 Gulden Einfommen erhalten, 
und die proteftantifchen, went fie verehelicht find, und nicht über 500 Gulden 
zu beziehen haben, von der Ernennungstare der 10 Prozent freigelaffen ſeyn 
folten. Daß hierunter nicht die Befreiung von den Ausfchreibgebühren veritan- 
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den ſey, liegt fowoHl in dem Ausdruck diefer alferhöchften Vergünſtigung, als 
in dem oben gezeigten LUnterfchied zwifchen beiden Gebühren und den Bedin- 
gungen, unter welchen fie Statt finden. 

Die Bedingungen, unter welchen an den jetzt zu vertarirenden Befoldungs- 
betrigen die DBefoldungen aus frühern Dienftesverhältniffen abgerechnet wer: 
den dürfen, find durch das allerhöchſte Refeript vom 3. Nov. 1818 (Amtsbl. 
Nro. 25) feftgefent: fie beitehen im Wefentlihen darin , daß 1) durch die 
frühere Anftellung ein wirflihes Amt von einer flabilen und nicht blos pro— 
viforifchen Regierung permanent verliehen war, und daß 2) von diefer Verleihung 
in Nüdfiht auf die damit verbundene Befoldung, eine regulativmäßige Tare 
(wie groß oder gering folche auch geweſen fey) bezahlt wurde, 

Es ift demnach nar noch das Verfahren feftzufegen, nach welchem die Au— 
fteltungstaren und übrigen Gebühren einzubringen und dem königl. geheimen 
Zarationsamt in München zu verrechnen find. 

Bisher gefhah die Erhebung zufolge allerhöchſten Reſeripts vom 30. Dez. 
1806 durch die Erpeditiong:Memter der Fönigl. General:Kreiscommiffariate Gebt 
der königl. Kreis:Regierungen), welche die erhobenen Beträge an das geheime 
Taxationsamt einfandten. 

Da aber jest die Erhebung durch Abzüge an den Befoldungen gefchehen 
ſoll, fo muß diefelbe Fünftig "durch diejenigen Kaſſen-Aemter bewirkt werden, 
auf welche die Befoldungen zur Zahlung angewiefen find. 

Diefe find im Rheinkreiſe: 

1) Die Fönigl. Kreishauptkaſſe. 
2) Die Fönigl, Rentämter. 
5) Das königl. Bergamt für das untere Berg: Perfonal. 

Damit jedoch das Eönigi. geheime Tarationsamt nicht mit allen diefen Kaf: 
fen und Aemtern, fondern, wie bisher, nur mit einer einzigen Behörde zu rec): 
nen habe, fo muß die Einfammlung der eingebrachten Taren von ſämmtlichen 
übrigen Kaffen der königl. Kreishauptkaffe übertragen werden. 

Um die verfchiedenen Kaffen und Aemter in den Stand zu feben, die Ab⸗ 
züge in der gehörigen Zeit und Weiſe bewirken zu können, werden in Zukunft 
alle Anſtellungen, Beförderungen und Gehalts-Erhöhungen den betreffenden 
Kaſſen, wo die Beſoldungszahlungen und Abzüge zu geſchehen haben, mit An— 
gabe des Betrages der einzubringenden Taxen und Gebühren und des Termins, 
wo der Abzug beginnen fol, befannt gemacht, in jedem Falle aber auch zugleich 
der Fönigl, Kreishanptkaffe zur Beforgung der Eiuſammlung angezeigt werden. 

Uebrigens wird man, zu mehrerer Sicherheit, die abzuziehenden Raten 
jedesmal in den von hier ausgehenden Befoldungsanmeifungen ausdrücken laffen, 
und es werden hiedurch fämmtliche Kaflen-Beamten und Cinnehmer bei ihrer 
eigenen Verantwortlichkeit angewiefen, die ausgedrückten Abzüge bei Auszahlung 
der Mandate zurüczubehalten,um fie der k. Kreishauptfaffe zu verrechnen. 

Hiebei Fünnen folgende Fälle vorkommen : 

1) Befoldungen, welche auf die Bönigl. Kreishauptkaffe angemiefen find. 

Entweder gefchieht die Zahlung unmittelbar bei der königl. Kreis: 
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hauptkaſſe ferbit, oder für ihre Rechnung bei einer untern Kaffe (3. 
B. bei einer Bezirkskaſſe, bei einem Rentamt oder bei einem Steuereinnehmer) 
welche die ausbezahlte Anweiſung, gehörig quittirt, ſtatt baaren Geldes an 
die Kreishauptkaffe einfchieht. 

Im erften Falle ift die k. Kreishauptkaffe und zumächft der’ Zahlmeifter 
bei derfelben für die Einbringung des Abzuges verantwortlich. 

Im Testen Falle muß der Abzug durch die unmittelbar zahlende, 
untere Kaffe gefchehen, welche für den abgezugenen Betrag eine Interims— 
Duittung ausftellt, Dagegen die Beſoldungs-Anweiſung für voll quittiren läßt, 
und indem fie diefe ftatt baaren Geldes entweder direkt an die k. Kreis: 
hauptfaffe oder mittelbar durch die Bezirkskaſſe einſchießt. zugleich den Betrag 
des Abzuges baar aufzufiefern verpflichtet ift. 


2) Befoldungen, welche auf die k. Rentamtskaſſen radicirt ſind. 
Hierher gehören: 
a) Die Emolumente oder Remifen der k. Rentbeamten. 
b) Die Befoldungen der Domänen-Ober:Beamten und des k. Stempel: 
Amtes, 
ce) Die Befoldungen des Forftperfonals. 


Ad a) Die Remifen der Rentämter werden Behufs der Tar = Entrid: 
tung nah dem Durchichnittsertrage angeſetzt; die berechnete Taxe wird fo: 
dann der einfchlägigen Domänen-Inſpection angezeigt; durch dieſe, bei den 
zunächſt erfolgenden Rentamts-Bereiſungen, in den nach Maßgabe der Anftel: 
ungszeit feitzufenenden Terminen, von den Rentbeamten, erhoben, und an die 
k. Kreishauptkaffe eingefchickt. 

Ad b) Die Befoldungen der Oberbeamten und bes Stempelamtes find 
als Eentral:Ausgaben ausfchließend bei dem Rentamte Speyer zur Auszahlung 
angewiefen. Diefes hat daher auch für die Abzüge, in fo weit es die Befol- 
dungszahlungen felbft Teiftet, zu forgen. 

Da aber auch hier der Fall vorkommt, daß die Zahlungen bei den übrigen 
Rentämtern oder fonftigen Kaffen in Empfang genommen, die Duittungen 
ftatt baaren Geldes an die Kreishauptfaffe eingeſchickt uud durch diefe erſt 
dem Rentante Speyer zur Einfendung produzirt werden können, fo find in 
diefen Fällen ebenfalls die unmittelbar zahlenden Kaffen für die 
Abzüge, in fo weit folhe in den Mandaten ausgedrüdt find, verantwortlich. 
Diefe liefern daher auch die bewirkten Abzüge baar, mit den quittirten Man: 
daten, an die Kreishauptkaffe, jedoch für Nechnung des Rentamtes Speyer 
ein, welches ſich diesfalls mit der Kreishauptkaſſe bei Einlöſung der Mandate 
zu berechnen hat. 

Ad e) Die Beſoldungen des Forſtperſonals werden bis jetzt, ohne befon: 
dere Anweiſungen, auf bloße Quittungen und auf den Grund eines genehmigten 
Beſoldangs-Etats, in monatlichen Raten ausgezahlt, und Fönnen nur bei denjeni— 
* nn in Empfang genommen werden, auf welche fie ftändig radi- 
eirt find, — 
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Diefen Rentämtern liegt daher auch die Einbringung der Abzüge, welche 
ihnen von hier aus zur Erhebung augezeigt werden, allein ob. Sie haben den 
Betrag derfelben jedesmal fogleich, oder doch weniaftens am Ende eines jeden 
Monats an die k. Kreishauptkaſſe einzuliefern. 


35) Befoldungen des Berg:Perfonals. 

Bei Anftellungen in diefem Fache werden die abzırziehenden Taren jedesmal 
dem F, Bergamte angezeigt, und die Ablieferung an die Kreishauptkaſſe gefchieht 
auf diefelbe Weife, wie bei dem Forſtperſonal. 

Die Ablieferungen an die Kreishauptkaffe müſſen in allen Fällen mit einer 
Note begleitet fenn, welche Namen und Dienftes: Kategorie der Beamten, Da: 
tum der Anftellung, Betrag der Taren und der hierauf verfallenen und einge: 
brachten Raten anzeigt. 

Die Interims-Quittungen, welche nach $. 5 der allerhöchften Verordnung 
“vom 7. Febr. 1818 ertheilt werden follen, find jedesmal von denjenigen Kaffen 
auszuftelen, welche unmittelbar den Abzug bewirken. Dagegen können diefe fich 
von der Bezirkskaſſe oder von der Kreishauprkaffe, an welche fie die Gelder 
abführen, gleichfalls Interims-Dnittungen ertheilen laffen. 

Diefe Juterims-Quittungen werden fünmtlich gegen die Hauptanittung, 
welche die Kreishnuptkaffe von dem geheimen Taxationsamte einzieht, vetrogref: 
fiv in derfelben Ordnung wieder eingewechfelt , im welcher die Gelder von einer 
Kaffe zur andern bis zur Kreishauptkaffe einbefördert wurden. 

Die k. Kreishauptfaffe hat über alle eingefammelten Beträge eine genaue 
Vormerkung zu führen, und, fo oft die Zaren und Gebühren eines Individuums 
vollftändig eingebracht feyn werden, den Betrag !fofort an das geheime Tara- 
tionsamt abzufenden, und für die Erhaltung und Ummechfelung der Quittung 
gegen die Interimsfcheine Sorge zu tragen. 

Die nachträgliche Einbringung der rückſtändigen Zaren wird ganz auf dem: 
felben Wege vollzogen; der Abzug des erften Sechstheils gefchieht an der Ber 
ſoldung des Monats Jänner 1819, und jener der übrigen Raten fofort an den 
unmittelbar folgenden Monaten, 

Dienach haben fi fämmtliche Fönigl. Beamten, in fo weit es fie betrifft, 
zu achten. 


Gemäß Verordnung vom 28. Sept. 1824 (Int. ©. 1213) 
follen fi) die Ernannten auch bemühen, daß fie die Quittung nicht 
blos von dem betreffenden Kaffenamte, fondern vom Tarations— 
amt felbft erhalten. Weiter ift anzuführen : Verordnung vom 16. 
Gept. 1829 (int. 265): 

Nah Art. 16, Nro. 1 des dieffeitigen Stempelgefebes v. 13. Brumär VII 


find alle Akten der an und vollziehenden Gewalt des Staates ftem: 
pelfrei. 
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Auf den Grund diefer Beftimmung wurde vor 1814 hinfichtlic der Stem: 
pelpflichtigfeit genau unterfchieden zwifchen eigentlichen Ernennungsdefreten, welche 
der Souverän felbft vollzogen und fogenannten Commiffionen, die von den ein— 
zelnen DVerwaltungsbehörden des Innern und der Finanzen ausgegangen find; 
die erfteren wurden vom Stempel gänzlich frei gelaffen, die letzteren aber 
Kraft der allgemeinen Dispofition des Art. 12, Nro. 1, Abfab 11 des ange: 
führten Geſetzes diefer Förmlichkeit unterworfen, weil fie einen Zitel bildeten, 
und nicht unmittelbar vom Gouverän ausgegangen find. Nachdem aber der: 
malen, mit Ausnahme einiger geringern Dienfteöftellen, wozu die königl. Kreide 
regierung beruft, alle übrigen Ernennungen der Beamten und Staatsdiener 
von Sr. Majeftät dem Könige unmittelbar erfolgen, fo wurde durch allerhöch— 
ſtes Minifterialrefeript d.d. 14. Auguft laufenden Jahres Nro. 10691 ent: 
fchieden : 

1) Daß alle diefe Ernennungen, in Gemäßheit des Eingangs allegirten 
Befebartifeld von dem Stempel des Rheiukreiſes befreit find; 

2) Daß aber die allerhöchften Ernennungsdekrete in der Urfchrift, nad 
den Geſetzen und Verordnungen, welche an dem Orte ihrer Vollziehung befte: 
ben, insbefondere nach den Stempelgefesen für die ältern Kreife des König: 
reichs v. 18. Dezemb. 1812 und 11. Sept. 1825, einem Gradationsftempel 
unterliegen, welcher denn auch bei Ernennungen zu den Stellen und Aemtern des 
Rheinfreifes anwendbar ift, und dieß um fo mehr, ald dem im Rheinkreiſe anges 
ftellten Staatsdiener nunmehr gleiche Rechte mit den übrigen Staatsdienern 
bes Königreichs beigelegt find. 

In Folge diefer allerhöchſten Verfügung ift in Anfehung der von Sr. Fönigl. 
Majeftät ausgehenden Ernennungen resp. auf den Notififationserlaffen der Fönigl. 
Kreisregierung und des Fönigl, Appellationsgerichts der Stempel des Rhein: 
Ereifes hinmwegzulaffen und fämmtliche Staatsdiener Fönnen, ohne Erfüllung dies 
fer Förmlichkeit, zur Beeidigung zugelaffen werden; hingegen wird der durch 
die hiernächft folgenden Beftimmungen der Verordnung vom 18. Dezember 1812 
regulirte Gradationsftempel der Urfchrift der Ernennung mit den übrigen Anz 
flellungstaren und Ausfchreibgebühren erhoben. Was die in die Competenz der 
oberften Kreisftelten gegebenen, widerruflichen Ernennungen betrifft, wie insbe: 
fondere bei der k. Regierung die Anftellung der Forftamtsactuare, Forftgehülfen, 
Rentamtsboten, Gefängnißwärter u. f. w., fo hat es bei dem feitherigen Vers 
fahren fein Derbleiben, daß nämlich dergleichen Anftellungsurkunden bei den £. 
Rentämtern vor der Beeidigung der betreffenden Individuen, für Stempel vifirt 
werden, wogegen der Gradationsftempel der ältern Kreife hinwegfältt. 





Auszug der allgemeinen Verordnung über das Stempelwefen des König: 
reichs Bayern d.d, 18. Dezemb. 1812. 
$.3. Diejenigen Inftrumente, Urfunden und Schriften, welche dem Grada- 
tionsftempel untergefteltt werden müffen, find folgende: 
k) Alle Verleihungsurkunden über geiftliche Pfründen, Benefizien und Off: 
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zien, fo wie die Dekrete oder Anftellungsrefcripte über alle Aemter im 
Hof: und Staatsdienfte, ferner alle Dekrete und Patente über Anſtellun— 
gen im Meilitärdienfte, unterliegen dem Gradationsftempel dergeftalt, daß 
voneinemjeden Hundert&ulden des Sahrgehalted ein Gul— 
den Stempeltare entrichtet werden muß. 

Hierunter gehören auch alle Dienftverleihungen und Anftellungserpeditionen 
von Gerichts: und Gutsbefisern, Korporationen, und allen denjenigen, welche 
geiftlihe oder weltliche Dienftesftellen zu verleihen haben. 

1) Werden Titel und Würden verliehen, mit welchen Peine Befoldung oder 
fein Ertrag verbunden ift, und die fich gleichwohl den Stellen activer in 
Befoldung ftehender Hof: oder Staatsdiener affimiliren, fo wird dafür 
jene Stempeltare berechnet, welche der active Staatsdiener von gleichem 
oder ähnlichem Range nach feinem Befoldungsertrage zu entrichten 
hätte. 





Wegen ber Befoldbungstaren der Pfarrerf.u. Kirhliches,. 

Ueber Gehalt und Penfion fehe mar Staatswirthſchaft; 
bier muß die Verordnung vom 28. Juni 1818 (Amtebt. ©. 747) 
nebſt der Dienftpragmatif angebracht werden : 

Durch die neue Verfaſſungsurkunde, welche Se. k. Majeftät rem Reiche 
gegeben, haben Alferhöchit:Diefelben Tit, V $. 6- ausgefprochen: 

»Daß die Dienftesverhältnifje und Penfiong = Anfprüche der Staatsdiener 
»und öffentlichen Beamten, nach der Dienftpragmatif fich richten.« 

Dadurch find den fämmtlichen definitiv angeftellten, oder in diefer Eigen: 
fchaft bereits übernommenen Staatsdienern und öffentlichen Beamten im Rhein: 
Preife, auf diefe den Staatsdienern im Allgemeinen zngedacdhte wohlmolfende 
Sürforge, gleiche Anfprüche eingeräumt worden, 

Da aber in diefem Kreife einige von der Verwaltungsform der übrigen 
Kreife abweichende Einrichtungen, zum Theil auch verfchiedene Befoldungs = Re: 
gulative beftehen, fo haben Se. k. Maj. in Hinficht der Anwendung der Dienft: 
pragmatif in diefem Kreife einige Modififationen nöthig gefunden, welche durch 
alferhöchttes Reſcript vom 12. Juni 1818 in folgenden Beftimmungen feftgefent 
worden find: 

I. Das P. Edict vom 26. Mai 1818 über die Verhältniſſe der Staatsdie— 
ner, vorzüglich in Beziehung auf ihren Stand und Gehalt, erhält auch auf den 
Rheinfreis volle Anwendung , vorbehaltlich jedoch alferhöchfter hweiterer Verfü: 
gung in Anfehung der dafelbft in proviforifcher Eigenfchaft übernommenen oder 
in folher Eigenfchaft feither angefteltten Individuen fowohl, ald derjenigen, 
welche nach den bis nun beftandenen Geſetzen amovibel waren, aber nur eine 
Ernennung auf beftimmte Jahre hatten, ohne daß wegen dieſer Individuen 
vor oder nach Ablauf ihrer Dienftzeit eine alferhöchfte definitive Beftimmung 
feitdem getroffen worden ift. 

U. Die nach den Beftimmungen des $. 22und 23 diefes Edictd treffenden 
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Quiescenz-Gehaͤlter und die den Wittwen und Waiſen zu bewilligenden Pen: 
fionen werden aus denjelben Fonds gefchöpft, worang;die Befoldungen geflofien find. 

Demzufolge werden die Penfionen der Quiescenten und der Wittwen und 
Waiſen derjenigen Dienftes:Elafjen, welche ihren Gehalt aus dem fogenannten 
Finanz-Fonds empfangen, auf diefen; jene der fibrigen Dienftes = Elaffen aber, 
welche ihren Gehalt aus den Kreisfonds der Steuerbeifchläge f. a. beziehen, 
auf diefe Lesteren überwiefen. 

1. Wenn ein Quiescent, welcher aus einem oder dent andern, 3. B. aus 
dem Kreisfonds fenie Penfion beziehet, zu einer proviforifchen Wetivität und 
bei einer auf die Fiuanz-Fonds angemwiefenen Stelle berufen wird, fo empfängt 
derfelbe für Die Zeit feiner provifprifhen Funktion— 

a) im Falle die Stelle, welche er verfehen fol, erlediget und ſtatusmäßig 
ift, den durch den $. 26 des genannten Edictd vom 26. Mai beftimmten 
Gehalt ganz aus dem Finanz-Fonds, 

b) wenn er aber Feinen flatusmäßigen P lab erfesen, fondern auf eine be: 
flimmte oder unbeftimmte Zeit bei irgend einer Stelle nur Aushülfe lei: 
ften fol, fo hat er den Standes- oder Quiescenz= Gehalt, wie bisher 
aus dem Kreis:, und nur den treffenden Dienftes oder Funktions-Gehalt 
‚aus. dem Finanz-Fonds zu beziehen, 

welches auch im gegenfeitigen Balle, wenn ein auf den Finanz-Fonds angewiefe: 
ner Duiescent zur Aushülfe oder Dienftesleiftung bei einer aus den Kreisfonds 
bezahlten Stelle beigezogen wird, feine Anwendung findet. 

c) wenn der zur proviforifchen Dienftesleiftung berufene Quiseent während 
derfelben fterben follte, fo fällt die regulativmäßige Penfion feiner Hin 
terlaffenen der Kaffe derjenigen Stelle zur Laſt, von welcher er den 
Qnieecenz: Gehalt bezogen hat. 

IV, Sm Sale der Wiedereinfesung eines Quiescenten in eine deffnitive 
Netivität, tritt derfelbe in den Standes: und Dienftes:Gehalt der neuen 
Stelle ein. 

Iſt der Gefammtgehalt der neuen Gtelle geringer als fein bisheriger 
uiescenzgehalt, fo bleibt der Mehrbezug (das Surplus) auf demjenigen Fonds 
oder anf derjenigen Kaffe haften, von welcher er feinen Quiescenz-Gehalt bezo: 
gen hat. 

V. Sn Hinfiht derjenigen Dienſtesſtellen im Rheinkreiſe, bei welchen 
ein von den übrigen Kreiſen verſchiedenes Beſoldungs-Syſtem oder eine andere 
Einrichtung beſteht, ſind bei der Anwendung der Dienſtespragmatik folgende 
beſonderen Beſtimmungen zu beobachten: 

1) Der Ruhegehalt der Rentbeamten, welche keinen firen Gehalt, fondern 
nur Remifen‘ oder Zantiemen beziehen, wird unter Anwendung der ge 
feplichen in Frankreich bisher geltenden Penfions- Normen, nach dem 
Durchfchnittsertrage diefer fämmtlichen Nemifen der drei lebten Jahre, 
welche der Quiescenz oder dem Todesfalle unmittelbar vorhergegangen 
find, in foferne der Gefammtbetrag die Summe von 1200 fl. nicht über: 
fteigt, wenn aber letzteres der Fall ift, nach 1200 fl. bemeften. 
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Die Wittwen und Waifen werden wie die Wittwen und Waifen 
der Rentbeamten der übrigen Kreife behandelt. | 

9%) Die Steuereinnehmer, da fie zugleich Gemeindeeinnehmer find, und mit 
ihrem Dienfte noch andere Erwerbs: ‚Quellen, Gewerbe, Güterbefis f. a. 
verbinden Fönnen, fo Jauch 

3) die Advokaten, Notarien, Gerichts: und Amtsboten ze. Pönnen an bem 
Mirfungen der Penfions:Pragmatit nicht Theil nehmen; wogegen den- 
ſelben überlaffen bleibt, einen eigenen Penſions-Fonds zu e oder ſich 
an eine andere Slaſſe anzuſchließen. 

8) Solche Angeftellte, deren Gehalt blos als Entfchädigung befonderer Dienfte 
anzufehen, und deren Hauptbefchäftigung nicht der Staatsdienft ift, wie 
z. B. die Mitglieder des Medicinal-Comite's, wie ed dermal organifirt 
ift, gehören nicht in die Gategorie der penfionsfähigen Diener, 

5) Diejenigen, deren Dienftleiftung blos in Anwendung der Pörperlichen 
Kräfte befteht, oder mit den auf Taglohn gedungenen Subjecten in glei: 
chen oder ähnlichen Categorien flehen, 3. B. Straßenwärter, Damm— 
wärter f. a. haben Peine Penfionsanfprüche, können aber nach Umftäns 
den, nach der Pönigl, Verordnung vom 1. Jänner 1805, Art. XXIV, 
6. 21, und nach jener vom 28. November 1812, $. 11 berückſichtiget wer? 
den. Se. P. Majeftät behalten Sich aber vor, wenn Alferhöchft:Den- 
felben alle hier zu berückſichtigenden Bälle bekannt feyn werden, befon: 
dere Beftimmungen zu erlaffen. 

6) Die Pfarrer follen fo wie in den übrigen Kreifen behandelt werden, in: 
dem für die Fatholiichen Pfarrer durch eine Emeriten:Anftalt geforgt wer: 
den muß, die proteftantifchen Pfarrer aber bereits auf einen befonderg 
zu bildenden Penfionsfonds, für welchen feine königl. Majeftit auch ſchon 
die Intercalar:Früchte beſtimmt haben, vermwiefen find. 

9) Das Forft: Perfonal wird hinfichtlich der Penfionsanfprüche dem Forſt⸗ 
Perſonal der ältern Kreife gleichgeftellt. 

VI. Zudem Se. k. Majeftät Allerhöchſt-Ihren Staatsdienern des Rhein: 
Kreifes die Theilnahme an der Wohlthat der Dienftes:Pragmatit zugeftanden 
haben, folfen diefelben aber auch zugleich einem, ſchon durch die Verordnung 
vom 8. Juni 1807 angeorditeten Befoldungsabzug, d; h. einem Wittwen:Fondee 
Beitrage unterworfen werden, über deffen Maßſtab Sich Se. F. Majeftät aber 
durch den $. 28 des Edicts vom 26. Mai für die Zukunft weitere Verfügung 
noch vorbehalten. 


Se. P. Majeftät beftimmen vorläufig, daf 

VII. Die Befoldungsabzüge oder Penfions: Fonds - Beiträge — 
Staats-Diener, welche ihren Gehalt aus dem Finanz-Fonds empfangen, bei 
den Finanz-Kaſſen, und zwar ausſchließlich bei der Kreis-Haupt-Kaſſe; die Ab— 
züge der auf die Kreis:Fonds angewiefenen Beamten und Diener aber bei die: 
fen in Einnahme geſtellt werden follen. 


VII. Aus dem Ertrage der MWittwen: und Waiſen— Fonds: Beiträge der 


Dr. Siebervfeiffer“« 
Dandtiub der Perkanintg x 3 4 
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auf den Kreis-Fonds angemwiefenen Staatsdiener werben die Wittwen⸗ und 
MWaifen:Penfionen diefer Klaſſe, aus den n Steuerbeiſchlägen aber die Ruhege. 
hälter beſtritten. 

IX. Wenn der jaͤhrliche Ertrag jener Beiträge nicht hinreicht, die ange 
fallenen uud regulativmäßig beſtimmten Penſionen der Wittwen und Waiſen zu 
beſtreiten, ſo iſt der Abgang gleichfalls durch beſondere Steuerbeiſchläge zu decken. 

X. Sollten im Laufe des hierauf folgenden Jahres die neuen Wittwen 
und Waiſen-Penſions-Anfälle nach Abzug der Heimfälle den Ertrag der Pen: 
fions:Fonde: Beiträge und refp. der hiefür bewilligten Steuerbeifchläge überſtei— 
gen, fo wird der Abzug für diefes Jahr aus dem Kreis «Neferve = Fonds 
gefchöpft. 

Bietet aber die Einnahme einen Weberfhuß, fo fältt folder dem Kreid« 
Fonds zu gut und wird admaflirt. 

XI. Damit der Landrath die nöthigen Steuerbeifchäge — kann, 
ſo ſoll demſelben alle Jahr 

a) der Exigenz-Etat der Ruhegehälter; 

b) der Erigenz:Ctat der MWittwen: und MWalfen:Penfionen mitder entfpre 
chenden Einnahme an MWittwen: Fonds = Beiträgen für das folgende 
Jahr, und 

e) die befonderd anzufertigende Rechnung über die im vergangenen Jahr 
wirklich gepflogene Einnahme und wirklich beftrittene Ausgabe zur Eim 
fiht und Erinnerung vorgelegt werden. 

XII. Diefe Verordnung tritt mit dem Tage, an welchem die neue Eon: 

ftitution und das Edict vom 26. Mai a, e. geſetzliche Kraft erhalten hat, in 
Wirkung. 


Vorftehender k. Verordnung merden hier die über die Verhältniſſe der 
Staatsdiener,, und über die Penfionsbeiträge derfelben früher erlaffenen Fönial, 
Verordnungen vom 1. Jänner 1805 und 8. Juni 1807, auf welche fich der $. 3 
des Edictd vom 26, Mai beziehet, beigefügt. 


I, 
Dienſtes-Pragmatik vom 1. Jänner 1805. 


Max. Joſeph, Ehurfürft ıc. 

Wir haben feit Unferem Regierungsantritte wiederholte Beweife gegeben, 
wie fehr Wir das Öffentliche Verhältniß Unferer Staatsdiener in der dreifachen 
Beziehung auf die Würde uud den Schuß ihres Standes, auf einen gerechten 
und "anftändigen Befoldungsgrad, und endlich auf ein beruhigendes Schickſal 
ihrer hinterlaffenen Wittwen und MWaifen zum Gegenftande Unferer landes: 
fürftlihen Angelegenheiten gemacht haben, und Wir finden das nach der neuen 
Formation Unferes Finanz-Syſtems eintretende erfte Etatsjahr vorzüglich dazu 
geeignet, ihm auch von diefer Seite eine bleibende Bezeichnung durch eine com: 
binirte und ergänzende Redaction der desfallfigen Beſtimmungen zu geben, 
wie folgt: 
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IL Der Staud eined Staatsdieners wird nach den erfüllten Qualififas 
tiond = Bedingungen durch das Auftellungs = Refcript, weldyes bei allen obern 
Stellen mit einem befondern Nominations:Dekrete begleitet wird, und jedesmal 
mit der Einreihung in den Beſoldungs-Etat verbunden ift, erworben. 

I. Die auf den Etat des activen Dienftes erfcheinenden Befoldungen 
zerfallen in zwei Beftandtheile: 

In einen Gehalt des Standes, — und in einen Gehalt des Dienftes, 

IL Der Gehalt des Standes ift derjeniae Befoldungstheil, durch wel⸗ 
chen im Allgemeinen die Eompetenz des Individuums, ald Gliedes einer ges 
wiffen Klaffe des dienerfchaftlihen Standes gefichert wird. 

Der Gehalt des Dienftes ift derjenige Befoldungscheit, durch welchen ins« 
befondere die Befriedigung jener innern Bedürfniſſe, und äußeren Formen, . 
weiche für das Individuum, ald Functionär in der Klaffe feines Standes eits 
ftehen, gefichert iſt. 

IV. Die Ausfcheidung der Befoldungen in dieſe zwei Beftandtheile nefchieht 
auf eine zweifache Weiſe: 

Sie ift entweder in den Anftellungs:Refcripten der Individuen ausgedrüdt, 
und hiernach in den einfchlägigen Etats aufgeführt ; in welchem alle die fpes 
ciellen Beſtiminungen und Pofitionen des Refcriptes und des Etats entfcheiden; 

oder fie folgt den Beſtimmungen eines allgemeinen Regulativs. 


V. Diefes allgemeine Regulativ umfaßt zwei Fälle, nämlich jenen wenn 
ein Haupt:Geldbezug ohne allen Mebenbezug ; und jenen, wenn zu einem Haupt⸗ 
Geldbezuge noch Nebenbezüge, welche theils in Geld, theild in Natural:-Ge; 
nuß, oder in beiden zugleich beftehen können, verliehen find, 


VI In jenem Falle, wenn ein Haupt:Geldbezug, ohne Nebenbezug, ver, 
lichen ift, werden beftimmte Theile, und zwar 
a) im erften Jahrzehent des Dienftes 
drei Zehenttheile. 
b) Im zweiten Jahrzehent des Dienftes 
zwei Zehenttheile; und 
e) nach dem Entritte in das dritte Sahrzehent des Dienftes für die ganze 
Folgezeit deffelben / 
ein Zehenttheil 
des Geſammtgehaltes als Gehalt des Dienſtes; 
und alſo 
a) in der erſten Periode 
fieben Zehenttheile ; 
b) in der zweiten Periode 
acht Zehenttheile; und 
e) in der dritten Periode 
neun Zehenttheile 
des Gefammtgehaltes ald Gehalt des Standes erflärt. 
vo. In jenem Falle, wenn zu dem Hauptgeldbezuge auch Nebenbezüge, 
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und zwar entweder an Geld, oder an Natural-Genuß, oder an beiden zugleich 
verliehen ſind, werden 
a) zu jeder Zeit des Dienſtes die Nebenbezüge; und zugleich 
b) im erſten Jahrzehent des Dienſtes 
zwei Zehenttheile, und 
e) nach dem Eintritte in das zweite Jahrzehent des Dienſtes für die ganze 
Folgezeit deſſelben 
ein Zehenttheil Bu 
bes Haupt-Geldbezuges als Gehalt des Dienftes, und alfo 
a) in der erften Periode | 
acht Sehenttheile, und 
b) in der zweiten Periode 
neun Sehenttheile' 
des Haupt:Geldbezuges ald Gehalt des Standes erPlärt. 

VIII. Der Verluſt des’ dienerfchaftlichen Standes (Caffation) kann nur 
nach vorhergegangener richterlicher Unterfuchung, und aus der Kraft des Ur: 
theilsfpruches eines Juſtiz-Collegiums erfolgen, nnd wird auf den unerwarteten 
Ball, daß ein Staatsdiener fähig fenn Fönnte, die perſönliche Würde des Staats: 
Oberhauptes durch DBerbal: oder Real:Angriffe zu verlegen, nebft einer unmit: 
telbar erfolgenden Suspenfion feines ganzen Standes: und Dienftes : Verhäft: 
niffes, ausdrücklich unter die gefeslichen Strafbeflimmungen aufgenommen. 

IX. Die Funktion des Dieners und der Gehalt des Dienftes unterliegen 
jedesmal mit dem Eintritte einer richterfichen!, oder einer adminiftrativen Spe 
zial-Unterfuchung, zugleich der Suspenfion ; 

Der Gehalt des Standes wird während jeder Unterfuchung belaffen. 


X. Außer dem Falle eines richterlichen Spruches hat der einmal verlie: 
bene Dienerftand und Standesgehalt die unverleglihe Natur der Perpetuität. 

AI. Die Funktion des Dieners, und der Dienftes:Gehalt find precärer Natur. 

Sie können, ohne Recurs an den Richter, in Folge einer adminiftrativen 
Erwägung, oder einer organifchen Verfügung, 

entweder für immer, mittelft Dimiffion, Ä 

oder für eine gewiffe Zeit, mittelft Quiescirung benommen werden. 

XI. Der entlaſſene und der quiescirte Diener verbleiben im Titel und 
- Gehalte des Standes, und verlieren das Sunftionsgehalt. 

Der Entlaffene verliert zugleich die Defugniß, fich der mit der Funktion 


feiner Standes: Klaffe verbundenen äuferen Zeichen (der Amtskleidung) zu 
bedienen. 


Der quiescirte Diener verbleibt im Befu 
zum NWiedereintritte in eine Funktion, 


gniſſe diefer Bunftions:Zeichen, bie 
und die mit derfelben verbundenen Zeichen. 
XII. Aus denfelben adminiftrativen oder organifchen Motiven der Quies⸗ 
cirung kann auch die Translocation eines activen Staatsdieners eintreten. 


Die Iocale Verſetzung darf jedoch niemals ‚weder eine Zurückſetzung in Be: 
ziehung auf die Dienftesklaffe; 
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noch eine Befchädigung in Beziehung auf den Gefammtgehalt, m auf die 
unvermeidlichen Koften des Umzuges feyn. 

XIV. Die Umzsugs:Gebühren werden von dem Haupt: Geldbeyuge einer 
Stelle, in welcher die Verſetzung gefchieht, ohne Einrechnung von Nebengeld: 
oder Natural:Bezügen, oder von lebenslänglihen außerordentlichen Eutfchädi: 
gungs-Penfionen; und zwar: 

wenn der Staatsdiener zugleich im ehelichen Stande fich befindet, 
mit 1% —, 

und außer bem Eheftande mit 1 vom Hundert, auf die deutfche Meile 
vergütet. 

XV. Bei einer auf Anfuchen des Staatsdienerd erfolgenben Zranglora: 
tion fältt jede Klage wegen Zurückſetzung, und jeder Anſpruch auf Erſat der 
Umzugs:Koften von ſelbſt hinweg. 

XVI. Das Standes: und Funktions: Verhättniß eines Staatsdieners läßt 
alle jene Privat:Berhältniffe deffelben im großen Reiche der National-Defono- 
mie zu, wofür der fpezielle Titel des Bürgerftandes nicht erfordert, und deren 
Vereinbarung mit der Funktion nicht durch die, entweder mit einem perfün: 
lichen Betriebe, oder einem. örtlichen Beſitze verbundene Gefahr einer Vernach⸗ 
läßigung des Dienftes, oder eines Drudes der Unterthanen aufgehoben wird. 
- Im Kolge deffen bleibt der active Staatsdiener von ‚der Ausübung der 
ftreng bürgerlichen Gewerbe, von der Führung einer Banf oder ähnlichen Anz 
ftalt, und von dem ausfchließenden perfönlichen Betriebe einer Fabrik; und 
insbefondere der äußere Juſtiz- und Cameral-Beamte von dem. Befige, einer 
Buts-Realität in feinem Amtsbezirke ausgeſchloſſen. 

Alle übrigen zuläffigen Privat-Verhältniſſe müffen aber auch im feder Col⸗ 
liſion mit den Verhältniſſen der amtlichen Funktion weichen; und können in 
Fällen einer Translocation keinen Grund zu einer Reklamation darbieten. 

XVII. Der Befugniß zur Eutlaſſung und Quiescirung auf Seite des 
Staates ſteht eine ſolche Befugniß auf Seite des Staatsdieners mit folgender 
Modalität entgegen: 

A. Der Staatsdiener kann zu jeder Zeit ohne alle Motivirung ſeine 
Entlaſſung aus dem Staatsdienſte nehmen. 

Er verliert in dieſem Falle das Standes- und Dienſtgehalt mit dem Ti— 
tel und den Funktions -Zeichen. 

BL. Der Staatödiener Fann wegen Dienftesalter in die Quiescenz treten. 
Hiezu werden durch alle Dienftes:Klaffen volle vierzig Dienftjahre erfordert. 

Zum Complement ded Dienftesalterd dürfen alle, — unter verfchiedenen 
Megierungen des Gefammt:Churftaates, und in verfchiedenen Dienftes = Klaf: 
fen zurücgelegten Jahre; nicht aber die Jahre der Worbereitungsftellen und 
einer interimiftifhen Quiescenz, gezählet werden. 

Der nach vollendetem Dienftalter in die Quiescenz tretende Staatödiener 
behält dad Standesgehalt mit dem Titel, und den re und ver: 
fiert das Dienftesgehalt. a 

C Der Staatsdiener kann wegen Lebensalters in. die Quiescenz treten. 
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Hiezu werden burd alle Dienſtes-Klaſſen flebenzig volle Lebensjahre er: 
fordert. 

Der nad vollendeten fiebenzig Lebensjahren im die Quiescenz tretende 
Staatsdiener behält gleichfalld das Standesgehalt, den Zirel und die Funk— 
tions-Zeichen; und verliert das Dienftesgehalt. 

D. Der Staatsdiener kann vor der Erfüllung des feftgefesten Dienites: 
und Kebensalters, durch phyſiſche Gebrechlichkeit, ald Folge entweder eines dur 
fern, in oder außer der Zunftion erlittenen Unglüdes, oder der innern An 
firengung funktionsunfähig, und dadurch zur Quiescenz geeigenfchaftet werden. 

Ein folder Fall muß durch die ſtreugſten Beweife des Factums, und dur 
die beftimmteften Beugniffe fämmtlicher Aerzte, und competenter Gefchäfts 
männer hergeftelft feyn. 

Bon der Natur des hergeftellten einzelnen Falles hängt jedesmal die bes 
fondere Erfenntniß ab 

ob der Staatsdiener für immer — oder 

aur für eine gewiffe Zeit — « 
zu quieschrens. und ob ihm in dem einen und andern Balle, neben dem im der 
Quiescenz verbleibenden Standesgehalte und Titel, auch das Funktionsgehalt 
entweder ganz oder zum Theil zu belaffen fey. 

xVM. Die Vorftände und Räthe der Juſtiz-Kollegien verbleiben in af 
fen Quiescenz.Fälfen im Bezuge des verliehenen Gefammtgefaltes. 

XIK. Der Staatsdiener, welcher die Befugniß zur Dimiſſion und Dmi: 
escenz ausübt, darf in Beziehung auf feinen Dienft, fich in feinem Rückſtande, 
weder an anvertrautem Staatsgute, noch an übertragener Hauptarbeit befinden. 

XX. Der in Folge einer adminiftrativen Erwägung oder organifchen Ber: 
fügung in die Quiescenz verjeste Staatsdiener bleibt verbunden, der Bern 
fung in eine, feiner vormaligen Zunftion angemeffene Activität, welche ihm ent: 
weder proviforifch, oder definitiv übertragen werden Fann, zu folgen. 


XXI Im Falle der Berufung eines Duiescenten zur proviforifchen Acti⸗ 
pität, wird demfelben für die Zeit diefer proviforifchen Funktion, alsdann eime 
derfelben angemefjene Dienfteszulage beftimnt, wenn fein Standesg ehalt nich 
ſchon das Gefammtgehalt derjenigen erreicht, in deren Kiaffe er provijoriis 
funftionirt. 

XXII. Im Falle der Wiedereinfebung eines Quiescenten in eine definitive 
Yetivität, tritt derfelbe in den Standes: und Dienftesgehalt der neuen Stelle ein. 

Wenn der Standesgehalt diefer neuen Stelle geringer ift, als der in der 
rorausgegangenen Quiescenz verbliebene Standesgehalt war; fo wird dieſer 
feste, fowohl während der Aectivität in diefer neuen Stelle, ald bei einer wie 
der eintretenden Quiescenz belaijen. 

XXI. Dem Staate ift es vorbehalten, außerordentliche Dienfte und 
Opfer eines activen Staatsdienerd, mit außerordentlihen (Sratififarionen zu 
erwiedern; und in Fällen einer gegebenen, oder genommenen Quiescenz den 
befondern Werth der gelcifteten Dienfte dadurch zn bezeichnen, daf neben dem 


a 
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Standesgehalte das Dienftesgehalt, gleichfalls lebenslänglich, als ein Öffentliches 
Ehrenzeichen des Verdienftes, belaffen werde. 

XXIV. Der Staat übernimmt für die, unter allen Bedingungen, unver— 
meidlich zurücbleidende Infufficienz der Gehälter, in einem Penfions:Syfteme 
für die hinterlaffenen Wittwen und Waifen feiner Staats:Diener, deſſen Re: 
gulativ in den nachfolgenden Paragraphen enthalten ift, ein, der Bamilienforge 
der Staats: Beamten, und den Kräften ded Staatsvermögend entfprechendes 
Surrogat herzuftellen. 

$. 1. Die Penfion, als ein, auf die Wittwen und Kinder der Staatsdies 
ner übergehender ErgänzungssTheil der Gehälter, fchöpft ihre Bertimmung 
allein aus der Größe des von dem Erblaffer genoffenen Gehaltes; fchließt alle 
MRückſicht auf das Privatverhältniß des Reichthums oder der Armuth aus; nnd 
nur die beiden Fälle: der Xetivität oder der Quiescenz, in fich. 

6.2. Wenn dev Staatsdiener in der Dienftes-Nctivität flirbt; erhält 
die Wittwe vom ftändigen :Gefammt:Geldgehalte des Gatten einen Bünfcheil 
als Penſion. 

Unter diefem Gefammt:Geldgehalte wird allein ber au firem Geldbetrag 
verliehene Standes: und Dienftesgehalt verftanden. 

Jene Geld: Nebenbezüge, welche entweder aus dey numerären Vergütung 
von Naturalien in wandelbaren Preifeu, oder auch aus ſtändiſchen Geldanfägen 
für fpecielle Dienftestitel, oder aus lebenslänglichen Entfchädigungen beftehen, 
werden für die Berechnung der Penfions-Quote, nicht in Anſatz gebracht. 

$. 3. Wenn der Staatsdiener in der gegebenen oder genommenen Quies⸗ 
cenz, oder in einer waͤhrend der Quiescenz ihm übertragenen proviſoriſchen 
Function ſtirbt; erhält die Wittwe nur allein von dem, dem Quiescenten in 
Geld verbliebenen Standesgehalte einen Fünftheil als Penſion. 

$. 4. In den beiden Fällen der Activität, oder der Quiescenz des ver⸗ 
ftorbenen Waters, erhält ein jedes Kind, ald einfache oder vaterlofe Waife 
einen Künftheil; und als doppelte, oder vater: und mutterlofe Waiſe, drei Zehent: 
theile der WittwenPenflon, als einen Unterhalts: und Erziehungsbeitrag. 

$. 5. Da bei den Gefandten wegen der höheren Forderungen ihrer äußeren 
repräfentativen Functions-Charactere der größte Theil des Gehaltes die Natur 
eines Dienftgehaftes trägt, deffen Ausfcheidung jedesmal der fpeciellen Beftim: 
mung, nach den individuellen Verhältniffen der Gefandichaftsftelle, unter der 
allgemeinen Norm vorbehalten bleibt, daß in Peinem Falle der Standesgehalt 
eines austretenden Gefandten fich über den Standesgehalt eines Collegial-Prä— 
fidenten erheben Pönne, fo werden auch die Wittwen und Kinder der Gefand: 
ten nach diefen befonderen Beziehungen, in Beinem Falle aber Höher als jene 
eines Kollegial:Präfidenten behandelt. | 

$.6. Der Penfions:Bezug der Wittwen und Kinder tritt mit jedem Mo: 
nate ein, welcher auf den Sterbe: und Nachmonat folget, für welche beide Mo: 
nate die Gehaltsraten noch verreicht werden. 

6.7. Der Penfions:Bezug einer Wittwe dauert fo Tange, als biefelbe ih: 
ren Wittwenftand nicht verändert. 
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$.8. Die Penfion der Kinder dauert in der Megel bis zum Schluſſe 
des 2oſten Lebensjahres; und ift mit dem Gintritte in das 21fte Jahr oder 
mit dem Eintritte einer frühern DBerforgung, von felbft erlofchen. 
$. 9. Bon diefer Regel find ausgenommen: die Söhne und Töchter der 
Etaatöminifter, und der Minifterial-Referenten, der Eollegial-Präfidenten; 
und Vicepräfidenten und der Chefs der Hofitäbe; der Collegial-Direktoren; 
und der Chefs der Hof-Intendanzen ; und endlich jener Kollegial-Räthe, welche 
in einer 25jährigen Dienftes:Activität verftorben, oder aus dem Titel ded 
Dienites: oder Lebensalters in der Quiescenz befindlich find; diefen wird der 
Unterhalts:Beitrag bis zu ihrer Verforgung, oder wenn fie gar Feine Verſor— 
gung fänden, bis zu ihrem Tode belaffen. 
$. 10, Bon diefer Regel find ferner die Kinder alfer fibrigen Klaſſen aus: 
genommen, wenn fie durch legal hergefteltte phyſiſche Gebrechen der Wtögliche 
Peit irgend eines Selbfterwerbes, entweder für eine gewiſſe Zeit oder für immer 
gänzlich beraubt find. 
$. 11. Diefe legale Herftellung wird dem pflichtmäßigen Zeugniſſe eines 
amtlichen Arztes, unter der Mitunterzeichnung der Polizei:Obrigfeit des Aufent- 
halts-Ortes, mit firenger Verantwortlichkeit für die Wahrheit des Bezengten, 
und mit der Vorfchrift einer : dreifachen Gradation‘, anvertraut; vermöge 
welcher entweder ' 
a) einefolche befchränkte Erwerbs-Fähigkeit in fremder Dienften, oder in Ar— 
beiten zu Haufe, welche die Unentbehrlichkeit einer Nebenunterftüsung 
zurücdlaffen ; oder j 
b) eine gänzliche temporelfe, oder lebenslängliche Erwerbsumfähigfeit; oder 
endlich 
c) der noch fchlimmere Zuftand der Preßhaftigkeit, der gänzlichen Blindheit 
einer unausgeſetzteu Bettlägrigkeit, oder fonftigen Krüppelhaftigkeit, wel: 
der neben der aänzlichen: Erwerbsunfähigfeit, noch fremde Dülfe in Ans 
fpruc nimmt; ausgedrüct werden muß. 
$. 12. Nach diefen drei Gradationen wird auch nach den Eintritte in 
das 21. Jahr, und zwarimerften Falle die Hälfte; im zweiten Falle das Ganze 
des regulativmäßigen Unterhalts = Beitrages belaffen, oder verlichen; und im 
dritten Falle diefes Ganze mit einer Zulage feiner Hälfte, welche Zulage in 
diefen außerordentlichen Fällen auch auf die Penfionen der Wittwen ihre Aus: 
dehnung erhält, jedoch nur im gleichzeitigen Balle einer erwiefenen wahrhaften 
Dürftigfeit, und Feiner Theilnahme an einer öffentlichen Armen: oder Derpfle: 
gungsanſtalt, vermehrt. 
$. 13. Die Zengniffe der Aerzte und’ der Potizeiftellen müſſen beftimmt 
den Fall einer entfchiedenen gänzlichen Unheifbarfeit, oder Tebenslänglichen Er: 
werbs: Unfähigkeit von jenem eines heilbaren Gebrechens, oder eines zeitlichen 
Erwerbshinderniffes, unterfcheiden; und im letzten Falle auf eine beftimmte 
Anzahl von Fahren, für welche der Unterhaltsbeitrag belaflen, vertiehen, oder 
vermehrt werden foll, anfragen; nad deren Derlauf die weitere Unterfuchung 
eur weiteren Gutfchliefung vorgelegt werden muß. 
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$. 14. Der Unterhaltungsbeitrag der Kinder verbleibt denſelben, wenn 
auch die Wittwe ihren Stand verändert, wodurchnur diefe ihre Penfion verliert. 
$. 15. Stiefmütter treten in die Penfiongrechte der Teiblichen Mütter ; 
und in diefem Falle verbleiben die Kinder in der Kategorie von einfachen 
Waiſen. 
$. 16. Angeheirathete Kinder eignen ſich zu dieſem Unterhaltsbeitrage 
jener Klaſſe von Staatsdienern, in welcher ihr leiblicher Vater geſtanden hat, 
und alſo zu keinem ſolchen Beitrage, wenn ſich der Vater außer dem diener⸗ 
ſchaftlichen Stande befunden hat. 
. 17. Jenen Kindern, welche bei dem elterlichen Abſterben noch nicht ver: 
forgt, aber durch den bereits erfolgten Eintritt in das 21. Jahr von einem 
Penſions-Bezuge ausgefchloffen find , wird der Betrag eines Jahres von dem 
Unterhaltsbeitrage ihrer Klaſſe, als augenblickliche Unterftügung, ein für alles 
mal angewiefen. 
$. 18. Ber erfolgendem Tode penflonirter Wittwen und Kinder ift die 
Denfion mit dem Sterbemonate erlofchen. 
$. 19. Die Penfionen der Wittwen And Kinder werden, nachdem der vers 
ftorbene Gatte und Vater zur Zeit des Todes ſich in Eentrak oder Pro⸗ 
vinzial: Staatsdienften befunden hat, aus der Central: oder einfchlägigen Pros 
vinzial:Staatd:Caffe geleitet. 
$. 20. Die Penjivnen der Wittwen und Kinder jener Diener des Hofe 
Etat3, deren zum Penſions-Maßſtabe dienende Befoldung in verfchiedenen Abe 
flufungen zwifchen 1 und 500 fl. fällt, oder die Summe von 500 fl. erfüllt, 
werden nach demfelben Regulativ, aus der, dem Oberft:Hofmeifterftaabe ans 
vertrauten, und befonders fundirten Hof-Elemoſinariats-Kaſſe geleiftet. 
$. 21. Aus eben diefer Kaffe werden folchen' Hofdienern, und ihren 
Hinterlaffenen, welche in jenen fernften und niederften Graden ftehen, deren 
Eriftenz, ohne zur MWefenheit oder zur Form der Staats-Regie zu gehören, 
nur precär ift, oder welche mit den auf Taglohn gedungenen Subjecten in der 
nämlichen oder ähnlichen Kategorie fich befinden, in Fällen eines in diefem 
Dienfte erreichten, forthin erwerbungslofen Alters, oder erlittenen Unglücdes, 
entweder augenblicktiche, oder fändige Unterftüsungen, nad) der Natur des 
fpezielfen Falles, verreichet. 
$. 22. Der Genuß einer Penfion im Auslande ift von einer befondern 
höchſten Bewilligung, und in diefem Falle die Auszahlung von der Befcheinis 
gung des Lebensftandes, durch den Polizeivorftand des Aufenthaltsortes abz 
hängig. 
$. 23. Ein Penfions:Anfpruch fällt hinweg : 
a) Bei Wittwen und Kindern derjenige, welche nur mit dem 1 Titel oder 
Charakter einer Stelle befleidet waren. 
b) Bei Wittwen und Kindern derjenigen Diener, welche ohne die vorge: 
fhriebene Heirathsanzeige und Bewilligung fich verehelicht haben. 
ec) Bei Wittwen und Kindern derjenigen Diener, welche fich im Quiescen— 
ten:Stande, auch mit Bewilligung, verehelicht haben. 
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Diefer Penflons:Ausfchluß wirkt jedoch auf jene Kinder nicht zurüd, 
welche aus einer frühern Ehe des Quiescenten, während welcher er lich 
im Xetivitätsftande befunden hat, vorhanden feyn Fönnen, und verliert 
auch für die Wittwe und Kinder des Quiescenten bei deifen Wiedereins: 
tritt in einen definitiven Wetivitätsftand, feine Anwendung. 

d) Bei Witwen und Kindern, welche im Bezuge von Präbenden und 
Stipendien ftehen; in fo ferne derfelbe Betrag die betreffende Penſions— 
Summe erreicht, oder überfleigt; im Nichterreichungsfalfe wird der, 
bie gebührende Penfion ergänzende Theil zugelegt; und im alle, wenn 
ein Stipendium vor den Penfionsjahren aufhört, der Eintritt in die 
volle Penjion zugeſtanden. ‚ 

$. 24. Alle Penfionen, deren Beſtimmungen in den vorausftehenden $$. 
gegeben find, werden aus Staatsmitteln geleiftet. 

Diefe Präftation von Seite des Staates fehließt eine ihr zur Seite ges 
heude Errichtung einer befondern Wittwen: und MWaifen: Kaffe aus dem Privats 
Vermögen der zu diefem Ende in eine Gefellfchaft tretenden Glieder des dieners 
schaftlichen Standes fo wenig aus, daß vielmehr eine folche Aſſecuranz' zur Ver⸗ 
befferung des Zuftandes alfer derjenigen, welche den Familienftand der Staatds 
diener bilden, fich den angelegentlichften Wohlthätigfeitsanftalten der Regierung 
anfchlieft. 

In Beziehung auf eine folhe Wittwen: und Waifen-Kaffe wird im Allge⸗ 
meinen feftgefebt : 

a) Daß ihre Errichtung der freien Beitragserflärung aller Individuen des 
dienerfchaftlihen Standes überlaffen bleibt ; - 

b) daß hiedurch das Regulativ der Penfionen aus Staatsmitteln weder eine 
Yenderung noch Schmälerung erleiden wird ; 

e) daß, da fchon Provinzial:WittwenKaffen beftehen, auch die fernere Errichs 
tung als Provinzial:Anftalt, und ebenfo jene aus den Beiträgen der Eens 
tral-Staatödiener, ald Central:Staatsanftalt betrachtet werden folle ; 

d) daß der jährliche Beitrag”unter alle einfchlägigen Wittwen und Kinder, 
nach einer das Verhältniß des Staats:Penfions:Regulatives beibehalten: 
den Dividende jährlich repartirt, und die desfallſige Berechnung öffentlich 
mitgetheilt werden folle. 

XXV. le diefe Beftimmungen über das Verhältniß der Staatsdiener in 
Beziehung auf ihren Stand und Gehalt, und auf das hiemit in Verbindung fte: 
beude Regulativ der Penfionen und Umzugsgebühren, erftreden fich auf die ge 
fammte Staatsdienerfchaft, welche fich entweder zum Gentraldienfte ded3 Hofes und 
des Minifteriums, oder zum Provinzialdienfte in allen feinen Zweigen reibet, 
mit gleicher Anwendung. 

XXVI, Alle diefe Beftimmungen treten mit dem erften Januar 1805, und 
zwar für alle diejenigen, welche fich an diefem Tage im Activitätsſtande angeſtellt 
befinden, oder welche von diefem Zage an angeſtellt, quiescirt, oder in Wittwen: und 
Waifenftand verfegt werden, in den bayerifchen, oberpfälzifchen, neuburgifchen, frän: 
kiſchen und fchwäbifchen Provinzen Unferes Gefammt:Churftaates, in eine allge: 
meine und gleiche Wirkung. 
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Die mit den vordern propiforifchen Regulativen übereinftimmenden Gehäl— 
ter und Menfionen der vor diefem Tage quiescirten Diener, und in Wittwens 
und Maifenftand verfesten Individuen bleiben unverrückt, und werden Feier 
retrogreffiven Anwendung der gegenwärtigen Beflimmung unterworfen. 

Wir vertrauen in Unfere Staatsdiener, daß fie in diefen Beſtimmungen, 
welche Wir hiedurch ausdrüclich mit dem permanenten Charakter einer conftitus 
tionellen Haupt-Landes-Pragmatik befleiden, jene gerechte und lieberale Würdis 
gung ihrer Standes: und Dienftesverhälrniffe erkennen, und zugleich aus der 
Sorge für ihre Hinterlaffenen jene Beruhigung fehöpfen werden, deren beiders 
feitige Verbindung mit dem Bewußtſeyn der erfüllten Dienftespflicht ihnen das 
edle Loos ibrer Beftimmung in einem vollendeten Grade, und alfo in Ueberein⸗ 
ſtimmung mit Unfrem innigften Regentenwunfche zu bereiten im Stande feyn wird, 


HI, 
Derordnung vom 8. Juni 1807, 
die Beiträge der Staatödiener zum Wittwen: und Waifen 
Fonde betreffend. 


Wir Marimilian Joſeph, von Gotted Gnaden König 
von Bayern. 


Mir haben aus einem von Unferem geheimen Finanz: Diinifterium Ung ers 
ftatteten ausführlichen Vortrage über! den Zuftand der Finanzen Unfers Königs 
reiches entnommen, zu welcher beträchtlichen Summe fic in den verfchiedenen 
Provinzen deffelben die Penfionen und Unterftüsungsbeiträge erheben, die den 
MWittwen und Waifen der verftorbenen Staatsdiener darın aus den Staatskaſſen 
gereicht werden. Nun find Wir zwar weit entfernt, eine Staatsausgabe, die 
unftreitig eben fo fehr auf den Grundfägen eines jeden, in allen feinen Bezies 
hungen genau ermwogenen, und wohlgeordneten Regierungs-Syſtems, ald auf 
den Forderungen der Billfigkeit und Menfchlichkeit beruht, umgehen, und den 
Wittwen und Waiſen wirkliher Staatsdiener Unfere VBorforge,: oder diefen 
Staatsdienern felbft die Beruhigung, die hieraus für fie auf den Fall ihres Ab: 
fterbens entfpringt, benehmen zu wollen, 

Nicht minder finden Wir aber. der Bilfigfeit und richtigen Regierungs— 
grundfäsen angemeifen, daß eine folche Unterftüsung nicht den Staatsfaffen 
ausfchließend aufgebürdet werde, fondern daß diefe zugleich, wie es in mehreren 
andern Staaten, und felbft bei Unferem Militär gefchieht, durch einen fich all: 
mählig bildenden befonderen Wittwen: und MWaifen: Fonds eine Erleichterung 
erhalte. Wir haben daher Unferem geheimen Finanz: Minifterium aufgetragen, 
Uns über die zweckmäßigſte Art der Bildung eines folhen Wittwen: und Wais 
fen:Zondes einen reiflih durchdachten Plan vorzulegen, welchen Wir fodanır 
bei feiner Ausführung mit den Penfions: und Unterftüsungd = Zahlungen der 
Staatskaffen in eine correfpondirende Verbindung bringen werden. Vorläufig 
aber glauben Wir fchon jest zur erniten Grundlage jenes Fondes einen Bei 
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trag beſtimmen zu müſſen, den alle Unſere Staatsdiener nach folgenden Nor— 
men dazu künftig zu leiſten haben. 


1) 


2) 


5) 


4) 


5) 
6) 


7) 


8) 


9) 


10) 


11) 


Diejenigen Staatsdiener, deren Befoldung und Quiescenz⸗ Gehalt ſich 
nicht über 600 fl. beläuft, ſind von dieſem Wittwen- und Waiſen⸗-Fonds⸗ 
Beitrage gänzlich befreiet. 

Die Beſoldungen und Quiescenten-Gehälter der Staatsdiener von 601 
fl. bis 2000 fl. leiſten einen Beitrag zum Wittwen- und Waiſen-Fonde 
von 1 Procent, 

Die Befoldungen und Quiescenten: Gehälter von 2001 fl. bis 4000 fl. 
leiften einen Wittwen: und Waifen-Fonde: Beitrag von 177% Procent. 
Die DBefoldungen und uiescenten: Gehälter von 4001 fl. bis 6000 fl. 
leiften diefen Beitrag mit 2 Procent. 

Diejenigen von 6001 fl. bis 12,000 fl. mit 21% Procent. 

Alles, was mehr ald 12,000 fl. bezieht, hat einen Beitrag von 3 Procent 
zu leiften. 

Diefer Beitrag wird von dem geſammten * Geldgehalte der activen 
Staatsdiener, und von dem Standesgehalte der Quiescirenden in Geld, 
als dem in der Verordnung v. 1. Jänner 1805 vorgeſchriebenen Maß— 
ſtabe der Fünftigen Penfionen und Unterftügungsbeiträge für ihre Witt: 
wen und Waifen, durch diejenigen Staats:Kaffen, welche die Befoldungs: 
und Gehaltszahlungen zu Teiften haben, bei jedesmaliger Bahlung ratir: 
lich abgezogen. 

Sämmtliche Kaffen fahren gleichwohl fort, die Befoldungen und Quies— 
centen-Gehälter mit ihrer Totalität in Ausgabe zu ſtellen, und bringen 
dagegen die hieran ald MWittwen: und Waiſen-Fonds-Beiträge gefchebe: 
nen Abzüge in eine befondere Einnahme: Rubrik, die den Ansgaben auf 
Penfionen und Unterftüsungsbeiträgen zur Gegen: Pofition dient. 
Sobald fih der Wittwen: und Waiſen-Fonds noch durch andere Mittel 
und Beiträge mehr ausgebildet hat, werden Wir über deifen weitere 
Behandlung, feinem eigenthümlichen Zwecke gemäß, die näheren Verfü: 
gungen treffen. 

Ueber die von jedem Individuum während feiner Dienftegzeit geleiſteten 
Beiträge findet nach deffen Abfterben Fein anderer Anſpruch Statt, als 
auf die feftgefenten Penfions: und Unterſtützungs-Raten von Seite fei: 
ner Wittwen und Waifen. Ebenfo erlöfchen alle Anfprüche, wenn einer 
aus Unferen Dienften tritt, wodurch überdies noch feine Wittwe umd 
Waiſen ihre Penfions: und Unterftüpungsanfprüche verlieren. 

Die Ausübung diefer Verordnung befchränft fich vor der Hand auf dieje- 
nigen Provinzen, worin die pragmatifche Verordnung vom 1. Jänner 
1805 über die Verhältniffe der Staatsdiener bereits eingeführt it, und 
nimmt mit dem 1. Juli d. 9. ihren Anfang. 


Da auf folhe Weife das Penfionsfpftem - gewiffermaffen auf das Privat: 
Eigenthum gegründet, und deſſen Feſtigkeit'und Unverbrüchligfeit Dadurch ver: 
mehrt wird, fo werden Unſere Staatsdiener außer der Billigkeit, die diefen 
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Beiträgen zum Grunde liegt, auch noch darin eine verftärßte Beruhigung für 
das Pünftige Schickſal der Ihrigen finden. 





7. Uniformen 
Außer dem Staatsdieneredict und der Dienftpragmatif befte- 
ben hierüber viele Vorfchriften, wovon manche an den betreffenden 
Orten vorfommen , die Übrigen bier eingefchaltet werden. 


Verordnung vom 24, Juni 1818. (Amtsbl. S. 744, die Lands 
Commiffariate): 


Durch allerhöchſtes Reſcript vom 8. biefeds Monats haben Se. Fönigl- 
Majeſtät die Uniform des Perfonald der königl. Land:Commiffariate in der Art 
beftimmt, daß die Land:Commiffarien die Uniform der Fönigl. Regierungsräthe, 
jedoch die Stiderei um zwei Linien fchmäler‘, und ohne eine folhe auf den 
ZTafchenbatten, die Actuare hingegen jene der Eönigl. Regierungs:Sefretarien, 
mit Hinweglaffung der Verzierung in der Ecke des Kragens und der Stickerei 
auf den Tafchen tragen follen; welches unter Hinmweifung auf die Bekanntmas 
hung vom.25. April 1817, (Amtsblatt pag. 102) und die darin angezogene 


Derordnung vom 6, September 1808 hierdurch zur allgemeinen Kenntniß ges 
bracht wird, 


Verordnung vom 26, Juni 1818 (Amtsbl. 779, Rektoren, 
Profefforen und Schulinfpeftorem: 

Ge. königl. Majeftät haben unterm 7. Juni l. J. alfergnädigft zu befchlies 
fen gerubet, daß die Amtstracht der Reftoren und Profefforen an den Stus 
bien = Inftituten und die der Bezirks-Schul-Inſpectoren, wie folche bereits in den 
übrigen Theilen des Königreiches befteht, nunmehr auch im Rheinfreife einges 
führt werden foll. 

Indem man diefe alferhöchfte Entfchließung hierdurch zur öffentlichen Kennts 
niß bringt, hat man zugleich nachfolgenden Auszug aus den Verordnungen vom 3, 
Sept. 1309 und 24. Juli 1811 beigefügt, welche die hieher gehörigen gefenlichen 
Beſtimmungen enthalten. 

Auszug aus der VDerordnung vom 5. Sept. 1809, 

»Sämmtlichen Diftricets: Schul: Infpectoren 2c. iſt zur Auszeichnung bei 
ihren öffentlichen Amts = ZunPtionen eine eigene Uniform von dunkelblauem Zuche 
mit gleichfarbigem Unterfutter und einem liegenden Kragen von veilchenblauem 
Sammet, nad einer befondern Mufterzeichnung (Reggbl. 1809, pag. 1480, wel: 
ches bei dem k. Randfommiffariate, wo fich eine Bezirfs= Direction befand, ein: 
gefcehen werden kann) ein Zolf breit in mattem Golde bemwilliget. Die Mermels 
auffchläge und Zafchenflappen find ungeftict von dunkelblauem Tuche; die ver- 
goldeten Knöpfe mit dem gefrönten Löwen bezeichnet; die goldene Hutfchlinge 


und Duaften ohne Bonilfons und ohne eingemifchte färbige Seide; dann die 
Eocarde nach Vorſchrift.« 
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Auszug aus der Verordnung vom 4. Juli 1811. 


»Den Lyceal- und Gymnaſtal-Vorſtänden und Profefforen ift folgende Uni: 
form ertheilt.« 

»Dunfelblauer Rod und Unterfutter; Kragen und Nermelauffchläge von 
violettem Sammet.« 

»Den Lyceal:Rectoren ift auf dem ftehenden Kragen, und auf den Ver: 
melauffchlägen und Zafchenklappen des Uniform = Kleides, nach gewöhnlichen 
Schnitte, desgleichen auf dem liegenden Kragen des Frades die Stiderei nad 
dem, im Regierungsblatte von 1811, pag. 946, gegebenen Diufter.« 

»Den Lyceal:Profefforen, und den ihnen gleichgeftellten Gymnaſial⸗ 
Rectoren, die eben bafelbft bezeichnete Stickerei, jedoch nur auf dem ftehenden 
Kragen und auf den Nermelauffchlägen des Uniform:FKleides, mie auch auf dem 
liegenden Kragen des Fracks.« 

»Den Gymmafial: Profefforen bie für diefen Grad vorgefchriebene 
Stickerei mit der nämlichen Befchränfung, rückfichtlich des Kragend und der Aer⸗ 
melauffchläge. « 

»Die Vorſtände ( Sub:Restoren) der Studien s Schulen haben 
ihre befondere Stiderei auf Kragen und Wermelauffchlägen nach obiger Vor: 
ſchrift.« 

»Eben ſo die Studien-Lehrer, nur mit dem Unterſchiede, daß nur der 
Kragen Stickerei hat, und die Aermelaufſchläge von dunkelblauem Tuche ſind.« 

»Blos den Lyceal-Rectoren und Profeſſoren, und den Gymnaſial-Rectoren 
werden Bouillons zu der goldenen Hutſchlinge, den Cordons und der Degenquaſte 
geſtattet. Die übrigen vorgenannten Schul- und Studienbeamten aber tra— 
gen dieſe Hut- und Degenzierden von Goldfäden und eingemiſchter gelber 
Seide.« 

»Die übrigen Uniformſtücke nach der allgemeinen Norm, mit Ausnahme 
der Weſten und Beinkleider, welche bei den Schul-Beamten, geiſtlichen Standes, 
von ſchwarzer Farbe ſeyn müſſen.« 

»Nur die Lyceal-Rectoren, Gymnaſial-Rectoren und Vorſtände der Studien: 
Schulen find verpflichtet, bei Feierlichfeiten im Uniformskleide zu erfcheinen ; 
den übrigen vorgenannten Schul: und Studien:Beamten aber wird die Anfchaf- 
fung des ihnen bewilfigten Uniform Kleides vollkommen frei geftellt.« 

Wornach fich jeder, den es betrifft, zu achten hat. 





Verordnung vom 21. Dez. 1818 (Amtsbl. 1819, ©. 17, Kis 


nanzperfonaD: 

Wir ertheilen hiemit Unferer Regierung des Rheinfreifes, Kammer der 
Finanzen, auf ihren wegen Uniformirung des Finanzperſonals unterm 5. d. M. 
erftatteten Bericht folgende Entfchließung : 

1) Das Perfonal der Kreis-Kaſſe hat die nämliche Amtskleidung zu 
tragen, wie folhe bei den übrigen Kreis:Kaffen eingeführt und durch bie Der: 
erdnung vom 21. Oktober 1808 vorgefchrieben iſt; 
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2) die Bezirfs:Kaffiere richten fich nach dem hiefür fchon in dem 
Refeript vom 2. Juni 1218 ergangenen Beltimmungen; dagegen 

3) den Steuereinnehmern die Tragung einer Uniform nicht zufteht ; 

4) die Rentbeamten, der Stemyel:Magazind-Verwalter 
und die Steuer-Eontrolleure haben ſich die Uniform der Rentbeamten 
in. den ältern Kreifen beizulegen; eben fo auch 

5) die Domänen: und Steuer:$nfpeftoren, dann Verifika— 
toren, diefe jedoch mit der Auszeichnung, daß ſolche die Sticfereium 2 Linien 
hreiter, die Infpeftoren aber ſolche auf den Taſchenklappen tragen; 

6) die Uniform des Straßen- und Waſſerbau-Perſonals wird 
nach der Verordnung vom 13. März 1807 beſtimmt, nämlich: 

a) für die Bau-Inſpektoren nach $. 3 der allegirten Verordnung; 
b) für den Regierungss Ingenieur nach $. 4, 

e) für den Inſpektions-Ingenieur, nach $. 5, und 

d) für den Bau: Eondufteur gleichfalld nad $. 5. 

7) Eben fo wird auch die Uniform des Berg: und Hütten-Perſo— 
nals nad) der Verordnung vom 21. November 1810 beftimmt, und zwar 
a) für den Bergmeifter des in Kaiferslautern errichteten — 

nach $. 5, und 
b) für den Markſcheider, zugleich Actuar, nach $. 6. 

8) Wegen des Forft:Perfonals wird befondere Entfchließung er 
folgen. 

Unfere Regierung hat hienach die geeigneten Verfügungen zu erlaffen. 





Verordnung vom 20, Februar 1819 Amtsbl. ©. 39, For ſt⸗ 
perſonal): 

Für das unterm 14. und 27. Juli v. J. zur Direction und Verwaltung 
des Forſt- und Jagdweſens bei den Kreisregierungen angeordnete höhere und 
niedere Perſonal, ingleichen für die unterm 31. Juli v. J. bei dem Staats⸗Mi⸗— 
‚nifterio der Finanzen organifirte Haupt-Forſtbuchhaltung wird unter zu Grunde 
fegung der für das vormalige oberfte Forftamt beftandenen Uniformirungs-VBors 
fchrift vom 21. Juli 1808 ( Regabl. 1808, St. 80, ©. 1411 — 1416 ) die Uni- 
form in folgender Art vorgezeichnet ; 

1) Für die Kreis: Korft: Referenten, und für ben Borftand 
der Minifterial=: Hauptforft = Buchhaltung: | 

a) ald Galla=:Uniform, die in jener Vorfchrift vom 21. Juli 1808 den 
Dber:Forfträthen vorgefchriebene grüne Galla:Uniform; 

b) al gewöhnliche Uniform, die in jener Vorſchrift beftimmte Umi- 
form, mit der Ausnahme, daß auch bei diefer, wie bei der Galla : Uni: 
form, die Hauptfarbe grün ſtätt hechtgrau ſeyn foll, indeffen Fönnen die 
hechtgrauen Uniformen ausgetragen werden; 

e) der Uniforms-Frack von grüner Farbe befteht gleichfalls nach der gegebenen 
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Vorſchrift, mit geſticktem Kragen, langen Beinkleidern von derfelben Farbe, 
und einer weifen Wefte; 

2%) die Uniform der Kreis Forft: ufpectsren und bed Haupt: 
Buchhalters dr Mini ſterial -Haupt-Forſt-Buchhaltung, 
bleibt dieſelbe, wie fie gegenwärtig für die Kreis-Forſt-Inſpectoren ſchon bes 
ftehet ; 

3) die Kreis: $orft: Controlleurs und die Kreis-Forſt— 
Rechnungs-Commiſſärs, ingleichen die Bud halter und Defina« 
teurs beider Haupt-Forſt-B uchhaltung tragen die in jener Vor⸗ 
fchrift für die Secretärd, Rechnungs-Commiſſärs u. f. m. vorgezeichnete Unis 
form, jedoch ſtatt der Degen, Hirfchfänger ; 

4) die Kreis-Forſt-Officianten, ingleihen die Ranzelliften 
bei der Haupt: Forft: Buchhaltung tragen gleichfalls die dort vorges 
fchriebene Uniform der Tabelliften und Kanzelliften, und gleichfalls wie die Vor⸗ 
ftehenden, ftatt Degen, Hirfchfänger. 

Nach diefen Beftimmungen haben fich Unfere Regierungen, Kammer ber 
Finanzen, zn achten, und hienach das Weitere zu verfügen. 


Hierzu die Verordnung vom 18. April 1827 (Int. ©. 314). 

Durch alterhöchfte Entſchließung vom 10. diefes iſt Zolgendes verordnet 
worden: 

1) Die Forftbeamten und Forftbedienfteten ſollen fich in ihrer Amtsffei: 
dung Feine willführlichen Abweichungen von den wegen der Uniformen des Forfte 
perfonlas beftehenden Verordnungen vom 4. Juni 1804, 21. Juli 1808 und 20, 
geb. 1819 erlauben. Epaulette und Bouillons find nur den Fönigl. Kreis 
Sorfträthen geftattet. 

2) Da die Funktionen eines k. Forftmeifters es mit ſich bringen, daß er 
ein Pferd unterhalte, und da die Nebenbezüge für den fraglichen Dienftgrad 
hienach bemeffen find, fo fol gegen diejenigen, welche nach drei Monaten die 
Verbindlichkeit ein Pferd zu halten nicht erfüllt haben, ein Abzug von 100 fl. 
von dem Geldzufchuffe, fo wie auch der 12 Scheffel Haber, welche für ein 
Dienftpferd bewilligt find, zum Beten des k. Aerars eintreten. 

Auf den Duittungen muß von nun an quartalweife durch die Diſtricts-Po— 
Yizeibehörde des Amtsfipes certificirt werden, daß das Dienitpferd gehalten 
werde. 

Nach diefen Beftimmungen hat fich das k. Forftperfonal geuau zu achten ; 
die P. Forft:Infpectoren haben über ihre Erfüllung zu wachen und die k. Rent: 
ämter werden dafür befonders verantwortlich gemacht, daß fie für dag nächft: 
folgende dritte Quartal das Ratum von 100 fl. an dem Geldzuſchuſſe und an 
der Haberbefoldung nicht ausbezahlen, wenn der betreffende Forftbeamte fich 
über die Haltung des .Dienftpferdes durch ein Gertififat des einfchlägigen 
Landeommiſſariats nicht ansgewiefen hat. 


“ 
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Verordnung vom 17. Febr. 1823 (Amtöbl. S. 33, Ges 
meindevorfteher): 

Wir haben auf euern Antrag vom 27. Dezemb. v. 3. in der Abficht, den 
Ortsvorftehern des Rheinkreiſes eine ihren öffentlichen Dienftverrichtungen an: 
gemeffene Auszeichnung zu geben, befchloffen, und verfügen: 

1) Sümmtlihe Bürgermeifter, ohne Unterfchied, tragen die in den fibris 
gen Kreifen Unferes Reiche für die Städte 3. Klaffe vorgefchriebenen Medail: 
fen, auf der einen Seite mit Unferen Bruftbilde, und auf der andern Seite 
mit dem Namen der Gemeinde oder des Bürgermeifter Amtes, jedoch ohne 
Wappen. 

2) Sämmtliche Adjunkten, ebenfalls ohne Unterfchied, bedienen fich der in 
benübrigen Kreifen Unferes Neichs für die Nural-Gemeinden beftimmten Medail: 
feu, auf. der feinen Scite mit dem bayerifchen Wappen, auf der andern mit 
dem Namen der Gemeinde, 

3) Beide Arten von Medaillen werden an einem drei Finger breiten 
hellblauen Bande um den Hals auf der Bruft getragen. 

4) Die Koften der erften Anfchaffung find aus den Gemeinde : Kaffen 
zu beftreiten; die angefchafften Medaillen bleiben Cigenthun der Gemeinden. 

Ihr werdet zur Vollziehung diefer Entfchließung das Weitere einzulei= 
ten wiſſen. 





Verordnung vom 11. Oct. 1824 (Amföbl. ©. 89, Frie 
bensgeridte): 

In ‚Webereinftimmung mit jenen DBorfchriften, welche Wir wegen Unifor: 
mirung der Mitglieder Unferes Appallations= Gerichtes und Unferer Bezirks: 
Gerichte des Rheinkreiſes vermöge alterhöchfter Entfchliefung vom 15. Jänner 
1818 ertheilt haben, wollen Wir nunmehr auch rüdfichtlich des übrigen Ge— 
richtd = Perfonales im Nheinfreife die Beflimmung einer der äußern Würde 
des Dienftes angemeffenen. Amtskleidung treffen und verordnen demnach wie 
folgt: 

») Die $riedensrichter haben die nämliche Uniform zutragen, wie fie für 
die Landrichter in den übrigen Kreifen des Königreichs vorgefchrieben ift, (Re: 
gierungsbl. vom Jahre 1807, St. XV, ©. 555) nur mit dem Unterfchiede, 
daß Kragen und Wermelauffchläge nicht von Farmoifi=rothem Tuche, fondern 
von fchwarzem Sammet zu nehmen find. Desgleichen haben 

2) die Friedeng-Gerichtsfchreiber die für die Landgerichts-Actuare vor: 
.gefchriebene Uniform, jedoch mit Krägen von ſchwarzem Sammet ftatt Farmoifi: 
rothem Tuche zu tragen. 

3) Die Unter:Gerichtsfchreiber bei dem Appellations-Gerichte tragen die 
den Ober-Gerichtsſchreibern bereits bewilligte Uniform, und die Unter-Gericht: 
fchreiber bei den Bezirks-Gerichten die Uniform der Gerichtöfchreiber,, beide 
mit etwas fchmälerer Stickerei. 





Dr. Siebenpfeiffer's 35 
Oandbuch der Berfailung 16. 
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| Gabinetörefeript vom 20. Dez. 1825 (Amtsbl. 1826 ©. 149 
überhaupt) : 

Wir haben Uns alfergnädiaft bewogen gefunden, in Anfehung der Unfern 
Hof: und Civil: Staatsdienern bewilligten Uniformen Folgendes zu verordnen : 

1) Die von Uns ernannt werdenden Minifter tragen für die Zufunft die: 
jenige Uniform, welche den Staatsräthen beftimmt ift. 

2) Da die erlaubt gewefenen Uniform: $race Peine Erfparnif bewirken, 
in ihrem Schnitte jeder Abweichung der Mode unterliegen, und die mannig- 
faltigften Unterkleider zulaffen, dadurch aber die beabfichtigte Gleichförmigkeit 
geftört, mitunter felbit der Aufwand verlegt, und in jedem Falle Peine genügende 
dienftliche Auszeichnung erreicht wird, fo füllen diefelben vom 1. Oftober 1826 an 
nicht mehr- getragen werden. 


Hiebei wird noch bemerkt, daß ein Geſetz v. 15. Sept. 1792 dag 
Tragen eined den Richtern und andern Beamten becretirten Staates 
ſchmuckes bei fchwerer Strafe verboten hat. 


Deögleihen wurde am 31. Mai 1816 (Amtsbl. S. 39) fol: 
gendes verordnet : Zu 


Da nach den k. bayerifchen Geſetzen es Feinem Unterthanen geftattet ift, 
ausländifche Uniformen, Orden oder andere Auszeichnungen zu tragen, ohne 
hiezu die ausdrückliche Genehmigung Sr. Maj. des Königs nachgefucht und 
erhalten zu haben, fo wird diefes allgemeine Landgeſetz hiemit zur Darnach: 
achtung befannt gemacht, und allen Polizei:Behörden aufgetragen, für den 
Vollzug zu wachen. 





Sodann am 31. Juli 1816 (Amtsbl, S. 191) weiter: 

Art. 1. Jedes Individuum, welches ausländifche Uniformen oder Decora— 
tionen fernerhin tragen will, muß die deß halb erhaftenen Patente in Driginal 
nebft Abfchrift der k. Landes-Adminifkration dahier , oder einer Kreis-Direction 
vorlegen, 

Art. 2. Diefe Abfchrift mit der Urfchrift"verglichen, und mit derfelben 
als gleichlautend befcheinigt, wird dem Gefuch und dem Bericht an Se. Mai. 
beigefügt, 

Art. 5. Zugleich mit dem Patent iſt der Bittſteller gehalten, die Ordens: 
Inſignien vorzuzeigen, um dadurch die Gewißheit zu geben, daß ſie in der 
Form getragen werden, welche ihr die fremde Macht gegeben hat; da endlich 

Art. 4. Alle dergleichen Geſuche geſammelt, in einem und demſelben Be: 
. richt aufgenommen und begutachtet werden follen, fo werden alle diejenigen, 

welche in dem Fall find, folche zu formiren, aufgefodert, ihre deßfallſigen Einga— 
ben innerhalb Monatsfrift vom Tage der Bekanntmachung gegenwärtiger Ver: 
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ordnung einzureichen, fo wie die-P. Kreis-Directionen beauftragt, fiber ihre 
Vollziehung zu wachen. : 


8. Sie gg eh; 


; 
Ein Geſetz vom 6. Pluv. 13 hatte das Staatsfiegel beftimmt, 

bat aber die Anwendbarkeit verloren. Das Decret v. 29. Bent. 13 
regulirt deffen Vollziehung und ift zum Theil noch anwendbar. 

Art. 1. Die Grundformen (Typen), der Stempel und Siegel follen. nach 
obigem Gefege dem Münzdireftor gegeben und dem Minifter des Innern zur 
Genehmigung vorgelegt werden. | 

Art. 2. Diefe Grundformen werden dann beim Juſtizminiſter verwahrt. 

Art. 3. Für jeden Verwaltungszmweig läßt die Oberbehörde für die unter: 
geordneten Siegel und Stempel zu ihrem Gebrauche verfertigen. Um Gleich: 
förmigfeit zu erzielen, foll jede Oberbehörde, wo möglich, nur einen Künſtler 
verwenden und felbft wählen. | 

Art. 4. Der Juftizminifter giebt von den bei ihm verwahrten Grundfor: 
men Feine Abdrücde als jenen von den Behörden bezeichneten Künſtlern. 


Pan TI Ep 


Durch Berordnung vom 26. Juli 1814 (Amtsbl. ©. 25) 
wurden alle früher beftandenen Siegel eingefordert. Eine Verord⸗ 
nung vom 1. Juli 1818 (Int. ©. 361) beftimmt die Siegel der 
Bürgermeiftereien zu drei Gentimetern im Durchmeſſer, -die Ums 
ſchrift: k. bayer. Nheinfreis, und die Snfchrift: Namen der Ge 
meinde. Am 12. Dct. 1826 (Int. S. 539) wurde verordnet, daß 
die Bürgermeifter auch Siegel für Lad halten follen. 

©. aub Titel und Wappen oben. 





9. Stellung vor Gericht; Zeuguiß. 


Schon bad Geſetz vom 24. Aug. 1790 verordnet Tit. II, 
Art. 13: »Das Richteramt iftvon jenem der Verwalter unterfchies 
den und bleibt auf immer davon getrennt. Die Richter können, 
unter Strafe der Pflichtverlegung, die Verwaltungsbehörden auf 
feine Weife in ihren Verrichtungen ftdren , noch die Verwaltungs 
beamten wegen Dienftverrichtungen vor fich laden.« Sodann 
fpricht der Art. 75 der Gonftitution: »Die Agenten der Regierung, 
ausgenommen bie Minifter, koͤnnen in Abficht auf ihre Amtsvers 
richtungen nicht gerichtlich belangt werden, als kraft einer Ent 
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fcheidung des Staatsraths; in diefem Falle kommen fie vor den 
gewöhnlichen Richter. « 

Hiezu giebt dann der Negierungs-Befhluß vom 19. Germ. 
8 folgende Formel für die Staatsrathsentfcheidung: »Die Konjuln, 
»kraft der Entfcheidung des Staatsrathes, gemäß Artikel 75 der 
»Gonftitution befchließen: daß (Bezeichnung der Agenten mit Nas 
amen, Vornamen und Qualität) befchuldigt, (Angabe des Berges 
»hens) wegen biefer Thatfache vor den ordentlichen Gerichten belangt 
swerden fan. CN. B. wenn es fich von einem Vergehen handelt, 
»weßhalb der Agent von Negierungsmwegen vor Gericht geftellt 
»wird, fo heißt es ftatt kann, er fol belangt werden.)e Der Juftiz 
minifter ift beauftragt diefen Beſchluß zu vollziehen. 

Am 9. Pluv. 10 erfchienen drei Negierungsbefchlüffe, vers 
möge welcher und zwar Nro. 1225 ber Generaldireftor der Dos 
mänen ermächtigt ift, die unteren Beamten dieſes Zweigs ohne 
Staatsrathsentfcheidung vor Gericht zu ftellen; Nro. 1226: ebenfo 
die Adminiſtration der Nationallotterie für alle ihr untergeordnes 
ten Agenten; und Niro. 1227 desgleichen die General-Adminiftras 
tion der Poften; ganz baffelbe wurbe durch einen Regierungsbefchluß 
vom 28. Pluv. 11 der General-Forftadminiftration geftattet; nicht 
minder durch Regierungsbefchluß vom 29, Therm, 11, Niro. 3088 
den Präfecten binfichtlich der Vorgeſetzten oder Angeftellten des 
Municipaloctrois, und 3089 dem Generals Direktor der Douanen 
gegen alle Zollangeftellte, 

Ein Staatsrathegutachten vom 4. Pluv. 12 erflärt, daß die 
Eivilftandsbeamten ohne Ermächtigung der Regierung vor Gericht 
geftellt werben koͤnnen. 

Ein Dekret vom 11. Suni 1806 über Organifation und Wirs 
fungsfreis des Staatsraths bezeichnet im Titel III das zu beob— 
achtende Verfahren, im Falle der Kaifer die Belangung eines 
Beamten verordnet. 

Das Dekret vom 9. Aug. 1806 läßt es in Anfehung der übris 
gen Fälle beim Vorigen. Doc find die Art. 2 und 3 noch merk 
würdig. Art. 2 fagt, daß der Zuftisminifter, wenn es einen Ber 
amten betrifft, der feinem Departement nicht angehört, dem Mis 
nifter dieſes Departements es anzeigen folle. Art. 3. Die Vers 
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fuͤgung des Art. 75 der Conſtitution hindert nicht, daß die Mas 
giftrate, welche mit Betreibung der Vergehen beauftragt find, fich 
von Vergehen der Beamten in Kenntniß fegen und alle Erkuns 
digungen erheben; allein ed darf in diefem Fall feine Vorladung 
oder Vernehmlaſſung gefchehen ohne vorgängige. Ermächtigung ber 
Regierung. 

Mas die Ablegung von Zeugniß wor "Gericht durch die Staates 
beamten betrifft, fo find die beftehenden Verfügungen in der Ges 
richtsordnung nachzufehen. 





10. Rang; Feierlichkeiten. 


Von aͤltern Verfuͤgungen hieruͤber ſind hier noch folgende 
anzufuͤhren: 

Das Dekret vom 24. Meſſ. 12 verfügt ausführlich uͤber oͤfent⸗ 
liche Feierlichkeiten, Rang, Civil» und militärifche Ehren; ift aber _ 
größtentheils nicht mehr anwendbar, wie folgender Inhalt anzeigt: 


Erfter Theil: vom Rang und Bortritt. 
Tit. 1. der verfchiedenen Behörden bei Öffentlichen Feierlichkeiten. 


Abfhnitt I, Allgemeine Verfügungen. 


Art. 1. Diejenigen, welche nach den Befehlen des Kaifers den öffentlichen 
Seierlichkeiten beimohnen, nehmen Rang wie folgt: 

Die franzöfifchen Prinzen, 

Die Großwürdenträger, 

Die Eardinäle, 

Die Minifter, 

Die Großoffiziere des Reichs, 

Die Senatoren in ihrer Senatorie, 

Die Staatsräthe auf Sendung, 

Die Grofoffiziere der Ehrenlegion, 

Die Divifionsgeneräle, in dem Divifionsbezirke, 

Die erften Präfidenten der Appellationshöfe, 

Die Erzbifchöfe, 

Der Präfident des Wahlcollegiums während der Sitzung, 

Die Präfecten, 

Die Präfidenten der Criminalgerichtshöfe, 

Die Brigadegenerale, 

Die Bifchöfe, 

Die Generalpolizeicommiffäre, — 
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Die Unterpräfecten, 

Die Präfidenten der Gerichte erfter Inftanz, 
Der Präfident des Handelsgerichts, 

Die Maires, 

Die Waffencommandanten, 

Die Präfidenten der Eonfiftorien. 


Art. 2. Der Senat, Staatsrath, gefebgebende Körper, das Tribunat und 
der Caffationshof nehmen nur Rang in jenen Geremonien, wozu fie vom Kaifer 
durch verfchloffene Briefe eingeladen werden, 

Ebendies gilt von den. Verwaltungs: und Gerichtöftellen in den Städten, 
wo der Kaifer anmwefend ift, 

In den andern Städten nehmen jene Stellen den Rang, wie nachfteht. 


Art. 5. In feinem Fall gebührt der Rang und die Ehren, weiche einem Kör: 
per bewilligt find, den Individuen, 


Art. 4, Wenn ein Körper oder einer der Beamten, die im erften Art. ge: 
nannt find, in feinem Amtslofal andere Körper oder Beamten zu Feierlichkeiten 
einladet, fo behält er feinen zugewiefenen Rang, und die Eingeladenen den 
ihrigen. 


Abfhnitt II. Von der Einladung zu öffentlichen Ceremonien, 


Art. 5. Die Befehle des Kaifers zu öffentlichen Eeremonien werden, wenn 
ed Firchliche find, an die Erz: und Bifchöfe, wenn bürgerliche, an die Prä— 
fecten gerichtet... - 


Art. 6. Wenn im Wohnfis deffen, der die Befehle empfängt, Beamte von 
höherem Range wohnen, fo begibt ſich jener zu dem des höheren Rangs, um 
mir ihm über Tag und Stunde übereinzufommen. 

Im andern Fall verfammelt er fchriftlich ale Beamten, deren Mitwirkung 
nur Vollziehung der Befehle des Kaifers nöthig ift. 


Abfhnitt IT, Reihenfolge der Uutoritäten, 


Art. 7. Die öffentlichen Autoritäten vereinigen ſich bei der Perfon, welche 
den erften Rang hat. 


Art. 8. Die Prinzen und übrigen im erften Artifek bezeichneten Perfonen 
gehen nach der dortigen Reihenfolge, fo daß immer der Erfte dem Rang nad) 
den Zweiten zur Rechten und.den Dritten zur Linken hat, u. ſ. f. 

Die Körper marfchiren in folgender Ordnung : 

Die Glieder der Appellationsgerichte, 

Die Offiziere vom Stab der Divifion, 

Die Glieder der Eriminalhöfe, 

Die Präfecturräthe, (der Generalfecretär jedoch mit den Präfecten), 

Die Glieder der Gerichte erfter Inſtanz, 

Der Municipalrath, 


p 
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Die Offiziere des Stabs des Plahtzes, 
Die Glieder der Handelsgerichte, 
Die Friedensrichter, 

Die Polizeicommiffäre.; 


Abfhnitt IV. Wie Autoritäten aufgeftellt werden. 

Art. 9. Sin der Mitte des Orts, wo die Feier gefchieht, ftehen foviel 
Site ald Prinzen, Großwürden und National:Autoritäten. Wenn Fein Prinz 
zugegen, bleibt der mittelfte Sis leer. Dann fommen die andern oben ge— 
nannten Perfonen. 

Art. 10. Gehen, bei Firchlichen” Feften ; nicht alle Perfonen in den Chor, 
fo werden die Glieder im Schiff aufgeftelft, nach dem Rang ihrer Chefs. 

Art. 11. Jedoch werden, durch Benehmen mit der Pirchlichen Bebörde, 
foviel Chorſtühle als thunlich vorbehalten, welche vorzugsweife für die Prä— 
fidenten und Profuratoren der Gerichte, die erften Offizieren des Stabes, den 
Dberoffizier der Gendarmerie, den Doyen und die nn der —— 
beſtimmt ſind. 

Art. 12. Die Feier beginnt nicht, bis die Autorität, welche den erſten 
Platz einnimmt, ſich geſetzt hat. Sie iſt auch die erſte, die ſich wegbegibt. 

Art. 13. Den verfammelten Autoritäten werden Begleidungen von Linien: 
truppen oder Gendarmerie gegeben, wie es im Zitel von den Militärehren 
verfügt ift. , 


Zweiter Theil, Militärifche und wirgerliche Ehren. 
Dieſer ganze, lange zweite Theil iſt nicht mehr anwendbar. 
Durch Dekret vom 16. Frim.” 14 wurde in Anfehung ber 


Specialgerichte beftimmt, daß die Nichtglieder der Criminalhoͤfe 


nach dem legten Richter diefer Höfe, unmittelbar vor .dem Genes 
ralprofurator fommen ; die Givilgerichtöglieder aber ihren gewoͤhn⸗ 
lihen Rang — 

Nach dem Dekret vom 11. April 1809 erhalten die Offiziere 
und Glieder der Ehrenlegion eine eigene Banf und folgen auf 
die Fonftituirten Behörden. . 

Das Staatsrathsgutachten vom 1. Juni 1811 beftimmt, daß 
ber Affifenpräfident den Platz des Griminalhofspräfidenten einnimmt, 
die Übrigen Glieder, fofern es Appellationsräthe find, ihm-folgen ; 
wenn ed aber Glieder des erften Inſtanzgerichts ſind, ihren ge⸗ 
woͤhnlichen Rang behalten. 


⸗ 
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11. Schreibmaterialen. 


Alle koͤnigl. Stellen und Behörden follen, gemäß koͤnigl. Res 
feripts, die Schreibmaterialien, foviel als thunlich, von inländifchen 
Fabrifanten Faufen. (Int. 1827, ©. 443). 


Viegtes Capitel, 
Geſetzgebungkals VBerwaltungsfade. 


Die Behörden, welchen Die gefeßgebende Gewalt beiwohnt, Koͤ⸗ 
nig und beide Kammern, haben wir oben fennen gelernt; besgleis 
chen den Wirfungsfreis derfelben. Die Gefesgebung felbft ents 
bält mehrere Momente oder Verrichtungen, die man wohl unters 
fcheiden muß: 1) die Initiative oder der Vorfchlag zu Gefegen, 
welcher dem Könige allein zufteht. Dies ſetzt die Vorbereitung eines 
Entwurfs voraus, welche ein Gegenftand der Verwaltung iſt; bie 
Vorberathung des Entwurfs gefchieht im Staatsrath, wie wir ges. 
fehen haben. Die Kammern können jedoch bei der Staatsregierung 
auf Vorlage eines Gefeßentwurfs über jeden beliebigen Gegenftand 
antragen. 2) Die eigentliche Gefeggebung ald Willensakt, wels 
che darin befteht, daß ein von dem Könige den Kammern vorges 
Iegter Gefegentwurf von dieſen berathen und mit oder ohne Abs 
Anderungen angenommen und fobann vom Könige fanctionirt oder 
betätigt werde. Hiemit ift das ‚Gefeß vollendet und gültig; 
aber noch nicht geltend, was erft 3) durch Verfündung dee Ger 
feßes gefchieht. Die unten folgenden Verordnungen beſtimmen, 
daß ein Geſetz als verkündet, fomit geltend zu betrachten fey, fos 
bald dad Amtsblatt, worin es fteht, den Behörden zugefandt wors 
ben, worunter wohl in ben Gemeinden die Bürgermeifter zu vers 
fteben ſeyn werben. 

Bon der eigentlichen Gefeßgebung muß man bad Recht Ber; 
ordnungen zu erlaffen wohl unterfcheiden. Hiezu ift die Mits 
wirfung der Stände nicht erforderlih. Die Verfaffung beftimmt 
hierüber nichts Näheres. Da aber die Befugniffe der Kammern 
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durch die SS. 2 bis 19 des Tit. VII der Verfaffungs-Urfunde bes 
ftimmt find, fo ergibt ſich, daß die Staatsregierung über alle Ges 
genftände, wozu die Zuftimmung der Stände nicht ausdruͤcklich 
burch die Verfaffung gefordert wird, und zur Vollziehung der Ges 
fege felbft die nöthigen Verordnungen erlafien kann. 

Die Ausübung dieſes Verordnungsrechts ift unter Die Staatsbe⸗ 
börden nach ihrem betreffenden Wirfungsfreis vertheiltz doch Eins 
nen eigentliche Verordnungen nur vom Könige oder der Staats» 
regierung felbft ausgehen. Die Kreisregierungen koͤnnen Polizei» 
und andere Verfügungen treffen. Die Land-Commiffariate faffen 
Beſchluͤſſe. Desgleichen die Bürgermeifter und Gemeinderäthe, 
welche letzteren ber Beſtaͤtigung der Land-Commiffariate bedürfen. 
Die Gerichte erlaffen in gewiffen Fällen auch Befchlüffe oder Or⸗ 
donnanzen in Beziehung auf ihren Dienft. Andere Staatsbehoͤrden 
fönnen wohl Dienftvorfohriften und Anweifungen geben, die für die 
untergeordneten Behörden verbindlich find; aber fonftige Verfügungen 
nicht treffen, welche für die Bürger verbindlih wären. 

Uebrigeng darf feine Verordnung den beftehenden Verfaſſt ungs⸗ 
und andern Geſetzen zuwiderlaufen. 

Nun wollen wir von den ältern und neuern Geſetzen und 
Verordnungen, welche ſich auf dieſe Materie beziehen, die noch gels 
tenden bier aufführen: 

Der Beihluß des Regierungs-Eommiffärd vom 5. Brümär 
7 (9. 15, ©. 21) hatte verordnet, daß alle deſſen Verordnungen 
und Befhlüje in den neuen Departementen zehn Tage nach ihrer 
Anfunft bei den Gentralverwaltungen in Kraft treten. 

Ein Befchluß der Conſuln vom 16. Prär. 8 verordnet, daß 
die Gefeß- Bulletins den Präfekten, von dieſen den Unterpräfeften, 
von diefen den Mairs zugefendet werden follen. Ein anderer Bes 
ſchluß vom 29. Prär. 8 beftimmt den Preis, deſſen Ertrag zur 
Beftreitung der Druds und Berfendungsfoften verwendet werden 
fol. Ein Gefeß vom 19. Frim. 10 ordnet dies genauer und über 
läßt den Druck der Drucderei der Republik. Merfwürdiger ift der 
Beihluß vom 5. ‚Bent. 10, welcher eine fortfchreitende Vebeſſe⸗ 
rung der Gefeßgebung bezwedt, und unten ſ. Gerihtsver 
faffung mitgetheilt werben wird. 
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Das Geſetz vom 14. Bent. 11 über Verfündigung, Wirkung 
und Anwendung der Gefete ift- in das fpätere bürgerlihe Geſetz⸗ 
buch aufgenommen, Art. 1 — 6. 


Ein Staatsrathsgutachten vom 25. Prär. 13 gehtdahin, daß 
die faiferl. Defrete in den Deypartementen verbindlich feyen, von 
dem Tag an, wo fie am Hauptort defjelben angefommen find, ges 
mäß dem Gefeß vom 12, Vend. 4, welches dieffeitS nicht publizirt iſt. 

Ein Defret vom 6. Suli 1810 lautet alfo: 

Gewinnfüchtige Spekulanten beeilen fich, Geſetze drucken und vertbeilen zu 
laffen, noch ehe solche vom gefebgebenden Körper angenommen worden; daraus 
entftehen fehlerhafte Ausgaben, welche die Partheien, ihre Anwälte und felbft 
Richter irre führen können: allein mit Unterdrücung eines folhen Mißbrauchs 
haben Wir Feineswegs die Abficht, Unfere Unterthanen des Vortheils zu be 
rauben, den Gegenftand der Senatsconfulte, Gefese und Verordnungen vom 
Ayueiblidean, wo fie angekündigt werden, wie bisher durch die Tageblätter Fen- 
nenzu lernen. Verordnen daher: 


1) Es ift Sederman verboten, Senatusconfülte, Gefebbücher, Geſetze und 
Verordnungen druden und vertheilen zu laſſen, ehe folhe ins Geſetzbülletin 
eingerüct und im Hauptort des Departements verkündet fiud. 


2) Die in Zuwiderhandlung erfcheinenden Ausgaben follen in Befchlag ge: 
nommen und durch das Zuchtpolizeigericht die Eonfisfation ausgefprochen wer— 
den, auf Antrag des Generalprofurators, 


Ein Defret vom 22. !Sänner 1811 enthält die beſondere Bes 
flimmung, daß eine Summe von fechstaufend Franken aus dem 
Ertrag der Gefetsbülletind, auf Antrag des nfpeftord der Drus 
derei, durch den Suftizminifter als Gratififation vertheilt werden 
fol — ohne Zweifel unter die Angeftellten der Druderei. 

Mancherlei Verfügungen in Bezug auf Bertheilung der Ge 
ſetz-⸗Buͤlletins enthält fodann das Dekret vom 25. Mai 1811. 

Endlich ein Staatsrathsgutachten vom 7. Jänner 1813 geht 
dahin, daß ferner das Biülletin die einzige authentifche Verkuͤndi⸗ 
gung der Gefete und Defrete fey. 

Bor dem Jahr 8, und zwar vom 21. Krim. 6 an, verkündete 
ber Regierungscommiffär der vier Departemente des linken Rhein: 
Ufers die Altern und Inufenden Gefege und Verordnungen, auf 
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deren Sammlung ſich der Beſchluß vom 9. Klor. 7 bezieht. Diefe 
Sammlung enthält 22 Hefte in 11 Bänden (nebſt 2 Heften 
Snhaltsverzeichniffen im 12. Band). 


Durch das Gefeg vom 18, Bent. 9 und den darauf erfolgten 
Negierungs-Befhluß vom 29. Meſſ. 9 wurden zwar die vier Des 
yartemente erjt definitiv mit Frankreich vereint; Doch beginnen 
die Geſetzbuͤlletins ſchon mit dem 1. Vend. 8, und bilden big zum 
5. Ergänzungstag 10 ein Ganzes für fich, Die fogenannten hundert Buͤlle⸗ 
tins. Von da an gehen die Buͤlletins fort bis zur Ruͤckkehr des 
Landes an Deutſchland. Jetzt verkuͤndete der General⸗Gouverneur, 
darauf die oͤſtreichiſch⸗bayeriſche und dann die bayeriſche Landes— 
Adminiſtration, zuletzt die jetzige Kreis-Regierung in den Amts⸗ 
blättern, vom Jahr 1818 an auch in Intelligenzblaͤttern ihre Vers 
ordnungen, fowie die neuern Geſetze. Diefe Blätter find die ein- 
zigen authentifchen Quellen. Im Jahr 1826 wurden die bloßen 
Verfündigungen von den amtlichen Verfügungen, die bis dahin mit 
jenen vermifcht in den Sntelligenzblättern erfchienen waren, getrennt, 
und in die Beilagen verwiefen. Vom Sahr 1831 an endlich ift 
das Amts⸗ und Spntelligenzblatt in diefer Weife vereinigt. 

Hier folgen nun die jegt gültigen Beftimmungen binfichtlich 
des Amts⸗ und Intelligenzblatted, und zwar die jüngfte zuerft: 


Verordnung v. 15. Dez. 1830 (Amtsbl. ©. 391): 


In Gemäßheit einer allerhöchſten Entfchließung vom 12. Juli l. 3. folt 
dad Amts: und Intelligenzblatt des NRheinkreifes, unter dies 
fem Zitel, vom 1. Januar 1851 angefangen, vereinigt erfcheinen. 


Daffelde wird alle Gefepe und Verordnungen, dann alfe amtlichen Be: 
kanntmachungen und Dienftesnachrichten enthalten, welche nach der Verordnung 
vom 12, Dezember 1817 (Amtsblatt Seite 627) bisher in beiden Blättern ge: 
theilt waren. 


Diejenigen Bekanntmachungen und Ankündigungen, welche in die Kategorie 
der Verordnungen und Dienftes:nftructionen gehören, und blos ein vorüberge- 


bendes Intereſſe darbieten, follen fortwährend in die Beilagen aufgenommen 
werden. 


Der Preis des vereinigten Amts- und ana an ara wird auf vier 
Gulden feftgefest. 


An die k. Behörden und Staatsbeamten, welche das Amts: und Intelli⸗ 
genzblatt biöher frei erhalten haben, wird folches auch fernerhin Foftenfrei, den 
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Gemeinden aber und benjenigen Pfarreien, welche es abzunehmen verlangen, 
gegen Entrichtung des Abonnements-Preiſes abgeliefert werden. 

Die k. Land: Commijfariate werden beauftragt, noch vor Ablauf des Jahre 
das DVerzeichniß der Gemeinden, und der fih in obigem Falle befindenden 
Pfarreien an die Erpedition des Amts: und Intelligenzblattes einzufenden, 
damit die Auflage daruach bemeflen werden kann. 


Den k. Notären, Advokaten und Steuereinnehmern ift ed frei geftellt, das 
Amts- und Antelligenzblatt für oben beſtimmten Preis zu halten, und man 
wird für diejenigen, welche noch vor Ablauf des Jahre ihre DBeftellungen 
machen, die Derfendung auf die bisherige Art beforgen laſſen; Beftellungen 
nad) folcher Zeit find wie von Privaten bei der nächftgelegenen k. Poftverwals: 
tung zu treffen. 

Inm Uebrigen bleiben die Beftimmungen der oben angeführten Verordnung 
vom 12. Dez. 1817 aufrecht. 


Die hier erwähnte Verordnung vom 12. Dez. 1817 (Amtsbl. 
©. 627) lautet alfo: 


Nachdem Se. Maj. der König die Vermehrung der Verwaltungs-Stellen 
im Nheinfreife bereits genehmigt haben, fo muß fich die Herausgabe der bie: 
herigen Bezirfs:Anzeigeblätter mit dem 1. Januar Pünftigen Jahres fchließen. 

Um daher dem Bedürfniffe eines öffentlichen Blattes zur Aufnahme amtli: 
cher Anzeigen, und der dem Publifum nothwendigen und nüsficheu Mittheilun: 
gen zu begegnen, hat man befchloffen, neben dem bisherigen Amtsblatte, vom 
1. künftigen Monats anfangend, ein eigenes Kreis = Intelligenzblatt verlegen zu 
laffen, und in den Städten Speyer, Frankenthal, Kaiferslautern, Zweibrücken 
und Landau die Herausgabe von Wochenblättern zu geftatten. 


Da hiedurch verfchiedene Mopdififationen der bisher hierüber beftandenen 
Verfügungen nöthig werden, fo wird feftgefebt wie folgt:, 


PArtiftell. 
Boom Amtshblatte 


1) Das Amtsblatt, zur Publication der Gefese und Verordnungen und der 
Dienfles: Nachrichten beftimmt, wird in derfelben Form, wie bisher, erfcheinen. 
Nach gefchehener Verfendung defelben an die Behörden wird der Inhalt nach 
$. 1 der Verordnung vom 25. Mai (Amtsbl. S. 31) als gefeglich publicirt an: 
genommen, *) 





*) Diefer $. lauter alio: „Alles, was in” dem Umtsblatt "eriheinet, wird nah ge⸗ 
ſchehener ZufendungTfan die königl. Behördenald !gefeglichTpubligirt angenommen, und es fann 
dagegen von Niemand die Entihuldigung der Unwiſſenheit eingewendet werden,’ 2 
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2) Der Preis des Amtsblattes wird für die Zukunft auf drei Gulden 
feftgefegt, welche halbjährig pränumerando zu bezahlen find. 

3) Die Verfendung des Amtsblattes an die k. Behörden, Pfarrämter 
und Gemeinden gefchieht wie bisher, jedoch von der Erpedition des Amts— 
und Intelligenzblattes, und die dafür zu entrichtenden Beträge werden von beit 
Bezirks: Kommiffariaten erhoben, und unmittelbar an diefe Erpedition einges 
fendet *). 

4) Die Verfendung an Privatperfonen gefchieht durch die k. Poſt-Behör— 
den gegen eine neben dem Abonnements:Preife halbjährig mit acht und zwanzig 
Kreuzer voraus zu erlegende Vergütung. 


5) Die Beftiimmung der allegirten Verordnung vom 23. Mai 1816, $. VIIT, 
in Hinficht der Aufbewahrung des Amtsblattes bei den Gratis = Empfängern, 
Stiftungen und Gemeinden, wird wiederholt zur genauen Beobachtung anem= 
pfohlen. 

6) Dagegen find durch die Beſtimmung sub Nro. 5 die Bezirkskaſſen und 
die Kreisfaffeider hierauf Bezug habenden Einnahmen und Verrechnungen für 
die Zukunft enthoben. 


Artitel I. | 
Vom Sntelligenzblatte des Rheinkreiſes. 


1) In dem Zutelfigenzblatte des Nheinkreifes werden unter-der Auffchrift 
»Antliche Artikel« alle Bekanntmachungen der adminijtrativen und Juftiz = Bes 
hörden, Vorladungen, Zwangs-Verſteigerungen, Polizei-Verfügungen, fo wie 
alte Bekanntmachungen aufgenommen, deren Einrüdung in ein öffentliches Blatt 
durch die Gefebe vorgefchrieben ift. 

Unter der Auffchrift »Nachrichten« werden darin die übrigen dem Publikum 
nothwendigen oder nüslichen Artikel und Notizen über gemeinnüsliche Gegen— 
ftände mitgetheilt werden. 

2) Diefes Jutelligenzblatt erfcheint vom 1. Fünftigen Monats und Jahres 
an, jede Woche zweimal, wenn hinlängliche Materialien vorhanden find. 

3) Der Preis für den ganzen Jahrgang des Intelligenzblattes ift auf zwei 
Gulden feſtgeſetzt, und muß von den Empfängern halbjährig voransbezahlt 
werden. 

4) Die Pflichtigfeit zur Abnahme des Kreis» Intelligenzblattes bleibt die: 
felbe, wie fie in Hinficht des Amtsblattes bereits feftgefest iſt. Ebenfo gefchieht 
die Vergütung des Preifes aus demfelben Fond, aus welchem das Abonnement 
des Amtöblattes beftritten wird. 


5) Die DVerfendung, fo wie die Erhebung der Beträge gefchieht nach den 





*) Die Erhebung gefchieht ſchon lange durch die Gteuerämter, 
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Beſtimmungen, welche oben Art. I Nro. 5 und 4 für dad Amtsblatt feſtge— 
fest find, A 

6) Alle Behörden und Partheien fiberfenden die Artikel, deren Bekannt: 

machung fie wünfchen, unter der Adreſſe: 
»An 
die Expedition des Amts: und Intelligenzblattes in Speyer.« 

Letztere in franfirten Briefen. 

Alle Bekanntmachungen, welche am erften MWochentage bereits eingefommen 
find, follen im Verlauf der Woche aufgenommen werden. 

7) Inſerate in Parthier nnd Privatfachen werden mit zwei Kreuzer für 
jede gebrochene Zeile honorirt, Die Erpedition wird hierüber Vormerkung 
‚halten, und die ausftehenden Beträge vierteljährig durch die k. Bezirks: Kom: 
miffariate einheben. 


Yrtilel IM. 
Bonden Wochenblättern. 


1) Die Wochenblätter find dem localen Bedürfniffe der Städte Speyer, 
Frankenthal, Kaiferslautern, Zweibrüden und Landau gewidmet, und nehmen 
nur Ankündigungen von Privat: Berfäufen, Vermiethungen und Polizei:Taren 
Diktualien:Preife, Anzeigen über die Gebornen, Getrauten und Geftorbenen, 
über angefommene Fremden, gefundene oder verlorene Sachen, und andere Ge: 
genftände von blos localem Intereſſe auf. 


2) Amtlihe Nachrichten dürfen darin nur auf befonderes Verlangen der 
- Behörden, und dann Eoftenfrei aufgenommen werden. 

5) Die Herausgabe der MWochenblätter bleibt Privat-Unternehmen, jedoch 
‚unter der Aufficht der königl. Bezirks-Commiſſäre. 

4) So wie daher Feine Verpflichtung zur Abnahme derfelben befteht, bleibt 
die Beftimmung des Preifes dem Verleger überlaffen. Nur darf er für die In— 
feration von Privat:Befanntmachungen nie mehr als drei Kreuzer für die gebro: 
chene Zeile anfodern. 

5) Die Wochenblätter müſſen vor ihrer Ausgabe mit dem Imprimatur 
des betreffenden Bezirks: Kommiffärd verfehen feyn, und es müſſen von jedem 
Blatte ſechs Eremplarien Foftenfrei an die Regierung eingefendet werden. 

Dom erften Fünftigen Monats ımd Jahres treten die gegenwärtigen Be: 
ſtimmungen in Wirfung, 
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Fünftes Capitel 
Staatsverträge. 





Alle vorhandenen Staatöverträge find unter den betreffenden 
Rubriken vorgetragen, nämlich Freizügigfeit, Vaganten und arme 
Kranke, Forftfrevel, Militärcartele, Gerichtsfoften, Handels⸗ und 
Mauthverbindung, wo man fie nachjehen kann. 

Hier iſt in flaatsrechtlicher Beziehung im — nur 
zu bemerken, daß dem Koͤnige verfaſſungsmaͤßig allein das Recht zuſteht, 
mit andern Staaten in Unterhandlung zu treten und Vertraͤge 
abzuſchließen. Dabei muͤſſen Haus und Familien- und andere 
Privatverträge von den eigentlichen Staatöverträgen wohl un 
terfchieden werden. Sene beurtheilen fih nad dem Privatfürftens 
recht und gehören nicht hieher. Staatöverträge werben durch 
das verantwortliche Staatsminifterium innerhalb der verfaf- 
fungsmäßigen Grenzen im Intereſſe des Staates verhandelt und 
gefchloffen. Verträge ber Handelsverbindungen, Auslieferung ber 
Deferteurd, Freizuͤgigleit, Behandlung der Vaganten, Beftrafung 
der Frevel in Grenzwaldungen u. f. w.gebören in diefe Kategorie 
Uebrigens haben Staatsverträge, auf verfafjungdmäßige Weiſe ge- 
Schloffen, für Volk und Staatsbehörden die Kraft der Gefege und 
müffen als folche beobachtet werden. 


——— 


Sechstes Eapitel. 
Zeitredhnung. 


Die republifanifche Zeitrechnung begann gemäß Gefe vom 4. 
Krim. 2 und 7. Fruct.3, den 22. Sept. 1792, ald dem Stiftungs⸗ 
tage der Republif, um 9 Uhr, 18 Minuten, 30 Secunden bed 
Morgens; jedes Jahr fing dann um Mitternacht ded Tages an, 
auf welchen die Tag- und Nachtgleichefür die Parifer Sternwarte fiel. 
Es war in zwölf Monate, jeder in drei Defaden oder Wochen 
von 10 Tagen getheilt, die uͤbrigen 5 Tage gehörten feinem Mo: 
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nate an und hießen Ergaͤnzungstage. Der; erſte Monat vom 22. 
Sept. bis 22. Oktober wurde Vendemiär, der zweite Brümär, der 
dritte Frimär, der vierte Nivofe, der fünfte Pluͤvioſe, der fechste 
Bentofe, der fiebente Germinal, der achte Floreal, der neunte Prä- 
rial, der zehnte Meffidor, der eilfte Thermidor, der zwölfte Fruc— 
tidor genannt. Die deutfchen Namen hiefir find: Herbitmonat, 
Nebelmonat, Reifmonat, Schneemonat, Regenmonat, Windmonat, 
Sproßmonat, Blüthemonat, Wiefenmonat, Erndtemonat, Higes 
monat, Obſtmonat. 

Das Senatsconfult vom 22. Fruct. 13 aber führte den gregorias 
nifchen Kalender wieder ein, fo daß die allgemeine Zeitrechnung 
am 1. Sänner 1806 (11. Nivofe 14) eintrat. 
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